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Vorwort 

zum  zweiten  Theile  der  Finanzwissenschaft. 


Die  Umstände  haben  mich  genöthigt,  den  nunmehr  fertigen 
zweiten  Theil  in  zwei  um  1^/^  Jahr  auseinanderlioj^cndon  Zeit{)uncten 
erscheinen  zu  lassen. 

Das  Kapitel  von  den  Gebühren  (S.  1 — 138)  ist  bereits  im  Juni 
1878  als  ein  1.  Heft  dieses  2.  Theils  herausgegeben  worden.  Ihm 
kann  erst  jetzt  das  2.  Heft  (von  S.  139  an)  folgen,  die  „allgemeine 
Steuerlehre'*,  welche  diesen  Theil  des  Werks  abschliesst. 

Je  länger  je  mehr  ergab  sich  mir  die  Noth wendigkeit  einer  im 
Wesentlichen  vollständigen  Neugestaltung  des  ursprünglichen  Rau'- 
schen  Werks,  nach  Plan,  Methode,  Form  und  Inhalt,  im  Ganzen 
wie  in  den  Einzellieiten. 

Auel)  der  Abschnitt  von  den  Gebühren  ist  von  Grund  aus  neu 
bearbeitet  worden.  Er  gehört  m.  E.  insofern  zu  den  formell  schwie- 
rigeren Partieen,  weil  die  Gebührenzweige  eben  Verwaltungszweige 
sind  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  dabei  in  zweiter  Linie  steht. 
Vieles  muss  daher  in  der  Volkswirthschaftspolitik,  der  Inneren  Ver- 
waltungslehre u.  s.  w.  seine  tiefere  Begründung  finden. 

Nach  der  Herausgabe  des  ersten  Hefts  dieses^  Theils  wurde 
meine  Arbeit  an  der  Finanzwissenschaft  im  Jahre  1878  und  1879 
längere  Zeit  durch  die  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  der  „Grund- 
legung'' unterbrochen. 

Meine  für  literarische  Arbeiten  verfügbare  Zeit  war  nach  wie 
vor  durch  meine  ukademische  Lehi-thätigkeit  eine  oft  nur  knapp 
b(>niossene. 
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Vorwort. 


Mit  der  Fortführung  der  Finanzwissenschaft  häuften  sich  die 
Schwierigkeiten  in  der  Bewältigung  und  methodischen  Yerarheitung 
des  Stoffs  immer  mehr.  Ich  habe  nun  auch  hier  in  der  Steuerlehre, 
gegen  meinen  Wunsch,  aber  von  meiner  innersten  Ueberzeugung 
getrieben,  eine  völlige  Neuarbeit  von  Orund  aus  vorgenommen 
und  mich  dadurch  gerade  in  diesem  zweiten  Theile  der  Finanzwissen- 
schaft jetzt  ebenfalls  von  Kau  ganz  emancipirt.  Zur  Motivirung 
dafür  beziehe  ich  mich  auf  das  Werk  selbst,  besonders  auch  auf 
manche  der  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten,  so  wie  auf  die 
Vorreden  zur  1.  und  2.  Auflage  der  „Grundlegung". 

Die  „allgemeine  Steuerlehre",  welche  ich  gegenwärtig  veröffent- 
liche,  ist  bei  Rau  und  den  früheren  Fi nanzschriftstellem,  mit  Aus- 
nahme Steinas,  noch  fast  ganz  unentwickelt  gelassen.  Das  durfte 
nicht  so  bleiben.  Wie  das  System  der  politischen  Qekonomie  einer 
umfassenden  „Grundlegung^^  bedarf,  so  in  der  Finanzwissenscliaft 
die  Steuerlehre  eines  eigenen  grundlegenden  Theils,  der  allen 
Erörterimgen  über  die  einzelnen  Steuern  vorangehen  muss. 
Einen  solchen  grundlegenden  Theil  habe  ich  in  diesem 
Bande  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  zu  geben  ge- 
sucht. Aehnlich  ist  Stein  in  seinem  grossartigen  Werk  über 
Finanzwissenschaft  —  dessen  hohe  Bedeutung  ich  bei  aUer  Kritik, 
die  ich  mir  erlaube,  vollauf  anerkenne,  s.  S.  142  —  vorangegangen : 
eine  höchst  werthvolle  Vorarbeit  für  mich,  von  welcher  sich  aber 
meine  eigene  Arbeit  nach  Anlage  und  Ausführung  doch  in  wesent- 
lichen Puncten  unterscheidet.  lieber  die  Abweicluingen  von  diesem 
becicutcndsten  Systonuitikor  und  Tlieoj'Ctikor  der  Finanzwissenschaft 
verbreiten  sich  die  Vorbemerkungen  der  Abschnitte  und  die  Noten 
vielfnoh. 

Eine  soIcIk^  „nÜL^emeine  Stouerlclire"  lüsst  sich  auch  als 
eine  „Theorie  der  Besteuerung"  bezeichnen,  wogegen  die 
„specielle  Steuerlehre"  dann  überwiegend  die  „Praxis  der 
Besteuerung"  ist  und  in  die  Finanzgesetzkunde  mit  übergeht. 
Wenn  ich  von  der  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines 
solchen  theoretischen  Theils  der  Steuerlehre  nicht  ohnehin  durch 
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meine  Stndien  und  durch  die  Erfabrunp^en  früherer  Zeit  und  anderer 
Länder  überzeugt  worden  wäre,  so  hätten  mich  die  Wahrnehmungen 
in  unserem  deutschen  Yaterlande  in  der  jüngsten  Zeit  darüber  zur 
Genüge  belehrt  Jener  Yerachtung  der  Theorie  von  Seiten  prao- 
tischer  Staatsmänner  stelle  ich  das  Wort  Royer-Collard's  ent- 
gegen, das  ein  so  ausgezeichneter,  freilich  ein  wissenschaft- 
licher Finanzpractiker,  wie  Baron  von  Hock  als  Motto  seiner 
Scimft  „üffeutliche  Abgaben  und  Sclinldcn^^  gewählt  hat: 

Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth 
haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn 
man  spricht,  und  was  man  tbut,  wenn  man  bandelt 
Es  hat  freüich  auch  bei  den  „Practikern"  seine  guten  Wege 
mit  dem  Auskommen  „ohne  Theorie".  Die  „Theorie"  fehlt  auch 
ihnen  nicht,  nur  dass  es  vollends  eine  ganz  einseitige  und  schiefe 
Theorie  zu  sein  pflegt,  auf  die  sich  solche  Practiker  stützen.  In 
einer  der  wichtigsten  practischen  Streitfragen  der  Besteuerung, 
derjenigen  über  Ertrag-,  Einkommen-  imd  dergL  Steuern  einer-, 
Yerbrauchsteuem  anderseits  oder  über  sogenannte  „directe"  und 
„indirecte"  Steuern,  darf  die  Nothwendigkeit  und  Berechtigung 
der  Yerbrauchsteuem  durchaus  nicht  so  verkannt  werden,  wie  es 
eine  Zeitlang  üblich  war.  Aber  die  gegenwärtige  Strömung  in 
gewissen  Kreisen  unserer  „Practiker^^,  möglichst  diese  Steuern 
auszudehnen,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  nach  der  anderen 
Richtung.  Leider  zugleich  eine  verhängnissvolle,  vor  Allem  in 
socialpolitischer  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  richtige  und  gerechte 
Yertheilung  der  Steuerlast  im  Yolke. 

Wahrnehmungen  dieser  Art  waren  es  auch,  die  mir  zeigten, 
dass  eine  blosse  Behandlung  der  speciellen  Steuerlehre,  wie  im 
Ganzen  bei  Rau  imd  den  Früheren,  den  an  die  Wissenschaft 
als  neutrale  Instanz  für  die  Beurtheilung  der  Praxis  zu  stellen- 
den Anforderungen  nicht  entspreche.  Nur  die  scheinbar  so  ganz 
„theoretische"  allgemeine  Steuerlehre  arbeitet  hier  auch  für  die 
Praxis  so  vor,  wie  es  sich  für  eine  einem  practischen  Gegenstand 
gewidmete  Wissenschaft  geziemt 
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In  der  folgenden  „aUgemeinen  Steuerlehre^  sind  nun  möglichst 

consequent  alle  hauptsächlichen  Principien fragen  der 
Besteuerung  im  systematischen  Zusammenhang  be- 
handelt worden  (s.  S.  167).  Die  specielle  Steuerlehre  hat  dann 
vornemHch  nur  die  Steuer  technischen  Seiten  der  einzelnen 
Steuern  zu  erörtern. 

Die  eingeschlagene  Behandlung  hat  eine  erhebliche  Er* 
Weiterung  des  Werks  nothwendig  gemacht.  Die  allgemeine  Steuer- 
lehre erreichte  mit  der  Gebührenlelire  den  Umfang  eines  Bandes, 
weshalb  der  zweite  Theil  der  Ilnanzwissenschaft  mit  ihr  abge- 
schlossen wurde.  Die  specielle  Steuerldire  und  die  Staatsschulden 
sind  für  einen  dritten  Theü  reservirt  worden.  Vieles,  was  Kau 
und  die  früheren,  theilweise  auch  noch  Stein  in  der  spedellen 
Lehre  behandeln,  ist  aber  von  mir  in  die  allgemeine  Lehre  herüber 
genommen  und  liier  unter  einheitlich  zusammenfassendem  Gesichts- 
puncte  erörtert  worden,  so  u.  A.  besonders  im  4.  Hauptabsdmitt 
.Ton  der  Steuerverwaltung  (S.  566  fP.). 

Ein  Anhang  „zur  Geschichte  und  Statistik  der  Besteuerung 
m  einzelnen  Llindem^  auf  welchen  ich  S.  388  und  S.  408  verweise, 
hat  nach  längerer  Erwägung  seinen  Platz  erst  im  dritten  Theile 
angewiesen  erhalten,  wozu  mich  freilich  auch  der  äussere  Grund, 
den  vorliegenden  Band  nicht  einen  noch  grösseren  Um&ng  gewinnen 
zu  lassen,  mit  bestimmt  hat. 

Li  Bezug  auf  die  Bearbeitung  des  ganzen  Lehrbuchs  der  poli- 
tischen Oekonomie  bemerke  ich,  dass  ich  mir  die  Beendigung  d^ 
Finanzwissenschaft  zur  nächsten  Aufgabe  gestellt  habe,  bevor  idk 
mich  wieder  zu  den  anderen  Theüen  wende. 

Charlottenburg  bei  Berlin,  25.  März  1880. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Drittes  Bach. 

Die  ordeutlichen  Eionahmen  der  Fiuaiizwirthsehaft. 


Fortsetzung. 

§.  276.  Einleitung.  Die  ordentlichen  EiDnahmen  der 
Finanzwirthschaft  zerfallen  in  finanzwissenschaftlicher  Hin- 
sicht nach  den  ErOrtenmgen  im  ersten  Bande  dieses  Werks')  in 
zwei  coordinirte  Hauptarten,  nemlich:  die  privatwirth- 
schaftlichen  oder  Dom  an ial einnahmen  oder  den  Priyat- 
erwerb  einer-  und  die  ataatswirthschaftlichen  Einnahmen 
oder  Auflagen,  oder  (im  weitesten  Sinne)  die  Abgaben  oder 
Steuern  andrerseits.   Der  Privaterwerb  ist  im  ersten  Bande  voll- 


1)  Im  Folgenden  werden  die  neueren  Auflagen  des  1.  Bands  ia  nachstehender 
Weise  citirt:  Die  5.  Auflage,  die  letzte  ?on  Rau  (1864),  als:  Kau,  Finanzwiss.  1; 
die  6.  Auflage,  die  erste  in  meiner  Neubearbeitung  (1872),  als:  Kau-Waguer, 
Fln.  I;  die  zweite  Auflage  dieeer  Kenbeatbeitong  (zugleich  die  7.  dee  uisprOng- 
liehen  Werks),  als:  Wagner,  Ein.  I.  Wegen  der  foimeUen  und  sachlichen 
Aenderungen,  welche  in  der  2.  Auflage  meiner  Neubearbeitung  gegen  die  erste  erfolgt 
sind,  citire  ich  bei  Verweisungen  regelmässig  die  betrelienden  Stellen  dieser  beiden 
Iteten  Auflagen,  zu  denen  der  jetzige  Band  der  Finanzwisaenscbaft  den  fem  ein- 
samen zweiten  Band  bildet.  Die  Verweisungen  auf  den  zweiten  Band  der  Hau'- 
sehen  Finanzwissenschaft  beziehen  sich  regelmässig  auf  die  letzte  Auflage,  die  ftlnfte 
(lä65).  Aeltere  Auflagen  Fon  Bau  werden  rorkommenden  Falles  speciell  genannt, 
von  den  anderen  Abthettnngen  des  Bau 'sehen  WeAs  etliie  ich  die  8.  (letzte)  Auflage 
der  „Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre"  (2  B.  1868—69)  als  „Bau,  Volksw.- 
S(  ]i  If^hre  I  und  II",  die  5.  (letzte)  Auflage  der  „Grundsätze  der  Volkswirthschafts- 
poUük'^  (2  B.  1862  —  63)  als  „Kau,  Volk8w.8ch.polit.  I  und  II."  Der  1.  Jiand 
der  W a gn e T -  19  a SS e 'sehen  foUstflndigen  Neobearheitang  des  Ran'schen  Lebibnchs 
der  polit.  Oekonomie  wird  bei  Verweisungen  von  mir  als  „Wagner,  Grundlegung^ 
(18T6)  bezeichnet.  —  Die  Paragraphenzahl  im  1.  Hände  weicht  in  der  2.  Aufl.  etwas 
von  meiner  1.  Menbearbeitung  ab,  indem  sie  dort  mit  §.  275.  hier  mit  §.  261  endet. 
In  diesem  3..  Bande  ftthre      die  Zahl  der  2.  Auflage  fort,  beginne  also  mit  §.  276. 

*)  Bnn-Wnf  ner.  Ein.  I,  §.  84  fil,  Wagner,  Fin.  I,  §.  129  IL  ^  Vgl  anch 
Bna,  Fin.  I,  §.  84iE 

A.  Wagaar,  liiaaswiMwaiehaft.  Q.  1 


Digitized  by  Google 


2 


3.B.  EiDleitaiig.  §.276 


Ständig  abgehandelt  wnnien.^)  Das  dritte  Buch  in  diesem  zweiten 
Bande  bat  es  mit  den  Auflagen  zu  thiio,  welche  thatsächlich  im 
modernen  Staats-  und  Gommimalhaiisbalt  das  Uebergewicht  haben 
und  im  Ganzen  aueb  mit  Reebi^) 

Die  Auflagen  tbeilen  sieb  infinanzwissensebafUieherBeziebnng 
wiederum  in  zwei  principiell  verschiedene  Arten,  in  die 
Gebühren  und  in  die  eigentlichen  Steuern  -  oder  in  die 
speciellen  und  in  die  allgemeinen  Steuern.^)  Diese  Unter- 
scheidung ist  schon  im  ersten  Bande  begründet  und  durchgeführt, 
und  ebendaselbst  ist  bereits  eine  Begriffsbestimmung  und  allgemeine 
Cbaracteoitik  beider  Alten  der  Auf  lagen  gegeben  worden.  Ali 
diese  Erörterungen  ist  jetzt  anzuknttpfen  und  wird  die  Lehre  von  den 
Gebflhren  und  den  eigentliehen  allgemeinen  Steuern 
in  den  folgenden  zwei  Kapiteln  dieses  dritten  Buchs  getrennt  ab- 
gehandelt.^) 


«)  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  117—261,  Wapncr,  Fln.  I.  §.  158—275.  Die 

formellen  Abweichnngcn  von  Rau  sind  in  deti  in  Note  2  citirten  Stellen  baidclmet 
und  begründet.  Sie  beziehen  sich  vornemlich  auf  die  Ausscheidung  einer 
eigenen  finanzwissenschaf tli ch en  Abtheilung  der  Einkünfte  als  „EiuicUufte 
aos  Hoheitsrechten'*  (Bau,  FId.  I,  §.  166—226).  Was  Rav  in  diätem  Abedmitt 
giebt,  ist  von  mir  theils  beim  PriFatenrerb  im  1.  Bande  abgehandelt  (Staatsberg-  und 
Sal/'^'-  iic.  Jaird  und  Fi^ichrrci,  Staatseispniialinen),  theils  wird  -  -  in  diesem  2.  Baude 
bei  den  Uübilhreu  (MUnze,  Post,  Telegraphie ,  Fahr-  und  Flosüiecht) ,  theila  bei  den 
dgentUcben  Stenern  (Salzrcgal,  Tabakregal  n.  8.  Bergirerksteueni,  Lotto)  eiOitefi 
Ueber  „Regalien''  in  der  Iicutigen  Finan/.wissenschaft  8.  RaQ- Wagner«  Fio.  I, 
§.  101,  109—116,  Wagner,  Fin.  I,  %,  141,  145—147. 

^  Ran-Wagner  I,  §.  117,  bes.  Wagner,  Fbl.  I,  §.  149  It,  155—157. 

Bau-Wagner  I,  §.  95,  106,  Wagner  I,  §.  186,  143. 

*)  Ran-Wagner  I,  §.95—116,  Wagner  I«  §.  136—147.  In  Beeeniionen  des 
1.  Bands  ist  gesagt  worden  (so  von  Samt  er  in  der  Augsb.  Allg.  Ztg.),  die  Stellang 
dieser  Abschnitte  im  System  soi  wohl  richtiger  im  2.  Bande,  vor  der  Gebühren-  und 
Steuerlehre.  Wegen  der  ^oth wendigkeit,  die  Classification  aller  ordentlichen  Ein- 
nahmen  im  Zosammenbang  fononebmen  iind  meine  Abweiebnngte  in  der  Anfitenng 
und  Begrenzung  der  einzelnen  Arten  von  Rau,  Stein  und  den  FMberen  m  be- 
gründen, vmrden  diese  Abschnitte  schon  in  den  1.  Band  gestellt. 

^  Unmittelbarer  Anschlnss  daher  an  Ban-WAgner,  Fin.  I,  §.  116a,  Wagner, 

Fin.  I,  §.  US. 
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Erstes  EapiteL 
Die  Gebühren.^) 

^)  Bau,  Fio.  I,  §.  227—246,  »Einkünfte  aus  Gel)übTeIl^  ab  S.  Abschidtt  nach 
tel  PiiTatenreTb  (1.  A.),  den  Einkilnften  aas  Hobeitsrecliten  (2.  A.)  und  ror  den  Steuern 

(4.  A.)  des  2.  Buchs  „Staatseinkünfte".  Dieser  Abschnitt  Rau's  über  die  Gebühren 
^nügt  nicht  mehr,  obwohl  Kau  mit  zuerst  das  Wesen  der  Gebühren  und  ihren  Unter- 
schied ¥oa  den  Steuern  richtig  erkannt  hat.  Es  fehlt  ihm  aber  die  scharfe  principielle 
SöheidoBiT  swischen  Gebühr  und  Steuer  (Yerkehrssteuer),  der  Stempel  wird  iiteht 
deuüich  genug  bloss  als  Erhebungs form  von  Abgaben  aufgefasst ,  in  der  Dar- 
stellung werden  Gebühren  und  Steuern  vermengt,  das  System  der  Gebilhi  en  ist  mangel- 
haft und  unFollständig.  Die  einzelneu  Abgaben  werden  mehrfach  falsch  beurtheilt,  so 
das  BegiBtar-Abgftbenvesen  (EnieglstremeBt  §.  236),  die  ErbwhafiBHgeblllir**,  §.  287. 
Aus  diesem  Abschnitt  Rau's  konnten  daher  nur  einzelne  wenige  Bemerkungen, 
statistische  Daten  u.  dgl.  benutzt  werden.  Er  ist  von  Grund  aus  neu  bearbeitet 
und  sehr  erweitert  worden,  obgleich  die  von  üau  hier  mit  behandelten  Steuern  (Ver> 
kehTBStoiiera,  Eiteobalteteiier)  noch  fbr  die  sp&tere  Steuerlebi«  zu  reserrireu  waien. 
Die  Ton  Kau  unter  den  Regalien  in  s.  2.  Abschn,  besprochenen  Einrichtungen  der 
Post,  Telegraphie,  Münze  sind  im  Folgenden,  soweit  sie  überhaupt  in  die  Finanz- 
wissenschaft gehören,  in  die  Gebührenlehre  einbezogen.  Für  die  principielle  Auf- 
fmang  und  Scheidiuiir  der  Gebttkren  einer-,  der  nibiigen  oidentiidien  Eümahmen 
andrerseits  ist  der  1.  Band  der  Keabearbeitang  zu  vei^leichen:  R.-W.  1.  Abschn.  d« 
2.  Buchs,  W.  1.  Kap.  d.  2.  Buchs,  wo  auch  bereits  die  Auseinandei-setzung  mit  den 
theilweise  übereinstimmenden,  theil weise  abweichenden  Auffassungen  und  Classificationen 
nndflner  AvtoroA,  wie  Umpfenbach^s,  t.  Hock's,  Bösobrasoff's,  besonden 
L.     Stein 's. 

Yergl.  über  Gebühren  im  Allgemeinen  mit  weiteren  Literaturangaben:  Rau- 
Wagner,  Fin.  I.  §.95—105;  Wagner,  Fin.  I,  §.  137—142.—  Von  Früheren: 
r.  Sonnenfels,  Fin.  Abschn.  lY,  „ron znfUL  Einkflnlton"  §.  III  ff.  (bes.  auch  Uber 
Abgaben  bei  Rechtggeadiftften ,  Eigenthumswecbflsl  n.  s.  w.,  —  also  Stenern,  mit 

manchen  rieht.  Bemerk.).  —  v.  Jacob,  Fin.,  handelt  über  das  Gebührenwesen  noch 
nicht  in  systematischem  Zusammenhang,  berührt  es  aber  an  verschiedenen  Stellen  seines 
Werlo.  Ihm  wie  Andern  prujudicirte  der  alte  ReKalbegriff.  Ygl.  I,  §.  321— S23  Uber 
die  Benntznng  der  Justiz  und  Polizei  als  Finanzquelle;  bes.  §.  687  ff.,  wo  ein  Theil 
der  sogenannten  Gebühren  und  mit  ihnen  etwa  verbundenen  Yerkehrssteuern  als  eine 
^zweite  Glasse  von  Consumtionsauflagen"  behandelt  wird,  mit  klarer  Hervor- 
hebnnf^  des  Gebtthrenbegrit&  und  des  üebergangs  der  Gebttbr  in  die  Steuer  In  §.  688. 
S.  anch  die  Erl&uter.  zu  §.  689  IT.,  S.  572  IT.  Danach  ist  Stein ,  Fin.  3.  A.,  S.  269 
zu  berichtigen.  Den  Stempel  als  eine  Erhebun  gsform  erwähnt  Jacob  richtig, 
aber  nur  ganz  kurz  in  U,  §.  1209,  1254,  in  dem  3.  Buche  von  der  Finanzverwaitung.  — 
Fulda,  Fin.  §.  132  ff.  (znfUl.  Eink.).  —  SohOn,  Fin.  S*  87,  Stempel  als  eine  der 
diel  Hauptformen  der  indirccton  Steoer.  —  f.  Malchns,  Fin.  I,  §.  31  (bei  den 
socr.  Fisci rechten),  bes.  aber  §.  62  ff.,  wo  wieder,  wie  von  v.  Jacob,  das,  was  wir 
heute  „Gebühren"  nennen,  als  eine  erste  Art  der  indirecten  Steuern  bezeidinet 
wird:  „seidie,  die  ftr  die  Benutzung  und  den  Genius  allgemeiner  oder  besondrer 
öffentlicher  Anstalten  oder  aus  Anlass  von  beiden  entrichtet  weiden"  (S.  299),  mit 
richtiger  Specialisirung  in  §.  63,  S.  301,  dann  §.  64,  nur  ohne  genügende  Scheidung 
von  Gebühr  und  Steuer.  Gleichwohl  ist  angesichts  dieser  Ausfüliruugcn  die  Bemerkung 
von  Stein  a.  a.  0.:  ,4n  den  Mheren  Werken  ron  Jacob,  Malchus,  Lötz  u.  A. 
kommt  kaum  das  Wort  (Gebtthr),  geschweige  die  Sache  vor"  ganz  unrichtig. 
J.  (i.  II  off  mann,  Lehre  v.  d.  Steuern  S.  22;  bes.  S.  417  Ii',  über  „Stempelsteuern" 
( Vcrkehrsstcuem  u.  Gebühren).  —  Von  Neueren:  ümpfenbach,  Fin.  I,  §.  22 — 44, 
„die  Gebührenerhebung*',  in  richtig  zusammenfassender  Behandlung  und  mit  richtiger 
lOnstellmg  sogen.  Hegalien,  wie  MOnze,  Post,  Tetegmph,  in  die  Gebührenzweige ;  über 
meine  etwas  abweich.  Behandlung  d.  Eisenbahnen  s.  meinen  1.  B.  u.  die  Bemerk,  im 
folg.  1.  Kap.  —  E.  Pfeiffer,  Staatseinn.  I,  TheU  Y,  S.  294—351,  sachlich  voU- 
ständiger  als  die  meisten,  aber  ohne  genügendes  System  und  in  der  Gesammtauffassung 
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einseitig,  Münze,  Post,  Telegraph,  auch  Eisenbahnen  im  vorausgehenden  4  Theil  unter 
den  „Monopolen"  (!).  —  v.  Hock,  öffentl.  Abgaben  §.  4,  §.  33,  34  „Entgelte  fUr 
besondere  Dienste",  (eine  von  Hbck's  3  „ürsteuern") ,  unterschieden  von  den  haupt- 
sAchlicben  Terkehrssteuem,  die  er  als  .^rverbsgebuhren"  (§.  31,  32)  behandelt.  <— 
Laspeyres,  Art  Staatswirthschaft  in  Bluntschli's  Staatswörterbncli  X,  95. 
Bergius,  Fln.  2.  A.  §.  49  > Sportein  und  Stempel),  §.  'MJ  (Steuern  verschiedener  Art), 
Post,  Münze  u.  s.  w.  unter  Kegalien,  —  keine  Spur  eines  wissenschaftl.  Systems.  — 
Eisenhart,  Kunst  d.  Bestener.  (Beil.  1868)  S.  9  ff.  (richtig  nnd  gnt).  —  A.  Held, 
Einkommensteuer,  Bonn  1'>T2,  S.  5  ff.  —  Maurus,  moderne  Besteuer.,  Heidelb,  1870, 
5.  Kap.  ,,Besteiionjiiü:  auf  «irnud  der  Benutzung  von  allgem.  Staatsanstalten"  S.  125  ff. 
(Gebtihren  u.  Steuern,  auch  Erbsteuer  zusammen).  —  M.  Wirth,  Nat.-OeL  Ii  (3.  A,), 
M9ff.,  Uber  Regale  514.  —  YgL  anch  K.  Walcker,  Selbstrerwalt.  d.  Stenenresens, 
Berl.  1809,  S.  5,  u.  §.  2,  —  Dann  Fr.  J.  Neu  mann,  progress.  Einkommenst.,  Leipz. 
1874,  Kap.  2  u.  3,  bes.  aber  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  Uber 
die  sogeuaimten  „Beiträge"  (s.  u.  §.  325).  —  AI.  Meyer,  Uber  Stempelsteuern,  iu 
Fancher's  Tolksv.  VierteljahiBchr.  1864,  III,  (YU),  M~80,  allgemeine  piincipielle 
Rechtfertigung  der  Stempelsteuern  als  gerecht,  weil  der  Staat  für  eine  Leistung  eine 
Gegenleistung  gewahre,  also  Betonung  des  Ge  bahre ncharacters  dieser  Stt  ueni,  aber 
mit  einseitiger  Uebertreibung ;  characteristische  Auffassung  der  Freihandelsschule. 

Die  bedeutendste  F5rderang  nnd  KUbrong  der  Gebtkhrenlehie  und  der  Lehre  von 
den  Verkehrssteuem  ist  L.  v.  Stein  zu  verdanken,  bes.  die  scharfe  Trennung  des 
Gebühren-  und  Steuerprincips ,  die  Ausscheidung  der  ,, Verkehrssteuern"  aus  den 
Gebühren,  die  Auffassung  des  Stempels  bloss  als  Erhebungsform.  Willkürlich 
bleibt  nnr  seine  nene  Regalien  lehre  nnd  die  Trennung  dieser  sogen.  Regalien  ron 
den  Gebühren.  (S.  dagegen  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  84  Note  b,  §.85  Note  a, 
§.  Sti  Note  a  nnd  b,  §.  Note  a,  §.  100  Note  g,  §.  101  Notea;  Wagner,  Fin.  I, 
§.  130  Note  3,  §.  131  Note  5,  ü,  7,  §,  137  N.  5,  §.  141  N.  19,  §.  142  N.  22);  ein 
Hauptdiftcrenzpunct  unserer  fnanzwlss.  Systematik.  Die  Bemerkungen  von  Sax,  Ter* 
kehrsmittel,  Wien  1878,  I,  85  Note,  gegen  mich  und  ftir  Stein  erkenne  ich  z.  Th.  als 
richtig  an,  nur  folgt  nicht,  wie  Sax  selbst  zugiebt,  dass  man  Stein 's  Auffassung  sich 
anschUessen  mUsse;  die  „regaiisirteu*'  Thätigkeiten  sind  Kategoriecn  des  positiFeu 
Reohts,  aber  die  Xännahmen  daraus  keine  selbständige  finanzvissenschaft- 
Ilche  Kategorie  mehr.  Meistens  gehören  sie,  wifi  ich  im  I.B.  schon  begründete,  zu 
den  Gebühren,  sonst  zu  den,  in  besondrer  Form  erhobenen,  Steuern.  Durchaus 
Stimme  ich  Stein  bei  in  der  Scheidung  der  Gebühren  und  (Verkehrs-)Steuern,  theil- 
ireise  auch  in  seiner  Theorie  der  VerKehrssteuem.  Aber  diese  Theorie  ist  zu  ein- 
seitig absolut  aufgestellt  und  bedarf  anch  in  ihrem  an  sich  richtigen  Kern  einer 
Correctur,  sowie  einer  weiteren  Ergänzung.  S.  darüber  u.  d.  Steuerlehre.  FUr  das 
folgende  1.  Kap.  von  den  Gebuhren  sind  die  3  Abschnitte  Stein 's  zu  vergleichen: 
S.  A.  Regalien  S.  229—264,  GebOhren  265—296,  Yeitehrsstener  519^33. 

Aus  der  fremden  Literatur  s.  A.  Smith,  wealth  of  nations,  5.  Bch.,  1.  Kap., 
2.  n.  8.  Abth.  pass.  u.  2.  Kap.  1.  Abth.  pass.  —  MiJl,  polit.  Oekon.,  Bch.  5,  Kap.  5. 
— ■•  Parlea,  trait6  des  impöts,  III,  165.  —  Leroy- B eaulieu,  traitö  de  la  science 
des  fin.,  Par.  1877,  I,  bes.  ch.  11,  Enregistrem.,  Stempel  u.  s.  w.  (ober  Post  u.  8.W. 
ch.  12).  —  Garnier,  fin.  ch.  10  (Enregistrem.  u.  Stempel).  Scharfe  Trennung  7on 
Gebühr  und  Verkehrssteuer  und  richtige  Auffassung  der  ersten  bei  den  Franzosen  noch 
nicht  erreicht.  —  L.  Gossa,  dem.  di  scienza  delle  iinanze,  2.  ed.  Mil.  1876,  S.  37  if. 
—  Eine  umfassende  werthvolle  Monographie,  mit  eingehender  Behandlung  der  Finanz- 
statistik, Gesetzgebung  und  Literatur  ist  \V.  B6sobrasoff,  impots  sur  les  actes.  in 
den  M/inoires  de  l'Acad.  de  St.  Pt'tersb.,  bes.  N.  1,  ISiitJ;  N.  2,  l<^ß7,  speeiell  über 
die  russischen  einschlagenden  Steuern.  Richtige  Betonung,  dass  die  Entwicklung  dieser 
Abgaben  mit  dem  Formalismus  des  Rechts  Hand  in  Hand  geht. 

Die  Gesetzgebung  s.  unten  in  den  Noten  der  folg^den  Abschnitte,  bes.  Note  1 
zu  Abschn.  2.  Sie  betrifft  vielfach  nach  der  g-emeinsamen  oder  gleichartigen  Er- 
hebungsform (Stempel  u.  s.  w.)  Gebühren  und  Verkehrssteuern  u.  dgl.  m.  zusammen, 
was  auch  das  wissenschaftliche  Veiständniss  sehr  erschwert  hat. 
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1.  AbsoliDitt 

Principe  Wesen  and  fintwicklimii;  der  Gebttiuren. 

$.  377.  Gebtthren  md  nacb  der  frttheren  BegriffsbestimmiiDg 
Abgaben }  welebe  Ton  Einzelnen  oder  Gruppen  ron'  Einzelnen  als 

ein  specieller  Entgelt  eines  ihnen  vom  Staate  (Sclbstverwal- 
tungskörper  u.  s.  w.  —  oder  allgemein :  von  einer  „Zwangsgemcin- 
wirthschaft"^))  geleisteten  Diensts,  oder  einer  durch  sie  verursachten 
Aasgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübung  einer  Staatsthätigkeit 
in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig  bestimmten  Weise 
and  normirten  Höhe  erhoben  werden/'.*) 

Die  principielle  Berechtigung  von  Gebflbren  liegt  im 
Wesen  nnd  in  den  Wirkungen  vieler  Staatstbätigkeiten,  das 
th atsächli che  Vorkommen  von  Gebühren,  die  geschicht- 
liche Entwicklung  derselben  und  die  Einrichtung  des 
Gebübrenwesens  hängen  eng  mit  den  herrschenden  An- 
Bcbannngen  über  Recht,  Staat,  Gesellschaft  und  Volks- 
wirthschaft  und  mit  den  Zuständen  in  denselben  zusammen 
und  wechseln  daher  mit  diesen  Anschauungen  und  Zuständen. 
Insofern  sind  die  Regeln,  welche  in  der  Lehre  von  den  Gebühren 
aufzustellen  sind,  nicht  absolute,  sondern  zeitlich  und 
örtlich,  historisch  relative. 

Wie  bereits  im  ersten  Bande  bemerkt  wurde,  ist  indessen  die 
Lehre  von  den  Gebühren,*)  daher  auch  die  Geschichte  der- 
selben nur  in  nebensächlicher  Hinsicht  ein  Gegenstand  der 
Finanzwissenschafi  Gebtthrenlehre  und  Gebtthren- 
geschiehte  knüpfen'  vielmehr  aufs  Engste  an  die  Lehre  und 
Geschichte  derjenigen  öffentlichen  Einrichtungen,  Anstalten  und 
Thätigkeiten  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  an,  welche  zur 
Erhebung  von  Gebühren  die  Möi^lichkeit  und  den  Anlass  gewähren. 
Insbesondere  ist  daher  die  genauere  Geschichte  des  Gebühren- 

*)  Wagner,  Gruadleg.,  Kap.      Abschn.  10. 

«)  Bau- Wagner,  Fin.  I,  §.  96.    Wagner,  Pin.  I.  §,  1S7.  —  Bau,  Pin.  I, 

§.  227 :  «.Gebühren  werden  bei  solchen  Gelegenheiten  gefordert,  wo  der  einzelne  Baiger 

mit  einer  Staatsbehörde  oder  einer  wesentlichen  Staatsanstalt  (im  Geji-ensatz  zu  einem 
blossen  Staatsgewerbe)  in  eine  gewisso  besondre  Berührung  kommt.  Sie  können  als 
eine  besondre  Vergütung  far  den  AnfVand  angesehen  ireTden,  welchen  die  Staats^ 
gewalt  bei  irgend  einer  Veranstaltung:  zu  machen  hat,  und  haben  iusofcrn  mit  der 
Bezahlung  für  geleistete  Privatdienste  Aehnlirhkeit."  —  Stein  3.  A.  S.  2(iH  (wo  sir'li 
gleich  bei  der  Be^ritTsbcstiDunung  der  Gebahr  die  ünhaltbarkeit  und  Wilikuhr  der 
Ausscheidung  der  Hegalien  ergiebt). 
*)  Bw-W.  l.  §.  108.  W.  I,  §..142. 
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weMiiB  ein  Theil  der  Gesehiehte  des  GerichtsweseiiBi  des  Beamtm- 
thfims  und  der  gesammten  Staats-  und  OommnnalrerwaltiiDg,  iL  A. 
namentlich  im  Gebiete  der  Poliatei,  des  Unterriehtswesens,  des  Ver- 
kehrswesens and  der  Volkswirthschaft  überhaupt.  Der  Znsammen- 
hang zwischen  dem  GebUhrenwesen  und  der  Einrichtung  der  Ver- 
waltung ist  dabei  so  eng,  dass  sich  die  Geschichte  des  ersteren  zu 
einer  Geschichte  der  letzteren  erweitern  muss,  damit  aber  aus  dem 
Rahmen  dieses  Werks  hinansfälit.  £s  muss  daher  hier  an  einer 
Darstellnng  in  wenigen  Gmndzügen  genttgen. 

Auch  die  eigentlichen  P r in cipienf ragen  des  Gebflbren- 
wesens  sind  nnr  vn  einem  kleinen  Theil  in  der  Finanzwissenschaft 
zu  behandeln.  Sie  gehören  vielmehr  in  die  Politik  und  in  die 
Verwaltungslehre.  Denn  nach  den  Grundsätzen,  welche  in  der 
Justiz  und  Verwaltung  herrschen  und  herrschen  sollen,  ist  zu  ent- 
scheiden, ob  und  welche  Gebühren  erhoben  werden  sollen.  Kach 
der  Systematik  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonomie  muss 
daher  die  Erörterung  an  dieser  Stelle  auf  die  ganz  allgemeine 
Frage  nach  der  principiellen  Berechtigung  von  Gebtthren  sich 
beschi^nken.  Die  Lehre  Yon  den  auch  finanziell  besonders  wich- 
tigen Rechtsgebühren,  welche  freilich  geschichtlich  und  that- 
sächlich  in  der  Praxis  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  auch  in  der 
Theorie  mit  gewissen  Verkehrssteuern  vermengt  sind,  gehört 
in  die  Justizverwaltungslehre;  die  Lehre  von  den  Ver- 
waltungs gebühren,  welche,  meist  in  der  Form  von  Stempehiy 
bei  gewissen  Thätigkeiten  öffentlicher  Behörden  für  Einzelne  erhoben 
werden,  in  die  Allgemeine  Verwaltnngslehre;  die  Lehre 
von  den  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebtthren  in  die  Innere 
und  in  die  Wirthschaftliche  Verwaltung  sichre.  In 
letzterer  sind  namentlich  die  Gebühren  des  Verkehrswesens 
in  principieller  Beziehung  näher  zu  behandeln.  HierfUr,  sowie 
für  einige  andere  Gebtlhren  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung 
ist  anf  den  dritten  und  zum  Theil  auch  auf  den  vierten  Band  des 
Lehrbuchs  (in  der  Neubearbeitung)  zu  verweisen. 

L  —  §.  278.  Die  principielle  Berechtigung  der  Ge- 
bühr e  u.  Alle  Thätigkeiten  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper sind  nur  gerechtfertigt,  soweit  sie  ein  „öffentliches" 
Interesse  bilden.  Wenn  auch  im  historischen  Staat  gegen  diesen 
Grundsatz  vielfach  Verstössen  worden  ist^  so  geht  doch  die  Tendenz 
bei  unseren  modernen  Culturvölkem  darauf  hinaus ,  die  „öffent- 
lichen Thätigkeiten''  auf  die  FttUe  eines  „öffentlichen  Interesses'' 
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m  besehribiken  md  sie  «ndcMcitB  immer  mehr  auf  sokhe  atumi- 
deheen,  d.  h.  immer  mebr  das  Mitspielen  eines  öffentlioben 

Interesses  auch  bei  bisherigen  Thädgkeiten  der  Privatwirthschaften 
anzuerkenneü.  Viele  solche  Thätigkeiten  berühren  aber  zugleich 
Privatinteressen,  kommen  Privaten  in  besonderem  Maasse  zu 
Gate  oder  werden  einzeln  von  diesen  speciell  verursacht.  In- 
sofern nnd  in  diesem  Umfang  sind  Gebühren  als  Entgelte 
prineipiell  gerechtfertigt  imd  nach  den  Forderangen  der  vertheilen- 
den  Gerechtigkeit  zu  verlangen.  Demgemäss  waltet  daher  hier 
der  priTatwirthschaftliehe  Grundsatz,  dass  der  „Leistung"  eine 
specielle  „Gegenleistung"  entsprechen  soll,  statt  des  gemein- 
wirthschaftüchen  Entgeltlichkeitsprincips  ob,-^)  nur  dass  über  die 
Art  nnd  Höhe  der  speoieUen  Gregenleistang  einseitig  die  iStaats- 
gewait  .ent^shmdet 

Die  tiehtige  Entwieklnng  der  Gehtthren  mnss  mithin 

von  dem  Grundsatz  beherrscht  werden:  je  mehr  die  Thätigkeiten 
des  Staats  u.  s.  w.  sich  in  ihren  Wirkungen  als  d iff erentiale 
Vortheile  von  ökonomischem  Werth  nachweisbar  zu  Gunsten  Ein- 
zelner niederschlagen,  desto  allgemeiner,  desto  mehr  und  desto 
höhere  Gebühren  müssen  sich  an  diese  Thätigkeiten  anknüpfen; 
nnd  umgekehrt,  je  mehr  das  Moment  des  öffentlichen  lüteresses 
Toransteht  nnd  die  Differentifrang  der  Vortheile  (nnd  eventnell:  der 
Kostenprovoefttionen)  yerschwindet,  desto  seltener,  desto  weniger 
und  desto  niedrigere  Gebühren.  Im  ersten  Falle  daher  Ueb er- 
gang des  Gebührenprincips  in  das  privatwirthschaftliche 
oder  Gewerbsprincip,  eventuell  in  das  reine  Regalitäts- oder 
ßteuerprincip;  im  zweiten  Fall  in  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  oder  wenigstens  Annäherung  an  dasselbe.^)  Anderseits 
aber  aneh  umgekehrt  Uebergang  des  Gewerbsprincips  nnd  des 
Stenerprincips  in  das  Gebihrenprincip,  wenn  nnd  soweit  als  eine 
Thätigkeit  im  afifenlilehen  Interesse  den  Privatwirthsehaften  entzogen 
nnd  an  den  Staat,  die  Gemeinde  u.  s.  w.  übertragen  wird. 

Im  fortschreitenden  Volke,  dessen  Volkswirthschaft  regelmässig 
immer  gemeinwirt^sohaftlicher  oder  „commnnistiseher^' 


*)  Wagner,  Grundleg.  §.  116. 

•)  Die  Scheidung  dieser  leitenden  Finanzprincipicu  ist  für  die  Klarstellung  der 
eebulmidehre  besondew  wichtig.  S.  K.-W.  I,  §.  89—91 ;  W.  I,  §.  133.  S.  auch 
S  ax,  Tttit&niiiittel  I,  80,  84,  mit  ein«f  Beiichtfsiuis  meiner  Theorie  in  Bezog  tof 
Yeikeliiffrenii,  di^  ich  thetlveise  Mceptiie. 
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wiid,^)  miu»  sich  daher  das  GebflhreiiweBeii  in  Staat  nnd 
Gemeinde  ausdehnen,  die  Gebflhrentaxe  nnd  der  Ge- 

btthrentarif  tritt  an  die  Stelle  des  Oonenrrenzpreises, 

indem  auch  in  der  materiell  wirthschaftlichen  Sphäre  gemeinwirth- 
schaftliche  die  Stelle  der  privatwirthschaftlichen  Thätigkeit  ein- 
nimmt;  z.  B.  im  Verkehrs-^  Versicherungg-,  Bankwesen,  in  Anstalten 
fOr  locale  Gremeinbedttrfnisse  materieller  Art.  Zugleich  aber  wird 
mit  dem  immer  stärker  gemeinwirthBchaftlichen  Chaiaeler  der  Volks- 
wirthsehaft  die  Yertheilnng  der  Vortheile  der  Staats-  nnd 
Gommnnalihätigkeiten  immer  gleiehmässiger  fttr  Alle  nnd 
bei  den  Einzelnen  nnmessbarer,  weshalb  das  Gebtthrenwesen  theils 
mehr  auf  bestimmte  Kategorieen  von  Thtitigke iten  be- 
schränkt und  in  seinen  Sätzen  ermässigt  wird,  theils  ganz 
fortfällt  Das  Gebührenprincip  muss  also  dem  Princip  der  reinen 
Ausgabe  weiehen  nnd  die  Finanzwirthschaft  insofern  eben  des- 
halb immer  mehr  reine  Stenerwirthsohaft  werden:  eine 
finanzwirthsehaftliehe  Entwieklnng,  welche  die  begleitende 
Folge  der  mehr  gemein  wirthschaftlichen  statt  der  rein  priya^ 
wirthschaftlichen  Organisation  der  Volköwirthschaft  ist  und  sich 
durch  das  Zurücktreten  des  Grundsatzes  von  „specielier  Leistang 
und  Gegenleistung^^  im  Steuerwesen  offenbart. 

Mit  diesen  prinoipiellen  Postulaten  für  die  richtige  Entwicklung 
des  Gebtthrenwesens  stimmt  die  thatsächliche  fintwicklangsgeschicbte 
des  letztere  anch  tiberein:  d.  h.  bei  aller  Verschiedenheit  der  ein- 
wirkenden Umstände  —  nicht  am  Wenigsten  anch  der  jeweiligen 
Finanzlage  — ,  welche  in  einer  concreten  Zeit  und  bei  einem  be- 
stimmten Volke  mit  entscheiden,  dringt  schliessUch  doch  bei  den 
Culturvülkern  eine  Gestaltung  der  Finanzwirthschaft  und  speciell 
des  Gebührenwesens  durch,  welche  mit  obigen  Postulaten  in  Ein- 
klang steht.  Es  ist  dies  eine  Folge  der  modernen  Staatsidee 
nnd  Auffassung  der  Staatsanfgabe,  sowie  nenerdings  der 
organischen  Staats-  nnd  Wirthschaftslehre  im  Unter- 
schied von  mittelalterlichen  nnd  antiken  Anschauungen 
und  von  Lehren  der  rein  individualistischen  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  der  Smitb'scben  Nationalökonomie. 


^  Für  alle  dieee  Finanzfragea  ist  la  die  principielleii  Hauptfragen,  weldie  ddh 
anf  die  Organisation  der  Yolkswirthschaft  bezidien,  anzaknttpfen.    S.  dabtf 

meine  Grundleg.,  bes.  Kap.  3  u.  4,  z.  B.  §.  171.  Dann  meine  „Comninnalsteuer- 
frage"  (Leipz.  u.  Ueidelb.  bei  C.  F.  Winter,  1878),  bes.  Abschu.  II,  u.  A.  S.  Id,  39. 
Aach  unten  §.  'S25. 
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IL  —  §.  279.  Das  thaisftchliche  Vorkommen  and 
die  Entwieklnngsgesehlchte  des  Gebtthrenwesens.*)' 

In  der  antiken  und  der  mittelalterlichen  Anschauung  fehlt  jene 
enge  organische  Verbindung  zwischen  dem  Staat  und  den  Individuen, 
in  welcher  der  Staat  als  nothwendige  Existenz-  und  Gedeihens- 
bedingung der  in  ihm  vereinigten  bürgerlichen  Gesellschaft  und 
jedes  Jäinzelnen,  als  Theils  dieses  Ganzen,  erscheint,  daher  andi 
ffljr  diese  Gesellschaft  und  die  Einzelnen  Etwas  leisten  soll  und 
wirklicli  leistet  In  der  alten  Welt  wird  der  Staat  zum  Selbst- 
zweck emporgeschranbt,  das  Gedeihen  der  Indi?idaen  ist  für  ihn 
untergeordnet  und  wird  die  Privatsache  eben  der  Individuen.  Im 
Mittelalter  geht  umgekehrt  der  Staatsbegriff  selbst  verloren, 
Alles  löst  sich  in  Einzelbeziehungen  und  bestimmt  unter  sich  und 
mit  der  Sphäre  des  Staatsoberhaupts  abgegrenzte  Rechtssphären 
Ton  Ständen,  Coiporationen  nnd  Individuen  auf.  Wo  überhaupt 
ein  Staat,  da  ist  zwar  auch,  wenn  auch  noch  so  unansgeblldet,  ein 
Rechts-  und  Machtzweck  desselben  zu  constatiren.  Aber  im  antiken 
nnd  mittelalterlichen  Staat  leitet  man  daraus  noch  nicht  unmittelbar 
einen  Anspruch  der  Individuen  auf  Schutz  und  Sicherheit,  welcher 
dann  eine  entsprechende  Staatsthätigkeit  zu  Gunsten  der  Individuen 
im  einzelnen  Fall  ohne  Weiteres  mit  sich  brächte,  ab.  Selbst 
ein  Cultnr-  und  Wohlfahrtazweck  wird  in  gewissen  Thätigkeiten 
aueh  des  unentwickeltsten  Staats  erkennbar  sein.  Aber  noch  weni^ger 
als  bei  dem  Becbtszweck  wird  hier  im  Volksbewusstseui  ein  An- 
spruch des  Indiridnums  auf  üntersttttzung  und  eine  bezügliche 
Pflicht  zu  einer  EinzelthUtigkeit  des  Staats  dem  Indiriduum 
gegenüber  gefolgert,  wenngleich  in  Griechenland  und  Rom  einzelne 
„öffentliche  Thätigkeiten",  wie  Schauspiele  und  Aebnliches,  vor- 
kommen, die  zwar  für  das  Volks-  und  Staatsganze  bestimmt,  doch 
den  Atomen  dieses  Ganzen,  den  Individuen  Genüsse  bieten.^)  Wo 
im  antiken  und  mittelalterliehen  Staat  eme  öffentliche  Thätigkeit 
ein  Individualinteresse  berührt,  da  ist  das  mehr  eine  zufällige  bö- 
gleitende Folge,  nicht  der  eigentliche  Zweck  der  Thätigkeit.  W^nn 
diese  Thätigkeit  dann  aber  speciell  vom  Einzelnen  beansprucht  und 
für  ihn  geleistet  oder,  wie  bei  Vergehen,  durch  sein  Verhalten 

^)  Vgl.  für  das  Folgende  die  moderne  Staatsauffassung,  besonders  vom  volksvirth- 
sebAiffielieii  Stsndpimete  am,  in  Wagner,  Ornndleg.  Kap.  4.  Uebei  die  Staatszireche 

daselbst  §.  165  £   Idi  mnss  mich  hier  in  der  Finanziriflsonschalt  vielfach  auf  die 
principiellen  Erörtemngen  in  der  (irnndleg-un^  beziehen ,  meine  specielle  Aaffossnilg 
aber  hier  unter  fiezagoahme  auf  die  (irundlegung  als  bekannt  roraussetzen. 
*)  S.  meine  Gnuidleg.  §.11,  Note  7. 
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BOÜimndig  gemacht  wird,  dann  eisoheint  auch  eine  spedelie 
GegenleistOBg  des  IndiyidamnB  flelbstFenOndlieh  und  wM  legpel^ 
mllssig  verlangt Erst  das  moderne  Bewnsstsein  bat  sieh  nach 

und  nach  zu  der  principiellen  Forderuug  vou  solchen  öffentlichen 
Thätigkeiten  auch  im  Gesells cb afts-  und  im  Individual- 
interesse erhoben,  welche  ohne  specieile  Vergütung  des  Ein- 
zelnen von  Diesem  frei  genossen  und  ans  den  allgemeinen 
Rinnahmen  bestritten  werden. 

Diese  Verscbiedenbeit  der  Anscbannngen  spiegelt  sieb  in  den 
Zuständen  des  antiken  und  mittelalterlichen  Staats  einer-  und 

des  modernen  Staats  andrerseits  ab:  jenen  Staaten  fehlt  factiseh 
ein  grosser  Theil  der  modernen  Staatsthätigkeit.  Entweder  gänzlich, 
indem  die  bezüglichen  Bedürfnisse  —  namentlich  Gemeinbedttrf- 
nisse^^)  —  nach  dem  Stande  der  Cultiir  und  der  Technik  noeb 
gar  nicht  vorhanden  waren;  oder  die  Bedflrftiisse  werden  notlk 
ganz  dnrcb  Privatthfttigkeit  befriedigt.  Nnr  bat  der  engste  T&nm- 
liebe  Gtemeinscbaftskreis,  die  Ortsgemeinde,  mitunter  statt  des 
heutigen  Staats  intervenirt,  oder,  wenn  sie  im  Wesentlichen  mit 
dem  „Staate"  zusammenfiel,  wie  im  Alterthum  und  Mittelalter  so 
vielfach,  so  bildete  sich  bei  ihr  die  bezügliche  öffentliche  Thätigkeit 
zuerst  als  Communalsache  aus,  wodurch  dann  die  Annäherung 
an  moderne  Gestaltungen,  z.  B.  un  Gebiete  des  Wege-,  MariLt-, 
Scbul-^  Sanitätswesens,  erfolgte. 

§.  280.  In  finanzieller  Hinsicht  erklärt  diese  Verschieden- 
heit der  antiken  und  mittelalterlichen  von  den  modernen  An- 
schauungen und  Zuständen  zweierlei: 

1)  Einmal  den  viel  geringeren  Umfang  der  frtiberen 
Finanzwirtbscbaft,  sowohl  des  Staats  als  aller  anderen  ähnlichen 

Körper,  besonders  der  Gemeinde.    Da  gleichzeitig  die  privat- 
wirthschaftlichen  Einnahmequellen  noch  relativ  bedeutender 
waren,  so  konnte  vollends  alles  Steuerwesen  wenig  entwickelt 
und  die  eigentliche  Steuer  ftlr  Ausnahmefälle,  wie  Eoieg,  ^ 
vorbehalten  bleiben. 


Vergl.  z.  B.  über  Athen:  Böckh,  Staatshaush.,  Bach  3,  §.  9—12.  Darüber 
UDten  in  Kote  14.  —  Die  Verhältnisse  im  luvmaiui.  Stuto  in  Enginnd  im  lüttel- 

alter  waren  auf  dem  Gebiete  des  Gerichtswesens  mit  besonders  vielen  Missbräuchen 
verbunden.  Aber  die  ganze  Anscliauung,  welche  in  den  vonYocke  angeführten  Bei- 
spielen sehr  prägnant  hervortritt,  ist  doch  typisch,  b.  dessen  (icbch.  d.  bht  bt^uern, 
8.  201  £  YsL  IL  eben&Us  Note  14. 

Gnindleg.  Kap.  9«  Abschn.  6. 
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2)  Sodann  ergiebt  sieh  für  alles  frühere  Stenerweseui  — 
soweit  dassdbe  die  ToUbereehtlgten  Bürger  nnd  A*eie  Fremde  betraf, 

also  nicht  einfach  auf  dem  Princip  der  Gewalt  über  und  der  ohne 
Gegenleistung  bleibenden  Ausbeutung  von  unterworfenen  Landes- 
bewohnem  u.  dgl.  m.  beruhte  —  im  Ganzen  ein  gebührenartiger 
Character  und  zwar  in  doppelter  Weise:  auch  die  eigent- 
lichen Steuern  vermischen  sich  mit  gebührenartigen  Elementen, 
oder  m.  a.  W.  die  Auflegung  der  Steuer  wird  mit  nach  dem 
Gesiehtspunete  des  Gebfibreuprincips  motivirt,  ein  Characterzug,  der 
noch  heute  in  dem  sogen.  Zwecksteuersystem,  besonders  y(m 
Gemeinden  und  Communalverbänden,  sich  einigermasseu  erhalten 
hat;  ferner  ein  eigentliches  Gebtihrenwesen  bildet  sich  aus, 
entartet  aber  vielfach  zu  eigentlichen  und  dann  oft  recht 
unpassenden  Steuern  (in  Form  von  Finanzregalien  und 
dergleichen  mehr). 

§.281.  Die  Entwicklung  des  Gebflhrenwesens  ist  nun 
auch  in  doppelter  Weise  yor  sich  gegangen: 

1)  Die  allmälig  sich  vermehrende  öffentliche  Thätigkeit  des 
Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  bringt  einmal  in  der  neueren  Zeit 
gegenüber  der  alten  ein  neues  Gebührenwesen  mit  sich, 
welches  zum  Theii  direct  und  indirect  erst  die  Mittel  bieten 
mufis,  diese  vermehrten  Thätigkeiten  ökonomisch  und 
finanziell  zu  ermöglichen.  Es  ist  vomemlich  die  lieber- 
gangszeit  aus  dem  Mittelalter  zur  Neuzeit,  dann  die  Periode  des 
,,Polizeistaats'S  wo  solches  neue  Gebtthrenwesen  sieh  Bahn 
bricht,  zum  Theil  auch  noch  wie  in  der  früheren  Periode  die  Form 
von  Privatbezügen  der  Beamten  bewahrt  oder  erhält.  Auch 
hier  aber  erfolgt  dann  manchfach  eine  unrichtige  Anwendung  und 
Ausdehnung  des  Gebührenprincips,  wiederum  eine  Entartung  von 
Gebühren  zu  eigentlichen  Steueni  und  damit  eine  Yermengung  der 
verschiedenen  Zwecke  des  Gebtthren-  und  des  eigentüohen 
Steuerwesens.  In  der  neueren  und  neuesten  Zeit  und  vielfach  noch 
in  unserer  Gegenwart  wird  daher  auch  dies  neuere  Gebührenwesen 
reformirt,  d.  h.  richtig  begründet  und  begrenzt. 
Namentlich  wird  es  von,  der  Erhebungsform  nach  verwandten, 
aber  dem  Wesen  nach  verschiedenen  Abgaben  reinen  Steuer- 
characters,  wie  besonders  den  sogen.  Verkehrssteuern,  abge- 
schieden, indem  der  sogen.  Stempel  richtig  als  eine  blosse 


^  E.-W.  Fm.  I,  §.  104.   W.  Fia.  I,  §.  142. 
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Erhebnngsfonn  toh  Ctebflhren  und  Steuern,  nicht  als  eine  be- 
BODdere  Art  beider  erkannt  wird.^^)  Das  Gebtthrenwesen  wird 
femer  anf  manche  neae  Gebiete  ansgedehnt,  aber  anderseits  auch 
in  seinen  Satsen  (Taxen)  ermässigt  oder  selbst  jede  Gebühr 

aufgehoben:  d.  h.  das  Gebülirenprincip  weicht  theilweise  oder 
ganz  dem  Priiicip  der  reinen  Ausgabe.  Der  innere  Rechttertigungs- 
grund  hierlür  liegt  in  der  Erkenntniss  (oder  wenigstens  in  der 
modernen  Anschauung),  dass  das  Moment  des  öffentlichen 
Interesses  bei  der  betreffenden  Tbätigkeit  dai^enige  des  IndividuaL- 
interesses  fiberwiegt  and  dass  die  Differentiimng  der  Vortheile, 
welche  die  Tbätigkeit  fttr  die  Einzelnen  mit  sich  bringt ,  sich  zu 
sehr  verringert ,  um  wegen  ihrer  noch  Gebühren  zu  erheben  oder 
nach  ihr  zu  bemessen. 

2)  Das  alte  gebührenartige  Steuerwesen  entwickelt  sich 
theils  zu  reinem  Steuerwesen ,  theils  scheidet  sich  aus  ihm  das 
eigentliche  Gebtthrenwesen  schärfer  ab.  Dort  fällt  also  der 
mitspielende  Gesichtspnnct  des  Gebtthrenprincips  fort,  das  reine 
Stenerwesen  aber  bürgert  sich  als  regelmässige  Einnahmequelle 
ein,  je  mehr  sich  der  moderne  Staat  mit  seinen  nmfassenden  und 
kostspieligen  Einrichtungen  und  Thätigkeiten  und,  diese  Gestaltung 
begünstigend,  die  moderne  Staatsidee  entwickelt.  Das  verbleibende 
besondere  Gebührenwesen  der  älteren  Zeit  verbindet  sich  mit  dem 
neuen  Gebührenwesen.  Es  wird  von  seinen  Missbildungen  ge- 
reinigt Es  hart  auch  mehr  und  mehr  auf,  direct  eine  Einnahme 
des  Beamten  an  sein:  sein  Ertrag  fliesst  in  die  Staats-,  resp. 
Gemeindecasse.  Schliesslich  bUdet  es  sich  dann  geschichtlich  in 
ähnlicher  Weise  aus  und  um,  wie  diese  Gebühren  bei  neaeii 
öflfentlichen  Thätigkeiten. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  der  allgemeine  Entwicklungs- 
gang. Er  findet  unten  in  der  Note  für  einige  characteristische 
Seiten  seine  speciellen  geschichtlichen  Belege.  Einzelne  weitere 
Ansftthmngen  folgen  in  den  sp&teren  Abschnitten,  z.  B.  über  die 
Post  (§.  308  ff.).") 


^)  Vgl.  bes.  L.  V.  Stein 's  Finanzwiss.  a.  a.  0.  über  Gebühren  und  Verkebre- 
ateuern,  3.  A.  S.  265  IT.,  519  tf.,  übrigens  mit  manclie«  WidewprttcheQ  und  Willktthr- 
Ucbkeitan  im  Emzeloen.  S.  uoten  §.  320  ff. 

")  Zur  Oescliicllte  des  GebühreBWesens.  Vergl.  Stein,  Fin.  3.  A., 
S.  269  ff.  —  Wagner,  Fla.  I,  2.  B.  1.  Kap.  5.  A.  §.  149  II',  übcif  den  Character  des 
älteren  FinauzwesiMis,  wo  fS.  31 H)  schon  auf  die  „eigen thdmliche  Gestaltung  und  ver- 
hältnissmässig  grosse  Ausdcbnuag  des  Gebühren wesens  im  mittalalteii  Slaaü^  hin- 
gewiesen n.  der  gebtthrenartige  GbaracteT  Tieler  xlteien  Abgaben  hemTgehoben 
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vnrde.  Yg^l.  ferner  Uber  die  Gebtlhren  in  der  Rechtsfonn  des  „Regals"  und  die 
geschichtl.  Entvrickl.  der  Kegalien:  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  101 — 1 04  nebst  109  bis 
116  und  Wagner,  Fiü.  I,  §.  141,  142  nebst  §.  145—147.  Auf  diese  Finanz- 
legalien  whd  im  Folgenden  jetzt  nicht  mehr  eingegai^en. 

Eine  zusammenfaifsende  Geschichte  des  Gebührenwesens  überhaupt  oder  auch 
nur  eines  einzelnen  Landes  fehlt,  was  sich  aus  der  engen  Verbindung  dieses  Zweigs 
der  Einnahmeü  mit  der  ganzen  Verwaltung,  aus  der  Neuheit  der  Wissenschaft  des 
Tenraltongsiechts  und  ans  der  grossen  Ausdehniug  der  GebQhrenerhebong  über  fast 
alle,  oft  so  rerodhiedenen  Gebiete  der  Verwaltung  zur  Gentige  erklärt  (§.  277).  Zu 
beachten  ist  nur,  dass  die  Geschichte  von  Kegalien,  wie  dem  Post- und  Mtlnz- 
regal,  einen  Theil  der  Geschichte  des  Gebühren wesens  bildet.  Stein 
hUte  manche  willkiduliche  GonstroctioB  Termieden,  wenn  er  hier  Zusammengehörendes 
nicht  getrennt  hätte* 

üeber  Alt-Griechenland ,  bes.  Athen  s.  Biickli,  Staatsliaush.  d.  Athener, 
2.  A.  S.  407  If.,  passim,  bes.  461  fl'.  Einige  wichtigere  Poncte  daraus  sollen  hier  I'latz 
findm.  Böckh  nnterscheidet  4  Hanptarten  der  oidentl.  athen.  StaatseinkOnfte,  nnter 
denen  eine  wesentl.  aus  Gebühren  besteht:  die  Strafgelder  nebst  Gerichts- 
geldern (u.  Einkünften  v.  eingezogenen  Gütern).  Dieselbe  Art  Einnahmen  auch  in 
d.  and.  hellen.  Staaten.  Auch  unter  den  anderen  Einnahmen  hnden  sich  aber  solche 
gebtthrenartigen  CSharacters:  so  das  Schntzgeld,  welches  nach  knizer  Anwesenheit 
jeder  Fr*  mde  als  Schatzrerwandter  oder  Ansässiger  in  Athen  zahlen  musste  (ebend. 
S.  445),  —  der  Idee  nach  in  der  That  eine  Gebühr,  gerade  nach  antiker  Auffassong, 
die  sonst  auch  bei  den  Hclleucn  die  persönl.  Steuern  „vom  Körper''  so  perhorrescirte 
(S.  407).  Die  Gerichts-  nnd  Strafgelder  sind  finanziell  bedeutend  gewesen,  in 
Athen  bes.  durch  die  Verpflichtting  der  Baudesgenossen,  dort  Becht  zu  nehmen.  Zu 
diesen  Geldern  gehörten  die  Prytaneien,  die  jede  Partei  vor  Anfang  des  Rechts- 
streits bei  dem  Gerichtshof  zu  hinterlegen  hatte.  Die  verlierende  mussto  sie  der 
anderen  Paitd  entatten  (S.  462,  Hdhe  d.  Abgabe  eb.).  Verwandt  die  Parastasis 
(wie  es  scheint  bei  öfTcntl.  Klagen  za  zahlen).  Beide  dienen  als  Lohn  der  Richter, 
aber  gelangen  nicht  direct  an  sie,  sondern  an  den  Staat,  der  daraus  besoldet 
(eb.  476).  Andere  Abgaben  und  Leistungen  (Parakatabole ,  Epobelie)  scheinen  meist 
nicht  dem  Staat  zugefallen  m  sein.  Dagegen  bezog  dieser  Geldbnssen  (Time- 
mata")  oder  An t heile  daran  (S.  488).  In  Privatsachen  erhält  der  Kläger,  in 
Offen tl.  Rechtsstreitigkeiten  der  Staat  die  Busse  des  Beklagten.  Auch  anTempel- 
cassen  fallen  Strafen.  Beispiele  bei  Böckh  S.  4d4  tt'.  Sehr  hohe  Geldbussen  z.  B. 
bei  Klagen  ttber  Oesetzwidrigkeit  „Die  UnrechtBehkeit  der  StaatsmSnner, 
Parteihass  und  Lust  am  Klagen  musste  diese  Strafgelder  zu  einem  eintraglichen  Zweige 
der  öffentlichen  Einkünfte  machen*',  S.  503.  Wer  die  dem  Staate  verfallene  Geldbusse 
nicht  bezahlte,  wurde  „üttentlicher  Scholdner*'  und  unterlag  nach  gewissen  Fristen 
anderen  Strafen  nDd  Erhöhung  der  Bosse  (8.  506  C).  Endlich  werden  die  ein- 
gezogenen und  öffentlich  verkauften  Güter,  in  Folge  der  Strafe  der 
Gutereinziehung,  eine  wichtige  Einnalimcfiuelle  (S.  51G  fi  ).  Auch  in  den  Tributen 
der  Bundesgenossen  u.  s.  w. ,  „bei  Weitem  der  bedeutendsten  Einnahme  des  athen. 
Staats'%  ist  wenigstens,  was  die  Entstehung  anlangt,  der  mitspielende  Gebühren- 
character  nicht  za  rerfcennen  (S.  520  tf.):  „man  führte  für  die  Bundesgenossen 
Krieg  und  sicherte  sie  gegen  die  Barbaren"  (S.  524),  —  dafür  der  Tribut. 

Ceber  Rom  s.  d.  Werke  über  röm.  Rechtsgeschichte,  Process,  die  einzebies  Hier- 
hergehörige enthalten,  so  über  Gerichtsgebühren,  Strafen.  Jetzt  bes.  Mar(iuardt, 
T5m.  Staatsverwalt.  (bes.  Finanzverw.),  2.  B.  (Lpz.  187r))  S.  76fr.  n.  Mommsen,  röm. 
Staatsrecht.  B.  1  u.  2,  1.  Abth.,  Lpz.  1871  u.  74  (ich  benutzte  die  1.  Aufl.),  mit 
manrhcn  Einzelheiten  aus  d.  Finanzwesen,  die  mit  Gebühren  zusammenhängen.  Auch 
II,  2.  Aljth.  pass.  Ich  beschränke  mich  auf  die  Hervorhebung  einiger  characteristischer 
Pvncte. 

Leitender  Gnind<atz  war  lange:  ünentgcltlichk  cit  der  städt.  Aeinter,  Besol- 
dung nur  f.  d.  Subalternen.  Der  Beamte  erhielt  aber  Ersatz^  der  Kost-'u  -einer  Aus- 
lagen, z.  Th.  in  Form  von  Pauschsummeu.  Später  entwickelt  sich  aiigem.  Gehalts- 
weseD  (Marquardt  S.  98  ff.,  Mommsen  I«  ^8^249).  Aber  gesetzliehe 
SpoTteln  sind  dem  rdtcn-n  Recht  völlig  fremd  nnd  den  hoherrn  Beamten  überhaupt 
niemals  gezahlt  worden.  Erst  in  der  2.  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  scheinen  die 
gesetzl.  Gcrichtsgcbührcn  zu  Gunsten  der  Uuterbeamteu  uufgekummeu  zu 
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sein,  die  dann  rasch  eine  bedeutende  Höhe  emichtaa  and  den  Kachtwchenden  «üit 

schwere  Last  vurden.    (Monimsen  I,  249), 

Ein  förmliches  Geb  uhreuwesen  iinUet  sich  namentlich  beimCultns,  der 
in  Born  Steatsinstitation.    MarqvArdt  8.  78  ff.,  Iffonmfeii  II,  1,  8.  6Sff.  Die 

OeVOhren  bilden  hier  neben  dem  Einkommen  ans  dem  Götterg^t  und  den  Zahlangen 
ans  dem  Aerar  der  üemeinde  (dies  z.  B.  f.  d.  fiehiilte  der  Priester)  eine  dritte  regel- 
mässige Einnahme  zur  Deckung  der  Kosten  des  (Julius.  Diese  Gebühren  scheinen  in 
dte  besonderen  Cssbmi  der  dnielnen  Tempel  geflossen  in  sein,  so  das  Antiittsgeld 
der  Priester  und  Abgaben  ftlr  den  Eintritt  in  die  Tempel ,  Zutritt  zur  Opferstätte, 
Darbringun?  des  Opfers.  Die  Area  pontiticum,  eine  ^Vrt  centrale  Sacralcasse,  bezog 
insbesond.  verschied.  Bussen,  nam.  die  Processbussen  (sacramenta),  die  seit 
Dndters  bei  der  Eröffnung  eines  Ci? ilproeesses  ntch  dorn  Werdi  des  Streit- 
gegenstands als  Strafgeld  von  beiden  Parteien  zu  erlegen  waren.  Der  siegende  Thsll 
erhielt  seine  Einlage  zurück.  Später  wird  die  verfallene  Summe  nach  Erledigung  des 
Processes  eingezogen.  Sie  dient  fUr  die  ötfentlichen  Opfer;  später  fliesst  sie  vielleicht 
in  die  Hsoptstsatsesflso  (Marquardt  S.  382,  Note  2). 

In  umfassendem  Maasse  bestuiden  auch  in  Born  noch  sonst  Straf ifold er 

(Bossen,  multae),  deren  Marquardt  0  Arten,  mit  den  gen.  Processbussen,  nntei- 
scheidet,  S.  279  11".:  als  Coercitionsmittel ,  um  Ungehorsam  und  Widersetzlichkeit  gegen 
die  Obrigkeit  zu  strafen  (s.  d.  Einzelne  pass.  bei  Mommsen  II,  1.  Abth.;;  als 
Giiminalstiafe  (Ertrag  Tcnrendet  zu  Spielen,  Bau  u.  Ansstatt  r.  Tempeln;  nicht  ins 
Aerar  flicsscnd);  als  angedrohte  Geldstrafe  bei  Ueberschreitungen ;  als  dem  Erben  bei 
Nichterfüllung  der  testam.  Redinguui^en  angedrohte  (leldstraf»; ;  als  Sepulcralmulte,  d.h. 
als  Strafe,  welche  für  Verletzung  eini^  Grabs  iu  der  luschnft  angedroht  i&U  —  Ausser- 
dem: Einsiehnng  des  Vermögens  (bona  damnatomm)  bei  Kapitalstrafo, 
Marquardt  S.  278. 

Auch  an  Gebühren  n.  gebührenart.  Leistunsren  in  der  volkswirthsch.  Sphäre 
fehlt  es  nicht.  Bei  den  Landstrassen  ,  die  zwar  auf  ulleutl.  Kosten  (des  Aerars, 
der  Provinzialcassen)  hergestellt,  wird  die  Unterhaltung  auf  die  Anlieger  abge- 
schoben (Mommsen  II,  1,  428;  Marquardt  S.  b9).  Auch  Ghansseegeld  stdl 
TOrgekommen  sein.  In  den  Städten  (Korn)  die  Instandljaltung  und  Unipflasterung  des 
Pflasters  und  der  Trottoirs  auch  Sache  der  Anlieger.  Bei  Säumigkeit  Hess 
spater  der  Aedü  die  Arbeit  auf  Ivechnung  deä  PÜichtigen  durch  Unternehmer  in 
Accoid  ansfthren  (Mommsen  II,  1,  475).  Das  Wasser  der  Offentl.  Wasserleitongen 
dient  zunärlist  zur  Speisung  der  üft'entl.  Brunnen.  Seine  Benutzung  hier  unentjreltlich. 
Daneben  scheint  eine  Bezahlung  für  die  Benutzung  des  die  Bassins  überströmenden 
Wassers  zu  Bädern  und  Gewcrbezweckeu  (Walckereien)  stattgefunden  zu  haben  gebend. 
S.  416,  478).  Ygl.  auch  II,  2  (2.  Ansg.),  S.  1006,  1007.  Auch  ein  (rerpaditetes) 
Standgeld  von  Budeninhabern  erwähnt  Marquardt  S.  270. 

Ausserordentlich  liickenhaft  ist  auch  trotz  der  neuesten  Forschungen,  der  Benatzung 
des  Inschriften-Materials  u.  s.  w.  die  Einzelkenutuis^i  der  griech.  u.  röm.  Finanz- 
Torhlltnisse  und  wohl  des  Gebtthreniresens  ganz  besonders.  Denn  hier  hat  die 
finanz.  Seite  keine  selbständiic ■  Bedeutung  und  zog  die  Aufmerksamkeit  wenig  auf 
sich.  Gewohnheitsrecht,  Ycroidnungen  untergeordneter  Organe  sind  oft  die  Grund- 
lagen, die  selbst  schon  wieder  weniger  allgemein  bekannt  und  nicht  regelmässig  auf- 
gezeichnet werden.  Es  sind  dsher  Öfters  nor  rein  snflllig  Einzelheiten  anf  uns  ge- 
Sonunen.  Wenn  in  den  antiken  Staaten  aber  so  Manches  unentgeltlich  oder  fast 
unentgeltlich  geliefert  wurde,  Spiele,  Bäder,  Wasser,  Strassenbau,  so  liegt  auch  dafür 
der  letzte  Erklärungsgrund  in  der  Basis  der  antiken  Volks-  und  Staats« 
wirthscbaft:  in  der  Unfreiheit  der  Massen,  neben  einer  kleinen  Schicht 
Freier,  und  in  der  Ausbentnng  der  Fremden  durch  Banb,  Krieg,  Tribut,  Pro- 
▼inzlal- Verwaltung  u.  s.  w.  — 

Ueber  die  einschlagenden  Verhältnisse  bei  den  germanischen  Völkern  und  im 
germanisch-roman.  Mittelalter  s.  die  Weilte  ttber  deutsche  Rechtsgeschichte, 
Ton  denen  auch  die  Lehrbücher,  z.  B.  von  ZOpfl,  wenngleich  z.  Th.  nur  sehr  kurz, 
auf  die  Finanzen,  früher  des  Deutschen  Ecichs,  später  auch  der  Territorien  eingehen. 
Die  älteren  Schriften  7.  HuUmann,  Deutsche  Fin.-G6scli.  d.  Alittelalters,  Beil  1805, 
mit  dem  Nachtrag  dazu:  Qeseh.  d.  Ursprungs  der  BogtUen  in  DoolschL,  Fmkt  1806, 
Iiftiig,  histor,  EntiricU  der  teutschen  Steuerreifass.  seit  d.  Karolingeni  bis  auf  unsere 


i^iyiu^cd  by  Google 


Zu  Qeachichte  des  OebtUuenweseDs. 


15 


Zeit,  Borl.  u.  Stettiu  1793,  sind  formell  und  materiell  zwar  vielfacli  veraltet  und  ent- 
sprechen dem  heut.  Stand  der  histor.  Wisaenschaft  und  der  Qnellenimiide  nicht  mehr. 
Aber  sie  sind  dodk  in  EmangelQng  neneier  znsanunen&ssender  Aiteiten,  an  die 

frcilicli  jetzt  ganz  andere  Ansprüche  gemacht  werden,  noch  immer  unentbehrlich. 
Ilse 's  Gesch.  d.  D.  Steuerwesens  (1.  Abth.,  üiessen  1Ü44)  ist  in  der  karoling.  Zeit 
stecken  geblieben.  Reichhaltiges  Material  ist  kritiscih  rembdtot  in  0.  Waitz' 
Deutscher  Verf.-Gesch.,  mit  vielen  An^^abeii  über  gebUhrenartige  Elnnahmeu  in 
der  1.  Hälfte  des  Nrittclalters,  dalicr  für  diesen  Ah-chnitt  bes.  bcachtenswcrth.  S.  B.  I, 
2.  Ä.  (Kiel  1SG5),  254  tf.,  aoti,  3Ü9  f.  d.  älteste  Periode;  B.  II,  2.  A.  (,lü70)  f.  d. 
meroviug.  Zeit  des  fränk.  Reichs,  S.  137,  bes.  Kap.  7  S.  55S— 645  Jl.eistungen  des 
Yolks  o.  Einkllnfte  des  Königs'*;  B.  IV  (1.  A.  1861),  Kap.  6  „Vcrwalt.,  bes.  Finanzen"* 
in  der  Carolin g'.  Zeit.  Auch  in  einzelnen  and.  Abschnitten  Hiehergehöriges,  Uber 
Bassen,  üeiichtsgefäUe  u.  s.  w.  Leider  ist  die  Fortsetzung  des  Waitz  sehen  Werks 
f.  d.  mittlere  Periode  des  Mittelalters  (9.— 11.  Jahrb.)  noch  nicht  bis  zu  der  Dar- 
stellung der  Finanzen  gelangt.  Einzelnes  Einschlagende  passim  in  B.  G  u.  7.  —  Ueber 
Zölle  s.  bes.  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen  Zollwesens,  Lpz.  lSr)4,  mit  dem  genaueren 
Nachweis  des  gcbtihr  enartigon  Wesens  der  älteren  Zölle  (Wegezölle  u.  s.  w.).  — 
Bes.  lehrreich  sonst  die  ältere  englische  Fin.-Gesch.,  mit  ihren  vielen  gebuhrenart 
Eionalimen  nnd  grossen  Missbräuchen  dabei.  S.  nam.  Gneist,  engl  Verwaltungsrecht, 
B.  1  (2.  A.)  pass.  und  Vocke,  Gesch.  d.  brit.  Steuern,  bes.  „Gebühren  mit  Ausschluss 
des  Stempels",  Gerichtssportcln  u.  s.  w.,  S.  194  ff.  Im  üebrigen  bis  in  die  2.  Hälfte 
des  Mittelaiterä  iu  den  hicrhurgehörigen  Abgaben  viele  Verwandtschaft  in  d.  german.- 
loman.  Linden,  anch  in  Frankreich,  entsprechend  der  Feudalreilassung.  S.  über 
Frankreich  die  Mtercn  Schriften  von  de  Monthion,  Bresson,  Bailly,  dann 
Clamageran,  ferner  f.  d.  frühere  u.  d.  mittlere  Periode  des  Alittelalters :  Vuitry, 
6tnde8  snr  le  regime  iiuancier  de  la  France  avant  la  revolution,  Par.  1878,  bes.  p.  31 
(Stenern  nnter  d.  Meiomgern)  u.  2.  Studie,  5.  Kap»  Einkünfte  des  KOnigs  im  11.  bis 
13.  Jahrh.,  bes.  p.  310,  400  ff.  —  Hier  kann  nni  Einzelnes  von  besend,  chanct 
Bedeutung  hervorgehoben  werden. 

GebUhrenartiges  Einkommen  des  Königs  ist  schon  fUr  die  erste  historisch 
bekannte  Zeit  der  Germanen  bezeichnend.  Dem  König  als  oberstem  Richter  nnd 
Friedensbewahrer  fällt  ein  Theil  der  Bussen  zu  (Waitz  I,  306,  309).  Im  fränk. 
Reich  der  Merovins^tir  bezieht  er  Schutzgelder,  Friedensgeld,  andere  Rassen,  bes. 
für  üebertretung  königl.  Befehle  u.  in  ähnlichen  Fällen,  so  bei  unterlassener  Heerfoigo 
(»»Heerbann"  ab  Name  der  Strafe).  Dann  sind  die  Genf iscationen,  so  des  Guts 
der  Friedlosen  nnd  gewisser  Verbrecher  (Landesverrath ,  Untreue)  eine  wichtige  Ein- 
korn mcnquclle,  die  in  dieser  Periode  vielfach  gemissbraucht  wird  (Lang  S.  21,  Hüll- 
mann, Fin.-Gesch.  S.  152,  Waitz  II,  588—596).   In  Zöllen,  Wegegeldern,  Hafen- 

Seldem  ebenfalls  Gebahr  enthalten:  Gcsichtspunct  einer  Vergeltung  von  Leistungen 
:ang  S.  25,  Falke,  Gesch.  d.  ZöUe,  S.  12,  15,  Waitz  II,  601  ff.).  Im  caroling. 
Reiche  bleiben  diese  Verhältnisse.  Die  Gerichtsgcfälle  u.  dgl.  sind  nur  z.  Th.  schon 
in  andere  Hände,  wie  des  Grafen,  übergegangen  (Waitz  IV,  87,  144,  378),  Gon- 
fiscationen  brachten  ueucä  Land,  was  freilich  vielfach  bald  wieder  vergeben  wurde 
(eb.  117 IT.).  Die  Wege-«  Brücken-,  Hafengelder  behielten  gesetzlich  den  alten  Ge- 
bührencharacter,  in  der  Praxis  immer  weniger.  Sie  g-ingen  auch  vielfacli  an  Andere 
über  (eb.  S.  51  iL).    Für  die  ganze  Periode  des  früheren  Mittelalters  und  der  voraus- 

Sehenden  Zeit  ist  der  Gharacter  des  Strafrechts  auch  finanziell  wichtig:  Die 
trafen  sind  übendegend  Geldbnasen  oder  mit  solchen  verbanden.  In  dea  sonst  ?or- 
kommenden,  formell  und  materiell  mehr  stcu erartigen  Abgaben,  z.  B.  der  Kirche, 
wie  den  jahrlicli^-n  , .Geschenken'* ,  die  den  Gharacter  der  Freiwilligkeit  im  caroling. 
Reich  bereits  verloren  haben,  liegt  der  Gcsichtspunct  einer  Gegenleistung  für 
beduiften  nnd  genossenen  Schntz  denflich  ausgeprägt,  also  wieder  zugleich  etwas 
Gebührenartigos  (Waitz  IV,  92).  Aehnlich  die  Schutzgeldcr  von  Juden.  —  Wesent- 
lich gleichartig  die  Gestaltung  und  Entwicklung  in  England  in  der  angelsächs. 
Periode.  Hier  die  gebührenartigen  Einkünfte  des  Königs  aus  der  Kriegs-,  Gerichts- 
«.  PoHzeihwittchkeit  bei  Yerringemng  des  k.  Lands  frtth  bedentend  n.  nissbrtncUich 
SdlSgedehnt.  Aber  auch  davon,  bes.  v.  d.  Gcrichtsgefällen  viel  an  die  Griindherren  als 
Inhaber  der  Privatgerichte  übergegangen.  Im  Frem  de  n  scliutzrocht,  in  der  Ein - 
iftnmung  des  Friedens  an  Haien-  und  Marktorte  und  dem  Bezug  von  Abgaben 
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dafür  überall  Gebühren-Gesichtspiuict   (Qneist,  eugL  Venraltmigsncbt,  I,  28  £, 

39  £;  Vocke  S.  197). 

Id  der  Periode  des  Lebens  Staats  tritt  der  Gebtthrencharacter  der  OeftOe  uid 

Abgaben,  zwar  nngldch  in  den  einzelnen  Staaten  nach  der  M^htstellung  des  Königs« 
aber  im  (Janzcn  doch  überall  g'lcicliartig  hervor.  Besonders  scharf  ist  diese  Ent- 
wicklung im  liormann.  Staate  Englands.  „Es  steht  in  bester  üebereinstimmqng 
mit  dem  iresentlich  pTiratrechtlichen  Character  des  Lehensstaats,  daaa  dai 
die  alten  Könige  für  Alles,  was  sie  einem  Unterthan  gewährten  und  erlaubten, 
bezahlen  Hessen.  Das  do  iit  des  niid  fario  ut  des  ist  hierauf  vollkommen  anwendbar 
and  es  giebt  keinen  anderen  (iesichtspunct  and  keinen  anderen  Grundsatz  fUr  die  Er- 
Idliang  der  Gebühren.**  Dispensationen  yon  Ge-  nnd  Verboten,  Ertheilnng  ron  Erlaab- 
niflsen,  Gnaden,  Gefälli^»iten  ü.  dgl.  m..  Alles  mass  bezahlt  werden  (Vocke  S.  194). 
Der  Fin  anzgesichtspanct  drängt  sich  so  in  den  Yordergrand ,  z.  B.  bei  der 
fiechtsp flege,  dass  darin  nur  eine  äusserst  schlimme  Entartung  des  an 
sich  berechtigten  Gebührenwesens  erinnnt  werden  kann.  Vgl.  Vocke  S.  197  ff.,  bes. 
Uber  Gerichtssporteln  and  Strafen.  Gneist  I,  182  ffi,  191  ff.  „Die  Stellung  des  Königs 
erg:al)  eine  lange  ßeihe  arbiträrer  Ge\ralten,  Verhältnisse,  in  denen  er  bewilligen  oder 
Tersagen  konnte.  Dabei  erscheint  als  unveränderliche  Maxime,  dass  nichts,  was 
versagt  werden  kann,  ohne  Geldgebuhr  gewährt  wird."  Gneist  I,  185.  Er 
anterscheidet  fines  (Gebühren)  für  Liberties  und  Fnmchises;  in  Processsachen,  „seit 
Heinr.  II  unübersehbar";  für  (inadenbewilligiingen  von  Aemtern,  Gilden,  Dispensationen, 
für  Lehenserneuer,  u.  Veräusser.  Grosser  Umfang  der  Verwirk,  y.  Land  u.  Vermögen 
durch  Felonie;  Confiscationen-  —  Aebnlich  in  Frankreich  in  dieser  Periode  (11.  bis 
13.  Jahrh  ),  nur  dass  hier  der  Bezog  der  Gerichts-  and  ähnlichen  Gefalle  mehr  vom 
König  an  d.  Grandherrn  übergegangen.  Vuitry  p.  .MIO  II.  In  Deutschland  ist  der 
Missbrauch  dieses  Gebuhren wcsens  bei  dem  Niedergang  der  königl.  Macht  geringer, 
während  die  Territoiialherren  doch  nur  allmälig  die  Macht  zur  Ausdehnung  dieser 
Abgaben  erringen  konnten.  Die  Schirm-  n.  Schutzrechte  fahrten  auch  in  Deutsch- 
land zu  halb  Steuer-,  halb  gebührenartigen  Abgaben  an  den  Kaiser,  die  Landesherren, 
die  Gerichts-  und  Grundherren  u.  s.  w.  for  Fremde.  Kautieute,  Keisende,  Juden,  Kirche, 
geistl.  Stifter  u.  s.  w.  An  die  Wegegelder  schiiessen  sich  die  Geleitsgelder. 
HttUmann,  Eln.-GeBch.,  182  ft'.,  Regalien  S.  42  ff.,  Waitz  YI,  460  ff.,  460,  466, 
496,  VII,  192,  253,  378,  383,  Falke,  Zollwes.,  S.  5.8  11.,  63.  Einzelnes  auch  bei 
Zeumer,  deutsche  Städtestcucrn  i.  12.  u.  1:5.  Jahrb.,  Lpz.  1S7S.  Eine  besonders 
üharacteristische  Abgabe  ist  in  Deutschland  wie  in  Frankreich  u.  England  das  „Juden- 
gefälle", Juden- Schutzgeld  n.  dgl.  (kaiserL  „Kammerknechte'*).  8.  Hftllmann, 
Ke-al.,  S.  52,  Waitz  VI,  450  u.  a.  St.,  Vocke  S.  161  ff.  (Juden  „eine  Art  Do«lln^')i 
Vuitry  p.  31 5  ff.  (Juüs  et  Lombards  und  fiscal.  Massregeln  gegen  sie). 

Zur  Erklärung  und  Entschuldigung  der  hnanz.  Missbrüuchc  bei  gebührenartigen 
Abgaben  und  bei  den  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Thätigkeiten  der  Staatsgewalt  dient 
yorncmlich  die  Thatsache  des  Mangels  anderweiter  ordentl.  Einkünfte,  bei  doch  viel- 
fach steigendem  königl.,  fürsfl.  u.  öffentl.  Bedarf.  Das  eigentlich  domaniale  Ein- 
kommen ven'ingerte  sich  mit  der  Vergebung  des  Domiinenbesitzes  (Wagner,  Fin.  I, 
.  152).  Ein  umfassendes  einträgliches  eigentliches  Steuerwesen  fehlte  noch.  Die 
teuem  dieser  Art  wurden  von  den  Pflichtigen  möglichst  an  einer  Steigerung  Ober 
die  herkömmliche  Höhe  und  an  einer  Ausdehnung  über  die  herkömmlichen  oder  fest- 
gcset/ten  Zwecke  und  Zeiten  hinaus  verhindert.  Rei  neuen  Steuern  f.  ausserordentL 
Zwecke  u.  s.  w.  wurde  der  Standpunct:  Leistung  u.  Gegenleistung  möglichst  bewahrt 

In  der  zveiten  Hälfte  des  Mittelalters  und  in  der  sogen.  Neuzeit  seit 
dem  16.  Jahrh.  wurden  diese  älteren  gehulirenait  Abgaben  allmälig  yon  d.  schlimmsten 

Missbräuchen  gcreini;ü^t  und  wo  sie  an  Grundherren  u.  s.  w.  gekommen,  inoi^lichst  wieder 
an  den  Staat  als  solchen  u.  an  seinen  Keprasentanten,  den  König,  Laudeäherrn,  zurück- 
genommen. Beste  selbst  der  ältesten,  der  Straf-  und  Gerichtsgelder,  der  Zölle  und 
Geleitsgelder ,  der  Schut/^^cMer  sind  bis  auf  unsere  Zeit  gelangt  und  bilden  mit  den 
nutzbaren  Kegalien  nach  allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  einen  Bestandtheil  des 
sogen.  Kammerguts  (s.  Kau- Wagner,  Fin.  I,  §.  112  Note  a;  Wagner  I, 
§.  145  Note  16).  Die  finanzwiss.  Aufgabe  diesen  Abgaben  gegenüber  ist  a.  a.  0. 
im  1.  Bande  s^on  dargelegt  voiden.  YgL  auch  für  diese  spätere  Periode  die 
gen.  Schriften  Ton  Hullmann  n.  Lang  mit  einzelnen  Notizen,  Gneist,  Yocke. 
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Von  einzelnen  finanzhistor.  Arbeiten:  Falke,  Zollwesen,  S.  128  ü.  (Wege- 
zOlle  0.  a.  w.  als  Entgelt  f.  Leistuiigea  in  d.  letzten  Jahihund.  d.  Mittelalters; 
Geleitsgeld,  f.  d.  Landeahefna  den  sollfreten  StSdtea  gegenttber  ein  Mittel,  tee 
in  anderer  Form  doch  zu  trafen,  S.  136  £).  0 beriet tn er,  Fin.  Nied.-Oesterr.  im 
16.  Jahrb.,  Wien,  1863,  pass.  (u.  A.  S.  41  ein  Brückenmanthtarif).  Hoffmann, 
Fimmzires.  y.  Wttrtemb.  im  16.  Jahrb.,  Xub.  1840,  S.  40  ö.  (ßegalien),  76—82  (Ge- 
MÜuenait  Einnaluaen).  Fttr  Prenssen:  Schinoller,  Epochen  d.  preoss.  Finanz-  . 
Politik  (Jahrb.  f.  Geaeligeb.  u.  s.  w.  im  D.  Reich,  1877,  S.  33  fr.\  S.  35,  66.  Isaak- 
sohn, Gesch.  d.  preuss,  Beamtenthums,  I  (1874),  55,  87,  108,  151,  198  (  Antheile  des 
Stadtrichters  an  den,  Bussen,  d.  UebtLbren  L  einzelne  Gerichtsacte,  durch  Sportelord* 
nungen  geregelt,  SO  TUlter  Toaollim  I,  s.  aneh  S.  207,  208),  ancli  n  (187S)  passim, 
96  (Statist.),  117  u.  a.  m.  Biedel,  brand.-prevss.  Staalsliaiish.  pass.,  S.  6,  7,  die 
Tabellen  d.  Beilagen  I  u.  II  u.  ff.,  mit  einzelnen  gehührenart.  Einnahmen  aus  der 
1.  Hälfte  d.  17.  Jahrb.  u.  aus  der  Zeit  des  Gr.  Kurfürsten.  Die  verschied.  Strafgelder 
im  Yedu  s.  Gesammteink.  noch  bedentend.  Ende  der  Begierong  des  Gr.  Ennttnten 
Elniicllt.  einer  Stempelpapieroasse  1682  (eb.  S.  13,  32),  Ernreit  d.  Yerpflicht., 
von  gestemp.  Papier  Gebrauch  za  madien  1695  n.  1701,  auch  Spielkartenstempel  1701 
und  1703  eingeführt  gS.  50). 

Je  mehr  in  d»  Keozeit,  bes.  seit  d.  10.  Xaliilb  n.  dann  nach,  dem  SOj&hr.  Kriege, 
die  Natoralwirthschaft  durch  die  Geldwirthschaft  roOends  yeidrftngt  wird,  stehende 
Heere  aufkommen,  der  ölfentl.  Bedarf  wächst,  um  so  weniger  reichen  die  alten  Ein- 
iialuQec[ueUea,  Domaneu,  Kegalien,  Gebühren  mehr  aus  und  bes.  indirecte,  dann  auch 
diiecte  Stenern  Verden  yennehrt  und  erhöht.  Absdnt  und  retatir  ferUert  dadurch  das 
&Itere  Gef&ll-  xmd  Gebflhrenwesen  seine  Bedeutung.  Neuere  Arten  Gebtihren  kommen 
in  Verbindung  mit  Steuern  (Verkehrssteuern),  mit  dem  Stempelwesen,  mit  rerbessertem 
Wegevesen,  mit  andern  ?olkswirthsch«  Eiorichtungea ,  wie  z.  B.  der  Post,  auf.  So 
Mldet  sich  allmllig  das  grosse  Gebiet  des  modernen  GebühreniresenB  aus,  in 
welchem  aber  manche  uralte  Zweige,  wie  die  Gerichts-,  Straf-,  Wegegeldern.  d^nL, 
noch  immer  zu  finden  und  nur  rationell  nach  den  neueren  Eechtsanschauungen  und 
wirthsch.  Interessen  umgebildet  sind.  Das  Einzelne  wird  in  den  Abschnitten,  welche 
das  System  der  Gebtthren  darlegen,  behandelt  Im  Grossen  und  Ganzen  tritt  freilich 
das  eigentliche  Steuerwesen  wie  gegen  die  Dom  änenwirihschaft,  so  auch  gegen 
die  Geblihrenwirthschaft  in  allen  Culturstaaten  in  den  Vordergrund:  der  privat- 
wir thschaftiiche  Grundsatz  „Leistung  und  Gegenleistung der  dem 
ftlteren  Finanzwesen  so  characteristisch  ist,  weicht  den  gemein- 
wirthschaf tlichen  Grundsätzen  „Besteuerung  nach  der  Lelstungs- 
f&higkeit"  und  „Ausführung  der  öffentlichen  Gesammtzwecke  mit 
den  durch  allgemeine  Steuern  beschafften  Gesammtmittein.'*  Vgl. 
meine  Grundleg.  §.  158. 

IIL  ^  §.  282.  Die  Uebertragung  von  gebtthren- 
artigen  fiinkommenzweigen  an  den  Staat  and  die 
SelbBtverwaltnngskOrper.  Wie  bei  den  privatwirthsebaft- 
liehen  EinlLommenzweigen^)  bandelt  es  sieh  aneb  bei  den  gebtthren- 
ttrtigen  immer  nm  zwei  Fragen: 

1)  Ob  solche  Zweige,  bez.  ob  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden 
Einrichtungen,  Anstalten  und  Thätigkeiten  überhaupt  in  den  Händen 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  sich  befinden  sollen,  also 
eyentuell  ob  sie  beizubehalten,  neu  einzuführen,  aufzugeben  sind; 

2)  Wie  siei  im  Falle  der  Staatsttbernabme,  verwaltet  und 
finanziell  behandelt  werden  sollen.  Ist  hier  einmal  das  Oebtthren- 
princip  statt  des  gewerbliehen  und  des  Besteaenmgsprincips  an- 

^  Wagner,  Fin.  l,  §.  158. 
A.  WaffB««,  nuas«te«iMhaft  IL  2 
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genommen  worden,  worüber  wieder  mehr  aUgmeme  politisohe, 
volkswirthsohafüiche  and  XhnUche  Bttekiiehten  als  finiuudeUe  eiit» 
Boheiden  rnttssen  (§.  277),  so  handelt  es  sieh  vm  da%  Maass  der 

Anwendung  des  Gebtthrenprincips  oder  um  die  Bestimmung  der 

Höhe  der  Gebühren.    S.  dartlber  unten  §.  317  ff. 

Die  erste  Frage  ist  hier  noch  näher  zu  erörtern.  Sie  ist  in 
eminentem  Sinne  eine  Frage  der  Allgemeinen  Staats- 
lehre, der  Verwaltungs-,  Social-  und  .Yolkswirth- 
Schaftspolitik,  und  zwar  in  noeh  ml  höh|rem  Maasse  als 
die  analoge  Frage  bei  den  Zir^gen  des  Privaterwerbs.  Der 
finanzielle  Gesichtspunet  mnss  daher  hier  sehr  znrflek- 
treten.  Deswegen  ist  auch  diese  Frage  wieder  nicht  in  der 
Finanz  Wissenschaft  principiell  zu  entscheiden.  Diese  hat 
vornemlich  nur  von  der  Entscheidung,  welche  die  Geschichte,  die 
gegenwärtige  Praxis  und  andere  Wissenschatten  oder  andere  Theile 
der  Politischen  Oekonomie  (die  Wirthschaftliche  Verwaltungslehre) 
gegeben  haben,  Act  zn  nehmen.  Alsdann  hat  sie  fSr  die  Lehre 
vom  Finanzbedarf  und,  wenn  die  bezfigHchen  Einrichtungen  ans 
inneren  sachliehen  Gründen  als  Gebührenzweige  behandelt 
werden  sollen,  für  die  Lehre  von  den  Einnahmen  daraus  die 
finanziellen  Folgerungen  zu  ziehen. 

Damit  ist  die  Grenze  der  Aufgabe  der  Finauzwissenschaft 
zunächst  fUr  das  ganze  Gebübrenwesen  bezeichnet.  Indessen 
ist  das  letztere  alsdann  doch  auch  in  Betreff  der  ersten  Frage  mit 
Rücksicht  auf  die  regelmässige  geschichtliche  £ntwickelung  unseres 
Staats-  und  Communallebens,  in  die  beiden  grossen  Abtheilungen 
der  Rechts-  und  Verwaltungsgebtlhren  und  der  Cultur- 
und  Wo hlf ah rts gebühren  zu  trennen.^^)  Wie  in  der  Praxis  der 
finanzielle,  so  hat  in  der  Theorie  der  finanzwisseuschaftJiche  Ge- 
sichtspunet bei  der  Frage  der  Uebemahmc  von  Einrichtungen  des 
C  ultur-  und  Wohlfahrtsinteresses  auf  den  Staat  und  die  Gemeinde  u.  s.  w. 
mit  Recht  eine  grössere  Mitberiicksichtigung  zu  verlangen. 

a)  Die  Frage,  ob  und  welche  |;ebllhrenartige  Einkommen* 
zweige,  mithin  diesen  zu  Grunde  liegende  Einrichtungen  der 
Staat,  die  Gemeinde  oder  eine  andere  „räumliche  Zwangsgemein- 
wirthschaft'^  (Sclbstverwaltungskörper)  besitzen  soll,  fällt  vielfach 

• 

Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  1)6  ff.,  99  ff;  Wagner,  Fin.  I,  §.  18S.  Eine 
solclie,  in  den  Grenzgebieten  freUich  streitige,  Trennung  ist  ein  Beduriniss  der 
Theorie  und  Praxis  des  Gebfibieiiveseiis,  iroria  wich  Stein's  abreicheiide  Behandlung 
nur  bestftrkt  hat 
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sasammen  mit  der  Frage  nach  den  Zwecken  und  nach  dem  Be- 
reich der  Staats-  nnd  Gommnnalthätigkeü^^  Diese  Frage  ist, 
besonders  was  die  Feststellnng  dieses  Bereichs  im  Einzelnen 
anlangt,  immer  mehr  oder  weniger  eine  historisch-  und  ört- 
lich-relative. Sie  ist  aber  in  Betreff  des  Rechts-  nnd  Macht- 
zwecks and  der  zn  seiner  Verwirklichnng  dienenden  Einrichtungen 
in  Folge  der  geschichtlichen  Entwicklang  der  modernen  Ooltar- 
Tölker  für  nns  jefcat  dahin  entschieden,  dass  der  Staat  nnd 
erentaeU  nnr  von  ihm  in  bestimmten  FftUen  delegirt  ein  Verwal- 
tongskdrper,  wie  die  Gemeinde,  diesen  Zweck  nnd  was  zn  ihm 
gehört  allein  durchführt.")  Es  liegt  nicht  in  der  Aufgabe  der  Finanz- 
wissenschaft;  diese  Entscheidung  zu  erörtern.  Sie  muss  sie  hinnehmen 
und  daher  einfach  in  der  Lehre  vom  Finanzbedarf  die  Consequenz 
ziehen^  dass  die  Deckungsmittel  für  die  Bealisirung  des  Hechts- 
nnd  Machtzweckes  beschafft  werden  mflssen;^*)  nnd  in  der  Lehre 
Yon  den  Gebtthren  die  weitere  Conseqnenz,  dass  aUe  solche  Qe- 
bflhren,  wdche  sieh  an  Einriehtangen  nnd  Emzelthfttigkeiten 
dieses  Zwecks  knflpfen,  ansschliesslich  dem  Staate  oder  der 
delegirten  Commune  oder  anderen  ausdrücklich  vom  Staate  zum 
Bezug  ermächtigten  Organen  zufliessen  müssen.  Es  handelt  sich 
hier  eben  durchweg  um  Einrichtungen  und  Thätigkeiten,  welche 
ein  Ausiiuss  der  ^^wesentlichen  Uoheitsrechte''  oder  der 
„Regalien*'  (in  diesem  Sinne)  im  modernen  entwickelten  Ciütnr- 
staat  sind. 

§.  288.  —  b).  Anders  liegt  die  Sache  jedoch  anf  dem  Ge- 
biete der  Einrichtungen  znr  Verwurklichuug  des  Onltnr-  nnd 

Wohlfahrtszwecks.  Eine  so  allgemeine  Entscheidung  wie  auf 
dem  Gebiete  der  Einrichtungen  des  Rechts-  und  Machtzwecks  zu 
Gunsten  principiell  ausschliesslicher  Staats-  und  Communalthätig- 
keit  ist  bisher  noch  nirgends  das  Ergehniss  der  geschichtlich^ 
Entwicklang  der  Praxis  gewesen  nnd  kann  auch  in  der  Theorie 
hier  nicht  als  Postalat  anfgestellt  werden.  Dies  Postulat  lässt 
sieh  in  der  jnristischen  Terminologie  nnr  als  eine  allgemeine 
Regalisirnng  der  privatwirthschaftlichen  Thft%keiten  und  in 
der  ökonomischen  Terminologie  nur  als  ausschliesslich  ge- 
mein wir  thschaftliche  Organisation  der  Volks wirthschaft 


Auch  hier  s.  daher  wieder  meine  Gnmdleg.  bes.  Kap.  4,  &  TL  Kap.  3. 

(iriindlegmig  §.  167. 

Kau-Wagner,  Fin.  I,  Buch  1,  Abschn.  3,  §.62  £;  Wagner,  hin.  i, 
Bach  1,  Kap.  1,  Abeclai.  3. 

2» 
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bezeichnen.  Als  eine  Frage  der  Organisation  der  Vplkswirthschaft 
miiss  das  Postalat  in  der  „yollcswirthsebaftlichen  Grund- 
legung^^ erörtert  werden.    Ans  diesem  Theil  der  Politiseben 

Oekonomie  ist  hier  nur  in  Uebereinstimmung  mit  der  Geschichte 
und  gegenwärtigen  Praxis  unserer  Culturvölker  die  Tbatsache  zu 
entnehmen,  dass  die  Uebertragung  von  Cultor-  und  Wohlfahrts- 
einricbtongen ,  einschliesslich  der  Zweige  materieller  Pro* 
dnction,  aof  den  Staat  oder  auf  einen  SeibstverwaltangskOrper 
(anf  eine  „Zwangsgemeinwirfliscbaft")  als  offene  Frage  behandelt 
werden  mnss,  welche  wesentlieb  nach  Rttcksichten  socialer,  dko- 
nomischer  und  technischer  Zweckmässigkeit  zu  entscheiden 
ist.*®)  Da  gerade  solche  Rücksichten  zeitlich  und  örtlich 
verschieden  sind,  lassen  sich  keine  allgemeinen  absolut  giltigen 
Regeln  aufstellen.  Principiell  kann  jede  hiehergehörige  Einriehtang 
„öffentliche^^  Angelegenheit  des  Staats,  der  Gemeinde  werden,  kann 
aber  anch  jede,  unter  Umstünden,  Privatangelegenheit  bleiben. 

Anch  darttber,  ob  der  Staat  oder  vom  ihm  ermSchtigt  em 
Selbstverwaltangskörper  eine  solche  Einriehtang  ausschliessHeh 
an  sich  ziehen  (sie  „regalisiren'^)  oder  sie  nur  etwa  neben 
den  Privatwirthschaften  ttbemehmen  soll,  ist  nach  obigen  Zweck- 
mässigkeitsrUcksichten  zu  entscheiden,  daher  doch  wieder  keine 
allgemeine  Regel  zu  geben.  Die  Heraashebung  bestimmter 
einzelner  Einrichtungen  des  Wohlfahrtsgebiets,  welche  in  unserer 
Zeit  und  in  unseren  Yolkswirthscbaften  passend  dem  Staate 
ausschliesslich  tibertragen  werden,  als  „moderne  Regalien'', 
wie  nach  der  neueren  Lehre  L.  Stein 's  yon  den  Regalien  des 
Communications-  und  des  Umlaufswesens",*^)  erscheint  demnach 
auch  willktihrlich  und  gezwungen. 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  nur  nachweisen,  dass  bei  den 
n^odernen  Culturyölkem  immer  mehr  Einrichtungen  dieses 
Gebiets  ökonomisch  und  technisch  fttr  die  gemein- 
wirthschaftliche  Gestaltung  fähig  werden  und  aus  den 

Meine  Gnmdleg.  Kap.  3,  ttbdr  die  Organisation  der  Yolkswirthschaft,  bes. 
Abschn.  1. 

^  Stein«  Fin.,  S.  A.,  S.  229  E  Im  Einzelnen  zor  eisten  Kategorie  Post«  Eisen* 

bahnen,  Tdeprraph,  zur  zweiten  Münze,  Papiergeld,  Lotterie.  S.  darüber  u.  dagegen 
die  oben  in  Note  1  iren.  Stellen  des  1.  Bands,  nebst  Sax,  a.  a.  0.  Vom  Standpuncte 
der  neuereu  üemeinwirtlischaftsiebre  aus,  wie  sie  Schäffle  in  s.  Sy»tem  und  ich  (in 
dor  Grondlegong)  zn  Tertreten  suchen,  leidet  die  Stein*sche  BegaUenlehie  auch  aa 
einem  principiellen  Fehler:  sie  wül  endgiltig  nni  gewisse  Einrichtungen  als  Be- 
dingungen des  socialen  u.  wirthscliaftl.  Zusammenlebens  dem  Staate  übertragen.  In 
anderen  Abschnitten  seines  Werks,  so  schon  in  der  Gebtthrenlehre ,  beim  Bergbau 
S.  218)  kommt  Stein  denn  auch  mit  s.  BegaUenlehie  in  bestSndige  Widenpracfae. 
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fersobiedenston  und  wichtigsten  ZweekmSssigkeitsgründen  dann 

auch  dem  Staate  und  der  Commune  tibertragen  werden  sollten. 
Mehrfach  selbst  ausschliesslich,  so  dass  dann  nach  dem 
pos'itiven  Rechte  eines  Landes  diese  Einrichtungen  „ Regalien" 
werdeD|  ohne  allgemein  in  der  Politischen  Oekonomie  als  solche 
gelten  zn  müssen.  Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Verkebis-. 
Wesens  i.  w.  S.,  im  Mttns-,  tiieilweise  im  Bank-,  Versicherangs-, 
im  CommnnicationB-  nnd  Transportwesen  ist  dies  die  Sachlage  bei 
TOS.  Schon  im  ersten  Bande  ist  gezeigt  worden,  dass  eine  Ge- 
bühren Einrichtung  durch  solche  „Regalisirung"  sobald  letztere  nur 
den  Zweck  hat,  die  Einrichtung  besser  ausführen  zu  helfen  und 
nicht  als  Mittel  zur  Erhebung  einer  eigentlichen  Steuer  dient,  nicht 
aafhört,  zum  Gebtlhrenwesen  zu  zählen  und  dass  daher  eine  be- 
sondere Einnahmeart  „ans  Regalien^'  dieser  Regalisirnng 
wegen  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  zu  statoiren  ist'*) 

Die  Entscheidung  darttber,  ob  eine  Einrichtnng  von  Staa^ 
Gemeinde  u.  s.  w.  überhaupt  und  ob  sie  ausschliesslich 
Übernommen  werden  soll,  muss  für  jede  einzelne  Art  von  Ein- 
richtungen nach  den  Verhältnissen  derselben  erfolgen.  Auch  hier 
hat  daher  wieder  die  Innere  und  die  Wirthschai'tliche  Yerwaltungs- 
lehre  die  Frage  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  erörtern  und  nach 
ihren  Gesiehtspnneten  zn  entscheiden,  z«  B.  ob  nnd  weiche  Schulen, 
Wege,  Verkehrsanstalten,  Banken  n.  s.  w.  der  Staat  oder  ein  Selbst- 
yerwidtnngskOrper  zn  llbemehmen  hat,  ob  anssehliesslich  oder  ob 
neben  den  Privaten  u.  s.  w. 

§.  284.  Allgemein  ist  dabei  aber  auch  für  die  Theorie  an- 
zuerkennen, dass  bei  jeder  solchen  Einzelfrage  auch  das  finan- 
zielle Moment  als  eine  der  zu  beachtenden  Zweckmässigkeits- 
rUcksichten  mit  zn  sprechen  hat,  wie  denn  dieses  Moment  im 
concreten  FaU  der  Praxis  nothwendig  stets  mit  entscheiden  wird. 
Insofern  ist  denn  auch  das  Gebiet  der  Cnltiir-  nnd  Wohlfahrts- 
gebtthren  nnd  der  beztiglichen  Einrichtungen  mehr  als  dasjenige 
der  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren  zugleich  mit  ein  Gegen- 
stand der  finanzwissenschaftlichen  Betrachtung,  wenn 
die  letztere  auch  nicht  die  endgiltige  Entscheidung  liefern  kann. 

Die  Sachlage  auf  den  beiden  Hanptgebieten  des  Gebühren- 
Wesens  ist  eben  ans  zwei  Grflnden  eine  wesentlich  Terschiedene: 
einmal  gelten  die  Einrichtungen  znr  Verwirkliehnng  des  Bechts- 


»)  Rau-Wagner.  Fin.  I,  §.  lül,  116;  Wagner,  Fin.  I,  §.  141,  147. 
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und  Maohtzweokfl  nach  den  bei  uns  hemchenden  AnsohAimiigeii 
an  sieh  —  abgesehen  von  der  GestaLtung,  die  der  einielnen  Ein- 
richtung gegeben  wird  —  fttr  absolnte  Existenz-  nnd  Ge- 
deihe nsbedingungen  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens 
und  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  im  Staate,  sie  müssen  daher 
mit  absoluter  Gewissheit  geschaffen  werden,^^)  was  von 
keiner  Einrichtung  aut'  dem  Cultor-  nnd  Wohlfabrtsgebiet  in  ähn« 
lieber  Weise  zn  sagen  ist  Zweitens  müssen  diese  Einrichtungen 
naeh  unseren  Ansebannngen  nnd  in  der  That  aneh  prindpieU^  weil 
sie  die  eben  erwähnte  Bedentnng  habeui  vom  Staate  oder  von 
einem  dnrch  diesen  beanftragten  Körper  hergestellt  nnd  erhalten^ 
also  (in  diesem  Sinne)  „regalisirt"  werden:  eine  Wahl  zwischen 
dem  Staate  u.  s.  w.  einer  und  einer  Privatwirthschaft  anderseits 
ist  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Gerade  diese  Wahl 
liegt  aber  stets  bei  den  Einrichtongen  des  zweiten  Gebiets  vor. 
Wegen  der  absoluten  Bedeutung  und  der  Nothwendigkeit^ 
die  Einrichtungen  des  ersten  Gebiets  dureh  den  Staat  zu  sebaffeni 
muss  also  hier  die  finanzielle  Erwägung  ganz  zurttoktreten. 
Wegen  der  nur  relativen  Bedeutung  der  Einrichtungen  des 
zweiten  Gebiets  und  wegen  der  Möglichkeit  der  Wahl  zwischen 
„öffentlicher''  und  Privatthätigkeit,  gewinnt  hier  die  finanzielle 
Erwägung  eine  selbständigere  Berechtigung. 

Für  die  finanzielle  Seite  der  Frage  kommt  nun  dreierlei 
in  Betracht:  die  Grösse  des  Gapitals,  welches  die  Einrichtung 
beansprucht;  femer  die  Yertheilung  des  Oapitals  auf  stehendes 
und  umlaufendes;  endlich  die  Aussicht ,  durch  wie  immer  ge- 
regelte Einnahmen  der  Einrichtung  —  nach  den  drei  möglichen 
Principien:  dem  gewerblichen,  dem  G.ebühren-  und  dem 
Steuerprincip  — ,  soweit  dies  nach  den  Wirkungen  der  Ein- 
richtung geboten  oder  zulässig  erscheint,  die  laufenden  Betriebs- 
kosten ganz  oder  theilweise  gedeckt  zu  sehen  und  für  das  in  dar 
Einrichtung  steckende  Capitali  insbesondere  auch  für  das  stehende 
Capital,  die  übliche  Verzinsung  und  eventuell  one  Amortisations» 
quote  zu  erhalten.^) 


^)  Dies  sagt  Stein  S.  233  von  seinen  Regalien,  —  offenbar  entweder  über- 
treibeiid  oder  gauz  verwaudte  Fälle  gleicher  Bedeutung  oder  selbst  grosserer  (Wege- 
▼esanl)  wiOkfUiilich  aofischliessend.  Dalier  der  Widerspruch  in  den  Mmtielifin  Be- 
meifcimgeii  aber  den  Bergbau  S.  218. 

**)  Sehr  wiUkührlichc  „Regeln"  über  das  Maass,  in  welchem  Gebühren  oder 
Steuern  die  Kosten  decken  sollen,  stellt  Stein  S.  268  auf.  S.  a.  Abschn.  4,  Note  1. 
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Gerade  dieee  Aofluebt  ist  bei  der  Katar  lud  der  nnr  rela- 
ftiTen  Bedentang  der  einseinen  Einrielitangen  des  Goltar-  nnd 

WoUfahrtsgebiets  und  bei  der  gewöhnlich  vorhandenen  Dlfferen- 
türung  der  Vortheile  für  die  verschiedenen  Individuen  und  Classen 
des  Volks  und  für  die  verschiedenen  Landestheile  nicht  unbeachtet 
zu  lassen.  Die  Anwendung  des  Princips  der  reinen  Ausgabe  ver- 
langt hier  immer  ^e  besondere  Begründung  in  jedem  einzelnen 
Fall  Je  hoher  nun  das  in  der  Einriehtang  steokende  Capital  nnd 
ein  je  grosserer  Theil  davon  als  stehendes  Capital  fixirt  ist,  desto 
nothwendiger  kann  es  s^,  eine  DedLung  der  Betriebskosten  nnd 
eine  Verzinsung  des  Capitals,  sowie  eine  Amortisation  des  stehenden 
Capitals  gesichert  zu  haben.  Sonst  drohen  finanzielle  Gefahren 
und  ein  hier  unrichtiger  „Communismus"  reisst  ein  (§.  325),  indem 
die  Bevölkerung  aus  den  allgemeinen  Staatseinnahmen,  bez.  den 
Stoneni  Einrichtungen  bezahlen  muss,  welohe  ttberwiegend  nur 
Jntereasen  von  Thailen  des  Volks  befriedigen.  Finanzielle 
Grttnde  können  es  dann  immerhin  riithlieh  machen,  gewisse  Ein- 
richtungen nicht  auf  den  Staat  oder  die  Commune  zu  übertragen, 
selbst  auf  die.  Möglichkeit  hin,  dass  sie  ganz  oder  mindestens 
für  jetzt  unausgeführt  bleiben.  Oder  es  muss  wenigstens  eine 
Beihilfe  der  nächsten  Interessenten  und  die  Freiheit  in 
der  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips ,  z.  B.  die  Möglichkeit 
Fom  Gebtthren-  zum  gewerblichen  Princip  ttberzugehen,  gesichert 
s«n.  Namentlich  bei  so  ausserordentlieh  kostspieligen  Ein- 
richtungen mit  doch  immer  erheblicher  Differentürung  der  Vortheilei 
wie  z.B.  bei  modernen  Verkehrsanstalten  (Eisenbahnen!), 
sind  solche  finanzielle  Rücksichten  recht  wohl  am  Platze. 

Dennoch  sollen  diese  auch  hier  nicht  immer  den  Ausschlag 
geben.  Besondere  Interessen  der  Gemeinschaft,  z.  B.  politische, 
militärische,  können  neben  den  Interessen  einzelner  privatwirth- 
sehaftlicher  Verkehrskreise  die  finanziellen  Bedenken  flberwiegen. 
Zu  verlangen  ist  nnr,  dass  alle  diese  Tmchiedenen  Sdten  einer 
Frage  nnd  darunter  auch  die  finanzielle  Seite  unparteiisch  er- 
wogen werden. 

§.  285.  Die  zusammenfassende  wissenschaftliche 
Betrachtung  der  Einrichtungen  des  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
Geb  ührenwesens  wird  dann  unter  Mitberücksiehtigung  des  finan- 
ziellen Moments  doch  am  Bichtig^en  in  der  Inneren  und  in  der 
Wirthsehaftlichen  Verwaltungslehre  geschehen.  Demg»- 
m&ss  werden  auch  diejeiugen  Einrichtungen  des  Gebllbrenwesens, 
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welche  flberluHipt  nach  dem  Plane  des  Löbachs  ün  Sjstem  der 
Politischen  Oekonomie  behandelt  werden  soUeDi'^)  nie^  hier  in 
der  Finanz  Wissenschaft,  sondern  in  den  anderen  Abtheilungen 
des  Werks,  besonders  im  dritten  Bande  (Verkehrswesen)  besprochen. 
Hier  wird  jetzt  nur  Uber  die  f  i  n  a n z  ie  1 1  e  Seite  einzelner  wichtigerer 
dieser  Einrichtangen  referirt  werden ,  im  Wesentlichen  nnter  ein- 
facher BeEUgnahme  auf  ihr  thatsäc  blich  es  Vorkommen  im 
modernen  Staat,  aber  ohne  näheres  Eingehen  aaf  die  prineipielle 
Frage,  ob  die  betreffenden  Einriehtangen  Überhaupt  dem  Staate, 
der  Gemeinde  n.  s.  w.,  aassehfiesslich  oder  nel)en  den  PriTatwirthr 
schalten,  zu  tibertragen  sind,  z.  B.  was  die  Post,  das  Telepraphen- 
wesen,  das  Wegewesen,  die  Münze  u.  a.  m.  anlangt.  Es  liegt  in 
dieser  Behandlung  theilweise  eine  Abweichung  von  Rau,  welcher 
einzelne  dieser  Gegenstände,  besonders  die  Post,  auch  in  die 
Finanzwissenschaft  hineinzog;^)  zum  Theil  auch  eine  Abweichung 
Ton  der  Behandlung  der  privatwirtiisehaftlichen  Einnahmeiweigey 
besonders  des  Communications-  und  TransptHrtwesens,  im  ersten 
Bande  der  Neubearbeitung  der  Finanswissensehaft'')  Doch  ist 
diese  Abweichung  systematisch  richtig  und  yerhütet,  wenn  auch 
nicht  vollständig,  was  nicht  möglich  ist,  so  doch  thunlichst  unnö- 
thige  Wiederholungen  oder  Doppelbearbeitungen  desselben  Gegen- 
standes. Bei  den  im  ersten  Bande  behandelten  privatwirthschaft- 
lichen  Zweigen  ist  die  finanzielle  Seite  der  Frage  doch  auch  im 
Ganzen  noch  von  grösserer  Bedeutung  als  im  Gebtthrenwesen^ 
wodurch  die  dortige  eingehende  Erörterung,  ob  überhaupt  der 
Staat  die  betreffenden  Zweige  zu  Übernehmen  habe,  wenigstens 
theilweise  geboten  wird.  Für  später  wird  eine  partielle  Ueber- 
tragung  von  Abschnitten  des  ersten  Bandes  der  Fiuanzwissenschaft 


^)  Vgl.  den  Plan  der  Neiibeaibeü  des  Btv'adwn  Lehrbndis  in  d«r  Yoirede  m 

meiner  Grundleg.  S.  XIII  ff. 

Vgl.  den  in  ror.  Note  gen.  Plan.    Baus  Systematik  biachte  dadurch  noth- 
vendig  Wiederbollingen,  bes.  zwischen  der  Finanznifls^isch&ft  und  der  ToUnwiidi- 

schaftspolitik  mit  sich.  Diese  sind  nicht  wohl  ganz  zu  vermeiden,  aber  sie  lassen  toA 
vermindern,  wenn  man  die  finanzielle  Seite  in  der  Yolkswirthschaftspolitik  u.  die  volks- 
winhächaftspoUtische  in  der  Finanzwisscnschaft  mehr  zurücktreten  lässt.  Vgl.  bes. 
die  eingebenden  Abechnitte  Uber  Mttnze  (%.  19S— 202)  und  ToUends  aber  Post 
(§.  205—219)  in  der  Finanzvissenschaft  Bstb  I  und  damit  unten  §.  299  (Httnae)  und 
§.  309—812  (Post). 

^')  Kau- Wagner,  Fin.  I,  §.  213—259;  Wagner,  Fin.  I,  2.  Buch,  2.  Kap., 
5.  Hauptabscbnitt  Die  Einwendungen  von  Stein  n.  A.  gegen  meine  Systeaintik  im 

1.  B.  habe  ich  dort  in  der  2.  Aufl.  und  in  d,  Vorrede  zur  Gründl^,  mehl&ch  be- 
sprochen. Sie  trcHeti  nur  die  ältere  Behandlung  der  Domänen-,  Forstlehre  u.  s.  w. 
Kau's  in  gleichem  itlaasse  u.  sind,  weim  auch  principieil  richtig,  doch  Gegengrunden 
»nagesetzt  S.  z.  B.  Fin.  I,  §.  7  Note  2  (2.  AniX 


Digitized  by  Google 


üebergang  ron  OelMlkMB  in  Stenen.  2h 

bk  die  anderen  Bttnde  des  Lehrbnehs,  besonders  der  Haupttheile 

der  Lehre  vom  Eisenbahnwesen  in  den  dritten  Band  vom  Verkehrs- 
wesen, als  das  systematisch  Richtigere,  gleichfalls  beabsichtigt. ^ß) 

IV.  —  §.  286.  Der  Üebergang  von  Gebühren  in 
Sien  er  D.^^)  Eine  Gebtthr  ist  eine  specielle  Gegenleistung  für 
ein^  Dienst  des  Staats  n.  s.  w.  oder  ftlr  eine  Eostenyemrsachnng, 
abo  sngleioh  em  Ersatz  yon  Kosten.  Wo  diese  Merkmale  bei  einer 
Abgabe  ganz  feblen  oder  wo  die  Höhe  der  Abgabe  angenseheinlieh 
IB  einem  ungünstigen  Missrerhältniss  zn  der  Bedentnng  des  Dienste 
und  der  Höhe  der  verursachten  Kosten  steht,  da  hört  diese  Abgabe 
im  ersten  Falle  ganz  auf,  eine  Gebühr  zu  sein,  und  ist  sie  im 
zweiten  Falle  nur  für  einen  Theil  ihres  Betrags  eine  Gebühr. 
Sie  wird  dort  ganz  nnd  hier  für  den  anderen  Theil  ihres  Betrags 
eine  eigentliche  Steuer. 

Die  Gesehiehte  nnd  die  gegenwärtige  Praxis  der  Finanzwirth- 
sehaft  der  Ooltnrstaat^i  zeigen  nun,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
viele  Abgaben,  welche  fälschlich  oder  doch  nur  theilweise  mit 
Recht  als  Gebühren  gelten,  während  sie  ganz  oder  grösstentheils 
Steuern  sind,  im  letzteren  Falle  also  einen  gemischten  Character 
haben.  Unbewusst  nnd  mit  Absicht,  so  z.  B.  bei  älteren  Gebühren- 
zweigen in  der  Form  von  Finanzregalien  (Münze,  Post)|  bei  den 
neueren  sogen.  Begistergebtthren,  sind  solche  Verhältmsse  entstanden. 
Der  Fiscalismns  der  firttheren  Zeit,  FinanznOthen  der  Gegenwart 
führten  immer  Idcht  dazn. 

Für  die  Finanzwissenschaft  und  für  die  rationelle  Finanzpraxis 
ist  es  nun  die  wichtige,  in  manchen  Fällen  nicht  so  leichte  Auf- 
gabe, bei  jeder  Art  hierhergehöriger  Abgaben  festzustellen,  ob  und 
?ne  weit  sie  Grcbtthren  oder  eigentliche  Steuern  sind.  Der  Character 
vmi  Abgaben,  welche  nur  das  eine  oder  das  andere  sind,  ist  ge- 
wOhnlieh  nicht  schwer  zu  bestunmen,  wenn  es  ancih  an  einem 
einfachen  ganz  objeetiven  Kriterien  meistens  fehlt.^  Schwieriger 


*•)  S.  Wagner,  Fin.  I,  S.  526  Note  1. 

*•)  Vgl  bes.  Stein  a.  a.  0.  Uber  tiebuhrea  und  Verkehrssteuern.  —  Die  Sätze 
6.  2S7  Uber  die  Hoh«  der  GeblUir  und  Uber  den  CShaneter  der  Gebtthr  ab  Veilcebi»- 

Steuer  sind  freiJidi  in  dieser  Femmliniiif  uniiditig  u.  in  Widerspruch  mit  den  andern 
Aosführongen  ebendas.  u.  a.  and,  Stellen.  —  Gegen  Rau  bezeichnet  Stein  aber  hier 
doch  einen  wichtifen  Fortsduitt.  £aa  mengt  Gebühr  und  Steuer  noch  zu  sehr  unter 
einender. 

^  Stein  meint,  mit  Besog  enf  die  Mnfige  Gebühren*  und  Steneierhebong  in 

Form  des  Stempels,  „jeder  Stempel  sei  ein  Gebührenstempel,  wenn  er  ohne 
Beziehung  auf  den  Werth,  den  das  gestempelte  Document  für  den  Betheiligten  hat, 
gefordert  werde  a.  daher  fiir  alle  betreffenden  Documente  gleich  sei.    Jeder  Stempel 
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ist  es  bei  dea  Abgaben  gemisehten  Gharaoton  sa  enaittebiy 
weleher  Theü  davon  Geblihr,  wdeber  Stener  ist  Da  die  richtige 
MaximalbObe  einer  ^^Gebflbr^  immer  etwas  Ton  sabjeetiTem  Er- 

messen  abhängen  wird,  jedenfalls  eine  leste  Zalilengrenze  fehlt, 
wo  die  Gebühr  in  die  Steuer  übergeht,  so  muss  man  sich  natürlich 
in  Theorie  und  Praxis  mit  einer  annäherungsweisen  Fest- 
stellang  der  beiden  heterogenen  Bestandtheiie  der  Abgabe  begnügen^ 
was  aber  anch  ausreicht 

Noeh  schwieriger  ist  jedoch  dann  die  weiteie  finaaiwissea- 
schafUiehe  Anfgabe,  Aber  eine  solche  Abgabe  dn  principiellea 
ürthefl,  hinsichtiieb  ihrer  Berechtigung  zu  fallen.  Denn  eine 
Abgabe,  welche  nachweisbar  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  theil- 
weise  Gebühr  ist,  ist  deshalb  als  Steuer  noch  nicht  durchaus 
verwerflich,  sondern  mitunter  sogar  gerechtfertigt,  zweckmässig 
und  selbst  geboten.  Die  Lehre  von  solchen  Abgaben,  als  wirklichen 
Steaern^  gehört  erst  in  das  nächste  GapiteL 

Hier  ist  aber  schon  snm  Verstftndniss  des  GebUbrenwesena 
kurz  anzngeben,  in  welchen  Fällen  Gebflbren  in  Stenern 
flbergehen  oder  letztere  fälschlich  als  Gebühren  gelten 
und  zu  welcher  Hauptart  von  Steuern  diese  Abgaben  als- 
dann gehören. 

Oefters  ist  es  die  gleichartige  oder  ähnliche  Erhebungs- 
form, besonders  die  Erhebung  mittelst  des  sogen.  Stempels, 
welche  den  Gharacter  einer  Abgabe  als  Gebfihr  und  als  Stener 
verwischt^)  Durch  die  Erhebni^orm  daif  man  sich  also  nicht 
täuschen  lassen.  Die  ältere  Finanztheorie  that  dies  Öfters  und  ge- 
langte deshalb  weder  zu  einer  vollständig  klaren  Erkenntniss  der 
Gebühren,  noch  der  mit  diesen  verbundenen  Steuern.^*) 

§.  287.  Die  öfientlichen  Einrichtungen,  an  welche  sich  Ge- 
bühren knüpfen,  sind  in  der  Praxis  namentlich  in  zwei  Fällen 
dazu  benutzt  worden,  um  gleichzeitig  statt  oder  neben  der  Gebühr 
eine  Steuer  zu  erheben. 


aei  (dn  Steuer  Stempel,  wenn  er  nach  dem  Werthe  des  Documente  steigt  oder  fällt. 
Diese  Unterscheidung:  sei  sehr  einfach  und  theoretisch  sehr  leicht  darchznftlhren.** 
S.  520.  Sie  trifft  in  der  That  oft  za,  aber  nicht  immer.  Man  kann  den  Stempel  hier 
nicht  von  der  directen  Einziehung  (s.  u.  §.  321  fF.)  trennen.  Eine  nach  dem  Werth 
ftbgestnfie  Abgabe,  z.  B.  bei  grandbUcherUchen  Eintragungen,  verliert  den  Gebühren- 
character  nicht  durch  die  Abstufang  an  sich.  Denn  diese  letztere  kann  «loli 
nothwendiges  Mittel  sein,  die  Deckun<i:  der  (lesammtkosteik  der  £iiiiic]itui|f  m  flidiem 
imd  besser  anf  die  Interessenten  zu  vertheilen. 

Kau-Wagncr,  Fin.  I,  §.  97.   Wagner,  Fin.  I,  §.  139. 

Dies  gilt  doch  mch  nooh  Ton  Bau,  Ein.  I,  §.  227  £ 
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1)  Es  wird  die  Benntzimg  einer  Staatselnriclitniijs  befohlen 
nnd  zwar  in  Fällen,  wo  ein  sachlicher  Grand  dazn  nicht  ror- 

liegt,  sondern  wo  nur  im  Finan zinteresse  die  Gelegenheit 
wahrgenommen  wird,  auf  diese  Art  eine  Abgabe  zu  erheben.  Hier 
wird  mitbin  eine  Leistung  des  Staats  fingirt  oder  unnöthig 
aufgezwungen  und  dadurch  der  Abgabe  nur  der  äussere 
Schein  der  Gebühr  verliehen.  Fälle  dieser  Art  liegen  im  System 
der  dff entliehen  Bttcher  und  in  dem  damit  Yerbnndenen 
Begisterwesen  mitunter  yor  (§•  ^93).  Anch  die  Yorschrift, 
dasB  Urkunden  oder  gewisse  Arten  davon,  geldwerthePapiere 
u.  8.  w.  eine  Abgabe  in  Form  eines  Stempels  zahlen  müssen,  ge- 
hört hierher,  wenn  sie  in  der  durchaus  nicht  allgemein  zutreffenden 
Weise  gerechtfertigt  wird,  dass  der  Staat  durch  den  Schutz,  eventuell 
durch  die  gerichtliche  Erzwingbarkeit ,  welche  er  den  betreffenden 
Vertragflschliessnngen  in  Aussicht  stellt,  hier  stets  einen  speciellen 
Dienst  leiste,  demjene  Abgabe  als  Gebtthr  entspreche.^  Meistens 
kann  diese  Abgabe,  wenn  überhaupt,  so  nur  als  Steuer  gerecht- 
fertigt werden. 

2)  Es  wird  zwar  eine  wirkliche  Gebühr  erhoben,  aber  die 
betreffende  Abgabe  wird  absichtlich  so  hoch  normirt,  dass  sie 
sich  in  eine  Steuer  verwandelt.  Dieser  Fall  ist  in  der  Finanzpraxis 
sehr  häufig  vorgekommen,  und  leicht  begreiflich,  weil  die  Massregel 
dnfach  durchzuführen  ist  und  der  FiscaJismus  hier  einer  starken 
Versuchung  ausgesetzt  wird.  Die  Uteren  Finanzregalien,  die 
Begistergebllhren,  manche  sogen.  Stempelabgaben  sind  die  wich- 
tigsten Beispiele. 

Ob  nun  in  diesem  und  im  ersten  Fall  die  Steuer  gerecht- 
fertigt ist,  das  muss  nach  den  Grundsätzen  der  Besteuerung 
entschieden  werden.  £s  kommt  namentlich  darauf  an,  wie 
die  Abgabe  als  Steuer  wirkt  und  zu  welcher  Kategorie 
von  Steuern  sie  daher  nach  ihrer  Wirkung  zu  rechnen  ist  Alsdann 
ist  der  Werth  dieser-ganzen  Steuerkategorie  und  der  Um- 
stand zu  beachten,  ob  diese  letztere  durch  Hinzutritt  der  betreffenden 
Abgabe  nicht  selbst  eine  andere  Bedeutung  gewinnt.  Endlich 
fragt  es  sich  im  concreten  Fall,  bei  einer  Abgabe  in  einem  be- 
stimmten Lande  mit  dem  und  dem  bestehenden  Steuer- 
system, ob  nach  der  Beschaffenheit  dieses  letzteren  die  Abgabe 

Dies  der  Standpunct  gewisser  extremer  Richtungen  der  nach-smithischen  Nat- 
Oelton.,  z.  B.  einzelner  deutscher  Freihändler,  wie  AI.  Meyer  in  d.  Aufs.  Stempei- 
Btenem  in  Fancher's  YieiteyaliiBchr.  1864. 


Digitized  by  Google 


28  d.  B.  1.  E.  1.  A.  Piinc,  Wea,  EitwicU.  d.  GelMOraL  §.  288. 


als  Steuer  za  billigen  ist  Die  ErOrtemng  wird  also  immer  mit 
dnem  relativen  UrÜieil  absolülessen  müssen. 

§.  288.  Beschränken  wir  uns  hier  jetzt  auf  die  aUgemeinste 
Betrachtung  der  Steuerwirkungen  einer  solchen  Abgabe,  so 
kann  die  letztere  zu  den  Verbrauchssteuer n  und  zu  den  Er- 
tragssteaern,  speciell  zu  derj enigen  Unterart  derselbeD,  welcher 
man  nenerdings  den  Namen  „Yerkehrsstenern''  gegeben  bat, 
geboren. 

1}  DieVerbranebsstenern  sebliessen  sieb  an  die  Äete  an, 
in  welchen  das  Einkommen  mm  Bebnf  der  Befriedigung  der  per- 
sönlichen Bedürfnisse,  also  bei  der  Verausgabung,  zum  Vor- 
schein kommt.  Mancherlei  Gebühren  können  bei  einer  bestimmten 
Höhe  zugleich  mit  als  solche  Verbrauchssteuern  fungiren,  z.  B.  das 
Wegegeld  (bei  Vergnttgungsfabrten),  das  Briefporto,  die  Telegraphen- 
gebtlbr  (bei  der  Conrespondenz  ftlr  rein  persönliche  Zwecke»  —  im 
Untersobied  von  Erwerbszwecken  — )f  Abgaben  fttr  Legitunations- 
papiere  im  Beiseverkebr  (fttr  Pässe)  n.  a.  m.,  möglieber  Weise 
selbst  Schulgeld,  lieber  die  einzelnen  F&lle  ist  nach  den  Gesichts- 
puncteu  der  Verbrauchsbesteuerang  zu  urtheilen. 

2)  Die  Ertragssteuern  schliessen  sich  zunächst  an  die 
grossen  Ertragsquellen,  sodann  an  die  einzelnen  Acte» 
durch  welche  Erträge,  bez.  Einkommen  erworben  oder  Grewinne 
realisirt  werden,  an.  Im  letzteren  Fall  kann  man  sie  Verkebrs- 
stenern  nennen.^)  Sowobl  die  oben  genannten  s  ob  einbaren 
,»Gebttbren^'  als  ancb  wirkliebe  Gebflbren  eines  böberen  Ans- 
maasses  sind  vielfach  als  solche  Steuern  zu  characterisiren. 
Viele  Stempel-  und  ähnliche  Abgaben,  die  meisten  Register„ge- 
bühren"  in  dem  üblichen  hohen  Betrage,  die  Abgaben  vom  Ueber- 
gang  von  Eigenthum  und  Forderungen  unter  Lebenden,  gehören 
dabin.  Aber  auch  höhere  Abgaben  für  Verkehrsanstalten»  fttr 
Post»  Telegrapbie»  Strassen  kQnnen  zn  Ertrags-  bez.  Verkebrsstenem 
werden,  indem  die  einzelnen  Fälle»  in  weleben  sie  zn  entriebten 
sind,  gewissermassen  als  Bedingung  der  Gewinnung  des 
Ertrags  und  zugleich  als  Merkmale  gelten,  aus  denen  auf  die 


^)  Ich  schlicsse  mich  dieser  Tenninologie  L.  v.  Steins  an,  trotz  der  sich  später 
cigobeuden,  etwas  abweichcudeu  Begründung  a.  B^enzang  dieser  Art  von  Abgabeo. 
S.  Stein,  Fin.,  S.  A.,  8.  519.  Der  Ausdruck  in  einem  dem  Stein'echen  tmgofähr 
gleichen  oder  doch  ähnlichen  Sinn  hat  sich  auch  in  der  Theorie  (z.  B.  bei  Vocke) 
und  selbst  in  Actenstückon  der  Practiker,  z.  B.  in  den  deutschen  bundesräthlicheu 
Commissionsberichten  Uber  Stempel  a.  s.  w.  eingebürgert.  Zu  den  Ertragssteuem  im 
▼eiteieii  Sinne  redine  ich  diese  „Yeriiebissteiiem**  ttbiigens  doch. 
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Hohe  des  Ertrags  (Umsatzes  a.s.w.)  mit  gescblossea  werden 
darf.**)  Ueber  das  Einzelne  ist  nach  den  Gesiehtspnneten  des 
Ertragstenerwesens,  speciell  der  VeriLdustenem  zn  nrüheiien. 

Näheres  daher  unten  in  der  Steuerlehre. 

2.  Abschnitt 
Das  System  der  Gebühren. 

1.  Die  Beehts-  nnd  Verwaltimgsgebnhren.^) 

Eau,  Fin.  I,  §.  230  ff.  hat  ein  System  der  Gebühren  aufgestellt,  das  zwar 
nicht  formal  unrichtig  ist,  aber  materiell  au  der  Yermengung  von  Gebühr  u.  Steuer, 
an  der  ungentigenden  Auffassung  des  Stempels  u.  in  der  Dnrcnftthrung  auch  an  grosser 
UnvoUständigkeit  leidet,  auch  abgesehen  von  der  Ausscheidung  regalisirtei  Ge- 
btlhrenzweige.  Rau  unterscheidet:  A)  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  voi^ 
kommende  Gebühren:  Stempeigefälie,  Taxen  v,  Amts-  u.  WOrdeuerthcilungen ;  B)  ein- 
zelnen Zweigen  der  Regiemngsgeschäfte  angehörende :  1)  ans  dcnr  Rechtspflege,  2)  aus 
der  Schutzpolizei,  3)  aus  d.  Staatsvertheidigung  (GebOhran  bei  d.  Entlassung  aus  dem 
Waffendienste),  4)  aus  d.  Volkswirthschaftspflege  (Strassengeld,  Wasserzell,  Abgaben  y. 
Gdwerbsverleihungen,  v.  Ertindungspatenten,  BefOrst.-Kosten,  Consulatsgeb.) ,  5)  aas  d. 
YolksbilduDgssorge  (kirchl.  Di8pens.-Acte,  Schulgelder  v.  8.  ▼.)• 

Stein  trifft  der  Vorvaxf  wegen  der  Regalien  anch.  Mit  Recht  hat  er  aber  dem 

GebtÜirensystem  das  System  der  Verwaltung  zn  Grande  gdegt  (S.  274)  u.  sich  dabei 
an  sein  grösseres  Werk  über  Verwaltungsichre  angeschlossen,  auf  das  auch  ich  mich 
beBonders  für  die  Innere  Verwaltung  zumeist  beziehe.  S.  den  Abriss  in  Steins 
ämdb.  d.  yerwaltnngslehre,  2.  A.,  Stnttg.  1876.  Er  trennt  5  Haaptgebiete  der  Ver- 
waltung n.  des  Gebührenwesens:  Aeusseres,  Krieg,  Finanzen,  Rechtspflege,  Inneres, 
bei  letzterer  wieder  Verwalt.  des  phys.,  geist.,  wirthsch.  u.  gesellsch.  Lebens:  hier 
im  Einzelnen  Manches  sehr  subjectiv  und  wiükuhriich.  Bei  Stein  wie  bisher 
gewohnlich  fehlt  die  läntheilang  der  Gebühren  in  die  beiden  Hanptdasaen:  Redita- 
u.  Verwaltungs-  TL  Cultur-  u.  Wohlf.-Gebühren,  s.  Rau-Wagner,  Fin.1,  §.  96,  bes. 
Note  a,  Wagner,  Fin.  I,  §  137,  bes.  Note  5.  Durch  diese  Eintheilung  erlangt  man 
erst  die  richtige  Stellung  zum  Gebühren wesen  u.  zu  der  verschiedenen  finanz. 
Behandlnng  dessdben.  Der  Gedanke,  den  Stein  bei  seinen  „Regalien**  rerfolgt,  gilt 
mnt.  mnt.  für  meine  ganze  1.  CI.  Gebuhren.  Ein  anderer  Mangel  Steins  scheint 
mir  zu  sein,  dass  er  in  der  Gebührenlehre  nicht  weiter  innerhalb  der  Verwaltungs- 
gruppen aof  die  Art  der  Leistungen,  bez.  der  öffentl.  Thätigkeiten  eingeht.  Dadurch 
gewinne  ich  den  eigentlich  Ökonomischen  Gesichtspnnct  für  die  finanz.  Regelung 
der  Gebtüiren  u.  ihrer  Höhe.  Die  Sfttze  Steins  S.  207,  3.  A.,  über  die  Hohe  der 
Gebtlhr  sind  m.  E.  freilich  unhaltbar  u.  die  Auffassung  der  Gebühr  als  Verkehrssteuer 
steht  in  Widerspruch  mit  der  sonstigen  Lehre  des  Verfassers.  S.  u.  Abschn.  4,  Note  1. 

YgL  sonst  Pfeiffer,  Staatseinn.  I,  294  fi.,  dessen  „System''  ich  nicht  so  zu. 
loben  Tormag,  wie  Stein  es  thni  Hock  a.  a.  0.  §.  81 — 34  (gute  pract.  Bemerk., 
aber  unvollständ.  System),  ümpfenbach  I,  §.  22 — 44.  M.  Block  in  Faucher's 
volksw.  Vierteljahrschr.  1878,  L  AI  Key  er  ebendas.  1864,  III,  S.  51  C  fies,  aber 

B^sobrasoff  a.  a.  0. 

Die  Gesetzgebung  über  Gebühren  ist  natürlich  eine  ungemein  ausge- 
dehnte. Ueber  Stempel,  Begistergebahren  und  Yerwandtes  bestehen  ge- 
wöhnlich besondere  Gesetze,  Ofi^  dn  oder  wenige  Hanptgesetze  mitspftteien 


")  Damit  wird  nicht  wieder,  wie  Stein  es  thnt  S.  267  (s.  u.  Abschn.  4  Note  1), 
in  jeder  Gebühr  als  soldier  der  Character  der  Verkehrssteuer  gefunden,  —  im  Wider- 
sprach  mit  Stein's  sonstiger  Anf&aBong. 
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Novellen  und  zahllosen  Vollzugsinstructionen,  authentischen  Interpretationen  u.  8.  w. 
Dies  Keclitsgebiet  wird  dadurch  in  einzelnen  Staaten  fast  unübersehbar,  die  gesetzl. 
Bestiiumudgen  sind  eine  rudis  indigestaque  moles,  wie  nur  je  eine  in  der  üesetzgebong 
Torgekommen,  so  bes.  in  Frankreicli,  wo  das  sogeo.  ÜBiegistrement  auf  210  lagldtt. 
VerfügTmgen  beruhen  und  seit  1700  an  2500  Instructionen  der  Verwaltung  an  ihre 
Agenten  darüber  ergangen  sein  sollen  (Leroy-iJeaulieu,  I,  487)!  Es  ist  dgl. 
auch  für  die  finanzwiss.  Theorie  zu  beachten,  weil  sich  darin  eine  sehr  bedenk- 
liche Seite  dieser  Abgaben  zeigt:  es  fehlt  an  Einfachheit,  Sicherheit  imd 
Bestimmtheit  der  Besteuerung.  Auf  dem  Gebiete  des  Stempels  u.  der  Register- 
gebühren hat  man  es  vornemlich  mit  (Ve  rkehrs-)Steuern  zu  thun,  aber  eigent- 
liche Gebühren  laufen  mit  unter.  Dies  erschwert  die  Darstellung  u.  das  Yerstandniss 
wiederum.  Diese  Abgaben  knUpfen  sich  an  die  Tanduedensten  priraten  Beehts- 
geschäfte.  Daher  werden  oft  die  schwierigsten  u.  feinsten  Fragen  des  Privatrechts 
dabei  berührt,  —  w;us  dieser  Materie  z.  B.  in  Frankreich  die  Zuneigung  der  Juristen 
zugezogen  hat,  wählend  es  bei  uns  noch  au  eingehender  juristischer  Behandlung  fehlt 
Bau  citiite  sdion  eine  oft  in  Fnnkreich  angeführte  Bemerinui^  von  Troplong  (IMct 
de  l'adm.  franc.  v.  Block,  p.  760)  in  §.  23r)a:  „La  loi  sur  1  enregistrement  est  pour 
nous  autres  ligistes  la  ]»lus  noble,  ou  pour  mieux  dire,  la  seule  noble  entre  toutes 
les  iois  liscalcs.  Quand  le  tisc  veut  percevoir  un  droit  d'euregistr.  . . .  ii  faut  presqu'il 
se  ftsse  doctenr  te  Icis,  afin  de  p(^6trer  dans  Tinfinie  7ari6t6  des  actes  de  la  rie 
civile."  Achnliches  ersieht  man  aus  dem  u.  gen.  Bericht  der  bundcsräthl.  Stenipel- 
Steuercommission  v.  1S77.  1- ragen  des  Stenipclwesens  u.  der  Keuisterj^ebüliren  werden 
so  leicht  zu  verwickelten  i'rivulrechisiragen  u.  dadurch  auch  fiir  die  Finanzpraxis  u. 
Ilnaiiswissensch.  noch  schwieriger:  gewiss  kein  Yorzng  dieser  Abgaben,  wie  aach 
Bau  betonte,  u.  wieder  ein  Umstand,  der  zur  Vorsicht  bei  der  Ausdehnung  des 
Systems  lüth ,  wie  man  sieh  aus  den  Berathungen  dei  deutschen  bondesräthl.  Gern- 
misslonen  v.  lül'd  u.  ibll  überzeugen  kann. 

Das  althistorische  Gerichtskosten wesen  ist  neuerdings  gewöhnlich  neugestaltet 
n.  das  bezügliche  Bechtsgebiet  codificirt  worden.    Ist  es  dadurch  auch  leiditer  za 

übersehen  u.  verständlicher,  so  bereitet  es  durch  seine  nahe  Beziehung  zumProcess  u.s.w. 
doch  wieder  für  die  practische  Anwendung  u.  fur  die  Wissenschaft!.  Beurtheilung  viele 
Schwierigkeiten.  Mehrfach  besteht  auch  wieder  eine  Verbindung  mit  dem  Stempel- 
nnd  Bsgisterwesen,  welche  die  Klarheit  stöit  Man  hat  es  nur  bei  den  Gerichtskosten 
mehr  mit  Gebühren,  als  mit  Steuern  zn  thun.  Eine  Ausnahme  bildet  z.  Th.  die 
freiwillige  (ierichtspllege,  b<is.  das  mit  ihr  gewölinlieh  verbundene  licgister- 
wescn,  wo  in  der  Abgabe  der  Steuercharacter  vor  dem  Gebuhrencharacter  stark  zu 
abeiwiogen  pflegt  oder  auch  allon  Torhanden  ist 

Die  Gebühren  der  einzelnen  Zweige  der  Inneren,  der  Unterrichts-, 
der  volkswirthsch.  Verwaltung  sind  nur  ausnahmsweise  in  besonder*'!!  Gesetzen 
festgestellt.  Gewöhnlich  bestimmen  die  bezüglichen  allgemeinen  Verwaltuugsgesetze 
und  eventuell  auch  nur  Verordnungen  das  Nähere  tlber  Art,  Erhebung,  Höhe  der  be- 
treffenden Gebühren  zugleich  mit  der  Regelung  der  Sache  selbst  Auch  aus  diesem, 
Grunde  kann  hier  in  der  Finanzwissensehaft  nicht  in  das  legislative  Detail  eingegani^eu 
werden.  Im  Ganzen  ist  auf  die  Werke  über  Verwaltungslehre  zu  verweisen.  Einzelnes 
tlber  die  Gebühren  spociell  wird  unten  bei  der  Uebersicht  der  Gebührenzweige  erwähnt, 
aber  auch  mehr  nur  als  Beispiel.  Beaditenswerth ,  auch  in  Ünanz.  Beziehung,  ist, 
dass  in  den  modernen  sogen.  Verfassnngsstaaten  die  Mitwirkung  der  Volksver- 
tretung immer  mehr  auch  auf  die  iiegelung  des  Gebühreuwesens  der  einzehien 
genannten  Verwaltungszweige  ausgedehnt  wird,  z.  B.  im  Tarif  wesen  der  Verkehis- 
snstalten  (Post,  Telegraph)  u.  s.  v.  In  den  einzelnen  Staaten  ist  dies  Piindp  abef 
noch  ungleich  durchgefühlt 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  von  Rechts-  und  Verwaltungsgcbüliren  mit  Ver- 
kehrssteuern in  der  Praxis  und  bei  der  für  beide  vielfach  gemeinsamen  Erhebungsform 
im  Stempel  ist  die  bezügliche  Einnahme  daraul^  ebenso  wie  die  Gesetzgebung  darüber 
nicht  wohl  zu  trennen.  Die  Gesetze  betreffen  meist  beide  Abgabearten  in  bunter  Ver- 
mengung.  Die  folgenden  Angaben  gehören  daher  zugleich  zu  dem  späteren  Abschnitt 
ron  den  Verkehrssteuern,  finden  aber  dort  noch  eine  Ergänzung  in  Einzelheiten. 

DenVeisach  einer  zusammenfassenden  Behandlung  n.  Vergleichung 
der  hezOgliohen  Ctosetzgebong  der  irichtigoTon  Gnltnrstaaten  hat  B68o* 
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brasoff  a.  a.  0.,  bes.  in  der  1.  Abth.  über  die  impöts  sur  les  actes  g;emacht.  Die 
zweite  enth&lt  eine  Monographie  der  betr.  russ.  Ab|abeji.  Ueber  das  Finauz- 
Btatittiielie  vgl.  Bonit  ?.  GKOmig,  Merr.  Badget,  II,  470.  üeber  die  Gesetz- 
gebung der  einzelnen  Staaten,  ndt  meist  dürftiger  Darstellnng  der  geschieht!. 
Entwicklung-  (die  gewöhnlich  ihrer  Wissenschaft!.  Behandlung,  in  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Verwaltungsgeschichte  des  einzelnen  Staats  noch  hairt),  s.  die  Werke  Uber 
das  Finanzwesen  und  die  Besteuerung  der  einzdnen  Lftnder  ^nu- Wagner, 
Fin.  I,  §.  23,  Noten,  "Wagner,  Fin.  I,  §.  28,  Noten);  mitunter  auch  diejenigen  Uber 
das  Verwaltungs recht  oder  überliaupt  über  das  öffentliche  Recht.  Einen 
werthvollen  Beitrag  z.  Fergleichenden  Finanzgesetzkunde  Uber  eine  Hauptart  v.  Abgaben 
lieferte  t.  GsOrnig  (junior)  in:  „D.  Abgaben  d.  Uebertragungen  nnbewegl.  Eigen- 
thnms'',  Triest  18G9.  (Oest^.,  Frankr.,  Prenss.,  Engl.,  Russl.,  Baiem,  Schweiz.  Cantone), 

Die  in  Stempel  form  erhobenen  Abgaben,  die  Reclitsgebuhren  u.  die  Verkehrs- 
steuem,  sind  ?omemlich  mit  der  schriftlichen  Beurkundung  ?on  Kechts- 
geschlften  verbimden  iL  kommen  bei  lebbaftom  Geschiftsveitebr,  häuiigcm  specolatiren 
Eigenthumswechsel ,  entwickeltem  Creditverkehr  u.  s.  w.  am  Meisten  vor.  Sie  sind 
daher  begreiflicher  Weise  in  hoch  entwickelten  Volkswirthschaften  von  grosser 
Yelksdichtigkeit,  inteusivem  Verkehr,  ausgedehntester  Arbeitstheilong.,  stark  ausfebil- 
detras  Sildtewesen,  gewaltiger  Industrie  n.  grossem  In-  wie  ansUnoisdien  Handel  be- 
sonders  stark  entwickelt:  im  Westen  Europas  am  Meiston,  in  der  Mitte  weniger,  im 
Osten  am  Wonigsten.  Im  Einzelnen  freilich  mit  vielen  Unterschieden,  welche 
stell  ans  der  ganzen  geschichtlichen  Uestaltung  des  Finanzw^e^is,  der  Teischiedenen 
Höbe  der  Ansgaben  (absol.  n.  lelat  Grosse  des  Aufwands  f.  d.  OffentL  Schuld ,  f.  d. 
HilitSr),  dem  Vorhandensein  oder  Fehlen  von  Privaterwerb,  der  Ausbildung  der  Übrigen 
Steuern,  der  mehr  oder  weniger  fiscalischen  Tendenz  der  Verwaltung,  endlich  —  nicht 
das  Unwichtigste!  —  aus  dem  „Formalismus''  des  Priratrechts  erklären,  d.h.  aus 
den  formellen  Yorschriften  ftber  die  Form  nnd  Giltigkeit  der  Yer- 
träge  oder  über  gewisse  Bechts vortheile,  welche  mit  eimr  bestimmten  Form 
und  öffentlichen  Beurkundung  verbunden  sind  (8i  hriftlichkeit,  üll'entliche  Registrirung, 
bes.  im  franzOs.  JEtecht  u.  dgL).  Diesen  Umständen  möchte  es  zuzuschreiben  sein, 
dasB  die  genannten  gebühren-  md  stenenitigen  Abgaben  ünanziell  wichtiger  in 
Frankreich  als  in  Grossbritannien,  in  Oesterreich  als  vielfach  in 
Deutschland  sind,  während  man  nach  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  allein 
das  Umgekehrte  erwarten  sollte.  Im  Umfang  und  in  der  Gestalt  der  bezüglichen 
Gesetsi^ebnng  nnd  in  der  Gesammteinnahme  aus  dies^  Abgaben  spiegeln 
dch  diese  ISnÜltsse  wieder. 

Eine  genauere  finanzstatistische  Vergleichung  ist  hier  nicht  möglich  u.  erfor<iertc 
das  Eingehen  in  alles  Detail.  Aber  von  der  ungefähren  Bedeutung  nnd  Ent- 
wicklung dieser  Einnahmequelle  im  Haushalt  der"  einzelnen  Staaten  liefern  die 
fügenden  Daten  doch  ein  hinreichend  zuverlässiges  Uld.  Man  mnss  nur  mit  weiteren 
Schlüssen  daraus  vorsichtig  sein  ,  weil  sich  die  Summen  ans  zu  verschiedenen  Com- 
ponenten  zusammensetzen  u.  weil  der  Steuer-  u.  der  GebUhrencharacter  in  diesen  Ab- 
gaben in  den  einzetoen  Lindem  zu  Ferschieden  ausgebildet  ist 


Frankreich. 

B.  f.  1877 
Mm.Fr. 


Italien. 

B.  f.  1 877 
Mill.  Fr. 


Belgien. 

B.  f.  1877 
Mi!!.  Fr. 


Holland. 

B,  f.  1877 
Mill.  Fl. 


466.4 


154.2 


37.4 


19.7 


L  Somma  .  620.6 

Directe  Steuern  n.  s.  w.  .  423.9 
Indirecte  Stenern  (brutto)  1307.6 


124.8 

362.8 
429.1 


50.2 

43.8 
49.8 


19.7 

23.3 
38.9 


n.  Somma  .  2352.1 
Hierron  N.  I  in  V,  .  .  26^ 


916.7 
18^ 


143.8 
34.9 


81.9 
24.0 
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Gr.-Britann. 

TTfi  nroi*n 

Abschl.  187Ö/77 

B.  L  1877 

B.  L  1877 

B.  1 1877 

AUIL  Irl«  Dl« 

MiUFL 

MilL  FI. 

ICiJLB. 

Einregistririmg  u.  s.  w. 

• 

(Geb.  V.  Beclit«gMChafiAa) 

— 

7  71 
I.II 

5.11 

17.8 

8.0 

12.32 

SrittdiAfiaBteiMr  .  .  .. 

6.02 

oImd  iahtgL 

obeniiiGL 

obw 

X.  Snimiia 

ll.!8 

50.6 

22.5 

20.03 

Dincte  Steoenii  n.  b.  v.  • 

7J9 

87.8 

86.6 

183.61 

Indixecto  Steuern  n.  8.  w. 

48.45 

313.8 

56.6 

220.11 

II.  SununA  . 

67.47 

452.1 

1  n "» 7 

S7S  7*» 
9  1  Ott  O 

16.5 

11.2 

13.6 

PreussBD. 

Bafern. 

Sachsen. 

Baden. 

B.  f.  1877 

B.  f.  1877 

B.  f.  1 877 

B.  f.  1877 

Mül.  M. 

MilL  M. 

MiU.  M. 

Mill.  M. 

Gerichtslcosteii    •   ,   ,  , 

41.1      (Tai.)  14.48 

[1875  3.64] 

[1876  1.53] 

Stempelsteaer    .   •  .  . 

21.5 

1.61 

1.58 

2.73 

BeicbsvechsjtBte.    .  . 

4.24 

6er.schreib.  (GOln)  .  .  . 

0.95 

Erbscbaftasteiuor    .  .  . 

4.8 

oben 

im  TOT. 

I.  Summa  . 

72.59 

c.  16.3 

Directe  Steuern      .    .  . 

151.0 

20.3 

1X2 

10.11 

Indir.  Steuern  (incl.  i.  Reiche)  1 79.7  (ohneßeich)  23.0  Cohü.lieicli)  2.3  (ohn. Reich)  4.63 

n.  Summa  . 

40SJI 

HieTTon  K.  I  in  7o   .  . 

18.0 

Zur  Erläuterung  dieser  Tabelle.  Es  sind  hier  absichtlich  nur  die  Hau pt- 
posten  der  bezilglichen  sonstigen  Steuerarten  zusamiueugestellt ,  was  für  den  vorlie- 
genden Zw^eck  genügt,  und  rorzuziehen  war,  weil  in  manclurlei  anderen  Posten 
noch  mehr  Verschiedenheit  besteht  Die  Etats  sind  lauter  Brutto  etats,  also  inclus. 
Erhebungiäkosten  (s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  9J),  mit  Ausnahme  Sachsens.  Wichtig 
und  etwas  den  Ycrglcieli  störend  war  die  Einsetzung  des  Tabakmonopols  und  zwar 
brutto  in  Frankreich  und  Oesterreich,  netto  in  Italien,  bei  den  indirecten  Steuern. 
Das  Lotto  (Italien,  Niederlande,  Oesterreich,  Ungarn,  Preussen),  die  Post,  Tcle- 
gra})liie,  Punziriing  u.  dgl.  m.  ist  allgemein  fortj^ela-^sen.  —  Bei  Frankreich 
ist  zu  den  4  grossen  directea  Steuern  die  Einkommensteuer  von  bewegl.  Vermögen, 
nicht  die  den  directen  Stenern  assimiL  Spec-Taxen  gaMtit,  za  den  indir.  Stenern 
die  inländ.  u.  d.  Zölle.  Möf^lichst  ebenso  dem  Princip  nadi  eifdgte  die  Zusammen- 
setzung der  Kategorieen  bei  den  andern  Staaten.  Bei  Preussen  ist  der  Antheil  an 
den  £  e  i  c  h  s  steuern  eingestellt ;  bei  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  und  Ungarn  die  gemeinsame 
Zolldnnahme  TerhSltnissmiasii^  rertheilt.  Wegen  der  Yeiqmdmng  Ton  Boichs- nnd 
Staatsfinanzen  ist  in  Preussen  und  bos.  in  den  anderen  deutschen  Staaten  die 
Yergleiclibarkt'it  mit  anderen  Staaten  nicht  innncr  herzQstellcn. 

Die  ausserordentlich  grosäcn  Emnahuaen  (absolut  u.  relativ)  aus  den  Begistriran|[S- 
abgaben  (ron  gemischtem  tiebtthren-  n.  Stenerdiaraeter,  aber  ftberviegend  des  leeren) 
in  Frankreich  u.  in  den  Ländern  gleichen  oder  ähnlichen  Rechts  ergeben  sich 
sofort.  Man  erkennt  aber  auch,  dass  in  Frankreich  die  relativ  geringe  Ausbildung 
der  directea  Steuern  mit  der  Übermässig  starken  Ausbildung  dieser  Abgaben  und  des 
Stempels  znsammenhSngt  nnd  dadnfdi  mit  gerechtfertigt  wird.  Hier  findet  eine 
Ergänzung  statt,  —  was  auch  die  Theorie  oft  übersehen  hat.  Jene  Abgaben  und 
Stempel  müssen  in  mancher  Hinsicht  mehr  zu  den  directen  als  —  wie  meist  in  finanz- 
statistischen Vergleichen  und  öfters  in  den  Budgets  geschieht,  —  zu  den  indirecten 
Stmiem  gereclmet  Verden.  Aehnliches  wie  TOn  Etekreioh  gÖi  in  BetreiF  dieser  Tar- 
h&ltnisse  von  Grossbiitannien. 

In  Preussen  besteht  der  Unterschied  gegen  andere  Länder ,  dass  die  Gerichts- 
kosten  nicht,  wie  sonst  meist,  in  Stempeiiorm,  sondern  direct  von  den  Gerichten  erhoben 
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verdeD.  Wenn  man  das  nicht  berücksichtigt,  erscheint  die  Einnahme  ans  den  iMZOg^ 
liehen  Abgaben  sehr  klein  im  Vergleich  mit  andern  Staaten. 

(Jeher  Deutschland  liefert  der  unten  gen.  bundesräthliche  Commissionsbericht 
Ton  1877  sehr  sehitzlwTes  n.  naob  bestiminten  Orandsitsen  sergUedeites  u.  groppirtes 
snd  dadarcli  leidlich  vergleichbar  gemachtes  statistisches  Material.  In  den  einzelnen 
Staaten  o.  z.  Th.  in  den  Provinzen  eines  u.  desselben  Staats  (Preussen,  liaicni,  Gebiete 
des  fr&nzOs.  Kechts)  bestehen  grosse  Verschiedenheiten.  Diu  Gesammteinnahme  der 
iresendioli  Sien  er  artigen  Abgaben  wüd  im  Doiehselmitt  Ton  1874 — 7€  beieolinet: 


ISimmtl  Stemnel- 

Snorteln 

abg.  V.  Urkunden, 

(gemischt  Ge- 

Erb- 

Spiel- 

Mutationen, incl. 

bühr  u.  Steuer 

schafts- 

karten- 

Tax. u.  Ein- 

oder  reine 

steuer 

stempel. 

legistr.-Gebtthren 

Gebühren) 

Mill.  IL 

Mill.  M. 

Mill.  M. 

MilLM. 

*  61.38 

3.94 

9.89 

1.21 

(Ausserdem  Beichswechselstempel 

7.3) 

Daren: 

27.0« 

4.58 

0.70 

15.04 

0.046 

0.62 

Ü.24 

1.69 

0.13 

2.02 

1.02 

0.14 

0.028 

2.13 

2.50 

0.42 

Elsass-Lothringen  .... 

7.15 

0.164 

2.17 

1.26 

0.018 

O.SS 

0.010 

S.14 

0.76 

0.009 

Bremen  ••»».... 

0.75 

0.24 

0.007 

Die  Kleinheit  dieser  Erträge  Ihl  Vergleich  mit  den  oben  gen.  auswärtigen  Staaten 
(excl.  Russland)  springt  in  die  Augen.  Dafür  ist  die  directe  Staats besteuerung  bei 
uns  relatir  mehr  als  in  den  roman.  Ländern  und  als  in  Grossbritannien  entwickelt. 

Ans  der  Oesetzgebung  über  Seohts-  nnd  Venraltungsgebuhren,  die 
damit  zusammenhängenden  Verkehrs  steuern,  das  gesammte  Stempelwesen  u.  s.  w. 
ist  die  französische,  dann  die  englische,  die  österreichische,  schliesslich 
die,  nach  dem  Gesagten  am  Wenigsten  aosgebiidete  preussisch-deutsche  besonders 
für  die  finanzwiss.  Aufgaben  bemerirenswerth.  Die  allgemeinen  Ossetze  irerden. 
Ypßt  gleich  für  den  späteren  Abschnitt  von  den  Teilceliissteaern  mit  oitirt,  da  sie  sich 
meistens  auf  diese  und  auf  g^ew^isse  Gebühren  zusammen  beziehen. 

Frankreich.  Gesetzgeb.  Uber  Enregistrement  u.  Stempel.  Aus  dum  ancieu 
r6gime  herstammend  (Ende  des  17.  Jahrh.)  ist  das  Enregistrement  in  d.  Revolutions- 
zeit heibdiaUen,  verändert,  dann  namentlich  erweitert  worden.  Ges.  v.  19.  Dec.  1T90. 
Hauptgesetz  v.  12,  Dec.  1798  (22.  Frimaire  an  VII)  (bei  Stein  S.  283  mehrere 
falsche  Angaben).  Ausbild.  bes.  durch  d.  Gesetze  v.  25.  Mai  1799  (6.  Prair.  an  VII), 
27.  Vent.  IX,  28.  Apr.  1816,  27.  Apr.  1831,  21.  Apr.  1832,  18.  JnnilSSO  (Erleichter, 
durch  Ges.  v.  16.  Juni  1824,  später  z.  Th,  wieder  zurückgenommen).  Ferner  14.  Jnli 
1855,  2.  Juli  1862,  27.  Juli  1870,  23.  Aug.  1871,  28.  Febr.  1872,  30.  Au^^.  1872, 
19.  Febr.  1874  u.  a.  m.  Ueber  Stempel  Uauptgesetz  v.  9.  Yendcui.  an  VI 
(90.  Sept  1797)  und  13.  Brum.  au  VII  (3.  Nor.  1798):  evstoes  f.  d.  Verbrauchs-, 
letzteres  f.  d.  Urkundenstempel.  Dann  zahlreiche  Nachträge  n.  Veränderungen.  So 
Ges.  V.  16.  Juli  1850  u.  17.  Febr.  1852,  5.  Juni  1850,  18.  Mai  1850,  23.  Juni  1857, 
II.  Juni  1859,  2.  Juli  1862,  13.  Mai  1863,  8.  Juni  1864,  23.  Aug.  1871,  27.  Nov.  1871, 
30.  März  1872,  30.  Apr.  1872,  25.  Mai  1872,  24.  Juli  1872,  20.  Dec.  1872,  21.  Dec. 
1872,  26.  Nov.  1873,  29.  Dec.  1873,  19.  Febr.  1874,  18.  Juni  1874  u.  a.  m.  Die  Ge- 
richtsgebühren (droits  de  gretfe)  beruhen  auf  d.  (»es.  v.  21.  Vent.  an  VII  (11.  März 
1799)  u.  den  Nachträgen,  die  Grundbuchs  geb.  (Hypothcques)  auf  dems.  Ges.  u. 
Ges.  V.  21.  Sept  1810  n.  28.  Apr.  1816.  Die  ganze  Geset^^eb.  ein  ungeheuerer,  unüber- 
sehbarer Wost  Die  ebigen  iltaen  Angaben  meist  nach  y.  Hock,  die  neuesten  (nach 
dem  Kriege)  nach  Dejean,  code  annot6  des  nouv.  imp.  2.  ed.  Par.  1875.  So  weit, 
wie  mir  Material  zustand,  habe  ich  verglichen  (bes.  d.  u.  gen.  Werk  v.  Roger  u. 
§orel)  u.  nur  die  wichtigeren  Gesetze  u.  Decrete  hervorgehoben,  auch  die  Datums 
der  G6s««Bd,  die  TieifiMsh  ftlsdi  angefebon  (so  z.  Th.  bei  Stein),  lectificirt  Aber 
A.  Wagaer,  FiaaaswisMaielMift.  IL  9 
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Irrthümer  sind  zumal  dem  Fiemden  kaum  vermeidlich.  Vgl.  f.  d.  ganze  grosse  Gebiet 
(bei  Rau,  Fin.  I,  in  d.  Noten  zu  §.  234,  236,  237  ciozeine  Angaben)  Stein,  Fin.. 
8.  A.,  S.  275,  283,  5:^0.  Bes.  aber  v.  Hook,  Fin.  FfWikT.,  177  (F.,  193  ii'.  (unüber- 
troffen klar  in  d.  schwier.  Materie,  wie  es  nur  ein  so  wissenscliaftlich  durchgebildeter 
Practiker  erreichen  wird);  de  Parieu,  imp.  III,  165  (1.  A.  1'563),  Buch  6  imp.  s.  1. 
actes;  Batbie,  pröcis  da  cours  de  droit  publ.  et  admiuistr.  (4.  ed.  Paris  1876)  p.  372  H. 
II.  BloOk,  dictionn.  de  radmlnistr.  fnnc,  2.  ed.  Par.  1877;  systemat  Artikel  über 
Enregistrement  (r.  CaSnot  et  Yerpy  mit  umfass.  Bibliographie)  und  timbre  (?ott 
Chardon).  Am  Vollständigsten  d.  geltenden  Gesetze  u  s.  w.  in  Codes  et  lois  usuelles 
(bis  1875)  V.  A.  Roger  u.  A.  Sorel,  Par.  1875,  im  Supplement  die  neuesten  Gesetze. 
Leroy-Beaulieu,  Fin.  I,  ch.  9,  &  479  ff.  (neaeate  Phase  n.  scharfe  Kritik  deis.). 
Uebcr  den  Stand  d.  Gesetzgeb.  im  Einzelnen,  bis  z.  Kriege,  unterrichtet  man  sirh 
gut  in  Elsass-Lothringen,  vgl.  dafür  d.  tabellar.  Zusammenstell,  d.  Bestimmungen 
d.  deutschen  Gesetze  in  d.  buudesräthL  Commiss.-Ber.  v.  1877,  S.  87  ff.  Seit  dem 
Kriege  bedeutende  £rhOhmig  dieser  Abgaben  in  Frankreich,  dardi  d.  oben  gen.  Gesetze* 
Anschl.  im  Et.  v.  1S70  (also  incl.  Elsass-Lothringen)  Enregistr.  362.8,  Stempel  83.7, 
zus.  446.5  Miil.  Fr.,  Et.  v.  1877  bez.  466.4,  154.2,  zus.  620.6  Mill.  Fr.,  —  28  7« 
mehr  tiotz  der  V  ciminder.  des  Gebiets  1  l)io  directeu  Steuern  sind  nur  um  16.5,  die 
indirecten  Stenern  z.  Th.  nodi  stärker  gesteigert 

Grossbritannien.  S.  bes.  Vocke,  brit.  Stenern,  2.  Th. ,  3.  u.  4.  Abschn. 
Gebühren  (bes.  Gerichtssporteln  u.  Strafen),  dann  Stempel,  S.  199 — 256.  Gneist,  engL 
Vorw.recht  pass.,  bes.  II  (2.  A.),  812  über  Stempel,  1225  über  Gerichtegebühren,  eb-, 
1216,  1263  Uber  Sportein,  1362  Uber  Gehalte  der  Ginlbeamten.  0.  HUbner,  Ber. 
d.  stat.  Centr.-Arch.,  Nr.  2,  Lpz.  185S,  S.  24  II'.  Noble,  .inccn's  taxes,  Lond.  1870, 
p.  91  Ii.,  III  II".  Tennant,  people's  blue  bock,  4.  ed.,  Lond.  1872,  p.  269  ff.  (Kritik). 
In  den  Berichten  der  Commissioners  of  Inland  Revenue  neben  der  Statistik  auch  An- 
gabe der  erfolgten  gesetzt.  Yeiftndenuigen.  Das  Detail  der  zahllosen  älteren  einzeln«i 
(Jesetze  entzieht  sich  hier  der  Darstellung.  Einzelnes  später  in  der  Steuorlehrc,  bes. 
bei  den  Verkehrsstenern  und  der  Erbschaftssteuer  S.  die  kurze  Uebersicht  über  die 
Stempelgesetze  bei  Gneist  II,  812  bes.  Wiederholte  Gonsolidationen,  so  1815 
(55.  Georg  III,  c.  184),  1833  (2.  v.  3.  Will  lY,  c.  129),  dann  jetzt  bes.  d.  neoe 
Ges.  V.  1870  (38  u.  .^^4  Vict  c.  97).  Uebersicht  d.  wichtigsten  Sätze  z,  B.  im  Cabinet 
lawyer.  24.  ed.,  Lond.  1877,  p.  555  ff.  Die  Gebühren  bei  d.  Reichsgerichten  werden 
seit  1865  durch  adhäsive  Stempel  bezahlt  (Common  Law  Gourt  Fees  Act.  v.  Ib65, 
28.  29.  Yiet  c.  45).  „Das  firOhere  System  der  Remiineratiott  der  Beamten  daroh 
Sport  ein  ist  mit  geringen  Ausnahmen  im  Staatsdienst  beseitigt."  Gneist  II,  1353. 
S.  übrigens  unten  §.  291.  Details,  auch  aus  d.  Statistik,  reich  u.  vorzüglich  bei  Vocke. 

Oesterreich.  Vgl.  Stein,  Fin.,  S.  531;  0.  Hubner,  Ber.  d.  Statist.  Centr.- 
Anb.,  Lpz.  1860,  Hr.  6,-  8.  73  ff.;  CzOrnlg,  deterr.  Neogesialt.  (Sttittg.  1868), 
S.  143  ff.;  ders.,  d.  österr.  Budg.  II,  l?.*?— 181 ;  Dessary,  österr.  Fin.ges.kunde  (1855), 
S.  55  u.  pass.;  Cysar,  Handb.  d.  österr.  Geiiührenwcs.  (1855).  Allgem.  Stempel-  u. 
Tazges.  (ezcl.  ungar.  Landr.)  ?.  27.  Jan.  1640,  neue  Kegolung,  bes.  auch  der  allge- 
meinen Beaitzvertnd.-Abgabe  durch  die  Gesetze  7.  9.  Febr.  n.  2.  Ang.  1660  ftr  das 
ganze  daum).  Boich,  provis.  Oes.  v.  6.  Sept.  1850  (über  Abg.  v.  Spielkarten,  ^endevD, 
ausländ,  Zeitungen,  Ankündig,  u.  Inseraten).  Verordn.  v.  28.  Oct.  1857  (inländische 
Zeitungsstempel).  Unterscheidung  v.  Stempel  u.  „unmittelbaren''  Gebühren  f.  Rechts- 
gesebftfte  in  d.  Ctoeetzgeb.  1850,  s.  imten  §.  321  Note  7a.  Ges.  t.  28.  Min  1854. 
Gesetzl.  Bestimmungen  über  verschied,  andere  Taxen  s.  bei  v.  Czörnig,  österr.  Budg. 
II,  179.  Erhöhung  der  Sätze  der  Stempel  u,  Gebühren  1859,  Verordn.  v.  17.  Mai, 
Abänderungen  der  Gesetze  u.  Tarife  v.  9.  Febr.  u.  2.  Aug.  1850  durch  iieichsg-es.  r. 
13.  Dec.  1M2  (darftber  Yeieidn.  d.  Fia.-Min.  ?.  20.  Dec.  1802,  Im  Beichsges.-BL 
S.  347),  ferner  durch  Boiehsges.  r.  29.  Febr.  1864.  Alle  diese  Gesetze  damaJ^  f.  d. 
ganze  Monarchie,  also  Ungarn  eingeschlossen.  Seitdem  ist  letzteres  in  Folge  des 
Ausgleichs  mit  Cisleithanien  auch  auf  diesem  Gebiete  selbständig  geworden.  Abänder., 
bes.  f.  Wechsel  n.  s.  f.  West-Oesterr.  dorch  Ges.  r.  8.  HSrz  1878.  8.  Ender  r«a 
Malle nau,  öst.  Wechselstempel ,  Wien,  1876.  Wintersperger,  NachsddagebVQh 
Ub.  d.  Stempel-  u.  Gebührentar.  (bis  Ende  Mai  1876),  Wien,  1876. 

Italien.  S.  Bizzari,  condiz.  della  hn.  ital.  Pisa,  1865,  p.  225  ff.  ItaU» 
eoonomica  1873  (2.  A.,  Borna  1874),  p.  042.  Beidihalt  Flnsntttatist.  in  d.  JlBiL 
Annnaiio  del  ministen»  deUe  finaoze.  Noch  nmfiu»ender  in  d.  Stat  ünaBsiaiia,  fioma 
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1877,  p.  26  ff.  (auch  karto^ph.  Darstell.).  Unificirung  der  Gesetze  tl"ber  die  tasse 
smgli  aifari  durch  d.  it&l.  Oes.  v.  21.  Apr.  1862.  Veräuder.  mehrfacU»  bes.  Decr.  v. 
14.  Juü  1866,  Ges.  r.  19.  Jali  1868,  11.  Aug.  1871. 

Belg lea.  S.  d.  Statist.  Uebersicht  mit  Angabe  der  betr.  Gesetze  in  Statist,  gitubr. 
des  recettes  et  des  d^.penses  1840 — 70,  Brüx.  1874.  Gmndlage  meist  noch  d.  französ. 
Gesetzgebung  aus  d.  Kerolutionszeit ,  aber  mit  vielen  Veräuder. ,  nam.  beim  Stempel, 
üeber  Enregistr.  Ges.  v.  22.  Frim.  VII,  Ges.  ?.  29.  Dec.  1842,  5.  Juli  1860,  I.Juli 
1869  (Eriwchaftssteuer  des  entan  Ges.  ersetzt  durch  Ges.  r.  27.  Dec.  1817, 17.  Dec  1851). 
Ueber  Stempel  Ges.  y,  9.  Vendem.  YI,  6.  Pndi.  YII  u.  zaUieiche  spltere 
{%,  a.  0.  S.  bl). 

Bassland,  s.  B^sobrasoff,  2.  Abbandl.  in  d.  M6m.  de  l'Acad.  de  St.  P6t. 
K.  Walcker,  Sdbstrerralt,  8.  290  ff.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  533.  Statist,  in  d. 
jetzt  jährl.  Annuaitn  dis  fin«  ranes  t.  Yesselorsky  (finmMlB.).    Neues  Stempelges. 

?.  17.  Febr.  1874. 

Vereinigte  Staaten  r.  Nordamerika.  S.  v.  Hock,  Fin.  d.  Ver.  St.  S.  279  ff. 
IKe  j&hrL  Bep.  of  the  Secretary  of  the  treasnry,  so  f.  1876  (Washingt  1876)  8. 107  IT., 
mit  Statistik.  —  Eigenthdml.  Ausdehnung  des  Stompclsystems  auf  die  Besleilfinillg  deor 
Geträake  u.  des  Tabaks.   Näheres  in  d.  späteren  Kapitel  v.  d.  Steuern. 

Deutsches  Keich.  Wiederholte  ALiäule  zur  i:^infahrung  eines  umfassenderen 
Systems  r.  Bcichsgebohren  n.  Yerkehrsstenem  in  Stempdform  za  GmiBteii  der  fidchs- 
casse  bisher  nicht  gelungen.  Vgl.  die  bnndcsrätbl.  Comraissionsberathnngen  u.  Vor- 
schläge 7.  1878  in  d.  Anlagen  d.  4.  Sess.  d.  Keichstags  1873,  IV,  605  ö'. ,  auszugs- 
weise in  A.  Wagner,  Keiciisfin.wes.  im  Jahrb.  f.  üe3.geb.  d.  D.  Reichs,  3.  Jg.  1873, 
8.  209.  Dana  bes.  d.  Bericht  d.  Gommiss.  z.  ErOrter.  d.  Einftthr.  einer  Befchsstompel" 
n.  Erbschaftssteuer.  Bundesrathspapiere  Nr.  98  Sess.  1877/78  (gr.  4<*,  424  S.),  mit 
reichhaltiö^tem  Material  über  d.  Ges.geb.  n,  d.  finanz.  Erträge  in  d.  Einzelstaaten, 
weshalb  für  die  letzteren  hier  darauf  ganz  allgemein  zu  verweisen  ist.  Die  geringen 
Efgebdsse  der  Befatliniig«B  seigen  die  enormen  Sohwierigkeiten  der  FlnaDSonbrnng  im 
D.  Beich,  wenn  —  der  gute  Wille  der  Einrelstaaten  fehlt.  Ein  Thcil  der  Materialien 
in  d.  Reichstagsacten,  Reil.  Sess,  1878.  Auszüge  in  d.  Aufs,  von  v.  Scheel  im  Jahrb. 
d.  D.  Beichs  1878,  I  Uber  Ersatz  d.  Matric.-Beiträge.  Im  Folgenden  dieser  Ber.  als 
iKMdosfltLt.  GraimiBS^Btt.  r.  1877  eltiit.  So  besleiit  Mier  nnr  die  Beichs-Wechsel- 
stempelsteuer  7.  10.  Juni  lSß<)  (s.  Wagner,  Reichsfin.,  Jahrb.  d.  D.  Reichs  I,  1871, 
S.  621)  u.  d.  (einmal.)  Stenipelabg.  f.  fremde  Prämienscheine  y.  8.  Juni  1871  (eb. 
S.  624,  Band  3  S.  20b).  iMateiialiou  Uber  die  erstere  in  Hiith's  Annalen.  —  Von 
den  YoiBcliligen  der  bondesrftChl.  Gommifls.  t.  1877  scheint  (Mirz  1878)  kaom  einer 
gegenwärtig  Gesetzeskraft  zu  erlangen,  nicht  einmal  sicher  der  Reichs-Spiclkarten- 
Stempel.  Das  als  Entwurf  dem  Reichstag  1S78  vorliegende  Gesetz  über  Gerichts- 
koston gilt  f.  d.  einzelütaatl  Gerichte  u.  f.  d.  Oberste  lieictisgericht   S.  uut  Note  17. 

Preassen.  lilsA  über  d»  bezttgL  Ges^yeb.  s.  bei  Kletie,  Iii  «b.  d.  Fin.wes. 
d.  D.  Beichs  u.  d.  Bundesstaaten,  II.  Abth.  Prcussen,  3.  A.,  Berl.  1876,  S.  299  ff, 
Commentare,  Sammlunffcn  u.  s.  w.  v.  Schimmel fennis^  (1858),  Hoyer  (2.  A. 
1873 — 75)  Q.  A.  m.    Uofimann,  Lehre  v.  d.  Steuern,  S.  417  ff.  pass.  Bergins, 
Fln.vi8S.,  3.  An  8.  568.      Bönne,  pnoss.  Staaterecht,  S.      n,  2,  8.  084  ff.  ober 
d.  Stempelst,  S.  610  über  d.  Gerichtskosten.   Grotefend,  aUg'.  Polizeileidcon,  1877, 
Art.  Stempelsteuer.  Hauptgesetz  Uber  die  sogen.  „Stempelsteuer"  v.  7.  März  1822, 
noch  ietzt  giltig,  abges.  r.  Abänderungen.  Die  zahlreichen  dazu  gehör.  Instructionen, 
Ctre«are  n.  s.     s.  bei  Grotefend,  Grondr.  9.yeff.-  n.  Yerwait-Bechts  im  Nordd. 
Bande  u.  PreosB.  S«aato,  Arnsb.  1870,  S.  232—246.   Ges.  ?.  2.  Sept  1S(V2  Uber  Ge- 
brauch Y.  Stempelmarken.   Mehrfache  Veränder.  im  Tarif  schon  vor  l?s48  durch  kgl. 
Cabinetsordres.    Die  älteren  Gesetze  Uber  Kalender-  u.  Zeitungsstcmpei  aufgehoben. 
Geil,  ifter  fiteupebteiier  f.  Spidkaiten  r.  23.  Diee.  1867.   Die  Erbsoliaftasteuer  jetzt 
r.  Siempelwesen  getrennt  o.  besonders  geregelt  durch  Ges.  v.  30.  Mai  1873.  —  In 
den  neuen  1866  erworbenen  Landestheilen  ist  die  Stempel^\'sct/ucl>iini;'  durch  Verord- 
nungen V.  19.  Juli  1867  i.  Hannover,  Ghurhessen,  Nassau,  u.  and.  Verordn.  f.  d. 
udem  ijBde  (so  7.  Aug:.  1867  f.  Sehleswig-Holslein),  dann  dnrolL  Ges.  ?.  5.  Mirz  1868 
u.  24.  Febr.  1869  möglichst  mit  der  altprenss.  in  Ueboreinstimmnng  gebracht.  Der 
Sland  des  Stempeltarife  um  1867  ergiebt  sich  aus  dem  der  Verordn.  ?.  19.  Juli  1867 
beigefugten  Tadf.    Fttr  Frank&it  a.  M.  gilt  d.  bes.  preuss.  Ges.  r.  27.  Juni  1875, 
t  Hohenzollem  d.  Oes.  r.  22.  Juni  1875.  Seit  d,  gunstigen  Finanzlage  nach  d.  finnzBs. 

5* 
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Krieg-e  sind  einige  Stempelabgaben  aufgehoben  worden,  so  f.  Gesindebttcher  (Ges.  r. 
21.  Febr.  1872),  L  eine  A^izahi  veisdüedeoQr  fälle  dorcii  Ges.  r.  26.  März  l»7a.  Die 
Bestimmungen  Uber  die  anzafertigendea  oiid  sa  fenkrafMidea  Stenpeboitsn  tttortisit 
d.  Ges.  V.  18.  Febr.  1S77  dem  Finanzmiuister  zu  treffen.  Die  Neugestftltnng  widliger 
Privatrechtsvcrhältnisse  hat  in  den  letzten  Jahren  auch  za  Umänderungen  im  Stempel- 
u.  GebilhranwesQU  aut  dun  betr.  Specialgebieten  gefulirt.  iS.  beä.  den  Kosteutarif  fur 
Grondbuclisaclieii«  der  der  GnndbodiordBaDg.  f.  5.  Mfti  IS72  beigefügt  idl.  Mbst 
d.  Ges.  r.  5.  Mai  1872  betr,  die  Stempelabgaben  r.  geirissen  beim  Grnudboduunt  anzu- 
bringenden Anträgen.  Ferner  d.  Ges.  l»ttr.  Kosten,  Stempel  u.  Gebühren  in  Vor- 
mundschaftssaclien  v.  21.  Juli  1875.  —  Das  Gerichtskostenwosen  buruül  für 
den  grOsstsD  Tbeil  des  Staats  (ezcL  HoheiuoUeni  v.  Gfllner  AppdL-6eE.^Beriij^  auf 
dem  allgem.  Go|.  f.  10.  Mai  1^51  (nebst  Tarif)  und  den  dies  Ges.  abändernden  Ges. 
V.  3.  Mai  1853  u.  v.  Mai  1854.  Andere  Abänderungen  in  Einzelheiten  durch  eine 
Anzahl  weiterer  Gesetze,  s.  dieselben  bei  v.  £önne,  Staatsrecht,  3.  Au^il,  2.  S.  610  Note. 

Fflr  die  Ges.g9b.  der  ilbrigen  Staaten  des  OeiMscIiea  Bddis  s.  bes.  d.  budes- 
iftthL  Gommissionsber.  t.  1877,  mit  d.  tabelL  Uebeaicht  der  gettendeo  Bestfamgim 
ilber  Stempel  u.  s.  w. 

Baiern.  S.  Pözl,  Yerwaltrecht,  240—245,  Stoksr  S.  526  £,  Yocke,  die 
baier.  Stempehormen,  N6rdL  1855.  Ders.  in  d.  Ztsdhr.  d.  baier.  Statist  BoTh  1870, 
S.  174.  Hauptgesetze  über  Stempel  v.  18.  Dec.  1812,  11.  Sept.  1825,  21.  Juni  1870. 
In  d.  Pfalz  gilt  f.  Stempel  u.  Enregistrement  im  WesenÜ.  noch  d.  französ.  Ges.geb. 
F.ur  diu  streitige  Ci?ilrechts|>flege  gelten  noch  Taju>rdnungen  auä  d.  vor.  Jahrh.  Ftti 
d.  fceiwilL  Gerichtsbarkeit  a,  Taziegiilati?  t.  28.  Mai  1862.  In  der  Landtagssessioa 
1878  isik  InBaicrn  eine  Erhöhung  der  Taxen  u.  s.  w.  genehmigt  worden.  —  Sachsen. 
Neues  Ges.  über  ürkundeustempel  v.  13  Nov.  1876.  —  Würtemberg.  iUlgenu 
S^tortoltarif  r.  23.  Juni  1828,  (ies.  v.  ib.  Juli  1824.  —  Baden.  Gea.  r.  21.  Juni  1»74, 
9.  Dec  1875,  Akzisordn.  r.  4.  Jan.  1812.  —  Die  Haoptgesetsa  der  Ueiaenn  Staaten 
8.  in  d.  Tabelle  des  gen.  Comm.-Berichts. 

Im  Folgenden  können  die  Noten  immer  nur  Beispiele  geben,  welche  über- 
wiegend aus  der  deutschen,  bes.  preuss.  Gesetzgebung  gewählt  worden  sind.  Fur 
einzelne  Altere  Notizen  Tgl.  die  Noten  in  Ran 's  Absdin.  tber  Gdbfihien,  bes.  §.  281 
bis  236.  Alles,  was  von  Abgaben  in  Stempelform  n.  sogenannten  Bechtsgebtlhren 
überwiegend  oder  ausschliesslich  den  Character  eigentlicher  Steuer  (Verkehrssteuer) 
hat,  gehört  erst  in  das  spätere  Kapitel  v.  d.  Stenern:  ein  Gesichtspunct,  der.  auch  far 
die  Angabo  ron  Daten  in  den  Noten  der  leitende  war. 

§.289.  Einleitung.  Das  System  der  Gebühren,  mithin  die 
genauere  Classification  der  beiden  Ha aptarten  der  Gebtthren, 
derBechts-  and  Verwalinngs-  nnd  derCnltnr-  und  Wohl- 
fahrtsgebtihren,  wird  rationeller  Weise  dnreh  das  System 

der  Verwaltung,  innerhalb  der  letzteren  durch  die  Art  der 
geb U Ii rcnp  11  ichtigen  Leistungen,  bez.  die  Art  derThätig- 
keiten  der  Verwaltung  bestimmt.  Wie  die  allgemeine  Be- 
gründung des  GebührenBjstemSi  so  gehört  daher  auch  die  ge- 
nauere DurchfÜhrnng  desselben  in  die  Verwaltangslehre.  In  den 
einzelnen  Staaten  werden  die  Gebflhrenitysteme  nach  den  bestehenden 
£iorichtangen  der  Verwaltung  mehrfach  yerschieden  sein  mflssen. 
Bei  einer  allgemeinen  Classification  fttr  die  Zwecke  der  Finanz^ 
Wissenschaft  muss  die  Art  der  Leistung,  welehe  der  Einzelne 
in  Anspruch  nimmt  oder  nöthig  macht,  immer  besonders  mit  be- 
trachtet werden,  weil  von  ihr  die  principielle  Rechtfertigung  der 
Gebuhr  and  die  ungefähre  Hübe  der  letzteren  bedingt  wird.  Die 
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^rhebniigsfariii  der  G^bttbren  wird  unten  nocb  besonders  be- 
i^röchen  (f.'320ff.).  Das  naeh  ihr  anfzostellende  Gebflhrensystem 
Iflft  ^  fOTitaales-,  neben  dem  materiellen ,  naob  dem  System 
dftr  Verwaltung.  Dieses  materielle  Gebtihrensjstem  ist  doch  auch 
für  die  Finanzwissenschaft  das  wichtigere,  weil  es  mehr  in  das 
innere  Wesen  der  Gebühren  nnd  in  ihre  Begründung  Einblick 
gewährt. 

Neben -dem  Gebührensjstem  des  Staats  sind  auch  diejenigen 
der  Selbstrerwalt^iingskOr^er,  daher  besonders  der  Ge- 
meilide,  an  beachten.  Das  Gebllhrenwesen  des  Staats  ist  ge- 
wObnlieb  viel  ausgedehnter  und  Beobts-  vnd  Verwaltnngsgebttbren 

kommen  meistens  nnr  bei  ihm  oder  nur  im  delegirten  Wirkungs- 
kreise hei  einem  dieser  Körper  vor.  Die  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
gehflhren  für  Provincial-,  Kreis-  und  Gemeindeeiurichtungen  sind 
aahlreicher  nnd  ebenfalls  finanziell  wichtig,  verlangen  jedoch  nur 
ansnahmsweise  eine  besondere  Betrachtang,  da  diese  Einrichtungen 
und  Gebtthren  mit  denen  ^es  Staats  oft  ganz  fibereiostimmen. 
feSine  Aosnahme  bilden  z.  B;  einige  Anstalten  für  locale  Gemeinbe* 
dttrfiiiisse  materieller  Art  (§.  S14).  Unter  den  Erbebnngsfonhen 
ist  diejenige  der  „Beiträge**  wobl  In  den  kleineren  Verbänden 
wichtiger,  als  im  Staatsverhand  selbst  (§.  325).  In  der  folgenden 
Darstellung  des  Gebührensystems  wird  auf  die  Gebühren  jener 
•Verbände,  soweit  nöthig,  mit  Bücksicht  genommen.  Diese  Dar- 
stellnng  selbst  mnsS  sich  aber  im  Ganzen  anf  eine  Uehersicht 
der  Eategorieeli  besehränken,  wobei  nur  einige  finanswissen- 
aohalERtiie  Bemerkangen  eingesehaltet  werden.  Bloss  einige  Ge- 
bühren der  Tolkswirthsehaftliehen  Verwaltung  werden  noeb 
etwas  näher  behandelt.  * 

§.  290.  Die  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren. 2) 
Sie  kommen  in  den  beiden  grossen  Gebieten  der  Verwaltung,  bei 
der  Inneren  Verwaltung  und  bei  der  Eechtsptiege  vor.  . 

I.  Gebühren  der  Innern  Verwaltnng. 

1.  Gebühren  fttr  die  Mitwirkung  von  öffentlichen 
Behörden  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens 
der  BeTÖikernng.   Von  dieser  Mitwirkung  ist  entweder  die 


^  I&  d.  1.  Aufl.  meiner  Neubearbeitong  des  1.  B.  der  Flu.  war  ia      9b  schon 
uebenfeht  dieser  Gebnhren  gegeben.  Dieselbe  gehört  aber  systematiacli  richtiger 
erst  hieher  in  die  spec.  Gebtlhrenlchre.   Sie  ist  daher  in  der  2.  Aufl.  d.  1.  B.  weg- 
geblieben. Im  Folgenden  ist  sie  Tielfach  verändert  u.  vervollständigt.  S.  auch  Stein, 
3.  A.,  S.  284  ff.,  von  dem  ich  im  Einzelnen  oft  u.  wesentlich  abweiche. 
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RechtsgUltigkeit  von  gewissen  Thatsacben  und  HanfUnngen 
der  Personen  bedingt,  oder  es  werden  dadarch  Thatsachen  recht- 
lieb  eonstatirt  und  amtlieb  beglanbigt  In  beiden  FiUo9 
Aingirt  der  Staat,  oder  in  seinem  Anftrag  die  Qemeinde  n.  s»  w«, 
als  oberstes  Organ  der  Beebtsordnong.  Die  wiehtigsten  bierbar 
gehörigen  Gebühren,  welche  freilich  mehrfach  in  Stenern  über- 
geheS;  sind: 

a)  Gebühren  für  die  rechtsgültige  Eheschliessung 
vor  staatlichen  oder  als  solche  gleichzeitig  mit  fungirendea 
kireblichen  Organen;  femer  Qebttbren  fttr  die  Gewährung  def 
Beebts  der  Ebesebeidnng.^) 

b)  Gebttbren  ftbr  GiTilstands&mter  oder  der  als  sdehe 
dienenden  kireblioben  Organe:  eventaell  sebon  Air  die  vorge- 
schriebenen  Eintragungen  über  Geburt^  Ebesehliessnng,  Ehescheidung 
und  Tod  in  die  Standesregister;  regelmässiger  für  die  Ertheilang 
von  amtlichen  Ajiszügen  aus  diesen  Registern  und  fUr  Gewäh* 
rang  der  Einsichtnahme.^)  Diese  Auszüge  dienen  dann  als  rechts- 
gültige Beglaubigungen  der  betreffenden  Thateache.  Das  Merkmal 
der  Gebttbr,  und  zwar  der  Beebtsgebttbr,  triit  bei  mäasigen 
fixen  Sätzen  bi«r  dnrcbans  zn,  da  anf  dem  System  der  Offentlicbaa 
Standesregister  eine  Menge  der  widbtigsten  jiarsOnlieben  Reehta- 
verhältnisse beruht 

c)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  von  Behörden  bei  der  Aenderung 
der  Rechtsverhältnisse,  welche  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Staats-  und  der  Gemeindeangehörigkeit  betreffen  oder 
sich  an  den  Wechsel  des  Wohnsitzes  (Domicils)  und  Anf  ent- 
kalt s  knüpfen.  Gebttbren  sind  die  betreffenden  Abgaben,  wenn 
sie  (direct  dnreb  Baarzablnng  oder  meistens  in  Stempelform  erhoben) 
fttr  die  beanspmebte  Tbittigkeit  der  Behörden  eintraten,  daher  etwa 
die  Urkunden  treffen,  welche  über  die  bezüglichen  Thatsachen 
ausgestellt  werden,  in  massigen  festen  oder  nach  der  unge- 


^1  Bi  /.adiclie  Gebühren  f.  d.  Eheschliessung  bilden  regelmissig  einen  Bestand- 
tlieil  der  kirchlichen  sogen.  Stolgebuhren.    Die  weltlichen  Civilstandskmter 
haben  in  Deutschland  die  Register  und  die  darauf  bezüglichen  Verhandlungen 
koBten»  und  stempelfrei  zu  nihien.  Beichsgesetz  ?,  f.  Febr.  1S75  Uber  B^ir- 
'  knndiiDg  d.  PersonensiUmds  n.  b.     g.  16,  preuBS.  Ges.  r.  9.  Mftrz  1874  §.  12. 

*)  Nach  d.  Gebührentarif  des  gen.  Reich sgcs.  v.  1S75  sind  für  Yorlesrunir  der 
Register  1  — M.,  f.  Auszüge  ^/^  M.,  event.  bis  2  zu  erheben,  (iebührenfreiheit 
für  Unvermögende.  I^ach  d.  prcuss.  Ges.  v.  1874  flieasen  diese  Gebühren  in  die 
Gemeindecaase.  Die  bnndesrikdiL  Gommission  ron  1877  scblag  t  AnszOge  am  den 
StandesregiBtem  einen  Reichsstempel  (also  f.  d.  Reich scass^  ron  60  Pt  wt,  — ^ 
In  England  1  p.  Stempel  L  Geb.-,  Tran-,  Sterbescheine.'  ' 
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flihren  Mtthewaltang  der  Behöjrden  abgestnfteD  Sätz^i 
Wild  cU^  Abgabe  als  Entschädigung  für  die  Vortheile  er* 
höben,  welche. dßr  Betieffeode  dnroh  den  Erwerb  eines  Beehts  er* 
bngt,  &  B.  bei  dc$r  * Avfiiafame  in  den  BtaaiB-  und  namentlieh  in 
den  Gemeind^verbandy  so  treffen  die  Merkmale  der  Gebllhr  nicht 
immer  genau  zu;  jedenfalls  wird  die  Abgabe,  besonders  bei  einer 
gewissen  Höhe  des  Satzes,  öfters  zur  Steuer.  Eine  solche  Staats- 
abgabe kann  diejenige  für  Ertheilung  der  Naturalisation  sein* 
Gommnnale  Abgaben  dieser  Art  sind  die  Btirgerrechts-,  die  Ein- 
sog»-)  die  SLeimaAhsgdider  m  m.  Schärfer,  obgleich  auch  nicht 
rein,  erseheint  dct  Gebtthrenohftr&cter  einer  Abgabe  für  die  Zu-* 
las^ung  znr  Thellnuhme  an  Natzungen,  s.  B.  des  Ge* 
meineigenthams  der  Commnne.^)  Wird  die  Abgabe  wesentlich  nur 
dafür  erhoben,  dass  der  Staat  das  bezügliche  Recht,  z.  B.  der  Ein- 
nnd  Auswanderung,  überhaupt  gewährt,  so  hat  sie  mehr  einen 
reinen  Steuercharacter,  so  das  alte  Abzugsgeld  bei  der 
Mitnahme  des  Vermögens  des  Auswanderers.^) 

d)  Q^bfthron  (meistens  der  Poliseibehörden,  dann  der  Verwal* 
tuf  des.  AnswWigSB;  der  ConsnlaJto,  in  Gemeinden  der  Behörden 


^)  Das  Gebühren wesea  auf  diesem  Gebiete,  —  ob  o.  welche  u.  za  wessen  Gunsten 
CfobDhren  ertioben  werden,  —  hängt  eng  mit  der  Gestaltung  der  BeohtsoTdoung  ftti 

Ein-  n.  Auswanderunc,  Fremdenverkehr,  Heimatliwcsen  ti.  Zujrrccht  züsammen.  Daher 
neuzeitlich  oft  Fortfall  oder  Ermäsaig-ung  von  Gebühren.  Vgl.  bes.  Stein,  Ver\y.l. 
(WO  ubrigeus  d.  öuanz.  Seite  kaum  berührt  wird),  II,  und  Handb.  d.  A^erw.l.,  2.  A., 
S.  131  ff.  Dann  A\  ap:ner,  Gmndleg.,  4.  Kap.,  Abschn.  6— 8.  —  Beispiele.  Nata- 
lalisationen.  S.  Comm.-Ber.  1877,  S.  400.  Grosse  Yerschiedenheit  in  d.  einzelnen 
deutschen  Staaten:  Preussen  nur  d.  allg.  Stempel  f.  Ausfort.  v.  l'/g  I^^ichsen 
Geb.  f.  6  M.  nebst  Geb.  v.  S  — 10  M.  f.  d.  vorausgeh.  Verhandl.;  Hessen  34  M. 
30  Ff.;  Wttrtemb.  20  M.  f.  1  Mann,  10  M.  f.  1  Fian,  6  M.  £  1  Kind  unter  14  7.; 
.  Baiern  6  M.  Stempel  u.  307  M.  SO  Pf.  Taxen  (!);  Baden  10  M.  50  Pf.  Stempel 
u.  Sportein,  100  M.  Taxe  f.  jede  Person  (d.  in  vüterl.  Gewalt  stellenden  KinJer  in  d. 
Familie  frei);  Hamburg  Taxe  u.  Geb.  90  M.,  ausserd.  f.  städt.  Burgerbrief  30  M. 
Die  Gonunission  schlug  eine  Reichsgebahr  ▼.  100  IC  t  d.  Urkunde  ror.  Viel  zu 
hoch!  —  lieber  Einzugsgeldcr  u.  s.  w.  s.  z,  B.  d.  preuss.  Städteordn.  f.  d.  östl. 
Prov.  V.  80.  Mai  1853,  §.52:  Znlässigk.  v.  Einziüracrelderü  f.  Erlaubniss  d.  Niederlass., 
dsgL  von  Eintritts-  u.  Hausstandsgeldern  von  Neuanziehenden  u.  GemeindeaDgehörigen 
bei  Begrtlnd.  eines  Hausstands  u.  zur  Theilnahme  am  Bttrgeneclit;  dsgL  von  Einbra^- 
geld  (oder  jährl.  Abgabe)  z.  Theilnahme  an  d.  Gemeindenutzangen.  Näheres  ülier  das 
Stadt.  Einzugs-,  Bargerrechts-  u.  Eiukaufsgeld  im  Ges.  v.  14.  Mai  JSfJO.  ^Maximum  des 
Eiuzugsgelds  in  Stadtgemeinden  nach  d.  Ortsgrösse  3 — 20  Thlr.  Auf  heb.  dieser 
Abgabe  1  NiedeirlasB.  (nicht  1  Bttrgenecbt  «.  f.  Th^ahme  an  d.  Gemeindenutz.) 
durch  Ges.  v.  2.  März  18ß7.  Das  norddeutsche  Ges.  üb.  Freizügigk.  v.  1.  Nov.  1867 
^.  S  verbietet  allgemein  die  Erhebung  v.  Genieindeabgaben  der  neu  Anziehenden. 
Weseutl.  Einiiasä  dieser  Gesetzgeb.  aul  die  fmanz.  Lage  der  Gemeinden  auch  deswegen, 
Gnsa«  Bedeot  dieser  xu  UmL  Aligtben  froher  in  Süddentsdhland.  —  Die  Erthulung  dsr 
Aufnahme  Urkunde  an  die  Angehörigen  eines  deutschen  Bundesstaats  iB  sinen 
anderen  Bundesstaat  kostenfrei  nach  Reichflges.  t.  1.  Juni  1870,  §.  24. 

^)  S.  Wagner,  Graudleg.  §.  245.  > 
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der  letzteren)  für  die  AusBtellung  von  Legitimationspapieren 
aller  Art  (Pässe,  Wanderbticher,  Heimatluieheine).  Gebühren  sind 
diese  Abgaben  unter  der  Voramwieteang,  dam  der  Private  das  Beeilt 
bat,  die  Thalsaehei  derentwegen  er  das  Pftpier  wllnsefat,  s.  EL  die 
Heise,  den  DomieUwechsel,  frei  Torsnnehmen  nnd  kdnem  Zwang 
unterliegt,  ein  solches  Papier  zu  nehmen.  Anderenfalls,  also  s.  B. 
wenn  jenes  Recht  selbst  erst  durch  die  Abgabe  erworben  werden 
muss,  wird  die  letztere  eine  Steuer."^) 

2.  Gebuhren  für  die  Ertheilung  besonderer  Hechte, 
wodorcb  zn  Gunsten  des  £inz.elDen  eine  Ausnahme  vom 
allgemeinen  Recht  gestattet  wird.  Aach  diese  Abgaben  sind 
freilieb  nnr  theilweise  Gebtthren,  anderen  Theils  eigentliehe  Stenern: 
Ersteres,  soweit  sie  eine  Kostenvergtttong  ffir  die  beanspraobfto 
Thätigkeit  von  Behörden  darstellen.  Darflber  binans  tritt  der 
Steuercharacter  hervor.    Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

a)  Gebühren  Itir  die  Ertheilung  besonderer  Rechte,  etwas 
zu  thun,  was  das  gemeine  Recht  nicht  von  selbst  gestattet  oder 
woran  es  die  Mitwirkung  von  Behörden  knliptt,  oder  was  es  im 
Allgemeinen  verbietet.  Im  Einzelnen  dab^:  Gebtthren  für  Privi- 
legien, Certificate,  Approbationen,  gewerbliche  nnd  andere 
Goncessions  gebtthren,  Patent  gebtthren  o.  s.  w.  Die  meisten 
dieser  Gebühren  geboren  nach  den  Ökonomischen  Wirkungen  der 
Thätigkeiteu,  an  welche  sie  sich  knüpfen,  zu  den  volkswirthschaft- 
liehen  Gebühren  (§.  315)  oder  gehen  in  diese  mit  über.  Auch  die 
unter  der  vorigen  Nr.  1  erwähnten  Fälle  von  meist  steuerartigen 
Gebühren  tür  Aus-  und  Einwanderongserlanbniss  u.  s.  w.  gehören 
hierher. 

b)  Gebtthren  ftür  die  Exemtion  von  bestimmten  allge-  ' 
meinen  Bechtss ätzen  nnd  daraus  hervorgebenden  Verpflich- 
tnngen  des  Emzelnen,  also  für  die  Erlanbniss,  etwas  zn  nnter- 
lassen,  was  die  allgemeine  Rechtsordnung  vorschreibt.  Dahin 

')  Auch  hier  enger  Zusammenhang  mit  der  Gestaltuncr  d.  Zne-,  Reise-,  Frenideii- 
rechts  o.  s.  w.  S.  äteia  u.  meino  üruodleg.  a.  a.  0.  Hoho  Pass steuern,  im  Za- 
sammenhang  mit  dem  ZBgreclit,  der  commwuuen  SteaeAaft  t  die  Kopftteoer  d.  Staate 
bes.  noch  in  Eussland.  S.  Ä'alcker,  Selbstverw.  d.  Stenerwes.,  S.  278  ff.  B680* 
brasoff ,  imp.  s.  1.  actes  I,  21  u.  Tab.  am  Schluss.  Ann.  d.  fin.  russ.  par  A.  Vesse- 
loTsky,  5.  Jahr,  P6t  J876,  p.  8.  Ge8.-£inn.  aus  Pässen,  meist  d.  sogen.  Bauem- 
pissen«  jetzt  2.6—2.7  IQII.  B.,  in  d.  20er  Jahnn  Ober  4  Hill.  B.!  Tkrii^roben  bei 
Walcker.  Auslandspass  5  K.  u.  f.  je  Yg  J.  wdteie Abw^esenh.  5  K.,  Placatpässe  der 
Bauern  f.  Vo  J-  Kop.,  1  J.  1  R.  45  Kop.  —  In  Deutschland  ^Max.  f.  1  Pass 
an  Ausfert.  u.  Stempelgeb.  nach  ßeichsges.  v.  12.  Oct  1867  3  J&i.  Vorschlag  eines 
Beichsstempels  r.  1  M.  f.  d.  Fasa,  50  P£  f.  Paadniten  im  Ber.  d.  Gommies.  ?.  1877. 
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kaon  u.  A.  auch  eine  Abgabe  für  die  ErlaDgang  der  Berechtigung 
znm  kürzeren  MilitärdienBt  (Institution  der  sogen.  Einjährig- 
Freiwiiligen),  ferner  das  sogen.  Wehrgeld  oder  die  Abgabe 
ftr  die  Befreiang  vom  Militärdienst  und  Aebnfiebes  ge- 
reebnet  werden,  welche  Mtieh  aneb  nur  ein  gebflbrenartiges 
Moment  enthält,  soweit  nemlich  eine  besondere  Mühewaltung  der 
Behörden  (in  Bezug  auf  Feststellung  der  Thatsachen  u.  s.  w.)  da- 
durch vergolten  werden  soll.^) 

d.  CkbUhren  für  eine  im  nothwendigen  allgemeinen  oder 
im  speciellen  Interesse  eines  Einzelnen  und  auf  dessen 
Verlangen  erfolgende  Thätigkeit  einer  Verwaltungsbehörde 
in  den  Angelegenheiten  dieses  Einzelnen,  bes.  Geblibren  fHr  die 
In  an  Spruch  nähme  dieser  Thätigkeit  Dahin  geboren  die  meist 
in  Stempelform  erhobenen  Abgaben  *ftlr  Eingaben  an  und 
Bescheide  von  Öflfentlichen  Behörden  in  Pri  v  atangelegeuheiten. 
Bei  mässigen,  gleichen  oder  nach  ungefährer  Mühewaltung  abge- 
stoften  Sätzen  trifft  das  Merkmal  der  Grebtihr  hier  zu/^) 

4.  Gebühren  für  Beglaabignngs- und  ähnliche  Tbätigkeiteh, 
flir  obrigkeitlicbe  Besoban,  fUr  Aufsicbtsttbung  n.  dgl.  m. 
Es  ist  der  Staat,  der  hier  dnrob  seine  oder  im  übertragenen  Wir- 
kungskreise doreb  Commnnalorgane  als  Vertreter  der  Reebtsordnnng 
und  als  oberste  Au'orität  diese  Functionen  ausüben  lässt  Das 
Merkmal  der  Gebühr  liegt  vor,  wenn  im  nothwendigen  allge- 
meinen Interesse  eine  solche  Thätigkeit  erfolgt,  die  aber  auch  dem 


*)  Ygl.  R.iu-Wac-Ticr,  Fin.  T,  §.  74a  ttW  Webrgeld.  Znsatz  von  Ran.  Tn  der 
2.  Aufl.  d.  Neubearbeit.  wcf^geblieben.  Die  bnndi:»sr.1thl.  Commission  v.  1877  schlägt 
f.  Schciiiü  über  d.  Befreiung  Miiilärplliciitigcr  v.  d.  activeu  Diciii>tptlicht(Ausächlici>6ungä-, 
Avflmiistemngs-,  Enatzresem-*  Seevelnraeheiiie,  ron  denen  i.  D.  reo  1874^76  zos. 
215,000  Stück  jährl.  aasgestellt  wurden)  eine  Boichs stcmpelabgabo  ron  20  M.  vor; 
ebenso  f.  B^Tichtigungsscheino  z.  freiwill.  Dienst  20  M.  lu  Baiern  bestand  seit  1828 
£.  Militäreiiila^.-  u.  Freischeine  ein  Stempel  v.  6  ii.,  seit  lb6S  v.  10  fl.  (Ertr.  1871 
IL  72  i  D.  155.000  fl.);  in  Wtkrtemb.  mit  1868  eine  Abgabe  7.  22  11.  für  nicht  ans- 
gehobene  Kriegsdicnstpfliclitijre.  Mit  d.  Einfuhr,  d,  Keichsmilitärgesietzc  w^urde  dies 
beseitigt.  —  In  Frankreich  zahlen  die  Einjährig-Freiwilligen  l,50i)  Fr.,  wogegen  sie 
aber  Löbnang,  Kleidung,  Verpflegung  u.  Wohnung  wie  jeder  andere  Soldat  erhalten. 
B.  f.  1H77  Betr.  d.  Einzahl.  15  MiU.  Fr.  Beisp.  auf  and.  Gebieten  sind:  ErtlieUiuig 
V.  Dispensationen,  z.  B.  bei  ElidiindaniBeen ,  b^  Gewfthrang  der  Tenia  aetatia,  bei 
Majorennitätserklär.  (in  Preussen  6  M.). 

^  Vgl  ßau,  Fin.  I  (5.  A.),  §.  231  sub  1  u.  2,  nebst  Beispielen  in  den  dazu 
gebor.  Hoton,  wo  aber  die  Sdiraibeo  jl  Bescheide  in  Yefwaltongs-  jl  in  geriebtL 
Sachen,  die  Gebühren  ii.  d.  Yerkehrsstcucru  nicht  unterschieden  werden.  —  Bei- 
spiele: Preussen.  Eingaben.  Gesucho  u.  s.  w.  frtlher  5  S^r.,  Bescheide,  Ausfer- 
tigungen u.  s.  w.  15  Sgr.  Stempel,  seit  1ST3  beide  Stempel  aufgehoben.  Baiern 
Eingaben,  Resolution^  im  AUgem.  8  Kreazer,  Oesterreich  */*  V*  ^  Stempel, 
Rassland  Classcnstempel  v.  20,  40,  70  Kop.,  1  B.  p.  Blatt  f.  Eingaben  n.  Be- 
scheide in  PiiTatsachen. 
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Einzelnen  Betroffenen  Vortheile  gewährt  oder  andere  Kosten 
erspart  Der  Uebergang  in  die  Steuer  ist  leicht  und  geschichtlich 
aicht  unwichtig  gewesen  (Mttnze).  Viele  dieser  Gebühren  haben 
oach  den  Wirkungen  der  bexttgliehen  LeiBtiuigeii  die  Bedentuig 
von  Wohlfahrtsgebtlhren  (s.  §.  298      §.  315). 

5.  Gebühren  Air  die  Ert heiin  ng  von  Ehren  nnd  Würden 
(Titel,  Ordens-,  Adelsverleihungstaxen  u.  dgl.).^®) 

6.  Gebühren  für  den  Aufenthalt  und  die  Verpflegung 
der  Sträflinge  und  Gefangenen  in  den  Strafanstalten  und 
Gefängnissen.  Natürlich  ist  die  Erhebung  von  den  Vermögena- 
nmständen  der  Einzelnen  abhängig. 

Bei  allen  diesen  Gebtthren  der  Inneren  Venraitang  handelt  as 
sieh  nm  Thätigkeiten,  welche  mit  dem  Eedits-  nnd  Bfaobteweek 
sQsammenhängen.  Das  sehliesst  aber  nicht  ans,  daas  m^trere 
dieser  Tbätigkeiten  auch  Gebiete  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks 
und  speciell  privatwirthschaftiiche  Interessen  der  Gebührenzahler 
berühren.  Besonders  gilt  dies  von  manchen  Gebühren  der  dritten, 
vierten  und  fünften  obiger  Kategorieen.  Bei  der  Würdigung  dieser 
Gebfihreo  nnd  bei  der  Bemessung  ihrer  Höhe  ist  das  zu  beachten. 
Je  nachdem  bei  der  Classification  der  Gebühren  das  Mement  der 
Ansfibnng  allgemeiner,  dem  Staate  spedfisch  eignender  Verwaltuigs^ 
thätigkeüen  oder  das  Moment  der  Fördemng  auch  indiyidneller 
Cultur-  und  Wirthschaftsiuteressen  mehr  betont  wird,  wird  man 
einzelne  Gebühren  mehr  zu  der  ersten  oder  zu  der  zweiten  Glesse 
zählen.  Hier  ist  das  erste  Moment  voran  gestellt.  Zur  Vervoll- 
ständigung s.  unten  §.  297  ff.,  wo  mehrere  dieser  Gebtthren  etwas 
näher  behandelt  werden. 

n.  —  §.  291.  Gebühren  der  Beohtspflege.^)  Anf 
diesem  Gebiete  ist  das  Gebührenwesen  seit  Alters  Torzngsweise 

^  Bau,  Fin.  I,  §.  233,  verwarf  diese  Abgaben,  soireit  sie  nicht  bloss  geringe 

Ver{rütnng  f.  d.  Ausfo.rtig.  sind.  —  Mitnnter  nur  die.  allerom.  Gebühr  f.  Au?f''rtii!:iingen 
u.  dgl.  Baiern:  Classonstempel,  f.  Verleih,  d.  Grat'eutitels  120,  Erheb,  in  Fdrsteii- 
stand  200  Ii.  —  Ucdeutung  dieser  Abgaben  in  Kussland,  Adelsverleihung  173, 
Füntenstanderhebung  1085  B.,  ezcl.  d.  Oebtthfen  f.  Wappen  n.  Kopiceu.  Dann  die 
Rangsteaer  fTsiMiin),  die  aber  z.  Th.  nur  eine  (unpas>.)  Form  der  Besoldungs- 
steuer:  Tschingebuhv  v.  <)ü  Kop.— tioV^  R.  bei  Miiitiir,  v.  1  K.  5  Kop.— 129%  R.  bei 
Civil,  dazu  noch  Stempel,  bei  Civil  5— 3ü  E.,  cudlicli  1  Monatsgage.  Walcker, 
Selb^err.  294.  Nenefdings  Yerftoder.  eingetreten.  —  Im  Princip  sind  Gebtthsen 
f.  Ehrfin  u.  s.  w.  wohl  zu  rechtfertigen.  Anders  sind  die  Abgaben  bei  Anstellungen 
V.  Beamten  (Stempel  f.  d.  Ausfertig,  d.  Patente  u.  s.  w. .  auch  Gehaltsabzüge  bei  der 
1.  Anstell,  u.  bei  Yerbesser.)  aufzufassen,  welche  im  Ailgeiü.  nicht  angemessen  sind, 
eineilei  ob  der  Ertrag  ein&ch  in  die  Staatscaase  oder  in  Pensioii»-,  WtitwmouBm  iL  B.ir. 
kommt. 

")  Vgl.  Stein,  3.  A..  S.  27911: 
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^gehüTgefif  hat  aber  bis  in  die  l^enzeit  vieUaohe  formelle  nnd 
materielle  .•gmluohlliclie  Wandlungen  erfahren.  .  Missbränchlieha 
JMMuamg  der  Qel^tthrea  za  unpassenden  Stenern  irar  hier  von 
jdier  OßerB  an  rügen  und  fehlt  anoh  gegenwärtig  noch  ni^hi  In 
Mherer  Zeit,  besendm  im  Mittelalter  in  einseinen  Lftndem,  hat 
die  Rechtspflege  auf  diese  Weise  fast  mehr  den  Charaeter  eines 
JFinanzregals  als  eines  wesentlichen  Hoheitsrechts  gehabt.^^) 

Die  „  Gebühren "  sind  ferner  nicht  immer  oder  nur  theilweise 
in  die  Gasse  des  Gerichtsherm,  sond^ni  mit  in  diejenige  der 
Sieliter  und  der  VerwuUnngsbeamten  bei  dem  Gerichte 
gefloisei»  (Sportein).  Diese  Personen  bezogen  in  diesen  Abgaben 
die  OegealeiBtoog  Ittr  ihre  Yon  einzelnen  Prirat^  in 'Ansprach  ge- 
nommene nnd  dann  kraft  ihres  Amtes  ausgeübte  Fnnetion,  Die 
Einnahme  diente  ihnen  an  Stelle  oder  zur  Ergänzung  des  Gehalts 
oder  der  Unterhaltsmittel,  welche  sie  direct  vom  Gerichtsherrn  be- 
zogen. Diese  Abgaben  waren  auch  wegen  dieses  Frivatbezugs 
maneben  Missbränchen  ausgesetzt,  wenngleich  regelmässig  nach 
Ber^ommen  oder  ^äter  nach  Gesetz  als  feste  Taxen  normirt 
Erat  in  der 'neuerem  Zeit,  wo  aneh  die  Gerichte  immer  ansschlieas- 
Ueher  landesfUrstlielie  werden,  also  die  Patrimoniaynstis  be-  . 
seitigt  wird,  bürgert  sieh  immer  mehr  der  Grandsatz  ein,-  die* Ge- 
richtsgebühren aller  Art  ausschliesslich  der  Gasse  des  Ge- 
richtsherrn zuzuführen  und  nur  in  einzelnen  Fällen  den 
Grerichtsbeamten  noch  einen  kleinen  Antheil  davon  zu  belassen 
oder  neu  einznräamen :  eine  Entwickelung,  welche  aber  noch  nicht 
4lberali  nnd  in  den  einzehaen  Ländern  an  TCischiedener  Zeit  und 
•neb  in  yevschiedenem  Umfange  snr  G^tong  kommt,  mehrfa4»h 
erat  in  der  Ifitte  dieses  Jahrhunderts.^*) 


Vgl.  Vooke,  hrit.  Steuern,  m  ff. 
^)  Vgl.  prenss.  Ges.  aber  Geiiclitakosteii  rom  10.  Uai  1851,  §.  18:  Die  ans 

scbliessl.  oder  auch  nur  theilweise  AnMreis.  einzelner  Beamten  auf  selbst  verdiente  Ge- 
bObreii  statt  Besold.  findet  mit  Ausnahme  der  Calculatoren  nicht  mehr  statt.  Im  Budget 
£,  1876  stehea  an  „£in{iahmen,  die  als  Emoiumente  der  Beamten  z.  Verwend.  kommen" 
1.91  Hill.  K.  beim  Jwtkmin.  (rlieiii.  Gerfchtssprengel).  —  Vaeb  der  neuen  Beiohs- 
Gerichtsordnung  tritt  d.  Institut  d.  GerichtsToUzieker  mn,  f.  welche  dem  Keichstag 
in  d.  Session  187S  der  Entwurf  einer  Gebührenorduung  vorfi^elegt  ist  (xVcten  d.  Session 
1878,  S.  t)4^  ü.).  —  In  Frankreich  sind  die  sogen.  Greifiers  neben  dem  Gebalt 
mt  Öebaiitfliii  Iii  det  Focm  tob  Antheileii  an  den  droits  de  grcfic,  den  Ge- 
lidhtegebOloeB,  v.  A.  nam.  an  den  Eintragung» gebühren  (für  d.  Eintragung  der 
Processe  u.  s.  w.  in  die  (iericlitsrollen)  u.  au  den  Ausfcrtigungs gebühren  ange- 
wiesen; Autheile  von  10  7«  ersteren,  30%  (event.  20  7o)  letzteren.  Diese  An- 
ih«le  werden  rom  Oreffier  gleich  einbehalten ,  der  aber  Commis  nnd  Ganzleipersonal 
unterhalten  u.  10  7o  des  Betrags  (so  wenigstens  ficflte)  an  den  Staat  abfUmil  nunM. 
S.  Hock,  Fin.  Frankieicb»  S.  201  £  —  ülirgends  vo  vai  das  Spoitelvesen  zu  Gunsten 
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UmfasBende  Tarife  fUr  die  „GeriehtBkosten^'  werden 
dann  aufgestellt      Die  Einbürgerung  des  Stern pelweeens  Mt 
Ende  des  17.  Jalurbnnderts  gab  den  Anlass,  maaebe  geriebtliebiB  . 
Tbfttigkeiten  in  der  Form  von  ßtempelabgaben  bezabl^  vbl 

lassen,  indem  für  die  Eingaben  nnd  Schriftstücke  und  itlr  die  Er- 
kenntnisse der  Gebrauch  von  Stempelpapier  vorgeschrieben  vnrd. 
Auch  an  diese  Einrichtung  knüpfen  sich  aber  wieder  öfters  Miss- 
bränche:  Die  beztigliohen  Abgaben  worden  ans  Gebflbren  fttr  be- 
stimmte Mühewaltungen  zn  unpassenden  Stenern.  In  anderen 
F&lien  dagegen,  besonders  bei  der  frdwtlligen  Geriohtsbarke^ 
nabmen  sie  tbeilweise  glelebKeitig  den  Cbaraeter  von  YeilLehrs- 
Stenern  an^  welebe  an  sieb  nicbt  Immer  nnriebtig  waren.  Noeh 
jetzt  ist  in  der  Praxis  der  Gebührencharacter  und  der  Steuer- 
character  auf  diesem  Gebiete  oft  vermengt,  was  für  die  wissen- 
schaftliche Beurtbeilang  and  für  die  formelle  Darstellang  Öobwierig- 
keiten  macht 

In  nenerer  Zeit  sind  die  Gerichte  (hie  and  da  aneb  besondere 
Verwahnngsbebörden),  znm  Theil  in  Anknflpfting  an'  nnd  in  Fort- 
bildung von  einzelnen  älteren  äbnHcben  Einriehtnngen  der  sogen. 
.  freiwilligen  Geriebtsbarkeity  Öfters  mit  der  Fübrnng  Offetatlieber 

Bücher  oder  Register  beauftragt  worden,  in  welche  gewisse 
Rechtsgeschäfte  und  Rechtsverhältnisse  regelmässig  eingetragen 
werden  müssen  oder  können.  Entweder  hängt  die  Gültigkeit  dieser 
Rechtsgeschäfte  und  Verhältnisse  hiervon  ab  oder  gewisse  Rechts- 
Yortbeile  knüpfen  sich  an  die  Eintragung  an.  Die  Einriehtnng 
dient  daher  hier  zor  Sieberong  nnd  Beglanbignng.  Sie  entspriebt 
allgemeinen  Interessen  der  Oesammtbett,  Indem  sie  AnfordärnngeA 
an  die  Reebtssieberheit  nnd  an  die  formelle  kiebtigk^  der  €fe» 
Schäfte  u.  s.  w.  erfüllt,  und  gleichzeitig  speciellen  Interessen  der 
einzelnen  Personen,  um  deren  Rechtsverhältnisse  and  Geschäfte  es 


der  Beamten  bei  den  öffentl.  Behörden  ii.  insbes.  anch  bei  den  Gerichten  so  ausge- 
dehnt, so  mit  MissbräDchen  u.  Uberhohen  Sätzen  verbanden  u.  ist  ao  spät  eine  immer 
noch  nicht  ganz  vollständige  Beform  eingetreten  wie  in  England.  Vgl.  über  die  sehr 
verwickelten  Verhältnisse  nach  dem  Stande  nm  1865  Gneis t,  engl.  Verw.recht,  2.  Aui., 
II,  1210,  1224,  1353,  Vocke,  brit.  Stenern  S.  205  tf..  209  ff.  Meist  jetzt  Besoldunc-en 
iixirt,  bes.  f.  d.  Bureaupersonal  (clercs);  Zahlung  derselben  aus  Gebühren.  Die  üeber- 
schüsse  der  Gebühren  an  d.  Staatscasse.  Im  J.  1876/77  sind  763,000  Pf.  Sr.  Sportein 
Terschiedencr  Aemter  dem  consolidiiten  Fondis  zogellosseB.  —  S.  amoh  Bau,  Fla.  I, 
§.  235  snh  4. 

")  Ein  wicht.  Beispiel:  das  in  vor.  Note  erwähnte  preuss.  Ges.  v.  1851,  das 
aber  f.  Uohenzollern  n.  f.  den  Gölner  Gerichtssprengei  (französ.  Recht)  nicht  mit  gilt. 
Daza  die  Korelle  v.  3.  Mai  185S  n.  9.  Mai  1854.  Jetzt  der  Entinnf  etnes  0eri<mt»- 
koatangeeetzes  fOr  das  Dentache  Reich  (BeidistagBBessioii  1878). 
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sich  im  eoncreten  Fall  handelt  Au  diese  Einriohtqiigen  knlipft 
9ieh  daher,  mit  Becht  ein  nmfusendes  Ctobtthienwesen,  daiE^enige 
der  eogcm.  Begiete'r-  oder  fiintragangsgebflhren.  Aiieh 
wenn  die  Eintragung  unabhängig  Tom  Willen  des  oder  der  Be- 
theiligten  auf  Grund  eines  allgemeinen  gesetzlichen  Gebots  erfolgen 
muss,  verliert  die  Abgabe  den  Cbaracter  der  Gebühr  nicht,  falls 
uothwendige  sachliche,  nicht  finanzielle  Gesicbtspimcte 
jenes  Gehet  rechtfertigen  und  falls  die  Abgabe  nach  ibrer  Art 
mui  Hohe  im  tiohtigen  Verhältniss  zu  den  Kosten  der  Einrichtung 
und  sam  Nntsen  des  betheiligten  Friraten  steht  Das  System  der 
itüuiüioh^  Btteher  nnd  der  Begisterabgäben  stimmt  indessen  nüt 
diesen  Yoranssetzangen  nieht  hnmer  flberein.  Insoweit  sind  die 
betreffendeil  Abgaben  nur  theilweise  Gebühren,  in  manchen  Fällen 
reine  Steuern  aus  der  Gattung  der  Verkehrssteuern.  (Haupt- 
fall: Das  Enregistrement  Frankreichs).  Ob  und  wie  weit 
sie  als  solche  Steuern  zu  rechtfertigen  und  selbst  zu  verlangen 
sind,  ist  in  der  Steuerlehre  zn  erörtern. 

§.  292.  Die  Gebühren  aas  der  Beehtspflege  lassen  sieh  im 
Anscfaloss  an  die  Art  der  .richterlieben  Thfttigkeit  nnd  demnach 
an  die  Art  der  Leistungen  in  Privatangelegenheiten  in  vier  Classen 
eintheilen:  Gebühren  der  streitigen  Civilgcrichtsbarkeit; 
der  Crim i D al^crichtsbarkeit;  Vermögens-,  besonders  Geld- 
strafen; Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit! 
insbesondere  Kegisterg  eh  tthreu.^^) 

1)  Gebühren  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit 
Hierher  gehören  die  in  der  Begel  vom  unterliegenden  Theüe  oder 
nach  der  nfthmn  Bestimmung  des  Bichters  von  beiden  Parteien 
zu  bezahlenden  Geriebtskosten  (Sportein,  Taxen,  theil- 
weise in  Stempelform  erhobene  Abgaben).  Sie  stufen  sich 
regelmässig  ganz  passend  nach  dem  ungefäbien  Umfaug,  der 
Schwierigkeit  der  richterlichen  Thätigkeit,  daher  nach  den  Arten 


")  Vgl.  Ran,  Fin.  I  (5.  A.),  §.  234,  235.  —  Diese  Einlheilang  schliesst  sich  an 
das  preassisch-deütsche  System  der  Gorichtskosten  an,  ist  aber  auch  sachlich  begründet. 
Die  Durchftthrang  gestaltet  sich  natürlich  nach  dem  im  einzelnen  Lande  geltenden 
Becht,  bes.  auch  nach  dem  Fioccssrecht,  manch&ch-  TeiBchieden.  Das  Detail  ist  gross. 
Im  Folgenden  werden  nur  Einzelheiten  ans  dem  prenss.  u.  aus  dem  neuen  deutschen 
Gebührengesetz  (bez.  Entwurf)  als  Beispiele  angeführt.  Uebcr  die  anderen  Länder 
s.  die  in  d.  Note  1  dieses  Abschnitts  angegeb.  Gesetze  u.  Literatur.  Die  Gcrichts- 
kosteiL  sind  bes.  bei  klelDeren  Objecten  nnd  ireiiii  sie  sidi,  wie  bei  gerichfl.  Yer- 
käafen,  mit  Besitzwechselabgaben  u.  dgl.  m.  verbinden,  in  einzelnen  Ländern  uner- 
träglich hoch,  so  z.  B.  in  Frankreich,  s.  Note  17.  Ueber  Giossbiitannien  8.  bes., 
Yocke.   Bei  Kau  ältere  Angaben  Uber  Baden. 
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der  Processe,  nach  dem  Rang  der  Gerichte  (Instanzen),  aher  amk 
Haeh  dem  Wertbe  de«  Stratg^genstaids  «b.  Aaeb  im  klitem 
FaU  sind  diese  Abgabeft  GebtUuren,  wenngkieb  sie  hier  geeebidi^ 
lieli  Ofterg  bq  eigentiiehen  Steuern  dnreb  ibre  Hobe  anuaten.  Die 

Abstafnng  der  GebUbr  nacb  der  Hobe  des  Werths  des  Streitgegen- 
stands ist  zwar  gewöhnlich  nicht  der  Mühewaltang  des  Gerichts 
proportional,  wohl  aber  einigermassen  dem  Nutzen  der  gerichtlichen 
Leistung  für  den  Processirenden.  Die  Degression  der  Gebtihr 
(als  Qaote  yom  Werth)  mit  steigendem  Wertb  ereefaenit  nicht  nm- 
bedingt  geboten  (§.  324).  Von  diesen  wie  Yon  anderen  Geriebta- 
koaten  werden  unter  gewissen  Umatftnden  noloriaeb  UmTennOgsnde 
befreit  Die  Beaablnng  der  Geriebtskoalen  dnreb  die  Pro- 
cessirenden wird  auch  practisch  nothwendig,  um  der  Processsncht 
vorzubengen.  Die  volle  Deckung  der  Kosten  dieser  Gerichtsbarkeit 
durch  die  Gebühren  ist  aber  nicht  geboten  und  nicht  einmal  un- 
bediogt  erwtlnscht,  weil  die  Institatlou  ais  solche  der  gesammten 
Bevölkenmg  zu  Gate  kommt 

Vgl.  preuss.  Ges.  v.  1851  §.  5. 
")  Beispiel.   Preassea,  Ges.  r.  1851  tl  1854,  nebst  dazu  gehör.  Tarif.  Im 
Allgem.  Bemessung  der  GebUliiBii  nacli  d.  Kapitft!ir«ri1i  des  Objects;  bei  GegeB«^ 
Btinden,  die  keiner  Schätzung  nach  Geld  fähig,  in  der  Keg^el  wie  bei  Gegenständen 

Y.  400  Tlilr.  Werth,  bei  wichtigeren  y.  1000 — 5000,  hei  uubedoutenden'n  v.  60  bis 
100  Thlr.  Werth.  Dana  Unterscheidung  nach  den  einzelnen  Momenten  im  Process, 
nach  dem  Verfahren  n.  den  Processarten ,  z.  Th.  aadi  den  Instanzen.  Z.  B.  1)  fUr 
znrückge wies.  Klagen,  Rechtsmittel,  Beschwerden  u.  s.  w.  bis  zu  100  Thlr. 
von  je  10  Thlr.  2^4  Sgr.,  aber  nicht  unter  5  Sgr. ;  vom  Mehrbeträge  bis  200  Thlr. 
von  je  10  Thlr.  V/l  Sgr.;  vom  Mehr  betrage  von  je  50  Thlr.  2V»  Sgr.,  bis  i.  Max, 
Ton  4  Thlr.  —  2)  Im  Mandats  verfahren:  vom  Betrage  bis  incl.  20  Thlr.  vomllilr. 
1  Sgr.  (3'/3  7o)i  i-  G-  nicht  tfnter  5  Sgr.;  vom  Mehr  betrage  bis  100  Thlr.  von  je 
10  Thlr.  5  Sgr.  1I7.//0V,  vom  Mehrbetr.  bis  zu  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  2Vs  Sgr. 
(%7o);  vom  Mehrbetr.  bis  zu  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  77»  Sgr.  (Vi"/«);  vom 
Mehrbetr.  bis  zn  1000  Thlr.  vsn  je  100  Thlr.  10  Sgr.  3%);  vom  Mehrbetr.  von  je 
100  Thlr.  2^9  Sgr.  (",o  "/o).  —  3)  Proccsse  mit  Ausschluss  gewisser  besondrer  Process- 
arten: z.  B.  bei  Beendig,  durch  Contumazialbescheid ,  Agnitionsresolat, 
Vergleich,  vom  Betr.  bis  50  Thlr.  incl.  von  je  1  Thlr.  IV2  Sgr.  (5  7o)'  ^^^^^  unter' 
5  Sgr.  ;  vom  Mehrbetr.  bis  150  Thlr.  von  ie  10  Thlr.  10  Sgr.  {SV ^  vom  Mehrbetr. 
bis  500  Thlr.  von  je  60  Thlr.  1  Thlr.  (2\);  vom  Mehrbetr.  bis  1000  Thlr.  von  je 
100  Thlr.  1  Thlr.  vorstehende  Sätze  für  jede  Instanz.    Vom  Mehrbetr.  bis  zu 

20,000  Thlr.  in  1.  Instanz  von  je  200,  in  höherer  Instanz  von  je  500  Thlr.  1  Thlr. 
(Ys*  bez.  V6%)'»  von^  Mehrbetr.  in  1.  Instanz  von  je  1000  Thlr.,  in  höherer  von  je. 
2000  Thlr.  1  Thlr.  (Vio»  bez.  VeoVo^-  ^^i*  vielen  weiteren  Abändcningen  bei  sonstigen 
proccssual.  Vorgängen  (s,  Ges.  v.  1851,  Art.  7  bis  9).  —  4''  In  Subhastations]- 
processcn  für  das  ganze  Verfahren  cinschliessl.  der  bei  dem  Hypotheken  buch 
zu  veranlassenden  Eintragungen  und  Ausfertigungen,  bis  zur  Abfassung  der  Adjudi- 
catoria,  diese  ausgeschlossen:  vom  Betr.  des  Werths  des  Grundstücks  bis  100  Thlr. 
incl.  von  je  1  Thlr.  l'/a  Sgr.  (ö"/«^;  vom  Mehrbetr.  bis  500  Thlr.  von  je  10  Thlr. 
7Vs  Sgr.  (2Va7o);  vom  Mehrbetr.  bis  2000  Thlr.  von  je  50  Thlr.  15  Sgr.  (17o); 
yom  Mehrbetr.  bis  20,000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  (Va^/o);  vom  Mehrbetr.  von 
^  100  Thlr.  5  Sgr.  i^^eVo)*  Adjudicatoha  u.  alle  auf  Grand  deiselbea. 

la  edaasenden  Yeifilgangen,  «usohliessUoh  der  zur  KAQ%elderbeI^ng  gehörigen: 
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2)  Gebttkren  der  CriminalgerichUbarkeit  Im  Falle 
der  Yemriheiliing  bat  der  Vernrtheilte  regelmXssig  ancb  Abgaben 
eines  gebfibrenartigen  Cbaracters  znr  Deeknng  der  Kosten  des 

TTntersnchnngsverfahrens  zu  zahlen.  Die  Höhe  dieser  Abgaben 
richtet  sich  nach  der  Art  der  Verbrechen  und  Vergehen,  der  Höhe 


TomBetr.  bis  200  Thir.  fod  je  1  Thlr.  1  Sgr.  (SVa®/«);  vom  Mehrbetr.  bis  1000  Tlilr. 
TOn  je  10  Thlr.  5  Sgr.  (iVaVo)  ;  vom  Mehrbetr.  bis  20,000  Thlr.  yon  je  100  Thlr. 
IVe  Thlr.  oder  iVe  "/«;  vom  Mehrbeträge  von  je  100  Thlr.  1  Thlr.  oder  1  Vo-  —  Die 
Degression  dieser  Sätze  und  dadurch  die  relative  Begünstigiuig  des  (i  r  o  s  s besitzes 
und  Grosskapitals  gegenüber  dem  Kleiubcsitz  ist  erheblich.  Z.  B.  stellen  sich  bei 
Sabbastationsprocessen  incl.  Adjadicatorien  die  Gebühren  nach  diesem  Tarif: 


WerOidesObjecis 

Ctobflfar 

itt7o 

100  Thlr. 

6  Thlr.  — 

5 

500  „ 

2S    „    10  Sgr. 

4.67 

2»000  „ 

58    „  10 

2.916 

20,000  „ 

328    „    10  ^ 

1.6416 

30,000  ' 

488    „    10  „ 

1.4611 

Dieselbe  Kegel  der  Degrcssion,  nur  mit  viel  stärkeren  Sätzen  tlberhaupt,  zeigt  sich 
in  Folge  der  ungehcnren  Stempel  u.  s.  w.  in  Frankreich.  Nach  einem  am tl.  Bericht 
CLeroy-Beaulieu,  Fin.  I,  511)  stellten  sich  im  Jahre  1873  bei  gerichtlichen 
Yerk&ufen: 


Olasse  nach 
Weith 

Zahl  der 
Yarkanfe 

Mittlerer  Betlljj  in  Fr. 

des  Zuschlag-  .  der 
Preises  Kosten 

7o  der 

Kosten  vom 
Pxeise 

Bis  500  Fr.    .  . 

1307 

286 

353 

128.29 

500—1000  Fr.  . 

1814 

764 

388 

50.76 

1001—2000  Fr.  . 

14S0 

417 

28.15 

2001— 5Ü00  Fr.  . 

047  Ü 

33U0 

477 

14.0S 

6001—10,000  Fr. 

4768 

7112 

564 

7.92 

üeber  10,000  Fr. 

6608 

43,702 

979 

2.24 

Durchschnitt    .  . 

14,457 

(»09 

4.21. 

Im  Entwurf  des  deutschen  Gerichtskostengesetzes  werilen  in  bürgerlichen  Kechts- 
streitigkeiten  die  Gebühren  nach  dem  Werth  des  Streitgegenstands  wie  folgt  erhoben: 
bis  20  H.  Werth  1  M.  Oebtthr ;  21—80  M.  W.  2.4  M.  Geb. ;  61—120  M.  W.  5.2  K.  Geb. ; 
121—200  M.  W.  9  M.  G.;  201—300  M.  W.  13  M.  G.;  301—450  M.  W.  18  M.  a; 
451—650  M.  W.  24  M.  G.;  651—900  M.  \V.  30  M.  (}.;  901—1200  M.  W.  36  M.  G. 
nnd  so  weiter,  8201—10,000  M.  W.  98  M.  G. ;  dann  für  je  2000  M.  W.  10  M.  Gebühr 
nehr  (Vs  7o)-  ^  Gerichtsgebübr  wird  erhoben  für  die  contradictoiische  münd- 
liche Verhandlung  (YerhandlangsgebUhr),  fUr  die  Anordnung  einer  Beweisaufnahme 
rBeweisgebülir\  f.  eine  andere  Entscheidung  (Ent8chcidungsgebtihr\  In  der  Berufungs- 
instanz erhöhen  sich  die  Gebiihrensätze  um  7««  Uevisionsinstauz  um  Vs*  ^-^^ 
mobtrennOgeDBrecbtlichen  AnsprOoben  wird  der  Werth  des  Streitgegenstands  in  2000 M., 
■mubwnyrinr  zu  200,  600,  10,000  u.  50,000  M.  angenommen.  —  Statist.  Daten  Uber 
die  Einnahme  bei  den  einzelnen  Arten  der  Civilprocesse  in  Prcussen  s.  in  den 
Beilagen  der  Keichstagsacten,  Sess.  v.  1878,  S.  617  £  Im  Geltungsbereich  der  Verordn. 
T.  2.  J«L  1849  wir  d.  Solleinnabnie  f.  d.  2.  Semester  1875  7,138,802  IL  In  Baiern 
rechts  d.  Rheins  1876  in  Civilproc.  239,467  M.  Stempeltaxen  u.  564,531  M.  Taxen. 
Ansserdem  ein  nicht  genau  zu  be/ifiernder  Betrag  von  Einnahmen  aus  Stempel - 
pnpier  ^u.  Marken).  In  Sachsen  Soileinn.  an  allen  Gerichtsgeb.  3.64  Miil.  M. 
in  1875,.woron  naeh  Massgabe  des  Dresd.  Sprengeis  41.4 7o  ^^'^  bttigerL  Bechts- 
stVBitigkeiteD,  4.2  von  Concursen,  8.5  von  Strafsachen,  45.9  %  Geschänen  der  frei- 
wilUgen  Gerichtsbarkeit.  Würtemb.  Gcrichtssportcln  v.  Civilproc.  u.  Concursproc. 
20M07  M.  Baden  dsgL  c.  600,000  M.  und  ca.  100,000  M.  Stempel.  Hamburg 
MS  Cifäjftoc.  «•  öemmmi  i87e  an  Goiielitsgeb.,  Sporteh,  Taxen,  Stempel  u.  s.  w. 
277^  IL 
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der  erkannten  Strafen,  anch  mitunter  naeh  der  Gattung  der  Ge- 
richte and  nach  den  loBtanKcn,  vor  denen  darüber  Terhandelt 
wurde.    Frineipiell  ist  die  Erzielang  voller  Kostendeekiing  der 

Criminalgerichtsbarkeit  durch  die  Gebühren  statthaft,  practisch 
aber  wegen  der  Armuth  der  meisten  Venirtheilten  nicht  zu  erreichen.^®) 

3)  Verm ögens-,  besonders  Geldstrafen  (einschliesslich 
sogen.  Ordnungsstrafen  bei  Verstössen  gegen  gesetzliche  Vor- 
schriften),  welche  von  Crerichten  (mitonter  in  Folge  gesetzlicher 
Anordnung  von  anderen  Behörden,  besonder»  der  Polizei)  auferlegt 
werden,  neben  oder  statt  anderer  Strafen  oder  direet  als 
solehe,  lassen  sich  anch  nnter  den  Grebtthrenbegriff  bringen,  wenn 
sich  auch  andere  Eigenthümlichkeiten  mit  ihnen  verbinden. 

§.  293.  —  4)  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, besonders  Kegistergebühren. 


^  Beispiel.  Preuss.  Ges.  v.  3.  Mai  18.58  an  Stt^lle  der  aufgehobenen  Be- 
stimmuBgen  das  Ges.  v.  18.51  getreten':  bei  einfachen  Ilolzdiebstahls- u.  diesen  gleich- 
gcstelltea  Sachen,  wenn  die  Strafe  in  contumaciam  oder  auf  sofort.  Eiugestüudniss 
erfolgte,  naob  dem  Stn&naasse  eine  Oebttbr  tod  Vb«  Vt«  Vs<  1<  ^Vt«  3  TUr.;  irenn 
die  Anschuldigung  bestritten  worden:  das  Doppelte  dieser  Sätze.  Im  Ges.  t.  1851 
waren  unterschieden:  die  gerichtl.  Unfersucli.  vor  Einzelrichtern,  mit  Gebühren  nach 
dem  Strafmaass  von  2,  ö  u.  10  Thlr.,  vor  Drei-Kichier-CoUegien  in  1.  Inst.  25  Thlr., 
voT  Scbinirgerichten  nach  Strafinaass  von  50,  100,  200  Thlr.,  in  den  2  hOlieieii 
Instanzen  die  Hälfte  dieser  Sätze,  Nach  d.  Ges.  v.  1853  wird  zwischen  den  Gerichten 
bei  der  Feststellung  der  Gebühren  nicht  unterschieden.  Die  S.'itze  variircn  in  12  Stufen 
nach  dem  Strafmaass  von  1 — 100  Tlih.  —  Nach  dem  Entwurf  d.  deutschen  Gerichts- 
kostengesetzes bildet  die  leohtskrtftig  eikannte  Stiafe  den  Maaaistab  fto  die  Hobe  der 
Gerichtsgebiihr  aller  Distanzen.  In  1.  Instanz  variiren  die  Gebühren  in  II  Stufen 
zwischen  r>  u.  *^()0  M.  —  Prenssen  1874  aufgewend,  baare  Auslagen  an  Criminal- 
Jtosten  4.75  Mih.  M.,  an  Gerichtakosteu  vereinnahmt  b4ä,747  M.  incl.  der  eingebrachten 
basien  Auslagen  (c.  10  7o  Kosten?).  —  Baiern  ans  Stra^ioc.  1876  eiogen. 
501,000  M.  und  ausserdem  Stempel.  —  In  Würtemb.  bestehen  Sjpoftda  in  Stoi- 
sachen  nicht.    In  Raden  1876  Einnahmen  dafür  c.  130,000. 

Geldstrafen,  Yermögenscontiscationeu  im  Alterthum  u.  ^littelalter  sehr  verbreitet 
IL  Öfters  eine  Hanpteinnabmeqndie  d.  Flinten.  So  in  d.  AnflieHen  an  d.  Bossen.  Enger 
Zusammenhang  mit  dem  älteren  Strafrecht  u.  seinem  Ersatz  v.  Leibes-  u.  Lebensstrafen 
durch  Yennögciisstrafen,  Russen.  S.  o.  Note  14.  Abschn.  1 .  In  der  Gegenwart  wieder  in  der 
Praxis  in  grosserer  Ausdehnung  begrilleu,  in  Verbindung  mit  neuen  Polizeigesetzen, 
Finanzgesetzen  (Stenenresen),  aber  avcb  mit  dem  allgem.  StrafrecbC  v.  der  Znlassong, 
Freiheits-  in  Geldstrafen  zu  verwandeln  oder  auf  erstere  nur  im  ünvermögensfalle  zu 
erkennen.  Die  zahlreichen  Einzelfälle  im  Strafjiesetzbuch  und  in  Yerwaltungsgesetzen 
können  hier  nicht  einmal  berilhrt  werden.  —  Die  Gesammteiunahme  aus  Strafen  (unter 
den  „Teischiedenen  Einnabmen**  der  Etats,  ancb  wohl  im  Justizetat  speciell  an^sendirt) 
z.  B.  in  Frankreich  A.  1877  f.  8.4  Mill.  Fr.,  in  Prenssen  i.  Jnstizet.  A.  1877/78 
1,675  Mill.  M.  —  Die  Kinnahmen  aus  (ield-  oder  Vermögensstrafen  werden  von  den 
SyBtcuiatikeru  verschieden  aufgefasst  und  danach  rangirt  Bau,  Fin.  1,  237  er- 
wftbnt  die  GeldstraCea  bei  den  Gebttbren,  gleicb  nacb  d.  Erbscbafts^gebObi^S  Ebenso 
Hock  bei  d.  Gobtiiren,  Abg.,  S.  250.  Stein  rechnet  die  Geldstrafen  u.  Bussen  zu 
seiner  Kategorie  der  „Gefälle"  S.  228.  Laspeyres,  Art.  Staats wirthschaft  in 
Bluntschirs  Staatswörterb.  X,  104,  stellt  die  Strafen  den  Stenern  gegenüber  als  die 
beidea  Alten  der  zrangsweise  eibobeoen  lännahmeiL  des  Staats.  Die  nahe  YerUndnnf 
der  Strafen  mit  der  Reohtspilege  reobtfertigt  wohl  die  Einreibung  bier  an  dieser  Stell». 


Digitized  by  Google 


GebOhrai  d.  MwilL  G«riG]itsbaik«tU  BegistergeliOlifBiu  49 
« 

Die  geschieli^h  und  noch  naeh.  dem  gegenwS&rtigen  Beeilt 
der  meisten  Staaten  enge  Verbindung  dieser  Gebühren  mit  Vei- 
kehrssteuern  erschwert  die  Darstellung  und  Beurtheilung  auch  in 
der  Theorie  sehr.  Das  Merkmal  der  Gebühr  liegt  vor  —  unter 
der  allgemeinen,  hier  besonders  wichtigen  Voraussetzung  mässigeri 
der  MUhewaltang  des  Gerichts  und  dem  unterlaufenden  Interesse 
des  Färbten  entsprechender  Hlihe  — ,  wenn  die  Thätigkeit  des 
Gerichts  ganz  freiwillig  beanspmeht  wird  oder  wenn  es  sich 
um  Privatrechtsverhältnisse  handelt,  deren  amtliohe 
Cognition  und  formale  Regelang  im  Interesse  der 
Sache,  d.  h.  wegen  der  Sicherheit  und  Ordnung  der  bezüg- 
lichen Verhältnisse  vorgeschrieben  ist.  Hier  hängt  nun  sehr  Vieles 
vom  Formalismus  des  geltendeniiechts  ab.  Die  einzelnen 
Privatrechtssysteme,  z.  B.  in  der  Gegenwart  das  gemeine  (römische) 
Becht,  die  Tcrschiedeoen  codificirten  Rechte»  das  österreichische^ 
preussische,  französische  vertreten  hier  hinsichtlich  der  formellen 
Anforderungen  für  gewisse  Rechtsyerhttltnisse  und  Beohtsgesohäfte 
verschiedene  Grundsätze,  i.  B.  in  Bezug  auf  Schriftlichkeit  oder 
Mtlndlichkeit  der  Vertragsschliessung,  Eintragung  der  Verträge  in 
öffentliche  Bücher,  amtliche  Authenticirung  bestimmter  einzelner 
Thatsaohen  im  sachlichen  Interesse,  Uebertragungsform  des 
Eigenthums,  hesonders  des  GrundeigettHmnis,  Form  der  hypotheka- 
rischen Belastung  des  letzteren,  Verwaltung  des  MttndelgulSy  G^- 
fltaltung  des.  ehelichen  Gflterrechts,  des  Erhrechts,  Begelung  des 
NachlasBWCsens,  u.  s.  w.^^)  Je  nach  der  yersehiedenen  Behandlung 
aller  dieser  Verhältnisse  im  formellen  Recht  ist  eine  Mitwirkung 
von  Gerichtsbehörden  bald  geboten,  bald  frei  gestellt,  bald,  wenn 
sie  im  ersteren  Fall  unterbleibt,  mit  Rechtsnachtheilen,  bald,  wenn 
sie  im  letzteren  Fall  erfolgl^  mit  Rechtsvortheilen  verbunden,  z.  fi. 
bei  den  Begistrirungcn  der  VertrUge  im  französischen  Becht  be- 
huft  Anthentichrung  des  Datumsy*^)  und,  bald  im  grösseren,  bald  im 


**)  Selir  lehrreich  ist  iu  Uieser  Beziehung  der  Bericht  d.  bandesr&thL  Gommissiou 
TOD  1877.  Ygl.  z.  B.  die  Darlegung  der  Yenchiedenheiten  im  Beeht  S.  12  dieses 
Berichts  (auch  bei  v.  Scheel,  Jahrb.  d.  D.  Eeichs  1878,  S.  71),  woraus  sich  die 
Schwierigkeiten  der  gemeinsamen  Gesetzgebung  über  ürkundenstempel  im  Beich  ergeben. 

Code  civil  Art.  132S.  Rechtsurkunden  erhalten  hier  Dritten  gegenüber  durch 
Ajunerkung  derselben  in  Kewissen  Ofi'eutl.  Buchern  ein  sicheres  Datum.  Damit  ver- 
'bindet  den  ein  Einregistriruugszwang  mit  civilrechdiclieii  imd  Stra&achÜieileD  filr 
die  Unterlassung:  wesentlich  eine  Massregel  fiscalischer  Politik,  in  Anknüpfung  an 
das  Civilrecht.  S.  bondesr&Uil.  Commissioiisber,  t,  1877,  &  41^  y.  Hock,  of^ntL 
Abg.,  S.  248. 

A.  WftgBdr,  fiMDZwisaeDBchaift.  iJL  4    .  . 
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geringeren  Umfange,  üblich,  bald  auch  nicht  üblich.  Statt  der  Ge- 
richte selbst  können  mehrfach  auch  Notare  und  ähnliche  Personen 
mitwirken.  Das  Crebtihrensystem  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
ond  spedeli  das  Begistergebtthrensystem  lässt  sieh  daher  genauer 
nur  in  Verbindung  mit  dem  Privatreehtssystem  des 
Landes  benrtheilen  und  darsteflen.  ESer  mnss  eS  genügen,  fllr 
nnsene  gegenwärtigen  Ottltnrstaaten  gewisse  gemeinsame 
P  ri vaf rechtsver  hältnissc  hervorzuheben,  bei  welchen  nach 
der  wenigstens  im  Ganzen  gemeinsamen  Rechtsanschauung  und 
nach  dem  zweckmässigen  Formalismus  des  heutigen  Rechts 
eine  gerichtliche  Mitwirkung,  bez.  Eintragung  in  öffent- 
liehe  Bttcher  nothwendig  oder  wenigstens  sehr  passend 
erseheint  und  inun^  allgoneiner  llblieh  wird.'*)  Dies  ist 

a)  im  Allgemeinen  da  3er  Fall,  wo  sieh  an  die  gehörige 
formale  Ordnung  und  Sicherheit  eines  Privatrechtsverhältnisses 
ein  grösseres  allgemeines  Interesse  anschliesst,  welches  erheischt, 
dass  die  betheiligteu  Privaten  in  ihren  Rechten  möglichst  gesichert 
seien,  dass  aber  auch  Uber  den  genauen  Umfang  und  Inhalt  der 
Bechte  möglichst  jeder  Zwmfel  ron  vornherein  ausgeschlossen 
sei;  und 

b)  im  Besonderen  sind 

a)  öffentliehe  Bfleher  (Begister)  m  führen  ftr  das 

Grundeigenthura  und  für  alle  darin  vorgehenden  Eigenthums- 
wechsel (Grundstücke,  Gebäude,  —  Grundbücher);  für  die  C  o  n  - 
stituirung  dinglicher  Rechte,  wie  Reallasten,  Servi- 
tuten u.  s.  w.  am  Grundeigenthum  und  für  die  Verpfändung 
desselben  (Hypotheoirutf^,  —  Hypothekenbttcher).**) 

*'^)  Vgl.  Raii,  Fin.  I,  §.  234 — 237,  der  den  S teuer obaracter  der  meisten  sogen, 
Eintrags*  oder  Kegibtergcbiiiircn  wohl  erkennt,  aber,  da  er  nur  vom  StAndponcte 
Gebühr  aus  urtheilt,  diese  Abgabe  za  allgomein  venrirft.  Die  saehlicne  Wttrdi- 
gong,  wie  lie  im  Text  versucht  wird  (s.  B.  ift  Betr.  der  Grundbücher)  fehlt  bei  Baa. 
Umgekehrt  von  Rau  Stein,  der  von  seinem  an  sich  richtigeren  Standpuncte  aus  doch 
die  Abgabe  zu  weit  billigt.  Uebcr  die  Unerträglichkeit  des  Enregistrement  in  seiner 
heutigen  Einrichtung  u.  Höhe  in  Frankreich  s.  Loroy-Beaullen,  Fin.  I,  ch.  9. — 
N&heres  erst  später  in  der  Steuerlehre,  bei  den  Verkehrssteucm.  Da  in  der  Pxuds 
nach  der  Art  und  Höhe  der  betreff,  Abgaben  die  letzteren  überwiegend  Steuern, 
wenn  auch  etwa  mit  gebübrenartigen  Elementen  verbunden,  sind,  so  gehört  ihre 
genauere  DarsteUung  u.  Bcurtheilnng  auch  erst  in  die  Steuerlehre.  Im  Folgenden  nur 
einige  Beispiele  fon  Abgaben  reinen  oder  überwiegenden  Gcbührcncharacters. 

Die  Eintragungen  in  die  Grund-  und  Hypothekenbacher  geschehen  auch  in 
Deutschland  regelmässig  gegen  Gebühren«  Z.  B.  Pieussen  Hypothekensachen 
(Ges.  V.  1851):  f.  d.  Berichtigung  des  Besitztitols,  dessen  Eintragung  und 
alle  dabei  roricommenden  Kebengeschäfte  vom  Betrage  bis  Za  200  Thlr.  von  je  25  Thlr.: 
10  Sgr.  (iVaVo)''  vom  Mehrbetrage  bis  zu  1000  Thlr.  von  je  100  Tbk.:  10  Sgr. 
(V«7«);  Toia  Mehrbetr.  von  je  500  Thlr.:  15  Sgr.  (Vx»7«);  für  jede  definitive 
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Ferner  Register  für  die  Stellung  unter  besondere  Rechts- 
systeme, wie  unter  das  Handelsrecht  (Handelsregister), 
oater  das  Genossensohaftsrecht  (Grenossenschaitsregister) 
XL  dgl.  m.;  für  die  Erwjerbnag  der  Rechte  eines  einselnen  be- 
ionderen  RechtsiABtitut«,  wie  dse  Urheberreoht  und 
aeiMT  dxei  Kategsmieeo,  des  Uterarischen  Anlionieebts,  des  Patent- 
leeht»,  dee  Mnetafsefantireebts  (Register  dalttr)  n.  s.  w.  Aneb  Ar 
die  obligatorischen  Eintragungen  in  diese  Register  sind  Ge 
bühren  gerechtfertigt,  ebenso  für  die  amtlichen  Auszüge  aus 
den  Kegistenk^)  Und  «war  tbeils  feste  GebUbreUi  wekbe  wesent- 


Eintragang  and  alle  dabei  Torkttmieiiden  Kebcngeschäfte  bis  zu  200  und  teaf» 
1000  Thlr.  Werthbetrag  7^  der  ebengenannten  Sätze  (also  1  %  u.  '/^  7„) ;  vom  Mehr- 
betiage  über  lOuO  Tblr.  derselbe  Satz  wie  vorhin.  Für  jede  Löschung,  einschiicssl. 

Belnditfoi  dM  DoeoBiils  naä  aOer  dtbd  80i8t  ffflriwiPUflndep.  Hebengeschäfte, 
die  Hälfte  der  Sätze  1  d.  Eintragung.  Jetzt  gilt  die  preuss.  Grundbuchorduung 
V.  5.  Mai  1872  mit  ihrem  frcsetzl.  Tarif.  Proben  des  letzteron:  nach  §.  1  dess.  für 
die  £ntg^;eim»kme  der  Autlassaugserklärang  u.  für  die  auf  Grand  derselben 
bewiikte  Eintraf,  des  EigenthHiiLeTS  il  9.  iL  s.  Tom  Bete  Ms  200  TUr. 
Ton  je  25  Thlr.:  1%  Sgr.  (l"/«);  vom  Mehrbetr.  bis  1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.: 
77,  Sgr.  (V/'/o);  vom  Mehrbetr.  von  je  500  Thlr.:  77,  Sgr.  (V<io7o):  Mch  §.  2  des 
Ta£i£9  i  jede  eadgiltige  Eintragung  in  d*  2.  od.  3.  Abtheil.  u.  s.  w,  für  die 
ebengenannten  S  Stofen  bez.  4,  5  una  77«  Sgr.  oder  7i5^  Ve  VmVo-  —  Heber 
Frankreick  s.  Hock,  Fin.  Frankreichs,  S.  204ft  IHe  grondlflgwlea iilenni Oeiete 
f.  Grundbticher  u.  f.  die  Gebiihrcn  bei  Eintragungen  sind  d.  Ges.  y.  21.  vcntnse  VI! 
n.  r.  21.  Sept  1810.  Der  Grundbuch  fuhrer  bezieht  ftlr  sich  fixe  Gebühren,  Autheüe 
an  den  OebQhieD  des  SüalB  Taxen  t  V aobtuchwigen  in  den  Bttohem.  Die  nomaie 
Staatsgebtthr  ist  1  Piomille  t  d,  Eintragung  v.  Forderungen  u.  für  d.  lOjähr.  Erneue- 
rung derselben,  dazu  neuerdings  Zuschläge  (meist  20  "/o).  Ein  gleichmässiger  Pro- 
portionalsatz, statt  des  degressiven  in  Prei^sen,  nähert  die  Abgabe  zwar  etwas  mehr 
der  Steuer,  vertkeilt  aber  die  Kosten  des  Gnmdbucfawesens  doch  wohl  gerechter  mit 
auf  die  Schultern  der  reicheren  Classen.  —  Btt  den  Verpfandungen  beweglicher 
Sachen,  femer  bei  Mieth-  und  Pachtverträgen  ist  die  Eintragung  in  öffentliche 
Bücher  im  Aligemeineu  jedenfalls  nicht  sachlich  geboten.  Daher  nehmen  Abgaben 
dafilr  viel  mehr  den  Character  der  reinen  Steuer  an.  (Franz&s.  Enregistrement ;  Stempel 
Tom  soielien  Verträgen,  2.  B.  von  Lombarddarlehen).  .Dasselbe  gilt  von  ähnlichen  Ein- 
tragungen von  und  Abgaben  für  andere  Verträge.  Den  Grondbttoheoi  fthnliflh  sind 
dagegen  die  Schiffsregister  (D.  Hand.ges.b.  Art  432  fF.). 

^)  Beispiele  solcher  £egistergebuhren  in  Deutschland.  Die  erstmal.  Eiu- 
tmgongen  eines  Waaren Zeichens  sind  nach  d.  Keichsges.  v.  30.  Not.  1874  nUt 
einer  Gehülir  v.  50  M.  f.  d.  Landcscassc  belegt.  Die  Bundesraths-Commiss.  v.  1877 
schlug  ausserdem  einen  Kcichsstempol  v.  iO  M.  dafür  vor.  Für  gewisse  Eintraerungen 
Iber  das  Urheberrecht  an  Schrift  werken  hat  der  Stadtrath  in  Leipzig  eine 
BoOe  n  f&hren  (Belolisges.  y.  11.  JvBi  1870).  Für  jede  Eintragonir*  Eintragnchein 
und  Auszug  bezieht  er  eiuc  Gebühr  von  15  Sgr.  Aehnl.  nach  Ges.  v.  '.I.  Jan.  lS7fi 
über  d.  Urhelierrech  t  an  Werken  der  bildenden  Kunst  Die  gen,  Couiinission 
schlagt  f.  jede  Eintrag,  in  d.  Leipziger  Rolle  eine  lieichsgebiihr  v.  50  M.  vor.  Einen 
Gehtiuisotsrif  (mit  Sitnn,  die  ron  1  anf  3  n.  8  M.  steiipsn)  t  d.  Eintragongen  n.  a.  w. 
in  dem  von  den  Gerichten  zu  fahrenden  Musterregister  hat  das  Beichsges.  vom 
.11.  Jan.  1876,  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen.  Jene  Gommission 
heantragt  weitere  ß ei chs gebühren  v.  2  u.  5  M.  Die  Eintragungen  in  d.  Genossen- 
telinf  UTnf  inter  (naeh  Betohsgen.  r.  4.  Jili  .1888  koatenfiel)  wtIQm  nach  ^Mchea 
Verschlage  mit  Gebühren  f.  d.  Reich,  v.  6  u.  1  M.,  diejen.  in  d.  Handelsregister 
digL  mit  Beichsgeb.  ron  10  (AcUen*  n.  Gommandit-Actienges.)  u.  0  M.  (andere  Firmeo), 
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lieh  als  ein  Beitrag  zur  Kostendeckung  der  Einrichtungen  er- 
scheinen; theils  Gebühren,  welche  sich  nach  dem  Werthbetrag 
richten,  80  bei  Wechsel  des  Grundeigenthums,  Verpfandung  des- 
selben, anderweiter  diDglicher  Belastung.  Eine  dem  Werthbetrag 
proportionale  (Qnoten-)  Gebfllir  reohtfertigt  sich  doreh  die 
Rflekmeht  auf  den  Nntseft  des  Privaten  nnd  andi  doreh  die  bessere 
Verdieihing  der  Kosten  auf  die  an  der  Einriehtang  Interessirten 
(§.  324).  Freilich  geht  gerade  hier  die  Gebühr  leicht  in  eine  — 
oft  indessen  ganz  passende  —  Verkehrssteuer  über,  welche  z.  B. 
bei  Progressivsätzen  der  Abgabe  vorliegen  würde. 

ß)  Ferner  sind  im  Besonderen  Gebühren  gerechtfertigt 
bei  der  nothwendigen  Mitwirkung  der  Gerichte  in  Nachlass- 
regnlirnngen;  in  Vormnndsehaftss'aehen;  hei  der  ge> 
riehtiichen  Eröffnung,  e^entnell  auch  Anfbewahrnng  (kaun 
unbedingt  bei  der  Erriehtnng)  von  Testamenten;  bei  der 
Mortificirung  von  Schuldurkunden,  insbesondere  von  (auf 
Namen  oder  auf  Inhaber  lautenden)  Actien  und  Obligationen  u.s.  w.^^ 

In  diesen  und  in  ähnlichen  Fällen  ünden  sich  auch  gewöhnlich 
Gebühren  in  der  Praxis,  oft  nach  der  Höhe  der  Sätze  und  nach 
der  Art  der  Beredinung  anoh  flbeigehend  in  oder  verhiinden  mit 
Verkehrsstenem.  In  zahlreichen  anderen  Fttllen,  z.  B.  hei  Stempel- 
nnd  ähnlichen  Abgaben  fttr  Urkunden,  namenflioh  Sdioldnrinnaideii 


andere  auf  Antraft  erfolgende  EintraguiigeB  mit  1  KL  belegt  werden;  Aasztlge  aus 
der  Leipi.  Bolle,  dea  ]£uidels%  Genossenschafis-,  MmterregiitexB  mit  je  i  IL:  Unter 

Abgaben  von  wenigstens  theilweiser  Gebuhrennator. 

^)  Die  RegelüDg  der  betr.  Gebühren  richtet  sich  natürlich  wieder  vielfach  nach 
dem  Formalismas  des  geltenden  Bechts.  —  Beispiel;  preuss.  Ges.  v.  Ib51,  bez.  1S54. 
KachlassTegnlirtDiiigen  (§.  34  d.  Oes.  t.  1851  «.  Art  18  d.  Ges.  r.  18S4,  —  ohne 
Erbtheilnng):  v.  Yennögen  bis  100  Thlr.  t.  jedem  Thlr.  1^',  Sgr.  (o"/«).  nicht  mrter 
15  Sgr.;  7.  Mehrbetr.  bis  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  10  S^r.  (SVs  v.  Mehrbetr. 
bis  lÜÜÜ  Thlr.  von  je  50  Thlr.  20  Sgr.  (lVa7<i);  Mehrbetr.  bis  5000  Thlr.  von  je 
100  Thhr.  20  Sgr.  (7,  «/J ;  y.  MehiMr.  too  je  500  Thlr.  20  Sgr.  (V^g  Bei  gerichü. 
Erbtheilong  diese  Sätze  vm  die  HUile' erhöht.  —  Für  d.  Vormun dschaftswesea 
gilt  jetzt  im  Allg.  d.  prenss.  Ges.  v.  21.  Juli  1875,  betr.  Kosten,  Stempel  n.  Gebühren 
in  Yormundschafissachen  (Novelle  z.  Ges.  y.  1851).  Danach  z.  B.  ,Jbei  den  z.  Wahr- 
nehmung einzelner  Geschäfte  eingeleiteten  Pflegschaften  nnd  Im  FÜle  der  Bestellung 
eines  Gegenvormunds  neben  d.  gesetzl.  Yormund"  immer  M.  von  je  50  M.  bis  m 
300  M.  (1  V.  je  150  M.  v.  Mehrbetr.  bis  zu  600  M.  (Vs%),  v.  je  80ü  M.  vom 
Mehrbetr.  bis  zu  1600  M.  (Ve7o).  f.  je  500  M.  v.  Mehrbetr.  bis  zu  3ü00  M.  (VioVo), 
T.  je  lOOO  2C.  r.  Mehrbetr.  bis  zu  15,000  M.  (Vso^/o);  dann  je  8  M.  yom  Mehrbetr. 
bis  zu  30,000  nnd  bis  zu  60,000  M.  und  6  M.  vom  Mehrbetrage  Andere  Silie  htA 
and.  Pfleg-  u.  Yormundschaften.  Ausserdem  v.  d.  Revenuen  desj.  Yermögens,  über 
dessen  Yerwaltung  dem  Gericht  Kechnung  gelegt  werden  muss:  20  Ff.  von  je  20  M. 
(1  7o)  bis  zn  300  M.,  von  je  30  M.  des  Mehrbetr.  bis  zu  600  M.  (V,  7o).  jo  00  M. 
des  Mehrbetr.  bis  zu  1500  M.  (VsVo)  ^  Ton  je  120  M.  des  MehrbebBgs  (*/«7o)* 
Ueberau  bedeutend  geringere  SAtze  des  grOisaren  YerMOgens. 
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iiberkaapt,  Ar  •WeQhseiy  ADtien,  andere  Inhalierpapiere,^  fittr  InombairdT 
darlehen,  Üttr  kanfuftimisebe  Bttoher,  ftlr  QQittimgeii  «.  dgL  m« 
liegt  dagegen  keine  gebfllnrenartige  Abgabe,  sondern  eine  reine 

Steuer  vor.  Auch  wo  Urkunden;  deren  Ansstellung  ebne  Mi^ 
Wirkung  der  Gerichte  sachlich  betrachtet  recht  wohl  zulässig  ist 
nnd  nach  dem  geltenden  Recht  auch  zugelassen  wird,  nicht  an  sich 
Steuer-;  bez.  stempelpfiichtig  sind,  kann  die  Bestimmung  b^tetien, 
dass  die  Urkunde  bei  Producirung  vor  Gericht,  also  namens 
lieh  als  Beweismittel,  eventuell  naehtrSglieh  zu  stempehi  ist  Eine 
Abgabe  dieser  Art  fkfif  dann  ander  die  Kategorie  der  Cbrfehtskosten 
und  insofern  nnt^r  die  GebUbren,  Tomasgeselst,  dasa  ibre  Hobe 
und  Bemessungsart  ihr  nicht  doch  auch  so  den  Character  der 
Steuer  wenigstens  theilweise  verleiht. 

§.  294.  Die  Einnahme  aus  der  Gesammtheit  der  Gebühren 
der  Rechtspflege  ist  begrenzt  durch  die  Höiie  der  bezüglichen 
Staatsansgaben,  also  besonders  des  Justizwesens.  Geht  sie 
darüber  binaiis,  so  nebmen  die  Geriehtsgebtlbren  insoweit  den 
Steneroharaeter  an.  Biebtiger  bleibt  jene  Einnahme  wegen  der 
allgemeinen  Bedentnng  des  Oeriditswesens  hinter  den  Kosten 
des  letzteren  zurück.  Bei  der  Regelung  der  verschiedenen  Gattungen 
nnd  der  einzelnen  Sätze  der  Gerichtsgeb lihren  wird  Manches  mit 
Rücksicht  auf  das  Ziel,  einen  gewissen  Gesammtbetrag  der  Einnahme 
zu  erlangen ;  einzurichten  sein:  m.  a.  W.  die  einzelne  Gebühr 
ist  ein  Glied  in  einem  System  niid  mnss  daher  mitunter  etwas 
anders  normirt  werden,  als  wenn  sie  rein  für  sieb  allein  zu  regeln 
wäre  (§.  319).  Eine  fiuanzstatistisebe  Yeigleicbung  swiseben  den 
Kosten  der  Geriebte  nnd  den  Einnahmen  ans  den  Gebühren  der 
Rechtspflege  ist  nicht  einmal  annähernd  genau  durchzuführen, 
weil  sich  jene  Kosten  nicht  sicher  auf  die  bestimmten  Leistungen 
der  Gerichte,  an  welche  sich  Gebühren  knüpfen,  zurückführen 
lassen  und  weil  die  Gerichtsabgaben  der  Praxis  mit  Verkehrssteuem 
nnd  in  Stempelform  erhobenen  reinen  Stenern  vielfach  gans  nn- 


**)  £fQe  BeUie  ron  Yerwaltnngs-  u.  gerichtlichen  Functionen  ist  bei  den  Gon- 
sulaten  vereinigt.  Für  die  manchfachen  Thätigkeiten  der  letzteren,  welcho  eine 
grosse  Anzahl  der  einzelnen  oben  aufgeführten  Thätigkeiten  der  „Inneren  Verwaltung'' 
vmI  der  ^Rechtspflege**  iMtraffen,  bestehen  mitunter  »llgemeine  GebQhrentaTife. 
So  für  das  Dentielie  Beich  jetzt  der  dem  Ges.  t.  1.  Joli  1872  angehängte  Tarif» 
in  einzelnen  Fällen,  wo  dieser  Tarif  keine  Bestimmung  hat,  ftlr  die  mit  Gerichtsbarkeit 
Tersehenen  Consuln  d.  pieass.  Tarif  r.  24.  Oct  1865.  —  Stein  S.  277  (mit  etva^ 
äbffiidiiiid«r  Charidcaflon  der  GeMreigeUflle). 
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imtmeheidbar  Terbimdeii  sfaid.'')  Ueber  die  al%emeinen  Rtgela 
Ar  die  Höhe  der  Gericlitsgebllbm  a.  n.  {.  ai7  —  319, 

3.  Absehnitt 
Das  Syslem  der  GeMIhreii.  Forlsetettiig. 

2.  Die  Cnltnr-  und  WoUfiilirti-,  beionden  die  Gebfihren  der 
TolkswirtiitelialUielieii  Teiweltong.  ^) 

§.  295.  DieCultur-  and  Wohlfahrlec^ebtlh reo  kommen 
uf  den  Gebieten  der  Innern  Verw«Unng|  der  Verwaltasg  dee 
Unterriebts-  und  Bildnngswesena  und  der  (materiell*) 
Yolkawirthaohaftliehen  Verwaltnng  (i.  e.  S.)  yor  nnd 
gliedern  sich  hier  wieder  nach  den  einzelnen  Abtiieilungen  der 
Thätigkeit  auf  diesen  Gebieten  sowie  nach  der  Art  der  Leistong. 
Manche  dieser  Gebühren,  welche  hier  noch  etwas  genauer  specia- 
lisirt  werden,  gehören  hierher  nur,  weil  sie  yomemlich  auch 
individuelle  Coltnr-  nnd  Wirthsohaftsinteressen  fördern,  in 
anderer  Hinsicht  gehören  sie  an  den  oben  aehon  behandeUen  Beebta- 
gebflbren  (§.  890).  I&uge  auid  «ndb  an  den  Begiatefgebflbren  an 


Bau,  Fiü.  I,  §.  234,  mit  einigen  älteren,  aber  aus  den  angegebenen  Gründen 
sMn  Vergleich  unzureichenden  statisi  Daten  über  Einnahme  u.  Kosten  der  Justiz.  — 
üeber  die  letzteren  s.  Bau-Wagner,  Fin.  I,  §.  69  u.  Wagner,  Fin.  I»  §.  lOS.  — 

Einzelne  interess.  Daten  in  d.  Statist.  Tabellen  des  Berichts  der  Steinpelsteoercommiss. 
für  1877.  So  z.  B.  in  Baiern  rechts  des  Kheins  Stempel  u.  Taxen,  die  Uber- 
wiegend Steuern,  in  einzelnen  Titeln  aber  zugleich  Gebuhren  f.  obhgkeitl.  Functionen 
sind,  in  1876:  d.  streitigen  Bechtspflegc  1.80,  in  der  nichtstreitigen  9.46,  in  der 
Verwalt  1.18,  zus.  11.87  Mill.  M.,  neben  „Erlös  f.  verkaufte  Stempelmaterialien"  von 
1.45  M.  M.  In  d.  baier.  Pfalz:  Stempelgebuhren  0.259,  Einregistrirangsgebühren 
1.91  M.  M.,  Inscript.geb.  f.  Hypoth.ämter  18,651  M.,  Gerichtsschreibereigeb.  82,795  M., 
woraa  9368  M.  als  Antheile  der  GeriehtBSchreiber  abgehen.  Der  Et  des  btier.  Jistis- 
minfeteiii  (ohne  Strafanstalten)  war  1877  10.13  Mill.  M.  —  In  Wurtembcrg  war 
der  Ertrag  der  „Sportein"  1876:  l.OSl  M.  M.,  wovon  auf  solche,  welche  theils  alä 
Steuer,  theils  als  Gebühr  anzusetzen  (f.  Jagdkarten,  Tanzerlaubniss,  YerkaufsgenehnU' 
gong  TL  s.  w.)  96,391,  f.  reine  Gebtlliren  der  Best,  neml.  Gerichtssporteln  212,000, 
Sp.  in  Ehesachen  18,295,  Notari.itssp.  607,000,  Verwalt.sp.  148,000  M.  Et.  d.  Justiz- 
dep.  1877/78  3.44  M.  M.  —  Baden.  Ertrag  1870  an  Gerichtssporteln  664,000,  Ver- 
waltungssporteb  422,000,  Geb.  f.  d.  Rechtspolizeiverwalt.  1,592,000  M.,  zus.  2,678,000  M. 
Kosten  der  Gerichte  (auss.  d.  Minist,  selbst)  im  Ei  7.  1877  3.35  M.  M.  In  WUrtem- 
berg  wie  in  Raden  daneben  noch  „Liegenscbaftsaccise"  ((imndbesitz^^'^cchselötencrX 
Erbsch.-  u.  Schenk.-Steaer.  —  Weitere  Daten  in  d.  Beilagen  z.  Entwurf  d.  Deutschen 
Geiichtäkostengesetzes  1878.   S.  oben  Note  17  u.  ActenstUcke  des  Reichstags,  Session 

1878,  8.  ese  ff. 

*)  Eine  kurze  ücbersicht  gab  Rau-Wagner,  Tin.  I,  §.  100,  in  d.  2.  Aufl.  d. 
NeubearbeiL  fortgefallen.  Hau,  Fin.  I  (S.A.),  §.230,  238—246  in  d.  Gebührenlehre, 
wo  nur  Einzelnes  erwähnt  wird,  etwas  eingehender  nur  das  Strassengeld.  Dann  im 
Abschn.  v.  d.  Regalien  UberMUnze,  Post.  S.  sonst  bes.  Stein,  Fin.  3.  A.,  S.  284  ff. 
Q.  d.  AbsdiD.  V.  d.  Regalien,  u.  r.  Hock,  Umpfenbach  u.  Pfeiffer  a.  a.  0. 
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rechnen  oder  BUAittü  mit  diesen  in  näherer  Verbinduog,  wie  %,  B* 
die  PatentgebfllireD.  Ob  und  welche  Gebühren  sieh  an  die  eii^lnen 
besUgHohem  .Euiriehtiu|[eii  des  SUafii  xaA  Her  Ommi^t  öfters 
aneh  der  Übrigen  SelbstverwattongskOTper  knüpfen  sollen,  ist  nach 

den  sachlichen  Verhältnissen  dieser  Einrichtungen  zu  beurtheilen, 
worauf  hier  nach  dem  früher  Bemerkten  nicht  näher  eingegangen 
wird  (§.  277;  285).  Die  folgende  Uebersicht  hat  daher  theilweise 
mehr  nur  einen  statistischen  Gharacter,  ohne  auch  in  dieser 
ffiasicht  auf  absolote  VollstäJMligkßit  des  Details  Ansprach  zn 
machen»  Sei  ebigmi  gescbichtlicb  imd  noch  gegenwiblig  ftaanziell 
wiehtigeien.  cdcp  strittigeren  Einrichtungen  werden  jedoch  anch 
einige  principielle  Erörterungen  angestellt.  Für  das  Genauere 
ist  auf  die  Innere  Verwaltungslehre  und,  was  die  ( materiell-) volks- 
wirthschaftlichen  Einrichtungen  anlangt,  auf  die  Wirthsehaftliche 
VerwaUaiQgipi'&hce  zu  verweisen  (§.  28ö), 

L  Gebflhren  der  Innern  Verwaltnng«^  Hicrbitt  ge- 
hOnsk  etwaige  Oebflbren  im  Gebiete  der  amtlichen  Statistik«*) 
Femer  die  Gebtthren  des  Gesundheitswesens)  welche  von  den 

Interessenten  bei  der  Inanspruchnahme  von  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  zu  entrichten  sind,  z.  B. 
für  Impfung,  Desinficirung,  Untersuchung  Prostituirter ,  Revision 
von  Apotheken^  Todtenbescbau  n.  dgl.  m.  Endlich  Gebühren  ftlr 
die  Benitmng  öffentlicher  Kranken-,  Gebär-,  Irren-, 
AUerBvertorgmgsanstalten,^  (weltlkber)  Begr&bniss- 
pl&tae  n.  &  w.,  daher  oft  im  Gommnnalfinanswesen.  Das 
Merkmal  der  Gebühr  liegt  bei  Abgaben  dieser  Art  regelmässig  vor, 
doch  erfolgt  auch  allgemein  —  z.  B.  bei  der  Impfung,  wie  nach 
der  Reichsgesetzgebung  in  Deutschland,  —  oder  theilweise  —  hei 
nachgewiesener  Armuth  —  unentgeltliche  Leistung:  also  Ersetzung 
des  Gebührenprincips  durch  das  Princip  der  reinen  Ausgabe;  öfters 
mit  Recht  Statt  und  neben  solchen  Gebtthren  kommen  noch  Ge- 
btthreii  ftlr  die  mit  der  Austtbung  der  betreffenden  Leistungen  bc;- 


S.  in      X^ehre  vo&  dm  Amgabtu:  £aa-WagAej,  FisL  I,  §.  78«  WagAer 
I,  §.  125. 

^)  So  die  Ideine  Declarationsgebühr  im  auswärt  Handel,  so  nach  Ges.  vom 
29»  Jan.  1872  Art  8  in  Frankreicli:  ,,d7olt  de  statistiqne'*,  nm  die  Eostea  der 
HaQdelsstatistik  m  decken,  10  cent.  p.  Kollo,  oder  p.  1000  Kil.  oder  p.  Stück  Vieh  ii.  s.  w„ 
bei  Ein-  und  Aasgang.  —  Jetzt  (1878)  auch  im  Deutschen  Reich  beabsichtigt. 
£ui  £u,twarf  in  d.  Sess.  r.  1S78  dem  Reichstag  vorgelegt,  mit  Sätzen  von  5  Pf.  fttr 
1  KtUo,  T.  IQ  Ft  t  lOSO  Kilsr.,  t*  10  pt  f.  1  9tttd(  gi«flaerw,  r.  ^  t  i 
Uflinens  Yieb. 
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tränten  Personen  in  der  Form  von  Tftzen,  deren  Hohe  die  Ver* 
wflitnng  festsetBty  vor. 

II.  —  §.  296.  Gebühren  in  der  Verwaltung  des  Unter- 
richts- und  Bildungswesens  (eventuell  einschliesslich  des 
öffentlichen  Cultus).*)   Hierhin  gehören: 

1)  Die  Schul-  und  Unterrichtsgelder  an  öffentlichen 
Scholen  jeder  Art  des  Staat«,  der  Gemeinde  n.  s.  w.,  inbegriffen 
die  etwaigen  Einsohreibe-  and  Abgangsgebtthren  beim  Eintritt  nnd 
Aastritt  ans  der  Schale.  Das  Schulgeld,  welches  an  OffentBehen 
Anstalten  kanm  je  in  einer  stenerartigen  oder  gewerbsgewinnartigen 
Höhe  vorkommen  wird,  hat  durchaus  die  characteristischen  Merk- 
male der  Grebtlhr.  Es  ist  im  Princip  bei  allen  Schulen,  auch 
bei  den  Volksschulen  und  hier  auch  im  System  der  allgemeinen 
Schnlpfliebty  gerechtlertigt  uod  zu  verlangen  von  allen  Personen, 
denen  es  mcht  ansdrücklich,  nm  sie  zn  begünstigen,  im  Fall  nach- 
weisbaren geringen  Einkommens  erlassen  wird.  Nur  wird  wegen 
des  allgemeinen  Interesses,  das  sich  neben  dem  SpeeialinteresM 
an  die  Sehnle  kntlpft,  das  Schlnlgeld  bloss  so  hoch  ansnsetsen  sdn, 
dass  es  einen  Beitrag  zu  den  Gesammtkosten  liefert,  lieber  die 
letzteren  sind  die  Bemerkungen  im  1.  Bande  zu  vergleichen. 

Das  Schulgeld  stuft  sich  passend  nach  den  Gattungen  der 
Schulen^)  ab  und  steigt  mit  dem  Rang  und  mit  dem  Zweck, 
welchen  die  Schale  fttr  das  practische  Erwerbsleben  verfolgt.  Aach 
bei  dem  Berufs  Schulwesen  ist  fttr  die  DttrftigeB  Unen^tlichkeH 
am  gewiUurmi,  aber  mir  (im  Unterschied  von  der  Volksschule)  bei 
gleichzeitig  nachgewiesenem  Fleisse  des  Besnehers. 

Das  Schulgeld  bildet  jedenfalls  eine  Einnahme  des  Staats 
oder  desjenigen  Selbstverwaltungskörpers,  welcher  die  Kosten  der 
Schale  finanziell  trägt.  Aach  wenn,  wie  vielfach  üblich,  dasselbe 


*)  BÄn-Wagner,  Fin.  I,  §.  50,  Wagner  I.  §.  127,  über  die  Ausgabe  auf 
diesem  Gebiete.  Ohne  Eingehen  anf  die  Einzelheiten  ist  Statist.  Material  hier  werthioa. 
Dabei  mass  auf  die  Inn.  Yerwaitungsielire  dafui  verwiesen  werden.  Ausserdem  auf 
die  Spedahrerke  Uber  Uatenichtswesen  einzebier  LKnder,  welclie  blafif  anch  die 
fiuanz.  Seite  mit  behandeln.  Vgl.  z.  B.  Beer  u.  Hochegger,  Fortschr.  d.  ünterr.- 
wes.  in  d.  Cultnrstaaten  Europas,  1.  B.,  \\'ien  1SH7  (Frankr.,  Oesterr.),  2.  B.,  1868 
(Bossl.,  Belg.);  Wiese,  d.  höhere  Schulwes.  in  Prenäsen,  I  (BeiL  1S64),  8.38,699  21, 
C09  (Söhulgeld),  U  (1869),  12,  «27  iF.,  616  (Sdiidgeld),  ni  (1874),  23     420  £ 

*)  Ob  auch  in  der  Schule  nach  derClaase  (z.  B.  Iidbeies  Schulgeld  in  den  oberen 

als  in  d.  unteren  Glassen  des  Gyinnasiums\  wird  nicht  allgemein  zn  beantworten  sein. 
In  Deutschland,  wie  es  scheint  erst  neuerdinip» .  mehr  Tendenz  zu  gleichen 
Sätzen  f.  alle  Classen,  worauf  vieiltiicht  die  Uebcrfüllung  der  unteren  und  mittleren 
OhflMn  wegen  der  Edangong  des  Bechts  nun  Sinjährig-Mwilligen-liilltiidienflt  mit 
TOD  EinftUB.  Beispiele  bei  Gymnasien,  Wiese  I,  611. 
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id0  S'pel$iiileiii'nahiB['6'd«rBchttl6)  neben  deijeiiigen  Atwdßin 
SoMvermögen,  aii0  «iMtlieher  Dotaüott  XL  9.  w.,  beliandelt  und 

sofort  für  die  Kosten  der  Schule  mit  veransgabt  wird,  BolKe  ee 
grnndsätzlich  als  Einnahme  und  Ausgabe  mit  durch  die  Rechnungen 
des  Staats  und  der  Gemeinde  laufen,  was  aber  nicht  allgemein  der 
Fall  ist. 

Das  ältere,  eb^mals  bei  vielen  Behörden,  besonders  bei  den 
Qeiiehlen  geltende  Pirhioip^  dass  die  Gebühren  gana  oder  tiieü- 
im^  den  Beamten  fflr  ihre  Mllheiraltang  statt  oder 
Men  dem  Gehalte  besogoi  werden,  hat  sieh  anf  dem  Gebiete  des 

Unterrichts  Wesens  länger  und  ausgedehnter  und  vielfach  bis  in  die 
Gegenwart  erhalten.  Geschichtlich  leicht  erklärlich,  wie  bei  den 
Schulen  corporativen  Characters  (Universitäten,  CoUegiengeld, 
Honorar)  ist  die  Fortdau^  dieses  Verhältnisses  nach  der  Eigen- 
IhilinUohkeit  des  Schulwesens  auch  wenigstens  nicht  allgemein  und 
hteht  ulbediegt  prindpiell  abznlehnea.  Denn  wenngleich,  ähnlieh 
wie  bei  Gerichten  and  Verwaltnngsbehaiden,  der  praettsehe  Gmnd, 
den  Beamten  eine  genügende  Snstentatbn  im  Schalgeldbezug  zn 
geben,  auch  bei  den  Lehrbeamten  mit  Recht  wegen  Gewährung 
gentlgenden  Gehalts  immer  mehr  fortfilllt,  so  ist  doch  die  specifische 
Lehrleistung  im  höheren  Grade  als  fast  jede  andere  Leistung 
eines  Staatsdieners  eine  individuale,  um  so  mehr,  je  höher,  die 
Gattung  and  der  Rang  der  Schale  ist  Dies  kann  wenigstens  den 
prlVatenSchidgeldbesag  rechtfertigen.  Darehansnothwendigistder- 
seihe  anderseits  niebt,  snmal  ni^  bei  den  «nteren  nnd  mittleren 
Si^hnlen,"  wb  er  anoh  immer  mehr  beschillsikt  oder  abgeschafllt 
worden  ist.  Der  ausschliessliche  Bezug  des  Honorars  Seitens  der 
Universitätslehrer  hat  noch  mehr  fUr  sich,  erhält  sich  aber  gegen- 
wärtig wohl  mehr  durch  die  Tradition  als  dass  er  sich,  namentlich 
in  seiner  heutigen  Gestaltung,  rationell  genügend  begründen  lässt 
Jedenfalls  thäten  ehoigreifende  Reformen  des  Staats  noth,  deren 
nähere  Darlegmig  and  Motinrnng  hier  aber  nicht  erfolgen  kann.*)  — 
Unbedingt- wSxe  an  verlangen,  dase  anch  das  vom  Lehrer  persön- 
lich besogene  Sohnlgeld,  Honorar  v.  w.  als  Einnahme  nnd  Anis- 
gäbe  durch  die  Rechnungen  des  Staate,  der  Gemeinde  läuft.  Denn 
immer  ist  z.  B.  auch  der  Bezug  des  Coilegiengelds  des  Universitäts- 
lehrers auf  Grund  einer  Öffentlichen  Amtsthätigkeit  erfolgt. 
Dieser  Fordemng  wird,  scheint  es,  noch  nirgends  nachgekommen^ 

')  ^S^'  <i<^r^ber  d.  Bemerk,  in  Waguci,  Fin.  I,  §.  74,  Note  21,  Th.  gegen 
L.  Stein,  LalixCraflii,  WlHeniGh.  v.  Oäleg^pald,  Wim,  lS75w 
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obgleich  sie  eine  ganz  analoge  wie  bei  genebttioben  Beamten  and 
denen  Gebfibren  (Fnmkreioh)  ist  «nd  wenigstmui  tbeUweiee 
erjfUnt  wird.') 

AHe  mit  den  Sebnlen,  besonden  dm  Umvendttten  nnd  Sliii- 

liehen  Anstalten  verbundenen  allgemeinen  Ein-  und  Austritts- 
gebtihren  u.  dgl.  m.  lassen  sich  vollends,  wenn  überhaupt,  so  nur 
als  öffentliche  Einnahme,  höchstens  mit  einem  mässigen  fixen 
Antheil  des  beschäftigten  Unterricbtsbeamten,  mbtfertigeo.  An 
den  dentscben  Univenitftten  besteben  hier  nooh  maaoihe  f^escluobtp 
Keh  ttberkommene  Varbaitaisse,  wdeh»  bei  andmn  dAntliehen 
Anstalten  mit  Seeht  längst  als  Missetftnde  beseitigt  nnd. 

3)  Prflfnngtaxen  aller  Art,  besonders  an  Lehranstalten. 
Vielfach  üblich,  sind  sie  auch  principiell  in  angemessenen 
Sätzen  als  Gebühren  gerechtfertigt.  Der  hier  noch  öfter  als  beim 
Schulgeld  bestehende  Privatbezug  ist  bei  sachgemässer  Ordnung 
m  derselben  Weise  wie  dort  an  biUtgen.  Die  Verrechnung  in  d^n 
Staatsreehnnngen  ist  aneh  hier  an  Ter]ange%  anoh  v^hrfaeb  llblioh«  — 

Die  Zengniss.e,  Diplome  n.  s.  w.|  welebe  anf  Gmad  der 
Prflfnngen  Aber  Fftbigkeits-  nnd  Renntnissnaebweis  ausgestellt 
werden,  unterliegen  häufig  noch  neben  der  Prtifungstaxe  einer  Ab- 
gabe, z.  B.  in  Form  des  Stempels.  Diese  ist  Gebühr,  soweit  hier 
eine  neue  Mühewaltung  einer  Behörde  oder  eines  Beamten  vorliegt, 
gehört  aber  dann  zugleich  in  die  Kategorie  der  allgemeinen  Ver- 
waltungsgebtihren  fttr  Beglanbignags-  nnd  d|;L  Tbmigkeiten. 
Sie  kann  aber  anel»  einen  Stenerebnvaeter  annebmen»  was  dm 
nach  den  besondetein  V«liältniasen  des  eAnaelnen  Falls  an.  ant- 
sdieiden  isi^) 

3)  Gebühren  (Eintritts-,  Benutzungsgelder)  für  den  Besuch 
und  die  Benutzung  öffentlicher  Kunst-  und  wissenschaftlicher 
Sammlungen,  Museen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Häufig  ist  hier  der 
unentgeltliche  Besuch  zur  Kegel  geworden,  was  nicht  allgemein  ge- 
boten nnd  nicht  dnmai  immer  aweeiimiiAsig  efaehmni*) 

4)  Wenn  Staat  oder  Gemeinde  ala  sokbe  die  Kirobe  nnd 
ihre  Diener  nnteriialten,  sind  dieTersebiedeiien  ,|Kirohengebflkren^ 

•r  '  "  »II»  ■ 

^  Notizea  über  Baiern  nach  d.  dort  amtl.  Statist,  s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  127 
Note  21 

Iq  Preussen  der  allgem.  Stempel  f.  amtl.  Atteste  m  15  Sgr. 

So  hat  ein  ganz  berechtigtes  neues  italion.  Gesetz  ?on  1875  über  die  Eia- 
trittspreise  in  öäentl.  Sammlungen  n.  s.  w.  (mit  einzelnen  unentgeltl.  Tagen)  viel  An- 
fBchtung  von  Beiaeiidiiik  eiftliren,  aber  nor  die  Keignng  des  ▼ohUnbeoden  Reise- 
publicnnu  fOr  einen  ilun  zd  Gute  tommondan  ^GomMUMUtf'*  nmibm,  • 
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fttt  die  Banateaiig  kirehfieher  ÄBStallen  und  Einrielitiiiigen  (Kirobeiii 
asefa  KiroMiOfe)  und  fHr  die  (eventuell  selbst  gebotene)  Bean- 
spruchung kirchlicher  Amtshandlungen  (Taufen,  Trauungen,  Be* 
erdigung,  Confirmation,  Beichten,  Abendmahlreichung  u.  s.  w.)  hier 
mit  unter  den  öffentlichen  Gebühren  zu  erwähnen.  Auch  bei  dem 
ttblichen  directen  Bezug  Seitens  der  einzelnen  kirchlichen  Organe 
sind  sie,  wie  in  dem  obigen  Fall  des  Schulgelds,  als  ö£fentlicher 
Kostenbeitrag  nun  Kiiehenwesen  zn  betraehten.  Bei  roller  Selbst- 
stSndigkdit  der  Kirehe  nnd  finansieller  UnabbXngigkeit  derselben 
von  Staat  und  Gemeinde  fallen  jene  Gebtlhren  unter  einen  anderen 
Gesichtspunct.  Sie  werden  zu  frei  geregelten  Einnahmen  des  Ver- 
einswesens. 

m.  —  §b297.  Gebühren  der  volkswirtbschaftlichen 
Verwaltung  i.  0.8.^  d.  h.  in  der  materiellen  Wirthsehaftssphftre. 

Fttr  dieses  geschichtlich  und  gegenwärtig  besonders  wichtige 
Gebiet  des  Gebtihrenwesens  gelten  vornemlich  die  Erörterungen  im 
ersten  Abschnitt  §.  277,  282  ff.,  bes.  283,  284.  In  fiuanzgeschicht- 
licber  Beziehung  ist  der  Uebergaug  der  zn  Grunde  liegenden  Ein- 
ricbtnngen  in  Finansregalien  nnd  demnach  der  Gebühren  in 
Stenern  gerade  bier  vorgekommen.  Die  grossen  Kategorieen  der 
ftlfteren  Finaosr^alien  nnd  die  meisten  einzelnen  der  letzteren  ge- 
hören bierber,  wofür  anf  die  Darlegung  im  1.  Bande  zn  Ter- 
weisen  ist.^°) 

Die  beiden  Hauptfragen  allen  Gebührenwesens  (§.  282),  nemlich 
einmal,  ob  der  Staat  oder  ein  Selbstverwaltungskörper,  insbesondere 
dieGremeindeydiebezUglichenThätigkeiten überhaupt  übernehmen 
und  zweitenSi  im  Bejabnngsfalle^  welches  Finanzprincip 
in  der  Verwaltung  znr  Anwendung  kommen  soll,  sind  bier  besonders 
Wichtig  nnd  strittig.  Die  erste  Frage  specialisirt  sich  dann  noch 
weiter  in  dijs  beiden  ünterfragen,  ob  die  ,)öffentlicbe''  Uebemabme 
ausschliesslich  (insofern  als  ein  „Regal"  des  geltenden 
Rechts)  oder  inConcurrenz  neben  den  Privatwirthschaften  er- 
folgen soll.  Und  in  diesen  beiden  Fällen  ferner:  ob  die  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Einrichtung  alsdann  von  dem  betreffenden 
öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde)  selbst  zn  ftthren  („eigene 
Begie'S  Selbstbetrieb)  oder  einer  Privatwirthsehaft  pacht- 
weise oder  in  einer  anderen  Bechtsform  zn  llbertragen  sei 


Eau-Wagner,  Fin.  I,  §.  101,  109—110,   Wagner,  Fia.  I,  §.  141, 
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(,idelegirter''  Betrieb).^^)  Alle  diese  Fragen  haben  den 
analdgen  auf  dem  Gebkt  der  priTatwirthmhafltiebea  Brwerbnwolg« 
dei  Finaiizwesens  viele  Aehnliebkdl  and  innere  Verwand^haft. 

In  manchen  Fällen,  wenn  da»  Finanzprincip  in  der  Verwaltnog 

strittig  ist  und  das  privatwirtbschaftliche  oder  gewerbliche  principiell 
oder  tbatsächlich  mit  in  Frage  steht,  wie  z.  B.  bei  den  Verkehrs- 
anstalten, kann  die  einzelne  Einrichtung  in  der  Lehre  von  Privat- 
erwerb so  gut  als  in  der  Gebtihrenlehre  ihren  Platz  erhalten.  Im 
Folgenden  wird  an  die  frühere  Seheidong  der  Gegenstände  an* 
geknttpft.«) 

Die  genauere  saobliohe  Erledigung  der  dnzelnen  Euiriehtangen 
des  yolkswirthschaftliclien  Gebübrenwesens  gehört  in  den  8*  nnd 

4.  Band  des  Lehrbuchs  ( Wirtbschaftliche  Verwaltungslehre  ).*^) 
Hier  ist  nur  auf  einige  allgemeine  Seiten  dieser  Ein- 
rieb tungen  aufmerksam  zumachen,  weiche  ftlr  die  finanzielle 
Behandlang  wichtig  sind. 

Sowohl  bei  einzelnen  geflchichtlich  unter  den  Cnlturvölkern 
llberkommenen  ^/öffentlichen''  Anstalten  dieser  Art  (Strassen,' 
Post,  MOnze),  als  anch  bei  ganz  modernen  Zweigen  (Telegraphier 
Eisenbahnen,  —  gewisse  städtische  Anstalten,  Gas-,  Wasserwerke) 
sind  es  recht  eigentlich  Gründe  der  möglic fast  zweckraäs sigen 
Organisation  der  Volkswirthschaft,  welche  diese  Einrich- 
tungen ausschliesslich  oder  nebenbei  dem  Staate,  der  Gemeinde 
übertragen  Hessen.  Einmal  bewährte  sich  das  privatwirtbschaftliche 
System  in  der  Herstdlnng  der  betreffenden  Leistungen  hier  nicht 
oder  fungurte  spontan  gar  nioht;  die  priratwirthschafUicbe  Con- 
cnrrenz  war  mangelhaft,  faetische  Monopole  drohten  oder  selbst 
Rechtsmonopole  waren  nicht  zu  vermeiden  u.  dgl.  m.  Anderseits 
erprobte  sich  gerade  das  durch  den  Staat,  die  Gemeinde  vertretene 
gemein wirthschaftlicbe  System.  Der  erforderliche  grosse  Kapital- 
aufwand war  dadurch  besser  als  durch  Erwerbsgesellschaften  zu 
beschaffen,  die  Gewionchance  Hei  dem  öffentlichen  Körper  zu,  das 
Bisieo  war  mi&ssig.  In  ökonomisch -technischer  Beziehung  aber 

YisL  hierüber  die  auch  f.  d.  allgemeinen  Lehien  vichtifeii  iL  ▼arfhTOlleii 
Erörterungen  von  S  a  x .  Verkehrsmittel  L  62  ü\,  bes.  77  ff. 
»5  Bau -Wagner  I,  §.  93,  94,  Wagner  I,  §.  135. 

^  Bau's  yoILw.8c1i.]>oIitiik  5.  Aufl.  kftnn  gnde  in  diesen  Fancten  wegen  ihier 

abweichenden  Auffassnng  and.BeliaildlQBg  nur  theilweise  als  Ersatz  dienen;  ebenso 
gcnüs:f  die  Rchandl.  in  s.  Finanzwiss,,  soweit  diese  sich  mit  diosen  Fragen  beschcäftigt, 
nicht  mehr.  Gleiches  gilt  ?.  Ii.  ?.  Mohl's  Polizeiwiss.  Vgl.  dagegen  mehr:  L.  v.  Stein's 
Bttidb.  d.  YenrJdae  imd  H.  Böller 's  Deat8oli«B  Yemitradit,  bea  1,  Baoli  2  vaA 
n,  Bocb  4. 
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stand  die  Gemeinwirthschaft  hinter  der  Privatwirthschaft,  zumal 
der  hier  meiat  allein  mögliehen  Acdengesellschaft^  nicht  zurück. 
Oerade  die  moderne  Teehnik  und  die  QroBBbetriebs- 
tendenz  braohten  das  za  Wege  (VeikebrBweBei,  st&dtiBefae  An- 
frtaUen).  Die  wirkliebe  Beibebaltung  alter  oder  die  Uebertragung 
neuer  privatwirthschaftlicher  Zweige  der  Prodnction  auf  deo  Staat 
und  die  Gemeinde  erfolgte  dann  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhält- 
niflse  im  öffentlichen  Interesse.**) 

Dadurch  war  aber  auch  das  Ziel  für  die  finanzielle 
Verwaltung  gesteckt:  das  Stenerprincip  war  im  AUgemein^a 
and  als  Regel  gani,  das  gewerbliobe  grOsstenliieils  ansge- 
seblossen,  jedeoMls  letateres  nur  soweit,  als  noeb  ein  grosses 
Kapital  der  Einriebtnng  zu  verzinsen  und  za  amortisiren  war,  und 
daher  doch  meist  nur  etwas  raodificirt,  zugelassen,  wie  bis 
jetzt  bei  den.  Eisenbahnen.^^)  Im  Uebrigen  musste  das  Ge- 
btthrenprincip  leitende  Richtschnur  sein:  denn  nur  da- 
bei war  das  öffentliche  Interesse  za  beiriedigen  and  in  der 
Mögliebkeit  der  Wahl  dieses  Verivaltangsprincips  lag  einer 
der  treibendsten  Gründe,  die  fiinriebtang  fiberliaapt  an  einer  ffiSealb- 
lidien^  zn  maeben. 

In  Bezag  aaf  die  Normirung  nnd  Höbe  der  Gebühren 
stellte  das  öffentliche  Interesse  weitere,  nach  den  einzelnen  Gattungen 
der  Anstalten  verschiedene  Anforderungen.  Selbst  der  Uebergang 
znm  Princip  der  reinen  Aasgabe  war  öfters  ins  Aage  zu  fassen. 
Ob  und  wie  weit,  kann  wieder  in  der  Mnanzwissenschaft  nicht 
entsebieden  werden.  Jeden£slls  um»  aber:  diese  nnd  mit  ihr 
die  ratiknidle  Einanzprazis  für  das  ganze  groseie  Gebiet  der  volks- 
wirtbsebafäiehen  Gebttbren  beaebtra,  dass  die  Verwahnng  naeb 
dem  Gebührenprincip  hier  durch  den  inneren  Grund  der 
öffentlichen  Uebernahme  der  bezüglichen  Einrichtungen  fest- 
gestellt ist  and  Abweichangen  von  diesem  Princip  deswegen 


^  Fttr  alle  diese  Ptmcle  md  für  die  hier  r^rtretene  Grondanscliaiiiiiig  Uber  die 

richtige  OrganisatiOD  der  Yolksurirthsch.  muss  ich  mich  auf  meine  „Grundlegung^* 
beziehen,  bes.  Kap.  l\  u.  4.  Eine  massgebende  Bedeutung  «gewinnt  die  Umgestal- 
tung der  Technik  u.  die  Ausbildung  von  Indiridual-  zu  Gemein bedürfnissen  auch 
in  dei  niftterieU-wirtliaGbafilielien  Sphiie.  be&  Kap.  3,  Abacko.  6  ind.  6nmd* 
Icigong,  anch  §.  158  eb. 

Ttau-Wa-rner,  Fin.  I,  §.  227,  Wagner,  Fin.  I,  §.  242,  Sax,  Verkehrsmittel 
I.  S.  84  (Note),  wcicber  die  Einnahme  aus  den  von  ihm  sogen.  ,,öücntlichen  Unter- 
nehinungen  '  weder  als  rein  privatwiithächaiiUche ,  noch  ali  Gebuhreucinnahmeu  be- 
tntchlet,  Müdem  sie  in  die  Mitte  zwischen  beiden  steUt:  zwar  fonndl  ein  Ideinet 
Meaeliiad  ?.  meiner  fkehoMiliuiiri  sachtioli  kann* 
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mehr  nach  unten  zn  (reine  Ausgabe)  als  nach  oben  zu 
(gewerbliches  oder  Öteuerprincip)  statthaft  erscheinen. 

§.  298.  System  der  yolkswirthschaftlichen  Ge- 
bflhreB.  Unter  AnssehkaB  der  bereite  im  1.  Bunde  beim  Frirat- 
erwerb  bebandelten  nnd  erentoell  aueb  mit  unter  die  Oebflbrenawieige 
an  stellenden  Einrichtnngen  (daher  besondem  der  Eisenbabnen) 
ISast  sich  für  die  Cnlturvölker  unserer  Geschichtsepoche  etwa 
folgende  Uebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  Yolkswirthschaftlichen 
Gebuhrenanstalten  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  der  Gemeinde,  geben.  In  diese  Uebersicht  sind  aneb 
einige  oben  schon  bei  den  Bechto^  nnd  Verwaltungsgebühren  ge- 
nannte Zweige  mit  aufgenommen  ^  weil  dieselben  naeb  ibren 
ökonomiseben  Wirkungen  sugleieb  in  die  aweite  Gebfibrendasse 
geboren  (§.  290).  VoUsttndigkeit  im  Detail  wOrde  bier  zu  well 
führen  und  ist  auch  für  die  Zwecke  der  Finanzwissenschaft  nicht 
geboten.  Nur  bei  einigen  Zweigen  können  hier  wegen  deren 
grösserer  finanzieller  Bedeutung  weitere  Erörterungen  principieller 
Art  eingefügt  werden.  Im  Uebrigen  ist  anch  für  die  Frage  der 
Normirungder  Gebühren  ebenso  wie  för  diejenige  der  Uebemabme 
durch  den  Offentliehen  Körper  auf  die  Wirtbschafiiiebe  VwwaltUBga- 
lebie  zu  Terweiseo. 

Die  TC^kswirtbschaftlicben  Ctebtthren  tbeilen  sieb  in  zwei 
Hauptclassen,  die  erste  wieder  in  zwei  grössere  Unte r- 
c lassen*,  nemlich: 

A)  Gebtih  ren  für  die  private  Benutzung  DÖtfentlicher^' 
Einrichtungen  und  Anstalten, 

1)  soleberi weldie  aussebliesslicb  (alSi^fiegal^^  desgeitenden 
Beebte)  dem  j^^ate,  einem  SelbstrerwaltungskOiper  oder  einer  ron 
diesen  delegirten  Priyatwirthsobaft  zusteben; 

2)  solcher,  welche  neben  den  gleichen  Einrichtungen  nnd  An- 
stalten  des  privatwirthschaftlichen  Systems  existiren,  vielleicht 
thatsächlich  das  Gebiet  beherrschend  (§.  299  —  314). 

6)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  eines 
.  Selbstverwaltungskörpers  in  den  wirthschaftlicben  Angdegenheiten 
von  Privaten,  besonders  in  den  Verhältnissen  ibres  privatwirtb^ 
scbafUieben  Produetionsbelriebs  (§.  315  u.  816). 

Die  erste  Kategorie  dieser  Gebühren  kann  nach  dem  grossen 
Gebiete,  auf  welchem  sie  vornemlich  vorkommt,  als  Gebühren  des 
Verkehrswesens  (i.  w.  S.),  die  zweite  als  Gebühren  der  sogen. 
Volkswirthschafts-Pfiege  bezeichnet  werden.  Doch  passt  der 
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erste  Name  genau  nur  für  das  Gros  dieser  Gebühren  und  wird 
hier  nur  danach  (a  potiori)  und  mit  KUcksicht  aui  die  Kürze 
des  Ausdrucks  gewählt.  Das  Gebiet  der  bezüglichen  Einrichtungen 
evwdteit  sieh'  m  teebniselien  und  soeialpolitisehea  Gfünden  gerade 
neaerdings  kamer  mehr,  besonders  in  der  Gemeinde  (§.  814).  Der 
zweite  N«me  ist  im  AnseUnss  an  die  gebrSnehliche,  llbrigens  anch 
nicht  durchaus  correcte  Terminologie  gewählt  worden  (§.  315). 

§.  299.    A.  Gebuhren  des  Verkehrswesens. 

Zu  den  hierhergehörigen  ausschliesslich  vor  behaltenen 
Einiichtungeu  und  Anstalten  (Regalien  des  Rechts)  zählten  nach 
dem  geltenden  Reeht  der  frfih^en  Zeit  nnserer  Culturvölker  alle 
ftlteren  Finansregalien,  soweit  diese  naeh  dem  Gebfthren- 
prfndpy  nicht  wie  frefliefa  meistens,  naeh  dem  Besteaenmgsprindp 
verwaltet  wnrdHi.  In  -der  Gegenwart  giebt  es  eine  Reihe  von 
Einrichtungen,  welche  sich  der  Staat  aus  ökonomisch-tech- 
nischen Gründen  im  öffentlichen  Interesse  ausschliess- 
lich vorbehalten  hat  und  welche  er  gewöhnlich  auch  selbst 
yanvaltet, —  also  Verbindung  von  ^lötientlichem^^  Eigen- 
thnmmit  ,,öffentliehem*'  Selbstbetrieb.  In  der  Gemeinde 
und  bei  den  anderen  SelbstverwaltangdcOfpem  ist'  ein  Beehts- 
prindp  aBssehliessliehen  Vorbehalts  gewisser  wirdusehaftliolier 
Binriehlttngen  f»fs  jetst  nnr  ansnahmsweise  dnrehgedrongen,  aber 
die  thatsächliche  Entwicklung  führt  auf  einzelnen  Gebieten 
zur  f actisch  ganz  oder  fast  ganz  ansschliesslichen  Communal- 
thätigkeit.^«) 

Im  Einzelnen  ist  zu  nennen: 

1.  Das  Mflnaweaen.^^) 

►  •      ■  I    «■!       I  ■  ^  Ii        ■  » >     II  . 

Der  leitende  Gesichtspimct  ftlr  die  folgende  Darstellnng  ist,  dieselbe  so  viel 
als  möglich  auf  die  rein  finanzielle  Seite  der  besprochenen  GebUhrenzweige  zu 
beschiankeu,  während  alles  Andre  auf  dca  3.  u.  4.  B.  verschoben  wird.  Bei  dem 
engen  ^otmmmhBiag  aller  Seiten  der  Seche  IftMt  sioli  dies  fMlidk.  niekt  ebsolnt 
genan  dnrcbfuhren.  Auch  aus  der  Specialliteratur  n.  Gosetzgebnn-g,  vieans 
der  Geschichte  werden  hier  jetzt  nur  einzelne  Angaben  gemacht. 

Vgl.  £au,  hin.  L  (5.  A.),  ö.  Hauptüiuok  der  ^^EiokUnfte  aas  Holieitsreciitea'\ 
d.  MQBzregal,  §.  196—200,  wo  gldcIiMs  nnr  nntenncbt  wird,  „in  wiefern  das  Monz- 
wesen  als  eine  Quelle  von  Staatseinkünften  benutzt  werden  könne".  Dann  Kau,  Volks- 
wirthschaftspolit.  5.  A.  I,  282—246  (Liter,  bis  Anf.  d.  UOcr  Jahre  daselbst  §.  232 
üotß  b);  Uber  Schiagschatz  daselbst,  §.  241.  —  Stein,  Fin.  3.  A.  S.  2ö7  Ii'.,  Uandb. 
d.  Yerw.!.  2.  A.  S.  4S7  C  KBötler,  Yeiwjedit  II,  325  ff.  Pfeiffex,  StaateeinB. 
I,  223  „Manzmonopor'.  -  Meip  Art.  MtUuswesen  in  Blnntushli's  Staatsw.b.  YIL  — 
Manche  Daten  über  Prägekosten  u.  s.  w.  in  Sötbeer's  zahlreichen  edelmetali- 
etatist  Arbeiten,  z.  B.  in  d.  Beitr.  a.  Mater,  z.  Geld-  u.  Bankfragen,  Hamb.  1855,  in 
d.  Kllni-,  Haaes-  n.  Gewichtabflchern  r.  Noback,  Nelkenbrecher.  Bes.  interees. 
Material  über  die  Kotten  einer  grossen  Munzreform  sowie  Uber  die  Gew i  nn  e  dabei 
in  d.  amtL  Berichten  Uber  die  deutsche  Monzrefonn  in  d.  Belagen  z.  d.  Beichs- 
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Bb  besteht  seit  Altere  und  auch  jetzt  uoch  mit  Recht  regel- 
mässig in  allen  Culturstaaten  als  Staatsanstalt  und  zwar  als 
Kegal  (Münzregal).  Der  Staat  hat  danach  ausschliesslich 
cUu»  Beoht|  Mttnzen  zu  prägen.  Die  frUher  vielfach  vofgekommone 
und  zu  grossen  Missbräuchen  führende  Verleihung  der  Ans- 
ttbung  dieses  Kegals  «n  Dritte  ist  jetot  aMgemein  abgeeteUt  Ge- 
wObnlioh  hat  der  Staat  aaeh  den  Fabrikati onsproeaas  der 
Mflnzen  aiussohliessUeh  in  die  Hand  genommeii.^) 

Die  EiDiialimc  aus  dem  Mttnzwesen  oder  aus  dem  sogen. 
Schlagschatz,  d.  h.  „dem  Unterschied,  um  welchen  das  in 
einer  gewissen  Münzmenge  enthaltene  Metall  wohlfeiler  erlangt 
wird^^  (£aa),  ist  bei  den  jetzt  allgemein  befolgten  und  in  deo 
Mttnagesetzen  (Mflnzordnungen)  festgestellten  rationellen  Grundsätsen 
der  Mttnapolitak  eine  sehr  besehiänktSi  auf  deren  Hohe  der  Staat 
nur  in  geringem  Maasse  selbat  einanwirken  vennag.  £s  folgt  dies 
ans  drei  leitenden  Grnndsätsen  der  Mfinzpolitik: 

Erstens,  dass  der  Staat  möglichst  vollwichtige  Münzen 
pi^gt,  insbesondere  die  u  n  b  e  d  i  n  g  t  als  Währung  oder  gesetzliches 
Zahlmittel  geltenden  Münzen  vollwichtig  prägt/^)  soweit  dies  irgend 
technisch  möglich  ist,  also  abgesehen  von  dem  sogen.  Remediam 
oder  der  gesetalieh  yorbehalteneo  Fehleigienzei  welelie  aber  nur 
das  Frodaot  des  Zufalls  sein^  d.  h.  nieht  absiehtUoh  an 
Gunsten  des  Staats  herbeigeführt  werden  darf,  aioh  daher  in  der 
Masse  der  Fälle  (wegen  der  kleinen  Abweichungen  nach  oben 
und  unten)  einigermaasseu  ausgleicht  j^^) 

tagsvcrliaiidl.  Nalieres  über  ims».  Mimzrefürm  muü*  aui"  d.  Abscluiitt  v.  Alun/wcseu 
im  3.  Bande  Tenchobeii  ▼eiden.  Die  deutschen  Hsnptiresetze  der  neaeron 
Zeit  sind:  Wiener  Münzvertr.  vom  24.  Jan.  1857,  danach  preuss.  Milnzgea.  v. 
4.  Mai  1857;  Reichagesetze  v.  4.  Dec.  lS7t  u.  9.  Juli  lM73.  Dazu  Commentar  u.  s.  w. 
V.  Sütbccr,  £rL  lb74/76;  u.  d.  T.  „Deatsoliu  MUuzveri'asä."  (aus  ^d.  Gcäetzgeb.  d. 
D.  Beiclis**,  htmoageg.  v,  Bezeld). 

Das  Gegentheil  verbot  der  Wiener  Münzrertr.  der  deutschen  Staaten.  Sep. 
Art.  lY  N.  1.   In  Frankreich  anden.   S.  Kau,  Fin.  I,  §.  202,  bet.  Kote  d. 

**)  Daher  voUvrichtii^c  Mtlnzstilclic  möglichst  weit  herab,  sogen.  Scheidemünze 
möglichst  venig  weit  hinauf:  ein  Grundsatz  bei  allen  Metall  Währungen,  uui  venchieden 
bei  den  einzelnen  WtiirnDgen  derchgefohrt.  Nach  dem  Wiener  lifQnzrertr.  kleinstes 
TOllwicbtiges  Silberstück  („Courant")  Ve  Thlr.  u.  V*  FJ.  öst.,  ^Tösstes  Silberscheide- 
mttnzstück  gleich  ^/,.  des  kleinsten  Courantstücks,  Vis  Thlr.  n.  ^  j„  VI  öst.  Nach  der 
neuen  deutschen  MÜnzgcsetzgeb.  noch  goldene  5  M.-Stücke,  aber  auch  silberne  5  M.- 
Stücke als  Scheidemünze  tzn  hoch!),  Silberscheidemünze  bis  henb  auf  Vs  ^*  OiflaileB 
IKekelstQck  10,  grOsstes  Kupferstück  2  Pf.  So  wild  die  Summe  der  mit  Oewinn 
geprägten  Scheidemünze  im  Ganzen  relativ  gering. 

Beispiele,  Wien.  Münzvertr.  Art.  10  Reined.  im  Feingehalt  höchstens 
3  Tausendstel,  im  Gewicht  bei  Thlr.  4,  Doppelthlrn.  3®"/^.  Nach  den  deutschen 
Mttozgesetzen  t.  1871 «.  187S  bei  den  GdMmfltiWBi  Bemedfiim  bOcbstens  2Vi*^yoM  (bei 
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Zweitens:  dass  die  anterhaltige  sogen.  Sc  hei  demflnze, 
welclie  gesetelieh  zn  einem  geringeren  als  dem  Htlnzfttss  ent- 
sprechenden Feingehdt  geprägt  wird,  daher  dem  Staate  emen  Ge- 
winn im  Betrage  dieser  IHfferenz  giebt,  nnr  in  f  estbegreuzter 
massiger,  d.  h.  dem  Verkehrsbedürt'niss  möglichst  genau  ent- 
sprechender Menge  ausgegeben  wird und  dass  die  ünterwerthig- 
keit  der  Scheidemtinze  einen  massigen  Betrag  nicht  übersteigen 
darf,  wobei  ausserdem  die  grösseren  Prägekosten  der  Scheidemünze 
den  erlaubten  Gewinn  noch  einaehrllnken;'') 

Drittens:  dass  die  Prägung  für  Beehnung  Privater 
Im  Interesse  der  Yolkswirdisehaft  und  des  GeldumUufs  erfolgt, 
aber,  wenn  sie  stattfinden  soll,  nur  sehr  massige  Mtinzge- 
b  ü  h  r  e  n  erträgt,  und  um  sie  zu  begünstigen  selbst  noch  geringerer 
Gebühren,  als  sich  rechtfertigen  und  durchführen  Hessen,  zu  Theil 
wird,  ja  mitunter  ganz  oder  so  gut  wie  ganz  unentgeltlich  ge- 
schieht.^^) Der  Betrag  der  wirklichen  Prägekosten  wird  daher 
durch  die  Mlinzgebtthren  wenig  oder  gar  nicht  fiberschritten. 

5  M.-Stücken  4  ^^/oy";  im  Gewicht,  2  ^'^|^^  in  Feingehalt,  bei  d.  Sübennünzen  im  Fein- 
gehalt höchstens  3,  in»  Gewicht  (excl.  d.  20  Pf.-Stucke)  bis  10**7oo-  Auch  bei  den 
Silbermiinzen  rnuss  in  d.  Ma&äe  >iomalgew.  u.  Ivormalgehait  innegehalten  werden  iGes. 
T.  1878,  |.  1). 

Wien.  MttnzFertr.  S^.*Alt  bestimmt  f.  d.  Länder  der  Thir.-  u.  d.  öst.  Fl.- 
Währ.  an  Scheidemünze  höchstens  ^/^  Thlr.  od.  Fl.  p.  Kopf  z.  Prägung.  Deutsches 
Munzgesetz  von  1873  Art.  4  und  5  im  Maximum  an  tSiiberscheidemUnze  uebdn  der 
OoIdmiuUEe  10  M.  p.  Kopf  der  BeichsberOlkeniiiir  (Auf.  1878  mit  424  mH  M.  hat 
eneicht,  aber  zu  viel  5  M.-StUcke  dabei,  neml.  71.7  M.  M.),  27^  M.  dsgl.  an  Nickel- 
nnd  Kupfermünze,  was  zu  viel  veranschlagt  gewesen  zu  sein  scheint.  Denn  nachdem 
bis  1877  f.  35.16  M.  Kickei-  u.  f.  9.60  M.  Kupfermünze  geprägt  gewesen,  zus.  für 
44.66  M.  M.  oder  wenig  ttbev  1  IC.  p.  Kopf,  sind  diese  Prägungen  Torltafig  ein- 
gestellt, da  man  den  Bedarf  für  gedeckt  hält.  In  den  Ländern  des  latcin.  Münz- 
vertrags V.  1865  p.  Kopf  0  Fr.  Silberscheidemünze  (2  Fr.  bis  7$  —  die  silbernen 
5  lY.-StUcke  noch  vollwichtig).  Da  diese  Scheidemünze  nur  in  begrenztem  Betrage 
geietzL  ZaUodttel  (d.  L  „Wihrong^^)  ist,  (in  England  bis  40  Sh.«  Frankreteh  n.  s.  w. 
bis  50  Fr.,  DantMhl.  bis  20  M.,  Kupfer  u.  Nickel  bis  1  M.)  u.  da  der  Staat  sie  anf 
Verlangen  gegen  vollwichtiges  Geld  einlösen  muss  (Wiener  Münzvertr.  Art.  15  sub  c, 
Deutsches  Ues.  v.  1873  Art.  9,  lateiu.  MUnzvertr.  Art.  Ö),  so  sind  weitere  Gautelen 
gegen  ZvrieUnsgabe,  damit  aber  anch  vdtere  Schiaidten  des  Gewinns  ans  der  Prägung 
der  Scheidemünze  gegeben. 

Der  Wiener  Münzvertr.  erlaubte  bei  Silberscheidemünze  höchstens  eine  Er- 
leichterung des  Münzfttsses  um  15 7o  ^*  ^^Vs  ^^^^^  Thlr.),  bei  Kupfer 
die  Prägung  zu  112  TUr.  p.^ Gentner  (WerÜi  c  40  Thlr.);  das  denlsolie  Gesetz  ron 
1873  bestimmt  eine  Ausprägung  der  Silbermünze  (auf  Grund  des  WerA Verhältnisses 
ron  Gold  zu  Silber  vie  1 ;  16.5  reiglichen)  stott  zu  bloss  90  M.  in  100  HL  p.  Pfand 
f.  S.  (§.  ll 

")  Die  Flage,  ob  MltB^ebtÜiren  eiboben  weiden  sollen,  ist  erst  in  d.  Yolksw.- 

sch.poUtik  zu  erledigen.  Im  Deutschen  Mtlnzgesetz  v.  1871  war  eine  Prllgong  «of 
Beehnung  Privater  nicht  vorgesehen,  in  d.  v.  1S73  Art.  12  ist  dagegen  Privatpersonen 
das  Recht  ertheilt,  auf  den  Münzstätten,  welche  sich  zur  Prägung  auf  Eeichsrechnung 
bereit  eiklirt,  20  K.'^tacke  f.  ihre  Rechnung  sich  prägen  za  h&ssen,  soweit  diese 
MoiizstiUten  nicht  fOr  das  Boich  besch&ftigt  sind,  —  gegen  eine  vom  Beiohe  festza» 
A.  Wsga«r,  FfanBiwiMeaaehalL  II.  5 
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Während  diese  Verhäitnigge  schon  die  Rofaeinnahmeder  Münz- 
yerwaltimg  sehr  hesohiftiikeiiy  wird  der  Bei&ertrag  noch,  durch 
andere  Unutfibide  herabgedrttokt  In  techniieherHiiMieht  mittuen 
die  Mllnsen  immer  besser,  sorgfältiger  und  mit  geringst  möglichem 
Remedinm  geprägt  werden.  Auch  Ersteres  ist  ohne  Kostensteigemng 
meist  nicht  zu  erreichen.  In  Consequenz  richtiger  mUnzpolitischer 
Grundsätze  muss  ferner  die  Münze  nicht  nur  möglichst  richtig  aus- 
gegeben^ sondern  auch  so  im  Umlauf  erhalten  werden.  Daher 
hat  der  Staat  bezügliche  Controlen  anszattben  nnd,  mit  Recht  ge- 
wöhnlich anf  seine  Bechnimgy  die  Uber  ein  geringes  Maass  hinaus 
abgenntsten  Mttnzen  wieder  einznsiehen,  was  natttrlieh 
neue  Kosten  macht.^)  Auf  die  Daner  kann  so  der  Reinertrag  trota 

stellende  Gebühr  v.  höchstens  7  M.  p.  Pf.  f.  G.  f  fast  ' /j  % !  Zu  hoch  I).  Die  Differenz 
zwischen  dieser  Gebühr  u.  der  Vergütung,  welche  die  Münzanstalt  f.  d.  Ausprägung 
in  Ansprach  nimmt,  fliegst  in  d.  Beichscasse.  Darüber  eine  Verordnung  des  Reich»- 
kanzlen  r.  8.  Juni  1875,  wonach  für  2  Proben  3  M.  zu  zahlen  sind.  Da  nun  das 
Bankgesetz  v.  1875  Art  14  die  Reichsbank  verpflichtet,  für  Barrengold  1392  M.  in 
Noten  zu  geben,  so  ist  thatsächlich  die  Diflerenz  dieser  Zahl  von  1395,  oder  von  der 
Zahl,  welcliti  nach  dem  Münzgesetz  aus  1  Pf.  f.  G.  zu  prägen  ist,  der  Prägekostea- 
betrag  für  Private:  also  3  M.  p.  Pf.  f.  6.  oder  c.  2.16^/^  Ffir  die  Frage,  ob  m 
Privaten  überhaupt  Prägekosten  zu  erheben  (jetzt  bei  nns  thatsächlich  vomemlich  von 
der  Keichsbank).  ist  auch  mit  zu  beachten,  ob  der  Stallt  oder  die  Privaten  den  Verlust 
an  den  abgenutzten  Münzen  tragen.  In  Deutschland  thut  dies  daä  Keich.  Vgl.  f.  dien 
AU«  Sotbeer,  Dentoche  Mttnzverfius.  S.  89  ff.,  432  ff.  ~  Das  Beich  veigatet  aadi 
einem  die  früheren  Bestimmungen  etwas  abändernden  Beschluss  des  Bundesraths  vom 
22.  Mai  1875  den  prägenden  Münzstätten  der  Einzelstaaten  fiir  1  Pf.  G.  in  20  M.- 
Stücken 2.75  M.  (früiier  4),  in  10  M.-Stücken  4.75  M.  (früher  6),  in  5  M.-Stücken 
6.75  M.;  dann  für  Silber  Tom  Nennwerth  in  6  M.-8tacken  »/«Vo«  ^  2  M.-6t.  IV9  Vo* 
in  1  M.-St.  1  in  ^;  M.-St.  2\U"/,„  in  V5  M.-St.  4"/„.  Für  Nickel  in  10  Pf.-St. 
3%,  in  5  Pf.-St.  6  7o  v.  Nennwerth,  f.  Kupfer  in  2  Pf.-St.  1.')  u.  in  1  Pf.-St.  30 7^. 
DsgL  Sötbcer,  eb.  S.  431.  —  In  Grossbritannien  besteht  nominell  keine  Präge- 
geMkhr  f.  Private,  aber  diese  tragen  den  kleinen  Zinsreiliitt  wihremi  der  Prägung. 
Fac tisch  stellt  sich  auch  hier  der  Prägesatz  für  sie  auf  die  Differenz  zwischen 
„Münzpreis*'  und  „Bankpreis" :  die  Bank  von  England  muss  f.  die  Unze  Standard  Gold 
CVia  ^^^)  ^  "^^^  ^  ^-      Noten  (also  in  Mtlnze)  geben,  w&hrend  die  Mttn£~ 

•nsialt  daraus  3  Pf.  17  Sh.  IOV2  P.  prägt  In  Ff  »n kr« ich  ist  die  MOnzgebohr  flkr 
Gold  f.  Private  6  Fr.  70  c.  p.  Kil.gr.  7,«  f.  Goldes,  woraus  3100  Fr.  geprägt  werden, 
also  c.  2.16 »%o:  für  Süber  */^%  Gegen  die  unentgeltliche  Prägmg  ftti  Private 
war  £aa,  Fin.  I,  §.  197. 

Wiener  Mitnzvertr.  Art  13,  20,  15  (£  aUe  Sorten  Httnze).  Boohsges.  v.  1871 
§.9:  f.  Goldmünzen,  nnter  Feststellung  eines  Maximalverlusts:  d.  b.  wenn  die  MtLnzen 
mehr  als  5*7oo  gesetzl.  Normalgewicht  verloren  haben,  sind  sie  auf  Reichs - 
recbnung  einzuziehen.  Diese  Abnatzangs?erlu8te  dem  zufälligen  letzten  Besitzer 
der  ICDsse  zostnr&heen,  bei  dem  sie  als  unter  das  sogen.  Pnssirgewlcht  (znliss.  Mar.- 
Verlust)  gesunken  bei  der  Graitiiole  vorgefunden  werden,  wie  in  Grossbritannien,  w- 
scheint  unbillig.  Da  die  neuere  rationelle  Münzgesetzgebung  ausdrücklich  eine  Herab- 
setzung des  Nennwerths  behufs  der  Einziehung,  daher  bes.  bei  Scheidemünze,  ?erbietdt 
(Art  18,  15  d.  Wien.  Münzveitr.),  so  ist  aiuä  der  früher  oft  bedeotende  Ctewlnn  ans 
solchen  und  ähnlichen  Operationen  (Yerrufong,  Devalvation),  ausgeschlossen,  üeber 
solche  Massregeln  und  über  geheime  Münzverschlechtcrungen ,  mit  Beisp.  ans  d. 
französ.  u.  deutschen  Münzgeschichte  £au,  Fin.  1,  199,  200.  Doch  bedarf  das 
kaum  nelir  einer  Widerlegung.  Im  Uebrigen  gehört  die  Sadie  mehr  .in  die  TeDn* 
irlriüischafltBpoUtä. 
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des  Gewinns  an  der  Prägung  der  SeheidemflnEe  fast  remehwinden, 
ja  selbst  ein  Deficit  eintreten:  d.  h.  das  Mflnzwesen  wird  ans  einer 
iiinnahmeqnelle  eine  einer  wichtigen  Staatsaufgabe  dienende,  den 
Staat  finanziell  belastende  Einrichtung.  DasPrincip  der 
reinen  Ausgabe  kommt  zur  Geltung :  ein^  Entwicklung,  zu 
welcher  das  Mttnzwesen  der  modernen  Staaten  hinneigt.*^) 


^)  Ygl.  Ran,  Fin.  I*  §.  201,  Note  c,  wo  ältere  Statist  Daten  ans  den  50er  Jaltrai; 
meist  schon  Mehrausgabe  oder  nur  kleiner  Gewinn.  Je  nach  dem  ümfang  der  neaen 
Prägungen,  der  YertheiiaDg  derselben  auf  vollwichtige  und  Scheidemünze,  den  Ope- 
ndoiieii  der  iSbiziehnng  alter  MOnzeii  u.-  a.  v.  achviiiiken  die  Roh-  und  BeÜMVtrlge 
und  etwaigen  Deficite  der  Miinzveiwittiuig  jlhllidi«  ii  neuerer  Zeit  oft  recht  bedeutend. 
Ein  Unterschied  besteht  auch  «wischen  Ländern  der  Gold-  und  der  Silber- 
währung. In  letzteren  giebt  es  nur  kleine  Beträge  Scheidemilnze;  in  ersteren,  weil  die 
stauBtl.  TheilmQiien  fuiter  der  Qoldmanie  «na  Silber  n.  e.  w,  miiiderlialtig  geprägt 
werden«  ist  ein  beträchtlicher  Theil  des  Geldumläufe  Scheidemünze,  also  mit  Gewinn 
ZXL  prägen.  Dies  ist  auch  finanziell  wichtig  für  die  seit  1872  in  Durchführung  be- 
griffene, noch  unroUendete  deutsche  Münzreform.  Die  424  MüL  M.  neuer  dentscher 
SÜbenilUue  «ntiMlIen  nach  dem  jetzigen  Scheidenflnsfiias  nur  4.24  MUL  Pfand  Silber, 
während  sie  nach  dem  fhlheren  Münzfnss  4.71  Mill.  Pfund,  also  470,000  Pfund  f.  8. 
mehr  erforderten.  Letzterer  Betrag  ist  also  (abzuglich  der  Prägekosten)  bei  der  üm- 
prägung  der  alten  in  die  neue  Silbermünze  gewonnen,  oder,  das  P£  jetzt  zu  80  M. 
Gold  feradnuft,  ein  -Betng  von  S7.6  IKOl.  M.  Gkild,  um  welchen  Bich  me  Verluste  aus 
der  Abnatning  des  alten ,  nach  seinem  Nennwardi  eingezogenen  Gelds  und  aus  den 
Verkauf  des  gegen  Gold  stark  gesunkenen  Silbers  vermindern.  Freilich  kein  definitiver 
Gewinn,  weil  die  minderwerthige  Silbermünze  eventueil  nach  dem  Nennwerth  wieder 
caniwrialiett  ist 

Eine  rollatändigere  Uebersicht  n.  Beortbeilung  der  Gewinne  u.  Kosten  der 
deutschen  Münzreform  bleibt  auch  ans  dem  Grunde  passender  für  den  .S.Band 
des  Lehrbuchs  (Verkehrswesen)  vorbehalten,  weil  bis  zu  dessen  Erscheinen  auch  die 
MOnneform  ziemlich  abgeschlossen  sein  wird.  Die  Daten  f.  eine  solche  Berechnung 
enthalten  die  nmtlichen  „Denkschriften  über  d.  Aasfbhrong  der  Münzgesetzgebung** 
.in  d.  Beichstagsacten  (jetzt  N.  B  in  d.  Actenstucken  f.  1878,  N.  15,  S.  304  ff.).  Die 
früheren  auch  in  Hirth's  Annalen.  Die  Goldbeschafiung  ist  in  d.  ersten  Jahren  bei 
günstigen  Weohselcarsen  —  unter  dem  Einflnss  der  französ.  Gontribution  —  wohl- 
feiler gewesen.  In  neuerer  Zeit  hat  die  immer  rascher  vor  sich  gehende  Einadrani^ 
der  alten  Silbermttnze  wegen  deren  Abnutzung,  dann  der  Verkauf  des  Silbers  wegen 
des  bes.  seit  1874  erfolg^ten  starken  Sinkens  des  Silbers  gegen  Gold  bedeatende  Kosten 
gemacht,  die  indessen  bisher  durch  die  and^weiten  Gewinne,  bes.  aus  der  Prägung 
der  SilbtF-  nod  aonstigen  Seheidenttnxe  noch  mehr  als  vett  gemacht  sind.  FÖr  den 
Best  der  Operation  stehen  noch  grössere  Ausgaben  bevor,  wenn  das  Silber  nicht  im 
J.  1878  wieder  gegen  Gold  stärker  steigen  und  der  Betrag  der  verloren  gegangenen, 
daher  nicht  mehr  mit  Verlust  einzuziehenden  Vi  ^  V«  Thk. -Stucke  nicht  doch  noch 
giOMor  sein  sollte,  ab  jetzt  angenommen  wild.  Beides  troti' W  ameiic.  ,vEttlbeibitt** 
tißkt  sehr  wahrscheinlicli. 

Nach  der  6.  Denkschrift  stellt  sich  vorläufig  folgendes  Ergebniss  der  Neu- 
prägungen für  die  ganze  Periode  der  Mttnzreform  (Dec.  1871)  bis  31.  März  1877 


^  MilL  IL)  : 


OoldmtlBzen 


WerthbetiBg  Aasehaffungs 
(Nennwevth)  iref& 


1304.192  12M.015 

408.829  S69.005 
85.160  15.277 


Demnach 
Bratto- 
mUnzgewinn« 


Silbermünzen  . 

Nickelmünzen  . 
Kupfermünzen  . 


9.596  5.490 


8.107 

89.825 
19.883 
4.105 


Summa 


1717.707  1645.787 


71.920 
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Die  beim  MüDswesen  vorkammeiiden  Einnahmen  sind  in  linans- 
wisBenschafUieher  Hinsieht  versehiedenen  Charaotera: 

a)  bei  der  Prägung  auf  Staatsrechnung  ist  der  Gewinn 
wesentlich  eine  privatwirthschaftliche  Einnahme,  so 

a)  wenn  der  Staat  das  rohe  Metall  (oder  die  fremden  Münzen) 
aui'  dem  Markt  oder  durch  Lieienmgsverträge  mit  Berg-  und  Htttten* 
werken,  Edelmetallhändlern  etwas  billiger  kauft,  als  er  es  nach 
dem  Mttnziiiss  der  TollwiehtigenMflnzen  prilgt  nnd  ansgiebt;**) 


B«i  den  GoldmOmoi  «zcL  Piigang  auf  PliTatndiniiDg.    Jka  Bratlogvviitii  ist 

liier  mit  dem  Nennwertb  berechoet,  deckt  sich  also  nur  bei  Gold  mit  dem  Metall- 
werth.  Bei  Silber  ist  er  in  (iold  umgerechnet  um  tlber  20  */o  kleiner,  weil  Silber 
c.  107o  leichter  geprägt  wird  u.  gegen  Gold  jetzt  10**;,  u.  mehr  beim  Vorkaut  (gegen 
die  Norm  m  1 : 16.5)  Teriiert  Noch  giMser  M  naMoliGli  die  BiffimDi  bei  mäd 
und  Kupfer.  Von  dem  Gewinn  gehen  dann  die  FMgelNMteii  ab,  welöhe  das  Beicb 
den  Münzstätten  der  Einzelstaatcn  vergütet. 

Die  Einziehungen,  Alf inir ungen  und  Einsebmelzungen  u.  s.  w.  der 
Üktetm  Laades Silbe rmttnzeii  lieferten  bis  Ende  1877  folgendes  EigebnisB:  zu  Yec- 
arbeitung  verwandt  543.636  Mill.  M.  oder  zu  90  M.  p.  Pfand  f.  S.  gerechnet  6.043  MilL 
Pf.  f.  S.,  mit  einem  Schmelzergebniss  von  bloss  5.*<24  Mill.  Pf.  f.  S.  Daher  Verlust 
an  f.  S.  218,486  Pfund  6.55  Mill.  Thlr.  Silbergeld  des  früheren  Fusses).  Da- 
gegen wmde  eine  Tergutung  für  das  in  den  alteren  Silbemnttnzen  eBthaHene,.  jelzt  bei 
der  Affinirung  gewonnene  Gold  im  Betr.  7on  1,674/238  M.  erzielt,  etai  Gewinn,  der 
sich  nach  Abzug  von  Affmir-  u.  Schmelzkosten  auf  1,215,165  M.  reducirte. 

Die  BechüUDg  der  Kuichsmuiizverwalt.  t  die  Zeit  t.  1.  Jan.  1876 — 31.  März  1877 
ergiebt  einen  Bmttomflnzgeinnn  (fast  ganz  f.  SdiddemOnze)  ron  29.58  IfilL  M.  und 
eine  Gesammteinnahme  (excl.  den  rechnungs massig  mit  einzustellenden  Mllnzüberschuss 
y.  27.9  Mill.  M.  aus  lb75)  von  30.5  MUL  M.  (wovon  u.  A.  11,343  Mark  Keichsantheil 
an  den  Präggebuhren  für  das  auf  Priratrechnong  geprägte  Gold).  Die  Gesammt- 
aosgabe  beHef  sieh  auf  82.88  Mill.  M.  (voren  5.18  MUL  M.  PrägekoslenfergutuDg 
an  d.  Münzstätten  der  Einzclstaateu,  dann  26.14  Mill.  M,  Verlust  aus  Abnutzung  u.  s.  w. 
[7.21  Mill.  M.]  u.  bes.  aus  Mindererlös  beim  Verkauf  v.  1,861.569  Pf.  f.  S.  in  Silber-, 
harren  aus  SilbermUnzen  im  Nennwerth  r.  174.75  MilL  M.).  Daher  in  diesen  ^(^  Jahren 
laenitB  ein  Deficit  ?on  2.88  MilL  M.  Der  Mflnzabendrass  ans  den  frttberan  Perioden, 
der  im  J.  1875  noch  um  13.4  Mill.  M.  gestiegen  war,  ist  um  dieses  Deficit  gesunken 
und  beträgt  noch  25.51  Mill.  M,  Da  die  Silber-,  Nickel-  und  Kupferprägung  im 
WesentL  beendet  ist,  ist  for  1877/78  u.  £  ein  immer  grösseres  Deficit  der  Beichs- 
mttnzrenraltiing  ans  dem  Yeikanf  n.  s.  w.  des  atten  Silben  za  erwarten.  Fttr  das  bis 
Ende  1877  nach  dem  Nennwerthe  eingezogene  Silbeigdd  stellt  sich  der  Selbstkosten- 
preis p.  Pf.  f.  Silber  auf  93.37625052  M.  (Uber  90  M.  wegen  der  Abnutzung,  Schmelz- 
kosten und  der  Minderhaltigkeit  der  alten  Schcidemtlnze  u.  s.  w.)  und  für  das  bis 
dahin  verkaufte  SOber^der  Erlös  p.  Pf.  f.  8.  auf  80.91  M.  Anf  5,104,452  P£  rer- 
kanftes  Silber  ist  ein  Verlust  von  63.51  Mill.  M.  erlitten,  wovon  auf  die  Abnutzun|^« 
bez.  nicht  vollwerthige  Prägung  17.23,  auf  d.  Entwerth.  des  Silbers  45.21  Mill.  M.  zu 
rechnen  ist  Schätzt  man,  dass  noch  für  100 — loO  MilL  Thlr.  älterer  SilbermUnze 
oder  f.  37»— 5  MilL  Pf.  f.  S.  einzuziehen  u.  m  reifcanfiBn  sein  würde,  so  ei^&be  sich 
bei  einem  Ahnutzungs-  ond  Verkaufsverlust  von  12 — 15  Mark  Gold  p,  P£  noch  ein 
Verlust  von  40 — 50,  resp.  von  60 — 75  Mill.  M.  u.  ein  Endverlust  der  ganzen  Mttnz- 
reform  von  c.  25 — 50  Mill.  M.  Nicht  unbedeutend  ist  seit  der  Miüizreform  der  Rein- 
ertrag der  Munzverwalt  d.  Einzelstaaten/ z.  B.  Anschl.  f.  1877/78  in  Prenssen  bei 
1.087  MilL  M.  Einn.  498,000  M. 

Aeltere  Daten  bei  Rau,  Fiu.  I,  §.  198  Note  b.  Nach  dem  Betriebsplan  der 
preuss.  Munze  für  1871  z.  B.  Beschaffung  des  Mtlnzsilbers  durch  Lieferanten  zu 
29  Thlr.  257,  Sgr.  u.  29  Thlr.  23  Sgr.  f.  d.  Pf.  £  S.  Jetzt  bei  der  Goldwährung 
hängt  der  Gewinn  der  Münze  wesentl.  vom  Stande  dtt  Wedisdcorse  u.  daher  von  dem 
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/^)  der  Gewran  aas  minderbaltlgen,  aber  zn  einem  den 
Metallwerth  tibersteigenden  Nennwerth  ausgegebenen  und  um- 
laufenden Scheidemünzen  ist  weder  Gebühr  noch  eigentliche 
Steuer.  Niemand  bezahlt  diesen  Gewinn  aus  seinem  Einkommen. 
£r  kann  zur  priyatwirtJiBchaftUoheo  Einnahme  gerechnet  werden, 
wefl  er  wesentlich  ansdemnnverainBlichen  Credite  herrührt, 
weleher  gewiflsermassen  dem  ausgebenden  Staate  vom  gesammten 
Verkehr  in  der  Annahme  der  SoheidemtlnEe  zum  vollen  Nennwerth 
gewährt  wird. 

b)  Der  Gewinn,  welcher  bei  der  mehrfach  vorgekommenen 
Zwangsablieferung  von  Gold  und  Silber  aus  Privatwerken 
zu  einem  billigeren  Preise  an  den  Staat  gemacht  wird,  hat  die 
Natur  einer  Bergwerk  Steuer  besonderer  Art.") 

e)  Nur  die  Abgabe»  welehe  der  Private  dem  Staat  für  die 
FHlgnng  des  tiberreichten  Metalls  als  „Prügekosten''  („Mttnz- 
kosten'^,  „Prägegeld'',  ,,Mlinzgebühr'',  „Schlagschats")  n.  s.  w.  zahlt, 
-hat  die  Natur  der  Gebühr.  Diese  gehört  in  einer  Hinsicht  zu  den 
sogen.  Beglaubigungsgebühren  (§.  290,  315). 

§.  300.  —  2.   Das  Banknotenwesen. 

Wo  die  BanknotenansgabeV  wie  mehrfach,  ausdrttcklich  durch 
Gesetz  dem  Staate  ausschliesslieh  vorbehalten  ist,  besteht  ein 
Notenregal.  Dasselbe  kann  vom  Staate  selbst  mittelst  dner  eigent- 
lichen (reinen)  Staatsbank  ausgeübt  oder  zur  Ausnutzung  Dritten, 
namentlich  Erwerbsgesellschaften,  übertragen  sein,  einer  einzigen 
(„private  Monopolbank'^)  oder  mehreren.  Die  Einnahme  aus  einer 
Staats -Zettelbank  hat  überwiegend  den  Character  einer  privat- 
wirthschaft liehen  Einnahme.  Der  Gewinn  der  Bank  aus  den 
sogen.  AotivgesehHlten  oder  Anlagen,  in  der  Form  von  Zinsen 
(Diseont)  u.  dgl.,  wud  unter  der  Gonenrrenz  anderer  Banken  und 
privater  Oreditgeber  (Diseontirer)  erlangt  und  httngt  in  seiner  Hohe 
davon  ab.  Die  finanzielle  Gegenleistung  von  Privatbanken,  welchen 
die  Ausnutzung  des  Notenregais  übertragen  ist,  hat  dagegen  den 
Character  einer  Gebühr,  wenngleich  nicht  rein,  sondern  mit 
privatwirthschaftlichen  Elementen  verbunden,  wie  es  schon  die  meist 
▼ertragsweise  Festsetaung  der  Gegenleistung  mit  sich  bringt.  Die 


Bezugspreise  des  Ctoldes  ans  dem  Aodinde  ab.  In  den  asten  Jahieii  der  HlUiziefom 
dedwlb  grtaieier  Oewinn  eto  jelst.  S.  aiioli  vor.  Nete. 

*')  S.  darüber  Kau,  Fin.  I,  §.  183  (i.  Abschn.  v.  Bergverksrcgal).  Sogen.  Vor- 
laufs recht  der  Regienmg  bei  den  Priratbergverken ,  auch  mitunter  für  ancdlc 
Metalle  (Harz).   In  Sachsen  noch  in  neuerer  Zelt  bei  den  Gold-  u.  Silberbergwerken. 
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ganze  Frage  des  Bankgeschäfts  in  finanzieller  Beziehung  ist  ttereits 
im  1.  Bande  bebandelt  worden.*^) 

Die  Ausgabe  von  einlösbarem  Staatspapiergeld  ist 
der  Baoknotenaiisgabe  nahe  .  verwandt.  Sie  ist^  ebenso  wie  die 
Ausgabe  von  aneinlöBbarem  Papiergeld  .ohne  Zwangsonra  nnd 
Tonsolehem  mit  Zwangsenrs  („eigentliehea''  Papiergeld)  erat 
sp&tw  in  der  Lehre  von  den  Staatesehnlden  zn  behandeln.  Ohne 
ausdrückliches  Gesetz  steht  dem  Staat  nur  die  Ausgabe  des  eigent- 
lichen, nicht  der  beiden  anderen  Kategorieen  von  Papiergeld  aus- 
schliesslich,  also  als  Regal  zu.  Die  (verhtillte)  Einnahme  (bez. 
ersparte  Ausgabe),  welche  aus  dem  Zinsgewinn  des  nicht  haar  ge- 
deckte Theils  des  Papiergelds  hervorgeht,  hat  bei  dem  einlösbaren 
oder  swangseorsLosen  Papiergeld  den  Gharäeto  einer  privatwirth- 
schaftli^en  E^ahmeansOreditgesehftften.  Bei  deme^ent- 
liehen  Papiergelde  ist  theils  dieser  Oharaeter,  theils  derjenige  dner 
Art  indirecter  Besteuerung  vorbanden,  letzteres  namentiieh,  so- 
weit die  Entwerthung  und  Werthverminderung  dieses  Papiergelds 
den  Privaten  ökonomische  Opfer  auferlegt.^^) 

3.  Ohne  ausschliessende  Vorrechte  worden  und  werden 
von  Staaten,  Gemeinden,  Commnnahrerh&nden  n,  s.  w*  mehrfach 
Bankgesehäfte  venohiedener  Art  betrieben.*^)  Untemebmn^gen 
dieser  Art  fallen  finaniiell  meistens  allein  oder  fiberwiegend  uiter 
den  Clesichtspnnct  der  privatwirthschaftlichen  Erwerbsanstalt 
Doch  kommen  dabei  wohl  einzelne  Geschäfte  gebtih renartigen 
Characters  vor.^^)  In  banktechnischer  Hinsicht  steht  einer  Aus- 
dehnung besonders  des  communalen  Bankwesens  (Hypotheken-, 
Lombard-,  Wechsel-,  Depositen-,  Pfandbriefgeschäft)  nichts  Wesent- 
liehes  entgegen.  In  soeialpolitischer  Hinsicht  spricht  Vieles  dafür« 
Dann  wfirde  der  Gebttlireneharaeter  der  Zaldmigen  für  manche 
Dienste  noch  mehr  hervortreten.  —  Der  Gewinnantheil  an  Öffent- 
lichen Sparcassen  hat  mehr  privat wirthschaftliche  Natur.^^) 

«0  Rau-Wagner,  Fin.  L  JJ.  208—211,  Wagner,  Fin.  I,  ^.  221  22S.  Die 
hier  in  §.  227  Note  37  erwähnte  „Notensteuei-*  {L  d.  Ueberschroitung  des  gestatteten 
„ungedeckten''  Notenbetrags)  ist  bisher  nur  in  einzelnen  wenigen  Fällen  zu  zahlen 
gewesen  v.  liat  im  Jahre  d«i  Eittag  ron  einigen  lOUO  M.  nicht  ttbenchiitlen, 

«»)  A.  Wagner,  Zettolb.polit,  2.  A.,  S.  1  A  tt'. 

*")  Vgl.  A.  Wagner,  Abh.  Papiergeld  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  VII. 

**)  Preass.  Seehandiung,  s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  224  ^^ote  2.  Stadtbank 
def  Stedt  Bieelan  (andi  mit  llotenieeht,. JahiesgewinB  2— S00,000  If.).  GeauDsnii- 
StSlld.  Bank  der  prenss.  Oberlaasitz  v.  a.  jb. 

^)  Z.  £.  die  Gebühren  der  Reiohdiank  L  diene  (im  Allg.  Vt^/«»  Mominai- 
Werth)  n.  veischloäseue  Depositen.  .  . 

")  Er  ist  etne  Art  Yeii^tiuig  t  die  Üebemahme  der  Garantie.  Bidhtlgei  vkd 
'dieser  Gewinn  wohl  diiect  o.  iudirect  den  Interessenten  der  Sparcasse  zu  Gate  ge- 
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§.  301.  —  4.   Das  Versicherungswesen. 

In  einzelnen  Zweigen  ist  es  geschichtlich  dem  Staate  oder 
einem  Selbstverwaltungskörper  (Provinz,  Landschaft,  Gemeinde) 
aoBAoliliesslich  vorbehalten  gewesen,  besonders  die  Feuer- 
versicherung und  hier  wieder  dielmmobilia r versichernng«  Hier 
QBd  da  ist  dies  noch  m  geblieben.  Häufiger  ist  die  Goncnrrenz 
▼on  privaten  GegeaseifclgkeiiB-  oder  speenlativen  Versiehenings- 
anstalten  (besonders  Aetiengesellsehalton)  neben  den  etwa  nooh 
bestehenden  „öffentlichen'^  zugelassen  worden.  Mitunter  sind  auch 
letztere  ganz  aufgegeben.  Umgekehrt  hat  aber  auch  der  Staat 
etwa  neben  den  Privatversicherungsanstalten  %igene  neu  be- 
gründet, z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Lebens-  und  Bentenversicherung. 

Gewöhnlich  sind  vom  Staate  oder  dem  Selbstverwaltnngskörper 
besondere  Anstalten^  als  vom  Staatsfisens  oder  Oommmialftrar 
aparte  jnristiseha  Peisonen,  für  das  öffeatlidhe  Veniehemngswesen 
eiriditet,  demgemlss  mit  eigenen  Einnahmen  nnd  Ausgaben, 
wenn  andi  eventnell  mit  Garantieen,  Dotationen,  Ztiscbflssen  mr 
Deckung  von  Auslallen  Seitens  des  Staats,  der  Gemeinde.  Die 
Versicherungsprämien  („Brandsteuer"  des  öffentlichen  Immobiliar- 
FeuerversicheruDgswesens)  haben  auch  hier  wie  bei  directer  Leitung 
der  Sache  durch  den  Staat  regelmässig  den  Oharaoter  von  Ge- 
bühren, zur  Deckung  der  Kosten  der  vorgekommenen  ScbädeOi 
der.  aUgconeinen  Verwaltongskosten  nnd  eventaeli  cor  Ansstattong 
von  BeserveüNids.  Wird  em  Uebeisohnss  erzielt,  wdcher  in  die 
Staats-  oder  Oommnnaleasse  fliesst,  so  mmmt  die  Abgabe  pro  tanto 
den  Character  einer  Steuer  an,  soweit  der  Ueberschnss-Bezng  nicht 
als  eine  Entschädigung  für  Beihilfeu  und  Garantieen  mehr  einer 
privatwirthschaftlichen  Einnahme  gleicht. 

Das  Versicherungswesen  eignet  sich  wenigstens  in  manchen 
Zweigen  (Feuer-,  Lebens-,  Rentenversicherung,  auch  Hagel.-  nnd 
Viehversiehemng)  ökonomisch -technisch  recht  wohl  zur  direeten 
Uebemahme  anf  den  Staat  nnd  die  Oommnnalverbttnde  oder  znr 
Betreibang  dnrcb  sdbstSndige,  aber  Off  entliehe  Anstalten.  Das 
gpeenlative  Versiehemngswesen  hat  in  einzelnen  Zweigen  (Lebens- 
versicherung) viele  tlble  Seiten  offenbart.  Ein  grossartiges  öffent- 
liches Gebtihrenwesen  würde  sich  dann  hier  ausbilden.  Die  etwaigen 
Ueber Schüsse  dabei  zu  Gunsten  des  Staats  und  der  Communen 
lassen  sich  in  einer  Hinsicht  wieder  als  eine  privatwirthschaftliche 

Imcht  »  Ai&räuik  Qevüme  ana  OffentL  Leihimtern.  VgL  Qiber  dies  Alles 
E.  Braoh,  in  d.  Ontachten  z.  Ooinimm^iiei&age,  Lpz.  1S77,  S.  37—29. 
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Einnahme  auffassen,  so  im  Fall  einer  Garantie,  fttr  welehe  sie 
eine  fintschädigung  bilden.  Sie  haben  aber  auch  etwas  von  der 
Natur  einer  Steuer  an  sich,  wären  jedoch  auch  in  diesem  Falle 
ebenso  zu  rechtfei-tigen,  wie  der  jetzige  grosse  Gewinn  der  Erwerbs- 
Versieheningsanstalten.^) 

§.  302.  —  5.  Das  Verkehrswesen  i  e.  S.  d.  h.  das  Gommii- 
nieations-  and  Transportwesen:  MfentlieJie  Wege  aller  Art 
und  Verkelirsaii stalten.*^) 

Dieses  grosse  und  wichtige  Gebiet  ist  bereits  im  1.  Bande 
zusammenhängend  besprochen  worden,  hinsichtlich  der  beiden  ent- 
scheidenden Puncto,  der  (eventuell  ausschliesslichen)  Uebernahme 
auf  den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper  und  der  leitenden 
Finanzprineipien  der  Verwaltong.*^)  Dort  sind  auch  die  Gründe 
dargelegt  worden,  wamm  ein  Theil  der  Wege  mid  Yeikehrsaastalten, 
namentlick  die  Eisenbahnen,  mit  als  priyatwirthsebaftliche  Erwerbs« 
zweige,  daher  in  der  im  1.  Band  enthaltenen  Lehre  vom  Privat- 
erwerb, ein  anderer  Theil  dagegen  als  Gebühren -Einrichtungen, 
daher  jetzt  an  dieser  Stelle  behandelt  werden.  Es  sind  namentlich 
Rücksichten  auf  die  Höhe  des  in  den  verschiedenen  Wegen  und 
Anstalten  steckenden  Kapitals  und  auf  die  Noth wendigk  eit, 
die  Verzinsung  nnd  eventaell  die  Amortisation  dieses  Kapitals 
sieher  zu  stellen ,  wekhe  jene  Seheidong  veranlasst  haben.  Unter 
Verweisung  anf  die  Ansführungen  im  1.  Bande,  besonders  anf  dier 
jenigen  in  dem  Abschnitt  über  „das  Verkehrswesen  und  seine 
staatliche  und  finanzielle  Behandlung  im  Allgemeinen'^,^^)  wo  den 

^)  Die  Frage  ist  in  der  A'olkswirthachafispolitik  za  eiledigea.  Die  einseitige  Be- 

j^ünstignng'  des  „speculativen"  Versicherntiir^wesens  in  d^r  neueren  Theorie  (Smith'sche 
Schule)  und  in  der  Praxis  hat  gerade  in  DeDtschJand  in  neuester  Zeit  wieder  einer 
richtif^eren  Wtkidigang  des  „öflentUchen**  Verriclierangswesens  Phtz  gemacht  Vgl. 
die  Berichte  über  d.  prenss.  öffentl.  Feuerversich ernogsan stalten  in  £11^61*8  PreiMB. 
Stat.  Ztschr.  (bes.  v.  Brämer),  dif^  Mittheil.  d.  Vpreins  d.  öff'entl.  P'enerversichemngs- 
anstalten  u.  A.  m.  Der  mehr  gegnerische  Standpanct  gut  bei  Makowizka,  Abh. 
TeiBich.iires.  in  Blnntschli's  Staatswörterb.  XI.  Anregung  der  Tdee,  das  Fener- 
veniclieniiigsireBen  auf  das  Reich  zu  nl)eTtrageii,  durch  den  Socialdemokraten  Bitting- 
hausen.  Grosse  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  u.  des  Zustands  des  Yeniclieinil^gS- 
wesens,  bes.  gegen  Feuerschaden,  in  den  deutschen  Staaten. 

^)  Seit  dem  Erscheinen  des  1.  B.  meiner  Fiu.wiss.  in  d.  2.  Auf.  ist  jetzt  das 
vor/.ugliche  Werk  r.  E.  Sax,  d.  Verkehrsmittel,  B.  1,  Wien  1S78,  veröffentlicht  Vörden. 
In  allen  Hauptpuncten  (mit  theilweiser  Ausnalnae  der  „delegirten  öffentl.  rnternehmung*' 
von  Sax)  beiinde  ich  mich  in  Ucbereinstimmung  mit  diesem  Werke,  wie  sich  aus 
B.  1  der  Fin.wiss.  ergiebt.  Für  <!ie  principicllen  Erörterungen,  welche  erst  in  der 
YoUnw^jch.poIitik  anzustellen  sind,  beziehe  ich  mich  hier  anf  Sax.  Auch  in  den 
finanz.  Fragen  (Wahl  der  Finaiiz]^iieipie&,  Taiifweieii  bei  der  Post,  Telegiaphie) 
stimmen  wir  meistens  tibercin, 

•«)  Kau- Wagner,  Fin.  I,  §.  214—219,  dann  220-228  n.  224— 227;  Wagner, 
Bin.  I,  §.  282—287,  dann  §.  238—240  n.  241,  242. 

")  Die  in  vor.  Note  gen.  §§.  lAbsohn.  16  der  2.  Aufl.). 


Digitized  by  Google 


Yetkehnvesen  L  e.  S. 


7a 


bezüglichen  Gebühren-EinrichtuDgen  schon  ihre  principieD  richtige 
SteUaDg  gegeben  und  die  allgemeinen  Grandsätze  fUr  deren 
finanzielle  Verwaltung  aufgestellt  worden  sind,  ist  hier  jetzt  nur 
noch  eine  nähere  Bebandlnng  dieser  finanziellen  Seite  oder 
der  Eiifriehtnng  der  Gebtthren  erforderiieh,  wäd  zwar  ftlr 
folgende  Zweige  des  Gebftbienwesens: 

a)  Die  Qffentliehen  Wege,  namenflieh  die  Knnslstrassen 
(Chausseeen). 

b)  Die  Brücken. 

c)  Die  öffentliclLen  natürlichen  Wasserstrasseni 
besonders  die  Flüsse. 

d)  Die  Einrichtungen,  welebe  mit  den  Wasser-  nnd  Landstrassen 
fir  die  Zweeke  des  Transporto  n.  s.  w.  in  Verbinduig  stehen: 
Sehifffahrtszeiehen,  LeaehtthUrme,  HXfen,  Qnais, 
Krahtie  n.  dgl.  m.  Dann 

e)  die  den  vorigen  nahe  verwandten  Einrichtungen  für  den 
Handel,  für  den  Mess-  und  Marktverkehr,  wie  Verk  au  fsplätze, 
Läden,  Niederlagen,  Entrepots,  Waagen  u.  8.  w. 

f)  Locale  Verkehrsanstalten,  kleine  Dampfbahneui 
Pferdebahnen,  aneb  Omniboswesen. 

g)  Die  Post 

h)  Die  Telegraphie.^ 

hk  den  fDnf  erstgenannten  Zweigen  erfolgt  yielfiMh  Staats-, 
ProYineial'  nnd  Kreis-  nnd  Gemeindethfttigkdt  neben  einander. 

Daher  Staats-  und  Communal gebühren.  Die  finanzielle 
Regelung,  die  Erhebung  von  Gebühren  überhaupt  und  die 
Höhe  der  Gebühren  hängt  auf  diesen  Gebieten,  besonders  auf 
den  drei  ersten,  eng  mit  der  ganzen  geschiohtlioben  Entwicklung 
und  dem  Verwaltungsrecht  des  Wegewesens  u.  s.  w.  zusammen. 
DallBr  nrass  anf  den  3.  nnd  4.  Band  des  Lehrbnehs  (Wirthsehaft- 
liebe  Verwaltongslehre)  verwiesen  werden.  Im  Folgenden  wird 
m($gfiehst  nnr  die  finanzielle  Seite  behandelt,  aber  die  volle  nnd 
eingehende  Begründung  auch  fSr  die  dabei  vertretene  Auffassung 

Die  AUlwilangea  «ob  d  imd  e  mtdm  geirftlmBeli  nlciht  1d«A«r  geiililt,  ge- 
hören  aber  hierher.  Bau  behandelt  a  bis  d  karz  bei  den  Gebühren  (§.  238  —  244, 
5.  A.),  etwas  eingehender  nnr  das  Stra<<sengeld  (§.  239  ff.),  dann  nnter  den  Kegalien 
die  Post  §.  205 — 219a  (z.Th.  in  Verbind,  mit  der  rolksw.8ch.polit  Seite,  die  ich  im 
Folgend«!  mOgliclist  gegen  die  Snuiriene  rarttekteeton  iMse),  den  Telegraphen 
ij.  219b.  S.  auch  Bau,  VolkswÄih.polit  II  (5.  A.),  über  „HentoU.  d.  Strassen" 
fc.  255—267  u.  whoT  „Mittel  z.  Benutz,  d.  Strassen"  §.268— 272a,  wo  auch  die  Post 
kurz  erwähnt  S.  sonst  B.  v.  Mohi,  Polizeiwiss.,  Steia,  Handb.  d.  YerwJ.,  2.  A. 
H.  Bdsler,  soe.  Venrjwdit  n  ».  d.  in  Hole  99  angeg.  Stellen. 
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kann  erst  in  den  geoannten  Bänden  stattfinden.  Dasselbe  gilt  von 
den  wieder  vielfach  anders  als  das  Wegewesen  stehenden  Verkehra- 
anatalten  der  Post  und  der  Telegraphie.*^)  ^ 
§.  303.  —  a)   Die  Wege. 

Seit  Alters  sind  die  für  die  allgemeine  BenutoiiDg  bestinuntea 
Wege  öffentliche,  d.  h.  vom  Staat  oder  einam  antonemen  Loeal- 
kdiper  bergagtellte  und  rerwaltete.  Es  handatte  sieh  dabei  von 
jeher  nm  dne  mit  bedentenden  finansiellen  Lasten  ▼arbvndene 

Aufgabe,  deren  Durchführung  von  der  zweckmässigen  Aufbringung 
dieser  Lasten  mit  abhängig  war.  Die  Erhebung  einer  besonderen 
Abgabe  von  den  Benutzern  für  diesen  Zweck  in  der  Form 
eines  Wegegelds  bat  zwar  auch,  wie  in  andern  ähnlichen  Fällen, 
zu  Missbräuchen  geftihrt,  so  in  der  Anfstellung  eines  Strassen - 
r«gals^%  das  ein  Finanz  regpal  sein  sollte.  Aber  fflr  die  Höhe 
jener  Abgabe  war  gew5hnlieh  dnreh  das  Yerkehrsbedirfiiist  eine 
Grenze  gesogen,  welehe  nieht  leieht  tbmchritten  weiden  konnte.^) 
Hur  ausnahmsweise  haben  daher  die  Einnahmen  ans  dem  Wege- 
geld u.  dgl.  wenigstens  in  neuerer  Zeit  einen  wirklichen  Ueber- 
schuss  über  die  Kosten  ergeben  und  damit  dem  Wegegeld  den 
Character  einer  Wegesteuer  verliehen.  In  der  Regel  lieteite 
das  Wegegeld  nur  einen  Beitrag  zur  Kostendeckung,  oft  nur  zu 
den  Kosten  der  Erhaltung  des  Weges  nnd  hat  damit  die  Katar 
der  Gebühr  behalten.^) 

^  Ran 's  Behandlung  entspricht  dem  beut  Stande  der  Lt.hre  v.  Verkelirswesen 
i.  e.  S.  nicht  mehr  ganz,  ebensowenig  K.  v.  Mo  hl  in  s.  Polizeiwiss.  II  (3.  A.),  174 
bis  180.    Vgl.  dagef:en  L.  Stein,  Haadb.  d.  Venriehre,  2.  A..  S.  348—428  und 
Bftsler.  D.  Yerwaltreclit,  Q,  |.  4O9— 442,  beide,  bes.  BOsler,  radi  f.  d.  Gesetz- 
gebung.   Dann  Sax  a.  a.  0. 

Die  Zölle  im  frühereu  Mittelalter  sind  aberwieg^end  gebührenartige 
Abgaben  für  die  Benutzung  u.  Abnutzung  der  Wege  u.  0.  w.  gewesen,  varen  daher 
als  Wiedeferstattung  eines  gcniHchten  Kostenaufwands,  als  Bezahlung  einer  erlangten 
Förderung  gedacht.  So  im  fränkischen  Reiche,  vgl.  Falke,  (iesch.  d.  deutschen 
Zollwesens  (Lpz.  1869"»,  S.  15,  21.  FrUh  aber  fand  eine  Entartung  zu  unrichtigen 
eigentlichen  Steuern  statt  :  th.  durch  Erhöhung  dei'  Sätze,  th.  u.  bes.  dnrch  Vermehrimg 
der  Zollstätten,  Zwang  zur  Benutzung  Ton  Strassen«  Brücken,  th.  durch  Erhebung  von 
Abgaben,  denen  gar  keine  Gegenleistung  mehr  entsprach,  wie  bei  vielen  Flusszöllcn. 
Vergebens  kämpft  die  kais.  Macht  dagegen,  sie  hält  aber  an  dem  Gebuhrenprincip  im 
Wegewesen  il  s.  w.  noch  spät  fest,  z.  B.  unter  Sigismund,  Friedrich  III.  im 
15.  Jahrb.,  Falke  S.  53,  56  ff. 

S.  über  die  Ausgaben  far  Wege  u,  s.  w.  Rau-Wagner,  Fin.  I,  ^.  79a, 
bes.  Note  g,  Wagner  I,  §.  126.  Weitere  Statistik  s.  in  d.  yolksw.sclLpoUt.  (B.  3). 
Die  Einnahme  aus  den  Chausseegeldem  des  Staats  war  in  Prenssen  in  den  letzten 
Jahren  vor  der  Aufhebung  (1875)  c.  1.5  Hill.  Thlr.  Die  ünterhaltnng  der  Staais- 
chausseen  (ohne  ^'^rössere  Umbauten,  die  mit  Neubauten  zusammenhängen)  kostete 
c  4.5  Mill.  Thlr.,  also  das  Dreifache.  Aeltere  Daten  bei  Bau,  Fin.  I,  §.  239  Note. 
Ohne  genaue  Untenobeidung  der  Arten  der  Kosten  (Nenbau,  grOsaerar  Umbau  — 
Beides  gewObnl.  in  einselnen  Mbren  atliier  wtcMuA  —  gewAbnL  UptediaUang^- 
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Das  Wegegeldwesen  steht  daher  auch  geschichtlich  und  im 
heatigen  Verwaltoogsrecht  in  enger  Verbindang  mit  der  Rege  lang 
der  Wegelasten^  d.  h.  mit  der  gesetzlichen  Regelung 
der  AnfbringQDg  der  Mittel  fttr  den  Baa  and  die  Er- 
haltnng  der  Wege  und  ist  nur  eine  der  Formen  neben  anderen 
zu  diesem  Zwecke.  Von  besonderer  Bedeutung  wird  diese  Regelung 
in  folgenden  drei  Fällen:  hei  der  ersten  Herstellung  neuer 
Wege,  bei  technisch  wegen  der  Bodenverhältnisse  schwierigen 
Wegestrecken  und  neuerdings  besonders  bei  den  technisch 
vollkomm^eneren  Wegen,  also  bei  den  eigentlichen  Kunststrassen 
(Ghansseeen),  welebe  einen  viel  grosseren  Herstellung»-  und  Er- 
lüdftangsanfwaiid  machen. 

Die  Tolle  Uebernahme  dieses  Aufwands  auf  die  Gasse 
der  Gemeinde  oder  des  Kreises  oder  vollends  der  Provinz  und 
des  Staats  und  damit  der  unbedingte  Wegfall  jedes  Wege- 
gelds der  Benutzer  ist  jedenfalls  nichtallgemeingrundsätz- 
lich  zu  verlangen/^)  Denn  wenn  auch  das  Wegewesen  nnd  speciell 
ein  Knnsistrassennetz  im  allgemeinen  öffentlichen  Interesse  liegt  und 
wegen  des  letzteren  mM  Recht  zu  einer  Öl^tlichen  Angelegenbdt 
in  den  Hinden  des  Staats  oder  eines  Selbstverwaltungskörpers  ge- 
maoht  wird,  so  knüpfen  sich  an  die  Wege  nnd  Kunststrassen  doch 
ausserdem  gewöhnlich  nachweisbare  und  selbst  einigermassen 
messbare  ökonomische  Sonderinteressen  einzelner  Gruppen  oder 
Individuen  der  Bevölkerung  an.  Dieses  Sonderinteresse  an  einer 
Strasse  stellt  dne  Leistung  des  Wegewesens  ftlr  bestimmte 
Kategorieen  von  Personen  dar,  welche  anderen  Personen  nicht 
oder  niokt  in  demselben  Maasse  M  Gute  kommt  Deshalb  ist 
principiell  eine  specielle  Gegenleistung  in  solchem  Falle 
und  als  eine  Form  dieser  Gegenleistung  auch  das  Wegegeld  gerecht- 
t  e  r  t  i  g  t.  Diese  Auffassung  wird  nicht  dadurch  widerlegt,  dass  man 
mit  Ran  das  Wegegeld  in  Ansehung  seiner  volkswirthschaftlichen 
Wirkungen  als  einen  Theil  der  Frachtkosten  ansiebt,  welche  in  der 
Begel  vom  Käufer  in  den  Waarenpreisen  vergütet  wttrden.  Denn 
wenn  auch  anzugeben  ist,  dass  unter  freier  Goncurrens  eine  be- 
sttgHohe  Tendens  vorliegt  und  behn  Wegfall  des  Wegej^elds  alle 
Bevrohner  des  Landee  dnrek  den  niedrigereii  Preis  vieler  GMr  Nutzen 


kosten)  sind  Vergleiche  zwischen  Einnahme  und  Kosten  missiicli.  Staats-Mauthea  in 
West-Oesterreich  1877  A.  2,657,000  ü,  Belgien  1877  A.  Brttcken-,  Guiai- und 
Wegegelder  1.8  Mill.  Fr. 

^  8o      SedH  Saz,  I,  181. 
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haben  kOnnen^  so  besteht  hier  doch  ein  langsamer  und  schwieriger 
üeberwälzungsprocess  und  jener  Nutzen  ist  unsicher  und  un- 
gleichmässig.*^) 

§.  304.  Die  Aufgabe  bei  der  Eegelung  der  WegeUsten 
ist  nun,  zu  bestimmen: 

a)  einmal,  weleher  Ki^rper,  Staat,  Proyina,  Kseifl^  Gemeinde 
den  betrefilmden  Weg  ttbeniehmen,  nnd  eventoell  dafür  die  Kosten 
tragen  oder  wdehes  gemeinsame  Zusammenwirken  von  swn  oder 
mehr  dieser  Körper  dabei  eintreten  soll; 

ß)  sodann,  ob  und  für  welc  hen  Anth  eil  die  Casse  solcher 
Körper  die  Kosten  zu  tragen  habe,  daher  ob  und  wie  weit  das 
Princip  der  reinen  Ausgabe  oder  das  Princip  von  „Leistung 

nnd  Gegenleistnng'S  m«  a.  W.  das  Geblihrenprinoip  aa- 
anwenden  sei; 

r)  endlieh,  wenn  letzteres  bejaht  wird,  wie  dies  Prindp  zu 
▼erwirkliehen  sei,  daher  aneh,  ob  nnd  wie  weit  sieh  die 
Erhebung  von  Wegegeld  statt  oder  neben  anderen 

Formen  dafHr  empfehle  und  wie  dies  Wegegeld  dann  zu  normiren  sei. 

Die  beiden  ersten  Aufgaben  betreffen  allgemeine  Principien- 
fragen  der  Wegeordnung,  welche  hier  in  der  Finanzwissenschaft 
nur  soweit  zu  bebandeln  sind,  als  von  ihrer  Entscheidung  die  £r- 
ledignog  der  dritten  wesentlieh  finanziellen  Aufgabe  abhängt 

a)  Die  erste  Frage  ist  nur  historiseh  nnd  örtlieh  relativ 
au  beantworten.  GrSsse  des  Staats,  die  EntwieUnng  des  ge- 
sammien  Strassen wesens,  namentlioh  einsehliesslich  der  Eisen- 
bahnen, die  Politik,  welche  der  Staat  in  Betreff  der  letzteren 
verfolgt,  —  daher  ob  Staats-,  eh  Privatbahnsystem  — ,  die  grössere 
oder  geringere  allgemeine  Bedeutung  bestimmter  Strassenzüge 
und  bestimmter  technischer  Strassenarten  für  die  Bevölkerung  des 
ganzen  Staatsgebiets  oder  gewisser  Abtheilungen  desselben,  auch 
fttr  das  eigene  Staatsinteresse  selbst,  z.  B.  für  das  militärisohe 
Biteresse,  der  Wohlstand,  daher  die  ökonomische  und  finanzielle 
Ldstnngsfthigkdt  der  verschiedenen  Gebietstheile  u.  a.  dgl.  m.  sind 
die  flHr  die  Entscheidung  massgebenden  Factoren.  In  Mittel-  und 
Kleinstaaten  wird  man  daher  etwa  Staats-,  Kreis-  und  Gemeinde- 
strassen unterscheiden,  in  Grossstaaten  kann  au  die  Stelle  des 
Staats  die  Provinz  treten.   WUnschenswerth  ist  aber,  hinsichtlich 

**)  Ran,  Fin.  I  §.  24Ü,  auch  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der 
AnfliebiiDg  ohne  festes  Princip.  Saz  bringt  diese  Frage  mit  Becht  in  Yerbindimg 
nSt  dem  IiiteiisiTitSteisrad  des  We^etzee.  8.  v.  §.  804,  4.  AulUir.  snb/?  «.  §.  805, 
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der  Tragang  der  Kosten,  ein  Zneammenwirken  der  rersdiiedenen 
Körper  hennsteilen,  etwa  so,  dass  der  grossere  Körper  snbsidi&r 
dntritt,  wenn  die  Lasten  fSr  die  nidist  kleineren  in  einem  gewissen 

Zeitraum  einen  bestimmten  absoluten  oder  relativen  Betrag  tiber- 
steigen oder  so,  dass  gewisse  technische  Leistungen  von  dem  einen, 
andere  von  dem  anderen  übernommen,  z.  B.  die  Lasten  der  ersten 
Herstellong,  Hauptreparator  und  laufenden  Erhaltong  verschieden 
yeriheiU  werden.^) 

ß)  Die  zweite  Frage  ist  dahin  zn  beantworten,  dass  die  Ver- 
mnthnng  gegen  Tollstttndige  Uebemahme  der  Kosten  des  Wege- 
wesens anf  den  tfffenfliehen  Körper,  also  gegen  Wegfall  jeder 
Gegenleistung  der  Interessenten  spricht.  Im  concreten  Fall  muss 
der  Beweis  für  diese  Forderung  erst  geführt  werden.  Er  ist  aber 
unter  Umständen  zu  führen  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der 
unter  der  vorigen  Chiffre  a  angegebenen  Momente.  Bei  hoher 
und  gleichmässiger  Ansbildung  des  Wegewesens  (incL  der  Eisen- 
bahnen) im  ganzen  Staatsgebiet  auf  Staatskosten  lässt  sieh  der 
Fortfall  der  Gegenleistung,  anoh  des  Wegegdds,  wohl  anf  Staats- 
strassen billigen  nnd  analog  anf  den  Wegen  der  anderen  Körper. 
Es  wird  dann  die  „differentielle**  Wirkung  des  Wegewesens  an 
Bedeutung  so  zurücktreten,  dass  sie  unbeachtet  bleiben  kann.  — 
Nach  denselben  Gesichtspuucten  ist  die  verwandte  Frage  zu  be- 
antworten, welcher  Theil  der  Kosten  des  Wegewesens  auf  eine 
öffentliche  Casse  zu  übernehmen  und  welcher  durch  Gegenleistung 
der  Interessenten  zu  decken  ist  Mit  der  allgemeinen  gleichmässigen 
Ausdehnung  des  Wegenetzes,  der  Kunststrassen  und  (Staats-)E]sen- 
bahnen  wird  es  sieh  rechtfertigen  lassen,  den  öffentlichen  Beitrag 
immer  mehr  zn  vergrössem. 

Die  Geschichte  des  Wegewesens  und  der  Wegelasten,  speciell 
des  Wegegelds  auf  Kunststrassen  ist  natürlich  von  manchen  ver- 
schiedenen Umständen,  namentlich  von  der  Gestaltung  des  par- 
ticularen  Verwaltongsreohts  und  von  der  Finanzlage  der  öffentlichen 
Körper  abhängig  gewesen.  Die  Entwicklung  geht  aber  yielfach 
anf  das  oben  angedeutete  Ziel  hin. 

**)  Vgl.  z.  B.  das  badische  Strassengesetz  v.  14.  Jan.  1808  (^darüber  Kau- 
Wagner,  Fin.  I,  §.  38d  Note  a,  Wagner,  Fln.  I,  §.  45  Note  33).  Das  preuss. 
Gm.  f.  8.  Juli  1875  ,  wodoiell  n.  A.  den  ProTinzialrerb&nden  u.  s.  w.  Dotationen  aus 
Staatsmitteln  f.  d.  Neubau  v.  chaussirten  Wegen  u,  f.  üuterstützung  des  Gemeinde- 
und  Kreiswegebaus  (§.  4  d.  Ges.)  gewährt  u.  durch  §.  18  Ii',  die  Verwaltung  und  Unter- 
haltung der  Staatschaosseen  unter  weiterer  Dotirung  mit  19  Mill.  M.  ans  Btaatomitteln 
ubertragen  wurde.  Eine  allgemeine  Wegeordnnng  ist  in  Prenssen  noch  immer 
nicht  zn  Stande  gekommen. 
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§.  305.  —  y)  Die  Aonahme  d«a  Omadaaties  Ton  yjLeiatnng 
und  Gegenleiatnng''  im  Wegewe«en  ist  in  den  früheren  Ve^ 
httltniasen  dee  Verkehrs  gewOhnlieh  sehr  wohl  h^grOndet  nnd  ge> 
seMehtiieh  naohweisbiT  eft  eine  yoraiiBsefennig  defllr  geweeeUi  dass 

überhaupt  erheblichere  VerwenduDgen  für  Herstellung  nnd  Ver- 
besserung der  Wege  möglich  waren  und  geschahen.  Bei  dem 
Druck  eines  in  kurzer  Zeit  erfolgenden  grösseren  Aufwands  und 
bei  der  differentiellen  Wirkung  des  Nutzens  der  Wege  auch  mit 
gutem  ökonomischen  Grunde.  Diese  Verhältnisse  ändern  sidh  mit 
der  aUgemeinen  fintwieklong  dee  Verkehrs  nnd  des  Wegewesens. 
Aher  auoh  dann  gestattet  und  verlangt  oft  selbst  der  Grundsats  von 
Leistong  und  Gegenleistnng  noeh  seine  Anwendung,  um  die  Wege- 
last  möglichst  gerecht  nnd  ökonomisch  zweckmässig  zu  vertheilen 
uud  dadurch  auch  die  Ausdehnung  und  Verbesserung  des  Netzes 
zn  erleichtem. 

Je  nachdem  nun  Tersehiedene  Gruppen  von  Interessenten  und 

diese  auf  verschiedene  Weise  zu  den  Lasten  herbeigezogen  werden, 
ergeben  sich  verschiedene  Arten  der  Vertheil ung  der  Wege- 
lasten oder  des  Wegegeb tthrenwesens,  denn  unter  den 
Gebührenbegriff  fallen  alle  diese  Beisteuern  zur  Tragung  der  Wege- 
lasten, welche  auf  einer  Herbeiziehung  wegen  besonderen 
Vortheils  und  wegen  besonderer  KostenTernrsachung  (durch 
Abnutzung  des  Wegs)  beruhen,  wenn  diese  Momente  auch  nicht 
allein  dabei  mitspielen.  Die  verschiedenen  Systeme  können  auch 
gleichzeitig  neben  einander  bestehen,  wie  in  Wirklichkeit  früher 
und  jetzt  vielfach. 

(1)  Im  einen  Fall  hält  man  sieb  an  di^enigen  Personen  und 
kleineren  Local*Gemeinscliaften,  weldie  durch  ihren  Wohnsitz 
ein  näheres  Interesse  an  dem  Wege  haben,  ihn  auch  gewöhnlich 

in  Folge  ihres  Berufs  am  Meisten  be-  und  abnutzen.  Unter 
diesen  heben  sich  wieder  die  Grundbesitzer,  mitunter  auch 
andere  Gewerktreibende  mit  besonderen  grösseren  Ver- 
theilen und  zum  Theil  Abnutzungen  des  Wegs  heraus.  Die  ersteren 
erlangen  leicht  auch  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  ihr  Grund- 
besitz im  Werthe  steigt  in  Folge  des  besseren  Absatzes, 
grösseren  Menschenzudrangs  n.  s.  w.  Neben  die  Rtlcksicht  auf 
d^  Sondervortheil  tritt  aber  mehrfaeh  der  Gesiohtspunct  einer 
öffentlichen  Pflicht  des  Einzelnen,  fllr  die  Zwecke  der  Ge- 
meinschaft; zu  denen  das  Wegewesen  einmal  gehört,  mit  beizutragen. 
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Bcifllialb  haben  die  gefimlerleii  Leiiian^  xiir  Tragimg  derWef^ 
iMten  den  gemischten  Ckaraeter  der  Qehtthr  nnd  der  8tener. 

Die  einzelnen  wichtigen  Formen,  in  denen  sich  die  Betheiligung 
vollzieht,  sind  Wegelrohnden  der  Ortsbewohner,  speciell  der 
Grundbesitzer j^^)  unentgeltliche  Materiallieferungen  für 


^)  Vgl.  Bau.  Rn.  I,  %.  24$.   Er  sagte  o.  A.  darüber :  ,,Die  Straseenfirohnden 

werden  entvredor  Uois  «of  die  BdftAtf  der  Materialien  fur  den  Strassenbau  beschränkt 
und  den  Besitzern  von  Zugvieh  allein  anfg-elegt,  oder  sie  l)estehen  auch  in  Hand- 
arbeiten des  eigentlichen  Strassenbaos ,  sowohl  bei  der  ersten  Anle^ng,  w^ie  bei  der 
jährliehen  Diiteilialting.  Der  oft  ausgesprochene  Gnind,  dass  die  Laadbewohiier  Zeit 
g&mg  übrig  hätten,  nin  zu  dem  Baue  der  ihnen  vorzflil^eh  nützlichen  Strassen  mit 
zu  arbeiten,  ist  bei  einem  guten  Betriebe  der  Landwirthschaft,  wo  es  ftlr  jode  Jahres- 
zeit u.  Witterang  Geschälte  giebt,  nicht  richtig.  Die  Landwirthe  sollten  nicht  allein 
bdastet  Verden,  d<mii  alle  Besitzer  von  Zugvieh,  alle  Erwerbslevte  o.  selbst  alle  Zebrer 
in  den  benachbarten  Ortschafton  empfinden  den  Yortheil  der  Strassen.  Die  Befreiung 
der  landwirthschaftl.  Fuhren  vom  Straasengcld  ist  für  die  grosse  Beschwerde  der 
Frohnden  ein  unzureichender  Ersatz;  in  Baden  wurde  diese  Befreiung  auf  2U,00Ü  Ü., 
der  Belsnf  der  Frolndeii  auf  mindestens  200,000  fl.  angeschlagen.  Die  Frohnden  rer» 
lieren  auch  durch  die  Verlegung  auf  die  Zeit,  wo  die  Feldarbeiten  grösstentheils  ruhen, 
keineswegs  ganz  ihr  Lästiges,  zumal  da  es  der  \\'ilikühr  der  Beamten  überlassen  bleibt, 
ob  sie  entferntere  Gemeinden  beiziehen  wollen  [was  sich  freilich  gesetzlich  \l  durch 
Verordnnngm  Heese,  W.],  auch  die  Leistung  in  i^ner  schwach  bevölkerten 

Gegend  fiir  jeden  Einzelnen  weit  stärker  wird,  als  da,  wo  längs  der  Strassen  viele 
Ortschaften  liegen.  (Vgl.  bad.  Landtagsverhandl.  1828,  III,  26 — 77).  (Wirklich  auf- 
gehoben worden  die  Strassen  frohnden  in  Baden  1831).  Könnte  eine  solche  Beihilfe 
zu  den  Kosten  des  Strassenbans  nicht  entbehrt  werden,  so  wäre  es  angemessener,  allen 
Gemeinden  in  der  Nähe  der  Strassen  einen  Geldbeitrag  aufzulegen  {Zachariä, 
in  d.  bad.  Verhaudl.  v.  1828,  III,  67),  etwa  mit  der  Unterscheidung  mehrerer  Glessen 
nach  d.  Entfernung  u.  mit  der  Erlaubnias,  die  Geldleistung  abzuverdienen."  —  Die 
Strassen&ohnden  sind  wie  andere  Frohnden  des  OffSBntlichen  Bechts  (Bnrgfrohnden  und 
dergl.  mehr)  geschichtlich  aus  den  älteren  Verhältnissen  vorwaltender  Naturalwirthschaft 
und  unentwickelten  Geldsteuerwescns  zu  erklären  und  waren  für  ihre  Zeit  ganz 
zweckmässig.  Debermässig  wurde  die  Last  vomemlich  mit  dem  Untergang  der  Gemein- 
freiheit der  ländlichen  BevOlkerang  u.  später  hie  u.  da  im  Zeitalter  des  ftlrstlidken 
Absolutismus  (IT.  u.  18.  Jahrb.).  Vgl.  ün  Alitr,  Sa.v,  S.  109,  bes.  201  ff.,  v.  Maurer, 
Gesch.  d.  Frohnhöfe  u.  s.  w.,  III,  527  (Zasammeuhaug  der  Frohnden  zum  Brtlcken- 
nnd  Wegban  mit  den  sogen.  Kriegsfrohnen;  ursprOnglich  die  öücnti.  \\  ege  bJoflse  Heer- 
Strassen  gewesen  u.  auch  so  genannt).  —  In  der  absolutist.  Periode  besondre  Ans» 
dehnung  der  Wogefrohndcn  mit  vielen  Missbrauchen  in  Frankreich,  namcntl.  im 
18.  Jahrb.,  ein  HaaptangriiUipanct  der  Physiokraten.  S.  Sax,  S.  203.  DeLavergne, 
6conomistes  franc  du  XVUI.  siMe  (Par.  1870),  p.  260  £.  ttber  Tllrgot's  Yersach, 
die  Wegefrohnden  (Gorv^es)  aufzuheben  u.  dafür  eine  Steuer  auf  die  Grundeigeuthümer 
aufzulegen,  1776.  Von  Neuem  1787  diese  Massregel  vorgenommen.  Die  beabsiclitigt-' 
Ersatzsteuer  in  Geld  in  der  Ke?olutionspeiiode  nicht  durchgeführt  Neue  Begelung 
dieser  Verhältnisse,  nach  verschiedenen  i^richtongen  wShrend  der  Sevointions-  und 
Kaiaerzelt,' durch  Ges.  v.  28.  Juli  1824,  nebst  Gas.  T.  21.  Mai  1S30.  S.  die  gute  Dar- 
stellung von  V.  Brasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  Lpz.  1874, 
S.  97  £  Im  AUgem.  kann  von  jedem  Manne  zwischen  18  n.  60  Jahren  in  der  Ge- 
meinde eine  Stiiige  Ari»eitdeistQDg  gefordeit  irerden,  deren  ürnwandlnng  in  Geld 
nach  einem  Tarif  aber  jederzeit  dem  Pflichtigen  erlaubt  ist  Gleiche  Verpflichtung  ftlr 
die  Besitzer  von  Karren  u.  Wagen,  Last-,  Zug-  u.  Reitthieren.  Guter  Erfolg  für  den 
Ausbau  u.  die  Erhaltung  der  Wege.  auch  d.  Gutachten  in  d.  Gommnnalsteuerfrage, 
•Lpc  1877,  V.  Metz,  S.  248  v.  von  ?.  Beitzvsstein,  S.  187,  bes.  8.  148  ff.  — 
Verpflichtung  der  Einwohner  der  an  der  Strasse  liegenden  Gegend  mx  Arbeit  mit 
Hand-  n.  Spanndiensten  bei  d.  Unterhalt,  n.  Besseiang  der  Wege  nach  preiia&  Laadr 
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den  StrasBOnlwu,  Seitens  der  anliegenden  Grundbesitzer;^^ 
Aasftthrnng  einzelner  StraBsentheile  dnreh  die  letsteroi 
selbst  oder  ganz  auf  ihre  Kosten;^^)  „pansohallrte  Gebfibron''  In 
der  Form  von  Sonder-Beitrftgfen  Settens  dei'  Grundbesitzer  und 
einzelner  andrer  Personen,  z.  B.  Wald*,  Bergwerk-,  Httttenbesitzer 
u.  dgl.  m.,  welche  von  der  Strasse  einen  ausnahmsweise  bedeutenden 
Vortheil  haben  oder  sie  ungewöhnlich  stark  abnutzen,  —  wo  der 
Beitrag  z.  B.  ortsstatutarisch,  eventuell  auch  doreh  Verabredung 
festgestellt  werden  kann;^)  endlich  ähnliche  Beiträge,  eventuell 
solche  Geldstenern  oder  Zuschläge,  welche  den  Grand-  und 
HansbesitZy  den  Gewerksbetrieb  n.  »•  w,  speeiell  oder 
in  höherem  Betrage,  als  die  «allgemeine  Bevölkerung  treffen/^) 
nnd  welche  dann  hier  mit  als  Gehtlhreni  d.  h.  als  Entgelte  fUr 
specielle  Leistungen,  fungiren  (§.  325). 

Je  nach  Umständen,  nach  der  Gattung  der  Wege,  der 
administrativen  —  Staats-,  Provinz-,  Kreis-,  Gemeindewege, 
Strassen  ausserhalb  und  im  Orte  —  und  der  technischen 
Gattung  —  gew(}hnliohe  Wege  nnd  Ennststrassen  (Chausseen)  — , 
nach  der  Einrichtnog  der  Gommnnal-  nnd  Staatsbestenenmg  wird 
bald  die  eme,  bald  die  andere  dieser  Formen  oder  auch  euie 
Gombination  mehrerer  zn  wählen  sein  nnd  anch  in  der  Praxis 
gewählt. 

§.  306.  —  (2)  Im  anderen  Fall  sucht  man  speeiell  die  Be- 
nutzer des  Wegs  zu  den  Lasten  herbeizuziehen,  ihren  Vortheil 
und  ihre  durch  die  Abnutzung  des  Wegs  bewirkte  Kostenver- 
ursachung zum  Massstab  der  Höhe  der  Gebühr  zn  machen. 
Dies  kann  einmal  duieh  die  besondere  fiestenerong  der  Besitzer 
von  Zngvieh  mid  Wagen,  sodann  durch  das  Wegegeld  ge- 


recht Th.  II,  Tit  15,  §.  13.  —  Vgl  über  Preussen  f.  Könne,  Staatsrecht  II,  2, 
S.  444  ö.  u.  d.  grossem  Weilr  r<m  r.  BOnne,  Wegepolizei  jl  Wegeieoht  4.  Pnofs. 
Staats,  Bresl.  1852. 

^  Solche  Bestimmungen  ünden  sich  in  Bezog  aof  Feldsteine,  Sand,  Kies  f.  den 
Gkansseebau  in  Preussen  nach  K.-O.  7.  11.  Juni  1825,  7.  Bönne,  Staatsrecht, 
n,  2,  462,  I,  2,  112  (gilt  übrigens  nur  in  gevrissen  Provinzen). 

*')  Altes  deutsches  Kecht  war,  dass  für  Wege,  Dämme,  Brücken  u.  s.  w.  die 
sorgen  mossten,  die  bei  ihrer  Anlage  oder  Unterhaltung  ein  unmittelbares  Interesse 
oder  nach  alter  Gevohnheit  die  Yerpilichtung  dam  hatten.  S.  6.  Waitz,  DeiUsche 
Yert-Gesch.  lY,  25  if.  —  VecpUMshtangeiL  dieeer  Axt  in  den  nodenieii  Stidten  1  die 
HaoBbesitzer  und  Adjacenten. 

^  Z.  B.  badische  Wegeoidn.  y.  14.  Jan.  18Ö8,  Tit  2,  §.  4  (bei  sogenannten 
Gemeindewegen), 

^  In  Aussicht  genommen  ganz  allgemein  bei  Gemeindeabgaben  „zu  Yerkehrs- 
anlagen"  in  Bezug  auf  Zuschläge  zur  Grund-  u.  Qebtodestener  in  dem  Eatinuf  des 
preass.  Commnnalsteaergesetzes  r.  1877,  ^.  2. 
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schehen.  Die  erste  Form,  welchü  hier  durchaus  Gebühr  (also 
nicht,  wie  mehrfach ,  Luxussteuer)  ist,  erscheint  principieü 
nicht  ungerecht  und  nicht  unzweckniässig,  aber  ihre  technische 
Dorcbfährang  bringt  weni^teus  bei  den  Landstrassen  viele 
Schwierigkeiten,  Belästigungen  und  kaum  ganz  zu  vermeidende 
UngieiehnittaBigkeiten  mit  aicfa,  —  NaehtheUe,  welehe  auch  nach 
vorliegenden  Er&hningen  aehwerer  wiegen^  als  die  wohl  angefahrten 
Vortheile  dieser  Form  vor  dem  Wegegeld,  z.  B.  die  einfachere  und 
billigere  Erhebung. '^^)  Zu  erwägen  wäre  sie  dagegen  wegen  ihrer 
leichteren  Ausführbarkeit  wohl  ernstlicher  iür  die  Aufbringung 
eines  Theils  der  Pflasterungskosten  in  den  Städten  durch 
die  Besitzer  von  Mietb-  und  besonders  von  Fuhrwerk  zum  eigenen 
Gebrauch. 

Für  die  Landstrassen  verdient  das  Wegegeld  den  Vor- 
zog. Fttr  dasselbe  spricht  im  Vergleich  mit  den  Torerwähnten 
Formen  [unter  (1)],  dass  man  mit  ihm  mehr  die  wirklichen  Be- 
nutzer  nnd  Abnntzer  des  Wegs  und  nach  Massgabe  der  Be* 
und  Abnutzung  treffen  kann:  also  dem  Wesen  der  Ckbtthr  ge- 
mäss. Etwas  lästig  durch  Aufenthalt  u.  s.  w.  ist  die  übliche  Er- 
hebung an  Schlagbilumen,  die  Controle  der  Benutzer  und  der 
Wegegelderheber.  Aber  principiell  ist  das  Wegegeld  nicht  so  zu 
bemängeln,  wie  es  in  der  heutigen  Zeitströmung  geschiebt,  die  in 
der  Forderung  seiner  unbedingten  Aufhebung  hier  einem  unrichtigen 
Oommnnismus  huldigt,  damit  die  grossen  Lasten  des  Wegewesens 
Öfters  ungerecht  rertheilt  und  statt  historisch  und  örtlieh  relatiT  zu 
entscheiden,  wieder  unrichtig  absolut  ▼erführt'^) 

Rau  stellte  für  die  Regelung  des  Strassengelds  Folgendes  auf:**) 
1)  „Der  Tarif  ist  nach  dem  Grade,  in  weichem  jede  Art  der  Be- 


Im  Ganzen  ebenfalls  ablehnend  Kau,  Fin.  I,  §.  291.  Er  fuhrt  als  Beispiel 
an  die  baierische  Zarviehstener  aLi  Weggeldsarrogat  i^HaaptFerordnung  ?om 
16.  Aug.  1808).  Aafg^oben  in  Folge  der  Luidtegsdtzuiig  von  1822,  wo  allgemein 
darüber  geklagt,  bes.  wegen  zu  starkor  Belastung  der  Ackerpferde  u.  Ochsen.  Ertrag 
181« — 20  455,000  fl.  —  Neueier  Vorschlag  v.  J.  Faucher,  v.  WegezoU  u.  «.  ElsatSi 
Volks w.  Yierteljahrschr.  B.  25.  Darüber  u.  dagegen,  Sax,  I,  138,  143. 

^)  Ein  bezQglidiac  Plan  wird  jeizt  (Ansuig  1877)  in  Berlin  erwogen:  eine 
Abgabe  von  30  M.  £  das  Pferd  und  t  d.  Jahr,  um  die  bedeutenden  Kosten  einer 
besseren  Pflasterung  mit  zu  decken.  Auf  Grund  von  Vergleichen  mit  anderen  Orten, 
bes.  zwischen  dea  Koctteu,  dor  Dauer,  dor  Abnutzung  und  dem  Bestwerth  der  Jü'ierde 
der  Beriiner  und  der  FteiMr  OmnlbiiBgeselischaft,  tÜMecbnel  man  die  EniMniin  der 
Fuhrwerksbesitzer  bei  dnichw^  gutem  Pflaster  auf  11(«-120  M.  jährlich  auf  das 
Pferd.  Ein  gutes  Beispiel,  um  die  inneie  Bexechtignng  TOn  gebOhienartigen  Abgaben 
dieser  Gattung  zu  erweisen.  * 

^)  Vgl  bet.  8az  a.  a.  0.,  bes.  8.  181  £,  187  £ 
Bnn,  Fin.  I,  §.  242. 

A  Wagaer,  JbuuunriiMBMluft.  IL  6 
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nutzuDg  die  Strassen  verschlechtert,  abzustufen,  aber  zugleich  im 
Ganzen  billig  anzusetzen."  Letzteres  hängt  aber  von  der  Ent- 
wicklung des  Wegewesens,  der  technischen  Art  der  Strasse,  dem 
Verkehr,  dem  Zweck  der  Fuhre  (Luxus-  und  gewerbliche  Fuhren) 
IL  8.  w.  ab.  In  der  Regel  wird  in  nnsereu  Staaten  Wegseid  über- 
haupt nur  auf  Kunststrassen  (Ghauiseen)  erhoben.  —  „8)  Fohreui 
tut  welehe  die  Gebtthr  aus  einer  Staalseaaie  bezahlt  werden  mtlBste» 
werden  von  dersdben  befiwit,  t,  B.  Hof-,  Militair-,  Post-Fnhren, 
Dienstreisen  der  Beamten,  mit  der  nöthigen  Vorsicht  gegen  Miss- 
brauch, auch  gewöhnlich  Armen-,  Feuerlösch-,  Leichen-,  Dünger- 
fuhren." Ueberhaupt  wohl  landwirtbschaftliche  Fuhren  in  einem 
gewissen  Umkreise  des  Dorfs  oder  Hofs.  Je  nachdem  es  sich  um 
Staats-,  Communalstrassen  n.  s.  w.  handelt,  wird  etwas  verschieden 
in  Betreff  dieser  Befreiungen  zu  verfahren  sein,  —  „3)  Die  Ein- 
nehmer erhalten  eine  naeh  der  Menge  ihier  Veniehtiingen  ahge* 
messene  Belohnung.  4)  Die  Quittungen  ftlr  gesehehene  Entriehtung 
dienen  zur  üeberwaehnng  der  Einnehmer.  Diese  Quittungen  mflssen 
daher  entweder  regelmässig  abgeliefert  (z.  B.  von  den  Fuhrleuten) 
oder  wenigstens  den  Reisenden  häufig  abgefordert  werden."^*) 

Die  Frage  der  Aufhebung  des  Wegegelds  ist  nach  technischen 
und  administrativen  Gattungen  von  Wegen  verschieden  zu  beur- 
theilen.  Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  der  Staat  und  die  Selbst- 
▼erwaltungskörper  hier  ganz,  gleiehrnttssig  TOfgehoi.  Vieles  mtä 
immer  nadi  demW  egereeht  und  naeh  den  danach  zuUlssigen  anderen 
Formen  einer  Herbeiziehung  der  Interessenten  zur  Tragnng  der 
Wegelasten  zu  entscheiden  sein.^) 


Sax,  I,  144.  Von  Wichtigkeit  sind  die  strassenpolizeilichen  Vorschriften  über 
die  Coüstruction  u.  Belastung  der  Warfen,  über  die  Minimalbreiten  der  Ritder  u.  s.  w., 
wwBoit  nur  Begünstigung  von  Falirverk  u.  Rädern,  die  die  Strassen  weniger  abnlUzflii, 
dne  entspreckende  Abatofofig  der  W^egelder  Terbonden  weidea  Inim.  Bdqtide  bei 
SftZ,  I,  159. 

")  Rau,  Fin.  I»  240  Note  c  giebt  folgende  Daten:  Frankreich,  Aufhebung 
des  Strassengelds,  nach  der  Wiedereinfuhr,  v.  1797,  i.  J.  1806  auf  dringendes  Ver- 
langen der  Departemcntsräthe ,  z.  Erleichter,  d.  Landwirthsch.  Ertrag  vorher  15  Mill. 
Francs.  —  Baden.  Aufheb.  durch  d.  prons.  Verordn.  v.  22.  Apr.  Ib30,  genehmigt 
T.  d.  Kammern  1831.  Das  Strassengeld  hatte  2  Er.  p.  Stunde  und  Pferd  betragen, 
also  bei  einer  Ladnng  v.  20  Centn,  p.  Pferd  auf  1  Coitner  bei  10  Stonden  1  Kr.  ~ 
Der  Zolkcrtrag  zwischen  Baiern  a.  Würtcmberg  Ton  1828  setzte  fest,  dass  das 
Wegegeld  beim  inneren  Verkehr  aufhören  und  nur  noch  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr 
dmcli  einen  Zollzuschlag,  femer  yon  Reisenden  beim  Eintritt  in  das  Vereinsgebiet 
erhoben  werden  sollte.  Aufhebung  dieses  Zuschlags  in  Wttrtemb.  1834.  Nachdem 
baier,  Ges.  y.  1.  Juli  1834  wurde  das  Wegegeld  getrennt  y.  Zoll  beim  Eintritt  in  das 
Xiand  erhoben,  und  zwar  f.  d.  geogr.  Stunde  ron  Lastfuhren  bei  4  oder  weniger  Zog^ 
thieren  1*/«  Kr.  t.  jedem ,  bei  6  n.  S  Thieren  d'/t  Kr*  jedem ,  nnd  ?on  Reisenden 
3  ft  £  d.  Pferd,  doch  mit  BackreEgatnng  r.  3  Kr.  f.  jede  Stande,  am  die  der  sorttck- 
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§.  307.  Ueber  die  weiteren  oben  in  §.  302  unter  b— f  ge- 
nannten Einriobtongen  des  Verkebrswesens,  an  welche  sich  Gebühren 
knitpfeO;  kann  man  hier  knra  sein.  Zur  öfEentlioben  Uebemahmei 
bes.  AoMmmg  und  Erhaltung  e%iien  sie  sieh  alle  nnd  igt  dieselbe 
aiieh  in  dto  Praxis  seit  jeher  vi^aeh  ftblieh.  Doeh  ^Lommen  Oflers 
aneh  Einiriditnngen  dieser  Art  als  Enrerbsmittel  der  Piivatwirth- 
Schäften,  Gesellschaften  vor. 

b)  Die  Brücken  sind  nach  analogen  Grundsätzen  im  Ge- 
htthrensystem  zu  behandeln,  wie  die  Wege.^®) 

c)  Bei  den  öf i'eutiichen  natürlichen  Wasseratrassen^^) 
sind  Abgaben  fflr  die  Benntsnng  ttberliaopt  nur  soweit  zulässig, 
als  Kosten  für  diese  Wasserwege  aufgewendet  werden  mfissen, 
Nor  dann  und  nur  in  der  dem  entspreebenden  H9he  sind  die  Ab- 
gaben Gebtthren,  sonst  Steuern^  welche  als  solebe  selten  zn  billigen 
sind.  Statt  oder  neben  einer  unmittelbar  vor  der  Schiff  fahrt 
(und  Flösserei)  erhobenen  Gebühr  (FlusszöUe)  können  wieder 
die  anderen,  bei  den  Wegen  in  §.  305  erwähnten  Methoden,  die 
Interessenten  zur  Kostentragung  herbeizuziehen,  Anwendung  finden. — 
Abgaben  für  den  Gebrauch  von  Wasser  öffentlicher  Flüsse  für 
landwirtbflchaftliche  nnd  industrielle  Zwecke  sind  ebenfalls  nur  als 
Enato  eines  Kostenaufwands  (fUr  Kanäle  u.  dgl.)  (j^tthren.  Das- 
selbe gilt  Ton  den  Abgaben  fSr  Fähren,  welche  auf  Grund  eines 
Mheren  ,,Fälirregals'<  mehrfach  noch  heute  bei  uns  fiscalisohe, 
dann  vom  Fiscus  verpachtete  Einrichtungen  sind. 

d)  Die  verschiedenen  Einrichtungen  zur  Förderung  des  Trans- 
portwesens, besonders  der  Schitffabrt,  eignen  sich  gut  zur  Aus- 
führung Seitens  der  nächst  betheüigten  Gemeinschaften,  so  der 
Hafenstädte.  Die  Erhebung  von  Gebühren  von  den  Benutzern 
dieser  Anstalten  in  der  Form  Ton  Tonnengeld.ern  (naeb  Mass^ 

gdegte  Weg  ünter  60  Stunden  betrug.  Xacli  späteren  Ermässigungen  fiel  das  Weg- 
geld bei  der  Einfuhr  weg  n.  betrug  bei  d.  Durchfuhr  I2V2  Kr.  vom  Centner.  Ertrag 
1834/35  101,000.  1885/37  jährl.  73,700  fl.  Spätere  Aulhebung.  —  Nassau  Aiif- 
liebQiiff  1S56,  Hessen-Darmstadt  1S65.  -~  Prelis sea.  Nsch  GhanaseegeldtKiif 
Ton  1840  p.  Meile  u.  Zugthier  bei  Fuhrwerken  zum  Fortschaffen  t,  Personen  1  Sgr., 
zum  Forischafifen  v.  Lasten  je  nach  Art  u.  Last  1  Sgr.,  Vs  ^S^->  ^-  ^nangespannten 
Thieren  im  Allgem.  Vs  Vo  Sgr.  Aufhebung  auf  den  Staats  Chausseen  v.  1.  Jan.  1875 
M  doioh  G6WB  r.  27.  Mai  1874.  —  Oesterreich,  seit  1821  im  Allgem.  aof  den 
&rar.  Strassen  WtgegM  r.  1  Kr.  K.  M.  p.  Meile  u.  Stttck  Zngneli.  S.  aber  Böhme  11 , 
S»x,  I,  131. 

Vgl.  Rau,  Fin.  I,  §.  243a.  —  Bedeutung  der  Fürsorge  für  Brückenbau  im 
cereKnlg.  Keich,  s.  Waitz,  Verf.-Gesch.  IV,  28,  80. 

Rau,  Fin.  I,  §.  244,  mit  nicht  genügender  ünteischeidiins^  des  Gebühren-  u. 
des  Steaerprincips  bei  den  sogen.  FlasszOUen.  S.  Beispiele  eigentliciier  Steuern  dieser 
Art  in  Rau- Wagner,  Fin.  I,  §.  215.  Note  e,  Wagner,  Fin.  I,  §.  234,  Note  10. 
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gäbe  des  Rauminhalts  der  Schiffe)  n.  dgl.  ist  zweckmässig.  Die 
Herbeiziehung  zur  Kostentragong  lässt  sich  aber  aaeh  noeh  auf 
andere  Weise  bewerkstelligeD,  z.  B.  in  der  Form  kleiner  Ein-  nnd 
Ansfnhr-WeräizOUey  mitunter  wohl  ganz  passend.^)  Wo  der  Staat 
selbst)  wie  vidftioh,  die  bezttgfiohen  Einricbtangen  sehaflt,  wird 
er  natürlich  auch  die  Einnahme  aus  den  Gebühren  beziehen.**^) 

e)  Die  Einrichtungen  für  den  Handel,  den  Mess-  und  Markt- 
verkehr sind  mit  Kecht  seit  Alters  regelmässig  eine  Communal- 
angelegenheit.  Nor  ausnahmsweise,  bei  einzelnen  besonders 
kostspieligen  Objeeten  nnd  in  modernen  Grossstadten,  hat  man 
hier  die  Privatuntemehmung,  aber  alsdann  gewöhnlieb  mit  Vorbe- 
halt einer  Mitwirkung  der  öffentlichen  Behörden  bei  der  Festsetzung 
der  Tarife  u.  s.  w.,  zugelassen,  z.  B.  bei  Anlagen  von  Entrepots, 
Viehhöfen  u.  dgl,  m.  In  solchen  Fällen  sollte  wenigstens  ein  Rück- 
fallsrecht oder  ein  RUckkaufsrecht  zu  im  Voraus  generell  bestimmten 
Bedingungen  für  die  Commune  ausbednngen  werden.  Die  Gemeinde 
hat  von  den  Benutzern  Gebühren  zu  verlangen,  durch  welche  die 
Verwaltungskosten  sich  decken  und  sich  das  Kapital  der  Einrich- 
tungen verznist  nnd  amortisirt.  Je  nach  Umstftnden  erscheint  bei 
Anstalten  von  wirklich  grosser  aOgemdner  Bedentung  die  Ueber- 
nahme  eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  auf  das  allgemeine  Budget 
der  Gemeinde  aber  nicht  ausgeschlossen.  Doch  wird  hierbei  mit 
grosser  Vorsicht  vorzugehen  sein,  weil  die  Ermässigung  der  Gebühr 
leicht  nur  dem  Händler  oder  dem  einen  vor  dem  anderen  Händler 
(z.  B.  bei  Verkanfsständen  in  Markthallen)  im  Gewerbsgewinn, 
nicht  dem  Publicum  im  Preise  der  Waaren  zu  Gute  kommt  Ueber* 
Schüsse  über  die  Kosten  nehmen  den  Oharacter  der  Stener,  z.  B. 
der  Gewerbestener  an,  und  sind  wohl  nur  statthaft  als  Form  emer 
Theilnahme  der  Gemeinde  an  monopolistischen  Gewinnen  einzefaier 
Gewerbtreibender. 


So  deckte  früher  Hamburg:  seine  g^rosscii  Verwendungen  für  das  Fahr- 
wasser a.  8.  w.  durch  solche  niedrige  Zölle,  von  denea  aber  immer  mehr  Waaren 
WBguk  der  Goncmms  uulzer  H&fen  ansgenommeii  wimdeii.  Anfliebang  dieser  Ab- 
ggben  ia  Fidga  der  neaen  Bddisgesetsgebiiiig. 

**)  Fraher  vielfache,  noch  jetzt  theilweise  Benutzung  der  Tonnengelder  n.  ägi  nun 

Schutz  oder  zur  Begünstigung  der  nationalen  Rhederei  und  Schiflfahrt«  indem  die 
heimische  Flagge  keinem  oder  geringere  Gebuluen  als  die  fremde  zahk.  —  Frank > 
reich  AnsohL  t  Schifflhlurtsal^ben  im  B.  £  1877  4,715,000  Wt.;  We8t*Oee4 er- 
reich Hafengebühren  d.  Staats  A.  f.  1877  420,000  fl.;  Preussen  A.  t  1877/78 
Brücken-,  Fähr-,  Haf«^ngelder,  Strom-  u.  Canalgefälle  2  Mill.  M.,  Niederlage-,  Krahn- 
m  Waagegeld  190,000  M.;  Hamburg  1877  Tonnengeld  432,000  M.;  Bremen  1^76 
SehiCabg.  224,800  M. 
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f)  Locale  Verkehrsanstalten,  wie  kleine  Dampfbahnen, 
Pferdebahnen  und  Omnibuswesen,  eignen  sich  alle  für  die  Ueber- 
nahme  auf  die  Gemeinde,  besonders  anf  die  städtiflohey  zumal 
groBwtidtiflehei  oder  auf  den  Kreis.  Die  nähere  Begrflndnng  hie^ 
für  ist  sehon  in  den  ErOrterangen  des  1.  Bandes  Aber  das  Ver- 
kehrswesen gegeben."®)  Diese  Anstalten  sebfiessen  doh  an  die 
Secnndär-  und  Tertiärbahnen  an.")  Das  wichtige  Princip  der 
üebertragung  der  finanziellen  Verwaltungsergebilisse  der  günstigen 
und  ungünstigen  Linien  und  Curse  kommt  bei  solcher  Uebernahme 
mehr  als  bei  der  Ansfübrung  durch  die  specolative  Erwerbsgesell- 
schaft im  Interesse  des  Publicnrns  znr  Geltung  nnd  ermöglicht  die 
allseitige  Ansdebnnng  des  Netzes.  Oekonomiscb-teebniseh  ist  die 
Gemeinde  nnd  der  Kreis  zum  Ban  nnd  Betrieb  solcher  Anstalten 
mittelst  besonderer  Behörden  im  Allgemeinen  ebenso  fthig  als  die 
Actiengesellsehaft.  Ein  allen  späteren  Anforderungen  entsprechendes 
Pflichteuheft  der  letzteren  kann  man  aber  doch  im  Voraus  nur 
sehr  schwer  richtig  aufstellen.  Das  finanzielle  Risico  lässt  sich 
beschränken,  wird  durch  die  Gewinnchance  aufgewogen  und  ist 
richtiger  von  der  Commune,  d.h.  der  Gemeinschaft  der  Interessenten, 
statt  von  einer  fremden  Gesellsohail  zn  laufen.  In  Grossstädten 
bietet  die  Uebernahme  nnd  der  zweckmSssige  Ansban  nnd  Betrieb 
eines  solchen  Netzes  von  Yerkebrsanstalten  ein  gutes  Mittel,  das 
Bodenmonopol  der  günstigen  Lagen  zn  beschränken. 

Das  Gebührenwesen  dieser  Anstalten  ist  ähnlich  wie  das 
Tarifvvesen  der  Eisenbahnen  fUr  den  PersonenTerkehr  einzurichteni 
mit  mögliohster  Begünstigung  der  unteren  Glassen.  Uebersebflsse 
ttber  die  Yerwaltungs-,  Zins-  nnd  Amortisationskosten  sollten  gmnd- 
Biltzlicb  zur  Erweiterung  oder  Verbesserung  der  Anstalten  oder  znr 
Ermässigung  der  Tarife,  daneben  auch  etwa  zur  Verbesserung  der 
allgemeinen  Wege  dienen.^^) 


8«  bes.  Wagner,  lün.  I,  g.  238. 
*>)  Eb.  §.  255. 

Es  ist  wohl  Dicht  daran  zu  zweifeln,  dass  gerade  hier  iu  nicht  ferner  Zukunft 
die  specnlatire  ErwerbsgeBeUscbeft  allgemein  darch  die  gemeinwirthschaftliche  Thätig- 
Iteit  der  Gemeinde  selbst  ersetzt  werden  wird.  Mit  dem  Oelde  der  Steuerzahler  werden 
dann  die  Actionäre  der  Pferdebahnen  u.  s.  w.  mitunter  wieder  theaer  genug  zti  ent- 
schädigen sein!  (Berlin!).  Hier  und  da,  wird  man  einwenden,  sind  dieäu  Bahnen 
dann  vielleicht  auch  billiger  zu  erwerben.  Aber  auch  dies  ist  nicht  das  Richtige  und 
Gerechte,  zumal  gewöhnlich  gewisse  Speculantenkreise  auch  hier  Gewinn  gemacbt 
haben  werden  und  weniger  geriebene  Leute,  Meine  ond  mittlre  Kapitalisten,  bes. 
Acüoniie,  die  endgiltig  beschädigten  sind. 
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§.  308.    g)  Die  Post.«») 

Bie  hat  sich  in  den  modernen  Gaitarstaaten  geschichtlich  vor- 
äemlich  als  8  taatsanstalt  und  zwar  als  Regal  entwickelt,  be- 
sonders der  Hauptsweigy  die  Briefpost  Der  Staat  hat  dies 
Begal  auch  meistras  selbst  aasge&lit  Wo  dies  nieht  der  Fall  wv 
md  wo  gewisse  Zweige  nicht  tum  Postregal  geborten,  tritt  in  der 
Gesebiebte  regelmässig  die  Tendens  hervor,  die  Yerleihnng  des 
Regals  an  Dritte  zur  Ausübung  zurückzunehmen  und  die  Staatspost 
auf  andere  passende  Zweige  aaszodehnen.^) 

Umfassendere  Behandlang  des  Postwesens  wird  für  den  3.  Band  des  Lehr- 
buchs (Verkehrawesen)  vorbehalten.  Dort  auch  erst  nähere  Anj^aben  über  die  Literatur 
und  die  Gesetzgebung  des  Gegenstands.  —  Bau,  Fin.  I,  §.  205  — 219a.  Postregal, 
Tolksinrthsch.polit  II,  §.  268,  26Sa,  —  nicht  mehr  genügend,  in  den  Ansdiauungen 
noch  der  Pcriodo  vor  den  Eisenbahnen  angehörig.  R.  ?.  Mo  hl,  Polizoiwiss. ,  3.  A., 
II,  §.  179.  Hier  wie  bei  ßau  ältere  Literatur.  H-  Kösler,  Verwaltungsrecht ,  II, 
§.  432 — 439,  mit  vielem  Material  aus  d.  Heichsgesctzgebung.  L.  v.  Stein,  Uandb. 
dor  Yerraltnngdehre,  2.  A.,  S.  388  —  402.  Jet/.t  namentlich  v.  volkswirfliBch.  Stand- 
puncto  ans:  Sax.  Yertehrsmittel  T,  S.  211  ff.,  mit  Abriss  der  Entwicklungsgeschichte 
der  Posten,  S.  313  fl.  Holzamer«  z.  Gesch.  d.  Briefportoref.  u.  s.  w.  in  d.  Täb. 
Ztschr.  1878,  L  Ueber  Prevflsen  B.  bes.  Stephan,  Gesch.  d.  preoss.  Post,  Bell 
1859.  —  Für  dasDeutsche  Reich  d.  BelchsreifiuB. ?.1871,  Abschn.  8.  Reichsges. 
über  d.  Postwesen  v.  '2S.  Oct.  1S71,  tlber  d.  Posttaxwesen  v.  28.  Oct.  1871,  Commentar 
ron  Dambach,  Berl.  1872.  Ges.  r.  17.  Mai  1873,  betr.  Abänder.  d.  Ges.  ub. Poet- 
tarrflsen  y.  28.  Oet  1871.  Ges.  v.  20.  Dec  1875,  betr.  Abtod.  des  §.  4  d.  Ges.  t. 
28.  Oct.  1871  über  Postwesen  (Bezieh,  z.  d.  EisenbahnenV  Reidies  Material  über 
Gesetzgebung,  Statistik  u.  s.  w.  des  Reichspostwesens  in  Hirth's  Annalen.  Inter- 
nationaler (Welt-)PostTertrag  zu  Bern  v.  9.  Oct  1874  (s.  Deutsches  Reichs- 
gesetz-BL  1875,  8.  223;  Sax,  I,  368;  Hirth's  Annalen  1875,  S.  451  £). 

^)  S.  d.  histw.  Hotizen  bei  Ran,  Fin.  I,  §.  205  Note  b,  bei  BOller  §.  432 
Note  I,  bes.  Sax  a.  a.  0.  Bes.  wichtig  war  bei  den  eigcnthtlml.  politischen  Ver- 
hältnissen Deutschlands  die  Entwicklung  der  Thum  u.  Taxis  sehen  Post  neben  oder 
statt  der  Landesposten,  worüber  Nftberas  im  8.  Bande.  Nach  .den  N^^eontscben 
Kriegen  wurden  die  Gerechtsame  des  Hauses  Thum  u.  Taxis  durch  die  deutsche 
Bundesacte  wieder  anerkannt,  doch  blieb  gegen  Entschädigung  auch  in  den  Gebieten, 
wo  es  das  Postrecht  besasä,  die  Anlegung  von  Landesposten  vorbehalten.  Die  meisten 
grosseren  Staaten  hnben  letztere  gehabt  (vor  1866  15).  '  Das  Hans  Thnm  nnd  Tajos 
hatte  antotBt  noch  ein  Postgebiet  von  1 7  Ländern  mit  3.3  Mill.  Einw.  ganz  oder  thttll- 
weise  für  sich  (s.  dieselben  bei  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  II.  2,  478).  Es  ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  in  Ermangelung  einer  anderweiten  Einheit  die  Taxis'sche 
Poet  diese  in  den  Kleinstaaten  ersetzte  nnd  so  gewisse  Vortheile  f.  d.  Gomehiweseii 
hatte.  Preussen  verwaltete  die  Post  in  Anhalt  u.  Waldeck.  K.  Sachsen  in  Altenburg. 
In  Hamburg  bestanden  nicht  weniger  als  7  Postverwaltungen  neben  einander  (Stadt- 
post,  hannov.,  preuss.,  mecklonb.,  taxisschu,  dän. ,  schwed.j.  Den  Ereignissen  von 
1866  ff.  ist  die  grossere  Einheitlichkeit  im  deutschen  PoMwesen  za  verdanken;  l^ieossen 
enrarb  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Fürsten  von  Thum  u.  Taxis  vom  28.  Jan.  1867 
(preuss.  (tc>.  V.  16.  Febr.  1,*^()7)  die  Postgercclitsame  dieses  Hauses  in  allen  deutschen 
Gebieten  f.  3  MiJl.  Thlr.  v.  1.  Juli  1867  an.  Durch  die  norddeutsche  BuudesFerfassung 
Wirde  die  Poet  Bnndesangelegenheit  nnd  Bundesanstalt  an  Stelle  aller  einzelstaadichen 
Poston,  was  namentlich  in  den  Hansestädten  zu  erheblichen  Reformen  führte,  Baieru 
und  Wiirtemberg  haben  sich  bei  ihrem  Anschluss  an  das  Deutsche  Reich  noch  ihr 
eigenes  l*ostwesen  vorbehalten.  Doch  untersteht  auch  dieses  in  den  wichtigsten 
Puncten  der  Reichsgesetzgebung  (Art.  52  der  Beichsrerfass.  v.  1871).  Fttr  das  ganze 
Qbrige  Keichsgebiet  besteht  die  Rcichspost  als  einheitliche  Stautsverkehr-sanstalt.  üeber 
'die  Einnahmen  u.  Ausgaben  dieser  Post  wird  durch  den  Finanzetat  des  Reichs  Be- 
stimmung getrodeu.  —  Die  deutsclicn  Staatsposten  haben  seit  Altera  neben  der  Brief- 
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Die  gegenwärtige  Sachlage  iu  den  Culturstaaten  ist  überall: 
lelbstTerwaltetes  Postregal  des  Staats  and  BeziehuDg 
desselben  io  erster  Linie  auf  die  Briefpost  Daneben  kommt 
aber  aoeh  yiel&cli  eine  Zeitung»-,  Geld-,  Paeket-  nndPer- 
flonea-Staatspoit  vor.  Diese  Zweige  waren  jedoch  gew(ttmlieh 
sehen  früher  und  sind  vollends  jetzt  niefat  in  gleichem  Umfange 
wie  die  Briefpost  dem  Regal  unterworfen.  Entweder  fehlt  letzteres 
dabei  gänzlich  und  die  Staatspost  betreibt  diese  Zweige  in  Con- 
correnz  mit  Privaten,  wenngleich  vielleicht  thatsächlich  ganz  oder 
fast  ganz  aassehüesslich,  oder  das  Regal  bezieht  sich  nur  auf 
einselne  Zweige,  z.  B.  die  Paoketpost,  and  onterliegt  auch  hier  be- 
jrtimmten  gesetzUcken  Beiebitnkmigea  zu  Ghmsten  des  freien 
Verkehrs.«*) 

Ob  flberlianpt  die  Post  Staatspost  sein  soll  nnd  weldie  Ein- 

richtnng  und  Ausdehnung  der  Staatspost  zweckmässig  ist,  das  ist 
hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  zu  erörtern.  Historisch  und 
örtlich  relativ  zu  beantworten  ist  im  Einzelnen  natürlich  Vieles. 
Die  Post  als  selbstv erwaltete  Staatsanstalt  and  zwar  als 
in  gewissem  Umfang  regalisirte  Anstalt  hat  sich  im  Ganzen 
dwebaas  bewährt  Die  mneren  Gründe,  welehe  Air  die  Staatspost 
sprachen,  sind  schon  im  1.  Bande  dargelegt  worden.^)  Kameat- 
Ikh  die  Briefpost,  bedingt  anch  andere  Zwdge  dw  Post,  empfeUea 
Ml  als  Staatsaastalt.  Dies  ist  eine  hente  in  Theorie  und  Praiis 

M8i  die  Geld-,  Packet-  und  Personeiipost  cnltivirt.  Ausserhalb  Deutschlands  ist  die 
rflUODenbefÖrderuDg  nur  anspahmsweise  ein  Zweig  der  Staatspost  (so  in  der  Schweiz, 
OeBteiraicli,  SeandiiiMieii  n.  th.  w.  te  Bnnland).  Die  PaflketbeAidenmg  bftiigat  sicli, 
lie  es  scheint,  jetzt  im  Ausland  auch  als  StaatspoBizireig  nit  ein,  80  MB.  dieBflchcs^ 
fOtt,  wie  lange  schon  die  Zoitungspost  u.  s.  w. 

Die  gewöhnlichen  Vorrechte  der  Post  in  der  eisten  H&Ifte  und  bis  über  die 
Ifitte  det  19.  Jahrhunderts  hat  Bau,  Flu.  I,  §.  206  Kola  a  fblgeadermassen  za- 
sajnmen gestellt:  1)  Briefe  u,  versiegelte  Packete  unter  einem  gewissen  Gewicht, 
dürfen  nur  von  der  Post  gewerbsmässig  bestellt  werden.  Dieses  Gewicht  (doch 
nur  auf  Poststrassen  u.  t  Zeitungen,  Zeitschriften  u.  Papiere)  war  in  Frankreich  2  Pfd. 
(bei  150— düO  Fr.  Strafe);  in  Deutscb-OeitemiQh  10,  HannoTer  15,  Sachsen,  Braun- 
schweig 20,  Baden  und  vielen  anderen  Ländern  25,  Preussen  40  Pfd.  —  2)  Land- 
kutschen  u.  Lohnkutscher  durften  sich  nicht  der  unterlegten  Pferde  bedienen  (Pferde* 
Wechsel).  —  S)  Wer  mit  Extrapost  ankommt,  durfte  erst  nach  Verlaüf  einer  gewinea 
Zeit  mit  Kutscherpferden  Weiterreisen  (nach  bad.  Yerordn.  v.  1812  nach  48  St,  in 
Baiern  nach  24  St.).  —  4)  Verpflichtung  der  Lohnkutscher,  yon  jeder  Fahrt  etwas  an  • 
die  Postcasse  zu  zahlen,  in  Hannover,  Churhessen.  In  Preussen  ehemals  1  Sgr. 
p.  Meile,  Ertr.  60,000  Thlr.,  aufgehoben  durch  K.  0.  r.  10.  Dec.  1841.  Abgaben 
dieser  Art  dann  auch  zu  einer  Steuer  erweitert,  wie  in  England  f.  d.  Stage  coadies 
fg.  Rau,  Fin.  I,  §.  212,  Note  a),  in  Frankreich  (ebendas.V  —  Die  ömc-esfaltnnis^en 
des  Verkehrs,  besooders  seit  den  Eisenbahnen,  haben  manche  dieser  Vorrechte,  wenn 
de  nicltt  söhen  aushoben  waren,  ohsolet  weiden  lassen  eder  nndmolilbliiliar  ge- 
macht u.  meist  ist  auch  das  fiscalische  Interesse  der  Post  selbst  daian  renehwonden.  — 
Debet  den  jetzigen  Umfang  des  Postregals  s.  Note  69. 

•«)  Kau-W  agner,  Fin.  I,  §.  221— 22ä,  Wagner,  Fia.  I,  §.  28»,  240. 
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kanm  irgend  mefar  bestritteDe  Ansicht.  Am  Ersten  igt  in-  einem 
Lande  mit  entwiekeltem  Verkehr  die  Staats  -  PersoBenpost  <  s« 
entbehren.**) 

Die  genauere  Beantwortung  der  Frage,  ob  mä  in  wdohem 
Umfang  ein  Postregal  beibehalten  werden  soll,  gehört  ebenfalls 

nicht  hierher,  sondern  in  die  Volkswirthschaftspolitik.  Hier  ist  jetzt 
nur  zu  constatiren,  dass  wenigstens  für  den  Hauptzweig  der  Post, 
die  Briefpost,  das  Regal  nicht  ganz  entbehrlich  ist,  und  zwar 
auch  ans.  finanziellen  Grttnden.  Nur  darf  das  Regal  nieht 
als  Finanzregal  anfgefasst  werden.  Es  soll  vielmehr  nvr  soweit 
bestehen,  ab  dies  duroh  die  Anforderangen  bestm^glieher 
Technik  nnd  Oekonomik  der  Posteinrlobtong  bedingt  wird. 
Znr  ökonomischen  gebort  aber  aneh  die  finanzielle  Seite.  Die 
Post,  znmal  die  Briefpost  mnss  das  ganze  Land  möglichst  intensiv 
mit  einem  Netz  von  Postämtern  und  Postcursen  liberziehen.  Damit 
dies  geschehen  könne  und  nicht  zu  kostspielig  werde,  muss  der 
Staat  im  Wesentlichen  ohne  Concurrenz  die  Post  in  den  verkehrs- 
reichen Tbeüen  seines  Gtebiets  und  auf  den  guten  Linien  betreiben. 
Nnr  dann  ist  «r  fähig,  aneh  in  den  anderen  Theilen  die  Posteinr 
ri^^tOBg  — im  Gesammtinteresae  —  ordentlieh  zn  entwickefaL 
Denn  die  geringen  Einnahmen  oder  Znsehtlsse  hier  werden  dann 
dnreh  die  Ueberschttsse  dort  ers^zi  Die  BegaliBining  ermöglicht 
dnreh  zweckmässige  Ooncentration  der  Geschäfte  aneh  eine 
Oekonomie,  welche  ein  wichtiger  volkswirthschaftlicher  Gewinn 
ist  und  im  privatwirthschaftlichen  System  nicht  in  gleichem  Grade 
erreicht  werden  kann.^^)  Die  Wahrnehmung  des  Finanz  Interesses 
in  diesem  Umi'ang  durch  das  Postregal  verfolgt  daher  keine 
fiscaliscbe,  sondern  nnr  die  Tendenz,  die  Postanstalt  in  ilirer  Qe- 
memnUtzigkeit  zn  heben  nnd  die  Deckung  ihrer  Gesammtkoetmi 
sicherer  zn  stellen.  Im  Allgemeinen  wird  es  in  unseren  Staaten 
gegenwärtig  genügen,  die  Staatspost  gegen  gewer bs weise  be- 
triebene Briefbeförderung  von  Privaten  zwischen  verschiedenen 
Orten  zu  schlitzen;  eventuell  in  der  Pack^tpost  die  Privaten  von 
der  gewerbsmässigen  Versendung  kleiner  Packete  auszuschliessen, 
obgleich  ein  solches  Vorrecht  des  Staats  von  einer  tüchtigen,  einmal 

^  Die  Beweisfilhruog  Eaa  s  in  d.  l'ln.wiäti.  I,  §.  208 — 211«  bes.  in  Betr.  der 
Bnefyost«  za  Gunsten  der  Sltaatspost  ist  jetzt  wohl  nicht  mehr  notlivendig.  Der 

ÜlDMJIWling  za  (iuDsten  der  gemeinwinhschaftl.  Thati^keit  (Staatspost)  statt  der 
priyatwirthschaftlichcn  ist  so  vollständig,  dass  die  Zuschiebuug  der  Bewcislast  sich 
geradezu  umgekehrt  hat.  Ein  in  mehr  als  einer  Beziehung  sehr  bemerkenswert^er  Vorgaag.1 
«)  Vgl.  Sax,  I,  74,  225  ff.  .  . 
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eingebürgerten  StaatspoBt  kaum  bedurft  wjrd,  wie  neueste  deutsche 
firfabnmgeii:  beweieen.  Die  Anfhebimg  vi»  Voireebten  in  Betreff 
der  PerBonettbefördernng  liegt  meist  ebenso  sebr  im  Verkehr»- 
interesse  eines  entwieketten  Landes  als  im  Postmteresse  nnd  sogar 

im  postalischen  Finanzinteresse  selbst  ^  weil  die  oft  ZnsebQsse 
fordernde  Staats- Personenpost  dann  leichter  und  ganz  wünschens- 
werth  durch  Privatanstalten  ersetzt  wird  und  eingeschränkt  oder 
lÄöfgegeben  werden  kann.®*) 

§.  309.  Die  weiteren  Verhältnisse  der  Post,  welche  hier  iA 
4er  Finanzwissenschaft  zi|  berühren  sind,  betreffen  die  Be gelang 
der  Postfinansen,  namentlioh  das  Postgebtthrenwesen. 
Die  genauere  Begründung  fttr  das  Folgende  gehört  wieder  in  die 
Volkswirtbscfaaftspolitik. 

Es  sind  zwei  Pnncte  hier  zn  unterscheiden:  die  Feststellung 
des  leitenden  Finanzprincips  in  der  Post  und  die  Durch- 
führung des  angenommenen  Princips  im  Einzelnen, 
daher  die  Regelung  des  Posttax-  oder  Portowesens. 

a)  Als  das  leitende  Finanzprincip  der  Post  in  unseren 
hentigen  GoltiAvtaaten  ist  bereits  im  1.  Bande,  im  Allgemeinen  das 
0eb11b7enprincip  festgestellt  worden.'^)  •  Abweiebnngen  bier?on 
.sbd  früher  die  Regel  gewesen,  indem  das  Postregal  als  F  in  an z- 
r^egal  und  damit  die  Post  gleichzeitig  mit  als  Besteuerungs- 
mittel behandelt  wurde.  Davon  ist  jetzt  gewöhnlich  mit  Recht 
abzusehen,  wenn  auch  nicht  zu  läugnen  ist,  dass  durch  eine  Porto- 


Die  noch  bestehenden  Postvorrechte  in  Deutschland  siehe  bei  H.  R Osler, 
Vcrwx  II,  §.  43.i,  V.  Könne,  prss.  Staatsr.  II,  2,  §.  473.  —  Reichspostges.  v.  1871 
§.  1:  im  Wescntl.  ein  ausschliessl.  Beförderungsrecht  der  Post  für  alle 
venl«gilt«i,  ZQgenähten  oder  sonst  verschlossenen  Briefe,  dinn  för  alle  polit 
Zeitangen,  velche  öfter  als  1  mal  wöchentlich  erscheinen,  gegen  Bezahlung 
(also  z.  B.  ex  eins,  uuentgeltl.  Pri?atbefördening  v.  Briefen,  Mitführen  v.  Empfehlaugs- 
biiefen  n.  dgl.  —  ein  Unterschied  gegen  früher)  von  Orten  mit  einer  Postanstalt 
nach  anderen  Orten  mit  einer  Postanstalt  des  In-  und  Auslandes,  also  nicht 
innerhalb  desselben  Orts.  Für  Packetc  kein  Vorrecht  mehr;  dss;!.  nicht  mehr 
für  Personenbeförderung,  die  für  Private  nach  dem  norddeutschen  Gesetz  über 
das  Postiresen  r.  2.  Nor.  1867  §.  1,  wenn  sie  „gewerbsmässig  auf  Landstrassen  gegen 
Bezahlung  mit  regelmässig  festgesetzter  Abgangs-  oder  Ankunftszeit  u.  mit  unterwegs 
gewechselten  Transportmitteln"  erfolf^,  noch  der  Genehmij^ung  der  Postverwaltung 
bedurfte,  falls  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Fuhrgelegenheit  eine  wenigstens  täglich 
abgehende  Personenpost  bereits  bestand.  —  Dem  Vorrecht  der  Pe^  aaf  -die  gen. 
Sendongen  entspricht  die  Verpflichtung  der  Post,  dieselben  anzonehmen  und  zu  be> 
fördern  (Ges.  v.  1871  §.  .H).  —  Der  Versuch  von  Privat-Packetbeförderungsanstalten 
in  Concnrrenz  mit  der  Post  scheint  in  Deutschland  misslongen  zu  sein.  Freilich 
koamen  der  Post  ihre  Becbte  gegenttber  den  iäsenbaluieii  hfer  sehr  zu  Oute. 

^)  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  226,  Wagner,  Kn.  I,  §.  242.  Im  Ganzen  ist  auch 
Hau,  B'in.  I,  §.  213  dieser  Behandlnng  der  Post  iiiitiiijülMliiiiiftlt  wmnl  iim  Ii  hier  bes. 
Sax  a.  a.  0.,  namentL  I.  246  ff.  JT^^F^  ^'^  '^1%, 
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normiruug  nach  Steuergrandsätzen  mitunter  die  handel-  und  ge- 
werbetreibenden Ciassen,  besonders  die  Grossgeschäfte,  welche  sich 
anderen  Bestenerangf  arten  leiebte  entliehen,  mit  besteuert  werden 
können  (also  Porto  sni^eieh  als  Form  dner  eigentüdien  Stener 
l^girend).  Bestigliehe  Erwägungen  werden  nicht  immer  gnmd- 
flAtKUeh  abzuweisen  sein,  z.  B.  bei  Fragen  der  Reform  eines  etwas 
mit  als  Steuer  wirkenden  Portotarits.  Ferner  sind  die  Zweige 
der  Post  zu  unterscheiden:  Die  Brief  -  und  eventuell  die  Zeitung»-, 
Geldpost,  fraglicher  schon  die  Packetpost  sind  nach  dem  Ge- 
b tihrenprincip,  die  Personenpost,  eventuell  auch  noch  die 
Packetpost  mehr  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Prinoip 
sn  verwalten,  wie  dies  sdion  im  1.  Bande  begründet  wnrde.  Oe- 
sebichtlieh  hat  das  priTatwirthsehafttiehe  Piinoip  (oder  das  ^Oifont- 
Hebe  Untemehmnngsprincip^'  Sax's/  frtther  allgemeiner  in  der 
PostverwaltuDg  gegolten  und  auf  einer  Stufe  „extensiver"  Verkehrs- 
entwicklung z.  Th.  mit  gutem  Grunde.  Das  Gebtihrenprincip  ist 
erst  bei  „  intensivem  Verkehr  allgemeiner  berechtigt  and  darch> 
gedrungen. 

In  finanzieller  Besiehnng  sind  dann  noch  zwei  Pnncte 
wichtig,  welche  die  Gesammteinnahme  der  Post  und  deren 
Verhftltniss  znr  Aasgabe  betreffiMi.  Entens  ftagt  sieh: 
welche  Höhe  der  Gesammtmnnahme  soll  man  erstreben? 
Zweitens:  ist  die  Staatspost  mit  beständigem  Betriebs- 
deficit  noch  zu  rechtfertigen? 

aa)  Hinsichtlich  des  ersten  Punctes  muss  die  volle  Kosten- 
deckung, d.  h.  die  Deckung  der  laufenden  Betriebskosten  und 
der  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlagekapitals  erstrebt  werden, 
nicht  nnr,  wie  im  Schalwesen  nnd  bei  den  Gerichten,  ein  mehr 
oder  weniger  hoher  Beitrag  zu  den  Kosten,  wobei  aber  auf  die 
Leistongen  der  Post  fttr  die  Staatsverwaltung  selbst  mit  Bttcksicht 
%n  nehmen  ist.'^)  Demgemllss  mnss  namentlich  eine,  Tielfaeh 
fehlende,  Rechnung  Uber  das  Anlagekapital,  das  in  den 
Gebäuden  und  Einrichtungen  des  Postwesens  steckt,  stattfinden.'^*) 
Vollends  in  dem  Falle,  dass  dieses  Kapital  nicht  fräher  aus  den 

'*)  Es  kommt  daher  z.  B.  damnf  an,  ol>  die  anttlicheD  PostseDdangen  frei  oder 
gagwi  Portobereclmiin^  befördert  werden.  Im  ersten  Fall  meinte  auch  Rau,  dass  sich 
Znschüssc  der  Staatscassu  zur  Post  vei'thcidijreQ  Hessen,  §.  213.  Bichtig^  ist  es,  den 
amtl.  Verkehr  portopflichtig  zu  machen,  s.  u.  §.  312. 

^  So  ist  es  mit  Recht  bei  der  Berathnng  des  Etats  des  Deutschen  Beichi  fon 
1878 — 79  durch  eine  Resolution  des  Reichstags  für  die  Zukunft  verlangt  worden. 
Anschlag  des  Gebändekapitals  in  Baden  1861  237,700  fl.,  der  Werkzeuge,  Qer&tliea.8.w. 
217,000  fl.  (Bau).  ... 
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Betrielkseümahmen  der  Post  bestritten  worden  ist/')  gehört  eine 
angemessene  Snmme  fOr  die  Versinsitng  nnd  Tilgung  in 
iS»  Jahreaabreeluning  der  Post 

Die  mOglielut  volle  Deeknng  aller  dieser  Kosten  ist  w^gen 
des  immer  doeh  stark  differentiellen  Nntsens  der  Post- 
leiötungen  für  die  verschiedenen  Kreise  der  Bevölkerung  zu  ver- 
langen. Bei  der  Normirung  der  Porti  u.  s.  w.,  besonders  bei  Porto- 
taritreformen  darf  daher  dieses  Ziel  der  vollen  Kostendeckung  der 
Anstalt  in  dem  bezeichneten  Umfang  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden.  Jedenfalls  sind  an  sich  vermeidbare  dauernde 
Postdefieite  wirklich  zn  yenaeiden,  daher  finanziell  nnr 
solche  Reformen  zn  billigen^  welche  einigermassen  sichere 
Anssicht  anf  baldigen  Ersatz  eines  vorllbergehenden  Defidts  e^ 
geben.  Diese  Gesichtspunkte  sind  neuerdings  in  Folge  einer  ein- 
seitigen Auffassung  der  Frage  in  der  öffentlichen  Meinung  und  in 
den  leitenden  Postverwaltungskreisen,  mitunter  wohl  etwas  zu  sehr 
zurückgetreten:  das  führt  aber  leicht  zu  einem  falschen  Commu- 
nismos  nnter  dem  Vorwänd  des  öffentlichen  Interesses. 

Dauernde  Üebersohfisse  der  Postverwaltuog  ttber  jene 
richtig  berechneten  Kosten  hinaus^  welche  nicht  nnr  Ersatz  früherer 
Deficite  sind,  haben  finaaziell  den  gemischten  Gharacter  von 
Oewerbsgewinn  nnd  Steuer.  Nach  dem  oben  Gesagten  ist 
wegen  des  inneren  Grundes  der  üebernahme  der  Anstalt  auf  den 
Staat  wohl  nur  ausnahmsweise  ein  solcher  Ueberschuss  zu 
billigen :  wenn  nemlich  die  Post  alle  begründeten  Bedürfnisse  schon 
befriedigt  und  ein  mitspielender  Steacroharacter  des  Porto  sich  recht- 
fertigen lässt,  oder  —  allerdings  ein  seltener  Fall  —  der  Ueber- 
schnss  ans  Zweigen  herrtthrt|  welche  nach  dem  privatwirthschaft- 
Kchen  Prindp  verwaltet  werden  dürfen,  wie  Packet*  nnd  Personen- 
post  Sonst  sind  gerade  Ueberschfisse  zn  weiterer  Ans- 
dehnnng  und  Vervollkommnung  der  Einrichtung  nnd 
schliesslich  zupassendenTarifermässigungen  zu  benutzen. 

bb)  Ein  beständiges  Betriebsdefieit  ist  aber  nach  den 
Erfahrungen  mancher  Länder  mitunter  nicht  zu  vermeiden,  einerlei 
wie  man  das  Portowesen  einrichte.  Denn  bei  der  Abhängigkeit 
des  Postyerkehrs,  daher  der  Posteinnabme  von  der  Höhe  der  Ge- 


.     Btet  M  dUerdings  h.Mg  der  Fall«  bes.  bei  gewissen  Ueineren  Kapü&U&Iai^. 

Nach  richtigen  BochfUhrungs-  und  ßechmmgsg^nds&tzen  mass  aber  jede  solche  Ter- 
Wendung  aus  der  Betriebseinnahme  als  MelioilttiOA  betlAcbtet  und  uioht  fOJil 
Eeiuertrag  des  Jahres  abgezogen  werden.  * 


Digitized  by  Google 


92  3.  B.  1.  £.  a.  A.  Syst  d.  volkswirthscL  Gebühren.  §.  309.  310. 


btihren,  llihrt  eine  Steigerung  der  letzteren  oft  nicht  zu  einer 
grösseren  Einnahme,  sondern  selbst  zur  Verminderung  des  Verkehrs, 
somit  leicht  zu  einem  ungünstigeren  Verhältnis!  von  Betriebseiiir 
nähme  nnd  Anagabe.  Der  Spielnumi  für  eine  experimentelle^  nach 
ToUer  Kostendeeknng  strebende  Tarif  politik  iat  daher  oft  nur  klein. 
So  namentiieh  in  Ländern  weiterer  Dimendonen,  thenerer  Commn- 
niealion,  geringer  Volksdiehtigkeit  imd  relatiY  schwachen  Postrer* 
kebrS;  besonders  wenn  alle  Kosten  der  Post  wirklich  von  dieser 
getragen  und  nicht,  wie  z.  Th.  bei  uns,  durch  unentgeltlich  oder 
gegen  geringen  Entgelt  zu  übernehmende  Leistungen  Dritter,  wie 
der  Eisenbahnen,  auf  diese  mit  überwälzt  werden. Aach  in 
solchem  Falle  wird  gleichwohl  die  Staats post  wegen  ihrer  all- 
gemeinen Bedentong  fttr  Cnltor  nnd  VolkswirthaehafI  nnd  fitr 
den  Staat  als  soleh^  selbst  an  rechtfertigen  sehi.  Die  Einrichtung 
tritt  dann  pro  tanto,  fttr  den  Betrag  des  Deficits,  unter  die  Anstalten^ 
weiche  finanziell  nach  dem  Princip  der  reinen  Ausgabe  verwaltet 
werden  und  zur  Erfüllung  wichtiger  Staatszwecke  dienen.  Das  ist 
aber  nur  ein  unvermeidlicher  thatsächlicher  Zustand,  bedingt  durch 
geschichtliche  und  örtliche  Verhältnisse,  keineswegs  ein  allgemeines 
Ziel  der  finanziellen  Behandlung  der  Post.  Zwischen  dieser  Recht- 
fertigmig  einer  Staatspost  mit  beständigem  Betriebsdeficit  und  der 
obigen  prmeipiellen  Forderong  voller  Koftepdecknng  der  Post  be- 
steht daher  anch'  nnr  ein  scheinbarer  Widerspnieb.  Ein  wenn 
aoeh  ftor  jetzt  nicht  sn  beseitigender  Üebelstand  liegt  in  dem  ersten 
Fall  namentlich  auch  darin,  dass  viele  einzelne  Privatinteressen 
theilweise  aus  öffentlichen  Mitteln  befriedigt  werden. 


'*)  Typische  Beispiele  sind  unter  den  Grossstaaten:  Russland  uad  Nord- 
america.  Im  ersteren  Staat  ist  neuerdings  ein  kleiner  üeberschuss  erreicht  worden. 
Nach  einer  amtl.  östcrr.  Zusammenstellung  bei  Sax  S.  257  war  1874  die  Roheinnahme 
der  Post  in  Eussland  16,093,000  fl.,  der  üeberschuss  251,000  fl.  Steigende  Rohein- 
nahme, 80  1870  8.98,  1874  10.45  Mill.  R.,  Budg.  f.  1877  10.93  Mill.  R.  üeber 
Nordamer.  s.  Heck,  Fbl.  d.  Ter.  Staaten  S.  389.  Vor  dem  Bürgerkrieg  Nordosten 
acti?,  Westen  und  Süden  panir.  EifelniiBS  1875^76:  Eian.  29.18,  Ansg.  33.26, 
Deficit  4.08  Mill.  D. 

'*)  üeber  die  Finanzresultate  der  Post  in  europ.  Staaten  ältere  Daten  bei  Rau, 
Fin.  I,  §.  205  Koten,  neuere  f.  1874  bei  Sax,  I,  257.  FUr  die  neueste  Zeit  ergiebt 
flieh  für  einige  Hauptländer  Folgendes: 


1874.   .  .    ^    H  113.7        71.1        42J5  Eigebn. 
Deutsch.  Reich  1877/78 
(UclvB.  Telegr.)    .  M3U.  M.  1247       U3.0        11.7  AnschL 


Groflsbritannien  1876/77  IGU.  Pf.  6.021 
Fnnlaäch  1877^^^^  .  WISLFt.  116.1 
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§.  310.  —  ß)  Die  Regelung  des  Posttax-  oder  Porto- 
wesens moss  je  nack  der  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  etwas 
rasdueden  ausfallen.  Im  Folgenden  wird  das  Gebtthren- 
prineip,  mk  gewissen  Modifiealionen  in  einzelnen  Fälleiii  als 
Bidrtsehnnr  angenommen.  Der  wiehtigste  Ponci  der  Gebtthren- 
et^nng  betrifft  abidann  die  Wabl  zwiseben  den  zwei  Hauptsj  stemen 
des  Tarifs^  dem  sogen.  Stnfentarif  mit  höheren  Sätzen  nnd 
dem  mehr  oder  weniger  consequenten  und  in  den  Sätzen  massigen 
Einheitstarif  in  den  nach  den  Beförderungsgegenständen  unter- 
schiedenen Postdienstzweigen.  Die  anderen  Fragen  der  Gebühren- 
ordnung beziehen  sich  aof  Kebenpunetey  welche  an  dieser  Stelle 
keine  genauere  £rörtening  bedürfen.''^) 

aa)  Der  Stnfentarif  stnft  das  Porto  (die  Postgebtthr)  naeb 
zw^  Hanptmomenten,  der  Entfernung  des  Bestimmungsorti 
(erentneil  unter  Bertteksichtigung  der  Besehaffen b  eit  der  Route) 
bei  allen  vier  Hanptobjecten  der  Post,  Briefen,  Geld,  Packeten, 
Personen,  und  nach  dem  Gewicht  bei  den  drei  ersten,  bei 
G e  1  d  ausserdem  nach  dem  Werth,  bei  den  Personen  nach  der 
Zahl  ab.  Dies  ist  an  nnd  für  sich  rationell. 


Deutsch.  Beiok  1876 
Baiem  lb77  .  .  . 
WQrteml».  1817/78  . 
W«at-06«teir.  1877  . 

1875  . 

ItsUen  1877  .  .  . 
8ohva2l8T6.  .  • 
ScbwedAn  1S78  .  . 

1875  .  . 
liorwegeu  1875 


Einnahme 
MULM.  117.U 
„  8.60 


Ausgabe  Reinertrag. 


MilLFL 


MüLFi. 
WSLFt, 

"Will-  EmHL 


15.0 

14.66 

27.0 

14.84 
4.8 
4.02 
1.36 


109.4 
8.05 

14.95 
14.95 
19.2 
14.74 
4.S 
4.56 
1.46 


7.55 

0.56 

0.30 

0.05 

0.29 

7.8 

0.1 

0.0 

0.53 

0.1 


Ergebu. 
Anschl. 
Anschl. 
Anschl. 
Ergcbn. 
AnächL 
Ergebn. 
Anschl. 
Ergebn. 
Ergebn. 


Dar  »reite  Ansgabcposten  hti  Orostbiitaiuiiea  betrifft  den  Postpacketdienst  (Schiff* 
fahrt).  Im  Deutschen  Reich  iüt  jetzt  Post-  und  Telegraphendienst  rereinigt.  Am 
Gtinatigsten  iat  das  Verhältniss  der  Einnahmen  zu  deu  Ausgaben  und  zugleich  aui 
Höchsten  der  absolute  Reinertrag  wie  derj.  p.  Kopf  in  Grossbrit&nnien  u.  Frankreich : 
dort  c  1.19,  hier  e.  0.97,  im  Deatschen  Befoh  (wo  man  den  Bein  ertrag  im  Wesent- 
lioiuBm,  nach  früherer  EllUuEnog,  auf  die  Post  rechneu  darf)  c.  0.32  Marie  pt.  Kopl 
Dieser  Unterschied  ist  vomemlich  auf  die  Ueberiiahmc  dor  kostspieligen  sogenannten 
Fahrpoät  (Packete,  Personen)  in  Deutschland  zurückzuführen,  die  in  den  beiden 
WeitatMittii  im  6aiizeii  £Alt  Danme  eikUtart  eich  anoii  der  «ngonstige  Abechhiss  mit 
In  Oesterreich  n.  in  d.  Schweiz.  Im  Vergleich  mit  andern  Lftndom  wirkt  in  Frankreich 
und  Grossbritannien  die  intensivste  Yerkchrscntwicklang  günstig  ein.  In  Frankreich  ist 
aber  die  iiscalische  Tendeuu;  der  Poöt  auch  noch  au^geprägtur  u.  nach  dem  letzten 
Kriege  fenchirft:  bes.  im  Ges.  aber  die  Posttazen  r.  24.  Aug.  1871. 

Eau,  Pin.  I,  §.  216—217,  mit  ünterscheid.  des  Brief-,  Packet-  u.  Geldtarife. 
Jetzt  bes.  Sax,  I,  Abschn.  'S  der  Abtheilung  vom  Postwesen  (S.  261  Ii.),  vergl.  mit 
Abschn.  2  u.  4,  u.  A.  eine  vorzugliche  Yergieichung  vuu  Poät  u.  XelegrapUie  in  Betreff 
ibrer  CHeicbartigkeit  v.  ihres  Unteischieds.  Fttr  die  nUieie  Begründung  der  einzeben 
Puncto  des  Texts  beziehe  ich  mich  auf. Sax,  mit  dem  ich  fast  ganz,  auch  in  den 
Einzelheiten,  u.  besonders  in  der  Auffassung'  des  Posttaxwesens  als  einer  historisch 
u.  örtlich  verschieden  zu  ordnenden  Sache  ubereinstimme. 


Digitized  by  Google 


94  3.  B.  1.  K.  3.  A.  Syst  d.  volkswirthsck  Gebahren.  §.  310,  311. 


Wie  bei  allen  Gebühren,  so  sind  auch  hier  zwei  sich  ergänzende 
Gesichtspnncte  zu  beachten :  einmal  der  des  WerthesderLeistung 
für  den  Interessenten,  sodann  derjenige  der  Kosten  der 
Leistung  für  die  Postverwaltmig.^^)  Beide  Oesichtspnnele  haben 
bei  der  Begelmig  des  Portoweaens  nehr.  oder  weniger  mügeapidt 

beiden  besteht  die  Sehwierigkeit  der  M esanng  des  Werths 
und  bes.  der  Kosten  der  Ldstnng.  IMese  Sehwierigkeit  ist  aber 
dem  Werth  gegenSber  grösser,  weil  die  mitspielenden  Momente 
für  die  Verwaltung  meist  unbekannt,  auch  viel  veränderlicher  sind. 
Die  Feststellung  des  Werths  wird  daher  besonders  leicht  willkür- 
lich und  schablonenhaft,  z.  B.  bei  der  Annahme^  dass  sich  der 
Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten  immer  genan  nach  der 
Entfernung  yom  Bestinunangsoite  riehta  Die  Kosten  lassen  sich 
auch  nnr  schwer  ganz  genan  ennitteln,  besonders  weil  ihre  Höhe, 
anf  die  einzelne  Leistang  znrttokgefUhrt,  selbst  wieder  nach  Art 
nnd  Umfang  des  Verkehrs  sehr  yerschieden  ist.  Aber  in  einer 
für  die  Verwaltung  genügenden  Weise  ist  der  Kostenbetrag  doch 
annähernd  zu  ermitteln. 

Man  fand  nun  in  der  E  ntfernung  und  im  Gewicht  Haupt- 


neben  den  anderen  genumten,  nnter  Zuschlag  eines  angemessenen 
Betrags  ftlr  die  allgemeinen  nnd  die  Bzpeiditions-  nnd 
Manipnlationskosten,  dem  Tarif  zu  Gmnde,  hielt  aber  in 
letzterem  im  Ganzen  an  hohen  Sllisra  Mt,  nm'so  dicJ  erfordere 

liehe  Gesammteinnahme  zu  erzielen.  Einigermassen  wurde  aber 
auch  der  Werth  der  Leistung  llir  den  Interessenten  nach  denselben 
beiden  Merkmalen,  Entfernung  und  Gewicht,  bemessen.  Daher  er- 
schien denn  ein  Postgebühren-  oder  sogen.  Portotarif  für 
die  vier  Hanptarten  der  Postobjecte  als  Entfernungs-  nnd  bez. 
Gewichtsstnfentarif  in  doppelter  Hinsicht  rationell  begründet 
Dieser  ehemals  allgmein  yerbreitete  Stufentarif  mit  höheren 
Sätzen  ist  in  der  That  anch  geschichtlich  fllr  gewisse  Entwicklungs- 
stufen des  Verkehrs  im  Ganzen  der  richtige,  was  gerade  zum  Ver- 
ständniss  der  Berechtigung  des  neuesten  Tarifsysteras  beachtet 
werden  muss.  Bei  unvollkommenem  Communications-  und  Trans- 
portwesen,  geringem  Postverkehr  überhaupt  und  einer  stärkeren 
Beschränkung  desselben  anf  gewisse  Volkselassen  ^  bei  der  Koth- 
wendigkeity  in  Ermangelung  anderweiter  Verkehrsanstalten,  durch 

^  y0.  aaoh  die  bezugl.  Abschnitte  aas  d.  £i8enbahiildhre  im  1.  Baude,  Kau- 
Wagaer,  Fin.  I,  §.  251  ff.  n.  Wagner,  Fizu  I,  §.  264  ff. 
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die  Post  oder  ganz  allein  auf  deren  Kosten  den  Transport  dei 
Postgegenstände  besorgen  zu  lassen,  mit  einem  Worte  bei  ex- 
tensivem Verkebr  ist  ein  solcher  Xaiif  wohl  der  relativ  ange- 
mMSenste.  Der  Werth  der  Leiitong  richtet  sich  hier  wirklich 
wawnüioh  mit  iiaoh  iintfeniiiiig  «ad  .Gewidit  Die  Kosten  der 
Yerwattimg  werden  dadurch  erheblich  bestimmt  Der  erwähnte 
Zuschlag  für  allgemeine  Kosten  n*  s.  w.  mnss  nnr  verhält niss* 
mftssig  bedeutend  sein,  daher  im  Granzen  hohe  Tarife, 
wefl  die  genannten  weiteren  Kostenbestandtheile  bei  geringem  Post- 
verkehr relativ  stärker  sind  und  jedes  einzelne  Object  absolut 
höher  treffen.  Bei  einem  zweckmässigen,  natürlich  für  die  einzelnen 
Beförderungsobjecte  manchfach  verschieden  uormirten  Stufentarife 
wird  daher  die  G^sammtleistoog  der  Post  juter  diesen  Verhältnissen 
wahrscheinlich  am  Angemessensten  besahlt  nnd  das  Finaazmteresse 
im  nOÜiigen  Umfange  gewahrt 

§.  dll.^bb)  Der  Einheitstarif  sieht  im  allgemdnen  innerhalb 
des  Postgebiets  —  und  bei  internationalen  Verträgen  selbst  darüber 
lünans  —  von  der  Entfernung  theilweise,  schliesslich  in  ge- 
wissen Fällen  ganz,  vom  Gewicht  in  weiterem  Maasse  als  der 
Stufentaril  ab.  Er  ist  also  öfters  doch  nur  ein  relativer^  kein 
absoluter  Einheitstarif  verglichen  mit  dem  Stufentarif,  so  in  der 
Uebei^iangsform  zwisohen  beideni  dem  sogen.  Zonentarif.  Mehr 
oder  weniger  erheblidte  Unterschiede  bestehen  dabei  naeh  den 
Kategorieen  der  Befördemngsolyecte;  Bei  der  PenKmenpost  bleibt 
der  Btnfentarif  meist  ganz  bestehen.  Bei  der  Packetpost  vnrd  er 
weniger  und  langsamer,  bei  der  Zeitungs-  und  Geldpost  mehr,  bei 
der  Briefpost  vollständig  was  die  Entfernung  und  immer  weiter 
was  das  Gewicht  betrifft,  in  den  Zonen-  und  schliesslich  in 
den  Einheitstarif  hinübergeleitet,  endlich  durch  diesen  ersetzt. 
Die  TendenSy.  die  ehemals  entscheidenden  Momente  für  die  Tarif* 
bildong  immer  weniger  sn  bertteksichtigen,  tritt  in  der  neuesten 
Zeit  bei  der  Portoregehmg  ittr  aUe  OlQeote,  mit  Ansnahme  der 
Personen,  immer  scharfer  her^4»r.  Zugleich  wird  das  Porto  all* 
gemein  er  massig  t.  Eine  Entwicklung,  welche  sich  in  den 
einzelnen  Ländern  etwas  verschieden  gestaltet,  aber  bei  dem 
kosmopolitischen  Character  der  Post  in  den  Culturstaaten  immer 
gleichmässiger  herausbildet;  z.  Th.  in  Folge  oder  unter  dem  mit- 
wirkenden Einfluss  internationaler  Verträlge^ 

Ein  solcher  Einheitstarif  entspricht  nun  im  Gänsen  den  Ve^ 
liähntssen  hochentwickelten  sogen,  intensiren  Verkehrs,  mit  dem 
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er  in  einer  gewissen  Wechselwirkung  steht.  Bei  grösserer  Volks- 
dichtigkeit, allgemeiner  Verbreitung  der  Elementarbildung,  viel- 
fachstem öitlichen  Wechsel  der  Bevölkerung,  ausgedehntem  in-  und 
ausländischen  Handel  wird  das  Bedürfniss  nach  den  Diensten  der 
Post,  besonden  der  Bri^-,  aber  an^  der  Pauket-  und  Geldpost, 
grOBser  und  gleiehmteiger.  Die  Entwiekhmg  guter  Commaiii- 
eationen,  die  Benntsong  der  Eisenbahnen,  Dampfecbiife  mit  für 
den  Postdienst,  vielleicht  nach  dem  geltenden  Eisenbabnrecht  inn- 
entgeltlich  oder  gegen  geringen  Entgelt  Seitens  der  Post,  macht 
die  Entfernung  zu  einem  die  Kosten  wenig  mehr  bestimmenden 
Factor.  Die  Grösse  des  Verkehrs  vermindert  die  allgemeinen  und 
die  Expeditione-  und  Manipnlationskosten  relativ,  also  für  die 
'  einzelne  Leistang  absolut  Die  Vereinfachung  des  Tarifs  und 
die  Portoerbebnng  in  der  Form  von  Stempeln  (Marken) 
wirken  gerade  bei  grossem  Verkehr  in  derselben  Biehtnag.  So 
reehtfertigt  sieh  ein  ermässigter  Einheitstarif,  weleherdann 
wieder  die  Bedingungen  seiner  Berechtigung  durch  die  Entwicklung 
des  Verkehrs,  die  er  begünstigt,  selbst  innner  mehr  ausdehnt. 
Denn  man  kann  nun  von  der  Differentiirung  des  Werths  der 
Leistungen  der  Post  fUr  die  Interessenten  mehr  absehen,  weil  sie 
wirklich  unbedeutender  wird,  und  die  Differentiirnng  der  Kosten 
der  einzelnen  Leistongen  wird  thatsftehlioh  aoeb  immer  minimaler» 
Alles  dies  tritt  bei  der  Briefpost  am' Meisten  hervor,  daher 
hier  aneh  der  niedrige  Einheitstarif  am  Vollständigsten  bereehtigt 
wird.  Das  Festhalten  an  einem  nicht  gar  zu  niedrigen  Maximal* 
gewicht  des  zur  Normaltaxe  zu  befördernden  Briefs  erfolgt 
aus  Gründen  der  üekonomie  der  Post,  ohne  dass  das  Publicum  da* 
runter  leidet.  Indem  tür  schwerere  Briefe  der  Gewichtsspielraum 
bedeutend  erweitert,  die  Taxe  aber,  wenn  auch  höher,  so  doch 
mässig  gehalten  nnd  vom  Stnfenporto  nach  dem  Gewicht  aneh  hier 
im  Uebngen  abgesehen  wird,  erf^iren  alle  berechtigten  Interessen 
ihre  Befriedigung.  Die  WaU  der  denkbar  einfaehsten  Erhebnngs- 
form  der  Briefpostgebflhr  in  dem  Stempel  (Briefinarke,  Brief- 
couvert)  vermindert  gerade  hier  die  Expeditionsarbeit  ausser- 
ordentlich.^^) 

Yoa  epochemacheuder  Bodeutimg  war  die  bciulimtc  vou  Kowlaud  Hill  au- 
geregte PoTtofefonn  bei  Briefen  (sogen.  Pennyporto)  in  Gross britsnnien  1889. 

S.  darüber  Raa  §.  213,  bes.  Note  d,  §.  216a.  Sax,  I,  346  ff.,  auch  266  fi".  Vom 
finanziellen  Staadpunctc  aus ,  so  lange  die  Post  erheblichere  Deberächusse  erzielen 
boll,  1ÜU66  die  eugliäclic  Eeform  fm  etwab  zu  abrupt  u.  zu  radical  bezeiclinei  werden. 
Tmmayi^in  jat  aber  za  beaditsii,  dass  der  Beineitng  mnt  sehr  Üel,  aber  dock  nodi 
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Inge  kein  Deficit  eiutiat.  In  (irossbritannien  bestand  vor  1840  ein  sehr  hoher  £nt- 
ÜBmangs-StafenpcTtotuif^  das  mittlere  BrieQwito  war  7— 7*/j  P.  B.  Hill  schlug  non 
in  <iB«r  Sohnft  1837  vor,  einen  mässigen  Einheitstarif  eiiuniflahren.  Die  Gründe 
varen:  dass  das  bislicrige  theuere  Porto  den  Verkehr  hemme  n.  auch  finanziell  nach- 
theüig  sei ;  allerdings  war  der  Beinertrag  dei  Post  von  1816 — 37  fast  nicht  gestiegen, 
DoRbidin.  1422,154  Pf.,  Max.  1826  1.539,  Hill.  1822  1.325  MiH.  Pf.;  dass  die 
bestehenden  Posteinrichtongen  ohne  wesentl.  Kostensteigeraug  die  Bewältigung  eines 
Tiel  grosseren  Briefverkehrs  gestatteten  (das  27 fache  nach  HUI);  dass  das  Gewicht  der 
Gesammtheit  der  bezahlten  Briefe  klein  im  Verhältniss  zu  dem  Gewicht  aller  Sendungen 
sei  (16  7o  bezahlte,  9  7o  nnbezahke  Bitofe,  75 7e  Zeitongen);  dass  die  Kosten  nni 
zum  kleinen  Theil  von  den  eigentlichen  Befördernngskosten  herrftliTten,  nnr  zu  Vs* 
auf  den  einzelnen  Brief  weniger  als  P.  davon  käme:  dass  die  Befördenmcrskosten 
nicht  mit  der  Entfernung  proportional  stiegen,  sondern  von  anderen  Umätandeu, 
Bescbalbiilieit  der  Bonte  und  des  Transportmittels  n.  s.  w.  abhingen,  bes.  bei  ansge- 
bUdstom  sonstigen  Gommnnicationswesen  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe!):  dass  die  Kosten 
der  Expedition  u.  Manipulation  der  Briefe  die  Hauptsache  seien,  sich  aber  sehr  ver 
hngern  Hessen,  wenn  der  Bnefverkehr  stärker  u.  das  Briefmarkensystem  angewendet 
weide.  HUI'b  TorschUge  winden  dnndi  das  Gesetz  t.  17.  Aug.  1839  (2.  u.  3.  Tid 
c.  52)  angenommen.  Am  10.  Jan.  1840  wurde  das  Porto  allgemein  auf  1  P.  fu 
inländische  Briefe  ermässigt.  Der  Briefverkehr  stieg  sofort  stark  u,  steetig  weiter,  aber 
nicht  so  bedeutend,  als  Hill  vermuthet  hatte:  er  war  nicht  in  Kurzem,  sondern  erst 
nach  12  Jaihrai  der  SftMÜie,  der  frtthere  Bohertrag  wurde  erst  naeb  10,  der  alte 
Reinertrag  erst  nach  30  Jahren  erreicht.  Die  starke  Yermehrnng  der  Kosten  ist  nur 
z.  Th.  der  Zunahme  der  Briefe,  z.  Th.  anderen  Ursachen  (Bezahlung  der  Eisenbahnen, 


Postschiiie)  zuzuschreiben.  Kau  hat  fOr  die  Zeit  bis  1862  folgende  Tabelle  zusammen- 
gwldtt  (§.  213,  Note  dX 


Bohertr. 

Yedi. 

Reinertr. 

Yeib. 

Briefzahl 

Yetk: 

MilL  Pt 

MilL  Pf 

Mill. 

1838/39 

*  • 

2.37 

100 

1.60 

100 

75 

100 

1840  • 

IM 

57 

^1 

25 

169 

225 

1842  . 

1.58 

66 

.48 

29 

208 

278 

1844  . 

•  • 

1.71 

71 

.61 

38 

242 

322 

1846  . 

•  • 

1.98 

83 

.72 

45 

800 

400 

1850  . 

•  • 

2.50 

105 

1.06 

66 

347 

462 

1856  . 

•  • 

2.87 

121 

1.21 

75 

478 

637 

1862  . 

■  « 

3.78 

159 

1.24 

77 

605 

806 

1870  . 

•  • 

4.93 

208 

1.50 

90 

865 

1153 

1876  . 

•  • 

6.02 

254 

1.95 

122 

1019 

1360 

(Anch  in  den  letzten  Jahren  die  Briefzahl  ohne  die  Postkarten).  Die  allmäligere 
Portoreform  auch  für  England  ist  denn  auch  öfters  der  Hül'schen  gegenüber  befür- 
wortet, z.  B.  TOD  M'Cnlloch:  noch  neuester  Zeit  batO.  Cohn  in  s.  engl.  Eisenbahn- 
stadien Aebnlicbes  gesagt 

Die  enorme  förmlich  culturges(-hiclitlichc  Bedeutung  der  HiHschon  Portoreform 
ist  deshalb  doch  unbestreitbar.  In  allen  Gulturstaaten  ist  man  nach  und  nach  diesem 
engliscbeu  Vorgang  gefolgt,  nur  meist  mit  der  Zwiscbenperiode  eines  Zonentarife. 
In  Oesterreicb  1842  6  Kr.  bis  10  Meilen,  12  Kr.  darüber  hinaus,  1849  jener  Satz 
auf  3  Kr.,  dieser  auf  G  Kr.  reducirt,  1861  inländ.  Einheitssatz  v.  5  Kr.  i).  \V.  (Local- 
porto  3  Kr.).  —  Preussen  hatte  für  den  einfachen  Brief  nach  dem  Kegulativ  von 
1824  folgende  Sitze:  bis  2  Madien  1  Sgr.,  2—4  M.  V/^  Sgr.,  4—7  H.  2,  7—10  M. 
2Vs,  10—15  M.  3,  15—20  M.  4,  20—80  M.  5  Sgr.  u.  für  je  10  weitere  Meilen  1  Sgr. 
mehr.    Im  J.  1S44  wurden  bei  gleichbleibenden  Portis  die  Zonen  erweitert:  auf  5. 
10,  15,  2U,  30,  50,  100  Meilen.    1849  wurden  3  Zonen  gebildet  von  bis  10  M., 
10—20  M.  u.  ttber  20  K.,  mit  resp.  1,  2,  3  Sgr.  Porto.  Diese  Sätze  ftor  den  ein- 
fachen Brief  von  jetzt  bis  an  1  Loth  ttbemabm  der  deutsch -Osterr.  Postvereiu 
(1S50)  f.  d.  Vereins  verkehr,  woneben  in  mehreren  Staaten  andere,  niedrigere  inländ. 
Porti,   im  Norddentscheu  Bunde  dann  durch  Ges.  v.  4.  Nov.  1867  Einheits- 
sntz  r.  1  Sgr.,  ebenso  nacb  Oes.     1871  im  D.  Bdcb.  Vertragsweise  gilt  dies  Porto 
audi  zwischen  Deutschland  u.  Oesterreich.  Nach  der  Ermässigung  von  1844  sank  der 
Beinertiag  in  Preussen  von  1.4  auf  1  MiU.  Thk.,  1852  wurde  er  auf  880,000  Thlr. 

A.  Wag  aar,  Finauswüiaa^cUafl.  IL  7 
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reranschlagt ,  1856  schon  vieder  anf  1.42  ICH.  TUr.  Die  Portarefonn  im  Vordfl. 

Bunde  filhrtc  vorübergehend  zu  einem  Betriebsd ef icit.  Nach  dem  Anschlag 
für  1868  war  die  Einnahme  22.905,  die  Ausgabe  20.091.  der  Ueberschuss  2.274  Mill. 
Thaler;  statt  dessen  nach  dem  Ergebniss  bez.  20.516,  20.655  und  Deficit  von 
188.621  Thlr  Der  Ausfall  mir  beim  Brief-  n.  s.  Porto  1.69  Mill.  Thlr.  1861—65 
vnrde  der  Ueberschuss  der  Post  für  die  nurddoutschon  Staaten  auf  3.7  Ulli.  TUr. 
berechnet.  Ilirth,  Annalen  II,  22G,  243.  In  18(39  war  der  üeberschnss  nach  dem 
Anschlag  548,519,  nach  dem  Ergebniss  262,378  Thlr.,  1872 — 75  war  der  Netto- 
überschius  der  BeiclispoBtrenraltimg  bez.  18.2,  8.2,  6.99,  8.28  MiU.  IC,  ▼oron  aber 
5 — 6  Mill.  M.  aos  der  Aufhcbong  der  amtL  Portofreiheiten  herrühren.  —  Aehnliche 
Entwicklung  in  anderen  Ländern,  vgl.  ältere  Daten  bei  Kau,  auch  bei  Sax.  In 
Frankreich  war  das  Einbeitsporto  iur  den  freilich  nur  c.  halb  so  schweren  Brief 
(bis  77,  Gr.)  ais  In  Eogland  n.  Dentscbland,  seit  1848  20,  1849  25,  1854  20  cent, 
nach  Ges.  v.  24.  Aug.  1871  (fOr  bis  10  Gramm)  wieder  25  ccnt.  Neueste  Ermässig. 
1S7S.  —  Der  Weltpostverein  hat  dann  das  Porto  für  den  einfachen  Brief  von  15  Gr. 
allgemein  auf  %  Fr.  oder  20  Pf.  deutschen  Gelds  innerhalb  dieses  Vereins  lixirt 

Das  Maximalgewicht  des  sogen,  einfachen  Brie&  hat  mehrfach  gegen  firflher 
eine  Erhöhung:  und  zwischen  verschiedenen  Staaten  eine  Ausgleichnng  erfahren.  Es 
war  früher  in  Preussen  Loth,  in  England  Va  Unze  (15.55  Gr.),  später  in 
Deutschland  u.  Oesterreich  bis  1  Loth  (Ib^«  Gr.),  ist  jetzt  (in  Deutschland 
nach  dem  Beichsgesetz  voa  1871)  15  Gr.;  dies  anoh  d«ar  jetzige  Weltposttwtz.  Am 
Längsten  verführ  Frankreich  hier  eno:  liscaliscli.  —  Für  höheres  Gewicht  stieg 
früher  das  Porto  meist  proportional  mit  dem  (iewicht,  also  für  2-,  3 fachen  u.  s.  w. 
auf  das  2-  u.  3 fache,  bis  zur  Grenze  des  erlaubten  Briefgewichts.  In  Deutsch- 
land jetzt  nur  das  2 fache  Porto  für  Uber  15—250  Gr.  (Vt  Pümd).  Im  Weltpost- 
verein immer  f  je  15  Gr.  mehr  der  einfache  Satz  mehr.  In  Frankreich  nach 
d.  Ges.  V.  1S71  bis  mit  10  Gr.  25  c,  über  10—20  40  c,  20—50  Gr.  70  c,  über 
50  Gr.  für  jede  weitere  50  Gr.  oder  einen  Theil  davon  ein  Zuschlag  von  50  c. 

Bei  der  Geld-  und  Paoketpost  kann  die  Entwicklnng  nur 
eine  analoge  wie  bei  der  Briefpost^  keine  identische  sein. 

Denn  die  Werthhöhe  steigert  das  Risico  der  Post  und  die  Ge- 
wichtsmenge  sowie  die  Entfernung  bleiben  bei  der  Paeket- 
post  unvermeidlich  immer  in  liöherem  Grade  Factoren,  welche  die 
Kosten  steigern.  Vollständiges  Einheitsporto  wie  bei  der  Briefpost 
erscheint  daher  hier  nicht  rationell  und  bei  der  Packetpost  ohne 
die  Abnormität  einer  fast  unentgeltlichen  Hiifsleistqng  der  Etoen- 
bahnen  kanm  darohfILhrbar.  Zonentarife  mit  Verminderung  der 
Gewichts-  imd  der  Entfemnngsstnfen»  selbst  der  Fortfall  der  letzteren, 
und  die  allgemeine  Ermässigung  der  Sätze  rechtfertigen  sich  in« 
dessen  auch  hier  durch  die  immerhin  geringere  Bedeutung  von 
Gewicht  und  Entfernung  für  die  Kosten  bei  gut  entwickeltem 
Communications-  und  Transportwesen  und  durch  die  wohlfeilere 
Expedition  und  Manipulation  bei  grösserer  Einfachheit  des  Porto- 
systems und  lebhafterem,  durch  niedriges  Porto  begünstigtem  Post- 
▼erkehr,  wo  sieh  die  Kosten  für  die  Einheit  der  Leistung  billige 
stellen^*) 

Bau  §.  217  mit  älteren  Daten  über  Taxen  der  Packet-  u.  Geldpoät.  E^er 
hielt  man  besonders  auf  ein  Minimalgewicht  biiefartiger  Packeto  (2  Loth  in  Pieuseii, 
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Die  Benrtheilung  der  modernen  Portosysteme  darf  daher  im 
Ganzen  günstig  ausfallen,  wenn  man  auch  vielleicht  hie  und  da 
zu  weit  in  der  Ermässigung  und  Ausgleichung  der  Sätze  gegangen 
ist  Der  Tarif  eines  einzelnen  Landes  muss  nach  den  angegebenen 
Momenten,  welche  die  fkmässigong  und  Einheit  des  Porto  recht- 
fertigen,  geprüft  werden. 

Im  finanziellen  Interesse  sind  aber  sehr  plötzliehe  nnd 
starke  Portorednetionen  nieht  so  allgemein  zn  billigen,  wie 
es  Theorie  nnd  Praxis  neuerdings  gethan  haben.  Denn  sie  führen 
doch  mitunter,  wenn  nicht  zu  Betriebsdeficiten  so  zu  störenden 
Hindereinnahmen  von  längerer  Dauer.  Entwickelt  sich  auch  ein 
grösserer  Verkehr,  so  doch  nicht  immer  ein  solcher,  welcher  den 
AosiaU  der  Tarü'rednction  sofort  deckt.  Der  Einfluss  der  Eeduction 


8  in  Baden,  4  im  deutscli-österr.  Postverein}  der  Packetpost,  um  Umgehungen  des 
höheren  Briefportos  mittelst  Benutzung  der  Fahrpost  zu  verhüten.  System  der  Taxirung 
nach  sogen.  Taxquadraten,  so  im  deutsch-österr.  Postvertrag  v*.  1857:  das  Pfund 
auf  4  Meilen  je  Va  Sgr. ,  Minimum  bis  8  M.  2  Sgr. .  8—16  M.  3  Sgr. ,  16—24  M. 
4  Sgr.  u.  s.  V.,  doch  mit  d.  Ermässig.,  dass  Stttckc  bis  1  Pf.  u.  bis  4  M.  nur  IV«  Sgr. 
gel^n.  Bis  za  20  H.  Entfernung  Berechnung  der  Fracht  nach  dem  geraden  Ak«tand 
der  Orte.  Für  weitere  Entfernung  Eintheilung  des  Vereinsgebiefs  in  Tax([nadTate  von 
4  M.  Seitenlange.  Alle  in  einem  Quadrat  lice:enden  Puncto  behandelt,  als  ob  sie  im 
^littelpuiicte  lägen.  Sendung  dann  tarüirt  nach  der  Entfernung  der  Mittelpuncte  der 
resp.  Quadrate.  Tabellen  zur  schnellen  Berechnung.  Beibehaltung  des  Systems  der 
Tucqnadrate  im  norddeutschen  Postges.  f.  4.  Nov.  1S67,  Quadrate  von  2  M.  Seiten- 
länge, Porto  p.  1  Zollpfund  2  Pfennig  filr  je  5  M.  bis  30  M.,  für  je  10  M.  bis  100, 
für  je  20  M.  Uber  100  M.,  Minim.  2,  3,  4,  5,  6  Sgr.  nach  d.  Entfernung.  Umge- 
stftltvn;  des  Paeketportosystems  im  Ges.  t.  17.  Hai  187S:  fftr  kleinere 
Packete  bis  5  Kilogr.  ein  zweistufiges  Porto  ohne  Budkiidii  Mf  das  spec.  Gewicht: 
25  Pf.  "Reichswähr.  bis  10  M.,  50  Pf.  darüber;  für  schwerere  Packete,  bis  5  Kil. 
diese  Sätze ,  fQr  jedes  weitere  Kilogr.  ein  Zusclilag  nach  einem  Entfernungsstui'ensatz, 
Iiis  10  H.  5  Pf.,  10—20  M.  10  Pf.,  20—50  M.  20  Pf.,  50—100  M.  30  Pf. 
100—150  M.  40  Pf.,  150  M.  50  Pf 

Anrb  das  Porto  für  Geldsendungen  ist  in  den  neueren  Posttaxgesetzen  sehr 
ermüsäigt  und  vereinfacht  worden.  Dsgl.  das  Porto  fUr  Packctu  mit  Werthangabe. 
Nach  d.  Deutschen  Oes.  y,  1873  f.  Briefe  mit  WertfaaiMrabe  ohne  Backsicht  auf  Gewicht 
bis  10  Ml.  2  Sgt^  Uber  10  Ml.  4  Sgr.,  Versicherungsgebuhr      Sgr.  für  je  100  Thlr. 

Permille).  Die  neueren  Communicationsmittel  mit  ihren  regelmässigen  Postcursen 
(Eisenbahnen)  gestatteji  auch  solche  massige  Tarife  wegen  Verringerung  des  Kisicos, 
gfflierer  Leichtigkeit  der  Gontrole  u.  s.  —  Durch  das  System  der  sogien.  Pest- 
anweisungen  (seit  1838  in  Grossbritannien)  wird  der  kleinere  Geldverkehr 
zwischen  verschiedenen  Orten  noch  nielir  erleichtert  \iiu\  wolilfeil  gemacht .  was  die 
PostvcrwaltuuK  wegen  des  geringen  Kisicos  und  der  meist  möglichen  Vermeidung  der 
BsaiBendimg  leisten  kann:  es  findet  im  WesentL  nur  ein  Abrechnungs-  n.  Aus- 
gleich ungssystcm  statt.  Da  beliebig  viele  Anweisungen  desselben  Absenders  an 
«lenselben  Adressaten  gleichzeitig  erfolgen  können ,  hat  die  Beschriinkuiig  auf  ein 
Maximum  keine  andere  practische  Bedeutung,  als  auf  die  für  grosse  Summen  wohl- 
f^ere  Baarsendnng  binzoIeitMi.  Jetzige  deutscbe  Sätze  ;  bis  100  Mark  20  Pt,  bte 
200  M.  HO  Pf.,  bis  300  M.  40  Pf.  Im  J.  1875  bd  der  Reichsposf  eingezahlt  auf 
2:i,77t).s;i'>  Postanweis.  1119.07  Mül.  M.,  mit  4.0.'J8  Mill.  M.  Gcbührencrtrag,  p.  Stück 
bez.  47.00  Mark  Zahlungsbetrag  und  0.30  M.  Gebühr.  In  Grossbritannien  1876 
Betnif  der  Postanweis.  im  Inlande  nur  27.4  Mill.  Pf.  (54S  Mill.  M.).  —  Durch  inter* 
Mtiaude  Tectiige  Ansdehnnng  des  Anweisnng^Terkehis  rielCach  aufs  Ausland. 

7* 
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aut  die  SteigeniDg  des  Bedürfnisses  ist  hier  öfters  überschätzt 
worden,  Ubiilich  wie  in  verwandten  Fällen,  bei  den  Eisenbahnen, 
Telegraphen,  bei  Zöllen  und  anderen  Verbrauchsteuern.  £ui  lang- 
sameres Vorgeben  nnd  die  Beibehaltnng  einzelner  Punete  ans  dem 
älteren  Stufentarifsystem  empfiehlt  sich  daher  Öfters  mehr.  (Siehe 
Note  78). 

§.  312.   Von  weiteren  Pnncten  des  Postgebllhrenwesens  sind 

noch  zu  erwähnen;^-)  < 

(1)  Die  Erhebung  eines  Bestellgelds  vom  Empfänger  der 
Sendung  ist  mögliclist  zu  beschränken,  bei  Briefen  aufzuheben,  — 
auch  im  Interesse  der  öekonomie  der  Post  Verwaltung  selbst.**) 

(2)  Besondere  Begünstigungen  in  ermässigtem  Porto  ge- 
messen meistens  Zeitungen,  Drueksachen,  Gurcnlare  u.  s.  w.,  Proben 
und  Muster,  jetzt  offene  Postkarten.  Ob  in  dem  bestehenden  Um- 
fang ganz  mit  Recht,  wäre  mitunter  erst  näher  zu  untersuchen. 
Doch  führt  solches  Porto  der  Post  öfters  erst  einen  Verkehr  zu, 
der  ohne  wesentliche  Kostensteigerung  mit  zu  bewältigen  ist  und 
eine  bessere  Ausnutzung  des  Personals  und  Materials  bewirkt. 
Daher  auch  die  günstigen  Erfahrungen  mit  den  oifenen  Postkarten.*^) 

(3)  Ein  allgemeiner  Grundsatz  muss  bleiben,  dass  die  Post  in 
Fällen,  welche  nach  der  Einrichtung  des  Diensts  die  Kosten  un- 
nOtkig  steigern,  und  ffir  besondere  LeistnugeUi  welche  eben- 
falls Extra-Kosten  machen,  Porto-Zuschuss  erhebt  Jenes  findet 
statt  bei  der  Unterlassung  der  Frankirnng,  wo  der  allgemein 
übliche  Zuschlag  indirect  auf  die  im  Verwaltungsinteresse  ge- 
legene Verallgemeinerung  der  Frankirnng  einwirkt.  Die  oben  ge- 
nannten neueren  Stufen-  und  Einheitsporti  beziehen  sich  daher 
grundsätzlich  nur  auf  vom  Absender  frankirte  Briefe  u.  s.  w. 
Besondere  Leistungen  macht  die  Post  bei  der  Einschreibung 
der  Briefe  und  bei  der  Werthdeclarirnng  der  Briefe  und 
Paekete,  wo  auch  ihre  Garantie  erweitert  wird,  und  in.  einigen 
anderen,  minder  wichtigen  Fällen. 

'^")  Beispiele  anzagcben  ist  bei  der  Bckaoothdit  dieser  Fuocte  woid  nicht  Aöthig. 
Aelteres  Material  bei  Kau,  neueres  bei  Saz. 

^)  Bei  Briefen  in  DeaiscUftnd  Jetzt  beseitigt,  das  LandbriefbesteUgeld  fiel  im 
Beichsges.  r,  1871  anf  Wonach  des  Betchstags,  gegen  die  finanziellen  Bedenken  der 

Begieninor. 

*"^)  Vgl.  Em.  Hermann,  Miniaturbilder  d.  Wirtlisch.,  Halle  1872,  S.  71—134. 
Die  Priorität  gebohlt  Oesterreich  1869  (nach  and.  Behanptnng,  för  beschrftnkten 

Veaiehr,  Rcl^ien  1S67).  Zulassung  in  Deutsch!.  1870  zu  dem  Briefporto  von  1  Sgr., 
1.  Juli  IST 2  auf  S?^'  berabgesetzt.  Zald  im  internen  Verkehr  dos  Reichspost- 
gebiets lb72 — 7G  bez.  7.73,  24.95,  42.50,  5G.07,  9Ü.t>9  Miil.  StUck,  in  Grossbritannieu 
1876  93  Mill.,  Westltsterreich  1876  21.4  MilL,  Ungarn  8.33  MiU. 
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(4)  Um  richtige  Oekonomie  in  der  Benutzung  der 
Post  zo  bewirken  und  um  die  Finanzergebnisse  der  Post 
licbtig  Übersehen  zu  kOnnen,  ist  es  geboten,  im  AUgemeinen  alle 
Portofreiheiten  gewisser  privU^girter  PriTaten,  (z.  B.  Par- 
lamentsmitglieder) nnd  selbst  der  öffentlichen  Behörden, 
aufzuheben.  Dies  ist  neuerdings  auch  mehrfaeh  geschehen.^) 

§.  313.  —  b)  Die  Telegr aphie.^)  Auch  sie  eignet  sich 
im  Allgemeinen  gut  zur  Staatsanstalt,  aus  den  im  1.  Bande 
dargelegten  Gründen^*)  und  hat  sich  auch  in  vielen  Culturstaaten 
von  vorneherein  als  solche  entwickelt.  Wo  dies  nicht  der  Fall 
war,  haben  sich  mancherlei  Uebelstände  ergeben,  welche  den  Ueber- 
gang  an  den  Staat  i^thlieh  erscheinen  lassen.  £r  ist  auch  zur 
Ausftthrmtg  gelnracht  worden.  (England).^^ 

a)  Die  förmliche Greimng  eines  Telegraphenregals,  analog 
dem  Postregal^  kann  eveninell  zweekm&ssig  sein.  Unbedingt  noth- 
wendig  ist  sie  kaum.  Die  Natur  der  Sache,  die  Herstellung  der 
Telegraphenleitungen;  macht  die  Mitwirkung  des  Staats  doch  un- 
entbehrlich. Ein  Telegraphenregal  mtisste  sich,  ebenso  wie  die 
Staatsanstalt  für  Telegraphie  überhaupt,  auf  die  Benutzung  von 
Td^raphen  fttr  den  öffentlichen  Verkehr  beschränken.  Da- 
neben müssen  Telegraphen  bloss  für  den  Dienst  einer 
Priratunternehmung  selbst,  z.B.  der  Prirateisenbahnen,  grosser 


*'^)  In  Eugland  ein  Priücip  der  HiU  schea  Postreform,  l  raher  grosser  Miss- 
tatodh  der  PoitofiraOieit  d«r  PamipeiitBiDilgliader.   Aafhebnnir  der  Portofreiheit  fllr 

<lii;  amtliche  Correspciidenz  der  Einzelstaaten  u.  aller  anderen  Portofreüieiten,  mit 
Ausnahme  der  rcericrendcn  Fürsten,  deren  Gemahlinnen  u.  Wittwen,  durch  d.  nord- 
deatsclie  Gcä.  v.  5  Juni  1869.  Ent:>chadigang  gewährt,  wenn  dios  landesgesetzlich 
wegen  der  za  Grande  liegenden  listigen  Privatrechtstitel  nothwendig.  Die  PortofMheit 
der  Correspondeuz  in  Bondesdicnstangele^orihrit  n  blieb  erhalten. 

•«)  Kau,  Fin.  I,  §.  211»b.  K.  v.  M  ohl ,  Polizeiwiss.  II  {'6.  A.),  §.  180.  H.  liösler, 
Verw.recht  II,  §.  440,  441.  L.  v.  Stein,  Handb.  d.  Yerw.rechts,  2.  A.,  S.  426  £ 
B^e  letztere  f.  Liter,  q.  Gesetzgebung.  Knies,  d.  Tclegr.  als  Yeifceluniiiittel,  TQb. 
1857.  Jetzt  bes.  Sa.\  I,  211  fl".  (Post  u.  Telegr.  zus.).  v.  115 nne,  prouss.  Staatsr., 
8.  A.,  II,  2,  §.  477.  Telegr.-Ordn.  f.  d.  Deutsche  Reich  vom  21.  Juni  1872. 
Deutsche  Verordn.  f.  22.  Dec.  1875,  betr.  Trennnnjr  der  Venvalt.  des  Post-  u.  Tele- 
p^phenwosens  v.  Reichskanzleramt  n.  den  n  \'ereinigung  unter  d.  Geueralpostmeister. 
Deutsche  Verordn.  betr.  Abänder.  u.  s,  w.  d.  Telegr.-Ordn.  v.  1S72  v.  24.  Jan.  1876, 
betr.  bes.  Einfuhr,  d.  sogen.  Worttarifs  r.  1.  März  1876  an.  S.  darilbcr  Uirth,  Ann. 
1876  S.  761  IF.,  eb.  1877  S.  1088  ff.  Sax  a.  a.  0.,  S.  801  ff.  Ich  muss  beim  Telegr. 
norh  mehr  wie  bei  d.  Post  f.  alles  Nähere  auf  d.  „Verkehrswesen"  (B.  3)  verweisen. 
Mancherlei  Statist.  Material  bei  Sax  sehr  instructiv  vcrwerthet.  —  Deutsche  Verordn. 
Uber  gebührenfreie  Beförd.  v.  Telegr.  v.  2.  Juni  1877. 

*)  Ban-Wagner,  Fin.  I,  §.  222—226;  Wagner,  Fin.  I,  §.  240—242. 

^  Einlösung  der  Privattelcgraphen  in  England  1869.  S.  bes.  Sax,  I,  230  ff., 
der  mit  Recht  bemerkt,  dass  die  vorläufig  unbefriedigenden  Ertragsverhaltnisse  nicht 
dem  System,  sondern  überstürztem  Vorgehen,  mancherlei  Fehlgriffen  in  der  Organi- 
nttoB  und  tberhanpt  dem  UebergangsitedioB  ZDZuschreiben  (S.  235). 
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Fabriken,  Bergwerke,  angelegt  auf  dem  eigenen  Boden  der  Unter- 
nehmung, ohne  Weiteres  und  nach  dem  Concessionsprincip  anch 
auf  fremdem  Boden  zugelassen  werden.  Als  bereektigte  Ausnahme 
kann  die  Einriehtnng  privater  Telegnqihen  fOr  den  Offen tliohen 
Verkehr  bei  grösseren  nnterseeisehen  internationalen 
Verbindungen  statthaft  sein,  bisheriger  Praxis  entsprechend,  weldie 
freilich  manche  üebelstände  aufweist.*') 

ß)  Als  leitendesPinanzprincip  der  Telegraphie  ist  schon 
im  1 .  Bande  das  Geblihrenprincip,  aber  mit  einer  weiteren 
Annäherung  an  das  privatwirthschaftlioke,  hingestellt 
worden.  Demgemäss  ist  voller  KostenersatZi  einschliesslich 
der  Kosten  für  Zinsen  nnd  Amortisation,  sn  erstreben,  daher  auf 
die  Abstellung  der  Betriebsdefieite,  welche  neuerdings 
wieder  manche  StaatstelegraphenTerwaltnngen  aufWdsen,  eifrig 
hinznarbeiten.  Es  ist  dies  noeh  nothwendiger  als  bei  der  Post, 
weil  letztere  viel  allgemeiner  benutzt  wird  als  die  Telegraphie, 
welche  weit  mehr  einem  Classeninteresse  der  Handel-  und 
Gewerbetreibenden,  zumal  des  Grosakapitals,  dient.^*)  Bei  der  un- 
vermeidlichen EUckwirkuDg  der  Höhe  nnd  der  Einrichtung  des 
Tarifs  auf  die  Benutzung,  mithin  wieder  auf  Einnahme  nnd  Kosten 
nnd  deren  Verhältniss  zu  einander,  sind  zweckmässige  Tafif- 
experimente  gerade  hier  geboten,  um  die  finanzielle  Seite  des 
Telegraphenwesens  richtig  zu  behandeln.  Wenn  trotz  allem  ein 
Betriebsdeficit  bleibt,  so  kann  freilich  deswegen  der  Staat  den 
Telegraj)lien  nicht  aufgeben,  weil  seine  eigenen  Interessen  ihn  ver- 
langen. Aber  eine  Gestaltung  und  nöthigenfalls  eine  Einschränkung 
des  Betriebs  für  Private,  wodurch  sich  wenigstens  die  Betriebsdeficite 
mindern,  kann  nicht  mit  Hinweis  auf  ein  „öffentliches  Interesse^^, 
das  überwiegend  privates  Classeninteresse  ist,  abgelehnt  werden. 
Unter  den  Mitteln,  weiche  die  Anstalt  allgemeiner  zugänglich  und 
nfitzlich  machen  und  zugleich  die  Kosten  mindern  helfen,  empfiehlt 
sich  die  Vereinigung  der  Post-  und  Telegraphenämter 
und  der  obersten  Verwaltung  beider  Zweige,  welche  auch  mehrfach 
in  der  Praxis  besteht.*^) 


Die  submarinen  Kabel,  bes.  die  grossen  i transatlant.)  ganz  überwiegend 
von  der  Privatiudustrie  (Gesellschaften)  angelegt  a.  betrieben:  1877  von 
i.  6.  63,989  Seemeflen  59,547.   Saz,  I,  238  ff. 
**)  Gut  nachgewiesen  von  Sax,  I,  250  it 

Daten  Uber  den  Ertrag  bei  Sax  S.  25S.  Das  Betricbsdeficit  der  Telegraphie 
im  Deutschen  Beich  war  mit  ein  Anlass  zur  Vereinigung  der  Telegr.- Verwaltung  mit 
der  Post  Jetzt  liest  eicli  die  Itoaszlage  der  Telegr.  nicht  ganz  genau  feststellen,  soll 


Digitized  by  Google 


Teiegiaiihie. 


103 


y)  Das  Gebührenwesen  oder  der  Telegraphentarif  bietet 
in  seiner  Entwicklung  und  gegenwärtigen  Einrichtung  sowie  in  den 
Prindpieofnifen  vielfache  Analogie  zum  Posttarif.  Aach  hier 
bandelt  es  sieh  um  die  Wahl  eines  höheren  Stnfentarifs, 
eines  ermftssigten  Zonentarifs  und  eines  wohlfeilen  Ein^ 
heitstarifs.  Die  Stafen,  bes.  Zonen  werden  naeb  der  Ent- 
fernung, sodann  —  entsprechend  dem  Gewicht  bei  den  Briefen 
und  Packeten  —  nach  dem  Umfang  des  Telegramms  gebildet. 
Letzteres  bisher  gewöhnlich  unter  Zugrundelegung  einer  sogen. 
Einheitsdepesche  von  einer  mässigen  Maximaizahl  Worte  (ge- 
wöhnlich 20)  I  mit  Steigenmg  für  feste  Zuwüchse  von  so  und  so 
?iel  Worteni  neuerdings  aneh  (wie  sebon  länger  bei  submarinen, 
transoeeaniaoben  Kabeln)  ganz  naoh  der  Zahl  der  Worte  eines  be- 
stittnitm  Haximaliini&ngs  von  Sylben  oder  Bnebstaben  unter  Bei- 
fügung einer  festen  sogen.  Grundtaxe  für  jedes  Telegramm 
(neuer  deutscher  sogen.  Worttarif).  üie  Entwicklung  war  auch 
hier  dem  Einheitstarif  ohne  oder  dem  Zonentarif  mit  geringer 
Rücksicht  auf  die  Entfernung  günstig.  Dies  entspricht  theilweise 
dem  Selbstkostenprincip,  weniger  dem  Principe  in  der  Tarifnormiroug 
dem  Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten  Bechnaog  zu  tragen. 
Denn  dieser  Werth  wSehst  hier  mit  der  Entfernung  starlL.^)  Die 
analoge  Entwieklung  binsiehtlieb  des  Absehens  vom  Umfang  der 
Depeseben  wSre,  auch  entsprechend  der  Einrichtung  in  der  Brief- 
post;  ein  Einheitstarif  für  eine  einfache  Depesche  eines  mässigen, 
aber  meist  genügenden  Umfangs.  Der  strenge  Worttarif  stellt  in  seiner 
Festhaltung  des  Stufenportos  eine  entgegengesetzte  Entwicklung 
dar.  Er  wird  mit  dem  Selbstkostenprincip  und  mit  dem  Grundsatz 
höchst  möglicher  Oekonomie  in  der  Beanspruchung  der  Leistung  ge- 
rechtfertigt. Ob  ganz  hinreichend,  ist  wenigstens  nicht  unzweifel- 
haft.^^) Hinsichtlich  dieser  Puncto  und  mehr  noch  binsiehtlieb  der 


sich  aber  gebenot  haben,  z.  TL,  nach  amtt.  Ajisahme,  unter  dem  EinflnsB  des  Wort- 

tarifi.  —  Grossbritaauion  Einn.  1876/77  1.62,  Ausg.  1.12,  üeberscbuss 
0.49S  Mill.  Pf.  —  Frankreich  Einn.  1876  17.46,  Anschl.  f.  1877  16.6,  Anachl. 
d.  Ausg.  16.12,  Uebersch.  0.48  Mill.  Fr.  —  West-Oesterreich  1876  Einn.  2^4, 
Antg.  ord.  3.48,  anseerord.  0.28,  Deficit  reep.  0.554  oder  0.888  MiU.  Fl.  —  ünf am 
1S76  Einn.  1.18,  Ausg.  1.48,  Deficit  0.245  Mill.  Fl.  —  Russland  1S7.5  Einn. 
16.04  Mill.  Mark,  Ausg.  f.  Betrieb  13.4.^  Mill.  M.,  üeborschuss  2.G1  MiU.  M, 
(?  nach  d.  Gotb.  Alman.  1878).  —  Deutsclies  Beicb  (aucli  hier,  wie  bei  d.  Post, 
ohne  Baiem  n.  WOftemb.,  die.ihie  eigene  Telegr.-Yenrali  haben)  Ehm.  1875  10J&9, 
lS7e  11.51  HOL  M. 

•«)  ent  eiliutert  von  Sax,  S.  270. 

Bemirkensvertb  sind  bes.  die  Einwände  von  Sax,  S.  301.  Beistimmend 
Soh&ffle,  lUb.  Ztaehr.  1878,  &  423  ff.   S.  die  günstige  offidelle  BenrOieihiBg  h& 
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allgemeinen  Höhe  der  Tarifsätze  muss  sich  aber  Vieles  nach  den 
concreten  Verhältnissen  des  Landes,  der  Extensivität  nnd  Inten- 
aivität  des  Verkehrs  u.  s.  w.  richten,  and  zwar  namentlich  auch/ 
nm  das  finanzielle  Interesse  im  richtigen  Umfange  zu  sichern. 
Höhere  Sätse  sind  dareh  dies  InteresBe  webl  mitanter  geboten, 
ohne  dass  man  immer  wegen  der  etwaigen  Abnahme  des  Ver- 
kehrs  eme  noch  grössere  Einbnsse  fltrehien  mttsste.*') 

§.  314.  —  6.  Andere  Zweige  der  materiellen  Pro- 
duction.  Ausser  den  bisher  besprochenen  kommen  in  unseren 
Staaten  und  Gemeinden  manche  ältere  Productionszweige  vor, 
welche  vornemlich  oder  bisher  ausschliesslich  privatwirthschaftlich 
behandelt  werden,  aber  doch  unter  Umständen  zugleich  unter  einer 
Berticksiehtigang  der  Interessen  von  Gruppen  von  Privaten.  Darin 
Hegt  eine  Annäherang  an  das  GebUhrenprineip,  z.  B.  bei  der  Forst- 
Terwaltnng,  wenn  an  bestimmis  Gonsnmentenkreise,  etwa  an  die 
städtische  BevOlkerong  ans  dem  Stadtwald,  Holz  zn  einer  mässigen 
Taxe  geliefert  wird. 

Wichtiger  ist  aber  eine  andere  Reihe  von  Fällen  wesentlich 
moderner  Art,  besonders  in  den  Städten,  namentlich  den 
Grossstädten,  hier  und  da  auch  in  Abtheilungen  des  Land- 
gebiets.^^)  Hier  entwickelt  sich  für  gewisse  locale  materielle  ^^Ge- 

Hirth,  Ann.  1877  S.  1088  IT.  Die  durchschnittl.  Einnahme  für  ein  aufgegebenes 
gebuhrenpüichüges  Teiegr.  im  internen  Yerkuhr  war  1876  nach  dem  Worttarif  0.93, 
1875  nach  d.  Zonentaxif  0J2  Mufc,  die  duchsoIuiittL  WovteU  lesp.  14.34  iL  18 J2 
Worte  (nach  d.  amtl.  Ber.  f.  1876). 

Es  erklärt  sich  dies  aus  dorn  Vorwaltender  Ges  c  h  ä  f  ts  depescheu,  bei  deuea 
gr&ssere  Gewinne  u.  Yerlaste  auf  dem  Spiele  stehen,  als  dasä  die  Höhe  des  Tanfs  — 
iuierhalb  gewisser  Grenzen  —  die  Zehl  so  beeinflussen  soUte.  —  Beispiel  der  Ent- 
irickluug:  des  Tarifwesens:  Preussen-Deatschl.  (Sax,  I,  365).  Erster  preuss. 
Tar.  V.  IS49  20  Pf.  f  d.  Depesche  von  20  Worten  p.  Meile,  Bestellgeld  von  5  Sf^r., 
f.  10  Worte  V*  <^  Gebuhr  mehr,  Dresd.  Vertr.  v.  1850:  Zonensystem,  1.  Zone  bis 
10  MeUen  20  Sgr.,  2.  bis  25  M.  40.  3.  bis  45  M.  60,  4.  bis  70  IL  80,  5.  bis  100  K. 
100  Sgr.,  f  die  Depesche  v.  20  Worten.  Im  J.  1857  in  1.  Zone  12  Sgr.,  1859  desgl. 
10  Sgr.  u.  in  jeder  weiteren  Zone  10  Sgr.  mehr.  1861  ff.  mehrfache  Aenderungen, 
schliessl.  3  Zonen,  bis  lu,  bis  45,  über  45  iL  mit  8,  10  u.  16  Sgr.,  1867  auf  5,  10 
und  15  Sgr.  redacirt  und  Berechnang  nach  einem  System  der  Taxqnadrate.  Yen 
1.  März  1876  an  Eiiilieits -Worttarif :  Grundtaxo  von  20  Pf  Reichswähr. ,  fur  jedes 
Wort  5  Pf.  —  Einheitstarif  in  kleinen  L&ndem,  in  Frankr.,  Italien,  Spanien,  England, 
Oesterr.-Cngarn  (Sax,  367). 

®^)  Hier  berühren  sich  die  Finanzprobleme  wieder  mit  den  allgemeinsten  Organi- 
sationsfragen der  Volkswirthschaft  und  Principien fragen  der  wirthschaftliclien  Rechts- 
ordnung. Ohne  Erkenntoiss  dieses  Zusammenhangs  kann  auch  die  Finanzwissenscbaft 
nicht  weiter  schreiten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  die  Berechtigung  des  Standponcts, 
den  ich  in  d.  Fin.  I,  §.  26,  27  als  f  d.  neueste  Entwicklungsphase  der  Finanzwissen- 
schaft  massgebend  bezeichnete.  Die  Unfähigkeit,  eine  solche  principielle  u.  abstractere 
Fonnulirong  der  volkswirthsch.  u.  finanz.  Probleme  auch  nur  zu  bereifen,  ist  freilich 
nocb  ^ait  Ferbieitet  (vgl  z»  fi.  Prol  ?.  Treitschke,  Pienss.  Jahrb.  MftRhefit  1878: 
„Phantastereien  doctiiniier  SdbetQbeiliebiing**).  An  solchen  ooncroteik  Bei^ielen  irie 
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m  e  i  n  bedürfhisse"  eiije  Reihe  von  „öffentlichen  Unternehmungen" 
der  Gemeinde*^*)  Zahlreiche  gleiche  IndividiuUbddttrfiusse  fliessen 
soBiUMgen  m  ein  solches  Gremeinhedürfniss  znsamnieii.  Es  wird 
wÜBseheuBwerthy  fOr  die  BeMedigang  desselbra  von  der  priyalr 
wirthsebaflliolieii  Specidation  nnabli&Dgig  zu  sein.  Die  Eniwieklmig 
der  Frodnetionsteeliiuk  and  -Ökonomik  gestattet  die  Uebemahme 
nnd  Verwaltung  der  betreffenden  Productionszweige  auf  die  Ge- 
meinde, welche  mittelst  der  „öffentlichen  Unternehmung"  die  Sache 
ausführt.  Es  walten  dann  hier  ganz  ähnliche  (resiehtspuncte  ob 
wie  bei  den  oben  betrachteten  Gebtihrenzweigen ,  z.  B.  dem  Commu- 
nications- und  Transportwesen.  Das  Gebtlhienprincip  selbst  wird, 
nntor  Umständen  mit  einer  Annttherang  an  das  privatwirthsehaft^ 
Hohe  und  aach  an  das  Steuerprineip,  das  leitende  fttr  diese  Unter- 
nehmnngen,  wobei  sich  alle  beiheiligten  Interessen  riohtigbeiHedigen 
lassen,  auch  die  finanziellen  der  Gemeinde. 

Oeffeutliche  Unternehmungen  dieser  Art  von  wesentlich  localera 
Character  möchten  aus  mancherlei  Gründen  eine  grosse  Zukunft 
haben  und  sich  immer  mehr  ausdehnen,  worauf  schon  jetzt  die 
Entwicklung  bei  den  CulturvOlkem  sichtbar  hinausgeht.  Die  Con- 
eentration  der  Bevölkerung  in  grösseren  Städten,  technischei 
Ökonomische  nnd  soeialpolitisehe  Grttnde,  nngenflgmide  Leistungen 
dte  priyatwirthsehaftlichen  Systems,  wirken  snsammen  in  dieser 
Biehtnng,  w^n  anch  im  Einzelnen  das  Ob  nnd  Wie  nach  Local- 
▼erhältnissen  verschieden  beurtheilt  werden  muss.  Das  Resultat 
ist  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten  des 
priyatwirthsehaftlichen  Systems  der  Production  und  der  Bedürfniss- 
befriedigung, und  hiermit  verbunden  die  Regelung  zwischen  Leistung 
nnd  Gegenleistung  nach  dem  Gebühren-  statt  nach  demPrinoip 
der  priTatwirthsehafüichen  Preis-GonenrrenB:  eine  grossartige  nnd 
flberwi^nd  segensreiehe  nationalökonomische  nnd  soeialpolitisehe 
Entwicklung,  durch  welche  Priyateigenthum  der  Priyaten  in  „Wen^ 
liebes'^  Eigenthum  verwandelt  und  Bwteneinkommen  aus  Besitz 
den  Privaten  entzogen  wird.^*") 

den  im  Text  besprochenen  wird  ein  etwas  besseres  Yfiständniss  vielleicht  leichter 
erweckt.  —  Vgl  fttr  die  ganze  Frage  des  Texts  Schäffle's  Schriften  nnd  meine 
Gmndlegn  bes.  Kap.  3  (bes.  Absöhn.  1,  6,  9,  10)  n.  Kap.  4  (u.  A.  §.  176).  S.  ancb 
d.  (Bodiuist  ZtBchr.)  „Znknnft**,  Uber  d.  Geweibebetiieb  d.  Gommiuieii,  H.  9  n.  12. 
•*)  Grundlegung  §.  139,  141,  142. 

•**)  Auch  dieser  Zusammenhang  der  g'enannten  Probleme  mit  den  höchsten  Fragen 
der  Eigenthumsordnung  ist  bisher  selten  genug  verstanden  worden.  S.  meine  Gmndleg. 
Xi^.  5,  Hauptabschn.  2. 
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Die  wichtigsten  bisherigen  Fälle  betreffen  die  Wasserver- 
sorgung durch  Wasserleitungen,  die  Lichtversorgung 
durch  Gasfabriken  und  Gasleitungen,  die  Beseitigung  der 
Ausscheidangs  und  Abfallprodocte  durch  Canali- 
sationen;  auch  das  Feuer  lös  ehwesen  ist  hier  mit  stiB«nneii.^) 
Andere  Tervrandte,  aber  auch  den  Mher  att^esfthlten  Slinliehe 
Fälle  sind:  städtisehe  Viehhofe,  Markthallen  n.  dgl.  m.  Kboh 
weitere  Fälle  beginnen  wenigstens  bereits  Gegenstand  der  theoretischen 
Discussion  zu  werden,  wie  die  Uebernahme  grosser  Gewerbe  auf 
die  Commune,  um  bessere,  unverfälschte  Producte  zu  angemessenem 
Preise  dem  Publicum  zu  bieten.  Hier  wtlrden  sich  grosse  neue 
Gebühren  zweige  entwickeln,  denn  der  Preis  wttrde  Yoniemlich  nach 
GebUhrenprincipien  festgesetzt  werden  mttssen,  gerade  im  öffent- 
liehen  Intere88e.<^<>) 

Näher  anf  das  Fttr  nnd  Wider  dieser  Entwieklnng  eiazngehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort  Infinansieller  Hinsicht  steht  bei  richtiger, 
recht  wohl  möglicher  Organisation  und  Verwaltung  prineipiell  nichts 
entgegen,  während  auch  in  dieser  Beziehung  Manches  dafür  spricht. 
Für  jede  Art  der  Unternehmungen  wird  eine  besondere  Kechnung 
und  im  Allgemeinen  eine  genügende  Verzinsung  und  Amortisation 
des  Kapitals  zu  verlangen  sein.  Ueberschttsse  darüber  hinaus  sind 
aber  nicht  unbedingt  ansznschüessen,*^)  znmal  wenn  sie  zur  Ver* 
Tollkommmtng  der  Einrichtung  dienen.  Auch  Uebertragnngen,  bez. 
Ausgleichungen  der  finanziellen  Ergebnisse  zwisebeo  versehiede&en 
Untemehmnngen  k(}nnen  in  Betracht  kommen.  Der  Uebeis^ms 

*B)  Vgl.  Brucli,  in  d.  (^mimuMteieniergotaditeii  (Lps.  1877),  S.  21  ff.  Hack, 

Wasserversorg,  d.  Städte,  Tub.  Ztsclir.  1S78. 

^*')  ^lebrfach  g'anz  richtige  Anrcfrmitren  Seitens  deutscher  Socialisten,  auch  Social- 
demokratCD,  so  ia  d.  in  Noto  'iiö  geu.  Aufs,  lu  d.  „Zukunft''.  £ä  wird  nur  in  der 
DisoQssioii  auf  dieser  Seite  leicbt  vergeaaeay  dass  alle  solclie  Dinge  mch  nur  allmälig 
geschichtlich  entwickeln  können,  und  die  richtige  Entscheidung  vom  Stande  der 
Üokonomik  u.  Technik  abhangt.  Die  ungemeine  so ci ;ile  Bedeutung  können  nur 
die  verkeuueu,  weiche  in  Fragen  der  Gewerbeordnung  noch  Alles  von  Regelung  des 
iL[!>eits?ertTag8«  Geirerkvereinen  n.  dgL  m.  emraiten,  wie  die  Katibadenooialistea  der 
histor.  Kichtung  (Seh  moller  u.  a.  m,).  Diese  Seite  der  Frage  suchte  mein  Amen- 
dement zur  (icwerbeordnungs- Reform  auf  d.  soc.-polit.  Congrcss  zu  Berlin  (1877)  liep» 
vorzuhebcu:  „Die  gewerbl.  Verhäitnis.se  verlangen  ausser  einer  Koform  der  Gewerbe- 
gesetzgebnsg  auch  eine  anderweito  planvolle  Regelung  der  materiellwi  Frodnction 
dadurch,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete  die  privatwirthsch.  Speculation  soweit  als  es 
terlinirfch  möglich  durch  eine  zweckmäss.  Ausdehnung  der  Staats-  u.  Communalthätigkeit 
ciüficeugt  wird."  Oder,  wie  es  im  Programm  der  christl.-soc.  Arbeiterpartei  heisst: 
,vA.rbeiterfreundIicher  Betrieb  des  vorhandenen  Staats-»  nnd  Communaleigenthuuis,  und 
Ausdehnung  desselben,  soweit  es  ökonomisch  rathsam  n.  technisch  znlAssig  iat''  S.  anch 
meine  Communalsteuerfrage  (Lpz.  1878),  S.  63. 

•')  Mit  Recht  von  Brnch  d,  Verbot  der  Erzielung  f.  üebeischtlssen  (über  57© 
Züis  n.  1  Vo  Amort.)  dei  ttffentl.  Schlachth&aaer  (18.  Mttiz  1865)  getadelt  A.  a.  0.  S.  24. 
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hat  eineneito  die  Natur  eioer  Gewerbsrente,  wie  bei  einem  Privat- 
nntemehmeiiy  andenelts  unter  Umstiiiden  Steoexeltaraeter,  wie 
denn  solehe  Anstalten  mitimter  als  Hüfsmittd  der  Yettfadhing  von 
Gewerbe-,  Luxnsstenem  wobl  mit  dienen  kOnnen.^)  Das  Gommn- 

nalfinanzwesen  wird  dnrcb  solche  Entwicklung  ähnliche  Umge- 
staltungen eri'ahren ,  wie  das  Staatsfinanzwesen  durch  die  Staats- 
eisenbalinen :  Die  Rückwirkung  einer  mehr  geraeinwirthschaftlicben 
Organisation  der  Volkswirthschaft  auf  die  Finanzwirthschaft  und 
kein  „entferntes  Ziel''^^)  mehr  für  den  Tieferblickenden ,  wenn 
wir  auch  noch  im  Beginn  dieser  Entwicklung  uns  befinden. 

§.  315.  -^B.  Gebühren  der  sogen.  Volkswirthsohafts- 
pflege.  Die  riehtigere  Beceiehnung  dieser  Gebühre  wftre:  Ge- 
bühren fttr  die  fördernde  Pflege^  welche  einzelnen  Angelegen- 
heiten der  PriTatwirthschaften  (§.  298)  Seitens  des  Staats  oder  eines 
Selbstverwaltungskörpers  zu  Tb  eil  mrd.  Es  geh^iren  hierhin,  nach 
der  Seite  ihrer  Ökonom  ischenWirkungen  betrachtet  (§.  290), 
auch  einige  Gebtihrenzweige ,  welche  in  anderer  Hinsicht  oben 
sehen  zn  den  allgemeinen  Verwaltungs-  und  Hechtsgebühren  gestellt 
wurden.  Das  System  dieser  Gebühren  der  Volkswirthschaftspflege 
bildet  sieh  naoh  der  Art  der  Dienste  und  nach  den  Zweigen 
der  Prodncti<Hi|  denen  diese  Dienste  zn  Gnte  kommen.  Unter 
Vermeidung  des  unwichtigeren  Details  und  unter  Hinweis  auf  die 
Wirthschaftliche  Verwaltungslehre  für  das  Nähere  in  Bezug  auf 
einzelne  hier  aufgeführte  Gebiete,  ergiebt  sich  folgende  Uebersicht:^^^) 

1.  Beglaubigungsgebühren: 

a).  Eichgebühren)  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  von 
der  Privatfabrik  gelieferten  Maasse  und  Gewichte  dureh  Staats- 
behörden. Solche  Beglaubigung  ist  im  Öffentlichen  Interesse  geboten. 
Es  liesse  sieh  rechtf^tigen,  sie  unentgeUHeh  zu  leisten.  Doch  sind 
mftssige  und  zweekmftssig  abgestufte  Gebtthren,  wdohe 
in  der  Regel  der  Benutzer  (Geschäftsmann)  tragen  wird,  zulässig. 
Sie  wirken  wie  eine  Art  Gewerbesteuer  und  tragen  überhaupt  nicht 
immer  den  reinen  GebUhrencharacter.^®^) 

Erwägung,  eine  Steuer  auf  den  (iasconsum  der  Prirateu  einzofUiien,  ia  Berlin 
(Anf.  1878). 

A.  Held,  Socialismus  u.  s.  w.  (Lpz.  1878),  S,  155. 

""^"i  l?ei  Rau,  Fin.  I,  §.  2.SS,  245,  24ü  nur  einzelne  wenige  Fälle.  Auch  sonst 
dies  GebUiirengebiet  in  d.  systemat.  Fio.wiäs.  u.  monographisch  noch  wenig  bearbeitet. 
Vgl.  SteiB,  FlB.,  S.  A.,  S.  285  ft 

Vgl.  Rau,  Volksw.sch.polit.,  über  Maassweseu,  §.  230  ff.  Deiitschü  Eich- 
gebührentaxe V.  12.  Dec.  1869,  mit  mehreren  Nachträgen.  Die  Eichgebühren  lliessen 
in  die  Gasse  der  Einzelstaatea.  da  die  Eichungsämter  diesen  angehören.    Auf  dem 
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b)  Gebühren  iiir  die  amtliche  Beglaubigung  des  Feingehalts 
der  Gegenstände  ans  edlen  Metallen  (Pnnzirung).  Die 
prinoipi^e  Frage  des  Zwangs  za  einer  soleben  Beglaobigang  ist 
streitig.  Bestellt  der  Zwang  oder  werden  Objeete  auf  Wunsch  ge- 

'  prüft  und  der  Feingehalt  beglaubigt,  so  sind  mässige  Qebfihren 
gerechtfertigt."«) 

c)  Gebühren  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  Qualität 
von  Producten,  speciell  von  Fabrikaten  („Linnenleggen").  Die 
freibändlerische  Doctrin  ist  solchen  „Einmischungen^^  der  Obrigkeit 
abhold,  die  Praxis  hat  sie  meistens  aufgegeben. ^^^)  Die  Erfahrungen 
neuerer  Zeit  mit  der  Verschlechterung,  Verfälschung  und  gesundheits- 
widrigen Bescbafienheit  vieler  Nahrungs-  und.  Genussmittel  und 
andmr  Artikel  (z.  6.  Gewebe)  sind  der  obligatorischen  oder  faeul- 
tativen  Einfllhmng  einer  Controle  der  Verwaltung  wieder  günstiger. 
Die  obrigkeitliche  Besch  an  von  Nahrungsmitteln,  um  die  Ab- 
wesenheit von  zufälligen  (natürlichen)  Schädlichkeiten  zu  con- 
statiren,  schliesst  sich  an.  Eine  Erhebung  von  Gebühren  für  die 
amtlichen  Leistungen  ist  dann  billig.  Diese  werden  etwa  wie 
eine  Gewerbesteuer  mit  wirken.  Manche  der  betreffenden  Thätig- 
keiten  werden  passend  von  GommunalbehOrden  ausgetlbt,  die  Ge- 
bühren dann  auoh  Gommunalgebflhren  werden.  Einige  dieser  Ge- 
btihren  gehen  in  die  folgende  Kategorie  mit  Uber. 

2.  Aufsichtsgebflhren.  Sie  haben  ihren  Platz  da,  wo  im 
öffentlichen  Interesse  über  Privatwirthscbaftsbetriebe  eine  amtliche 
Aufsicht  geführt  wird,  um  Fährlicbkeiten  zu  verhüten,  das  Arbeits- 
personal vor  Kachtheilen  zu  schützen,  die  technisch  richtige  und 
ökonomisch  sparsame  Ausnutzung  von  Naturschätzen  Seitens  privater 
Bigenthünier  und  Bewirthschafter  zu  verbürgen  u.  dgl.  m.  Das 
Ob  und  Wie  dieser  staatlichen  „£uimisehung<<  ist  öfters  strittig, 
aber  mehr  im  Emzelnen,  als  im  Prineip.  Das  Gebiet  gewinnt  anch 

Etat  des  Reichs  daher  d.  Nonnaltji(hung:scomniission  nur  mit  Ausgaben  (1S77/78 
71,738  M.  im  ürdiii.).  Die  Kefumi  des  Maasä-  u.  Gewichtsweseus  hat  zeitweilig  die 
ISmiahme  ms  d.  Elchgebtthren  in  Dentscbl.  .ziemlich  erhöht,  z.  6.  in  Preossen  (nebst 
«Dgeschloss.  Theilcn)  1870  41.S11,  1S71  320,803,  1872  37S,4M,  tS73  136,279, 
1874  145,734  Thlr.  (AmÜ.,  Pias.  U.-Ajcb.  1876  I,  620).  —  y.  Hock,  öff.  Abg.  S.  256 
(CinieDtiruDgstaxen). 

^  Vgl  A.  Y.  Stndnitz,  gesetzt  Regel,  d.  Fefngebalfs  r,  Gold-  n.  Silberwaaien, 
Pforzh.  1872,  2.  A.,  mit  reichem  legislat.  Material.  Ertrag  der  „Punzirung**  in  "West- 
Oesterreirh  Anschl.  f.  1877  Brutto  1S6,700  FI.,  Netto  1  17.200  Fl.  Frankreich 
fttr  Veritic.  d.  Gew.,  Maasse,  Panz.  u.  s.  w.  1877  A.  3.44  Mill.  Fr.  Italien  dsgl. 
ZUS.  1877  1.75  Mill.  Fr.  Berath.  eines  bezttg^.  Gesefzentvaxft  über  Beglaubigung  des 
Feingehalts  im  D.  Kcich,  Sess.  1878. 

^*>")  In  Westfalen  bestehen  noch  Linnenleg|(en.  Jahresberichte  daiaber  n.  A. 
im  Prenss.  H.-Arch. 
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nach  neueren  Erfahrungen  wieder  an  Ausdehnung.  Die  unentgelt- 
liche Leistung  der  Aufsicht  kommt  vor  (z.  B.  bei  den  Fabriken). 
Gebühren  sind  aber  allgemein  zur  Kostendeckoug  der  Einrichtuiig 
gerechtfertigt  Wichtigere  Beispiele  sind: 

a)  Apothpkenreyisionen  und  Gebflhren  dafür.  Aehnliohe 
Rerisioii  Ton  Privatheilanatalten  tt.  dgl.^^) 

b)  DainpfkeBsel-Proben  nnd -Revisionen  und  Gebflhren 
dafür.  Auch  weiter  Controlen  besonders  gefährlicher  Betriebe 
(Explosionsstoffe  u.  dgl.  m.),  Eisenbahn- Besichtigungen  u.  s.w. 

c)  F  a  b  r  i  k  a  u  f  s  i  c  h  t ,  um  zu  sehen ,  ob  und  wie  die  sogen. 
Fabrikgesetze  durchgeführt  werden.  Gebühren  zur  Kostendeckung 
dieser  Aufsicht  Seitens  der  Fabrikanten  sind  nicht  tlblich,  aber 
wohl  zu  billigen. 

d)  Gebflhren  ilttr  die  Aufsicht  von  Privat-Bergwerken 
(Ansflbnng  der  „Berghoheit''  in  diesem  Sinne).  Im  Interesse 
der  Sicherheit  des  Betriebs  und  danemderer  Betriebsfflhigkeit  des 
Werks  ist  solche  Aufsicht  geschichtlich  vielfach  vorgekommen,  hat 
sich  modificirt  meist  bis  in  die  Gegenwart  erhalten,  ist  auch 
principiell  gerechtfertigt  und  war  dann  und  ist  zum  Theü  noch 
jetzt  mit  Gebühren  verbunden.  ^^^) 

e)  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Privat-,  Corporatioos-, 
Oemeindef ersten  durch  den  Staat  (Ansflbnng  der  ,yForsthoheit'' 
in  diesem  Süme).  Von  dieser  Aofsiebt  gilt  Aehnliches  ine  von 
deijenigen  für  Bergwerke.  Besonders  kommt  die  Gefahr  leicht- 
fertiger und  gewinnsüchtiger  Abholzung  oder  zu  grosser  Ausholzung 
Seitens  der  Privateigenthümer  in  Betracht  Gebühren  für  diese 
Aufsicht  sind  zulässig.  **^^) 

f)  Gebühren  für  die  Aufsicht  über  die  Ausübung  der  Jagd 
nnd  Fischerei,  um  die  Innehaltung  der  Schonzeiten  sicher  zu 
stellen  n.  s.  w.  Die  „Jagdscheiogebtthren'*  können  gleichzeitig 
hierfOr  mit  dienen. 

§.  316.  —  3.  firlanbnissgebflhren:  für  die  Gewfthrang 
der  behördlichen  Erlanbniss,  privatwirthschaftliche  Unternehmungen 

Pflr  IHflttation  d.  Apotheken  im  fruizAs.  Etat  285,000  Fr. 
Zasammenbaog  mit  ägentl.  B(:rgv«rerk8teiieTn,  s.  im  folg.  Kapitel.  Ran,  Fin.  I, 
§.  1^2.    Nach  prenss.  Ges.  t.  12.  Mm  1851  eine  AuMchtuteaer  von  17o 

Bohertrags. 

^  Nftheres  im  4.  Bande  (Agrar-v.  8.  w.-Politik).  Hieher  auch  die  «3efOTflte- 
rnngsgabülir''  für  die  Mitbewirthschaftung:  der  Gemeinde-  und  Stiftunga- 
waldang-en  durch  S t a a t s forstbeamte.  Rau,  Fin.  I,  §.245  :  Nach  d.  französ.  Code 
ioresticr  Art  18U6  jährl.  durch  d.  Fiji.-6es.  besümmt  iL  nach  d.  Grundsteuer  aufgelegt 
S.  nnten  in  §.  316  sab  4. 
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herznstellen  vmd  zu  betreiben ,  eiDzelne  Tfafttigkeiten  yoTZQnebmeOy 

gewisse  Berufe  ausznUben  u.  s.  w. ,  —  (auch  Coucessionsge- 
bühren"  zu  nennen),  unter  zwei  Voraussetzungen:  dass  nicht 
das  e^emeine  Kccht  hier  allgemeine  Freiheit  der  Bewegung  gewährt 
(§.  290  aub  2y  a)  und  dass  die  Abgabe  nach  Mas  sstab  und  Höbe 
nnr  den  Zweck  verfolgt ^  ilOr  die  notbwendige  Mtliiewaltong  und 
Kosten  der  BebiMe  Ersatz  oder  Beitrag  zum  Ersatz  zn  leisten. 
Je  naeb  der  Gestaltung  des  GewerbereebtSi  derEnttpfong  des 
Beehts,  einen  Bemf  ansznflbeni  an  den  Naeb  weis  der  Fähig- 
keit —  wo  dann  anch  liberale  Bemfe  in  Betracht  kommen  — 
hat  dies  Gebührengebiet  einen  verschiedenen  Character  und  eine 
verschiedene  Ausdehnung.  Principiell  ist  es  berechtigt.^*^^)  Wichtigere 
Beispiele  aus  der  Gegenwart  sind: 

a)  Gebtihren  für  die  Ablegung  des  Fäbigkeitsnach- 
weises  vor  öfifentlieben  Bebörden.^^^) 

b)  Speeielle  Goneessionsgebttbien  fHr  das  Beebt,  eine  gewisse 
Unternebmnng  einzoriebton  oder  so  nnd  so  zn  betreiben  n.  s.  w., 
wo  die  Bebörde  begvtaebtend  nnd  beanfsiebtigend  mitwirken  mnss: 
z.  B.  Gebühren  für  Coucessionen  von  Eisenbahnen,  Canälen,  Strassen, 
Schifi'fahrtsbetrieb,  von  Fabriken  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der 
Gewerbsanlage  u.  dgl.  m. 

c)  Gebühren  für  das  Becbt  der  Aasübung  der  Jagd 
(Jagdscheine  )^^^) 

d)  Lieenzgeb (ihren  fttr  die  Elrriebtong  nnd  den  Betrieb 
von  Gast-  nnd  Sebankgewerben,  Lotterien  n.  dgL  m. 
Diese  Gebtihren  haben  mit  den  unter  b  (Concessionsgebttbren)  nnd 
nnter  2  (Anfsicbtsgebtthren)  Verwandtschaft,  indem  sie  als  Beitrag 
zur  Kosteudeckung  besonderer  Ueberwachung  u.  dgl.  dienen.  \'or- 
nemlich  stellen  sie  aber,  zumal  in  hohen  Sätzen  (England), 
eine  Art  specieller  Gewerbesteuer  und  mehr  noch  indirecter 
Verbrauchssteuer  dar  und  sind  daher  naeb  anderen  Bttcksicbten 
zn  benrtbeilen.^^^) 


^  Ueber  d.  Ziuaiiimenhaii(f  mit  d.  Geverbereclit  s.  NSheres  im  4.  Bande. 

^**)  Z.  B.  Prüfungsgebühren  der  Seeschiff  er  f.  d.  Schiffer-  u.  Steuermanns- 
prUfung  (5,  bez.  f.  d.  Pnlf.  z.  grossen  Fahrt  10  Thlr.),  nach  reichsges.  Bestimm,  r. 
HO.  Mai  lb70  iu  Duutsuhland.  Der  Ertrag  iiicäät  iu  d.  Laudescaäouu.  Die  bundearäthl. 
GommiBS.  r.  1877  beantragte  eine  Beicbsgebtihr  daneben  r.  10  M.,  feiner  f.  AppioK- 

Scheine  der  Aerzte  u.  Apotheker  v.  20  M. 

Kau-Wagucr  I,  §.  IM»,  Wagner  I,  §.  20S. 

S.  folg.  Kap.  Ertr.  d.  Licenzen  v.  Verkauf  r.  Consumptibilien  in  England 
1876/77  1.95S  MiU.  Ft  St  Aebnlich  die  Licenzsteaer  im  iafl8.-aBerik.  Syston  der 
T^bak-EVtbtikfttsteaer. 
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e)  P  a  t  e  n  t  g  c  b  ü  Ii  r  e  n.  liier  sind  genau  genommen  zweierlei 
Arten  von  Abgaben  zu  unterscheiden:  einmal  eigentliche, 
meistens  fixe  Gebühren,  als  Beitrag  zur  Kostendeckung  des 
öffentlichen  Patentwesens  oder  als  Ersatz  für  die  Mtthewaituug  der 
Behörde  bei  der  Erledigung  der  Patentgesuche;  aodaim  Abgaben 
in  meist  mit  der  Daner  des  Patents  st  eigendenSätzen,  welche 
wesentlieh  eine  Vergtttang  itlr  die  Vedeihnng  des  Patentreehts  als 
soleben  bilden  sollen  nnd  nicht  den  Gharacter  der  reinen  Gebühr^ 
Bondem  den  einer  Steuer  haben.  Die  erste  Art  der  Abgabe  ist 
als  Gebühr  durchaus  gerechtfertigt.  Die  zweite  empfiehlt  sich 
grundsätzlich,  und  zwar  auch  in  den  üblichen  progressiven  Sätzen, 
nach  dem  Wesen  des  ganzen  Patentrechts,  was  indessen  hier  nicht 
näher  begründet  werden  kann.^^^)  ~  Unter  der  erstgenannten  Ab- 
gabe kann  anch  noch  eine  besondere  Register  gebühr  vorkommen, 
tthnlieh  wie  Gebühren  flh:  die  Eintragungen  in  die  (Uterarischen) 
Urheber-i  in  die  Mnsterschntz-  nnd  die  Markenschnts- 
register.  Ihrem  Wesen  nach  rind  diese  Registergebtthien  y(in  der 
eigentlichen  PatentgebUhr  verschieden.^^*) 

4.  Gebühren  für  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  anderer 
öftentlicher  Körper  bei  der  Durchiührung  von  Schutzmassregeln 
gegen  Wassersgefabr,  von  landwirthschaftlichen  Reformen, 
von  Bodenmeliorationen  u.  dgl.  m.,  beim  Betrieb  der  Forst- 
wirthschafty  des  Bergbaus,  derGewerke  der  Privaten  n,s.w« 
Die  Mitwirkung  kann  in  der  Einrichtung  von  Behörden  zxac  Leitung 
nnd  Ausfuhrung  der  Massregel  oder  in  der  Bereitetellung  von  Staats- 
beamten fllr  die  Zwecke  der  Privatbetriebe  bestehen.  Die  bezüg- 
lichen Fälle  können  auch  in  solche  Ubergehen,  w^o  der  Staat,  der 
Selb8tverwaltungsküri)er  eine  Schutz-  oder  Xutzmassregel  für  sich 
selbst,  bez.  im  allgemeinen  öö'entlichen  Interesse  ausführt,  aber 
wegen  der  Bewirkong  eines  gleichzeitigen  separaten  Privatuatzei^s 
specielle  Privatinteressenten  zu  Beiträgen  mit  herangezogen  werden 
(Wasserbaubeiträge,  Meliorationsbeiträge  von  Grund-  nnd 
Hausbesitzern,  ganzen  Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  zu  Staats- 

S.  Band  4  (GewerbepoHt).  Dm  Fnge  der  Patent|^baliren  hängt  eng  mit  der 

ganzen  Einrichtung  des  Patentwes«-ns  u.  mit  gewissen  principiellen  wirthscbaftlichen  u. 
rechtUchea  Puncten  Ucsäcibea  zuäammen.  Vgl.  z.  B.  die  Gcbuliruiiäätze  in  einigen 
Hanptataaten  bei  Klostermann,  Patges.geb.,  2.  A.,  BerL  1876,  8.  17ft  fP.  Nacb 
dem  deutschen  Beichagos.  üb.  Patente  v.  25.  Mai  lb77  äiud  bei  der  Anmeldang 
eines  Patentgesmhs  „für  d.  Kosten  des  Verfalirens"  2(»  M.,  dann  für  d.  Er- 
tiieiluug  dcü  Patentä  30  M.,  im  2.  und  jedem  lolguaden  Jabre  bis  zum  Ablauf  des 
Patente  (Max.  16  J.)  50  M.  za  zeUen. 
^  S.  oben  Abschn.  2,  Note  24. 


Oigitized  by 


Iii       3.  B.  1.  k.  4.  A.  Uöhe  u.  £rhebujigsfoim  d.  Gebühren.  §.  aiö,  317. 

nnteniehmaDgeii  dieser  Art).  Die  Nothwendigkeit  und  principielle 
Berechtigung  solcher  Mitwirkungen  kann  im  Allgemeinen,  aller  ge- 
sehicbüicben  Erfahrung  gegentlber,  nicht  wohl  bestritten  werden. 
Im  einzelnen  Fall  wird  aber  vorsichtige  Erwägung  aller  Verhält- 
msse  geboten  sein,  wie  dies  in  der  Wirthaehaftüelrä  Verwaltnngs- 
lehie  nfther  sn  eri^rtem  ist  Wo  sieh  aber  irgendwie  die  Sacke 
eiorieliten  Iftsst,  sind  Gebtlhien  nnd  Beiträge  der  PriyatintereBsenteB 
zn  erheben,  im  Einzelnen  naeh  der  Art  der  FlUle  manchfaeh  in 
Form  und  Höhe  verschieden.^^^)   S.  auch  §.  325. 

5.  Gebuhren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
und  Einrichtungen,  welche  für  einzelne  Zweige  der  materiellen 
Production  dienen.  Seitens  der  Privaten,  z.  B.  GrebUliren  in  Staats- 
gesttiten,  Frodactensammlongen,  Banmscbalen  n.  dgL  m."^)  An  sich 
gereehtfertigti  ki^nnen  diese  Gebühren  doch  mitunter  absiehtUch  so 
niedrig  angesetzt  oder  ganz  erlassen  w^den,  nm  im  allgemdntti 
▼ollEswirtbsohaftliehen  Interesse  die  bessere  Entwieldong  emselner 
Prodactionszweige  zu  begünstigen/^^) 

4.  Abschnitt 

HOhe  und  Ertaebnngsform  der  Gebühren. 

L  —  §.317.  Aligemeine  Grnndsätse  fttr  die  Höhe  der 
Gebtthren  ergeben  sieh  fttr  die  dnzehien  Kategorieen  der  Ge- 
bflhren  ans  der  Betrachtung  des  Verhältnisses^  in  welohem  bei  der 

betreffenden  OffenÜiehen Thätigkeit  das  allgemeine  öffentliche 

und  das  Privatinteresse  Einzelner  steht.  Nattirlich  muss 
mau  sich  hier  in  der  Kegel  mit  ungefähren  Vergleichungen  und 
Abwägungen  begnügen,  welche  aber  fUr  den  Zweck  auch  aus- 
reichen. Die  DurchfUhnrng  der  allgemeinen  Grundsätze  innerhalb 
der  einzelnen  Kategorieen  des  Gebflhrensystems  würde  hier  zn 


^  WaBserbaubeitTftge  in  Baden.  Deichabgaben  sind  meist Ebmabme 

der  besonderen  Deichrerbände. 

"*)  Näheres  im  4.  B.  (Agrarpolitik  u.  s.  w.).  S.  oben  Kau- Wagner,  Fin.  I, 
§.  79a  Kote  e  und  Wagner  I,  ^.  126  Note  18. 

^)  Stein,  3.  A.  S.  378  hat  noch  eine  bee.  Eategeiie  „Gebübven  der  Finans> 

Verwaltung",  in  3  Formen:  Depositengeb.,  Zustellungsgeb.  (bei  Mahnungen  z. 
Steuereinzahl.),  Verwaltungsgeb.,  nam.  bei  Zöllen  als  Ausfertigungsgeb. 
Die  letzteren,  wichtigsten,  sind  aber  eigentlich  nur  ZoUzuschläge.  Die  zweiten 
B9ng«i  mit  d.  ganzen  ^nenresen  eng  znsammai.  Beide  KategoiiMn  baben  keinen 
eigentl.  Gebühren«  haracter.  Sie  werden  im  folg.  Kapitel  mit  berOhlt  Die  Depositen- 
gebtlhr  (Auf  bewalirungsgebühr  f.  Gehler  Einzelner')  ist  mehr  eine  privatwirthsrh.  Ein- 
nahme. Sie  kommt  bei  d.  Gerichten  mit  vor  u.  gehört  dann  zu  den  Gerichtsgebuhreii. 
So  entfUlt  diese  Gebobienabtheiliing  bier. 
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weit  fuhren.  Diese  Grundsätze  selbst  geben  dafür  binlänglicbe 
AnhaltspuDcte  an.  Manche  Fingerzeige  enthalten  auch  bereits  die 
Ausführungen  in  den  vorhergehenden  Abschnitten. 

Absolute  Grandsätze  für  die  richtige  Höhe  der  Gebtihren 
lassen  sieb  wieder  nieht  aufstellen.  Denn  naeli  den  Zeit-  nnd 
UndesverhStbHssen^  nach  den  hemebenden  Anscbannngen  Yom 
Bedit  nnd  yon  der  Notbwendlgkeit  der  Fdrderang  der  Gnltur  nnd 
VolkswbräiBebaft  dnreb  die  direete  Mitwirkung  des  Staats  nnd  der 
öffentlichen  Körper  ist  das  massgebende  Verhältniss  zwischen  öffent- 
lichem und  Privatinteresse  bei  einer  öffentlichen  Thätigkeit  selbst 
verschieden  oder  —  was  auf  dasselbe  hinauskommt  ~  wird  es 
verschieden  beartbeilt.  Man  muss  sich  daher  hier  darauf  beschränken» 
für  die  heutigen  Culturvölker  solcbe  Grundsätze  aufzustellen. 

Ueberau  in  der  Praxis  spriebt  aber  gerade  in  der  Frage  der 
EObe  der  Gebühren  aneb  die  gesebicbtliebe  Entwicklung 
nnd  die  bestebende  Finanzlage  mit  nnd  berecbtigtermassen, 
weil  immer  ein  Spielraum  fllr  die  Höhe  der  Sätze  zugegeben 
werden  kann.  Man  wird  daher  auf  eine  richtige  Höhe  der  Gebtihren 
hinwirken,  aber  für  die  Umgestaltungen,  besonders  für  solche, 
welche  mit  einer  Verminderung  der  öffentlichen  Einnahmen  ver- 
banden sind,  Zeit  gewähren  und  passende  Gelegenheit 
wahrnebmen  mtlssen.  Die  zu  starke  Hintansetzung  rorbandener 
Finanzinteressen  im  Gebtlbrenwesen  Seitens  der  Tbeorie  wird  nur 
zn  leicbt  Beformen  in  der  Praxis  bemmen. 

Da  in  maneben  FftDen  der  Uebergang  der  Gebltbr  in  einen 
privatwirthschaftlichen  Preis  und  Gewinn  und  in  eine 
Steuer  principiell  zulässig  ist,  so  wird  auch  eine  dementsprechende 
Höhe  dieser  Abgaben  nicht  unbedingt  ahgewiesen  werden  dürfen. 
Nur  muss  die  Wissenschaft  den  verschiedenartigen  Character  einer 
den  Namen  „  Gebühr ftlbrenden  Abgabe  hervorheben  und  in  der 
Praxis,  d.  b.  in  den  Finanzreebnungen  und  in  der  Finanzstatistik, 
ttuss  naeb  MOglicbkeit  eine  Trennung  der  verscbiedenen  Bestand- 
theile  erfolgen.  Welcbe  Sebwierigkeiten  bier  vorliegen  und  bei 
welchen  sogen.  Gebühren  solcbe  Versältnisse  vorkommen  und 
eventuell  berechtigt  sind,  ist  in  den  vorausgehenden  Abschnitten 
mehrfach  berührt  worden.^) 

*)  Tgl.  Stein,  Fio.  S.  A.  S.  267  ff.,  ndt  fid  WillkftliTUclieni  und  —  trotz  der 

gegcntheiligen  Versicherang  der  ..Klarheit"  —  mit  viel  Unklarem  in  der  Beantwortung. 
Die  Höhe  der  Gebühr  solle  weder  nach  dem  Werth  der  Leistung  f,  d.  Gebühreu- 
pflicbtigea,  noch  nach  den  Kosten  derselben  f.  d.  Jütegierung  bemessen  werden,  thellü 
veil  man  befdes  nidit  bevedmefr  kfliuie,  theüs  weil  die  Kosten  mit  dem  Werth  fttr  den 
A*  WagB«r,  FioMswiBseniehsft.  IL  $ 
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§.  318.  Die  einzelnen  Ornnds&tse  sind  die  folgenden:^ 

1)  Am  NiedrigsteD  sollen  im  Ganzen  die  Rechts-  und  die 
allgemeinen  Verwaltungsgebühren  sein.  Denn  hier  handelt 
es  sich  immer  um  die  Verwirklichung  der  —  namentlich  vom 
modernen  Rechtsbewusstsein  —  als  die  wesentlichsten  aner- 
kannten Aufgaben  des  Staats:  um  die  practische  DurehHÜmmg  and 
Aufreehterhaltnng  der  ganzen  Beehtsordätmg.  Das  fteaanimtintemwe 
steht  hier  vorani  auch  wenn  dem  Einztinrai  ein  speeieller  Vorr 
thei],  z.  B.  in  einer  Anerkennung  eines  bestrittenen  Bechtiy  so  Theil 
wird.  Nqt  wo  Jemand  durch  seine  Sehnld  eine  Staatsthätigkeit 
nöthig  macht  (z.  B.  in  der  Criminaljustiz,  bei  leichtsinnigen  Civil- 
processen)  oder  wo  die  öffentliche  Thätigkeit  für  den  Nutzniesser 
schon  einen  genauer  bestimmbaren  ökonomischen  Werth  hat,  wie 
auf  maochen  Gebieten  der  aUgemeiueu  Verwaltungsgebühren,  sind 
höhere  Gebtthreu,  eventuell  bis  zum  Betrage  der  Kostendediangi 
Statthafk,  mitunter  selbst  geboten.  (§.  290— 2d4). 

2)  Nächst  dem  sind  die  Gebühren  im  Oresnndheitswesen^ 
soweit  sie  überhaupt  zntitosig  emeheinen,  möglichst  niedrig 
anzusetzen.   (§.  295). 

3)  Auch  die  Gebühren  im  ü  nterrichts-  und  Bildungswesen 
sind  thunlich  niedrig  zu  halten,  und  zwar  um  so  niedriger,  je 
niedriger  der  Rang  der  betreöenden  »Schule  und  je  erwünschter 
die  Verbreitung  eines  Bildungsmittels.  Daher  hie  und  da  Unent- 
geitlichkeit  statt  Gebühr.    (§.  296). 

4)  Höher  dfirfen  im  Allgemeinen  und  müssen  meistens  die 
Gebflhren  der  volkswirthsohaftliehen  Verwaltung  sm 
(§.  297  ff.).  Denn  hier  handelt  es  sich  grossentheils  um  materielle 
Leistungen  des  Staats  und  der  anderen  öffentlichen  Körper,  oft  er- 
heblichen Kostenbetrags,  —  Leistungen,  deren  Ökonomischer  Werth 
vielfach  ein  mehr  individueller,  für  den  Einzelnen  eher  zu  bestimmen 
ist,  während  die  Leistung  für  das  Ganze  nicht  immer  eine  wirk- 
lich allgemeine  Bedeutung  hat  Auf  diesem  Gebiet  liegt  auch  keine 


Einzelnen  vSxHit  in  T«i1iIUiüm  «tSsden.  Die  QMbi  hake  itebaeiir  te  Ghanolor  4ar 

Verkehrssteuer  {!  während  Stein  gerade  sonst  streng  Gebühr  u.  diese  Steuer  unter- 
scheidet), die  Höhe  der  Gebühr  sei  ein  Stenerfuss,  was  entweder  nichtssagend  ist 
oder  etwas  ganz  Falsches  sagt.  Dabei  die  unerfüllbare  Forderung,  dass  die  Gebühr 
durch  ihre  Höhe  den  Einzelnen  nicht  von  dem  mit  Gebühr  belegten  YerkehzBMSt 
abhalte,  (hnz  willkiihrlich  ist  die  Forderang,  dass  bei  „örtlichen  Anlagen"  Verzinsung 
und  Amortisation  des  Anlagekapitals  aus  den  Gebühren «  die  Kosten  der  YerwaJtODg 
aus  den  Steuern  gedeckt  werden  sollen. 

^  Theilveise  »chon  in  Bau-Wagner,  Fin.  I,  §.  105,  in  d.  2.  MMSg,  §.  14^ 
fortgedassen,  auch  ^chtiger  an  die  jetzige  Stelle  gehttiead.  > 
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so  principiell  nothwendige  und  so  bestimmt  begrenzte  Aufgabe 
des  Staats  u.  s.  w.  vor.  Der  Wechsel  zwischen  Privat-  und  öö'cnt- 
lielier  Thätigkeit  ist  geschichtlich  häufig.  Im  Fall  der  Privatfür- 
sorge für  die  Leistung  hat  der  fiiiuielne  dann  ohnehin  den  privat- 
wirthsehaftlioben  Preis  zn  entrichten.  Unter  den  verschiedenen 
Ttrfkswirthsehafüiohen  (Sehnhren  müssen  diejenigen  am  Niedrigsten 
seiBy  welche  sich  an  Th'ätigkeiten  von  erhehlichem  allgemeinai 
Interesse  und  an  dem  Staate  als  solchem  besonders  oder  ausschliess- 
lich eignende  Functionen  knüpfen;  diejenigen  am  Höchsten,  wo 
das  individuelle  Interesse  ganz  tiberwiegt  und  die  Uebernahme 
der  Thätigkeit  durch  den  Staat  oder  durch  einen  Selbstverwaltungs- 
körper weniger  nothwendig  ist  Daher  in  Betreff  der  einzelnen 
Kategorieen,  nnter  Beangndune  auf  manche  BemerlLangea  in  den 
Absofanittin  ttb^r  das  System  der  Gebtthren,  etwafolgendermassen: 

a)  Sehr  niedrig,  mit  eventuellem  Uebergang  des  Gebühren- 
princips  in  oder  Annäherung  an  das  Princip  der  reinen  Ausgabe: 
die  meisten  Beglaubigungs-  (einschliesslich  der  unter  denselben 
Gesichtspunct  fallenden  Münzprägegebühr),  Beschau-, 
Anfsichts-y  £rlaabnissgebtthren.   (§.  315,  316,  299); 

b)  Auch  niedrig,  aber  unter  Umständen  etwas  höher  als 

in  der  vorigen  Kategorie:  die  Wegegelder  auf  gewöhnlichen 
und  Kunststrassen  bei  intensiverer  Veikehrsentwicklung,  Fort- 
fall des  Wegegelds  .unter  Umständen  vorbehalten.   (§.  303—306); 

o)  Höher,  nach  dem  Zielpnncte  völliger  oder  hai  Tölliger 
Kostendeckung,  im  Allgemeinen  unter  die  Kosten  auch  die  Zinsen 
nnd  Tilgnngsqnoten  des  Anlagekapitals  gerechnet,  indessen 
Znschttsse  nicht  unbedingt  ansgeschlossen:  Versicherungs- 
gebtthren,  Gebühren  für  dieöff  entlichen  Verkehrsanstalten, 
besonders  die  Post.   (§.  301,  307-  312); 

d)  So  hoch,  dass  Zuschüsse  ans  anderen  Mitteb,  also  in 
letzter  Linie  ans  allgemeinen  Steuern,  möglichst  vermieden, 
selbst  Ueberschflsse  erzielt  werden:  Bank-,  Telegraphen-, 
€M)flhren  für  locale  Verkehrs-  und  sonstige  Gommnnal- 
anstalten,  fttr  Beihilfen  an  einzelne  Productionszweige 
und  für  Leistungen,  welche  Einzelnen  vornemlich  zu  Gute  kommen. 
(§.  300,  307,  313,  314). 

5)  Am  Höchsten,  mit  Uebergang  in  eine  eigentliche 
Steaer:  G^bOhien  fttr  die  £rtheilnng  von  Ehren  nnd 
Warden. 

8» 
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Diese  Grundsätze  sind  in  der  Praxis  bei  den  unter  Nr.  2—4  ge- 
nannten Gebühren  auch  immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  wenn 
auch  in  einigen  Fällen  nur  sebr  allmälig  und  nach  manchen  7om 
FiscaliBmiis  bewirkten  Abwegen,  z,  B.>  bei  der  Post»  Mflnze.  Bei 
den  BeehtB-  und  den  allgemeinen  Verwaltnngsgebflbren 
herraeht  das  fisealisohe  Prindp  noeh  Afters  mehr  vor,  als  sieh 
rechtfertigen  IMsst.  Die  Verbindung  der  bezüglichen  Gebtthren  mit 
an  sich  mitunter  zu  billigenden  Verkehrssteuern  bei  gewissen 
öü'entlichen  Leistungen  für  Einzelne  gestattet  indessen  nicht  immer 
ein  sicheres  Urtheil. 

§.  319.  Für  den  Staat  oder  den  sonstigen,  Gebühren  erhebenden 
öffentlichen  Körper  handelt  es  sieh  in  finanzieller  Beziehong 
sehliesslioh  um  den  Gesammtertrag  dner  Gebtthrenkategorle 
nnd  des  ganzen  Gebtthraiwesens.  Die  Höhe  ,  der  einzelnen 
Sätze  mnss  daher  mit  Rlleksicht  anf  den  zu  erzielenden 
Gesammtertrag  festgestellt  werden.  Eigentlich  sollte  zu 
diesem  Zwecke  zuvörderst  nach  den  einschlageuden  politischen, 
socialen,  volkswirthschaftlichen  ErwägungsgrUnden  das  Verhält- 
niss  bestimmt  werden,  in  welchem  die  Einnahme  aus  einer  Ge- 
bührengattung zu  den  Kosten  der  betreffenden  Einrichtung  stehen 
soll.  Hierbei  sprechen  dann  wieder  finanzielle  Interessen  mit, 
namentlieh  die  Höhe  der  geschiehtlioh  Überkommenen  Gebflhren- 
einnahme,  die  Sehwierigkeit,  diese  Einnahme  anderweit  zn  er- 
setzen n.  dgl.  m.  Nur  sollen  solche  finanzielle  Interessen 
auf  die  Dauer  womöglich  nicht  entscheiden.  Da  sich  bei 
der  erstmaligen  Einführung  einer  GebUhrenart  oder  bei  erheblicheren 
Veränderungen  in  der  Einrichtung,  Erhebungsform  und  Höhe  der 
Gebuhren  und  in  den  Verwaltungsthätigkeiten,  an  welche  sich  Ge- 
btthren  knüpfen,  das  finanzielle  Endergebniss  nicht  immer 
genan  oder  aneh  nnr  annähernd  vorausberechnen  lässt,  so  suid 
dann  Experimente  Inder  Form  yon  znnäehstprovisorisdhen 
Gebühr entarifen  geboten,  nm  in  der  Wirkliehkeit  ein  bestimmtes 
VerhUltniss  der  Einnahme  zur  Ausgabe  zu  erreichen.  Besondere 
Schwierigkeit  macht  hier  öfters  die  Rückwirkung  der  Höhe  der 
Gebührensätze  auf  die  Inanspruchnahme  öffentlicher,  gebühren- 
Pflichtiger  Thätigkeiten  und  Anstalten,  daher  wieder  auf  Koh- 
und  Keinertrag  der  letzteren.  Hier  bestehen  natürlich  viele  Ver- 
sehiedenheiten  zwisehen  den  einzdnen  Zweigen.  Mit  der  allgemeinen 
„Begel^'y  dass  eine  Ermässigung  der  Sätze  finanziell  immer 
yorthellhaft  sei,  ist  nicht  nnr  in  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens 
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viel  Missbraach  getrieben  worden.  Oftmals  kann  hier  nur  die  Er- 
fahr nng  entscheiden.^) 

Leider  gestattet  der  enge  Zusammenhang  verschiedener  Zweige 
des  Gebührenwesens  nickt  immer  eine  genaue  finanzstatistische 
Scheidung  der  Awgftben  und  der  Erträge  einer  einzelnen  Kat^orie. 
Bei  der  Erhebnng  Teraeluedeiuurtiger  Gebflhien  in  der  Form  des 
■emliehen  StempelB  und  hü  der  Verbindang  manober  Qeblibren 
mit  YerkehrMteaem  steigert  sieb  die  Schwierigkeit  noob.  Ohne 
ein  Eingehen  bis  in  das  kleinste  Detail  ist  vielfach  vollends  kein 
sicheres  statistisches  Ergebniss  zu  erlangen.  Das  muss  man  nament- 
lich bei  Vergleicbungen  verschiedener  Perioden  und  Länderbeachten.*) 

IL  —  §.  320.  DieErhebangsform  derGebttbren.  Die 
bezüglichen  Fragen  sind  zum  Tbeil  die  nemlichen  wie  bei  der  Er- 
bebmig  der  eigendieheii  Stenern.  Dafür  ist  auf  Früheres^)  nnd  anf 
den  spüteren  Absebnitt  der  Stenerlebre  zu  yerwdsen.  Zorn  Tbeil 
sind  lÜese  Fragen  dem  Gebflbrenwesen  dgentbttmlieb  oder  kehren 
nnü  bei  bestimmten  Steuerarten,  besonders  bei  der  sogen.  Verkehrs- 
Steuer,  weil  diese  auch  vielfach  in  Stempelform  erhoben  wird, 
ähnlich  wieder.^)   Der  Zusammenhang)  welcher  durch  die  gemein- 

In  der  Praxis  daher  z.B.  bei  Abänderung  des  Gerichtsverfahrens  und 
hei  Einführung  neuer  Geri  chtskostentarifo  mehrfach  der  Grundsatz  befolgt, 
zunächst  einen  piorisorischcn  Kostcntarif  aufzuätcllen,  dessen  etwaige  Abänderung 
besMideTS  mit  BUcksicht  auf  die  finanziellen  Ergebnisse  vorbehalten  Mrird.  So  in 
Preusscn,  wo  der  Tarif  von  1**51  im  J.  1S54  Abänderungen  erfuhr.  Ebenso  ist 
der  Gerichtßkostcntarif  des  Deutschen  Reichs  v.  J.  1S78  ausdrücklich  als  proviso- 
rischer anzusehen.  Anschläge  der  uiuthmassl.  Ergebnisse  nach  dem  Vergleich  mit 
den  UAer.  Erfahrungen  in  den  Beilagen  zu  den.  Hottveii  des  GerieblikosteDgeseties 
(Actenstücke  d.  Reichst.,  Sess.  187*>,  S.  613  If.). 

*)  Es  ist  nicht  möglich ,  hier  iu  einem  Lehrbuch  der  Finanzwisseusch aft  auf 
solche  Statist  Untersuchungen  näher  einzugehen.  Sie  würden  bei  der  erforderlichen 
Specialisinifig  auch  zu  rielRaum  beanspruchen.  Rau  hat  einige  bezügliche  Vensche 
gemacht,  z.  B.  bei  den  Gerichten,  aber  die  Schwierigkeiten  der  rgl'  icliung  wohl 
nicht  gent^end  gewürdigt.  Soweit  als  möglich  und  in  diesem  Werke  zulässig,  ist  im 
1.  Bande  bei  den  Ausgaben  u.  in  den  Torausgehenden  Abschnitten  bei  den  einzelnen 
Gebühre nzweigen  stetiat  Haterial  gegeben  worden.  Ueber  d.  Gerichtskosten  vgl. 
hvs.  (].  Beilagen  z.  Entwurf  d.  deutschen  neuen  Gesetzes  a.  a.  0.  —  Die  finanzstatist. 
Werke  von  v.  Reden,  r.  Czörnig  bieten  hier  auch  wenig  Genügendes  oder  Veraltetes. 
Nor  die  StnfttsbehOrdeii  selbst  w&ren  im  Stande,  diesen  Mangel  grössten- 
tlieils  za  heben:  vollständig  bei  der  untrennbaren  Verbindung  rieler  verschieden- 
artiger Ausgaben  (z.  B.  für  die  leitenden  oberen  Behörden)  u.  bei  der  in  der  Praxis 
mmstens  bestehenden  Gonfundirung  von  Gebühren  und  (Verkehrs-  u.  s.  w.)  Steuern, 
MvSe  bei  der  Benutzung  des  Stempels  f.  d.  Erhebung  verschiedenartiger  Gebühren 
anch  nicht  einmal,  wie  d.  amtlichen  Berechnungeu  der  Gerichtskosten  ;i.  a.  0.  zeigen. 

^)  Vgl.  bes.  den,  in  der  1.  Ausg.  der  Neubearbeitung  des  Lehrbuclis  felilcnden, 
Abschn.  4  von  Buch  1,  Kap.  4  im  1.  B.  von  Wagner,  Fin.,  nam.  §.  U4,  95. 

*)  Bsn-Waf  nei,  Fin.  I,  §.  ü7,  Wagner  I,  §.  139,  Stein,  Flu.  3.  A.  S.  273, 
519;  dann  d.  Abschnitt  1  dieses  JEspitals,  worin  wiederholt  betont  worde,  dass  der 
Stempel  keine  Steuer art,  sondern  nur  eine  Steuer-  u.  Gebühren erh cbn n gs form. 
S.  auch  V.  Hock,  öif.  Abgaben,  S.  29^  tf.  —  Rau  hatte  nur  einige  hierher^ehörige 
Benerlningen  in  §.  291. 
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same  Erhebungsform  des  Stempels  zwischen  gewissen  (rebtthren 
und  Stenern  herbeigeführt  wird  und  die  Quelle  vieler  Missverständ- 
nisse in  der  Theorie  und  vieler  Missgriffe  in  der  Praxis  war,  macht 
es  nothweudig,  im  Folgenden  diese  ErliebimgsiSoaa  als  solche  zu 
besprechen.  In  der  Steoerlehze  ist  dann  dmaf  zurttcksnwoMn 
und  sind  nur  einzehte  Ergänsnngen  UBWnUgeiL 

Fflr  die  Erhebung  yon  Gebihren  wie  roa  Stenem  nnd  mam 
Bdhe  Yon  Fordornngen  zn  stelie%  -wdehe  eich  ane  Weeen,  Zwuk 
nnd  Wirkung  dieser  Abgaben  ableiten  lassen.  Diese  Forderungen 
kreuzen  sich  zum  Theil  und  haben  nicht  alle  dieselbe  Bedeutung, 
so  dass  ein  Compromiss  zwischen  ihnen  oft  unvermeidlich  ist. 
Diejenige  Erhebungsform,  welche  den  verschiedenen  Forderungen 
am  Meisten  entspricht,  ist  eeteris  paribus  die  Forztigiiehsle  und 
erstrebenswertheste.  Im  finanziellen  Intarene  «ad  namentiieh 
mögliehst  geringe  firhebnngskoBtea  nnd  ciaHii^  and 
sichere  Controle  der  Erhebang,  im  Interesse  der  Gehflhrensahler 
Einfachheit  nad  Bequemlichkeit  der  Erhebaagifiorm  and 
leichte  and  sichere  Feststellnng  des  schaldigeu  Be- 
trags zu  fordern. 

Zu  unterscheiden  ist  nun  für  die  Erhebung  der  Gebühren 

1)  die  Anknüpfung  der  Gebühren  an  die  einzelnen  Acte 
der  privaten  Inanspruchnahme  oder  der  Benutzung  öffentlicher  Ein- 
richtaagea  and  Anstalten.   Die  Form  der  Erhebaag  ist  hier 

a)  eatweder  die  directe  Eiaziehaag  des  aach  Massgabe 
des  Gebtfhreasatzea  Yoa  der  Behörde  berechaetea  Geld- 
betrags, also  die  entspreeheade  Baarzahlnag  des  Gebührea- 
Pflichtigen  an  die  mit  der  Einnahme  betraute  Casse,  (die  sogen, 
„unmittelbaren  Gebühren"  von  Rechtsgeschäften  in  Oester- 
reich) oder 

b)  die  Benutzung  vorgeschriebener  öffentlicher  Werths tempel 
Seitens  des  Gebührenpflichtigen. 

2)  Die  Erhebnng  der  Gebühren  in  Form  von  „Beiträgen^', 
welche  za  dea  Kostea  der  Eiaiichtaag  voa  dea  lateresseatea  eia- 
gezogen  werdea. 

•  Es  ist  Üblich,  bloss  bei  den  nnter  Nr.  1  genannte  FttUen  Ton 
„Gebühren"  zu  sprechen.  Doch  fü^en  sich  auch  die  „Beiträge" 
nnter  dieseu  Begriff  und  erscheinen  al«  eine  besondere  Gebühren- 
Berechnnngs-  und  Erhebungsform.') 


*)  Wftgner,  Fin.  I«  §.  140. 
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§.  321.  —  1)  In  i'inan ziel  1er  Beziehung  hat  die  directe 
Einziehung  vor  der  Erhebung:  mittelst  Stempels  den  Vorzug 
der  last  absoluten  Sicherung  des  Eingangs  der  Gebtthr* 
Dadurch  werden  alle  Gebührenpflichtigen  auch  dem  Gesetse  ge- 
Bifl«  glaieh  behandelt  Der  Finanzetat  jedes  Verwaltnngszweigs 
UM  «ich  genan  henteUen.  Es  braneht  deshalb  nieht  jeder  Zweig 
eine  besondere  Gassenverwaltang  zu  babeni  sondem  die  Binsiehiing 
der  Gebühren  (und  der  verwandten  YericebTSstonem)  kann  fttr 
mehrere  Zweige  durch  eine  gemeinsame  Casse  geschehen.  Die 
Coutrole  dem  Publicum  gegenüber  vereinfacht  sich  wesentlich  oder 
iMt  ganz  fort. 

Diesem  Vorzug  der  direoten  Einziehung  steht  der  finanzielle 
Kaehlkeil  anes  im  Ganzen  fast  unvermeidlich  grösseren 
V^rwaltnngspersonAls  nnd  weitlftnfigeren  Gassen- 
nndBeohnnngswesenSy  vei^g^iehen  mit  dem  Stempelwesen,  gegen- 
über. Denn  die  Arbeit  der  Berechnung  der  Gebühr  und  der 
Einziehung  föllt  der  Verwaltung,  beim  Stempel  die  erstere 
und  die  der  zweiten  analoge  Arbeit  und  Mühe  der  Zahlungsleistung 
dem  Publicum  zur  Last  Die  Buchführung  muss  —  wenigstens 
gewöhnlich,  Ausnahmen  z.  B.  bei  Baarzahlungen  an  die  Post- 
nad  Tdegraphenämter  —  jeden  einzelnen  Act  einer  Zahlung  des 
einzelnen  Gebührenpflichtigen  registriren,  während  sie  sich  beim 
Stempel  anf  die  Eintragnng  der  Acte  Yon  Stempelabliefenuigen  der 
obersten  SlempelT^waltnng  an  Behörden  nnd  an  Stempelverkftnfer 
beschränken  kann.  Die  Verringerung  behördlicher  Mani- 
pulation, die  Vereinfachung  desCassen-,  Rechnungs-, 
Buchungswesens  und  die  daraus  hervorgehende  Verminderung 
der  Erhebungskosten  war  finanziell  der  Hauptgrund  der 
Einführung  und  Verbreitung  des  Stempels  wie  der  heutigen  Bei- 
behaltung dieser  Erhebungform  statt  der  directen  Einziehung. 
Dieser  Vortheil  gilt  fii^anziell  für  wichtiger  als  die  öfters  zuzugebende 
leiohteie  Gefahr  der  Hinteniehnng  der  Gebflhr  bei  dem  Stempel 
und  als  die  dadurch  gebotene  Speoialcontrole  Uber  den  wirklichen 
und  richtigen  Gebrauch  des  Torgeschriebenen  Stempels. 

Das  Publicum  oder  die  Gebührenpflichtigen  sind  bei  manchen 
Gebühren  im  Fall  der  directen  Einziehung  vorlrrthümern  und 
deren  Rechtsfolgen  gesichert.  Hie  und  da,  besonders  bei 
grösseren  Zahlungen,  ist  diese  Erhebungsform  für  sie  auch  be- 
quemer als  der  Gehrauch  des  Stempels.  Meistens  ist  der  Stempel 
aber  für  den  Zahlungspflichtigen  eine  sehr  einfache  und 


Digitized  by 


120  3.  B.  1.  K.  4.  A.  Erhebangsform  d.  Gebttbren.  §.  322. 

bequeme  Oebttliren'  (und  8teaer-)Erhebaiig8formy  welche  in  einzelnen 
VerwaltuDgszweigen  (Post)  für  das  Publicum  kaum  wenigei* 
zweckmässig  und  unentbehrlich  erscheint,  als  für  die  Verwaltung^») 

Im  Einzelnen  ist  dann  etwa  folgendermassen  zu  entscheiden. 

§.  322.  —  a)  Die  directe  Einziehung  der  Gebtlhrenbe- 
träge  statt  der  Erhebung  der  Gebtthr  in  Stempelform  empfi^iU 
sich  im  Interesse  beider  fietiieüigten  der  FimmBTerwaltniig  ond 
des  Pablicnms,  ttberall  da,  wo 

a)  die  zu  yergeltende  Leistang  sieh  ans  einer  Reihe  von 
einzelnen  gebührenpflichtigen  Acten  zusammensetzt, 
für  welche  eine  schwierigereBerechnung  der  Gebühren  nach 
dem  Tarife  erfolgen  muss.  Hier  ist  die  Berechnung  am  Besten 
der  Behörde  selbst  zu  übertragen,  weil  das  Publicum  zu  leicht 
Irrthümer  begehen  würde  und  weil  eine  amtlich  eontrolirende 
Kachrechnnng  doch  stattfinden  mttsste.  Auch  ist  es  aweckn^iger 
und  Ökonomisoher,  sowie  für  die  Bevölkerung  beq^fimer,  wenn  die 
Erhebuig  der  Gebtihren  auf  einmal  in  einer  grosseren  Snmmey 
als  wirklieh  fRr  jeden  einzelnen  Act  erfolgt.  Die  direete  Einziehung 
ist  daher  besonders  bei  den  Gerichtskosten,  zumal  bei  Civü- 
und  Criminalprocessen,  auch  bei  vielen  Thätigkeiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  bei  Verkehrssteuern,  welche  sich  an 
Yermögensüber tragungen  u.  dgl.  anknüpfen,  passend  und 
in  der  Praxis  mitunter  allein  oder  überwiegend  ttblich,  d.  b. 
der  Gebrauch  von  Stempeln  ansdrflcklich  ausgeschlossen,  sdbat 

Am  CoQiseciuünteflteD  uud  lüarsteu  smd  die  beiden  Foriiien  der  Gebühren- 
erhebung in  d  Österreich.  Ges.gdb.  snsgelindet  Yf^.  r.  GsOrnig,  östeir,  Badget 
II,  174  ff.,  Dessary,  österr.  Finanzges.kunde  (Wien,  1855)  S.  55.  MasBigebeild  darar 
das  iütcre  Gesetz  v.  27.  Jan.  1*40  (f.  sämmtl.  österr.  Lande,  excl.  Ungarn  n.  Sieben- 
bürgen), dann  d.  Gesetze  f.  9.  Febr.  o.  2.  Aog.  1S5U.  Die  (iebUhren  von  Kechts- 
gesch&ften  n.  8.  ir.  zerMen  hier  in  Stempel  o.  nnmittelbare  Gebühren.  Beide 
f^ind  ihrem  Wesen  nach  gleichartig  u.  nur  der  Form  nach  darin  ver- 
schieden, dass  beim  Stempel  sich  die  Partei  unter  ih re r  Verantwortung  die 
Steuer  selbst  bemisst  n.  sie  mittelbar  doich  Vcrnreudung  v.  Stempelmarken 
(seit  1.  l^or.  1S54  in  Oeeteneich  ausschliesslich,  statt  Stempclpapiers,  in  Ge- 
hirancli,  liOchstc  Madte  20  FL)  entrichtet,  während  bei  den  „nnmittelbaren**  Ge- 
btihren die  Bemessung  amtlich  und  die  Bezahlung  unmittelbar  erfolgt", 
Czörnig  II,  175.  Et.  f.  1877  in  West-Üestcrr.  Stempelertr.  brutto  17.b  Mill  FL, 
Erhebnngskosten  858,700  R  oder  2.01  */o  i  Gebtthren  ?on  Bechtsgeechlllten  n.  s.  w, 
.12.7  Mill.  Fl.,  Krhebungskosten  429,.'j(HI  Fl.  oder  1.31  %.  Also  etwas  geringere  directe 
Erhebungskosten  hier,  was  mit  der  Erhebung  durchschnittlich  höherer  Steuersummen 
in  Einem  Acte  zusammenhängen  wird.  In  der  Form  der  unmittelbaren  Gebühr 
werden  namentl.  erhoben  die  Gebtthren  von  Uebertragungen  des  Eigenflionis,  FEaGht> 
genusses  oder  Gebrauchsrechtes  u  n  b  e  w  e  g  1.  Sachen ,  von  nnentgeltl.  Uebertragungen 
(Schenkungen,  Erbschaften),  von  bücherl.  Eintragungen  anderer  Art  u.  von  gerichtl. 
Erkenntnissen  Uber  einen  höheren  W  erth  (über  200  FL),  durch  welche  eine  Vermögens- 
Übertragung  entschieden  wird.  Auch  Stemp  elgebtthren  aber  mehr  als  20  FL  kOnneii 
vnmittelbar  entrichtet  werden. 
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yvenn  er  bei  ähnlicben  aussergerichtlicheD  Fällen  vorgeschrieben 
iai,  oder  auf  bestimmte  einzelne  Acte  beschränkt.^) 

ß)  Auch  wo  die  in  der  Gebühr  zu  bezahlende  öffentliche 
Leistung  wirklich  oder  der  Annahme  nach  ein  mehr  individuelles, 
von  Fall  zu  Fall  yersehiedenes  Gepräge  hat  und  der 
Gebtthientafif  sieh  demgemSsi  atwtafli  ist  die  directe  Erhebung 
yoramielieiL  Andh  hier  l^etet  die  Bereohnmig  mehr  Sehwierigkeiten 
und  mehr  Anlass  su  Inthflmem  und  erfolgt  deshalb  passend  dnreh 
die  Behörde.  Die  Controle  ist  bei  Btempelgebranch  ebenfledls  zu  \ 
sehr  erschwert.  Von  den  Gebühren  der  Inneren  Verwaltung 
und  der  Rechtspflege  gehören  manche  hierher,  besonders 
solche,  welche  in  Steuern  (Verkehrssteuern)  übergehen 
und  nicht  in  festen  Sätzen  oder  in  wenigen,  einfach  zu 
üttterscheidenden  Stnfensätzen,  sondern  in  SätseDi  welche 
naeh  der  Werthhohe  des  in  Frage  kommendeii  Objeets 
weehaeln  (proportional,  progressiv  oder  degressiT  dazu)  oder 
nadi  dnem  sehr  eomplieirten  Stnfentarif  erhoben  werden. 
So  bei  einzelnen  Beglaubigungs-,  Anfsichts-,  Erlaubnissgebtihren, 
dann  wieder  bei  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
für  protücollarische  gerichtliehe  Erklärungen  u.  dgl.  m.,  bei  Register- 
gebühren (und  damit  verbundenen  Verkehrssteaem)  des  Grundbuoh'- 
nnd  Hypotbekenwesens.^) 

Je  mehr  aber  hier  bei  einer  Abgabe  der  reine  Gebuhren- 
eharacter  bewahrt  oder  wieder  hergestellt  wird,  je  mehr  der  Ge- 
smhtBpanet  Geltnng  erlangt,  die  GebtthrensSlae  nach  dem  Kosten- 
aufwand der  YerwaUnng,  niefat  nach  dem  Werth  der  Leistung  fdr 
den  Interessenten  zu  bemessen,  je  mehr  die  Leistungen  schablo- 
nisirt  werden,  desto  mehr  fallen  die  Gründe  für  directe  Berechnung 
und  Erhebung  der  Gebühren  fort  und  wird  die  Erhebung  in 
«Stempelform  für  beide  Betheiligte  zweckmässiger.  Die  moderne 
Entvneklnng  neigt  dahin  und  hat  sich,  deshalb  auch  diese  zweite 

*)  Dies  die  ZA^^eckmässigc  Einrichtung  in  Preussen  bei  (je  r i  c h  t s k ost en. 
Nach  §.  lö  des  Gerichtskostengesetzes  vom  10.  Mai  1851  JaJUit  der  Gebrauch  des 
StempelpapieiB  bei  den  Gerichtoi  auf.  Die  Stempelbeträge,  deren  Erhebung  der  Tarif 
noch  beibehilt,  werden  wie  Gerichtskosten  rerrecliuct,  auch  in  allen  Übrigen  ßc- 
ziehangen  ....  als  Gerichtskosten  behandelt.  Wo  der  Tarif  nicht  ausdrtlcklich  die 
£rhebimg  von  Stempelbeträgen  anoidaet,  hndet  eine  solche  nicht  mehr  statt/'  In 
anderan  Landern,  FrankTeieli,  z.  Tb.  Oeeterreicb  n.  s.  v.  worden  die  gericbt- 
fidien  Schriftstücke  anders  behandelt,  d.  h.  sie  müssen  gestempelt  sein,  weshalb 
Wer  ein  Theil  der  Gerichtskostenerträge  in  den  Stempelerträgen  steckt.  Auch  dies 
hindert  die  ^enanere  Yergleichnng  der  betr.  £rti%e  zwischen  Staaten,  welche  nicht 
foiaa  diflowben  EriMbnngsfomen  imbeo.  Deber  OeBterreicb  b.  m.  Note. 

*)  Beispiele  oben  in  den  Noten  zu  §.  293. 
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Erhebungstorra  immer  mehr  verbreitet.  Wäre  nicht  die  Verbindung 
mit  Verkehrssteuem,  so  würde  das  wohl  noch  mehr  der  Fall  sein. 

Von  den  Gebtthren  der  Cultiir-  und  Woblfahrtssphäre, 
besonders  der  (materiell-)volkswirtkBcliattiiclien  Verwaltung, 
haben  manche  und  hatten  frtiher  noch  mehrere  den  Gharaoter  einer 
Abgabe  für  eine  mehr  individuell  gestalttto  Ldatang  oder 
Kostenpravoeaäon.  Daher  inioweit  Midi  hier  die  dineete  Erhebuig: 
80  im  VersiohernngsweeeD,  bei  den  Wegegeldern,  hei 
Localanstalten  für  materielle  Bedürfnisse  (§.  125),  bei  den 
Gebtthren  der  sogen.  Volkswirthschaftspflege  und  namentlich 
bei  der  Post  und  der  Telegraphie  unter  der  Herrschaft  des 
Stuf entarifs.  Mit  dem  Eintritt  der  oben  (§.  311)  dargelegten 
Bedingungen  eines  einfachen  Zonen-  oder  eines  vollen  Ein- 
heitstarifs ist  dagegen  die  Erhebnngsform  des  Stempels  aneh 
hier  eingebürgert  worden.  Sie  hat  rieh  in  der  Post  ansserordent- 
lieh  bewfthrt  und  kann  hier  fast  als  eonditio  sine  qua  non 
fttr  die  moderne  Postentwieklung  gelten.  Die  Leistongea 
der  Post,  besonders  der  Briefpost  —  nach  der  Seite  ihres  Werths 
für  die  Interessenten  und  ihres  Kostenaufwands  für  den  Staat  be- 
trachtet —  haben  aber  auch  immer  mehr  das  individuelle  Gepräge 
verloren  und  lassen  sich  schablonisiren.^^)  Beim  Telegraphen  nicht 
in  gleichem  Maasse :  daher  hier  auch  direote  Zahlung  in  grdssevMii 
Umfange  bleibend«^*) 

y)  Die  directe  Zahlung  ist  ferner  am  Pktse  bei  Gebtthreoi 
weiche  in  dner  verhKltnissmMasig  doch  nur  kleineren  Zahl  von 
Btnselftllen  und  etwa  sngleieh  in  relativ  grosseren  Betrügen 
erhoben  werden.  Hierher  gehören  wieder  manche  Fälle  der  Rechts- 
und Verwaltungs-  und  der  volkswirthschaftlichen  Gebühren;  im 
Einzelnen  besonders  Steuern  von  der  Uebertragung  unbeweglichen 
Vermögens,  dann  Taxen  für  Ehren  und  Würden,  Geld- 
straf en^  Schulgelder.  Frtiher  auch  s.  Th.  die  Postporti, 
jetzt  nooh  z.  Th.  die  TelegraphengebtUuren. 


Mit  der  Hill 'sehen  Postreform  in  England  (§.  310,  311)  war  die  Einführung 
Uea  Stompeis,  d.  i.  der  sogen.  Briefmarken,  als  Portoerhebungsform  verbunden: 
eine  Einiichtimg,  irelclie  dann  aneh  äie  Tour  um  die  Welt  gemacht  hat.  Ebenso 
gestempelte  Briefcou vprt<.  Seit  der  Verein&chQng  des  Pa6kettaii&  auch 
hier  das  Markensystem  mit  in  Anwendung. 

Telepraphenmarken  neuerdings  auch  allgemeiner;  Einführung  in  Nord- 
Deutscblaud  durch  Ges.  vom  16.  Mai  1869.  Schon  die  relativ  geringe  Betheiligong 
des  allgeiieinen  FobHonois  an  der  telegr.  Comspoidenx  aaeht  das  IfatmoyitSMi 
hier  veniger  nothweodig. 
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6)  Endlich  hängt  die  Wahl  zwischen  directer  Zahlung  und 
Stempel  auch  von  der  Einrichtung  des  Gassen-,  Rechnungs- 
und  ControlweBens  ab.  Wo  auf  getrenutes  Gassen-  und 
BeelmiUQgsweseii  einzelner  Yerwaltnngszweige  WerÜi  zu  legen  ist, 
niM»  ein  allgemeiner  StaatsstempelTennieden  werden,  während 
ein  speeieller  Stempel  für  den  dnaelnen  Zweig  nur  aosnalimfl- 
wttse  andi  ans  OkonomiBelien  Gründen  —  zweokmtaig  vA, 
nemlieh  Vei  sehr  ansgedehntem  Gebraneli  und  niedrigem 
Beirag  des  einzelnen  Stempels,  wie  in  der  Po  st  Verwaltung,  theil- 
weise  als  8 1 e u e r erhebungslbrm  bei  den  Spielkarten,  bei  der 
Tabak-Fabrikatsteuer.^2)  Die  Gontrole  über  die  wirklich  er- 
folgte Entrichtung  der  Gebühr  lässt  sich  beim  Stempel  mit  völliger 
Sicherheit  nur  fuliren,  wenn  jeder  stempelpfliebtige  Act,  bez. 
jede  besflgliehe  Urkunde,  jeder  Geg^utand  n.  s.  w.  einer  Behörde 
naeb  dem  Lanf  des  GesclülfitBgangs  vor  Augen  komm^  mnss, 
so  z.  Bi  bei  Eingaben  an  Behörden ,  bei  allen  Papieren,  welche 
vor  Gericht  producirt  werden,  bei  der  Post.  Werden  in  anderen 
Fällen  Gebühren  (oder  Verkehrssteuern)  erhoben,  so  kann  man 
meist  nur  in  der  Form  der  directen  Zahlung  Delraudationen  ver- 
hüten, etwa  mit  der  Ausnahme  solcher  Fälle,  wo  die  Gebühr  sehr 
niedrig,  die  Defraudationsstraie  und  sonstige  Kechtsnachtheüe  sehr 
gross  sind  \ad  die  Gefahr  einer  Entdeckung  der  Unterlassung  des 
vorgesohriebenen  Stempdgebnraebs  leieht  unabhttngig  Tom  Tbrn 
und.  Lsssen  des  Oefiraudsnten  eintreten  kann.^")  So  erkUM  sieb 
die  Möglichkeit,  mit  Stempeln  bei  Weobseln  und  ähnlichen 
Schuldverschreibungen  leidlich  auszukommen ,  namentlich 
wenn  auf  die  Unterlassung  des  Gebrauchs  des  Stempels  etwa  gar 
der  Verlust  des  Klagerechts  oder  der  Benutzung  einer  Urkunde 
als  Beweismittel  im  Process  vor  Gericht  gesetzt  ist^*)  Unbestreit- 

^)  Kussisch-amcricanisches  Tabakstenersystem  ( B a n  d e r o 1 1  e n ).  wo  der 
Verkehr  selbst  die  Cootrole  in  Betr.  der  erfolgten  Steuerentriciituug  mit  ausaben  muss, 
indem  nur  sesteapalte  Paek«te  n.  8.  w.  in  den  Yerfcehr  Men  dttrfen.  Die  Sache 
liegt  hier  also  etwas  anders  als  bei  den  sonstigen  Stempeln.  Eine  Würdigung  kann 
erst  erfolgen  in  d.  Steuerlehre.  Vgl.  über  Kussland:  W aIcker,  Sclbstverwalt,  S.  815, 
G.  Mayr,  Deutsches  Keich  und  Tabakmonop.  (Stuttg.  1878)  S.  79  fl.,  Deutsches 
Handelsbl.  1878,  Nr.  S,  5;  Uber  Americ»  bet.  Felsei  lo  Hirfh's  Annaleii  1878 
(auch  selbständig  erschienen?. 

So  liegt  die  Sache  bei  der  russrameric.  Tabaksteuer,  wo  aber  auch.  bes.  in 
America,  ein  drakonisches  Strafsystem  hinzukommt  und  trotzdem  De£rau> 
dationen  im  grosaeik  Um&ng  voikcmoien  BoMen.  Aebnliche  Sachlage  bei  unserem 
Spielkartenstempel, 

")  Die  englisch-f  ranzös.  Gesetz^tbung  ist  hier  mit  Kocht  mit  der  Verhängung 
solcher  Bechtsnachtheile  energischer  vorgegangen  als  die  deutsche,  welche  gewöhn- 
lidi  nur  Strafen  eintreten  Utet. 
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bar  kommen  trotzdem  in  Bolchen  Fällen  oft  Defraudationen,  d.  h. 
Nichtgebrauch  des  Stempels  vor. 

f)  In  denjenigen  Verwaltungszweigen,  welche  nicht  Special - 
Stempel  für  sich  fuhren  (bisher  gewöhnlich  nur  Post  and  Telegn^hie), 
war  früher  die  directe  Einziehung  der  Gebühren  auch  wegen  des 
Mangels  der  fiseali sehen  Gasseneinheit  der  A^^^tnftn  Ver- 
waltungen vid&oh  geboten.  Jeder  Zweig  hatte  seine  eigenen  Ein- 
nahmen nnd  Ausgaben  y  oft  waren  letstere  direot  ans  mteren  in 
bestreiten  oder  die  Gebühreneinnahmen  kamen  unmittelbar  den 
Beamten  zu  Gute  (Sportein  für  Gerichte).  Die  Abstellung  dieser 
Verhältnisse  ist  der  Einführung  der  Stempel  günstig  gewesen. 
Stempelwesen  und  üscalische  Casseneinheit  haben  sich  in  einem 
gewissen  Zusammenhang  seit  £nde  des  17.  Jahrhunderts  entwickelt. 

§.  323.  —  b)  Die  Erhebung  der  Gebühren  in  Form  des 
Stempels. 

Wohl  allgemein  ist  bisher  die  Anwendung  des  Stempels  ftlr 
die  Erhebung  von  Gebtthren  nnd  Stenern  auf  Staatsabgaben  be- 
schränkt. Im  Princip  stände  gegen  Com munal Stempel  u.  s.  w. 
nichts  im  Wege.  Aber  die  falsche  Auffassung  der  Stempel  als 
einer  eigenen  Steuerart  („Stempelsteuern")  Hess  den  Staat 
auoh  zum  Gebrauch  dieser  blossen  Steuer  er  heb  ungsart  allein 
berechtigt  erscheinen.  Gegenwärtig  fürchtet  man  woht  Verwechs- 
lungen. Wichtiger  sind  aber  die  sachlichen  Gründe^  welofae  die 
Stempel  anf  den  Staat  besehri&nken  nnd  nnr  die  direete  Ein-r 
siehnng  bei  der  Commune  vorkommen  lassen:  diejenigen  Ge^ 
bnhren,  bei  welchen  der  Stempel  passend  als  Erhebnngsfarm  benutzt 
wird,  fehlen  der  Commune  meistens  und  die  Gründe  der  Bequem- 
lichkeit und  Yerwohlteilerung  dieser  Erhebungsform  fallen  gewöhnlich 
ausserhalb  des  Staatsfinanzwesens  fort. 

In  Bundesstaaten  kommen  in  entsprechenden  Fällen  Reichs- 
oder Bundesstaats-  und  Einzel  Staats  Stempel  für  Gebühren 
nnd  Verkehrsstenem  wohl,  wie  in  Deutschland ,  neben  einander, 
aber  in  verschiedenen  Verwaltnngszweigen  vor.  Selbst  die  Erhebung 
von  Reichs-  und  Staatsstempeln  bei  ein  und  derselben  Thatigkeit 
wäre  nicht  ausgeschlossen.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  die  En^ 
Wicklung  dieser  Dinge  in  Deutschland  dazu  führt.  Der  P>inwaud, 
dass  IrrthUmer  und  Verwechslungen  leicht  möglich  seien,  wenn 
doppelte  Stempel  benutzt  werden  müssen^  wiegt  nicht  so  sohwer.^^) 

^)  Die  Yoncblä^e  der  bandesr&thliolu  n  St> uipcIsteamcomtnlssioD  v.  1877  gingon 

auf  Kiiifüliriing-  von  i<  c  i  clis  stempeln  iK-ben  Lau  des  stempeln  im  grössorun  Umfange, 
lünaus.   Doch  wurden  die  Bedenken  in  den  Beratliongen  mehrüadi  hervorgehoben. 
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Das  Gebiet,  wo  die  Gebührenerhebung  in  Stempelform  zweck- 
mässig ist,  ergiebt  sich  aus  den  vorausgehenden  Erörterungen  liber 
die  directe  Einziehung.  Hier  sind  daraus  jetzt  nur  die  positiven 
Folgerungen  zu  ziehen. 

Der  Zweok  der  Stempel  als  Gebtthien-  und  Steaererheliaiigs- 
form  statt  der  directen  Einriehiuig  ist,  beiden  Betheiligten 
die  Berechnung  und  Zahlung  der  Abgabe  möglichst 
einfach  und  bequem  und  der  Finanzyerwaltnng  zu- 
gleich möglichst  wohlfeil  und  sicher  zu  machen  und 
ihr  andere  Controlen  zu  ersparen. 

Im  Allgemeinen  ist  daher  der  Stempel  besonders  zweck- 
mässig, wo  ron  speciellerer  Berechnang  des  Werths  der  Leistung 
für  den  Interessenten  und  der  KostenproTOcation  für  die  Verwaltung 
im  einzelnen  Falle  abgesehen  werden  kann  und  die  Abgabe  den 
Obaracter  dner  gleichm&ssigen  oder  nach  einfachen  Merk- 
malen abgestuften^^)  Vergütung  ftlr  eine  öffisnUiche  Leistung 
oder  eines  Kostenbeitrags  annimmt.  Wenn  hier  zahlreiche,  imgefähr 
gleich  zu  erachtende  Gebtihrenf  alle  vorliegen ,  so  wäre  die  directe 
Einziehung  des  Gebührenbetrags  für  beide  Betheiligten  unbequem 
und  für  die  Verwaltung  kostspielig.  Vielfach  ist  est  erst  im  entr 
wickelten  Staats-  und  Wirthschaftsleben  so.  Kann  dann  eine  einiger- 
massen  ausreichende  Gontrole  Uber  den  wirklich  erfolgten  Ge- 
brauch des  Stempels  stattfinden,  oder  ist  die  Abgabe  so  niedrig, 
dass  sie  nur  wenig  Reiz  zur  Umgehung  mit  sich  ftlhrt,  so  empfiehlt 
sich  diese  Erhebungsforra. 

§.  324.  Im  Einzelnen  sind  etwa  folgende  Fälle  zu  nennen:  ^*''') 

a)  Einfache  sogen.  Fix-Stempel,  als  Gebühren-  und  als 
Stenererhebungsform.  Sie  treten  mit  einem  festen  Geldbetrage 


Es  ist  bezeichnend,  dass  man  bei  dem  russisch-americ*  TMNÜESteQersystem  die 
Berücksichtigung  des  Werths  der  W'aarc  wieder  fallen  lassen  masste,  weil  sich  die 
Controle  Uber  die  richtige  Stempelung  nach  Werthstufeu  nicht  duichiuhren  iiess.  So 
erfolgt  nach  d.  rnss.  Ges.  y.  ^./IH.  .Toni  1877  v.  Anf.  1878  an  nur  eine  gleicli- 
mässige  Stempelung  (von  einer  ordiü.  Sorte  abgesehen)  u.  in  America  besteht  jetzt 
ein  Gewichts-Satz  filr  Rauchtabak  ii.  für  Ci^arreu  (resp.  hier  ein  Einheitssatz  für 
1000  Stuck).  Ein  Punct»  der  bei  der  Vergleichung  zwischen  Monopol  und  Fabrikat- 
steaer  fur  ersteres  spricht,  weil  dabei  eine  Abstof ung  der  Steuer  nacli  dem  Werth 
der  Waare  mOglich  und  flUidi  ist:  zugleich  ein  Beweis,  dass  diese  Fragen  des  £r- 
hebnngsform  im  Steuerwesen  eine  sehr  grosse  practische  Bedeutung  haben. 

Sehr  einfache  Grundsätze  wieder  in  d.  in  Note  7a  gen.  Österreich,  (iesetz- 
gebong.  Fizttempel  f.  Eingaben  an  Behörden  n.  s.  w.,  f.  Zeugnisse,  t  Handels*  n. 
Gewerbebücher,  f.  gew.  amtl.  Protok.  u.  Ausfertig.,  f.  Rechtsurkunden,  die  ein  nicht 
schätzbares  Recht  betrelfen:  Stufen  Stempel  nach  d.  Werth  bei  üebertrat;-.  d.  Eigen- 
thoms  bewegl  Sachen  und  den  betr.  Urkunden  (Wechsel  —  and.  steupelplUcht. 
Cilnuiden). 
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für  die  einzelne  in  Ansprnch  genommene  öflfentliche  Leistung  regel- 
mässig in  der  Form  des  diesen  Geldbetrag  bezeichnenden  Stempel- 
papiers oder  der  jetzt  allein  oder  überwiegend  üblichen  Stempel- 
marke ein.  Beispiele  aus  der  allgemeinen  VerwaJAiiiig  sind  die 
Stompel  fttr  Eii^aJien  der  Priraten  an  nnd  Beselieide  toü  Behörden 
in  PriTatsaehen,  ohne  Rtteksieht  auf  den  Inhait  Ferner  die  Marken 
deiR  Postyerkefan,  der  Telegraphie.  Im  VerkehnnleaereyBtem 
kommen  eolehe,  regehnSssig  niedrige^  Fixstempel  ebenfalls  rar,  bei 
Frachtscheinen,  Rechnungen,  Schlusszetteln,  Quittungen. 

ß)  Eme  weitere  Ausbildung  erfährt  der  Fixstempel  im  System 
der  sogen.  Classenstempel.  Hier  treten  nach  gewissen  sich 
bietenden  Merkmalen,  wie  der  ungefähren  Bedeutung  der  Sache, 
der  ungefähren  Kostenprovocation  —  nicht  nach  dem  Geldbetrag 
eines  Doenments,  sondern  in  Fällen,  welche  sieh  nicht  eigcntlieh 
in  Geld  sohätaen  lassen  —  Fixstempel  yersehiedener  fidhe 
dn,  es  besteht  also  ein  Classentarif.  Der  Stempel  statt  der 
directen  Einziehung  kommt  hier  wohl  noch  hic  und  da  bei  Thätig- 
keiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vor,  also  in  einem  Gebtihren- 
gebiete.  Ein  Analogon  solchen  Classentarifs  ist  der  Stufentarif 
der  Post  und  Telegraphie.  Eine  wichtigere  Bolle  spielt  jener  Tarif 
im  Verkehrssteuersystem,  wo  er  sieh  an  die  Art  der  bestenerten 
Beehtsgesehäfte  anschUesst.^^) 

r)  Der  sogen.  Dimensionsstempel  lässt  den  GehMven'» 
oder  —  der  häufigere  FaU  —  den  Steaeistempel  steigen  naoh  der 
Ansdehnung  der  Acten  im  Process,  nm  danach  die  Gebühren  zn 
berechnen,  ferner  nach  der  Ausdehnung  der  besteuerten  Objecte, 
wie  z.  B.  der  Zeitungen,  der  kaufmännischen  Bücher.  Die  oft 
complicirte  Berechnung  und  die  Nothwendigkeit  der  Controle,  sowie 
die  Möglichkeit,  von  einem  einzigen  Pflichtigen  die  Abgabe  für 
viele  Einzelfälle  in  einer  einzigen  grosseren  Snmme  einzuziehen 
(Zeitungen  u.  dgL),  gieht  der  directen  Einziehung  hi^  indessen  . 
mdstens  den  Vorzug  vor  dem  Stempel  oder  die  Behörde  behält 
sich  die  Stempelung  selbst  vor  (ebenfaUs  Zeitungen,  kaufmännische 
Bücher  u.  s.  w.).^^) 


Fix-  bez.  einfacher  Glasseastempel  ist  auch  der  geuuute  Taliak- 

Fabrikabtcmpel. 

^)  So  bei  letzterea  Beispielen  In  Oesterreieh.  Bes.  ansgedelmt  ist  der  Dirnen  - 

sionsstempel  nach  der  Grösse  des  für  eine  Urkunde  gebranchten  Papiers  in 
Frankreich:  wohl  das  ;uiss<  rlichste  Merkmal,  an  das  man  sich  halten  kann  I 
V.  Hock,  Fin.  Frankr.  S.  19-4;  Leroy-Boaulic u ,  I,  iOÜ;  Kau,  Fin.  I,  §.  231 
Note  f.  Die  titeien  Sfttze  sind  nach  der  Grosse  des  Papiers  (die  FUdiengrOsse  giebt 
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^  Der  eigentliche  Wertlistempel  (Gradations-,  Pro- 
portional Stempel**))  —  im  engeren  Sinne,  denn  im  weiteren 
ist  jeder  Stempel  Werthstempel  —  richtet  sich  nach  dem  Geld- 
werth betrage  eines  mit  einer  Abgabe  belegten  DocumentSy 
bez.  Bechtsgeschäfts  oder  eines  Gegenstands,  über  den  ein 
Beohtegeaehttft  abgesohloseen,  eine  gerichtliehe  £intnignng  ror- 
genommen  oder  im  Streitfälle  gerichtlieh  entsdiieden  wird.  Die 
betreffende,  im  Stempd  erliobene  Abgabe  stellt  nnr  ansnahmsweise 
eine  reine  Gebühr  dar,  meistens  eine  reine  oder  doch  tiberwiegend 
eine  Steuer  (Verkehrssteuer).  Kosten  der  freiwilligen  unil  streitigen 
Gerichtsbarkeit,  welche  nach  dem  Werthbetrage  des  Objects  ab- 
gestuft werden,  —  Abgaben  für  die  Eintragungen  in  die  Register, 
die  Grund-  und  Hypothekenbücher^  für  die  Entscheidung  von  Oivil- 
proeessen  —  hören  allerdinge  nicht  dadwoh  auf,  reine  Gebttbren 
zu  fein,  dm  m  sieb  ao  abstufen.^)  Sie  werden  Steuern  nur  bei 
einer  eine  Uebersteigung  der  Kostendeckung  bezwecken- 
den Hobe  der  Gesammteinnabme  daraus.  Aber  die  Erbebungs- 
fbrm  dieser  Gebühren  ist  selten  der  Stempel,  sondern  mit  Recht, 
besonders  bei  Rechtsgeschäften,  die  sich  auf  EigenthumsUbergang, 
Verpfändung  unbeweglichen  Vermögens  beziehen,  die  directe 
Berechnung  und  Einziehung.  Stempel  von  Verträgen  (Kauf, 
Tausch,  Miethe,  Pacht  u.  s.  w.),  Documenten  des  Creditverkeiirs 
(Wechsel,  Sebuldverschieibuogen  aller  Art,  Inhaber -Papieren, 
Actien  n,  s.  w»)  stnfien  sieb  gewöbiUoh  nach  dem  Wertbe  ab  und 
sind  meistens,  wenn  nicht  eine  behördliche  Mitwkung  im  sacb- 
lioben  Interesse  von  vorneberein  geboten  ist,  reine  Verkehrs- 
steuern. 

Der  Werthstempel  kann  ein  genauer  sciu,  welcher  sich 
nach  Procenten  des  Betrags  richtet.  Die  Erhebung  der  Abgabe 
wird  dann  aber,  schon  weil  der  Satz  nicht  immer  auf  runde  Summen 
Unten  wird,  meistens  nicbt  mittelst  Stempels  gescbehen  können. 

Hock  genau  an)  ISlö  fixirt  auf  ^ö,  TO,  12),  150,  200  cent.  Erhöhung  durch  Ges. 
Tom  2.  Juli  1862  u.  nach  dem  letzten  Kriege,  Ges.  v.  2<i.  Aug.  1S71 :  jetzt  60,  120, 
180,  240,  860  ca&t.  Affieheii  fnOier  5,  10,  15,  20,  jeUt  6,  12,  18,  24  cent.  Des. 
Kftine  timbre  de  dimention  ist  in  Franbaich  offideU,  wählend  der  eigentL  Werth- 
Hempel  timbre  proporfionnel  heisst. 

Letzterer  JSame  besser  rennieden,  weil  ei  lieber  auf  eine  bestimmte  Art 
d«r  HOhenbenessiui^  besdirlnkt  bleibt.  S.  n. 

^  Eben  deshalb,  wie  sehon  oben  einmal  bemeikt  (Abechn.  1  Kote  30),  Stein 's, 
Flll.  S.  520,  ünterscheidniig  zwischen  Gebühren-  n.  Steuerstempel  nicht  ^enau  haltbar. 

Beispiele  o.  a.  w.  gehören  erst  in  die  Steueriehre.  S.  ältere  bei  Kau,  Fin.  I, 
|.  231  Note  t  Für  Deutschland  leiches  Hefteriel  ans  der  Gesslzgeb.  aUsrSinzel- 
staalen  in  d.  bondeeilthL  Gommissioiisber.  t.  1877,  8.  40^109. 
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sondern  es  erfolgt  („unter  amtlicher  Cassirung  des  Stempels  und 
Vidirung  der  Urkunde")  bei  einer  Behörde  baare  Einzahlung.  Der 
Wertbstempel  kann  aber  auch  unter  Abrundung  seiner  Procenthöhe 
in  bestimmten  festen  Beträgen  für  gewisse  „Classen" 
des  Werths  eintreten,  —  „Glassen-  oder  classificirter  Werth- 
'  fr  t  e  m  p  e  1  —  und  dann  von  den  Parteien  s^bst  angebraclit  werden, 
wie  z.  B.  beim  WeehseL**) 

Je  nachdem  der  WertiiBtempel  einigermaasen  gleich  mit  dem 
Werth  des  Objects  oder  stärker  oder  schwächer  steigt,  kann 
er  als  Proportional-  (im  engereu  Sinne,  s.  o.),  Progressiv- 
oder Degressiv-Werthstempel  bezeichnet  werden.  Der  Steuer- 
stempel ist  bisher,  gemäss  dem  leitenden  Gresichtspuncte  unserer 
modernen  Besteuerung,  ein  Proportional-,  wenn  nicht  gar  ein 
Degressiv  Stempel  Der  Geb  Ahr  en  Stempel  (bez.  der  direct 
eingezogene  Gebtthrenbetrag)  ist  meistens  degressiv,  dem  Um» 
Stande  entsprechend,  dass  :die  Eost^  der  Staatsthätigkdt  nicht 
mit  dem  Werthe  des  Objects  proportional,  sondern  schwächer,  wenn 
ttberhaupt,  wachsen,  so  bei  den  Eintragungsgebühren  —  soweit 
diese  eben  Gebühren  und  nicht  Steuern  — ,  bei  anderen  Acten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  in  der  streitigen  Gerichtsbarkeit 
bei  den  Gerichtskosten.  Dem  Character  dieser  Abgaben  als  Ge- 
btlhren  widerspricht  in '  mancher  Hinsieht  der  Wertbstempel  Über- 
hanpt  und  erscheinen  Fix-,  Glassen-  nnd  etwa  passend  normirte 
Dimennonsstempd  richtiger,  wenn  man  auf  das  Moment  der  Kosten- 
provocation  als  den  Grand  der  Geblihrenerhebnng  sieht  Indessen 
dient  der  Werthstempel  doch  zu  zweckmässigerer  und  auch  die 
Verhältnisse  der  Interessenten  gerechter  berücksichtigender  Ver- 
theilung  derGesammtkosten  der  bezüglichen  Einrichtungen, 
namentlich  der  Gerichte.  Es  ist  sogar  fraglich,  ob  die  Degression 
der  Abgabe  bei  den  höheren  Werthbeträgen  der  Gbjecte  nicht 
passend  der  proportionalen  Abgabe  Platz  machte.  Um  so  mein*, 
da  diese  „Gebttbren''  doch  leicht  mit  als  Stenern  fongiren;  nnd 
mitmiter  nicht  mit  Unrecht,  weil  sie  vomemlich  die  besitz ende^n 
Glassen  und  nnter  diesen  sogar  solche  (in  den  Gerichtskosten)  be- 
sonders treffen,  welche,  wie  Gewerbe-  und  Handeltreibende,  von 
den  anderen  Steuern  nicht  immer  genügend  getroffen  werden.^^) 

Beispiel:  Dentsclies  Wechselstempelges.  v.  10.  Juni  lSfi9:  Lm  Allgem.  der 
Satz  V.  ^/qq,  mit  d.  Durchfahruiiir,  dass  Wechsel  bis  ii.  unter  50  Tlilr.  1  Sgr.,  über 
50— lüü  Thlr.  l^/a  Sgr.  uud  fOr  jede  weiteren  rollen  oder  angefangenen  100  Thk. 
IVs  Sgr.  mehr  au  Stenipel  zahlen.   Also  «in  gensuer  «geaC  FropoitioiubtempeU 

S.  schon  oben  |.  292  iL  Note  17  dazn. 


Digitized  by  Google 


Arten  d.  Stempels.  —  Abfindung.  >-  Beiträge.  129 

Mitunter  kommt  statt  der  directen  Einziehung  von  Gebühren 
(und  ätenern)  ^)  bei  jedem  einzelnen  F«Ue  oder  statt  des  Stempels 
aneh  eine  Abfindung  zwisohen  der  Finanzverwaltang  und  einzelnen 
Abgabepflichtigen  Uber  eine  ganse  Keihe  von  Acten  in  der  Fonn 
einor  dnmaügen  oder  periodiioken  Gesammtealilmig  vor,  z.  6.  mit 
Banken  fSr  dereta  Bonst  im  Anschlnss  an  die  einzelnen  Geschäfte 
imd  Urkunden  zu  zahlenden  Stempel.  ^'^)  Auch  bei  der  Post  fehlen 
selbst  jetzt  noch  analoge  Gestaltungen  nicht  ganz.^*^)  Fälle  dieser 
Art  nähern  sich  schon  dem  sogleich  zu  besprechenden  System  von 
j^eiträgen".  Kann  man  die  Höhe  des  Abfindungsbetrags  richtig 
bestimmen,  namentlich  eine  —  ungerechte  und  andere  Concurrenten 
verletzende  —  B^ttnstigung  verhüten,  so  ist  im  Interesse  beider 
Thcile  selche  Abflndnng  wohl  zn  empfehlen. 

%.  m.  ^  2)  Beiträge. 

Die  Zwecke  der  Gebtthrenerhebung,  nemlicb  die  Interessenten 

in  richtigem,  ihrem  Interesse  einigermassen  entsprechenden  Ver- 
hältniss  zur  Kostendeckung  ötlentlicher  Einrichtungen  und  Anstalten 
herbeizuziehen  und  diese  Kostendeckung  —  ganz  oder  bis  zu  einer 
beabsichtigten  Quote — sicher  zu  stellen,  werden  bei  der  Anknüpfung 
der  Gebuhren  an  die  einzelnen  Acte  der  privaten  Inanspruchnahme 
oder  fimitanng  dieser  £inriobtiuigen  zwar  gewöhnlich,  aber  doch 


**)  £nrl]iit  mtf  nocli  wato,  diss  aitonter  Zwisobenpersonan,  bes. 

Notare  u.  ähnliche,  die  Gebühren  n.  s.  w.  einzuziehen  haben,  wie  auch  orngdGeliit 
deren  (JebOhren  (Notariatstaxen  n,  9.  w.)  auch  mit  den  ölFentl.  Gebühren  von  der 
bUatsbehOrde  (Gericht)  bisireüen  erhoben  werden  n.  dann  eine  gegenseitige  Abrech* 
nun;  m.  Ueberwctoanr  ecfblgt  So  liaibeii  In  Baiern  die  Notaie  die  Taxen,  ir«ldie 
dem  Staate  von  den  bei  ihnen  behandelten  Geschäften  gebuliren,  unter  Aufsicht  der 
Finanzbehörden  zu  erheben  und  abzuliefern,  etwaige  Rückstände  aber  zur  Zwangs- 
beitreibnng  dem  Keut&mt  za  Uberweisen.  Bair.  Ges.  v.  10.  No7.  Ibül.  Püzl,  Yerw.- 
lecht,  a  656  (3.  A.). 

*•)  So  zahlt  die  Bank  von  England  ein  Stcmpelpauschalc  von  60,000  Pf.  St. 
(vielleicht  jetzt  erhöht?).  Etwas  Anderes  sind  die  sogen.  Gobührenäquivalente 
in  Oesterreich,  welche  bei  dem  Besitz  der  todten  Hand  als  Ersatz  der  hier  fort- 
fidlendeD  Beeitsirecbselgebtthnn  etetieten.  Duflber  in  dev  Steneiiehre. 

**)  So,  wenn  das  Porto  gewisser  Sendungen  (z.  B.  von  StadtpostbrieÜBin,  Circularen) 
sich  ermässigt ,  wenn  eine  bestimmte  ^Össere  Anzahl  Sttlcke  aul'  einmal  aufgegeben 
wird,  —  eine  zweifelhaft  berechtigte  Begünstigung  der  Gioasgeschäftsleate  und  der 
Wohlhabenderen  ttberhanpt 

")  S.  Wagner,  Fin.  I,  §.  140  und  bes.  Neuuiann,  progr.  Einkommcngteuer, 
S.  46  ft  Auch  Einzelnes  in  d.  Communalsteuergutachten  des  Vereins  f.  Sociaipolitik 
Ibea.  Brach,  S.  20  if.,  mit  den  Gebubreu  zusammen,  Nasse  S.  272);  v.  Bilinski, 
Ottmeindebestener. ,  Lps.  1878,  S.  19  ff.,  der  die  Beiträge  mit  verwandten  Abgaben 
vergleicht,  aber  bei  der  eigentl.  Qebtlhr  auf  d.  Moment  der  Freiwilligkeit  zu  viel 
Gewicht  lept.  Eine  „besondere"  Einkommenquelle  im  Comm.-Budget  sind  die 
,3^iträgo"  m.  E.  nicht,  sondern  eine  besondre  Form  der  Gebühren,  die  vor- 
MdUk  in  der  Qemeinde  v.  Iballelien  KOfpem,  weniger  tm  Steate  rorlMmmt 

A>  Wagner,  FtMamAwunuML  U,  9 
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nicht  immer  in  genügeuder  Weise  und  Genauigkeit  erreicht.  Die 
hierhergehörigen  Ausnahmen  umfassen  manche  verschiedene  Fälle, 
welche  sieh  in  der  Hanptsaelie  onter  folgende  drei  Kalegorieen 
bringen  lassen. 

a)  Dnreli  die  gewObn.liehen  Benrntinngsgebttbren,  wekhe 
nach  allgemeinen  Massst&ben  in  genmllen*  Tarifen  n.  b.  'W. 
festgestellt  werden,  sind  die  einselnen  Benutaer  doeh  nlebt  inmer 

in  dem  zur  Kostendeckung  erforderlichen  und  namentiieb  niefct 
ihrem  Vortheil  entsprechenden  Umfange  zu  treffen.  Beispiele  liefern 
die  Wei^egelder,  wo  recht  wohl  ein  einzelner  Interessent, 
welcher  eine  Strasse  ausnahmsweise  stark  be-  und  abnutzt, 
z.  B.  der  Besitzer  eines  Forsts,  eines  Berg-,  Htlttenwerks  u.  dg]., 
dareh  die  Gebttbr  weder  seinem  Sondervörtheil  noob  der  dureh 

■ 

ihn  bewurkten  Abnntznng  der  Strasse  gemttss  getroffen  weiden  kann 

(§.  305,  306). 

b)  In  anderen  Fällen  femer  kann  neben  dem  direeten^ 

aus  der  Benutzung  einer  öffentlichen  Einrichtung  hervorgehenden 
und  in  der  übliclicn  Gebühr  richtig  bezahlten  Vortheil  eines  und 
desselben  Interessenten  ein  indirecter  Vortheil  ilir  ihn  vorkommen, 
der,  weil  auf  diese  Einrichtung  zurUckzoftthren,  anoh  dureh  eine 
angemessene  Vergütung  als  Kostenbeitrag  dazn  einigermassen 
eompensirt  werden  sollte.  So  zieht  namentlieh  der  Besitzer  be- 
stimmter Arten  des  Grnnd  und  Bodens  nnd  der€leb&ude, 
der  Betreiber  eines  bestimmten  Gewerbes  n.  A.  m.  für 
sein  Eigenthum  solchen  indirecten,  in  Werthsteigerungen  und 
Productionskosten -Verminderungen  hervortretenden  Vortheil  aas 
mancherlei  öffentlichen  Einrichtungen,  besonders,  aber  keineswegs 
allein,  aus  solchen  des  Wege-  und  Transportwesens. 

c)  Endlich  kommen  solche  Fälle  indirecten  Nutzens  dieser  Art 
aber  aueh  noeh  bei  solohen  Personen  TOr,  welohe  direet  die.Ein* 
riehtung  gar  nieht  benutzen  nnd  dureh  die  llbliohen  Ge- 
bühren gar  nieht  getroffen  werden  können.  Namentlieh  ist 
es  der  Grundbesitz  an  sieh,  besonders  der  beistimmt  ge- 
legeiie,  welchem  so  durch  die  ökonomischen  Zusammen- 
hänge" d.  i.  durch  die  C ouj unctur  nicht  speciell  verdiente  und 
nicht  in  Abgaben  vergoltene  Gewinne  in  Form  von  Werth-  und 
Bentensteigerungen  zuwachsen.  Dies  trifft  besonders  instädtischen 
Verhältnissep  zu,  wo  die  Gesammtheit.  der  ^ebtthrenpflichtij^^ 
Einriehtungen  (Strassenreinignpgi  .Sanitttawesen^  Waaserleitrag^ 
Beleuebtung,  Sehnlen  u.  a.  m.)  und  wieder,  speci^  etnzeljie.  £in- 
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nefatoDgeD,  z.  B.  des  Verkehrswesens  Werth  steigeiiid  aaf  den 
Chrnnd«'  und  CbbäadebeBitz  wkken.^) 

Auf  dieie  und  ähnliebe  VorhÜtakae,  wie  sie  gerade  die 
ttoderne  Volkswirtiisehafk  eharaoteriiireny  hat  aneh  die  all- 
gemeine ei^entliehe  Besteuern ng  Rfleksieht  m  nehmen 
und  zwar  viel  mehr,  als  sie  es  gewöhnlich  bisher  that.  Besonders 
für  die  Communalbesteuerung  liegen  hier  wichtige  Aufgaben  vor.^^) 

Alles  Erforderliche  in  dieser  Beziehung  kann  aber  auch  die 
Besteuerung  nicht  leisten.  Vielmehr  bedarf  es  dazu  noch  neben 
oder  statt  der  gewöhnlichen  Gebühren  öfters  besonderer  Beiträge, 
am  zwischen  Vortheilen,  welche  Einzelne  von  (öffentlichen 
Aoptalten  ziehen,  und  Kosten  dieser  letzteren  ttberali  ein  möglichst 
nichtiges  Verh&ltniss  nach  dem  Grundsatz  von  ,,Leistung 
und  Gegenleistung''  herbeizuführen. 

Ein  wichtigeres  Finanzinteresse  wohnt  diesen  Beiträgen 
namentlich  dann  bei,  wenn  sonst  die  Beschaffung  des  Anlagekapitals 
der  öffentlichen  Einrichtung  sowie  die  Deckung  der  Zinsen  u.  s.  w. 
dafür  und  der  laufenden  Betriebskosten  weder  durch  die  anderen 
Gebühren,  noch,  soweit  dies  zulässig  ist,  durch  allgemeine  oder 
besondere  eigentiiche  Steuern,  noch  (was  die  Kapitalbeschaffung 
anlangt)  durch  den  Credit  gesichert  sind.  Durch  die  Bdträge 
smd  die  Interessenten  aller  Art.  zu  diesen  Zwecken  herhelzuziehen. 


**)  S.  über  d.  Conjonctur  Wagner,  Gruadleg.  §.  76—81. 

^  NIheiw  erst  in  der  Steaerlehre.  Icli  Verweise  einstveileii  auf  mein  Itefent 

Uber  die  CommoDalsteueifinge  auf  d.  socialpolit.  Congress  in  Berlin  1877,  in  d.  amtl. 
Verliandl.  S.  5  fl'.  und  aasgearbeitet  selbständig  erschienen,  L]>z.  bei  Winter.  S.  auch 
K.  Fiiedberg,  Bestener.  d.  Gemeinden,  bes.  S.  87  ff.  Daun  d.  interess.  Krage  der 
HOheTbestooetanf  des  in  Bavstelleii  Ubergehenden  Landes  in  der  Umgegend  von 
Bremen;  8.  darüber  Haussen *s  formell  richtiges,  aber  rein  negatives,  die  be^ 
TC^htigte  Seite  des  Bremer  Versuchs  übersehendes  Gutachten  (als  Manuscr.  gedruckt 
Bremen  1877)  nebst  den  Sapcrarbitrien  verschiedener  deatächer  Practiiier .  u.  Theore- 
tiker, eb.  1877.  Ich  habe  dabei  anf  die  BicLtigkeit  des  Princips  einer  HOher- 
oder  Extrabesteuerong  der  Baustellen  wcrdentoi  Aecker  hingewiesen.  S.  auch  meine 
CommJt.fr.  S.  39,  Der  Gang  der  Verhandlungen  auf  d.  gen.  Congress,  die  Auffass. 
von  A.  Held  daselbst  u.  in  s.  „bociaüsmus  u.  s.  v/'  haben  freilich  gezeigt,  dass  der 
sogen.  KafliedeisocialismnB  aneh  diese  nahe  liegenden  Dinge  noch  zn  den  „fernen 
Zielen**  rechnet  oder  wie  Herr  Prof.  ?.  Treitschke  sagt  zu  den  „Phantastereien 
doctrinärer  Selbstuberhebung",  denen  diese  Herren  freilich  auf  den  ausgetretenen 
Gleisen  der  älteren  Wirthschalt^-  und  Finauztheorie  oder  der  leichten  Abart  dieser 
Theorie,  weiche  der  Verein  für  Sooialpolitik  darstellt,  sorgf&ltig  ans  dem  Wege  gehen. 
Die  scharfe  Log^ik  und  das  wissenschaftliche  Abstractionsverniögen  (die 
leider  in  der  „histor.  Richtung  der  Nationalökonomie"  etwas  vernachlässigt  und  bei 
manchen  Anhängern  dieser  Kichtong  fast  in  Misscredit  gerathen  sind,  —  ein  Fehler, 
den  man  jetzt  selbst  anzusehen  beginnt,  s.  Bescher,  im  Lit.  C^tr.-BL  1818  Jan. 
Uber  Ricardo)  der  deutschen  „Manchestermänner",  bes.  eines  J.  Fauchcr,  haben  auf 
diesem  (iebiete  der  Besteuerung  seit  läni^er  ungleich  besser  und  folgerichtiger  das 
Wahre  ZQ  entwickeln  gewusst.  .    ... 
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132  3*  B.  t.  K.  4.  A.  firhebwigsforai  <L  GebOhien.  §.  835,  S36. 

£8  lassen  sich  dadurch  die  Kosten  der  Anlage  gaat  oder  thttUweise^ 
soweit  nicht  andere  passende  Mhtel  ani  Wege^  eventoell  Bameatüoh 
der  Credity  zu  diesem  Zwecke  sor  Verfilgang.  stehen»  oder  auch 
Thdle  der  Betriebskostoi  and  Zinsen  aufbringen.  In  leiiteren 
Falle  brauchen  die  Beiträge  mitunter  auch  nur  subsidiäre  «u 
sein,  welche  in  Ermangelung  anderer  genügender  Einnahmen  fällig 
werden,  so  dasis  sich  die  Herbeiziehung  der  weiteren  oder  indirecten 
Interessenten  auf  die  Uebemahme  einer  Garantie  beschränkt. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  solche  Beiträge  mehr 
im  Finanswesen  kleinerer  Localgemeinschaften,  besonders 
der  Kreise  und  Gemeinden,  als  im  Staats-  und  selbst  als  im 

Provincialfinanzwesen  vorkommen,  ohne  hier  übrigens  zu  fehlen. 
Ebenso  können  Kirchen  und  andere  Körper  zu  solchen  Beiträgen 
^neifen.  Im  Einzelnen  wird  sich  mancherlei  nach  den  concreten 
Fällen,  um  die  es  sich  handelt  und  nach  der  Organisation  der 
Selbstrerwaltungskörper  richten  mtlssen.  Aber  das  Princip  selbst 
und  seine  Berechtigung  sind  wohl  klar. 

Näher  auf  diese  Beiträge  einzugehen,  würde  hier  zn  weit 
führen.^'')  In  den  früheren  Bemerkungen  tiber  die  Regelung  der 
Wegelasten  (§.  303  ff.)  sind  solche  Beiträge  als  eine  Form  der 
Aufbringung  dieser  Lasten  erwähnt  worden.  Das  Wegewesen  ist 
auch  wohl  eines  der  practisch  wichtigsten  Beispiele  des  Vorkommens 
von  Beiträgen.  Verwandte  Fälle  sind:  DeichbauteOi  Wasserbauten 
ttberhaupt,  Localanstalten  wie  Canalisirung,  Wasserleitung.  Auch 
öffentliche  Bauten  fttr  kirchHehe  und  Schulxwecke.  Selbst  die 
laufenden  Kosten  des  Kirchen-  und  Schulwesens  lassen  sich 
unter  Umständen  passend  mit  durch  Beiträge  decken.  Je  mehr  z.  B. 
die  Kirche  aufhört  „Z wangsgemein wirthschaft'*  zu  sein  und  je 
mehr  daher  eigentliche  Kirchensteuern  schon  begrifflich,  vollends 
in  der  Praxis  fortfallen,  desto  mehr,  wie  uns  England  und  Nord- 
america  zeigen.^')  Die  Bestimmung,  dass  einzelne  Interessenten  oder 
Interessentengruppen,  eyentuell  die  Gemeinde  als  solchCi  stt  den 
localen  Kosten  gewisser  Öffentlicher  Einrichtungen  des  Staats,  a.  B. 
des  Post-,  Telegraphen  ,  Bank-,  Schulwesens  u.  a.  m.  einen  ein- 
maligen oder  periodischen  Zuschnss  fiefem  oder  gewisse  Bestand- 
theile  dieser  Einrichtungen,  z.  B.  die  Geschäftsräume,  von  sich  aus 


")  Das  Beute  in  Kilr/e  darUb«!  bei  Neumann  a.  a.  0. 

Wagner,  Grandleg.,  §.  155  lab  S;  fin.  I,  §.  127  Hr.  3,  bes.  Kot«  25. 
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auf  ihre  Kosteo  hentoUen  mtissen,  beruht  ani'  dem  Bekragt-Prinoipe 
nnd  ist  öfteis  gans  aweekmttaaig  mid  gerecht*^) 

Ueb6rhaa|»t  ist  ein  gut  eingerichtetas  nnd  paaaend  aus- 
gedehntes Beitragssystem  eine  richtige  Ergänzung 

sowohl  des  gewöhnlichen  Gebühre nwesens  als  der  eigent- 
lichen Besteuerung  und  damit  ein  geeignetes  Mittel,  den 
communistischen  Gharacter  des  Staats  und  der  Selbstver- 
wahnagskörper  zu  beschränken.  Wo  dies  prinoipiell  zulässig 
nnd  praetiaeh  dnrchftthrbar  ist,  mnss  es  gesehehen*  Das  ist  eine 
Foidmng  dar  yertheilenden  Qarechtigkeit  im  „zwangagemeinwirtli- 
aoludUiefaan  System''  (§.  284).^)  Sie  mnas  hier  nm  so  mehr  za- 
gegeben weiden,  je  weniger  der  nn^ermeidliche  nnd  berechtigte 
„  C  o  m  m  u  n  i  8  m  u  8  "  dieses  Systems  gerade  in  der  modenien 
socialen  und  wirthscbaftlichen  Entwicklung  theoretisch  abzuweisen 
and  praotisch  abzulehnen  ist^^j 


Anhang. 

Einmüime  aas  herrenlosem  Vermdgen« 

§.  326.  Nach  den  Erörterungen  über  die,, Einkünfte  aus  Hoheits- 
rechten" im  1.  Bande  bilden  diese  keine  besondere  finanz- 
wissenschaft liehe  Kategorie  von  Einnahmen,  bis  auf  einen 
Fall:  den  Erwerb  ans  dem  üoheitsrecht  an  herrenlosem 


**)  Freilich  nicht  immer!  Wenn  z.  B.  aus  (iemeindemitteln  Localitäten  für 
Bankfilialen,  Telegr.-Aemter  u.  s.  w.  beschatit  oder  Beiträge  dazu  geleistet  werden,  so 
vird  öfters  aor  ein  enges  Classeninteressti  mit  den  Mitteln  der  grosseren  Gemein- 
schaft bestritten,  —  eiiM'  der  hei  uns  par  nicht  seltenon  FArmcn  eines  schlechten 
CommnnisiDQS.  Dagegen  würde  z.  B.  der  Beitrag  von  Handelskammern  fnr  solchen 
Zweck  —  richtig  auf  die  einzelnen  Mitglieder  repartirt  —  sich  wohl  billip:on  lassen. 

**)  Dies  der  richtige  (iesichtspunct  —  bei  vielen  üebertreibungeu  in  der  Folgerung 
dnniii      In  den  Steoerdwoilen  der  deotscben  liraOiiadleijsehen  YoUnwirdie,  bes. 

Fancher's  (Staats-  a.  Comm.-Budget8,  Volksw.  Vierteljahrschr.  1863,  K.  Brann's 
(SUnts-  n.Ciem.-Stettern,  eb.  1866,  II.)  a.  A.  m.  Vgl.  Friedberg,  Best.  d.  Gem.,  S.  46  ff. 

**)  Eine  von  der  liberalen  Wirthschaftsschule  mit  Tn rei  ht  bekämpfte  Entwicklunfc. 
S.  d.  i877er  Yerhandl.  über  die  Communalst.fr.  auf  d.  Berl.  Congress  u.  mein  Kcferat, 
bes.  S.  15  (dsr  Sepir.-Aasg.)  betr.  die  Rechtfertigung  des  Ansdraeks  ,,Communismns" 
nnd  darüber  ancb  meine  Gnindlegnng  §.171.  Ich  halte  es,  im  ünioiBchied  v<m 
vielen  „Kathedersodalisten",  nicht  für  richtig,  den  Vororth^iloTi  der  srrossen  Menge 
das  Zngeständniss  zu  machen,  einen  richügeu  n.  bestimmten  Ausdruck,  der  die  Sache 
deckt,  zn  Temeldeii,  unter  dem  ftbclieii  Toisebea,  mnn  soBe  siebt  „pforecireiuie** 
AnsdrOok«  biandheo. 
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Vermögen.^)  DarUber  flind  hier  im  Anhang  zur  Lehre  von  den 
Gebtthren  noch  einige  Bemeifamgen  erforderlich.') 

Ein  heztlgfiehes  HoheitBrecht,  wonaek  heirenlose  Qlitei;  ans- 
sohliesslieh  an  den  Staat  oder  an  seinen  finansiellen  Repiitoentanten, 

das  Aerar,  bez.  an  den  Fürsten  und  seinen  Fiscus  fallen  oder  wo- 
nach wenigstens  dem  »Staate  ein  Antheil  am  Werth  solcher  Gtiter 
gebührt,  findet  sich  sehr  allgemein  in  verschiedenen  Rechtssystemen, 
vom  Altertham,  durch  das  Mittelalter  bis  in  die  Gegenwart^) 
£in  solches  Vorrecht  ist  auch  sachlich  gut  begründet^  was.  keines 
näheren  Bewdses  bedarf.  Die  finansielle  Bedentang  desselben 
hängt  wesoitlicfa  von  dem  Umfang  ab,  welchen  die  Beektsordnnng 
dem  Begriff  „herrcDloses  Vermögen'^  giebt;  femer  Yon  den  Reefats- 
ansprtiehen,  welche  sie  dritten  betheiligten  Personen,  z.  B.  den 
Findern,  ersten  Occupanten,  den  Grundcigenthümern,  an  diesem 
Gute  gewährt;*)  endlich  von  der  Theilnabme  an  diesem  Gute, 
welche  Anderen,  insbesondere  öflfentlichen  Körpern,  wie  Gemeinden, 
milden  Stiftungen,  neben  oder  statt  des  Staats  eingeräumt  wird.^) 
Die  practische  Bedeutung  des  Bechts  wird  auch  von  allgemeinen 
Zeitp  and  Landesverhältnissen  mit  bedingt,  z.  B.  in  Betreff  des  Er- 
trags vom  Schatzfinden.^ 


')  Kau-Wagner,  Fin,  l.      116;  Wagner  I,  §.  147  am  Schluss. 

*)  Kau  erwähnte  die  Emualiuie  kurz  in  Fin.  I,  §.  84,  auch  237  Note  b.  Voll 
Malchus  I,  §.  31,  S.  145.  Umpfenbacli,  Fin.  II,  §.  155—159  pass.  Stein,  Fin. 

S.  A.  S.  223:  „Erwerb  darch  Anfall". 

^  Aus  dem  röin.  Recht  erehören  hieher  die  BestimmnngoD  über  bona  vacantia, 
erblose  Güter,  die  nach  d.  L.  Julia  an  d.  Aerar,  später  an  d.  Fiscus  fielen  (Puchta, 
Instit.  §.  S27);  Uber  Anthell  des  Fiscus  an  dem  geflmdenoi  Sehets  (diennrus),  (ob. 
§.  291).    Im  älteren  deutschen  Keclit  das  ursprttngl.  ][9nigl.,  später  landesherrl. 

Recht  auf  erblose  Gtiter,  der  Antlieil  des  (ierichtshcrm  an  p-efundenen  Sachen,  Vor- 
schriften Uber  den  Schatz  (s.  Bescler,  J).  Priratrecht,  §.  150,  §.  89).  Ans  modernen 
Rechfen  z.  B.  die  sehr  eingehenden  Bestimmungen  des  prenss.  Ltndreelits  üMet 

erblose  Verlassenschaften,  Th.  II,  Tit.  10.  Abscbn,  2,  über  jiefundene  Sachen,  Th.  I, 
Tit.  9,  Abschn.  2,  tlber  den  Schatz,  Th.  1,  Tit.  9,  Abscbn.  3  §.  ^5,  88,  102,  103. 

*)  Genaue  Bestimmungen  darüber  bes.  beim  Schatze,  so  im  röm.  Recht,  wo  die 
fiscalische  Tendenz  zeitweise  sehr  "^ur  Geltung  kam.  Unterscheidung,  ob  zufällig 
gefanden  eder  absiditlicli  gesucht  irird;  in  letztefem  Fkll  Terwiiknng  der  Bechte  des 
Finders ;  dann  ünterscheidong,  ob  auf  eigenem  oder  fremdem  Boden  gefunden  u.  s.  w,  * 
Antheil  des  Fisrns  wechselnd ,  zeitweise  alle  Schatze  dem  Fiscus  vindicirt.  Durch 
Bcstimmuuj^  Hadrian  s  erhielt  der  Eigonthumer  des  fremden  Bodens,  auf  dem  d.  Schatz 
'gefunden,  —  Princeps  od.  Statt  Stadt  od.  Prir.pers.  —  die  Hllfte;  nnter  Theodosins  I. 
ein  Viertel.   Pnchta,  Instit.  II,  68".  fT. 

'')  Gewährung  von  Antheilcn  am  Kundgewinn  bei  Funden  hühercn  \\'ciths  an  die 
Armeucasse  des  Orts  im  Preoss.  Landrecht,  Th.  I,  Tit  9,  §.  45,  40.  Erblose  Ver- 
lassenschaften nach  deutschem  Particularrecht  Öfters  allgemein  oder  in  gewissen  Fällen 
an  die  Stadtgemeinden. 

*)  Grosse  Bedentang  in  der  sp&teren  Zeit  des  lOm.  Weltreicbs,  im  Mittdalt)Hr;  A 
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Erbloso  Yerlassönsckftftea.  1^ 

§.  327.  Dief  wichtigsten  hierher  gehörigen  Fälle  sind: 
1)  £rblose  Verlasseuschafteu.  Sie  fielen  und  ÜaUen 
regelmäsaig  dem  Staate  oder  seinem  Vertreter  (Fürstea)  %ü,  ana- 
nabmsweise  naeh  Gewohnheitsreelit  oder  Pii?üeg  andereo,  wie  dem 
Geriohtdierniy  der  Gemeinde^  wdeher  der  frühere  Eigeatiitlmer  an- 
gehOrti^  <idcr  er  ,wehnto|  der  Armencasse  n*  dgL  m.  Die  Hohe 
des  Ertrags  hängt'  hier  gans  besonders  ron  der  Gestaltung 
des  Erbrechts  ab.  Wo  namentlich  die  gesetzliche  lutestaterb- 
folge  eine  auf  einen  gewissen  Kreis  näherer  Blutsverwandten  be- 
schränkte ist,  wie  z.  B.  im  ähcrcn  deutschen  Erbrecht,  steigert  sich 
die  Bedeutung  dieses  Bechts  des  Staats  wesentlich.^)  Eine  solche 
Beschränkung  kann  socialpolitiseh  and  nationalökonomisch  reoht 
wohl  gebilligt  and  selbst  gefordert  werden,  wie  dies  nenerdings  auch 
mehr&ch  gesohehen  ist.  Die  ganze  Frage  h3lngt  aber  mit  der 
Frage  der  €Maltang  des  firbreehts  zusammen,  wetehe  in  der 
„volkswirthschaftlichen  Grundlegung"  principiell  zu  erörtern  ist. 
In  finanzwissenschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Frage  auch  mit  dem 
Systeme  der  Erbschaftssteuern,  das  freilicli  selbst  wieder  in  Ver- 
bindung mit.  der  Regelung  des  Erbrechts  gebracht  werden  muss, 
in  Beziehung  zu  setzen  und  wird  daher  besser  im  folgenden  Kapitel 
im . Absefanitt  von  der  Erbsehaitssteaer  erledigt^)  Finanzidi  kami 
dk  Ehmahme  ans  erUoseii  Verlassensehaften  bei  der  Tollends  in 
der  modernen  Welt  tnlilisigen  engeren  Besehrftnkang  des  Intesta^ 
erhrechts  recht  wichtig  werden,  während  sie  jetzt  meist  sehr  un- 
bedeutend ist.-')  Der  Anfall  an  den  Staat,  statt  an  die  Ge- 
meinde, Armencasse  u.  s.  w.,  erscheint  gerade  in  der  Gegenwart 
als  das  principiell  Richtigste.  Die  grundsätzliche  Verwendung  der 
Einnahme  zu  gesetzlich  bestimmten  Zwecken  ist  wenigstens  bei 
bawegliohem  Vermögen  (inoL  Forderangen  n.  s.  w.)  nicht  passend. 

*  4 

^)  Vgl.  Beseler,  I).  Privatrecht,  §.  150. 
'   ^)  Vgl.  bes.  V.  Scheel,  Erbrcchtsref.  u.  Erbschaftssteuern,  2.  A.,  Jena,  1877. 
Auch  Umpfenbach,  d.  Volkes  Erbe,  Beri.  1874. 

*)  Im  prea88*  Etat  für  1877 — TS  ist  eine  Einnahme  r.  116,620  M.  aus  herren- 
losen Erbschaften  veranschlag t.  Die  Stadt  Berlin  bezog  aus  herrenlos.  Erbsch.  1875 
13,446  M.,  mit  35C6  M.  Ausgabe,  1876  2962  M.  sogar  mit  9210  M.  Au%abe,  also 
Deficit  (Stat.  Jahrb.  t.  Berl,  4.  Jahrg.  1878,  S.  226).  In  Frankreich  nach  Kau 
1859  700,000  Fr.  {jp-össerer  Umfang  dieses  Erbrechte  des  Staats»,  iii  Relgi.-n  1853—57 
64,000  Fr.  —  Früher  bestanden  niitiinter  Einriehtun'^en,  die  die  Einnahme  f.  d.  Staat 
bedeutender  machten,  so  das  Hagestolzenrecht,  wonach  gewisse  gesetzliche  Erben  der 
Hagestolzen  zu  Goosten  des  Staats  ausgeschlossen  varen;  das  Erbrecht  des  Fiscns  an 
dem  Kachlass  des  im  Lande  reistorbencn  Fremden  (das  später  sogen.  Albannsreclit, 
droit  d'aubaine),  u.  an  Stelle  der  uneheL  Kinder  („Bastardfall").  S.  Zöpfl,  Rechtsgesch. 
III,  239,  263.  -rrr  .Von  ?iel  grösserer  Wichtigkeit  war  in  der  Zeit  der  Lehensrerfassung 
d«r  8lUdiiüP.d«»£d9iiBBm'flMi.  KOnig    s.  w.,  bei  bescbr&nkter  Sacceaaion  in  die  Lehen. 
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Vielmehr  hat  die  Einnahme  zur  ordentlichen  zu  zählen  und  ist  ftir 
die  Deckung  der  laufenden  allgemeioen  Ausgaben  verwendbar. 
Bei  Anfall  von  Orundyennögen  Hessen  sioh  gesetzlieli  bettinmte 
Verwendungszwecke  eher  Tentiliren.^^) 

2)  Gefnndene  bewegliche  Sachen,  ^dos.  Metall-  and 
Pai^ergeld,  Banknoten,  anf  den  Ueberbringer  lantende  .Werfli* 
papiere  n.  dgl.);  deren  Eigenthllmer  nicht  wieder  zu  ermitteln  ist 
Vielfach,  und  mit  Recht,  besteht  hier  eine  Pflicht  für  den  Finder, 
den  Fund  bei  einer  Behörde  anzuzeigen.  Der  Fund  pflegt  dann 
dem  Finder  zuzufallen,  aber  öfters  hat  der  Staat  den  Anspruch 
auf  einen  Antheü  am  Werth  oder  der  Staat  gewährte  der  Gemeinde, 
einer  Stiftung  n.  s.  w.  einen  solchen  Antheii:  im  Priaeip  wird  sich 
dies  fechtfertigen  lassen.  Aber  von  grosser  practischer  Bedentong 
ist  die  Sache  nicht  und  kann  sie  nicht  wohl  seini  da  der  Antbeil 
des  Finders  nicht  sehr  yeningert  werden  darf,  am  die  TwfaeiBi- 
lichung  des  Funds  nicht  zur  Regel  zu  machen. 

Aehnliches  gilt  von  dem  zeitweise  practisch  wichtigeren  Fall: 

3)  dem  Schatz  finden.  In  rechtsunsicheren  Zeiten  und 
Ländern  wird  oft  in  grossem  Umfange  „thesaurirt^^,  d.  h.  Gtiter 
hohen  specifischen  Werths,  besonders  Metallgeld,  Schmuck,  Oerath 
ans  edlem  Metall  wurd  vergraben  n.  s.  w.  Das  Wiedcvanffinden 
solcher  „Schatze''  durch  Dritte  erfolgt  daim  dueh  Zafall  oder  selbst 
durch  planmässiges  Naehfonchen  später  vielfach.  Nidit  selten  ist 
hier  vom  Rechte,  wie  dem  Eigenthflmer,  auf  dessen  Boden  der 
Schatz  von  Dritten  gefunden  wurde,  so  auch  dem  Staate  ein  An- 
theii zugesprochen  worden:  im  Princip  ebenfalls  wohl  zu  billigen, 
meist  auch  eher  durchzuführen,  da  sich  das  Schatsönden  nicht  so 
leicht  verheimlichen  lässt.^^) 

4)  £ndlich  könnte  noch  ein  specifisch  moderner  Fall  hierher 
zählen:  der  Gewinn  ans  Papiergeld  und  Banknoten, 
welche  bei  derEinrnfung  nicht  znrltck  kommen  und  nach 
einem  Prilclnsivtermine  werthlos  werden.  Öiese  Scheine  lantmi 
auf  den  Ueberbringer  und  dienen  an  Stelle  der  Mtlnze  als  Um- 
laufsmittel. Regelmässig  geht  davon  ein  Betrag  verloren,  besonders 
von  den  kleineren  Werthgrössen.  Diesem  Betrag  entspricht  ein 
Activom  des  Emittenten,  das  dadurch  disponibel  wird,     B.  bei 


Vgl.  die  weitgreifenden  Pläne  von  Umpf«Abtc]i  ttber  ■  YflliFeildimg  dei 
£itrag8  an  Erbschaftsabgaben  in  „des  Volkes  Erbe". 

^)  S.  die  sehr  casuist  Bestimmongen  des  preoss.  Laadieohts  a.  a.  0. 

^  S.  die  Reaänm,  d.  iQn.  BechtB  q.  des  jfismm,  Ludnclilii  (obaa  Note  S  8. 4)i 
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einer  Bank.  Es  liesse  sich,  zumal  bei  dem  System  der  Verleihung 
des  Rechts  der  Notenausgabe  an  Banken  Seiteas  des  Staats  —  im 
Unteracbied  vom  System  der  Bankfreibeit  —  nach  der  Function 
dieses  Umlanfsmittels  im  öffentliehen  Verkehr  recht  wohl  billigen, 
dass  dieser  Gewinn  gesetzlieh  dem  Staate,  nieht  dem  privaten 
Emittenten  (der  Actienbank  n.  b.w.)  zufiele:  das  Aetivnm,  welches 
der  Note  zur  Deckung  diente,  ist  durch  Verlorengehen  der  Note 
gewissermassen  „  herrenloses Gut  geworden.  Unter  Umständen 
kann  der  Gewinn  bedeutender  sein.*^) 

Auch  hier,  wie  in  den  anderen  Fällen,  zeigt  sich  daher  der 
Znsammenhang  der  Einnahme  aus  herrenlosem  Vermögen^^  mit  be^ 
stimmten  Normen  des  Privatrecbts  ttber  die  Eigentbamsordnnog  n.  s.w. 

§.  328.  Abweichend  von  diesen  Fällen,  aber  doch  verwandter 
Art  ist  schliesslich  noch 

5)  Das  Heim  fallsrecht  (richtiger  gerade  hier:  das  An  falls- 
recht) ^'*)  des  Staats  und  anderer  öffentlicher  Körper,  wie  der  Ge- 
meinde, in  Bezug  auf  Anstalten  und  Unternebmungen,  welche  aus 
Privatkapitalien  hergestellt  worden  sind,  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeitiristy  —  ohne  Entschädigung  oder  gegen  eine  im  Voraas  be- 
stimmte, hinter  dem  Werth  zurückbleibende  Entschädigung  Es 
bandelt  sich  hier  am  Anstalten,  welche  zweckmässig  in  den  Händen 
des  Staats  n.  s.  w.  sich  befinden,  aber  ans  technischen,  ökonomischen, 
finanziellen  Grttnden  von  der  Priratwirthschaft  (Gesellschaft)  er- 
richtet nnd  eine  Zeit  lang  betrieben  werden,  —  etwa  so  lange,  um 
das  hineingesteckte  Kapital  mit  einiger  Sicherheit  aus  den  Betriebs- 
tlberschtlssen  amortisiren  zu  können.  Dergleichen  Fälle  sind  auch 
früher  wohl  schon  vorgekommen,  z.  ß.  bei  Brtlcken.  Eine  grosse 
practische  Bedeutung  hat  ein  solches  Recht  bei  Verkehrsanstalten, 
besonders  bei  Eisenbahnen,  in  den  nächsten  Menschenaltern, 
kraft  des  bezüglichen  Vorbehalts  in  den  Concessionsnrknnden  der 
Priyatbahngesellschaften.  Von  der  Zweckmässigkeit  dieses  Vorbe- 
halts Ist  schon  im  1.  Bande  geredet  worden.^')  Aehnliche  Be- 
stimmungen lassen  sich  in  gleichfalls  passender  Weise  in  Bezug 
auf  locale  Anstalten  für  gewisse  Gemeinbedtirfnisse  treffen:  auf 
Pferdebahnen,  Wasserversorgung,  Gasfabriken,  auch  ganz  allgemein 


")  S.  A.  Wagner,  Syst.  d.  Zettolb.polit.  S.  59,  593,  675.  Bei  d.  preilSB.  Prifftt- 
baukcn  ist  dieser  (icwinn  fdr  inildthuti^;c  Zwecke  zu  vcrvrcndcn. 

**)  Von  Steiu  in  Bezug  auf  d.  Eiseubabneu  erwiümt  S.  224,  ohne  dasa  weitere 
Comeqnenzen  dinos  gezogen  werden. 

^)  &  Bau- Wagner,  Bin.  I,  §.  240  vu  Note  e,  Wagner,  Fin.  I,  §.  252  n.  Note  77. 

A.  Wagner,  FinaninrlsMiMoluiift.  If. 
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auf  gewisse  grössere  Gebäude.  Es  darf  wohl  angenommen  werden, 
dass  gerade  solche  Verhältnisse  in  nicht  ferner  Zukunft  immer 
häufiger  werden.  Neben  der  grossen  finanziellen  Bedeutung  für 
den  Staat,  die  Gemeinde  u.  s.  w.  hat  dies  auch  eine  nicht  geringe 
socialpolitiBehe  und  volkswurthselialtiiehe  Wkhtigkeit,  indem  aber- 
mals das  priTatwirthBobalUielie  Gebiet  durch  das  gemeinwirthsohaft- 
liehe  und  das  Privatfcapital  und  damit  yerbundenes  Pri?at-Qrund- 
eigenthnm  durch  „öffentliches  Eigenthum''  in  grösserem  Maasae 
ersetzt  wird.*^) 


Auch  hier  daher  wieder  der  enge  Zasaramenhang  zwischen  Finanzfragen  und 
den  allgemeinsten  Fragen  der  Tolkäwirtbschaftiicben  Organisation  und  Bechtsordnang. 
YgL  Wagner,  Grandleg.  8.  Kap.  AlMchii.  1,  4.  Kap.  Abschn.  3,  S.  Kap.  §.  807,  868. 

Im  Verkehrswesen  lässt  sich  der  Uebergang  von  der  PriFatantemehmung  zur  öfTcntl. 
Unternehmung  u.  von  dieser  zur  öffentl.  Anstalt,  nach  der  Terminologie  von  Sax,  mit 
dieser  Einrichtung  eines  Anfallsrechtä  in  Verbindung  bringen.  Vgl.  Sax,  Verkehrs- 
mittol,  I,  SO  £ 


V 
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Zweites  Kapitel 
Die  Besteuerang. 

Oiientiiende  Yorbemeikmig  und  LitdiatarDachveis. 

Die  Besteuerung  ist  der  wichti^te  und  schwierig:ste  Theil  des  neneren  Finanz- 
wesens geworden.  Dem  entspricht  ihre  Stellung  in  der  Finanzwissenschaft  und  in  der 
Literatur.  Da  sie  sich  mit  den  vcrschiedeosteu  Verhältnissen  des  Volks-  und  Staats- 
lebens  berahrt,  so  bietet  sie  auch  die  foscliiedaisten  Seiten  der  BetFulitnn|f.  Die 
Literatur  (Iber  sie  ist  daher  nicht  nur  eine  ausserordentlich  grosse,  sondern  auch  eine 
sehr  verschiedenartige,  in  eine  Reihe  von  Wissenschaften  hinübergreifende  oder  aus 
diesen  herrührende.  Znr  finanzvissenschaftlichen,  bez.  nationalökonomi- 
schen tiitt  die  rechtsphilosophische  und  theoretisch-politische  Literatur 
über  Besteuenin^.  Daran  reiht  sich  die  geschichtliche,  statistische,  finanz- 
rechtliche in  Bezug  auf  das  Steuerwesen  einzelner  Zeiträume  und  Länder.  Die 
allgemein 0  Literatur  über  die  gesammte  Besteuerung  als  Theil  des  Finanzwesens 
wird  durch  die  monographische  eiglnzt.  Die  Specialliteratur  über  einzelne 
Stenern  tritt  hinzu,  in  welcher  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Dinge  ein  Eingehen 
auf  die  allgemeiaeren  und  principiellen  Fragen  meist  nicht  zu  vermeiden  ist.  Keichstes 
Material  enthalten  die  neneren  Regierungsvorlagen  über  Steuern,  mit  ihren 
Motiven,  die  Commissionsberichte  und  die  Verhandlungen  der  parlamentarischen 
Körper.  In  Summa:  eine  unübcrwältigbare,  kaum  überschaubare  Literatur,  die  nur 
eigene  nmiassende  Bibliographie en  einigermassen  vollständiger  znsammenstellen 
können.  Diese  feUoi  aber  taidier. 

Auch  nur  als  solche  bibliographische  Hilfsmittel  empfehlen  sich  die  in 
Wagner,  Fin.  I.  S.  44,  45  genannten  Werke.  S.  1)03.  d.  Katal.  d.  Biblioth.  d. 
K.  Statist.  Bur.  zu  Berlin,  Abth.  I,  Berl  1874,  S.  d34  lt.,  543  ff.  n.  die  jetzt  erschienene 
Abth.  II,  Bei].  1879,  „nach  Staaten  geordnet",  wo  bei  den  dnzehen  Staaten  n.  d. 
R.  ..Finanzwissensch.''  die  betreC  Finanz-  u.  Steuerliter,  angeführt  ist,  aus  der  neuesten 
Zeit  wohl  ziemlich  vollständig.  Ein  brauchbares  bibliogr.  Werk  ist  auch  für  die 
gesammte  Steuerliter.  Kletke,  Lit  üb.  d.  Fin.wes.  d.  preuss.  Staats,  3.  A.,  Berl. 
1876.  Sonst  ist  für  die  Bibliogr.  d.  Besteuerung  auf  die  meisten  Lehr-  u.  Hand- 
bflcher  über  Finanzen  und  Steuern,  älterer  wie  neuerer  Zeit,  zu  verweisen,  welche 
gewöhnlich  die  Haoptschrifien,  dann  etwas  Tollstftndiger  ihre  zeitgenfleasche  Litezatur 
zosammeustellen. 

Darauf  muss  sieh  nothwendig  auch  dieses  WeA  beeehiliikeB,  wobei  an  diewr 
SteUe  für  einen  grossen  Theil  der  Literatur  auf  die  „Bibliographie  der  Finanz- 
wissenschaft" im  1.  B.  verwiesen  werden  kann.  Vgl.  den  1.  B.  der  Wagner'- 
schen  Neubearbeitung  von  Raus  Fin.wis3.  S.  25  ff.  u.  bes.  die  2.,  als  selbständ.  Werk 
beariwlt  Aufl.  S.  45  £  Seitdem  ^e  dortige  ZusammensteUung  gemacht  wurde  (Anfang 
1877),  ist  nur  wenig  Neuerschienenes  hinzuzufügen.  Doch  ist  hier  der  Ort,  auch  über 
einige  der  dort  genannten  Schriften  einige  orientirende  Bemerkungen  in  Bezug  auf 
ihre  Bedeutuog  für  die  Steuerlehre  zu  geben.  Sonst  handelt  es  sich  hier  darum,  die 
fHdieie  ZusammensteUung  nach  der  Seite  spedell  der  Stenerlitentw  ra  erglosen; 
femer  über  die  m.  E.  richtige  Behandlungsweise  der  Steuerlehre  zu  orientiren. 
Auch  was  in  letzterer  Hinsicht  za  sagen  ist,  fügt  sich  an  die  einzelnen  Zweige  der 
Literatur  passend  an. 
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I.  Die  Steuerlehre  ia  den  allgemeinen  Werken  Uber  Politische 
Oekonomie  uberhaiipt 

S.  Rau,  5.  Aufl.,  I,  21,  Ran- Wagner  I,  25,  Wagner  I.  45.  Bei  tlem  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  vorhandenen  Mangel  einer  selbständigen  Ausbildunt?  und  iiter. 
Behandlung  der  Finanzwissenschaft  in  der  fremden  Literatur  ist  natüiiich  auch  die 
StoQerlehre  zu  kniz  gekommen.  Der  einseitig  indiridnalistische,  wenig  staats- 
freundliche Standpunct  der  physiokrat-Smith'schen  Nat.-Oekon.  hinderte  vielfach 
die  volle  u.  richtige  principiello  Würdigung  der  Besteuerung.  Doch  sind  die  volks- 
"wirthschaftl.  Wirkungen  der  Steuern,  die  Fragen  betr.  Wahl  der  Steuer<iuelle, 
UebenrSlzong  gut  behandelt  worden  (Bicardo)  und  die  AnfiteUnng  sogen,  oberster 
Stenerprincipien  hei  A.  Smith,  —  obwohl  eigentlich  nur  theils  theoretisch  selhst- 
Tentaudliche,  bloss  practisch  schwierig  zu  verwirklichende  Klughcitsregeln  in  Bezag 
auf  die  Stenerverwaltung,  theils  Gerechtigkeitspostulate  nach  den  Anschauungen 
und  dem  sich  bildenden  Steuerrecht  der  „staatsba^rilchen**  Periode  (s.  u.  d.  ynbem. 
zum  2.  Hauptabschn.),  —  haben  einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  die  Steuerlehre  aus- 
geübt So  ist  doch  auch  hier  an  Smith  (wealth  of  nat,  bes.  B.  Y,  Kap.  2,  Abth.  2, 
Asher's  üebersetz.  II,  346  ff.)  und  an  Ricardo  (princ,  c.  8 — 18,  29)  anzuknüpfen. 
Darüber  ist  aber  die  fremde  Und,  wenigstens  bis  auf  die  jüngste  Zeit,  ein  grosser 
Theil  auch  der  deutschen  nat.ökon.  u.  finanzwiss.  Liter,  (im  Wesentl.  bis  auf  Ean, 
diesen  noch  eingeschlossen)  nicht  hinausgekommen.  Den  gerade  hier,  wie  überall, 
wo  et  den  Znsammenhang  von  Staat  n.  Yolkswirthscb.  berührt,  vicd  ni  engen  Gesichts- 
puncten  iL  öfters  falschen  Grundanschauungen  von  Smith  ist  die  cnfL  v.  französ. 
Liter,  sogar  fast  sclavisch,  selbst  in  Betr.  der  formellen  Behandlimg,  gefolgt.  So 
genügt  die  Steuerlehre  des  Auslands  u.  der  älteren  deutscheu  Theoretiker  bes.  in  den 
allgemeinen  Principienpnncten  („allgemeine  Steueikliie**)  nicht 

Aus  der  iltereu  allgem.  natökon.  Liter,  ist  andi  fttr  gewtae  Puncte  der  Steuer- 
lehre  Hermann  durch  seine  Lehre  v.  Einkommen  n.  s.  w. ,  die  dann  speciell  in 
vorzuglicher  Weise  für  die  Steuertheorie  von  Schmoller  weiter  ausgebildet  wurde, 
widU^.  Hermann,  staatsw.  Untersnch.,  2.  A.,  bes.  S.  682  £;  Sehmoller,  L.  t, 
Eink.  in  ihrem  ZnsJiaug  mit  d.  Grundprinc  d.  Steuerlehre,  TQb.  Ztschr.  ]  863,  XIX,  1, 
hier  auch  Dogmengeschichtliches.  Er  knüpft  zugleich  an  eine  vortrell  liche  Arbeit  von 
Schäffle  in  d.  Deutschen  YierteJj.scbr.  1861  H.  4  an:  „Mensch  u.  Gut  in  d.  Yolks- 
wirthscb.'*, worin  ebenfidls  d.  Grondprincipien  d.  Besteller,  refidirt  werden.  8.  darttber 
Schiffle's  Note  in  SchmoUer's  Aufs.  S.  61. 

Die  mangelhafte  Behandlung  der  Besteuenmg  bei  den  früheren  nationalökon. 
Theoretikern,  noch  liau  und  seine  meisten  (auch  jüngeren)  Zeitgenossen  eingeschlossen, 
war  die  nothwendige  Folge  der  einseitig  priratwirthscbaffliolien  Anmssnng  der 
Yolkswirthschaft:  im  Grunde  genommen  eine  Identificirung  der  Volkswirthschafl  mit 
dem  privatwirthschafdichen  System.  Erst  durch  die  neuere  Staats- und  Gesellschafts- 
uud  durch  die  Y erwaltongslehre ,  daher  bes.  durch  L.  Stein,  ist  hier  auch  in  die 
Stenerlehre  eine  andere  tief<»e  und  riohtigeie  BetrMbtong  eingedmngeii.  Aber  erst 
durch  die  Lehre  von  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  und  von  der 
Gern  ein  wirthschaft,  namentlich  der  Zwangs »-eineinwirthschaft,  wie  sie  von  Schäffle 
und  mehrfach  im  Ansohiuss  au  ihn  von  mir  iu  der  „Grundlegung"  entwickelt  wurde, 
erhält  m.  £.  mit  der  ganzen  Flnanzlehre  auch  die  Stenerlehre  ihre  feste  Basis. 
Dadurcli  wird  der  Ausgangspunct  für  die  Ableitung  der  Stenerprincipien  und  für  die 
Aufstellung  des  Steuersystems  und  der  Schlüssel  für  das  tiefere  \'crständniss  der 
Steuergeschichte  gewonnen.  In  der  1.  Abtheil,  dieses  Kapitels,  in  der  „allgem.  Steuer- 
lehre** sind  daher  vielfach  auch  nur  Consequenzen  ans  den  bezügl.  prindp.  Erörterungen 
in  der  „Grundlef^ng"  zu  zielien,  auf  welche  ich  mich  für  die  ganze  Behandlung  der 
Stenerlehre  ausdrücklich  berufe.  S,  meine  Grundleg.  1.  Aull.  Kap.  3  u.  4,  bes. 
§.  IIS,  150,  154  ff.,  158,  2.  Aufl.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4,  spec.  dieselben  §§. 
Schäffle,  gesellsch.  Syst  2.  Aufl.  §.  176  ff.,  198  ii.,  274  ff.;  3.  Aufl..  passim,  nam. 
n,  397,  403  ff.;  passim  auch  im  Soc.  Körper,  so  IV,  224  ff. 

Gerado  die  Beschäftigung  mit  der  Steuerlehre  hatte  mich,  wie  ich  im  Vorwort 
tat  1.  Aufl.  meiner  Grundleg.  schon  ausgesprochen  habe  (S.  YI),  zu  der  Ueberzengung 
geführt,  dass  sich  diese  Lehre  „ohne  tieferes  Eingehen  auf  die  allgemeinen 
Principien  der  Polit.  Oekonomie"  nicht  genügend  behandeln  lasse.  In  dieser 
üeberzeugung  bin  ich  jetzt  während  der  Ausarbeitung  der  Stenerlehre  nur  auf  Schritt 
lilid  Tritt  bestärkt  worden.  Die  „Grundlegung''  wurde  von  mir  mi.t  um  der  Steuerlehre 
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Willen  vorangeschickt.  lu  ihr  liegt  daher  auch  die  Begrllndaug  für  die  principleU«ll 
Foncte  und  AnlhBrangen  im  fo^«Ildel&  Kapitel,  bes.  in  dessen  1.  Abflieil. ,  in  der 
sogen,  allgemeinen  Steuerlehre.  Nur  in  diesem  Zusammenhang  der  Steuer- 
lehre mit  der  Polit.  Oekon.  ist  es  m.  E.  möglich,  zur  Klarheit  auch  in  den  principicUen 
Controrerseu  der  Bcäteuerung  zu  gelangen  und  dieselben  zu  schlichten.  Aber  es  ist 
Tor  Allem  die  Gemeinvirthschsftslehre ,  nicht  die  Lehre  vom  privatwirthsch. 
System,  an  welche  man  anknüpfen  muss.  Jene  fehlte  der  Smith'sclien  Nationalökon,, 
deshalb  nützte  es  ihr  auch  nicht  soviel,  als  sonst  zu  erwarten  gewesen  wäre,  dass  sie 
die  Stenerf ragen  zugleich  als  nationalökonomische  Fragen  behandelte. 

n.  Die  Steaeilehre  in  den  Belbst&ndigen  Werken  Uber  Finanz- 
vissenschaft. 

Solche  sind  bis  auf  einige  neaerdings  erst  üich  mehrende  Ausnahmen  bisher 
Tomemlich  nur  in  der  deutschen  Fachliter,  rorbuiden.  8.  dieselben  an  den  oben 
S.  138  gen.  Stellen  der  verschied.  Auflagen  des  B.  1.  Uebcr  die  Frftheren  8.  Bau, 
5.  A.  I,  19,  B.-W.  Neubearb.  I,  23,  bes.  in  d.  2.  Aufl.  S.  34  ü". 

Bes.  hervorzuheben  sind  aas  der  camcralist.  Liter.per.  d.  ror.  Jahrhund.  v.  Justi 
(S.  Wagner  I,  3G)  u.  r.  Senneafels  (eh.).  Letzterer  bat  in  dem  1.  Kap.  s.  Weiks 
(  V.  Finanzsysti  m),  S.  42  ff.  d.  6.  Aufl.,  mancherlei  nodi  beute  Beachtensverthes  tiber 
Puncte  d.  aligem.  Steuerlehre  u.  über  die  Controversen  am  Beginn  der  staatshUrgorl. 
Periode;  Kap.  Y  S.  260  iL  dann  Uber  d.  einzelnen  Steuern.  Aus  der  deutschen 
flnanziriss.  Liter,  der  neueren  Zeit,  vor  Bao,  sind  die  beiden  wichtigsten  Weike  anob 
d.  Steuerlehre  v.  Jacob  s  u.  v.  Malchus'  Fin.viss.  Der  erstere  bewährt  sich 
auch  hier  als  tüchtiger  Systematiker,  nach  dem  wissenschaftl.  Standpunct  seiner  Zeit- 
genossen. Seine  allgemeine  Steuerlehre  ist  aber  diesem  Standpunct  gemiiss  dürftig 
V.  veialtet;  IL  365  fT.  (1.  A.).  r.  Malchos  ist  bier  wie  immer  der  tftchtiige  wissen- 
schaftlich durchgebildete  Practiker,  dessen  StkAe  aber  mehr  in  d.  spec.  als  allgemeinen 
§teuerlehre  liegt,    Bes.  I,  14S  ff. 

Einen  erheblichen  Fortschritt  gegen  alle  seine  Vorgänger  und  Zeitgenossen 
bezeiebnet  sn^  in  derStenerlebreBan,  in  Bezug  auf  Systematik,  in  der  Betiachtang 
der  Steuern  im  Zusammenhang  der  volkswirthscbaftlichen  Verhältnisse  und  an  Reich- 
thum des  Materials  übertrifft  er  alle  weit.  Die  eigenthümlichen  Vorzüge  Kau 's  treten 
überhaupt  wohl  in  seiner  Finanzwissenschait  noch  mehr  wie  in  den  anderen  Theiien 
seines  grossen  Lebibncbs  berror  und  die  Steneilehie  maobt  davon  keine  Ausnahme. 
Die  alte  cameralwissenschaftliche  Tradition  wirkt  ancb  hier  nach,  in  den  speciellen 
Lehren  nicht  zum  Schaden  des  Werks.  Ueberall  klare  Disposition .  einfache  Ein- 
theilongen  der  Steuern,  welche  bei  aller  Bücksicht  aui  die  Praxis  und  deren  Termi- 
nologie dodb  mit  Beebt  an  die  tieferen  Unterschiede  antailkpfen  —  so  in  der  Hanpt- 
eintheiinng  aller  Steuern  in  „Schätzungen'*  und  „Aufwandssteuern",  statt  in 
„directe"  und  „indirocte",  worin  unten  im  Text  Kau  im  Wesentlichen  beige- 
stimmt wird  — ;  uberall  nüchtern  verständige  Auäleuisung.  In  formeller  Hinsicht  ist 
die  Bsn'sche  Stenerlebre  hier  noch  bente  ein  Muster  und  im  speeieUen  Theil  bietet 
sie  auch  in  sachlicher  Hinsiclit  noch  immer  viel  Werthvolles. 

Aber  die  Mängel  können  doch  anderseits  jetzt  nicht  mehr  verkannt  werden.  Es 
sind  dieselben  wie  in  Eau's  ganzem  Lehrbuch  und  wie  in  der  2^'atioualökouomie  seiner 
Blülheieit,  in  den  1820er  bis  50er  Jsbren,  übeibanpt  Die  bistoriscb-relative 
Betrachtungsweise,  die  Einsicht,  dass  auch  die  Besteuerung  etwas  geschichtlich 
Bedingtes  ist,  dass  man  sie  nicht  überall  und  allezeit  nach  demselben  Massstab 
beortheilen  und  einrichten  kann  und  darf,  fehlt  bei  liau  noch  fast  ganz.  Diese 
Betrachtungsweise  ist  aber  auch  hier  geboten,  sie  darf  nur  nicht  dazu  führen,  Steuer- 
geschichte  und  finanzwissenschaftlichc  Sfeuerlelire  zu  verwechseln.  Sie  steht  auch 
nicht  in  Widerspruch  mit  der  Forderung  an  die  Theorie,  ein  eigenes  Steuersystem 
%afzu8tellen ,  nur  i^uss  der  historisch-  und  örtlich  relative  Oharacter.  desselben  aner- 
kannt werden.  Obgleich  nun  die  unbistorische ,  rein  rationalistische  Behandlung  des 
Stoffs  Bau  und  andere  Fachgenosseu  seinerzeit  gerade  zur  Aufstellung  eines  eigenen 
Steuersystems  folgerichtig  hätte  führen  müssen,  fehlt  doch  im  Grunde  ein  solches. 
Es  ging  hier  in  der  TlMOrie  wie  in  der  Praxis:  von  einem  wirklichen  „System** 
ist  lUcht  die  Bede.  Statt  dessen  bringt  auch  die  Theorie  nur  eine  Kritik  der  bestehen- 
den, euphemistisch  ,, System"  genannten  Besteuerung,  mit  einzelnen  Verbesserungsvor- 
schlägen. Die  Erklärung  hierfür  liegt  vor  Allem  in  der  ungenügenden  „allgemeinen" 
Steoerlehie,  der  Mangel  der  letzteren  folgt  aber  wieder  ans  dem  Fehlen  einer  Gemein- 
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wirthschaftslehre  uud  der  einseitig  privatwirthschai'tiicheu  Auflassung.  Die  eigentlichen 
piincipioneii  Streitfingeii  Dber  die  riclitlge  Stenerqnelle,  über  die  Allgemeinbeit  und 

Gif  irhinrissiglceit  der  Bestenerang,  über  den  Stenerfuss  ii.  dgl.  werden  viel  zu  neben- 
sächlich behandelt.  Wenn  auch  die  Nothwendiglieit  empfunden  wird,  gerade  in  einer 
wissenschaftlichen  Lehre  fou  der  Besteuerung  den  Zusammenhang  der  Steuern, 
da»  yerbiltniBS  gegenseitiger  Ergänzung  ond  des  Ersatzes  za  beachten,  so  werden 
daraus  doch  keine  wesentlichen  practisclien  Folgerungen  in  Bezog  auf  das  Steuer- 
system, die  Wahl  und  Einrichtung  der  einzelnen  Steuern  gezogen.  Hier  bleil»t  viel- 
mehr Alles  kritische  Paraphrase  der  Praxis,  deren  Mängel  wohl  erkannt,  aber  wieder 
nioht  genügend  aus  den  massgebenden  Verhältnissen  enlArt  werden.  Die  allgemeine 
Steuerlehre,  welche  in  ihrer  zu  knappen  Beschränkung  auf  die  Hinstrllung  vielfach 
strittiger  Sätze,  mit  Umgehung  mancher  eigentlichen  Streitpunkte,  auch  .iusserlich  in 
einem  gewissen  Missverbältniss  zu  der  specicUen  Lehre  stehen  möchte  (in  d.  5.  Aufl. 
I,  383  — 44G,  letztere  II,  1  —  316),  genügt  daher  wohl  in  keiner  Weise  mehr.  Ich 
habe  daraus  fast  nichts  in  mein  Werk  lienibcr  genommen  und  meiner  üeberzeugnng 
nach  nicht  anders  verfahren  kOnnon.  Auch  in  der  spcciellen  Steuerlehre  sind  es 
nicht  die  principiellen  Erörtemngen,  sondern  die  steuertechnischen  Einzel- 
heiten und  das  fieissig  und  sorgsam  gesammelte  Material,  lA  denen  m.  E.  gegen* 
wSitig  noch  der  Haui)t\vcrth  des  Ivau'schen  Werks  liegt. 

Unter  den  früher  im  I.B.  angefahrten  deutschen  allgemeinen  ünanzwissenschaft- 
Hchen  Werken  der  50er  und  60er  Jahre  sind  neben  Ran  noch  Umpfenbach  nnd 
V.  Hock  hervorzuheben  und  Bcrgius  nnd  Pfeiffer  zn  nennen.  Umpfenbach's 
Lehrbuch  ist  auch  in  den  Absclinitten  von  der  Besteuerung  ein  brauchbares ,  klar 
geschriebenes  Compendium,  das  zwar  im  Ganzen  in  den  Grundanschauungen  mit  Rau 
Obereinstänmt,  dessen  stofflichen  Beichthum  es  gar  nicht  erstreM,  in  einigen  Pnncten 
aber  doch  schon  zu  mehr  principieller  Behandlung  fortzuschreiten  sucht,  namentlich 
in  d.  Abschn.  I,  102 — 171,  von  den  „alliremcincü  Tirundsätzen".  —  v.  Hock's  „öffentl. 
Abgaben  und  Schulden"  sind  mehr  als  eine  Monographie  der  allgemeinen  Steuerlehre, 
sie  bringen  die  Bestenemng,  wie  die  finanzwissenschafklichen  Weite,  in  Znsammen- 
hang mit  dem  ganzen  Einnahmewesen,  üeberall  verräth  sich  der  grosse ,  wissen- 
schaftlich durchgebildete  und  deshalb  die  Theorie  achtende  Practiker.  Auch  wenn 
man  Hock's  Steuersystem  nicht  ftlr  richtig  hält,  kann  man  nicht  leugnen,  dass  hier 
wenigstens  ein  beachtenswerdier  Yersnch  mr  AnfeteUnng  eines  eigraen  theoiet. 
Steuersystems  vorliegt,  der  vor  Stein  eigendich  bei  allen  Finanztheoretikem  fehlt 
Viel  Vorzügliches  bieten  die  Erörterungen  Uber  die  Steuerprincipien ,  dann  bes.  tlbcr 
V'erhältnisse  der  Steuerverwaltung.  In  letzterer  Hinsicht  verdanke  ich  ihm  manche 
Belehmng  nnd  kenne  kein  rorzttglicheies  wissenschaftl.  Finanzwerit  über  solche  Pnncfe. 

In  Bergius*  Fin.wiss.  ist,  wie  überhaupt,  so  auch  in  der  Stenerlehre  von  einem 
System"  keine  Rede.  Die  allgemeinen  Erörterungen  im  Anschluss  an  Smith  nnd 
Mill  (2.  Auil.  S.  404)  sind  höchst  dürftig,  die  einzelnen  Steuern  gehen  beliebig  durch- 
einander, der  Standpunkt  ist  der  des  extremen  nörgelnden  Manchesteithnms.  Aber 
die  Hineinflechtung  der  Kritik  preuss.  Steuerverhältnisse,  mit  manchen  richtigeiL 
Bemerkungen  neben  viel  Einseitigkeit  des  ürtheiis,  giebt  dem  Buch  doch  einen  gewissen 
Werth.  —  Pfeiffer 's  „Staatseinnahmen"  behandeln  im  B.  2  in  derselben  plan- 
popnlftren  Weise  nach  dem  Standponct  des  ölmnomischen  n.  poiitischai  Liberaliflmns 
vulgaris  die  Besteuening.  vrln  im  1.  B.  die  anderen  Einnahmen.  Im  Einzelnen 
manclics  Brauclibarc,  auch  im  Material,  im  Ganzen  aber  ohne  eigentliche  wissen- 
schaftliche Selbständigkeit. 

Der  weitaus  bedeutendste  wiisenscbafiliehe  Fortschritt  der  ganzen  Finanzwissen- 
schaft und  speciell  der  Steuerlehre  über  Rau  hinaus  knüpft  sich  an  L.  v.  Stein  an, 
dessen  „Lehrbuch  der  Finanzwissensch,  für  Staats-  und  Selbstverwaltung.  Mit  Ver- 
gleich der  Liter.-  und  Finanzges.geb.  v.  Engl.,  Frankr.,  DeutschL,  Oesterr.,  Russl.  u, 
Itdien'*  nunmehr  bereits  in  4.  Aufl.  (jetzt  in  2  Bänden,  Lpz.  1878)  vorliegt  loh 
kann  nicht  umhin,  in  sehr  vielen  einzelnen  und  manchen  Ilauptpunctcn  v.  Stein  abzu- 
weichen und  gegen  viele  seiner  willkürlichen  Gonstructionen ,  Detiuitionen,  Ein- 
fheilungen  u.  s.  w.  zu  polemisiren,  in  der  Steuerlehre  wie  in  den  vorausgehenden 
Abschnitten  der  Finanzwissenschaft  Um  so  mehr  möchte  ich  hier  ausdrücklich  her- 
vorheben, dass  ich  Steins  „Finanzwissenschaft",  diese  als  Ganzes  betrachtet,  mit 
voller  üeberzeugnng  den  weitaus  höchsten  £ang  in  der  gesammten  wissenschaftlichen 
Finanzliteratur  bereitwillig  einr&nme.    I^n  Mit  hier  die  Finanzwissenschaft  in  dem- 
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selbea  Maasse  and  in  Folge  derselben  Methode  und  Auffassang  über  Kau  hinaufl 
gebvadit,  irie  die  Innere  Venraltungslehre  über  B.  v.  Mohl.  Sein  Lehrbuch  der 
Finanzwissenschaft  reiht  sich  würdig  seinem  bedeutendsten  Werke',  der  Verwaltnngs- 
lehre,  an.  In  beiden  tritt  nicht  wie  in  anderen  dogmatischen  Werken  Stein's  die 
Hegd'sche  Dialectik  stOrend  herror.  In  die  Steuerlehre  hat  Stein  richtig  die  historisclie 
Betrachtung  eingeführt,  wenngleich  er  hier,  wie  sonst  so  vielfach,  im  Einzelnen  will- 
kührlich  construirt  und  über  seine  „staatsbürgerliche"  Periode  hinaus  keinen  rechten 
Fortschritt  sieht,  so  dass  seine  ganz  richtigen  Bemerkungen  Uber  das  auftauchende 
„sociale'*  Moment  in  der  Besteaerung  zu  keinem  Absehloss  ItommeB.  Er  maeht  nicht 
bloss  den  Versuch,  soiulern  ihm  gelingt  es  auch  zuerst,  ein  roUstSndiges ,  aus  dem 
\\'inhschaftsleben  abgeleitetes  Steuersystem  aufzustellen,  das  er  geistvoll  nach  allen 
Seiten  begründet.  Dies  System  enthält  wohl  wesentliche  IrrthUmer  und,  wie  so  oft 
bei  Stein,  subjectire  'WillkttdicJikeiten.  Es  bentht  anf  seiner  viel&ch  der  Bericb- 
ÜigttBg  bedürftigen  Au&ssung  der  Volkswirthschaft.  Seine  schiefe  Lehre  vom  Ein- 
kommen und  den  Factorou  seiner  Bilduiif^.  bes.  vom  Kapital  führt  hier  zu  unhaltbaren 
Folgerungen.  Aber  das  Steuersystem  Stein's  ist  aus  einem  Gusse  und  als  Ganzes 
betrachtet  trotz  dieser  Fehler  höchst  bedeutsam.  iWnMlnA  Poncte,  wie  die  Verkehis^ 
Steuertheorie,  die  von  Stein  willkührlich  als  „indirede^'  bezeichnete  Besteuerung  der 
Arbeit ,  sind  glänzende  wissenschaftliche  Leistungen ,  so  sehr  auch  hier  die  Aus- 
führungen wieder  der  Berichtigung,  Ergänzung,  Ausdehnung  bedürfen.  Bei  Stein 
erst  ist  in  Folge  der  ganzen  Anfikssong  die  „allgemeine"  Steoedehre  zu  ihrem 
Rechte  gekommen  und  der  Schwerpunct  aas  der  specieUen  Lehre  dahin  verlegt  worden. 
Die  spccicllc  lüchtung  Stein's  brachte  es  dann  mit  sich,  dass  er  das  Finanz-  und 
Steuerrecht  als  Theil  des  Yerfassungs-  und  > erwaltungsrechts  viel  mehr 
in  den  Yordergrond  schiebt  M.  E.  ffthrt  dies  leicht  zu  einer  zu  grossen  Yerdrängung 
der  finanzwissen schaftliclien  und  politisch-ökonomischen  Behandlung  der 
Probleme.  Aber  in  hohem  ^Iaas?e  dankenswertli  sind  auch  diese  Partieen,  mit  denen 
ich  iu  meinem  eigenen  Werke  am  Wenigsten  wetteifern  konnte  und  wollte.  Endlich 
hat  Stein,  zumal  in  der  letzten  Aufl.,  das  Finuus-  und  Steuerwesen  der  Selbstre^- 
waltung  mehr  und  mehr  zu  einem  integrirendcn  Glied  der  Finanzwissenschaft  neben 
den  Staatsfinanzen  zu  machen  verstanden ,  was  ebenfalls  wieder  einen  wesentlichen 
Fortschritt  gegen  die  frühere  Behandlung  bezeichnet,  dessen  phncipielie  Berechtigung 
auch  mir  unzweifelhaft  ist  (s.  Wagner  I,  §  13).  Lauter  hoch  bedeutende  Verdienst^ 
neben  denen  die  zahlreichen  kleinen  Fehler  im  Detail,  die  der  Spccialist  so  gern  und 
so  selbstzufrieden  an  Stein  rügt,  doch  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  fallen.  Meine 
eigenen  vielfältigsten  Abweichungen  von  Stein  werden  oft  genug  im  weiteren 
Verlauf  henrortreten.  Die  Weiterführang  der  Fin.wiss.  auch  über  Stein  hinaus  und 
Ergänzungen  von  Stein's  Auflassung  sind  m.  E.  in  mehr  als  einer  Hinsiclit  noth- 
wendig.  Stein  selbst  zeigt  durch  seine  vielfachen  Aenderungen  in  neuen  Auilagen, 
dass  seine  eigene  Systematik  nicht  als  endgiltige  erklärt  werden  kann.  Seine  häufige 
Polemik  gegen  mich,  bes.  in  d.  4.  Aufl.,  kann  ich  mit  bestem  Willen  selten  zutreffend 
linden.  Stein  zeigt  in  diesem  wie  in  anderen  Werken  geringe  Fähigkeit,  —  oder 
liegt  es  an  der  Neigung  imd  Aufmerksamkeit?  —  sich  in  den  Gedankengang  Anderer 
hinein  zu  versetzen,  „ünklai**  ist  «ein  beliebtestes  Sdchwort  wider  Andersmeinendc 
und  die  eigene  Meinung  bezeichnet  er  mit  Yorüebe  als  Jäiat\  während  gerade  vielen 
seiner  Erörterungen  dies  Epitheton  von  Anderen  gern  und  nicht  selten  mit  Keclit 
abgesprochen  wird.  Aber  auch  solche  Eigeuthümlichkeiten  dürfen  einem  Manne  wie 
Stein  wohl  zu  Gute  gehalten  werden.  Mich  wenigstens  kann  das  Alles  nicht  hindern, 
seine  hohen  Yeidienste  um  die  eigentliche  „Yerwissenschafdichung**  .der  Disciplin 
offen  anzuerkennen.  Stein  fordert  sehr  oft  zur  Kritik  heraus,  aber  er  regt  auch  über- 
all zum  Nachdenken  an.  £r  neigt  leicht  dazu,  alles  Wirkliche  für  vernünftig  zu  halten, 
aber  «r  verflDt  nicht  in  den  Fehler  unserer  histuiisdiai  XationalOkonomen.  Er  zeigt 
nur  den  radicalen  Doctrinärcn,  dass  das  Wirkliche  meist  einen  vemünftigeu  Kern  und 
jedenfalls  historisch  erklärliche  Gründe  hat,  mit  denen  allein  oft  es  sich  verändern  kann. 

Aus  der  fremden  hnanzwissensch.  Literatur  (s.  I,  45  2.  AuÜ.)  ist  namentlich 
ein  widitiges  und  um&88<mdes  französisches  Werk  in  neuester  Zeit  hinzu  gekommen: 
P.  Leroy-Beaulieu,  traitc  de  la  science  des  finances,  2  starke  Bände  (746  und 
606  S.),  Par.  1877,  2.  vermehrte  Aufl.  1879.  Zugleich  eine  Art  krit.  Commentar  des 
französ.  Finanzwesens,  mit  Excursen  in  handelspolit  Fragen  u.  dgl.  m.  In  die  Steuer- 
lehre  gehOit  der  HauftttheQ  d.  1.  Bands,  p.  108  ff.  Allgemeine  princip.  Erörterungen 
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Uber  Steuern  gehen  voran  und  leiten  auch  die  Abschnitte  über  die  einzelnen  Steuern 
«in.  Sie  entlialteii  viel  Treffendes«  aber  im  Ganzen  «tfaelMn  sie  tich  docli  wenig  nber 
das  Kireau  der  älteren  ähnlichen  Betnu^tnngen  von  Smith,  Say  und  ihren  Nach- 
folgern. Von  der  ..socialen"  Auflassung  der  Besteuerung  ist  kein«;  Kede  (z.  B.  bei 
der  Erbschaftssteuer,  X,  4SS),  die  Beweisführung  in  den  nationalökon.  Puncten  bewegt 
Bidi  ganz  im  CHeto  der  engen  priratwirlhscliafiL  Betiachtnng  der  ToUswirthsdiaft. 
Wßt  imd  sonst  zeigt  sich  doch  deutlich  darliaBgel  einer  prineipiellen  Erörtoong 
und  eines  umfassenden  systemat.  Aufbaus,  wonach  die  neuere  deutsche  Wissen- 
schaft strebt.  Die  reichhaltigsten  Materiaisammlungen  und  Specialunteniuchungen 
TerUeren  sonst  einen  grossen  Tbeil  ihres  Werths.  ~  In  crOsster  Korze,  aber  hiar  imd 
scharf  behandelt  die  Seneddhre  Gossa,  primi  elementl  di  sciensa  ddle  finanze,  2.  ed. 
MiL  1876  p.  52  ff, 

III.  Die  monographische  finanzwissenschaftliche  Literatur  Uber  die 
Besteaemng  im  Ganzen  und  tber  die  allgemeine  Steverlebre  oder  ikber 

principielle  Hauptpuncte  derselben.  Mancherlei  theoretisch  -  principielle 
Erörterungen  enthält  auch  die  Speciallitcr.  tlber  d.  P^inanzwesen  einzelner  Länder, 
bes.  tlber  die  sogen.  Steuerreforuifragen  in  denselben.  S.  £an,  5.  A.  I,  22  ff., 
B.-W.  I,  27  ff.,  2.  A.  I,  47  ff.,  n.  unten  nnter  Nr.  G,  5,  8.  147. 

A.  Aeltcre  Literatur  bis  auf  Rau  (meist  nach  Rau's  Zus.stell.  5.  A.  T,  3S4, 
mit  riiiiirca  verwandten  SchriftonX  lieber  manche  der  älteren  Autoren  orientirt  in 
aller  Kurze  truülich  Koscher  in  s.  Gesch.  ü.  lsat.ök.  Mehrfach  vollständigere  iVngabeu 
in  Uteren  finanzwissenseb.  Werken.  Yergl.  bes.  Uber  d.  iltere  Liter,  d.  Stenerwesens 
Ffeffinger,  Vitriarii  Institut,  jur.  p.  illustr.  III,  883.  —  Zinckc,  Cameralisten- 
biblioth.  S. 838— s6^.— Bergius,  Camer.biblioth.  S.564  (1762>.— Harl.  llandb.  1,464. 

C.  Klock,  tract  de  contributionibus,  Francof.  1655,  Fol.  (mehr  z.  deutschen  Staats- 
lecbt  als  z.  Pin.wiss.  gehörig,  so  wie  die  vielen  Dissertationen  aus  jener 'Zeit).  — 
(J.  D.  Eulner),  pract.  Vorschlä«:e .  welcher^estalt  Steuer  u.  Contribution  .  .  .  ein- 
znrichten  seien.  1721.  2.  A.  mit  Benenn,  d.  Verf.  Marb.  1741.  4*  (ohne  theor.  Unter- 
suchungen). —  C.  A.  Broggia,  trattato  de'  tribnti,  Nap.  1743  =  Class.  ital.,  parte 
antica  IV  (älteste  geordnete  Steuertheorie).  —  J.  W.  t.  d.  Lith,  polit.  Betrachtongen 
über  d,  verschied.  Arten  d.  Steuern,  Berl.  1751;  dess.  neue  Abliandl.  v.  d.  Steuern, 
Ulm  17G6.  —  (Strelin^  Einleit.  in  d.  Lehre  v.  d.  Auflagen.  Nördlingen  1778;  dess. 
Revision  der  Lehre  r.  Auflagen,  Erl.  1821  (mit  d.  Namen  d.  Verf.).  —  F.  W.  f.  Ulmen-' 
stein.  Versuch  einer  .  .  .  Einleit.  in  d.  Lehre  d.  deutschen  Staatsrechts  T.  Stenern 
u.  Abgaben,  Erlangen  1794.  —  C.  G.  Prätorius,  Versuch  über  d.  Besteuer.wesen, 
Königsb.  J802.  —  K.  Kröncke,  d.  Steuerwesen  nach  s.  Matur  u.  s.  Wirkungen, 
Darmst  1804;  ders.  AnsftthrL  Anldt.  z.  Begolirong  d.  Stenern,  GiesBea  1810,  II; 
ders.  Uber  d.  Grundsätze  einer  gerechten  Bestenerong,  Heidelb.  1819.  Kröncke 
gehört  noch  heute  zu  den  bcachtenswertheren  der  älteren  Steuertheoretiker,  s.  Uber 
ihn  Roscher,  (iesch.  S.  662.  —  de  Monthion,  quelle  influence.ont  les  direises 
espöces  d'impdts  sor  la  moraUti,  Tactivit^  et  Tindostrie  des  peuplas?  Par.  1808. 
Dratsch  T.  Zimmermann,  Glessen  1814.  —  (Hofer)  Ideen  z.  einer  leicht  ausführ- 
baren Steuerperä<ination  in  einem  Staate  wie  das  Grossherz.  Baden,  Karlsruhe  1808.  — 
D.  G.  H.  Eschenmaier,  Vorschlag  z.  einem  einfachen  Steuersystem.  Heideib.  1808.  4". 

—  Seeger,  Versnch  tber  d.  rorzttglichste  Abgabesystem.  HÖid.  1810,  2.  A.  1811.  — 
J.  P.  Harl,  Handb.  d.  Stenerregolir.  Erlangen  1814, 1816.11  (2.  Aofl.  Heid.  1^27—?). 

—  Christian,  des  impositions  et  de  leur  influcnce  sur  l'industrie  agricole,  manufact. 
et  commerc.  et  sui  la  prosperite  publ.  Par.  1814.  —  A.  Krehl,  d.  Steuersyst  nach 
d.  Gmndsitzen  d.  Staatsrechts  n.  der  Staatswirthsch.  Erl.  1816.  —  H.  W.  Grome, 
d.  Stcuerwes,  nach  rechtl.  Gesichtspunct  betrachtet.  Hildesh.  1817.  —  H.  Kessler, 
Abgabenkunde,  Ttlb.  1818.  —  A.  S.  v.  Kremcr,  Darstcll.  d.  Steuerwes,  Wien  1821,11, 
2.  nnveränd.  A.  1825.  —  A.  L.  v,  Seutter,  d.  Bcsteuer.  d.  Völker,  Speier  1828.  — 
y.  Delecoart,  dispnt  oecon.  polit.  de  tribntis  ac  vectigalibiis,  Loran.  1820.  — 
G.  K.  Tan  Hogendorp,  lettres  sur  la  prosper.  pubL  Amsterd.  1830,  II. 

B.  Literatur  der  neueren  Zeit,  während  Ran's  hauptsächl.  Wirk- 
samkeit S.  auch  Wagner,  Fin.  I  (2.  A.)  S.  46.  E.  Ph.  v.  Sensburg,  Ideen 
ttber  einig»  Probleme  im  Stenerwesen,  Heid.  1881.  —  K.  Hnrhard,  Theor.  n.  Pdit. 
d.  Besteuer.,  Göttingen  1S34.  „Ein  Handb.  f.  Staatsgclchrtc,  Volksvertreter  u.  Geschäfts- 
männer** (seichter  Smithianismiis,  tlber  ihn  trellcnd  Koscher,  Gesch.  S.  846).  — 
Ueber  verhältnij>ämääs.  Besteuerung,  oder  wie  jeder  Staatsangehörige  nach  der  Grösse 
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seiner  finanziellen  Kraft  zu  den  Allgemeinlasten  beitragen  würde.  Leipzig  1834.  — 
F.  K.  V.  Fulda,  über  d.  Wirkung  d.  verschied.  Arten  d.  Steuern  auf  d.  Moralität, 
d.  Fleiss  u.  d.  Indastiie  d.  Volks.  Stuttg.  1837.  —  J.  ti.  Uoffmaiin,  d.  Lehre  r. 
d.  Steoen«  als  Anleit.  z.  grOndL  üithdlen  Aber  d.  Steoefveseii,  mit  bes.  Bezieli.  aiif 
d.  preuss.  Staat,  Berl.  1840.  Der  ausgezeichnete  preuss.  Practiker  tritt  in  den  Einzel- 
heiten dieser  Schrift  auch  hier  hervor,  aber  die  wissenschaftliche  Bedeutung  derselben 
ist  doch  beschränkt,  die  Schrift  auch  in  ihrer  grossen  Formlosigkeit  weit  entfernt  von 
eimm  System,  vas  bei  Hoffkaann  selbst  n.  bei  seinen  Anhingem  TieUeicbt  als  Yonrog 
gilt,  aber  mit  Unrecht.  So  ist  das  Buch  doch  eigentlich  nur  eine  theoretische  Glosse 
zur  preuss,  Praxis,  oder,  wie  Roscher  treffend  urtheilt:  „lloffmann's  Finanztheorie 
ist  im  (juten  wie  im  Bösen  fast  nur  ein  Abbild  der  gleichzeitigen  preuss.  Staatspraxis.** 
(Gesch.  S.  740).  Die  dgenthOmlicbe  AnfÜMsnng  der  direotea  und  indireeten 
^Anem  als  Steuern  auf  dem  Besitz  und  auf  Handlungen  ist  gezwungen  u.  schief 
(S.  69).  Mit  der  Abneigung  gegen  die  Einkommensteuer  und  der  Vorliebe  für  eine 
nach  socialen  u.  s.  w.  Momenten  aufgelegte  Glassensteuer  (S.  140  £)  verkennt  H.  die 
Bedlirfoisse  sebes  eigenen  Zdtalteis  dnebans.  Die  Yeniifliefliing  der  Grondstener 
enthält  etwas  Kichtiges,  ist  aber  zu  pebsimistisch  und  übersieht  wesentliche  Puncto 
(S.  94  ff.).  Ich  kann  micli  nur  dem  Urtheil  Koscher's  über  Hoffmann  a.  a.  0. 
anschliessen.  —  M.  v.  Prittwitz,  Theor.  d.  Steuern  u.  Zölle,  mit  bes.  Bezieh,  auf 
Pronssen  v.  d.  D.  Zollrenfn.  Stuttg.  1842.  —  H.  L.  Biersack,  IIb.  Bestener.,  ihre 
Grundsätze  u.  Ausftihr.,  FlankfL  a.  M.  1850.  —  K.  Arnd,  d.  natmgemSsse  Steuer, 
Frankf.  a.  M.  1S54. 

Aus  der  i  rem  den  LiL  bes.  J.  K.  M'Culloch,  treatise  on  the  princ.  a.  pract. 
inflneoce  of  taxat.  a.  the  fand,  syst  Lond.  1845,  8.  A.  Edinb.  186S.  —  E.  de 
Girardin,  de  l'inipöt,  Par.  1852,  6.  ed.  —  Bes.  Esquirou  de  Parieu,  traitc  des 
impöts,  Par.  18ö2  If.",  2.  ed.  1866—07,  4  vol.  Keich  an  Stoff,  Rücksiclit  auch  auf 
deutsche  Liter,  u.  Verhältnisse,  aber  in  Wissenschaft].  Hinsicht  noch  mehr  als  das 
oben  g«i.  Werk  t.  Leroy-Beanfien  zu  bemingeln:  mehr  in  den  specieilen  als  in  dea 
allgemeinen  Lehren  genügend. 

C.  Literatur  der  neuereu  und  neuesten  Zeit,  bes.  seit  der  beginnenden 
schärferen  kiitischen  Stellung  der  deutschen  natök.  Wissenschaft  gegen  den  Smithia- 
nismus  a.  seit  dem  Hervortreten  socialer  Gesichtspunctc. 

Die  fortgesetzte  wissenschaftliche  Arbeit  im  Gebiet  der  Nationalökonomie  hat  in 
Deutschland  in  Verbindung  mit  den  Ereignissen  von  1848  und  den  neuen  Strömungen 
des  öflentlichcn  Lebens  auch  in  Betreif  der  Besteuerung  zu  einer  schärferen  Auffassung 
und  Formulirung  der  principielleu  Fragen  gefuhrt.  Diese  Fragen  beKiehen  ^ch 
namentlich  auf  den  leitenden  volkswirthschaftli cli cii  Gesichtspunct,  nach 
weichem  die  Besteuerung  eingerichtet  werden  soll:  Besteuerung  nach  dem  Princip 
von  Leistung  und  Gegenleistung  oder,  wie  man  es  neuerdings  woltl  genannt 
hat,  nach  dem  Interesse,  oder  Besteuerung  nach  der  wirthschaf tlich e n 
Leistungsfähigkeit?  Das  erste  Princip  hat,  getreu  ihrer  ökonomischen  Grund- 
anschauung, namentlich  die  Smith'sche  Schule  der  Doctrin  der  freien 
Goncnrrenz,  in  Deutschland  z.Th.die8ogen.  den  t  sehe  Freihandelssclrale,  mit 
mehr  oder  veniger  Ausschliesslichkeit  in  der  Staats-  und  vollends  in  der  Gommnnal- 
b''stcucrung  vertreten.  Das  zweite  fand  bei  einem  Theil  der  Gegner  dieser  Schule, 
bei  ^ationalökonomen  der  neuerdings  sogen,  sociaipolitischen  Richtung  (Neu- 
in ann -Tübingen  n.  A.  m.)  Billigung,  wenn  es  auch  nicht  zur  alleinigen  BiäitschnaT, 
nam.  moht  in  der  Communalbesteuerung ,  gemacht  wurde.  Dazwischen  stehen  dann 
die  vermittelnden  Ansichten  (A.  Hold,  Nasse).  Weitere  solche  neuerdings  erst 
tiefer  erfasste  mit  der  eben  geuanuteu  in  Zusammenhang  stehende  Principienfragen 
betreffen  die  Auslegung  der  „Gerechtigkeitsprincipien^,  d.  h.  der  Chrandsitse 
der  Allgemeinheit  u.  der  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung,  im  Einzelnen 
daher  die  Fragen  der  „Freiheit  dos  Existenzminimums*',  des  proportio- 
nalen, gleichquotigen  oder  des  progressiven  Steuerfusses,  des  ver- 
f  ehieden en  Steaerftisses  für  das  Ar  b  eits-  und  das  Besitzeinhommen  n.  dgl.  Alle 
solche  f^en  hängen  mit  Grundfragen  der  Volkswirthschaftslehre  und  der 
wirthschaftlichen  Rechtsordnung  zusammen.  Die  Entscheidung-,  welche  sie 
erfahren,  kann  nicht  nur  nach  fin an z wissenschaftlichen  Gesichtspuncteu  erfolgen, 
sondern  mnss  die  richtige  Conseqnenz  ans  allgemeinen  Tolksvirth- 
jL  Wagntr,  FianunrissaBaebafL  IL  10 
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schaf tli chen  und  socialökonomischen  Principieu  Wegen  der  V«t- 

kennung  dieser  Thatsache  sind  die  gegnerischen  Ansichten  meistens  gar  nicht  aus- 
zugleichen gewesen,  da  die  Streitenden  sich  auf  einem  ganz  verschiedenen  Boden 
bewegen.  län  gegenseitigte  Yerstehen  ist  erst  möglich,  wenn  eben  die  Möglichkeit 
zweier  verschiedener  principieller  Sta  n  d  pu  n  c  to  .  desieni<^en  des  Systems 
der  freien  Concurrenz  uud  des  entgegengesetzten  einer  liegelung  der  freien  Coucurrenz 
nach  Gemeinschaftsinteressen  zugegeben,  die  Gründe  fur  und  wider  diese  beiden 
Staodpuncte  verglichen  und  alsdann  untersacht  wird,  welche  Consequenzen  auf  dem 
finanziellen  Gebiete  aus  beiden  abzuleiten  sind.  Danach  wird  die  Entscheidung  über 
diu  genannten  pnncipiullen  Streitfragen  aber  aus  der  Finanzwisseuschaft  liinaus  in  den 
grundlegenden  Theil  der  Allgemeinen  Yolkswirthschaftslehre  zu  rerlegen  sein.  Die 
Fragen  selbst  werden  zurückgeführt  auf  den  Gegensatz  des  individualistischen 
ünd  des  socialen  oder  Ge meinschaftsprincips  in  der  Volkswirtliscliaft.  Auch 
die  Steuertheoretiker  der  neueren  socialpoiitischen  Kichtung,  wie  Neumann,  Held 
habm  dts  m.  E.  nicht  richtig  erfanst.  Ich  beziehft  mich  ausser  anf  die  nnten  folgende 
„allgemeine  Steuerlehre**,  bes.  die  Abschnitte  1Ü»er  die  volkswirthscliaftlichen  und  die 
Gerechtigkeitsprincipien  der  Besteuerung,  namentlich  wieder  auf  die  Erörterungen  in 
der  «.Grundlegung'*,  speciell  über  die  Organisation  der  Yoikawirthschaft ,  den  Staat 
und  das  wiithschaftliche  Yedtehrsrechi 

Aus  der  Literatur  kommen  mehi-fach  die  YcrhandluDgen  über  Steueipxindpien 
u*  dgl.  in  den  Yersammlungen  volkswirtlischaftl.  Yereinigung<'n  in  Betracht. 

1.  Liberal-individuaiist  Richtung.  S.  d.  Aufsätze  über  Besteuerung 
und  einzehie  Steuern  Ib  Bentzsch*  HandwOrterb.  d.  YonBwiidi9oh.lehre,  meist 
V.  Emminghaus.  Am  Schärfsten  u.  Characteristischsten  J.  Faucher,  Staats-  u. 
Communalbudgets  in  s.  volkswirthsch.  Yiertelj.schrift  1S6S,  II,  18 1;  —  AI.  Meyer, 
über  Stempelsteuern,  eb.  1804,  III,  51  ff.;  —  C.Braun,  Staats-  u.  Gemeindesteuern 
im  ZusJiang  mit  Staats-,  Heeres-,  Communal-  u.  Agntrfec&as.,  eb.  1866,  II,  1;  — 
Ycrhandl.  d.  volkswirthsch.  Congresses  zu  Hamburg  Uber  dL  Gommnnalsteuerfrage, 
1867,  in  d.  gen.  Ztschr.  1S67,  III. 

2.  Socialpolitische  u.  verwandte  Bichtungen.  Die  beiden  wichtigsten 
grosseren  Schriften  sind  A.  Held,  die  Einkommensteuer,  finanzwissoisch.  Studien  zur 
Ecforni  d.  directen  Steuern  in  DcutscliJand,  Bonn,  1S72  u.  Fr.  J.  Neumann  (Tübingen), 
die  progressive  Einkommensteuiu*  im  Staats-  u.  Gemeindchaushait,  Lpz.  1874  (zogleich 
B.  YIII  d.  Schriften  d.  Vereins  f.  Sociaipolitik). 

Die  Held'scho  Schrift  giebt  wesentlich  mehr  als  der  Titel  besagt  Sie  enfhilt 
eine  wcrthvolle  umfassende  kritische  Revision  der  allgemeinen  Steuerlehre,  mit  grösseren 
literarisch  -  kritischen  Ausführungen.  Auf  letztere  sei  liier  bes.  für  die  Specialliter., 
nam.  d.  ältere,  verwiesen.  Der  Verf.  hat  u.  A.  uam.  das  Verdienst,  im  Anschluss  an 
die  neuere  m^ganische  Staats-  n.  Recbtslehre  die  Aufbssnng  der  Steuer  als  „Tausch** 
des  Einzelnen,  dann  folgerichtig  das  Prineip  von  ,.Lcistnng  u.  Gegenleistung"  zu 
bekämpfen.  Er  fasst  auch  ganz  richtig  jedes  Einzeleinkommen  als  Antheil  an  dem 
durch  gesellschaftl.  Cooperation  entstehenden  Gesammteinkommen  auf  u.  trägt 
sodalpolit.  Rücksicht^  in  Bezug  auf  d.  Besteuerung  der  Aermeren  Rechnung.  Aber 
er  geht  m.  E.  nicht  immer  scharf  genug  auf  die  Principienfragen  ein  u.  neigt  zu  sehr 
zn  Compromissen  nach  Hechts  u.  Links,  was  mindestens  in  der  Theorie  unterbleiben 
sollte.  Mit  seinen  Resultaten  nimmt  Held  eine  Art  rermittelnder  Stellung  ein, 
womit  man  für  die  Praxis  sich  rid&ch  einverstanden  erfclAren  kann.  Die  princi- 
pielle  Nothwendigkeit  von  Ertragssteuern  neben  Einkommensteuern  wird  aber  wolü 
zu  wenig  beachtet  und  das  Streben  nach  einem  „rationellen  Steuersystem"  mit  Unrecht 
verworfen  (s.  Held,  Socialism.,  Lpz.  1S78,  S.  127).  Yon  Held  ist  noch  zu  nennen: 
z.  Lehre  v.  d.  üeberwälzung  d.  Steuern.  Tüb.  Ztschr.  1868  S.  421  n.  kleinere  Btfente 
u.  dgl.  in  Ilildebr.  u.  Conrad's  Jahrbüchern  HatOk.,  80  1878,  U,  2d6  zur  neueren 
Literatur  über  die  Communahiteuerfrage. 

Keumann's  auch  an  leglslat.  u.  stitist  Material  bes.  reiche  Schrift  strebt  wohl 
mit  Recht  noch  mehr  als  Held  nach  princip.  Behandlung.  Sie  leistet  Erhebliches 
für  die  Klarstellung  des  Gegensat/.cs  der  beiden  Princii)ien  der  Hesteuerung  ,,nach 
dem  Interesse"  u.  nach  d.  Leistungsfähigkeit  u.  für  die  Feststellung  der  P'älle,  in  denen 
dnes  ron  beiden  angemessen  ist  hit  m.  E.  in  den  Ausftlhrun  gen  gegen  Held  n.  A. 
meistens  Recht  In  ihrer  Befürwortung  derProgressivbestcuerung  stimme  ich  ihr  bei. 
Aber  es  muss  doch  wohl  auch  hier  noch  weiter  auf  die  Rechtsprincipien  in 
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der  Volks virthsobaft  ilberliavpt  znrttckgefangeB  irerden,  um  eine  feste 

BegrttDduug  für  die  rro^^ressivbesteuerung  zu  erlangen;  ferner  müssen  noch  weitere 
Conseqaenzen  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Besteuerung  als  eines  berechtiglen 
Mittels  zur  Beeinflusbung  der  Einkommenvertbeilung  gezogen  werden,  was  Neumanii 
(S.  99)  abweist.  Von  ihm  ist  noch  zu  nennen :  das  Initische  Referat  (kber  die  unten 
,i;cn.  Gutachten  über  d.  Commanalst.fr.  in  v.  Holtzcndorff-Brcntano's  Jahrb.  d. 
1).  Keichs  1S77,  H.  3,  S.  132  (F.  ;  dann  .,Ertragssteucrn  oder  persöni.  Steuern  von 
Einkommen  u.  Vermögen V"  (mit  bes.  Bezieh,  auf  Baden),  Freib.  i.  Br.  1S7G. 

Ferner:  (iutachtcn  ftber  Personalbesteaemng  (Schriften  d.  Vereins  f.  Soc.poL  III, 
Lpz.  1873),  alle  beachtenswerth.  bes.  d.  von  Nasse,  mit  d.  richtigen  Znrückdrängung 
der  Frage  gerechter  Steuerrertheilung.  Im  Anäcbluss  daran:  VerhandL  Uber  Ein- 
kommensteuer in  d.  3.  Versamml.  d.  Ver.  f.  Soc.pol.  zu  Eisenach  1875,  B.  XI  der 
Verjschriften ,  mit  d.  Referaten  v.  Gensei  u.  Held.  —  Sodann  „Die  Communal- 
stenerfrage",  10  Gutachten,  Schriften  d.  gen.  Vereins,  B.  XIL  IST",  ebenfalls  alle 
beachtenswerth,  bes.  d.  v.  E.  Meier,  v.  Reitzenstein,  liasse,  letzterer  scharf  den 
gelungenen  Nachweis  führend,  dass  in  der  Commnnalbestenerang  auch  Ertrags- 
steuern nothwendig  seien,  eine  Förderung  des  Problems  auch  über  Ueomanns  letzte 
Arbeit  hinnus.  Daran  anknüpfend  die  Verhandl.  auf  d.  Vereinsversamml.  in  Berlin 
1877,  mit  d.  Referaten  ron  mir  u.  Wegner  über  Communalbesteuer.,  Schriften  des 
.  Verdns  B.  XIV.  Mein  Referat  überarbeitet  u.  -weiter  ansgefUnt,  ancb  mit  Noten, 
selbständig  n.  d.  T.  „Die  Communalsteuerfrage",  Leipz.  u.  Heidelb.  1878.  — 
y.  Scheel,  progress.  Bcsteuer.,  Tub.  Ztschr.  1S75,  B.  31,  273;  ders.,  d.  Erbschafts- 
steuern u.  Erbrechtsreform,  2.  A.  Jena  1877,  beide  priacipieil  scharf.  —  J.  Baron, 
z.  £rb8cb.8teDer,  Hildebr.  Jahrb.  B.  26,  275.  —  t.  Bilinski,  Luxnastener  als  Gorrectiv^ 
d.  EinLsteuer,  Lpz.  1875.  —  S.  Glattstern.  Steuer  v.  Einkommen,  Lpz.  ISTü  (Diss.). 
—  H.  Schmidt,  Steuerfreih.  d.  Exist.min.,  Lpz.  1S77  (Diss.).  —  0.  Peucker,  über 
die  Befreiung  einer  gew.  Glasse  v.  Staatsbürgern  r.  d.  persöni.  Bestener.  (Diss.),  Gött. 
1877.  —  B.  Friedberg  ^^Börsenstener,  BerL  1876.  —  GntachtUcbe  Aensserongen  (26) 
über  d.  Gutachten  Haussen *s  betr.  d.  Bpsn.  Grondsteuerrerhältnisso ,  Bremen  1877, 
eine  wichtige  Frage  socialpolit.  Besteuerung,  der  „Baustellen"  u.  dgl.,  betr.  —  J.  Lehr, 
krit.  Betracht,  d.  Gründe  für  u.  wider  d.  progress.  Steuerfuss,  Hildebr.  Jahrb.  29, 
1,  193.  Ders.,  Kapitalis.st.,  Zinsientenst  n.  Doppelbestoaer.,  Tflb.  Ztschr.  1877,  193. 

In  den  Schriften  über  Commuualbesteuening,  zu  welchen  ein  Theil  der  ge- 
nannten schon  mit  gehört,  sind  bes.  neuerdings  die  Principienfragen,  welche  sich  auf 
den  Unterschied  von  Staats-  u.  Communai-,  Einkommen-  u.  Ertragssteuern 
bedehen,  behandelt  vorden.  So:  B.  Fried berg,  d*  Besteaening  d.  Gemeinden,  Berl. 
187S,  scharf  u.  klar,  in  den  Resultaten  im  Ganzen  viel  Richtiges,  v.  Bilinski,  die 
Gemeindebesteuerung  u.  deren  Reform,  Lpz.  1878,  sehr  reichhaltig,  aber  in  der  Ver- 
tretung d.  Grundsatzes  d.  Besteuerung  nach  d.  Leistungsfähigkeit  in  d.  Commune  zu 
▼eit  gehend  n.  in  ihrer  bes.  Empfeblnng  der  Miethstener  als  Comm^iteuer  m.  E.  Ferfeblt 

3.  Andere  neuere  Schriften  u.  Abhandl.  über  Steuerwes^n,  die  in, 
keine  der  beiden  genannten  Ivichtungcn  genau  mit  einzureihen  sind:  E.  Laspeyres, 
Art.  Staatswirthsch.  in  Biuntschli's  Staatswörterb.  B.  10  (aus  1866).  —  Const.  Kössler, 
GesiGhtsponote  d.  Steuerpolitik,  BerL  1868.  —  Eisenhart,  Kunst  d.  Bestener.,  BerL 
186S.  —  C.  Walcker,  d.  Sclbstverwalt.  d.  Steuerwesens  u.  d.  niss.  Steuerreform, 
Berl.  1869  (übertriebener  Gneist 'scher  Standpunct).  —  H.  Maurus,  moderne  Bestener, 
u.  Besteuer.reform  7.  Standp.  d.  gemeinen  Rechts,  Heid.  1870.  (Viel  Originelles,  aber 
mit  radicalem  PocCiinaiismns  nnd  willklUirL  Ckmatmction  eines  „gemeinen  Rechts** 
Torbunden). 

4.  Aus  der  fremden  Liter,  u.  A.  noch  Proudhon,  th6orie  de  l'imput.  Brüx. 
1861.  —  H.  Heuschling,  l'impOt  sur  le  revenu,  Par.  et  Brüx.  1873.  —  üenier, 
ihbot,  et  applic.  de  Timp.  sur  le  capital,  Par.  1874.  —  Gliffe  Leslie,  financ 
reform,  in  d.  Cobden  Club  Essays  1S71— 72,  I).  v.  Brömel,  Berl.  1872  (gute  loit 
Bemerk,  über  die  wirtlisch.  Störungen  durch  die  Verbrauchsbesteuerung). 

5.  Literatur  der  Steuerreformfragen.    Manches  Beachtenswerthe  findet 
-sich  auch  über  allgemeinere  steuertheoret.  Puncte  in  Gclegcnheits*  u.  ähnlichen 

Schriften,  welclie  scliwebende  Steuerfragen  einzelner  Länder  de  lege  ferenda  behandeln 
oder  neue  Steuergesetze,  mit  Rücksicht  auf  die  darüber  geführten  Parlamentär.  Ver- 
hiuidlungen,  kritisch  beleuchten.  Hierher  gehören  aus  neuerer  Zeit  n.  A.  folgende, 
mir  benont  gewordene,  aber  die  bezttgL  Liter,  nicht  enchOpfiende  Scbiifien  (mit 
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8.  B.  2.  K.  Besleiteniiig.  Yoifiem.  Utenibir. 


Beachrftnk.  auf  Deutsch],  a.  Oesteir.)'    In  Betreff  der  Einkommensteuern  in 

Deutschland  und  alldem.  Deutscher  Steaerrcformfrairen  verschied,  stoirreiche 
Aiifsat/.e  u.  Materialsamuilungen  in  Hirth's  Annaleu  d.  D.  Keichs,  bes.  v.  Hurkart. 
Jg.  IbTÖ,  1877.  —  Geffcken,  Reform  d.  Deutschen  lleichssteuern,  Heilbronn  1879. 
—  Mein  Aufs,  über  d.  schwebenden  D.  Finanzfiragen,  Tüb.  Ztschr.  1^>79.  S.  68.  — 
(G.  Mayr)  d.  D.  Reich  u.  d.  Tab.monopol,  Stuttg.  1S78,  I.Studie.  —  ücber  Preassen 
spec, :  Kries,  üb.  d.  preuss.  Einkommensteuer  u.  s.  w.,  Tüb.  Ztschr.  1855,  1S56.  — 
Nasse,  Bemcit.  über  d.  preuss.  Stenersystem,  Bonn  1861.  —  Bossart,  Reform 
des  Systems  d.  directcn  Steuern  in  Preassen  n.  Dentschl,  Hannor.  1S72  (beachtens- 
werth).  —  V.  Czudnochowski .  Steuerreform  u.  s.  w.  in  l^r^^nssen,  Berl.  1sT:{  (|2;iit 
gemeint,  aber  ganz  ouklar).  —  Held,  üb.  d.  neuen  preuss.  Steuergesetze  in  Uildebr. 
Jahrb.  B.  20.  —  B.  Oneist,  Steuerreform  in  Pr.,  Berl  1878.  —  üebor  Bai  er  n: 
Helferich,  Ref.  d.  dir.  Stenern  in  Baiern,  Ttlb.  Ztschr.  1S73.  2  Art.  —  Verschied. 
Artikel  v.  Vocke  über  d.  hauptsächl.  dir.  Steuern  Baierns  in  d.  Tub.  Ztschr,  1S64. 
65,  6b,  73,  74,  75.  —  Jürit.  Beieucht.  d.  baier.  Steuerrutormfrage,  Laudsb.  a.  L.  1877 
(gwiz  nnbränchbar).  —  Ueber  K.  Sachsen  n.  seine  nene,  principiell  n.  i»ractf&c]i 
wichtige  Reform  der  directen  Steuern:  Aufsätze  v.  J.  Gen  sei  in  Hirth's  Annalen 
1S74,  75,  7{\,  krit.  Revuen  darüber  v.  Conrad  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  IC,  21.  :ri.  — 
Ueber  Baden:  schon  die  ältere,  noch  heute  sehr  beacbtenswertbe  Abhandlung  von 
Helferich  IIb.  d.  Einfuhr,  einer  Kapitalatener  in  Baden,  Tab«  Ztschr.  1846.  Dann 
Uber  d.  wichtige  neueste  Beveg.  z.  Reform  d.  directen  Steuern:  neben  Heu  mann 's 
oben  gen.  Sehr.  üb.  Ertra;2;ssteuern  bes.  Hecht,  d.  bad.  Steuerrcf.  u.  s.  w. .  Mannh. 
1874,  ders.  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  27,  ders.  in  Hirth's  Annalen  1876  (hier  nebst 
and«  Mater,  daiober).  —  üeber  Wttrtemh.  Gemdadesteneneform  Hack  In  d.  Tab. 
Ztschr.  1872.  —  Ueber  Grossh.  Hessen  Yoitiag  r.  Steuerrath  Rau  üb.  d.  Beform 
d.  dir.  Steuern,  Dannst.  1877.  —  üeber  Oesterreich:  G.  Tlöfken,  z.  Steuerref. 
in  Gest.,  Wien  1864;  ders.,  Phnc.  d.  Öteuerreforui ,  lieierat  (Schriften  d.  Gesellsch. 
österr.  Tollswirthe),  Wien  1875.  Debatten  darttber  aitf  d.  1.  Gongr.  Osteir.  Yolksirirthe 
in  Wien  1875,  Vorhandl.  S.  5  ff.  —  M.  Talir.  üb.  d.  Beform  d.  dir.  Stenern  .  .  . 
nach  d.  Antvai^en  d.  Regier.,  Prag  1S74.  Ders.,  einige  Gedanken  Uber  d.  proris. 
Regelung  d.  dir.  Besteuer.  in  Oest.,  Prag  1877. 

IV.  Bechtsphilosophische  und  theoretisch-politische  Literatur 
aber  Besteuerung. 

S.  Rau,  5.  A.  I.  22;  Rau- Wagner.  I,  27;  Wagner,  I,  46  siib  4.  Was  die 
Rechtspliilosophieen  für  die  Begründung  der  Besteuerung,  bez.  der  Steuer- 
pHicht  des  länzelnen  geltend  machen,  f<dgC  ans  ihrer  AnfiGusnng  des  Wesens  des 
Staats  u.  seines  Yerhältnisscs  zur  Bevölkerung.  Die  neuere  organische  Staatslehre, 
im  Unterschied  von  der  Theorie  des  eliemal.  Naturrechts  Uber  den  Staatavci  trao:  u.  d<rl., 
hat  hier  das  Richtige  gefunden.  Die  Ausführungen  der  Rechtsphilosophcu  über  die 
Besteuerung  und  bes.  aber  die  SteueiTcrtbeilnng  sind  aber  s^r  dOrftig  u.  entbehren, 
wie  so  oft,  der  schärferen  nationalökon.  Begründung.  Vgl.  z.  B.  Ahrens,  Nat.recht 
6.  A.  U,  466  (Princ.  d.  Besteuerung:  alle  Bürger  nach  dem  Vcrhältniss  ihres  Ein- 
kommens; massig  progressive  Besteuer.  gerechtfertigt,  da  die  Steuerfahigkeit  stärker 
al.s  d.  Einkommen  wächst):  —  Trend elenbnrg,  Natrecht  2.  A.  S.  360  (Besteuer. 
AufValic  (I.  distribut.  Gerechtigk.,  Maass :  zuerst  d.  Lcistungsfthigk.  der  Einzelnen, 
mit  einigen  weiteren  sehr  allgemein  gehaltenen  Ausführungen).  —  Stahl,  Rechtsphil. 
2.  A.  II,  2,  S.  419  ff.  (noch  am  Besten:  Rechtsgrund  d.  Steuern,  schlechthin  die  Unter- 
thanmchaft;  doppeltes  Princ  d.  Besteuer.:  sie  sei  bestimmt  durch  das  Yerhältniss 
der  vermög;enerzeiigeiidfin  Societät  als  eines  or!:;:anischen  Ganzen  u.  durch  d.  Vcrhältniss 
des  Einzelnen  als  berechtigter  Persönlichkeit,  die  überall  selbst  Zweck  sei ;  ökonomisch 
Unklares  aber  d.  Maassstab  d.  Besteuer.,  S.  422 ;  Polemik  gegen  die  v.  d.  „rationalist. 
Staatslehre  '  als  die  vemnnftgemässe  aufgcstdlte  Vermögens-  u.  reine  Eink.steaer, 
S.  425).  Vgl.  auch  d.  sporad..  aber  geistvollen  u.  m.  E.  riclitiireii  Bcnicrkuniren  über 
Besteuerung  nach  socialen  (iesichtspuucten  in  v.  Ihering.  Zweck  im  Recht,  I,  520. 

Anch  die  (Schriften  aber  Theorie  der  Politik,  allgemeines  Staatsrecht  u. 
dgl.  beschäftigen  sich  mit  der  Begründung  der  Besteuerung  u.  mit  Aufstellung  allge- 
meiner Grundsätze  dafür,  bleiben  aber  gewöhnlich  ebenfalls  zu  .sehr  ImI  (inigen  all- 
gemeinen, wenig  sagenden,  verschiedenster  Auslegung  fähigen  Sätzen  stehen.  S.  z.  B. 
Blantschli,  allg.  Staatsrecht  5.  A.  S.  518  £  (Anerkenn,  d.  Grondsatses  d.  OffentL 
rechd.  Steoeipllicht;  aber  Allgemeinh.,  Gleichmlssigk.;  progress.  Besteuer.  nicht  imbe» 
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dingt  abgelehnt,  wenn  man  vom  Rechte  des  Staats  ausgehe,  S.  527).  In  den  „pract." 
Politiken  wird  mehr  vom  Steuerbewilligungsrecht  gehandelt,  so  z.  B.  von  Escher, 
II,  2A1 ,  womit  dann  der  üebergang  zur  folgenden  Kategorie  von  Schriften  gebildet 
wird.  Der  Mangel  einer  Lehre  v.  Staat  u.  s.  w.  als  eines  Hauptorgans  gemein- 
wirthsch.  Functionen  macht  sich  m.  E.  in  allen  bisherigen  Schriften  der  Politiker, 
Eechtsphilosophen  u.  s.  w.  deutlich  fahlbar. 

y.  Staatsrechtliche  Literatur  Uber  Besteuerung.  Das  Staatsrecht  kommt 
für  die  Finanzwissenschaft  vorncmlich  in  zweierlei  Beziehungen  in  Betracht:  einmal 
weil  das  positive  Steuerrecht  ein  Bestandtheil  des  öffentlichen  Rechts 
eines  Landes  ist;  sodann  weil  die  concrete  Gestaltung  der  Besteuerung  mit  der  poli- 
tischen Landesverfassung,  dem  Ständewesen,  dem  Steuerbewilligungs- 
recht des  Volkes  oder  seiner  Vertreter  eng  zusammenhängt  Auch  in  allen  steuer- 
politischen.. Erörterungen  de  lege  ferenda  muss  die  Fiuanzwissenschaft  regelmässig  an 
das  bestehende  Steuerrecht  anknüpfen  (Vgl.  u.  §.  hhji  IT.)*  ^^^^  handelt  es  sich 
vomemlich  um  das  deutsche  Staatsrecht,  für  welches  auf  die  betreffenden  Lehr- 
T)ücher  und  Sysleme  zu  verweisen  ist.  Von  diesen  werden  hier  nur  einige«  von  mir 
unten  öfters  angeführten  genannt:  IL  A.  Zachariä,  das  Staats-  und  Bundesrecht, 
II,  412  ff.  (in  d.  von  mir  gebrauchten  2.  A.  Gött.  1 853) ,  mit  reichhalt  liter.  Noten 
über  d.  Liter,  d.  Steuerrechts.  —  v.  Könne,  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  2^  A.  Lpz.  1877, 
II,  ff .  —  Laband,  d.  Finanzrecht  d.  D.  Reichs,  in  Hirth's  Ann.  VI,  AQr  (von  s. 
deutschen  Staatsrecht  fehlt  der  IL  Band  noch,  der  d.  Fin.wesen  mit  behandeln  soll).  — 
(Manches  Bezügliche  auch  in  meinen  Aufs.  d.  Rcichs-Finanzwesen ,  in  r.  Holtzen- 
dorffs  Jahrb.  d.  D.  Reichs  L,  581,  III,  601.  —  ücber  Preussen  v.  Rönne,  Staats- 
recht A.  L  L  Abth.  S.  43S  if.  II,  2.  A.  S.  ßil  ff.  —  üeber  Baiern,  Pözl,  baier. 
Verwaltrecht,  A.  S.  544  ff.  —  üeber  d.  heutige  englische  Budgetrecht,  Gneist, 
engl.  Verwaltrecht  2.  A.  II,  §.  fiS  S.  832.  —  Vgl.  auch  Fricker,  Natur  d.  Steucr- 
verwillignng,  Tüb.  Ztschr.  1861  S.  QMu 

VL  Literatur  über  Geschichte  der  Besteuerung  u.  des  Steuerrechts. 
Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  hängt  von  einer  Reihe  verschiedener 
Factoren  ab,  wie  dies  in  der  Steuerlehre  unten,  bes.  in  d.  L  Abtheil,  näher  darge- 
legt werden  wird.  Unter  diesen  Factoren  stehen  diewirthschaftlich-technischen 
oben  an,  was  aber  die  bisherige  allgemeine  Geschichtsschreibung  ebenso  wie  die 
specielle  der  Finanzen  u.  Steuern  gewöhnlich  kaum  beachtet  hat.  In  der  Aufdeckung 
dieses  Zusammenhangs  hat  sich  wieder  Rodbertus  ein  besondres  Verdienst  erworben. 
S.  dessen  in  diesem  Puncto  classischen  u.  noch  viel  zu  weni»r  gewürdigten  Aufsätze 
über  d.  röm.  Tributstcuern  in  Hildebr.  Jahrbüchern  IV,  341.  V,  135.  ML  VIII,  8L 
385.  auf  deren  Auflassung  ich  in  d.  Steuerlehre  vielfach  Bezug  nehme.  S.  bes.  unten 
§.  3ä2  u.  Note  34  dazu. 

Die  wichtigsten  hierher  gehörigen  Schriften  sind  sonst  die  im  L  Bande  genannten 
über  die  Finanzgoschichte  u.  das  Finanzwesen  ein/.elner  Länder.  S.  Rau  L  A.  1^ 
22  ü'.,  Rau-Wagner  L  21  ff.  u.  bes.  2.  A.  L  4fi  ff.   Hinzuzufügen  sind  noch: 

üeber  das  alte  Rom:  Vocke,  d.  directen  Steuern  d.  Römer,  Ttlb.  Ztschr.  1859 
(nach  den  grösseren  bist  u.  Fachwerken). 

üeber  d.  europ.  Mittelalter  u.  d.  üebergangszeit  v.  Ifi. — 18.  Jahrhundert: 
Von  G.  Waitz'  Deutscher  Verfass.gesch.  bringt  der  inzwischen  erschienene  Band 
VIHlKicl  1878)  eine  ausserordentlich  reichhaltige  Zusammenstellung  u.  kritische  Ver- 
arbeitung des  Materials  über  d.  Deutsche  Finanz-  u.  Steuerwesen  f.  d.  Periode  von 
850 — 1150,  S.  2IG  ff.  —  K.  IL  Lang,  bist  Entwickl.  d.  deutschen  Steuerverfass.  seit 
d.  Carolingern,  Berl.  u.  Stettin  1793,  worüber  noch  ein  neuester  Historiker,  d.  u.  gen. 
Zeumer,  urtheilt:  „d.  Werk  enthält  neben  vielem  Verkehrtem  manches  Treffliche."  — 
L.  F.  Ilse  Gesch.  d.  Deutschen  Steuerwesens.  L  Abth.  L  Per.  Glessen  1844.  — 
V.  Thüna,  Reichszollrecht  z.  Zeit  d.  Sachs.spiegels,  Hildebr.  Jahrb.  XIL,  2£L  —  Aus 
den  roichs-  u.  rechtsgeschichtl.  Handbüchern  ist  immer  noch  auch  für  diese 
Verhältnisse  das  Eichhorn'sche  das  reichhaltigste;  s.  im  Index  s.  v.  „Steuern". 
Walter  u.  Zöpfl  sind  sehr  dürftig.  —  Eingehender  über  d.  geschichtl.  Entwickl. 
d.  Besteuerungsrechts  in  Deutschi.  IL  A.  Zachariä,  d.  Staatsr.  II,  479.  K.  Zeumer, 
d.  deutschen  Städtesteuern,  insbes.  d.  städt  Reichssteuern  im  L2.  u.  Jahrh.  (in 
Schmoller's  Forsch.  I,  2),  Lpz.  1878;  behandelt  vomemlich  die  v.  d.  Städten  dem 
Könige  oder  einem  anderen  Herrn  entrichteten  directen  Steuern,  geht  aber  auf  manche 
allgemeinere  Fragen  der  älteren  Steuergeschichte  ein  und  revidirt  die  bisherigen  An- 
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sichten  darüber,  so  diej.  Uber  den  Lirsprong  der  Steuern,  S.  86  ft.  Weiteres  bes.  über 
städt.  Steuerverhältnisse  in  Arnold  s  Yerf.gesch.  d.  deutschen  Freistädte,  Gotha  1854; 
?.  Maiirer*8  Gesch.  d.  Städtererfass.  Erlangen  1870,  71.  Scharfe  pffncipielle  Beur- 
thcilnng  der  j^eschiditl.  Entxricklang  des  Steuerwesens  in  d.  Städten  von  Gierke  in 
s.  deutschen  GenossenscLrecht  II,  §.  27,  29  pass.  (Berl.  1873).  —  Eine  wesentlich  die 
Stenerverhältnisse  einer  wichtigen  mittelaltcrl.  Stadt  behandelnde  sehr  genaue  Special- 
arbeit ist  G.  Schönberg's  Fmanzrerbiltniwe  d.  Stadt  Basel  im  14.  u.  15.  Jahrh. 
Tüb.  1879,  bes.  über  d.  Vermögens-  u.  Personalsteucrn,  so  eingehend,  wie  wir  noch 
keine  andere  Schrift  über  dgl.  besitzen  u.  von  allgemeiner  Bedeutung  f.  das  Yer- 
stkndnisB  des  mittelalterL  städt  SteawireseiM.  —  Ygl.  auch  Roscher,  Gesch.  d. 
VationalAkonomie  §.  89  und  ftber-  das  BegalieDwesen  Ran- Wagner,  L  §.  101, 
Wagner  I,  §.  141. 

Zur  Geschichte  des  älteren  prenss.  Steuerwesens  (ausser  den  iu  Wagner  I,  46 
gen.  Schriften):  G.S6lim oller,  d.  Epochen  d.  preaa8.-Fln.p<i3ii  In  ?.  Ho](z«nd.-Brai* 
tano's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1877,  8.  88  ff.  Bes.  über  d.  17.  Jahrh.  ff.  Unterscheid,  t. 
4  Epochen,  von  denen  die  erste  u.  zweite  wohl  auch  rns.  g<-fasst  werden  können. 
Werthvoli  auch  fUi  die  allgemeiue  Theorie  der  Steuerentwicklung.  —  v.  Inama- 
Sternegg,  d.  Acdsestieit  Dentseher  Ftn.fhooretiker  im  17.  n.  18.  Jahrh.  (L!ter.ge8ch.), 
Tiib.  Ztschr.  1865,  S.  515.  —  Gliemann,  Einfahr.  d.  Accise  in  Preussen.  eb.  1S73, 
S.  177.  —  Kries,  hist.  Entwickl.  d.  Steuenerfiiss,  in  Schlesien,  Bresl.  1842  (sehr 
instructiv  in  Bezug  auf  d.  Entsteh,  neuer  Steuern  u.  der  ständ.  Mitwirkung  dabei).  — 
^r.  Hildebrand)  YennögNMBteaer  n.  StenenreifiMs.  r.  Alt-Heesen  im  16*  u*  17. 
Jahrh.,  in  Hild.  Jahrb.  XXV,  297.  —  Garnap,  üb.  d.  Ursprung  d.  Stenern  in  jQlieb, 
Berg  u.  8.  w.,  Tüb.  Ztschr.  1S58,  S.  348  (unselbständig). 

Ueber  Sachsen:  Steuerbewill.  d.  Landstände  in  Kur-Sachsen  bis  Auf.  d.  IS.  Jahrh. 
Tab.  Ztschr.  1874  8.  895,  1875  S.  114.  (Sehr  breit,  aber  auch  lefai^  n.  inhaltsieich.) 
—  üeber  ältere  Steuerverhältnisse  in  Würtemberg,  Baiern,  Oesterreich  s.  dL 
Wagner  I,  46,  47,  48  gen.  Schriften.  —  üeber  Würtemb.  noch:  d.  directen  Steuern 
Y.  Ertr.  u.  EinL  v.  £iecke,  Würt.  Jahrb.  1S79  S.  77  S.  Ueber  die  älteren  Grund- 
stenem  in  Oesterreich  sehr  korz Einiges  in  d.  Einldt  8.  XI  if.  der  Tafeln  mr  Statistik 
des  Steuerwesens  im  österr.  Kaiserstaat  Wien,  1858. 

l'ebcr  England  s.  auch  Gneist,  engl.  Verwalt.recht,  u.  bes.  das  vorzügliche 
Werk  von  Yocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit.  Reichs,  Lpz.  1867.  —  Ueber  Frank- 
reich TL  A.  noch  Ynitry,  Stades 'snr  le  rAgime  financ.  de  la  France  arant  la 
rtvol.  Par.  IS7^. 

Hieran  würde  sich  nun  noch  eine  Uebersicht  über  die  Literatur  des  gegen- 
wärtigen Steuerwesens  der  Culturstaaten  und  über  die  Steuergesetzgebung 
reihen  können.    Diese  üebersicht  wird  aber  Teischoben  anf  die  Yorbemenrang  zvr 

spcci eilen  Steuerlchrc,  für  welche  sie  von  besonderer  "Wichtigkeit  ist.  Zum  Theil 
kann  aber  auch  sclion  auf  die  allgemeine  bibüogxaphische  Uebeisicht  im  1.  Bande 
a.  a.  0.  verwiesen  werden. 


I.  —  §.  329.  Begriff  der  Steuer. Die  Steuern  bilden 
nach  dem  Früheren  die  zweite  Hauptart  der  Auflagen.  Sie 
wurden  im  ersten  Bande,  mit  Rücksicht  auf  die  beiden  Zwecke, 
welchen  sie  dienen  können,  den  rein  finanziellen  und  den  social- 
poli tischen  Zweck,  als  Zwangsbeiträge  der  Einzelwirthschaften 
tbeils  znr  Deckung  der  allgemeinen  Staats-,  bez.  der  „öffent- 
lichen'' Ausgaben  (wenn  die  anderen  Zwangsgemdnwirtbschaiten 


0  Vgl.  Kau,  Fiii.  I,  §.  247,  5.  Aufl. 
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neben  dem  Staate  gleich  hier  bei  der  Begriffsbestimmung  mit  berUck- 
Biobtigt  werden),  theils  zur  Herbeiftthnmg  einer  veränderten  Ver- 
theilang  des  Volkseinkommens  bezeiehnet') 

Selbst  wenn  der  soeialpolitisebe  Zweek  niebt  ansdrflckKeb 

beabsichtigt  oder  nicht  klar  erkannt  wird,  so  haben  die  Steuern 
wenigstens  tbatsächlich  sehr  oft  eine  solche  soeialpolitisebe  Wirkung 
für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens.  Mit  Rücksicht  darauf  ist 
es  angemessen,  von  vornherein  bei  der  Besteuerung  die  rein  finan- 
zielle und  die  socialpolitische  Seite  zu  unterscheiden.  Die  grund- 
Bfttsliebe  Bereehtigang  einer  Einwirkung  der  Bestenerang  auf  die 
Vertheilung  des  Volksemkommens,  bez.  des  VolksyermOgens  ist 
im  ersten  Bande  bereits  hervorgehoben  worden  und  wird  im  weiteren 
Verlauf  noch  mehrfach  bertthrt  werden.  Auch  wenn  diese  Berech- 
tigung, insbesondere  in  der  zu  befürwortenden  Richtung  einer 
günstigeren  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens 
nach  Unten  zu,  aber  bestritten  wird,  muss  man  sich  über  die 
bezügliche  Wirkung  vieler  Steuern  nicht  täuschen,  wie  namentlich 
gewisser  Erbsehafts-  nndVerkehrsstenem,  eines  gewissen  Steuerfnsses 
bei  Einkommen-  and  VermOgenstenem.  Solche  Stenern  sind  daher 
stets  zugleich  mit  naeh  diesen  Wirkungen  zu  beurtheilen  und 
eventuell  eben  wegen  derselben  folgerichtig  zu  verwerfen.  Geschieht 
dies  in  Theorie  und  Praxis  gleichwohl  nicht,  so  bewegt  man  sich 
in  inneren  Widersprüchen  oder  gesteht  implicite  doch  die  Berech- 
tigung einer  solchen  socialpolitischen  Wirkung  der  Steueru  mit  zu. 

Die  richtige  Auffassung  der  Besteuerung  hängt  ferner  von  der 
scharfen  grundsätzlichen  Unterscheidung  zwischen  Steuern 
nnd  Gebühren  ab.  Hierfttr  ist  jetzt  ganz  auf  Frtthnes  zu  ver- 
weisen, theils  auf  die  kurze  allgemeine  Oharaoteristik  dieser  beiden 
Arten  von  Auflagen  im  1.  Bande'),  theils  auf  das  vorausgehende 
Kapitel  von  den  Gebflbren.  Als  Ausgangspunkt  und  Richtschnur 
für  alles  Weitere  kann  folgender  Hauptsatz  in  der  früheren  Fassung 
dienen:  „das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und 
Steuern  liegt  in  dem  Moment  der  speci eilen  Entgeltlichkeit  und 
Kostendeckung  besonderer  Staats-  (bez.  „öffentlicher^^  Leistungen 


-)  Waj^ner,  Fiii.  I,  §.  143;  Erweiterung  der  Begriffsbestimmung  gegen  Eau- 
W agil  er,  Fin.  I,  §.  10t>,  mit  KUcksicht  auf  den  socialpolit.  Zweck,  dea  cUe  Besteaenmg 
gleichzeitig  yeifolgeii  kann,  8.  Wagner,  Ein.  I,  §.  26.  YgL  r.  Ihering,  Zveck  im 
Becht,  I,  520. 

Rau- Wagner,  Fin.  I,  §.  95  £  und  106  if.;  Wagner,  Fin.  I,  §.  137 

143  ii'. 
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und  der  generellen  Entgeltlichkeit  and  Kostendeckung  der  all- 
gemeinen sonstigen  Staatsleistnngen.'^ ^; 

Die  Lehre  von  den  Stenern  xerflUlt  nach  einem  einfachen, 
keiner  näheren  Begrttndnng  bedürftigen  Princip  in  einen  all- 
gemeinen und  einen  speciellen  Theil.  Im  ersten  sind  die  den 
einzelnen  Stenern  wesentlich  gemeinsamen  Puncte  zu  behandeln. 
Dieselben  lassen  sich  in  folgende  vier  Gruppen  bringen,  denen 
die  vier  Hauptabschnitte  der  ersten  Abtheilung  dieses  Kapitels 
gewidmet  sind: 

1)  Princip,  Wesen  und  Entwicklang  der  Bestenerang 
tlberhaapt; 

2)  Die  obersten  Grandsätze  der  Bestenening; 

3)  Das  Stenersystem  nnd  die  Hanptarten  der  Bestenerang 
sowie  die  Entwicklang  dieser  Steuerarten; 

4)  Die  allgemeinen  Grundsätze  der  Steuerverwaltung. 
Daran  reiht  sich  in  der  zweiten  Abtheilung  dieses  Kapitels  die 

specielle  Steuerlehre,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Durchführung  der 
.   Besteuerung  im  Einzelnen  und  von  den  einzelnen  Stenern.^) 


In  den  beiden  gen.  Auflagen  bez.  §.  106  c.  §.  143. 
^  Diese  Systematik  weicht  von  Kau  (dessen  fünfte  Aufl.  im  Folgenden  regel- 
mässig gemeint  ist)  wesentlich  ab.  Doch  hat  auch  er  die  Lehre  von  den  Steuern 
nach  demselbeii  G€i8leh(stRniet,  wie  ioh  bier,  in  zwei  AbtheUnngen  gebnudit  Die 
ganze  Lehre  bildet  bei  ihm  den  4.  Abschnitt  des  2.  Buchs  von  den  „Staatseinkünften**' 
und  zerfiillt  in  die  1.  Ahtb.  .,das  Steuerwesen  im  Allgemeinen",  §.  247 — 262,  —  der 
Schluäs  des  1.  Bands  der  Finanzwiss.  — ,  und  in  die  2.  Abth.  „die  einzelnen  Arten 
von  Stenern",  §.  297 — 462,  die  erste  grossere  HSlfte  des  2.  Bands  des  Werks.  In 
der  1.  Abth.  behandelt  Rau  nach  einer  sehr  kurzen  Einleitung  die  allgemeine  Stener- 
lehre  in  4  Hauptstücken:  Entwicklung  der  obersten  Besteuern ns^grundsätze  §.  250 
bis  267,  die  volkswirthschafti.  Wirkungen  der  Steuern  (namentlich  von  d.  üeberwälzung) 
e.  268—275,  Einrichtung  des  Stenenresens  (Zosanunenhing  n.  Ansführnng  d.  Stenern) 
§.  276—290,  endlich  Eintheilung  der  Steuern  §.  291—296.  Bei  Kau  wie  bei  allen 
Ackeren  treten,  wie  in  d.  Vorbem.  oben  S.  141  ff.  näher  ausgeführt  wurde,  die  „allge- 
meinen Lehren''  hinter  die  speciellen  sehr  zurück,  weil  der  phratwirthschaftliche  und 
technische,  hier  besonders  der  stenertechnische  Standpnnct  die  Erörterung  ganz  be- 
herrscht. Der  Zusammenhang  mit  den  Fragen  der  volkswirthschafti.  Organisation  und 
mit  dem  ganzen  Volks-  und  Staatsleben  wird  dabei  zu  wenig,  oft  Überhaupt  kaum 
verfolgt.  Von  meinem  in  der  „Grundlegung''  und  im  1.  Bande  der  hin.  entwickelten 
Standpanete  ans  ist  dies  ein  Fehler.  Anch  für  die  Besteuerung  sind  in  der  „allge- 
meinen Lehre"  eine  Reihe  von  principiellen  Puncten  höclister  Bedeutung  zuerst 
zu  erörtern.  In  der  spec.  Lehre  handelt  es  sich  dann  mehr  nur  um  die  weitere  Aus- 
führung der  Untersuchung,  wie  die  festgestellten  Principien  im  Einzelnen  zu  ver- 
▼irklichen  sind.  Hier  ist  das  steuertechDische  Detail  die  Hauptsache.  Im  Unterschied 
von  Eau's  Werk  mrdi  daher  die  allgemeine  Steuerlehre  im  Folgenden  viel  umfang>- 
roicher  und  behandelt  eine  Menge  Puncte.  welche  Rau  noch  kaum  berührte  oder  doch 
nicht  im  Zusammenhang  mit  den  volkswiithschaftlichen,  politischen,  socialen  Verhält- 
nissen und  mit  der  ganzen  geschichtl.  Entwicklung  des  Ydk»-  u.  Staatslebens  brachte. 
Namentlich  die  Untersuchungen  des  folgenden  1,  TIauptabschn.  der  1.  Abth.  fehlen 
daher  bei  Rau  fast  ganz,  bis  auf  ein  paar  einschlagende  Bem^kongen  in  seiner 
Einleitung  §.  247—249. 
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IL  —  §.  330.  Vorläufige  Feststellung  einiger  Haupt- 
pnncte  der  Terminologie.  Diese  steht  in  Theorie  und  Praxis 
nicht  endgUtig  fest  und  bietet  mandie  Schwierigkeit,  weil  sie  mit 
den  Principien  der  Bestenening  selbst  znsammenhSiigt  In  späteren 
Abschnitten,  besonders  in  demjenigen  vom  Steuersystem  nnd  den 
Steuerarten,  wird  daher  auch  genauer  auf  einige  der  Controvcrsen 
der  Terminologie  und  der  Classification  der  Steuern  einzugehen 
sein.  Es  ist  jedoch  unvermeidlich,  schon  hier  einige  Hauptpunkte 
der  Terminologie  vorläufig  festzustellen,  um  im  weiteren  Verlauf 
von  bestimmten  technischen  Ausdrücken  Gebrauch  machen  zu 
können.  Zn  diesem  Zwecke  werden  hier  die  Begriffe  Steuer- 
quelle  und  Bemessungsgrundlage;  dann  yerschiedene 
technische.  Ausdrücke  des  Steuerwesens  wie  Steuersubject, 
-Object,  -Einheit  oder -Fuss  und  damit  zusammenhängende;  endlieb 
der  Begriff  „Steuersystem^'  erläutert  und  werden  die  wichtigeren 
Ei nth eilungen  der  Steuern  vorgeführt  und  characterisirt. 

A.  Steuerquelle  und  Bemessungs-  (Umlegungs-,  Ver- 
theilnngs-,  auch  Veranlagungs-)  Grundlage  oder  Steaer- 
object  (in  diesem  Sinne)  s.  unten  §.  370  ff. 

Steuerquelle  ist  deij^uge  Guter-  bez.  Wertbbetrag,  aus  dem 
die  Steuer  reell  entrichtet  (gezahlt,  getragen),  Bemessungs« 
gmndlage  dagegen  die  Thatsache  bez.  das  Objeet,  nach  weldiem 
die  Steuer  umgelegt  wird.  Steaerquelle  und  Bemessungsgrnnd- 
lage  können  identisch  sein,  sind  dies  aber  nicht  nothwendig. 
Ersteres  ist  z.  13.  der  Fall  bei  der  gewöhnlichen  Einkommensteuer, 
wogegen  bei  den  üblichen  Vermögenssteuern  zwar  das  Vermögen, 
bei  den  Verbrauchssteuern  der  Verbrauch  die  Bemessungsgrundlage, 
aber  das  Einkommen  die  Steuerquelle  ist 

1)  Ausdrücke  wie  „VermOgenssteuer^S  „Kapitalsteuer''  haben 
daher  eine  wohl  zu  unterscheidende  Doppelbedeutung:  sie  können 
ebensowohl  Steuern  bezeichnen,  bei  denen  das  Vermögen,  das' 
Kapital  die  Steuerquelle,  als  die  Bemessuogsgrundlage  ist.  Meistens 
bedeuten  sie  letzteres,  d.  h.  es  handelt  sich  um  nominelle 
(scheinbare)  Vermögens-  und  KapitaLsteuem,  die  nur  nach  dem 

^  Vgl.  Bau,  I,  §.  254,  281  iF..  291  IT.,  mit  dem  ich  in  termtnologisclien  Pnnetoii 

mehr  als  in  principiellen  tibereinstimme.  Stein,  4.  Aufl.  I,  433  ff.,  der  «rerade  in 
der  Terminologie  oft  sehr  willkührlich  ist  und  unnöthif,^  von  der  bisheri^^ou  al)w-cirlit 
Beachtenswerth  auch  Kock,  zVbgaben,  §.  14  u.  pa^äim.  Eine  Auseiiiandcrsetiiuug 
mit  Stein  n.  A.  Uber  einzelne  technische  Bezeichnangen  wird  absichtlich  auf  die 
späteren  Abschnitte  verschoben.  In  diesen  erfolgt  auch  die  Begründung  derjenigen 
termiAoloj^scbea  Pancte,  welche  mit  der  AuüiteUimg  des  Steaeisystems  iu  Yerbiadimg 
Blähen. 
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Vemi^^en  aufgelegt,  aber  in  Wirklichkeit  Einkommensteuern  sind. 
Im  Unterschied  davon  lässt  sich  eine  Venndgens-  oder  KapitaL»- 
stener  der  ersten  Art  als  eine  eigentliche  (wahre,  reelle) 
heseichnen,  die  wirklioh  ans  dem  Vermögen  einer  Person  iljei.  w. 
entrichtet  wird,  dasselbe  vermindert.  Ob  eine  nominelle  Ver* 
mögensstener  zu  einer  reellen  oder  eine  Einkommensteuer  zn  einer 
eigentlichen  Vermögenssteuer  wird,  hängt  öfters  von  der  speciellen 
Art  der  Steuer  und  von  der  Erhebungsart  (z.  B.  bei  Erbschafts- 
steuern, Besitzwecbselabgaben) ,  ferner  namentlich  von  der  Höhe 
des  Stenersatzes  ab.  Fttr  die  richtige  endgiltige  Rubricimng  einer 
solchen  Stener  ist  die  thatsäehliohe  Wirkung,  nieht  die 
Voranssicht  oder  Absieht  des  Gesetzgebers  massgebend. 

2)  Mehrfhch  ist  hier  anch  wieder  die  strenge  Scheidung  des 
Volks-,  und  des  einzel-,  bez.  privatwirthschaftlichen  Stand- 
puncts  zur  richtigen  Beurtheilung  des  Wesens  von  Steuern  gleichen 
Namens  geboten,  so  besonders  bei  den  Vermögens-  und  Kapital- 
stenern. Eine  solche  Steuer  kann  einzel-  oder  privatwirthschaftlicb 
vielleicht  eine  reelle  Vermögenssteuer  sein,  welche  ans  dem  Ver- 
mögen einer  Person  entrichtet  wird:  so  die  meisten  Erbschafts- 
Stenern,  manche,  besonders  sehr  hohe  Besitswechselabgaben  z.  B. 
bei  Verkftnfen  von  Gmndeigenthmn.  Damit  ist  diese  Stener  ab^ 
noch  nicht  nothwendig  eine  eigentliche  Vermögensstener  imvolks- 
wirthschaftlichen  Sinne,  welche  zugleich  das  gesammte  Volksver- 
mögen vermindert.  Sie  überträgt  vielmehr  möglicher  Weise  nur 
Vermögen  von  einer  Wirthschaft  an  andere,  direct  oder  indirect. 
So  kann  die  Wirkung  von  Erbschaftssteuern  sein,  wenn  ihr  Ertrag 
dem  Staat  oder  der  Gemeinde  zu  Kapitalanlagen  dient  oder  all- 
gemein, wenn  eine  solche  oder  ähnliche  Stener  nnr  znr  Erleiehtermig 
der  Steuerlast  Dritter,  z.  B.  Aermeier,  führt  und  von  diesen  ver- 
WtnissmSssig  mehr  eigenes  Kapital  erspart  wird. 

B.  —  §.  331.  Verschiedene  technische  Ausdrücke 
des  Steuerwesens.    S.  bes.  unten  Hauptabschn.  4  d.  1.  Abtheil. 

1)  Steuersiibject  oder  Steuerpflichtiger  ist  diejenige 
Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zu  zahlen  ist.  Im 
Gegensatz  dazu  ist  Steuerobj ect,  in  einem  dem  im  vorigen  §. 
erwähnten  ähnlichen,  ab&t  nieht  gleichen  Sinne,  der  Umstand, 
dessentwegen  und  insbesondere  die  Sache,  fttr  welche 
(wegen  des  Besitzes,  Verbrauchs  derselben  u.  s.  w.)  die  Steuer 
zn  zahlen  ist,  z.  B.  der  „Einkommenbezug'',  der  „Vermögensbesitz", 
das  Haus,  das  Grundstück,  der  Hund,  die  und  die  einzelne  Waare. 
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2)  Steuerzahler  ist  der,  welcher  als  Steaergabject  die  Steuer 
zaerst  entrichtet  oder  auslegt,  also  im  Normaifall  der  Geld- 
Steuer  sie  ans  sdner  Kasse  bestreitet;  Steuerträger  der,  welcher 
sie  endgiltig  aus  seinem  Einkommen  oder  Vermögen  deelLt 
Steuerzahler  und  Steuerträger  können  identlsoh  sein  und  sollen 
das  mitunter  nach  der  Absicht  oder  wenigstens  na6h  der  Voraus- 
sicht des  Gesetzgebers,  wie  bei  den  unten  zu  erwähnenden  sogen, 
„directen"  Steuern  (§.  338,  388)  auch  sein.  Sie  können  und 
sollen  eventuell  aber  auch  verschieden  sein,  wie  bei  den  sogen- 
,)indirecten'^  Steuern.  Verkehrsprocesse ,  welche  man  als 
,,Ueberwälzung''  zusammenfaßt  (§.  382  ff.)  bewirken,  dass 
Tielfach  der  Stenertrilger  ein  anderer  als  der  Steuerzabler  wird. 

8)  Steuereinbeit  ist  das  einzelne  Steuerobject  nacb  Zahl, 
Maass,  Gewiebt  u.  s.  w.  bestimmt,  naeb  welchem  die  Steuer  be- 
messen wird,  z.  B.  der  „Kopf%  oder  der  „männliche  Kopf,  oder 
der  „Kopf  des  und  des  Alters",  oder  die  „Familie",  wonach  Kopf- 
und  Familiensteuern;  „ein "  Gewerbebetrieb,  „ein  Hundert"  Ertrag 
von  Grnndstticken ,  Häusern,  Gewerben,  vom  Einkommen,  vom 
VermOgenswerth,  nach  welchen  Ertrags -,  Einkommen-,  Vermögens- 
steuern; „ein  Eimer''  Maische,  nacb  dem  Branntweinsteuern;  „ein 
Gentner''  Gewiebt,  nacb  dem  Zolle  und  Aceisen;  „ein".Gontract, 
Yollmaebt,  Urkunde,  wonacb  Verkebrssteuem  in  Stempelform  be- 
messen werden. 

Steuersatz  ist  dann  der  Betrag,  welcher  von  der  Steuereinbeit 
als  Steuer  erhoben  wird,  z.  B.  2  Rubel  vom  Kopf,  4  vom  Hundert 
des  Hausertrags,  3  vom  Hundert  des  Einkoramens,  1  Thaler  von 
einer  Vollmacht,  20  Mark  vom  Centner  KatTee  u.  s.  w.  Mit  dem 
Begriff  des  Steuersatzes  ist  eigentlich  der  des  Steuer fnsses  gleieh- 
bedeutend.  Doch  wird  letzterer  Ausdruck  auch  wohl  auf  die  Fälle 
bescbränkt,  wo  die  Steuereinheit  in  einem  Geldwertbbetrag, 
wie  bei  Einkommen-,  allgemeinen  Vermögens-,  den  meisten  Ertrags- 
stenem,  auch  vielen  Verkehrsstenern  besteht,  im  Unterschied  von 
den  Fällen,  wo  die  Steuereinheit  eine  Person  selbst  oder  ein 
Geschäftsbetrieb  oder  eine  Sache  ist  und  wo  man  dann  nur  vom 
Steuersatz  spricht. 

4)  Steuerkataster  nennt  man  insbesondere  bei  den  sogen. 
Real  steuern  des  Ertragsstenersystems  die  amtlichen  Sammlungen 
der  Tbatsaeben  zur  Festeitellung  der  Steuersubjecte  und  -objecto 
sowie  zur  Ermittlung  der  individuellen  Steuersebuldigkeiten  der 
einzelnen  Steuerpflichtigen.  So  spricht  man  namentlich  von  Grund-, 
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Gebäude-,  Gewerbesteuer- Kataster.  Analog  lässt  sich  aber  auch 
bei  anderen  directen  Steuern,  z.  B.  den  Leihzins-,  Vermögens-, 
den  Luxussteuern,  selbst  bei  gewissen  indirecten  Verbrauchssteuern, 
nemlich  bei  denjenigen,  welche  sich  an  den  Betrieb  eines  inländischen 
Unternehmens  knttpfen,  von  Stenerkatastem  reden. 

5)  Stenerrollen  oder  Stenern sten  sind  die  namensweisen 
amtlichen  Verzeichnisse  der  Stenersnbjecte  mit  Angabe  des  sehnl- 

.  digen  Steuerbetrags  eines  Jeden.  Sie  kommen  speciell  bei  den 
sogen,  directen  Steuern  vor,  ergeben  sich  bei  manchen  davon  als 
Auszüge  aus  den  Katastern,  werden  aber  auch  wohl  selbständig, 
z.  B.  ftlr  Kopf-,  Einkommensteuern  aufgestellt. 

6)  Steuert arife  sind  die  amtlichen  Verzeichnisse  der  Steuer- 
einheiten und  Steuersätze  immer  je  fUr  eine  Beihe  einzelner  Stener- 
objeete,  welehe  zu  einer  bestimmten  Stenergattong  gehören.  Sie 
finden  sieh  speciell  bei  den  sogen,  indirecten  Verbrauohssteuem. 
So  die  Zolltarife,  mit  der  Gliederung  in  Bin-,  Aus-  und  Durch- 
fuhrtarif; die  stadtischen  Thors teuertarife,  die  Ver k ehrsstcucr- 
tarife,  die  Stempeltarife,  wie  anderseits  die  verschiedenen  Ge- 
bührentarife, z.  B.  für  Leistungen  der  Post,  Telegraphie,  der 
Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  u.  s.  w. 

Zahlreiche  weitere  technische  Ausdrücke  des  Steuerwesens 
beziehen  sich  mehr  auf  Einzelheiten  der  Steuerverwaltung  and 
können  hier  noch  übergangen  werden.  Dartiber  wie  auch  über 
Fragen,  wdehe  sich  an  die  erlüuterten  Begriffe  anscUtessen, 
Näheres  im  4.  Hauptabschnitte  der  1.  Abtheilnng  dieses  Kapitels. 

C.  —  §.  332.  Steuersystem  und  Steuerarten. 

Ersteres  bezeichnet  den  Inbegriff  der  verschiedenen  Steuern, 
durch  welche  die  Besteuerung  im  erforderlichen  Umfang,  daher 
mit  dem  gebotenen  Gesammtertrage ,  unter  Berücksichtigung 
der  obersten  Besteuerangsgrundsätze  durchgeführt  wird  oder 
werden  soll. 

Die  einzelnen  Steuern  bilden  nach  gewissen  gemeinsamen 
Merkmalen  Steuerarten  oder  -Gattungen  oder  Steuerkate- 
gorie en.  Man  kann  hierbei  drei  Eintheilungsprincipien  benutzen : 
nach  der  verschiedenen  Steuer (ju eile,  der  verschiedenen  He- 
messungsgrundlage  und  der  verschiedenen  Erhebungsart. 

1)  Nach  der  (einzelwirtbschaftlichen)  Steuerquelle  sind 
Vermögens-,  bez.  Kapital-  und  Einkommensteuern  zu  unter- 
scheiden. Zu  letzteren  gehören  hier,  wenigstens  nach  ihrer  meistens 
beabsichtigten  und  gewöhnlich  auch  allein  eintretenden  Wirkung, 
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ausser  den  den  Namen  Einkomraensteuern  ftthrenden  Steuern  die 
unten  erwähnten  sogen.  Ertrags-,  Verbrauchs-  und  die  meisten 
Yerkehrssteuern. 

Die  im  Folgenden  dargelegte  Eintheilung  der  Vermögens* 
und  Kapitalsteuern  nach  dem  Ursprung  nnd  Umfang  der  hesteuerten 
WerthbetrSge  läset  sich  anch  anf  die  eigentlichen  Vermögens- 
Btenenii  bei  denen  das  Vermögen  die  Stenerqnelle  ist,  anwenden. 

§.  333.  —  2)  Nach  der  Bemessnugsgrundlage  sind  yer- . 
sehiedene  Eintheilungen  der  Stenern  möglich^  insbesondere:  a)  Ver- 
mögens- (Kapital-)  und  Einkommensteuern;  h)  Ervverbs-, 
Besitz-  und  Gebrauchssteuern;  c)  Personal-  und  Real- 
steuem;  d)  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern;  ej  all- 
gemeine oder  eigentliche  Ertrags-,  specielle  Ertrags- 
oder Verkehrs-  und  Einkommensteuern.  Mehrfach  sind  diese 
Eintheilungen  mit  «inander  zu  eombiniren  oder  gehen  selbst  in 
einander  Uber,  wie  die  unter  Cbiflfre  b  nnd  d  genannten  Stenerarten. 

a)  Vermögens-  nnd  Einkommenstenem. 

Die  hierher  gehörigen  Vermögenssteuern  sind  die  nominellen. 
Bei  ihnen  dient  der  Besitz  einer  Person  an  Werthobjecten  als 
Bemessungsgrundlage  der  Besteuerung:  insol'eru  gehören  sie  anch 
zu  den  in  §.  334  genannten  Besitzsteuern.  Einkommensteuern  im 
gegensätzlichen  Sinne  zu  Vermögensstenern  sind  dann  solche 
Stenern,  bei  denen  das  irgend  wie  ermittelte  Einkommen  (der 
Erwerb)  oder  Thatsachen,  aus  welchen  auf  das  Einkommen  rttck- 
geschlossen  wird,  die  Bemessnngsgrnndlage  bilden.  Hier  handelt 
es  sieh  daher  wesentlieh  um  die  in  §.  334  besproeh^en  Erwerbs- 
und Gebrauchssteuern. 

Je  nach  dem  Ursprung  der  bezüglichen  Werthbeträge  und 
nach  dem  Umfang  der  Besteuerung  ergiebt  sich  für  die  (nomi- 
nellen wie  reellen)  Vermögenssteuern  weiter  folgende  Eintheilung: 
a)  Die  Steuer  kann,  was  den  Ursprung  des  Besitzes  anlangt, 
sieh  richten,  einmal  nach  dem  „normalen''  Werthbetrag,  den  eme 
Person  ans  ihrem  selbst  erworbenen  Einkommen  in  ihrem  Ver- 
mögens- bez.  Kapitalbesitz  ,,anlegte'';  oder  zweitens  allein 
oder  mit  nach  demjenigen  Werthbetrag,  der  zn  diesem  Besitz 
ohne  ihre  persönliche  Leistung  „zufällig"  hinzugewachseu 
ist.    Im  letzteren  Fall  entstehen  Steuern 

aa)  auf  den  Werthzuwachs  aus  „Conjuncturengewinnsten"  (Grund- 
eigenthum!), sowie  aus  reinen  Spielgewinnsten  (Lotterie)  (§.  462  ff.). 

bb)  auf  den  Anfall  aus  Erbschaft,  Legat,  Geschenk  (§.  468). 
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ß)  Nach  dem  Umfang  sind  zu  unterscheiden: 

aa)  Allgemeine  Vermögenssteuern,  welche  das  gesaramte, 
wie  immer  beschaffene  Vermögen  einer  Person  (Gebrauchsvermögen^ 
insbesondere  Nutz  vermögen ,  wie  Kapital,  Immobil-  wie  Mobüver- 
mögen)  treffen  (§.  473),  und 

bb)  partielle  VermögeDBStoaern,  welche  eine  bestimmte  Kate- 
gorie des  Vermögens  einer  Person  oder  selbst  nur  Tbeile  einer 
solchen  Kategorie ,  s.  B*  nnr  das  Kapital  oder  nnr  das  Nntzver- 
mOgen,  nnr  das  Immobil-  oder  nnr  das  MobilTermögen  oder  gewisse 
Bestandtheile  jeder  dieser  Gattungen  belasten.  Einzelne  der  sogen. 
Luxus.steuem,  z.  B.  auf  den  Besitz  von  Wagen  ,  Gold-  und  Silber- 
geschirr u.  dgl.  sind  Beispiele  von  ganz  speciellen  partiellen  Ver- 
mögenssteuern (§.  474  ff'.). 

§.  334.  —  b)  Erwerbs-,  Besitz-  nnd  Gebrauchssteuern. 
Diese  fiintheilnng  der  gesammten  Stenern  wird  in  der  späteren 
Untersnehnng  über  die  finanzwissenscbaftliohe  Bildung  des  Stener- 
'  Systems  genaner  erOrtert  werden  (§.  438  ff.).  Sie  ist  in  dieser  Weise 
ungewöhnlich,  möchte  aber  für  die  Fragen  des  Stenenystems  be- 
sonders passend  sein. 

Auch  diese  Unterscheidung  ist  eine  solche  nach  der  Be- 
messungsgrnndlage  (§.330).  Erw  er  besteuern  in  diesem  all- 
gemeinsten iSiune  (im  engeru  binne  kommt  der  Ausdruck  mehr- 
fach in  Theorie  nnd  Praxis  vor,  z.  B.  ftlr  verallgemeinerte  Gewerbe- 
steaerOi  £mkommensteaem)  sind  Stenern,  welche  das  Einkommen 
nnd  Vermögen  eines  zu  Bestenemden  im  Erwerb,  d.  h.  in  der 
technisch -ökonomischen  nnd  rechtliohen  Entstehung  bei  ihm, 
als  „sein"  Einkommen  oder  Vermögen,  aufsuchen.  Besitzsteuem 
sind  diejenigen,  welche  das  Einkommen  oder  Vermögen  des  Einzel- 
nen in  dessen  Besitz  verfolgen.  Gebrauchssteuern  endlich 
sind  Steuern,  welche  sich  an  den  Gebrauch  von  Einkommen 
oder  Vermögen  oder  Theilen  davon  anknüpfen,  daber  namentlich 
bei  der  Verausgabung  von  Einkommen  (im  arbeitstheiügen 
Verkehr),  bez.  beim  „Verbrauch''  und  bei  der  Benutzung  Ton 
Vermögensobjeeten  Seitens  einer  Person  vorkommen.  Practiseh 
und  theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  erste  und  zweite  Gattung. 

a)  Die  E  rwerbs steuern  zerfallen  in  diejenigen  auf  den 
berufsmässigen  Ervverb,  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  Rechtsgeschäfte  und  auf  den  Erwerb  durch  Anfall 
(wie  Erbschaft,  Geschenk)  und  durch  Werthzuwachs  ohne 
eigene  wirthschattliche  Leistung  des  Erwerbers  (§.  441  ff.). 
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aa)  Die  Steaem  auf  den  benifsmilsBigeii  Erwerb  sind  wieder 
entweder  Snbjeet-  oder  Objeetstenem.  Jene  knüpfen  sieh  an 

die  Person  des  Erwerbers,  welche  Einkommen,  Erträge,  Vermögen 
in  sieb  als  in  der  Kechtspersönlichkeit  zusammenfasst.  Dabin 
gehören  namentlich  Kopf-,  Familieu-,  allgemeine  Vermögens-, 
besonders  die  nominellen  sogen.  „Einkommensteuern".  Die  Object- 
steuern  halten  sich  an  die  Erträge  gebenden  oder  doch  Ertrags- 
fähigkeit besitzenden  Objecte  als  solche,  ohne  nähere  Rück- 
sicht auf  die  die  Erträge  mit  bewirkende  nnd  sie  beziehende  Person. 
Solche  Stenern  sind  die  nnten  genannten  Ertrags  Stenern."  Diese 
Sabject-  nnd  Objeetstenem  bilden  einen  Hanpttheil  der  in  §.  336 
besprochenen  sog.  „Schätzungen",  und,  wegen  ihrer  üblichen, 
übrigens  nicht  allein  vorkommendeil  Erhebungstorm,  der  sogen, 
„directen"  Steuern  (§.  338,  442  ff.). 

bb)  Die  Steuern  aul  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  durch  die  bezüglichen  Bechtsgeschäfte  im  Verkehr  kann 
man  mit  Stein  (übrigens  nicht  ganz  in  demselben  Umfang  nnd 
nicht  mit  ganz  deiselben  Begründung  wie  er)  Verkehrs  Stenern 
nennen.  Sie  werden  vielfach,  wie  gewisse  Gebtthren,  in  Stempel- 
form erhoben,  denn  der  Stempel  ist  keine  Steaerart,  sondern 
eine  Stener-  und  Gebühren crhebungs form  (§.  320),  verbinden 
sich  auch  öfters,  im  einzelnen  Fall  untrennbar,  mit  Gebühren.  Sie 
werden  gewöhnlich  zu  den  „indirecten"  Steuern  gerechnet, 
meistens  mit  Unrecht,  da  sie  vielmehr  in  der  Kegel  „directe" 
sind,  d.  b.  den  Steuerzahler  auch  als  Steuerträger  treffen  oder 
doch  treffen  sollen.  Sie  haben  nur  auf  der  anderen  Seite  mit  den 
sog.  Verbrauchsstenem  darin  eine  AehnHobkeit,  dass  sie  nur  in 
Folge  bestimmter,  mehr  oder  weniger  vom  Willen  einer  Person 
abhängiger  Handlungen  oder  Vorgänge  im  Verkehr  eintreten.  S.  u. 
§.  337,  453  ff. 

cc)  Die  Steuern  auf  den  Erwerb  durch  Anfall  und  durch 
einen  vom  betreffenden  ökonomisch  nicht  „verdienten'^  Werth - 
Zuwachs  sind  Steaem  auf  Spielgewinnste,  auf  Erbschaften 
nnd  Geschenke  nnd  auf  den  specnlativ  erstrebten  oder  ganz 
zufälligen  Conjnnctnrengewinn.  Die  betreffenden  Stenern  ge- 
hören als  selbständige  Stenern  zn  den  direeten  nnd  m^t 
zu  den  Schätzungen.  S.  n.  §.  459  ff. 

ß)  Die  Besitz  steuern  können  auch  als  Formen  der  vorher- 
gehenden Steuergattung  vorkommen.  Es  gehören  von  selbständigen 
Steuern  dahin:  allgemeine  Vermögenssteuern,  partielle 
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Vermögen 8 steuern  von  Katego rieen  von  Yenndgensobjecten 
und  Stenern  yon  einzelnen  Objecten  des  NntzyermOgens,  wie 
die  sogen,  directen  Lninsstenem,  die  anderseits  wieder  Ge- 
brauchs steuern  sind.  Alle  diese  Steuern  sind  gewöhnlich  directe 
Steuern  und  zum  Theil  Schätzungen.    8.  u.  §.  471  fF. 

y)  Die  Gebrauchs  steuern  zerfallen  in  die  Verbrauchs- 
steuern von  einzelnen  sachlichen  Consumptibilien  und 
in  die  Stenern  von  Nutzungen  des  Nutz  Vermögens,  bez.  einzelner 
Objecto  desselben,  sowie  von  gewissen  persönlichen  Genttssen. 
Die  Yerbranehssteuern  sind  meistens  die  practisch  wiobtigste  Steuer- 
gattung der  modernen  Staatsbestenemng  geworden.  Sie  sind  es, 
welche  man  bänfig  schlechtweg  als  ,,indirecte"  Stenern  bezeichnet 
(§.  338),  weil  sie  im  heutigeii  Verkehr  gewöhnlich,  aber  nicht  aus- 
schliesslich, indirect  erhoben  werden.  Sie  sind  den  Schätzungen 
gegenüber  zu  stellen.  Die  Nutzungssteuern  sind  auch  Ge brauch s- 
steuem,  werden  aber  regelmässig  direct  erhoben  und  erscheinen 
zugleich  als  Besitzstenern  und  als  Schätzungen.  S.u.  §.476  ff. 

Einige  weitere  BemerlLungen  Aber  die  Erwerbs-,  Besitz-  und 
Gebrauchssteuem  schon  in  §.  336, 337,  eingehend  darttber  in  §.  440fil 

§.  335.  —  c)  Personal-  und  Realsteuem. 

a)  Ganz  allgemein  genommen  bezeichnen  beide  Ausdrücke 
ziemlich  dasselbe  wie  die  im  vor.  §.  erwähnten  Subject-  und 
Object  steuern:  Personal  steuern  sind  solche,  welche  sich  nach 
persönlichen  Verhältnissen  des  Steuerpilichtigen  oder  nach  Ein- 
kommen- und  Vermögens  Verhältnissen,  welche  in  ihm  („sab- 
jectiv'^)  zusammengefasst  werden,  richten;  Realsteuem  da- 
gegen solche,  welche  sich  an  die  vom  berechtigten  Individuom 
getrennt  betrachteten  G^objectivirten'')  VermOgensverhait- 
nisse  kntipfen.  Personalstenem  sind  daher  die  Kopfsteuern,  die 
Familiensteuern  (auch  wohl  reine  Personalsteuern  genannt,  wenn 
auf  Vermögenslage,  Art,  Grösse  des  Einkommens  dabei  gar  keine 
Kücksicht  genommen  wird).  Personalsteuern  in  diesem  Sinne  sind 
aber  auch  die  allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
welche  nach  einer  auf  genereller  Abschätzung  oder  Selbstangabe 
beruhenden  Bemessung  des  gesammten  EinlLommens  oder  Vermögens 
einer  Person  aufgelegt  werden.  Realsteuem  dagegen  sind  Steuern, 
welche,  ohne  ROcksicht  auf  die  sonstigen  persOnliehen  Verhftltnisse 
des  Eigenthümers,  auf  Vermögensobjecte  als  solche  gelegt  werden, 
z.  B.  auf  den  Grund  und  Boden,  die  Gebäude,  auf  Theile  der 
beweglichen  Productionsmittel  (des  Kapitals),  des  Nutzvermögens 
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imd  nach  Anzahl^  Umfange  Werth  u.  8.  w.  dieaer  Objecto  bemessen 
werden. 

ß)  In  verwandtem,  aber  etwas  speeieilerem  nnd  nooh  mehr 
ftnsserlichem  Sinne  nennt  man  aneh  einige  besondere  Stenern, 
nemlich  die  Grund-  nnd  Hansstener,  mitunter  anoh  die  Gewerbe- 
steuer Real  steuern,  zum  Unterschied  von  Lohn-,  Besoldungs- 
steuern und  den  verschiedenen  Formen  der  EiukommensteuerD, 
als  den  Personal  steuern.  Diese,  übrigens  nicht  feststehende  und 
für  die  Gewerbesteuer  auch  nicht  ganz  zutreffende  Terminologie 
wird  u.  A.  bei  den  einzelnen  Steuern  des  hernach  zu  erwähnenden 
(modernen)  firtragsstenersystems  gebraucht. 

§.  336.  —  d)  Sehatzungen  und  Verbrauchssteuern. 
Diese  schon  in  §•  334  nach  einer  Seite  behandelten  Steuern  ver- 
langen noch  eine  andere  vorUlufige  Erörterung  zur  Gharacteristik 
ihres  Wesens  und  ihrer  Erscheinungsformen. 

a)  Unter  dem  etwas  alterthlinilichen ,  im  heutigen  Sprachge- 
brauch selten  gewordenen,  aber  ganz  guten  Namen  Schätzungen" 
kann  man  mit  Kau  (I,  §•  292;  diejenigen  Steuern  zusammenfassen, 
welche  bestimmten  einzelnen  Personen  aufgelegt  werden  auf 
Grand  bestimmter  Thatsachen  ihrer  individuellen  Lebens-, 
Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse  und  der  in  diesen  That- 
sachen sich  äussernden  Steuer fähigkeit.  Nach  Thatsachen 
der  Lebensverhältnisse  ergeben  sich  allgemeine  oder  partielle  Kopf- 
steuern (z.  B.  bloss  für  die  männliche  oder  für  die  Bevölkerung 
über  einem  gewissen  Alter),  Familien-,  Herdsteuern,  reine  Personal- 
steuern. Nach  Thatsachen  des  Besitzes  oder  Erwerbs,  Einkommens 
u.  s.  w.  werden  Schätzungen  unter  dem  besonderen  Namen  von 
allgememen  und  partiellen  Vermögens-,  Kapital-,  Grund-,  Haus-, 
Gewerbe-,  Ertrags-,  Emkommen-,  Erbschaftssteuern  aufgelegt  In 
vielen  der  letzten  Fälle  knflpft  die  Besteuerung  an  den  Process 
des  Erwerbs  oder  der  Gewinnung  des  Emkommens,  der 
Production  des  einzelwirthschaftlichen  Reinertrags  an.  Mit  Rück- 
sicht darauf  lassen  sich  Schätzungen  dieser  Art  auch  wohl  wie  in 
§.  334  Erwerbs  -  (allenfalls  auch Productions-) Steuern  nennen, 
im  Gegensatz  zu  der  folgenden  Kategorie. 

ß)  Verbraachssteuem  (auch  Yerzehrungs-,  Consum- 
tions-,  Aufwands-,  Yerwendungs steuern  genannt),  richtiger 
indessen  zunächst  noch  genereller  als  Gebrauchssteuem  zu  be- 
zekhnen,  sind  nemlich  umgekehrt  Steuern,  welche  sich  an  den 
Process  der  Verwendung  oder  Benutzung  des  Vermögens 

A.  Wagunr,  Finaanrisseiuchaft.  n.  11 
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fUr  Zwecke  der  BedUrfnissbefriedigung  und  namentlich  an  die 
Verausgabung  des  Einkommens  knüplen.  Sie  treffen  daher 
nicht  im  Voraus  bestimmte  einzelne  Personen,  sondern  jeden  Be- 
liebigen dann,  aber  auch  nnr  dann,  wenn  er  eine  bestimmte 
Verwendung  oder  Bennteimg  des  Vermögens  oder  eine  bestimmte 
Ansgabe  macht,  an  welche  das  Gesetz  eine  Steuer  ansehliesst 
Wichtigere  Beispiele  sind:  die  Wohnung»-  (Hieth-)  Steuer  des 
Hausbewohners,  die  sogen.  Luxnsstenem  für  einen  Besitz  oder  fttr 
eine  Einkomraenverwendung,  welche  einen  gewissen  grösseren  oder 
aparten  Aufwand  darstellen  (Wagen-,  Schmuck-,  Hunde-,  Bedienten- 
steuern u.  dgl.  m.);  besonders  aber  die  im  engeren  Sinne  passend 
allein  sogenannten  Verbrauchssteuern  auf  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittel, wie  Mehl,  Brot,  Fleisch,  Salz,  Getränke,  Tabak,  Zacker  und 
andere  Colonialwaaren ,  sowie  auf  einige  andere  Artikel,  auch  auf 
Roh-  und  Hilfsstoffe  zur  Verarbeitung,  wie  Brenn-  und  Baumaterial, 
auf  Artikel  für  höhere,  selbst  fttr  geistige  Bedürfnisse,  wie  Papier, 
Kalender  n.  v.  a.  m. 

In  einem  theils  gleichen,  theils  sehr  ähnlichen  gegensätzlichen 
Sinne  werden  öfters  in  der  Praxis,  im  populären  Sjirachgebrauch 
und  auch  von  einzelnen  Theoretikern  statt  der  Ausdrücke  „Schätzun- 
gen" und  „Verbrauchssteuern"  die  Ausdrücke  „directe"  und  „in- 
directe"  Steuern  gebraucht  Das  unterbleibt  aber  besser  (§.  338) 
und  wird  auch  nicht  gentigend  dadurch  gerechtfertigt,  dass  die 
Scbatzungen  zumeist  (aber  nieht  ausschliesslich)  nach  der  £r- 
hebnngsart  directe,  die  Verbrauchssteuern  gleichfalls  nur  zumeist 
indirecte  sind. 

§.  337.  —  e)  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Einkommen- 
steuern. Auch  diese  schon  in  §.  334  berührte  Unterscheidong  ist 
hier  noch  etwas  weiter  zu  characterisiren. 

Die  £intheilung  beruht  auf  der  Verschiedenheit  des  Ver- 
fahrens, welches  man  einschlägt,  um  die  Steuerschuldigkeiten 
richtig  zu  ermitteln,  d.  h.  verhältnissmassig  oder  den  EIrwerbsTer-. 
hältnissen  entsprechend. 

a)  Bei  den  (allgemeinen)  Ertrags  steuern  geht  man  auf 
die  Haupt  quell  eil  der  einzelwirthschaltlichen  Reinerträge  zurück 
und  sucht  im  Anschiuss  an  diese  Quclleu,  als  dieObjeete,  ohne 
Rücksicht  auf  das  wirthschattende  iSubject  und  dessen  specieile 
Thätigkeit,  jedesmal  den  Totalbetrag  des  Keinertrags  einer  solchen 
Quelle  in  einer  einzelnen  Wirtbschaft  zu  ermitteln,  auf  mancherlei 
verschiedene,  in  der  modernen  Besteuerung  oft  auf  ausserordentlich 
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oompHcirte  Weise.  Wegen  dieses  AnsehlosBeB  an  die  Objecte^ 
welche  den  Ertrag  gebeu,  kann  man  diese  Steuern  auch  Object- 
steuern  nennen.  In  der  älteren  wie  in  der  modernen  Besteuerung 
geljören  namentlich  drei  solche  Steuern  hierlier :  die  Grundsteuer 
(besonders,  aber  nicht  ausschliesslich,  von  landwirthschaftlich  be- 
nutztem Boden,  als  Theil  von  ihr  oder  auch  als  besondere  Steaer 
eine  Wald-,  eine  Hansflächen-,  auch  eine  Gefällstener  von  den 
Zehent-  und  ähnlichen  Gefällen  des  Grandherm),  die  Gebäude- 
oder  Haassteoer  des  Eigenthfimers  (im  Unterschied  von  der 
Hans-  oder  Wohnnngsstener  des  Bewohners),  die  Gewerbe- 
steuer (woneben  auch  eine  besondere  Bergwerk-,  Actienge- 
sellschafts-,  Eisenbahusteuer  vorkommt).  Ihnen  reiht  sich 
als  eine  vierte  allgemeine  Ertragssteuer  die  Leihzinssteuer  (von 
der  Eente  verliehener  Kapitalien,  auch  im  engsten  Sinn  „Kapi- 
tal Steuer genannt),  ferner  mitunter  auch  eine  Arb ei ts Steuer  auf 
den  Beinertrag  der  Arbeit  schlechtweg  (directe  Lohn-,  aoeh 
B es oldnngs Steuer)  an.  Doch  liegt  hier  derUebergang  zorEin- 
kommensteaer  nahe  nnd  ist  die  Lohn-  und  Besoldnngssteneri  wie 
anch  die  Steuer  vom  Ertrage  der  Arbeit  in  selbständigen  liberalen 
Berufen  und  wie  die"  Leih ziussteuer  öfters  nur  als  ein  Glied  der 
Einkommensteuer  vorhanden. 

ß)  Die  Verkehrssteuern  (L.  Stein)  sind  den  eben  be- 
sprochenen Ertragssteuern  verwandt  und  können  neben  ihnen 
wohl  specielle  Ertragssteuern  genannt  werden.  Sie  suchen 
nemlich  ebeni'alls  ohne  Bttcksicht  auf  die  sonstige  Lage  des  wirth- 
schaftenden  Subjects  nach  dem  „Beinertrag"  und  iiihren  ihn  auf 
die  einzelnen  Acte  des  Verkehrs  oder  Erwerbs  zurttck,  durch 
welche  er  entsteht  Sie  treffen  daher,  in  dieser  Hinsicht  ähnlich 
wie  die  Verbrauchssteuern,  jeden  Beliebigen  alsdann,  aber 
auch  nur  dann,  wenn  er  einen  bestimmten  solchen  einzelnen  Act  zu 
Erwerbszwecken  und  dabei  dann  mtrthmasslich  entweder  unmittelbar, 
oder  mittelbar  einen  Gewinn  macht,  der  einem  Ertrag  analog  ist. 
Die  Verkehrssteuem  knüpfen  sich  deshalb  namentlich  an  die  ein- 
zelnen Geschäfte  des  Verkehrs,  besonders  an  die  Verträge 
und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Urkunden,  an  Kauf 
und  Verkauf,  Creditgesehäite  u.  s.  w.  an.  Man  hat  sie  auch  als 
„Steuern  für  den  Erwerb  von  Rechten"  (v.  Hock)  be- 
zeichnet, ein  in  der  Regel  zutreifender  Name. 

y)  Die  Einkommensteuern  endlich  suchen,  dem  ökonomischen 
Begriff  und  Wesen  des  Einkommens  gemäss,  die  Besteuerung  un> 
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mittelbar  an  das  (gesammtej  „Einkommen"  eines  Subjects  anzu- 
knüpfen, das  Reinerträge  u.  s.  w.  als  sein  Einkommen  zusammen- 
fasst.  Sie  sind  insofern  recht  eigentlich  Personal  -  und  öubject- 
steuern.  Die  allgemeinen  Einkommensteuern  treffen  gewöhnlich 
jede  Art  Einkommen,  einerlei  welches  gein  Ursprung.  Sie  sind 
Einkommensteuern  im  strengeren  Sinne,  wenn  das  Einkommen  in 
seinem  Betrage  wenigstens  nngefäbr  beziffert  wird  (in  Geld  n.  s.  w.)} 
um  die  Stener  naeh  der  Hdhe  des  Einkommens  umzulegen;  im 
weiteren  Sinne,  wenn  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Personen 
nach  gewissen  allgemeinen  Merkmalen,  der  gesammten  Lebenslage, 
des  Berufs,  Stands  u.  s.  w.  festgestellt  und  danach  abgestufte  Steaer- 
beträge  aufgelegt  werden  f  sogen.  Klassen  steuern). 

§.  338.  3)  Nach  der  Erhebangsar t  oder  nach  dem  Ver- 
fahren,  welches  man  anwendet,  nm  Ton  den  zu  besteuernden 
Personen  die  Steuer  wirklich  zu  erlangen,  unterscheidet  man 
dlTeote  und  indirecte  Steuern. 

a)  „Bichtet  sich  die  Forderung  geradezu  an  die  Personen, 
welche  man  belasten  will,  so  sind  solche  Steuern  unmittelbar 
erhobene,  directe.  Hier  ist  der  Steuerzahlende  zugleich  der 
Belastete." 

b)  „Werden  Steuern  von  Personen  gel'ordert,  die  sie  nach  der 
Absiebt  (oder  der  Voraussicht)  der  Staatsgewalt  nicht  selbst  tragen, 
sondern  von  den  zu  Besteuernden  sich  ersetzen  lassen  sollen,  so 
sind  es  mittelbar  erhobene,  vorgeschossene  oder  in- 
directe Steuern.  Man  setzt  hierbei  voraus,  dass  derjenige,  welcher 
die  Zahlung  an  die  Staatscasse  leisten  muss,  im  Stande  sein  werde, 
die  wie  einen  Vorscbuss  entrichtete  Summe  äuf  diejenigen  überzu- 
wälzen,  welche  man  zu  besteuern  beabsichtigt.  Wenn  der  Ver- 
käufer einer  Waare  eine  Steuer  vorschiesst  und  den  Vorscbuss  in 
dem  um  die  Steuer  erhöheten  Preis  wieder  einzieht,  so  tritt  er 
zwischen  die  zu  besteuernden  Einzelnen  an(^  die  Staatscasse  in  die 
Mitte  und  erscheint  als  Werkzeug  der  Steuererhebung.'^  (Bau,  §.  293.) 

Die  Schätzungen  werden  meistens  direct  erhoben,  die  Ver- 
brauchssteuern dagegen  grOsstentheils  indirect,  weil  es  sich  hier 
nm  eine  Besteuerung  von  Waaren  zu  handeln  päegt  and  es  dabei 
„gewöhnlich  leichter  ist,  die  Steuer  von  den  Verkäufern  (bez.  Pro- 
ducenten)  als  von  den  viel  zahlreicheren  Käufern  entrichten  zu 
lassen.  Es  ist  daher  üblich  geworden,  die  Verbrauchssteuern  in- 
directe, die  Schätzungen  directe  zu  nennen.  Dies  ist  jedoch 
nicht  richtig,  denn  es  giebt  Fälle,  in  denen  diese  Namen  nicht 


Digitized  by  Google 


Dliecte  und  indirecte  Steueio.  165 

zutretend  sind.  Man  kann  SchatzuDgen  naoliweiseii;  welche  indirect 
erhoben  werden,  z.  B.  wenn  der  Pachter  und  Miether  die  Griind- 
nnd  Haassteuer  für  den  Eigenthflmer  auslegt  und  sie  bei  der  Zins- 
zahlung abrechnet»  und  es  können  bei  einer  und  derselben  Schätzung 
beide  Erhebungsarten  vorkommen,  z.  B.  bei  der  GeföU-  und  Zins- 
renten- oder  Leihzinssteuer y  die  bald  beim  Gläubiger,  bald  beim 
Schuldner  erhoben  werden  kann.  Noch  häufigei^sind  Beispiele 
direct  erhobener  Verbrauchssteuern,  z.  B.  die  Wohn-  oder  Mieth- 
steuer  des  Hausbewohners  (die  man  umgekehrt  auch  indirect,  nem- 
lich  durch  VermittiaDg  des  Hauseigenthümers  erheben  kann),  ge- 
wisse Luxussteuern,  Steuern  auf  Hunde,  Pferde, . Wagen,  Abgaben 
vom  Weinkaufe,  beim  Sehlachten,  beim  Einbringen  zoll-  oder  accise- 
pflichtiger  Waaren  fftr  den  eigenen  Hausgebrauch  u.  s.  w/*  (z.  Th. 
naeh  Bau  §.  294). 

Die  wichtigsten  Arten  indireeter  Verbrauchssteuern  sind  die 
Grenzzölle  (besonders  die  Einfuhrzölle);  die  in  Form  von 
Thorabgaben  u.  dgl.  beim  Eingang  in  die  Gemeinden  (Städte) 
auf  Staats-  wie  auf  Communalrechnung  erhobenen  Steuern  von 
mancherlei  Artikeln  (Octrois,  Aufschläge,  Accisen, 
„Manthen'');  die  meistens  beim  inländischen  Producenten 
erhobenen  Stenern  („inländische  oder  innere  Verbrauchs- 
stenem'V  ^  Unterschied  von  den  Einfuhrzöllen,  ebenfalls  Accisen, 
Anfschl&ge,  genannt)  von  Getränken  (Wein,  Bier,  Branntwein, 
auch  beim  Wirth  erhoben),  von  Mehl,  Fleisch,  Salz,  von 
Zucker,  Tabak  und  Tab aki abrikaten,  früher  von  vielen 
anderen  Artikeln;  die  in  Form  von  Monopolien  erhobenen 
Steuern  (Salz,  Tabak,  Pulver).  S.  unten  §.  478  ff. 
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Ente  AUlieUiinff. 
Allgemeine  fSteaerlelure. 

^gl.  Kau,  Fin.  I,  §.  247 — 296.  —  Wesetttlich  von  derselben  Grundanschauung 
ans  yrie  ich  hier,  ▼enn  auch  mit  manch&ch  abweichender  Behandlung  und  Terschie- 
denen  Kcsultaten,  hat  nur  L.  v.  Stein  in  seiner  FiD.wiss.  die  allgemeine  Steuer- 
lohre ebenfalls  stark  in  den  Yordergrund  geschoben,  in  d.  3.  Aufl.  bes.  S.  297^ — 400 
(„allgemeiner  Tlieil'%  dem  dann  auch  der  „besondre''  von  den  einzelnen  Steuern 
handelnde  Theil  folgt),  4.  A.  I,  396,  431,  d.  spec.  8tenerie9ue  jetzt  in  B.  IT.  Ich 
reimochte  mich  Stein's  Schematismen  und  Katetjorieen,  sowie  seiner  gerade  hier  überaus 
künstlichen  und  m.  E.  oft  willkührlichen  und  irreführenden  Terminologie  nicht  oft 
anzuschliossen.  Dabei  rerkenno  ich  jedoch  auch  hier  nicht  die  grosse  Anregung, 
welche  Stein  in  8.  «llgem.  SteneilehTe  für  eine  tiefere  Anffiieraiig  der  Bestenerung 
gegeben  hat,  und  die  vielfachen  geistvollen  Bemerlningen  über  die  Zusammenhänge 
der  Bestenenin2:  mit  den  geschichtlichen,  politischen,  gescll-rlKtftlichen  Verhältnissen. 
Unsere  Hauptdiiierenz  liegt  wohl  in  der  Auflassung  der  Vuiksvrirthschaft  und  des  ihr 
za  Grande  liegenden  Bechta.  Mii  scheint,  daas  der  bahnbrechende  Veffasser  des 
„Social,  u.  Communism.  im  hent  Prankreich"  hier  in  seiner  Theorie  der  Volkswirthsch. 
noch  nicht  die  gerade  seiner  eigenen  Lehre  m.  E.  mit  Nathwendigkeit  entspringende 
Auffassung  der  heutigen  Yolkswirthschait  u.  ihres  Pjivatrechtssystems  gewonnen  hat. 
Aach  ihm  geht  die  vollcswirthsch.  noch  za  sehr  im  privatvirthsch.  System  anf ,  sind 
die  Frivateigenthums-  und  die  gesellschaftl.  Classenordnung  noch  etwas  zu  Absolutes 
(.vgl.  Fin.  3.  Aufl.  S,  314  £,  321  Ii'.).  Sein  Kapitalbegriff  ist  m.  E.  ebenfalls  unhaltbar. 
Ich  beziehe  mich  für  alle  solche  Differenzpuucte  auf  die  Erörterungen  in  meiner 
„Gnmdlegnng*'. 

Die  übrigen  Systematiker  der  Fin.wiss.  stehen  in  der  formellen  Behandlung  des 
(Jegenstands  Rau  nahe.  Hervorzuheben  wegen  guter  Renittrkungen  in  der  allgem. 
Steuerlehre  sind  Malchus,  Fin.  I,  §.  32 — 38  (auch  f.  altere  Liter.),  ümpfen- 
bach,  Fin.  I,  §.  45—74,  f.  Hock,  Offenfl.  Abgaben, §.  1—18,  dem  ich  mich  mehr&ch 
angeschlossen  habe.  Von  Aclteren  sonst  z.  B.  v.  Jacob,  Staatsfin.wis3.  l,  §.  451 — 514; 
Fulda,  Fin.  §.  136—152;  Schön,  Grunds,  d.  Fin.  Kap.  5  u.  6;  Pfeiffer,  Staatseinn. 
II,  Thl.  6;  Bergius,  Fin.  2.  A.  §.  36;  Garnier,  Fin.  ch.  4  u.  ü'.;  Leroy- 
Beaalien ,  Fin.  I,  livre  2,  ch.  2  n.  ff.  —  Ans  der  Liter,  über  Besleaerang:  Marhard , 
Besteuer.,  1.  Abth.  J.  G.  Hoffmann,  Lehre  v.  d.  Steuern,  Abschn.  I,  S.  1  —  94. 
Maurus,  mod.  Besteuer.,  bes.  Kap.  1,  pass.  auch  7  u.  S.  Parieu,  iinpüt  vol.  I. 
Jetzt  bes.  A.  Held,  EinLsteuer,  Kap.  2,  4 — 6;  Fr.  J.  Neum an n ,  progress.  EinLsteucr, 
passim.  Auch  die  (iatachten  des  Vereins  t  Socpolit  Uber  Personalbesteaer.  (Schriften 
Nr.  3,  1S78).  bes.  dasj.  v.  Nasse,  passim.  —  S.  ferner  den  Äbliss  in  Schäffle's 
gesellsch.  System,  2.  A.  S.  531  ff.,  3.  A.  II,  S.  403  IL 

In  allen  Arbeiten  über  Besteuerung  im  Allgem.  spielen  die  sogen.  Grundregeln 
für  die  (moderne)  Besteuorung  eine  grosso  Rolle.  Gern  hat  sich  die  Erörterung  au 
die  Formulirung  dieser  Kegeln  durch  Ad,  Smith  (wealth  of  nations,  b.  V,  ch.  2, 
Scct.  2)  angeschlossen.  Die  fremde  nat.ökou.  u.  flnanz.  theoret.  Literatur  ist,  wie  schon 
bemerkt  wurde,  bes.  in  ihrer  allgemeinen  Steuerlehrc  über  eine  Paraphrase  dieser 
Smitli'schen  Sätze  kaum  hinausgekommen.  Vgl.  z.  B.  selbst  J.  St  Mill,  polit  Oekon., 
B.  V,  ch.  2.  —  Dass  die  Regeln  theilweise  auch  nicht  absolute  sind,  sondern  von 
historisch  -  relativen  Verhältnissen  abhängen,  wurde  nicht  immer  genügend 
beachtet.  Ein  einseitiger  Rationalismus  hat  hier  oft  das  Bäsonnement  der  Theoretiker 
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m  sehr  behemoht  Ebenso  woide  Ofien  übeneh«i,  dass  mit  der  eiiifiwheii  «zioma- 

tischen  Hinstellung  der  Regeln,  namentlich  der  Gerechtigkeitspostnlate  der  Allgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit  der  Steuern,  wenig  gewonnen  ist.  Die  theoretische  Schwie- 
rigkeit beginnt  erst  bei  der  Feststellung  des  Begriils  eines  solchen  Ausdrucks,  wie 
„Allgemeinheit**  und  „Gleichmlssig^eif *  nnd  die  in  der  Theoriio  zu  nntennchende 
practische  Schwierigkeit  beginnt  erst  bei  der  Verwirklichung  des  bezüglichen 
Postulats  in  der  Steuerpraxis.  Desweiren  verlangen  gerade  solche  Kegeln  eine  sehr 
eingehende  Erörterung.  Dabei  i^tt  wieder  der  Zusammenhang  mit  anderen  Puncten 
der  allgemeinen  Stenerlehie  festzuhalten,  was  auch  meist  nicht  genQ^d  geschehen  ist 

FUr  diesen  Theil  der  Steuerlehre  ist  im  üebri^en  entscheidend  die  Auf- 
fassung von  der  Volks  wirthschaft,  ihrer  ( )  r  u  i  s  a  t  i  o  u ,  ihrer  Bildung  erst 
durch  das  privat-  und  gemein wirthschaftliche  System  zusammen,  die  Auffassung 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts,  namentlich  des  Eigenthumsrechts  n.  s.  w.  Ich 
beziehe  mich  daher  auch  hier  vornemlich  auf  die  Schriften  desjenigen  Autors,  mit 
dem  ich  mich  in  Betreff  dieser  entscheidenden  Puncte  am  Meisten,  und  überhaupt  fast 
durchweg,  in  Einklang  belinde,  Schäffle's,  namentlich  sein  gesellschaftl.  System 
(n.  A.  bes.  2.  Aufl.  §.  200 — 220),  u.  nunmehr  auch  anf  manche  Partieen  seines  neuen 
grossen  Werks  „Bau  u.  Leben  des  socialen  Körpers",  speciell  z.  B.  IV,  224  If.  Meine 
eigene  Auffassung  der  einschlagenden  Puncte  aus  der  allgemeinen  Volksw.sch. lehre 
s.  bes.  in  meiner  „Grundlegung",  namentl.  Kap.  3  u.  4,  auch  5  passim.  Ich  mass 
diese  Auffassung  gerade  fOr  die  allgem.  Steuerlehre  Uer  als  bekannt  foranssetsen, 
weil  vielfach  nur  Oonsequenzen  daraus  für  das  Stcuerwescn  zu  ziehen  sind. 

In  der  folgenden  ersten  Abtheilung  sind  nun  möglichst  consequent  alle  haupt- 
sächlichen Principienfragen  im  systematischen  Zusammenhang 
behandelt  worden.  Dadurch  wird  auch  Manches  Torweggenomm^ ,  was  Andere, 
mehrfach  auch  Kau,  erst  in  der  sprcielleu  Lulire  crOrtem.  Der  von  mir  eingeschla- 
gene Weg  hat  m.  £.  auch  in  formeller  Hinsicht  den  Vorzug.  Er  ist  aber  nach  meiner 
Auffassung  der  Sache  aus  inneren  Grttnden  nothwendig  geboten.  Denn  nm 
80  ist  es  möglich,  die  Entscheidung  der  Streitfragen  tiefer  zu  be;?rilnden,  indem 
man  diese  Fragen  eben  selbst  in  Zusammenhang  mit  den  Grundverhäitnisscn  der  Volks- 
wirthschaft  und  der  liechtsorduung  bringt  und  die  rerscliiodene  Entscheidung  als  eine 
Folge  der  Verschiedenheit  dieser  YerhUtnisse  nachirdst.  Wie  venig  Raa  noch  eine 
solche  Einsicht  gewonnen  hatte,  ergiebt  sidi  S.B.  aus  der  Bemerk,  in  §.  259,  K<^d: 
dass  die  Streitfrage  über  progressive  Steuer  u.  s,  w.  „bei  der  allgem.  Einkommensteuer 
(im  spec.  Theil)  abgehandelt  werde,  weil  man  gerade  bei  dieser  Schätzung  jene 
Steigerung  bes.  empfohlen  habe**. 


Erster  Hauptabschmtt 
Prineip,  Wesen  und  Entwteklmis  <ler  Besteuening* 

§.  339,  £iuieitaiig.  Die  hierhergehörigen  Gegenstände  sind 
folgende  vier: 

1)  Die  Beziehongen  der  Bestellung  zm  ganzen  Organisation 
derVolkswirthsehaft,  daher  anch  znrEigenthamsordnang, 
besonders  soweit  diese  die  saebliohen  Prodactionsmittel,  den  Boden 
nnd  das  Kapital^  betrifft,  sowie  znr  Erwerbsordnnng. 

2)  Die  Beziehuijgeu  der  Besteuerimi^  zur  politischen  Ver- 
fassung, zur  Kechtsordnung  zwischen  Staatsoberhaupt  oder  Re- 
gierung und  Volk,  und  zum  politischen  Ständewesen. 

3)  Die  Beziehungen  der  Besteuerung  zu  den  wirthsehaft- 
liehen  Interessengruppen,  nnd 
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4)  diejenigen  zu  den  g csellflohaftlichen  oder  socialen 

Klassen,  insbesondere  zu  den  besitzenden  und  nicht-be- 
sitzenden. 

Diese  vier  verschiedenen  Beziehungen  umfassen,  alle  Kämpfe 
der  Praxis  um  die  Besteuerung,  alle  gesehicbtlichen  £ntwicklungen 
und  gesetzlichen  Veränderungen  der  letzteren  und  alle  theoretischen 
Oontroversen  (Iber  sie.  Ans  jenen  vier  Beziehnngen  ergeben  sieh 
dann  viererlei  Einflüsse  anf  die  Bestenemng  und  deren  Entwicklung, 

Sowohl  diese  Einfltlsse  wie  jene  Beziehnngen  hängen  aber  je 
unter  sich  zusammen.  Veränderungen  auf  der  einen  Seite  werden 
regelmässig  bewirkt  durch  solche  auf  einer  anderen  Seite  und 
wirken  ihrerseits  wieder  auf  letztere  zurück.  Die  allgemeinste  und 
eingreifendste  Bedeutung  für  die  Gestaltung  der  Besteuerung  hat 
wohl  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  die  Eigenthums- 
nnd  fjrwerbsordnnng.  Dadurch  wird  wesentlich  die  ökonomische, 
sociale  nnd  politische  Stmctnr  des  Volkslebens  selbst  wieder  be- 
dingt Ve^deningen  in  dieser  Oiganisation  flihren  nothwendig 
zu  entsprechenden  Verändemngen  der  inneren  politisehen  Lage 
und  der  socialen  Verhältnisse.  Aber  auch  hier  besteht  eine  Wechsel- 
wirkung: die  innere  politische  Verfassung,  die  Gruppirung  der  wirth- 
schaftlichen  Interessen,  die  sich  daraus  entwickelnde  Parteiung  und 
der  Interessengegensatz  der  besitzenden  und  nicht- besitzenden 
Klassen,  d.  b.  der  eigentlich  sociale  Gegensatz,  wirken  ihrerseits 
wieder  auf  die  yolkswirthschaftliehe  Organisation  und  auf  die 
Eigenthnms-  und  Erwerbsordnung  zurück.  Das  Yerständniss  der 
Gesebicbte  der  Besteuerung  und  die  Aufstellung  riehtiger 
Entwicklung  szieleder  letzteren  in  bestimmten  Geschichtsperioden 
hängen  von  der  Erkenntniss  dieser  Zusammenhänge  ab. 

Die  Besteuerung  ist  hiernach  auch  keine  blosse  Finanzange- 
legenheit,  am  Wenigsten  bloss  eine  Sache  der  Finanztechnik.  Sie 
ist  vielmehr  zugleich  stets  eine  socialpolitische,  politische  und  volks< 
wirthschaftliche  Angelegenheit  höchster  Bedeutung  und  hängt  mit 
der  Offentliehen  und  mit  der  Privatrechtsordnung  enge  zusammen. 
Das  darf  aueh  die  Finanzwissensehaft  niemals  ausser  Acht  lassen, 

In  den  folgenden  beiden  Absehnitten  werden  yon  diesem  Stand- 
puncte  der  Auffassung  aus  die  beiden  ersten  der  genannten  Be- 
ziehungen und  Einflüsse  behandelt.  Die  Beziehungen  der  Besteue- 
rung zu  den  wirthschaftiichen  Interessengruppen  —  vomemlich 


S.  Wagner,  Fln.  I,  §.  26. 
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innerhalb  der  besitzenden  Klassen  selbst  —  und  zu  den  socialen 
Klassen  treten  besonders  in  den  einzelnen  Arten  der  Besteuerung 
hervor.  Sie  werden  deshalb  besser  erst  im  zweiten  und  dritten 
Haaptabflcbnitt  näher  mit  verfolgt  werden. 

1.  Absohnitt 

Die  BesteueiHB^  in  ihren  Beziehungen  zur  Or^nisation  der 
Yolkswirthschafit,  sowie  zor  £ig:enthams-  und  Erwerbsordnunn^. 

Ein  entsprechender  Abschnitt  fehlt  bei  Rau  u.  den  bisher.  Finanzschriftstelii  rn. 
Auch  bei  Stein  kaum  einzelne  hierher  t^ehöriffo  sporadische  Bemeikuagen.  Der 
wissenschaftiicbe  Socialismus  hat  dagegen  diesen  Zusammenhang  zwischen  Besteuerung 
und  Organisation  der  YolksirirChscliKft  vohl  erinimt,  80  o.  A.  Bodbertns.  8.  u.  S.  192 
Kote  34.  Desgl.  Schäffle,  der  7on  der  Steaerwirthschaft  mit  Recht  saij:t,  sie  wiegt  in 
der  liberalen  Periode  vor,  während  die  ,, unmittelbare  Vorweg:nahme  des  finanzgesetzlich 
bestimmten  Staatsbedarfs  aus  dem  Ertrage  geseilschaitlicher  Coiiectivproduction  den  Haus- 
halt des  vdlendeten  SociaUstenstaates  chaiacteilsiien  mllssto**;  Socialer  KOrper  IV,  224. 

§.  340.  Für  diese  Beziehungen  ist  das  Recht,  Steuern  zu 
erheben,  die  wirkliche  Durchführung  der  Besteuerung  und 
die  Entwicklung  der  letzteren  zu  unterscheiden.^) 

I.  Das  Recht  der  Besteuerung  an  sieh,  d.  1l  das  Recht, 
in  den  Steuern  ZwangsbeitHlge  fttr  allgemeine  y,Offentliehe'' 
Zweeke  und  Aufgaben  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
kör  per  —  oder,  in  der  Tolkswirthsehaftliehen  Terminologie,  der 
„Zwangsgemein wirthschaften  "  —  von  den  untergebenen 
Einzelwirthschaften  zu  erheben,  findet  seine  principielle  Be- 
gründung in  der  absoluten  Nothwendigkeit  und  damit 
im  Existenzrecht  des  Staats  und  des  zwangsgemein- 
wirthschaft liehen  Systems.  Daraus  folgt,  dass  die  Begrün- 
dung dieses  Rechts  gar  nieht  in  die  Finanzwissensehaft,  sondern 
nach  der  ökonomisehen  Seite  und  nach  dem  Zusammenhang  mit 
der  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  in  die  TolkswirthsehafÜiche 
G-rundlegung ,  ^)  nach  der  politischen  und  öffentlich  rechtlichen 
Seite  in  die  allgemeine  Staatslehre  und  Politik^)  und  nach  der 
philosophischen  Seite  in  die  Kechtsphilosophie*)  gehört.  Hier  im 
System  der  politischen  Oekouomie  ist  der  Zusammenhang  des 

^)  Nur  der  erste  Punct  wird  gewöhnlich  in  den  Finanzverken  berührt. 
-)  Vgl.  Gmndlegnng  §.  158. 

^)  Vgl.  z.  B.  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht  an  d.  in  d.  Vorbem.  S.  148  gen. 
Stellen.  K.  A.  Zachariä,  D.  Staats-  Q.  Bondesradit»  2.  Aufl.  Gött.  1854,  U,  §.  218. 
(iierke,  Genoss.r.  II,  §.  27,  29. 

Vgl  z.  B.  Stahl,  Trendelenbnigp,  Ahrens  an  den  in  der  Yorbemerkang 
&  148  gen.  Stellen. 
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BestenernDgerecbts  und  der  DnrebflIhrnDg  und  Entwicklung  der 

Bestenerung .  mit  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  be- 
sonders mit  der  Ausbildung  und  Function  des  zwangsgemeinwirth- 
schaftlichen  Systems  am  Wichtigsten.  Auf  die  Erörterungen  bier- 
über  im  1.  Bande  des  ganzen  Lfßhrbachs,  in  der  ^,Grundlegung^', 
ist  daher  hier  Bezug  zn  nebmen.  Was  dort  entwickelt  wurde,  ist 
aber  bier  als  bekannt  yoranszosetzen.*) 

II.  —  §.  341.  Die  wirkliebe  Darcbfttbrnng  der  Bestene- 
rung. Sie  wird  zunäcbst  nnd  zumeist  von  der  jeweilig  be- 
steb enden  Organisation  der  Volkswirtbscbaft,  namentlieb  Ton 
der  j  ed  esmaligen  Combination  des  privat-  und  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Systems  bestimmt.  Mit  einer  jeden  Organisation 
der  Volkswirthschaft  und  mit  einer  jeden  solchen  Combination 
dieser  beiden  Hauptsysteme  —  neben  welcben  übrigens  auch  die 
Function  des  sogen,  i^caritativen^'  Systems  gerade  bier  von  Be- 
deutung ist^)  —  bängt  eine  bestimmte  Gestaltang  der  Beehts- 
Ordnung,  insbesondere  der  E ige ntbums Ordnung  fttr  die 
sacblieben  Prodnctionsmittel  —  Boden  nnd  Kapital  — 
und  eine  bestimmte  Vertbeilung  der  letzteren  als  eigentliches 
Pri vateigenthum  an  die  Pri vatwirthschaften  und  als  „öffent- 
liches^' Eigenthum  an  die  Z  \v angs gemein  wirtlischaften  (Staat, 
Gemeinde  u.  s.  w.)  zusammen.  Daraus  ergiebt  sich,  ob  und  in 
welcbem  Umfange  eine  Besteuerung  tlberhaupt  eintritt  oder 
m.  a.  W.:  ob  die  Kosten  der  eigenartigen  Productions wirth- 
scbaft,  welebe  der  Staat  nnd  jede  andere  Zwangsgemeinwirtbscbaft 
als  Hersteller  yon  Leistungen  n.  s.  w.  repriisentirt,  ttberbanpt  in 
der  Becbtsform  von  Stenern  erscbeinen. 

Solche  Productionskostcn  des  Staats,  der  Gemeinde  sind 
selbstverständlich  bei  jeder  früheren  und  künftigen,  bei  jeder  deuk- 

*)  Vornemi.  auf  Kap.  '6  u.  den  dort.  Abschnitt  10  f.  zwangsgemcinwirtbsch.  System, 
dann  auf  Kap.  4  der  Grandlegf.  1.  Aufl.  ti.  dieselben  Partieen  in  Abth.  1  der  2.  Aufl. 

ist  zu  verweisen.  —  Y^rL  Stein,  Fin.  Aufl.  S.  207  fr,  Dio  corrclativo  Begründung 
der  Stcucrpfliclit  des  Einzelnen  liat  auch  die  Fiuanztheorctiker  bescliäftif?t.  Sie 
haben  gewöhnlich  die  herrschende  Lohre  Yom  Staat  dabei  Forwerthet;  so  wird  frtüicr 
diese  Pflicht  auf  die  Vortheile  im  Staatsverband,  nam.  «af  dea  Schutz  des  ^aatB 
für  (Person  und)  Eigenthum  zurückgeführt,  das  „  Assecuranzprindp**,  oder,  in  Ter- 
wandter  Anschauung,  die  Auffassung  der  Steuer  als  „Tausch**  des  Einzelnen. 
Diese  Anffass.  ist  mit  Recht  auch  in  der  Finanzwiss.  jetzt  ziemlich  beseitigt  Daruber 
unten  im  Abschn.  v.  d.  „Gleiohmftssigkeit  der  Besteoouog**  §.  419.  &  bes.  Held, 
£ink.st  Kap.  U,  nebst  d.  litorargoschichtl.  Nachweisen  S.  11. 
.  ^  •)  Ucbor  dies  System  s.  (irundleg.  §.  119,  147  S.  Die  caritat.  Leistungen  z.  B. 
der  Kirche  können  „öffentliche"  Unterstützung  mit  „öffentlichen**,  d.  h.  durch  Stcaern 
beschafften  Mittehi  in  grossem  Umfang  entbehrlich  machen,  wie  dies  die  katfLoliSidie 
Kirche  des  Mittelalters  und  selbst  der  Meoiseit  beweist.  S.  unten  §.  344. 
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baren  Organisation  der  Volkswirthschaft  vorhanden.  8  i  e  sind  inso- 
fern „natürliche^' oder  „volkswirtb schaftliche"  Kosten,  — 
eine  absolnte,  rein  ökonomiBehe  Kategorie  des  Wirthsohaits- 
lebens  und  speeieU  der  Finanzwuräisobaft  Bloss  als  Stenern 
kommen  diese  Kosten  abernnr  in  bestimmten  gesobiobtli oben 
Phasen  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  der  Rechtsordnung 
für  die  sachlichen  Productioiismittel  und  der  Vertheilung  der 
letzteren  vor.  Nemlich  nur:  wenn  der  Grund  und  Boden  und  die 
Materialkapitalien  ausschliesslich  im  Privateigentham  der  Privat- 
wirthschaften  stehen  und  demnach  die  Organisation  der  Volks- 
wirtbsebaft  in  der  materiellen  Wirthsehaftssphäre»  bei  der  Produetion 
der  Saebgttter^  eine  rein  priyatwirtbsebaftliobe  ist  Je  naebdem 
eine  bestimmte  Volkswirthschaft  mehr  oder  weniger  diesen  Be- 
dingungen entspricht,  also  z.  B.  in  grcisserem  oder  geringerem 
Uml'ange  öffentliches  Grund-  und  Kapitaleigenthum  (älteres  und 
neueres  Domanium,  Privaterwerbsanstalten  und  Gebührenzweige 
des  Staats)  vorhanden  ist,  erscheinen  jene  Kosten  der  staatlichen 
Prodaetionswirtbsehaft  aneb  in  anderen  Bechtsformen,  nemlich  als 
Privaterwerb  ans  Renten  o.  s.  w.,  als  Gebühren«  Danach  richtet 
sieh  dann  der  relative  Umfang  der  Bestenerang,  im  Verbältniss 
zum  Gesammteinkommeu  des  Staats. 

Die  Besteuerung  ist  daher  keine  absolute,  keine  rein 
ökonomische  Kategorie  des  Wirthschaftslehens  und  der  Finanz- 
wirthschaft|  sondern  eine  historisch-rechtliche  Kategorie.  Die 
Yoranssetsnng  wirklieber  Bestenemng  oder  das  Princip  des 
Bezugs  Ton  Stenern  Seitens  der  Zwangsgemeinwirthsebaften 
ist  das  Beohtsinstitnt  des  PriTateigenthnms  an  sacb- 
lieben  Prodnctionsmitteln,  besonders  am  Boden,  nnd  der 
thatsächlich  ^anz  oder  doch  tiberwiegend  erfolgte  Uebergang 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privat  wirth- 
schaften. Die  Erkenntniss  dieses  Zusammenhangs  der  Besteuerung 
mit  den  Organisationsfragen  der  Volkswirthschaft  und  den  Eigen- 
thnmsverhältnissen  ist  zur  Klarstellung  der  einschlagenden  ökono- 
mischen^ finanziellen  nnd  socialen  Probleme  entscheidend.^)  Es 
wird  dadurch  auch  der  Scblttssel  zum  Verständniss  einer  wichtigen 
Seite  der  Entwicklungsgeschichte  der  Besteuerung  geliefert. 

')  Diese  Auffassung  ist  dem  wissenschaftl.  Socialisinus  zu  verdanken  u.  findet  sich 
besonders  bei  Kodbcrtus  u.  Schäfflc.  Bei  Stein,  Fiii.  *{.  A.  S.  310  (f.  tritt  sie 
in  den  Abschnitten  über  die  geschichtl.  Epochen  der  Besteuerung  nicht  henor,  woraus 
sich  seine  sn  enge  Fassang  der  MMcialea  Gestalt  der  Steoeiünge*'  in  der  jetzigen 
£poche,  S.  821  fL  mit  eiU&rt  Ebenso  noch  in  der  4.  A.  I,  414  ff. 
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III.  -  §.  342.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung. 
Auch  sie  wird  in  den  grossen  Grundztigen  vorherrschend  von  der 
Entwicklung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  der  Combinatiou 
des  gemein-  und  privatwirthschaftlichen  Systems  und  den  damit 
zusammenhängenden  Poncten,  der  Eigenthnmsordnung  und  der 
Vertheilnng  des  Grand-  und  Kapitaleigenthums  an  Privat-  nnd  an 
Zwangsgemeinwirthsehaften,  bestimmt  Die  innmn  politischen 
Verhältnisse,  die  Landesverfassung  nnd  das  Stindewesen,  die 
Kämpfe  der  wirthschaftlichen  Interessengruppen  des  privatwirth- 
schaftlichen Systems  und  die  socialen  Klassenkämpfe  der  Besitzen- 
den und  Nichtbesitzenden,  beherrschen  die  Entwicklung  mehr  nur 
im  Einzelnen,  in  den  Phasen,  und  begünstigen  oder  erschweren 
diejenige  Entwidklnng  der  Besteuerung,  welche  von  den  Entwiok- 
Inngstendenzen  der  Organisation  der  Volkswirthsehaft  gerade  ver- 
langt wird.  Aber  auf  die  Daner  machen  sich  doch  diese  letzteren 
Tendenzen  stets  geltend,  wenn  Überhaupt  ein  Fortschritt  erfolgt 

A.  In  primitiven  Volkszuständen ,  im  „unentwickelten" 
Staate  und  in  der  überwiegend  natural  wirthschaftlichen 
Phase  der  Volkswirthschaft  fehlen  Steuern  ganz  oder  fast  ganz. 
Sie  erscheinen  nur  etwa,  wie  in  der  älteren  germanischen  Geschichte, 
als  ^,  fr  ei  willig  e^%  wenngleich  vielleicht  durch  die  Sitte  schon 
mehr  oder  weniger  gebotene  Beiträge''  an  das  Oberhaupt,  den 
Ftirsten  u.  s.  w.^  anfangs  meist  nur  bei  besonderen  Gelegenheiten, 
als  Ehrengaben  bei  Festen  u.  dgL  m.,  als  Beihilfen  in  Nothlagen. 
Ausserdem  kommen  bei  schon  etwas  entwickelteren  Verhältnissen 
Steuern,  und  zwar  auch  Schätzungen  der  Bürger  nur  etwa  als 
ausserordentliche  Einnahme,  für  besondere  Bedürfnisse,  nament- 
lich Krieg,  vor,  wie  das  Tributum  in  Rom.  Das  Fehlen  all- 
gemeiner und  erheblicher  Steuern  als  einer  regelmässigen 
Einnahmequelle  erklärt  sich  in  dieser  früheren  Periode  der  Völker- 
geschichte  aus  den  obwaltenden  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
und  wird  nicht  als  Mangel  empfunden.  Die  Volkswirthschaft  ist 
in  dieser  naturalwirthschafUichen  Phase  ganz  überwiegend  privat- 
wirthschafüich,  die  Staats-  und  sonstige  „(öffentliche  Thätigkeit^^ 
wie  die  ,, öffentlichen"  und  die  Gemeinbedürfnisse,  und  damit  auch 
der  Finanzbedarf  sind  äusserst  geringfügig.  Soweit  letzterer  aber 
vorliegt,  kann  er  leicht  ohne  Steuern  bestritten  werden,  deren  Er- 
hebung ohnehin  bei  vorherrschender  i^aturalwirthschaft  technisch 
besonders  schwierig  ist.  Noch  ist,  wenn  auch  vielleicht  Privat- 
eigenthum an  Boden  sich  schon  eingebürgert  hat,  ein  erheblicher 
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Theil  des  Bodens  „ütTentlicbes"  Eigenthum ,  zur  Verfügung  des 
Fürsten,  der  Stammes-,  Siedelungs-  Gemeinschaft,  der  Stadt  und 
des  Stadtstaats  u.  s.  w.,  oder  der  Ftlrst  hat  seihst  grösseres  Grund- 
eigenthnm.  Theils  ans  der  Eigenbewirthschaftung  dieses  Bodens, 
theils  ans  der  Vergebung  desselben  an  Pri?ate  snr  Notanng  gegen 
Dienste  nnd  Naturalabgaben,  später  aneb  scbon  gegen  Geldabgaben, 
wird  ein  für  gewObnlicb  ansreiobendes  Einkommen  znr  Bestreitung 
des  „öffentlichen"  Aufwands  gewonnen.  Der  Rest  des  Finanzbedarfs 
wird  durch  mancherlei  gebUhrenartige  Einnahmen,  für  die  richterlich^, 
polizeiliche  Thätigkeitj  durch  Vermögensstrafen  u.  s.  w.  gedeckt.  Die 
regelmässig  besonders  wichtige  Finanzlast  des  entwickelteren  Staats, 
diejenige,  welche  ans  dem  Wehrwesen  benrorgeht,  fehlt  nrsprllng- 
lieh.in  Friedenszeit  oder  wird  von  den  emzelnen  Dienenden  grösten- 
tbeils  selbst  direet  getragen.  Man  kann  diese  älteste  Finanzepoobe 
daher  wobl  als  die  vorherrschend  domaniale  bezdebnen.^) 

*)  Ueber  die  nisprttnglicheii  Finanzyerli&Itziisse  der  antiken  Staaten  ist  fast  nichts 

bekannt,  weil  die  geschichtlichen  Aufzeichnungen  erst  von  Perioden  berichten,  in 
▼eichen  bereits  eine  grössere  Entwicklung  eingetreten  ist.  Die  „domaniale"  Periode, 
in  welcher  öü'eutliche  Ländereien  des  Staats,  der  Gemeinden  und  Tempel^  Viehweiden, 
Fönten,  auch  Ackeiland;  Hftnser,  Salzweite,  Gewisser,  Bergwerke  doich  Yeipachtnnf 
nntzbar  gemacht  werden,  ragt  in  den  griech.  Staaten,  spec,  in  Athen,  in  die  spätere 
p-cschirhtli(  h  bekannte  Zeit  hinein.  S.  Böckh,  Staatshaush.  d.  Ath.,  2.  A.  S.  414  II".; 
tiber  den  Character  der  Staatseinkünfte  der  griech.  Freistaateu  im  Ailgem.  eb.  S.  408  il. 
Bei  Anlage  ?(n  Gelonieen  n.  bei  Eroberungen  ficemd«!  Gebiets  woide  vohl  ein  Theil 
des  Bodens  Air  den  Staat  zurückbehalten  und  dann  verpachtet.  S.  Büchsen  schütz. 
Bes.  u.  Erwerb  im  griech.  Alterth.,  S.  ^)H  {['.  —  In  Rom  waren  zur  rcpublikan.  Zeit 
diu  sogen,  vcctigalia,  d.  h.  die  Abgaben  von  dem  in  Staatseigeuthum  beündlichen 
Boden,  die  Uanpteinnahme  des  aerarinm,  anf  irelche  der  regelmässige  Etat  basirt  war. 
Bei  den  Eroberungen  wurde  die  Domäne  immer  wieder  vermehrt,  indem  ein  bedeu- 
tender Theil  (meist  '/«^  auch  ^/j,  ^/g  und  selbst  Alles)  des  eingezogenen  Lands  zu  ihr 
geschlagen  wurde.  Hiervon  wurde  wieder  ein  Theil  fUr  den  Staat  reservirt  und  von 
um  elgaos  rervaltet  oder  rerpachtet.  In  Italien  ist  indessen  beim  Sdiiass  der  repnbl. 
Zeit  die  ital.  Domäne,  soweit  sie  in  cultiv.  Ackerland  bestand,  in  FiiTatbesitz  uber- 

K gangen,  da  die  Einkünfte  aus  den  Provinzen  die  ältere  Einnahme  aus  dieser  ital. 
»mäne  entbehrlich  machten.  Kiue  directe  Steuer  für  die  regelmäss.  Bedürfnisse 
fehlt  in  der  repnbL  Zeit  Nach  Marquardt,  röm.  Staatsverwalt.,  II,  156,  157,  145, 
147  IF.  Ueber  den  titeren  Character  des  tlibutum  als  ausserordentl.  Vermögenssteuer 
der  röm.  Burger  f.  ansserord.  Bedurfnisse,  wie  Kriegskosten  u,  Trupj>ensoii.l ,  s.  eb. 
S.  157.  —  Bei  den  Germanen  in  d.  ältesten  uns  bekannten  Zeit  bezieht  der  König 
bereits  jährliche  „Gaben**  des  Volks.  Diese  haben  sich  dann  für  die  freien  Yolks- 
genossen  iü  die  spätere  Zeit  hinein  erhalten.  Im  fränk.  Beidi  der  ^Icrovinger  und 
noch  in  di«;  Carolins;.  Zeit  hinein  bringen  die  Gaue,  die  Grossen,  die  kirchl.  Immuni- 
täten in  bestimmten  Zeiten  im  Jahre  dem  Könige  Ehrengaben,  doua,  Uber  welche  in 
der  carol.  Zeit  schon  Vereinbarungen  mit  dem  König  erfolgen,  so  dass  der  Character 
dar  Steuer  mehr  hervortritt.  Ueber  diese  im  Einzelnen  u.  in  d.  Entwicklung  vielfach 
unsicheren  Verhältnisse  s.  bes.  G.  Waitz,  D.  Verf.gesch.  II,  2.  Aufl.,  S.  553  Ii'.,  über- 
haupt das  Kap.  7.  Danach  ist  Einzelnes,  was  in  den  Lehrbüchern  der  Kechtsgeschichte, 
auch  von  Eichhorn,  aufgestellt  wird,  zu  berichtigen.  Auch  Waitz  vermag  aber 
Tielfitch  nur  nachzuweisen,  dass  die  bisher.  Annahmen  unsicher  oder  gewisse  Thesen 
zu  sehr  verallgemeinert  sind.  Zu  festen  Kesultaten  kommt  er  nicht  immer.  Für  die 
nach-carol.  Zeit  r.  9.— 12.  Jahrh.  s.  Waitz,  VUI,  223  ü.,  377  if.  YgL  sonst  Eich- 
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B.  —  §.  343.  Die  Weiterentwicklung  ist  aber  bei  aUen 

wirklich  fortschreitenden,  daher  zu  höherem  Staatsleben  gelangenden 
Völkern,  zumal  bei  eigentlichen  Cultiirvölkern,  wie  denjenigen  des 
antiken,  mittelalterlichen  und  modernen  Europas  —  und  mit  diesen 
und  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Welttheilen^  America  Yoran, 
haben  wir  es  hier  im  Weiteren  allein  zu  tfaon  —  dieselbe:  immer 
mehr  „Gemeinbedürfnisse"^)  treten  henror,  werden  als  „Offentliehe" 
anerkannt;  immer  complicirtere  Verhältnisse  des  privatwirthschaft» 
Ijphen  Verkehrs  entfalten  sich  nnd  verlangen  nicht  nnr  eine  Controle 
und  Regelung,  sondern  immer  mehr  eine  Unterstützung  des  Staats, 
der  Gemeinde  und  ähnlicher  Körper;  immer  höhere  und  zugleich 
schwieriger  zu  erfüllende  Anforderungen  werden  in  Bezug  auf 
Rechtsschutz  von  Person,  Eigenthum,  Verkehr,  auf  nationale  und 
staatliche  Sicherheit  und  Selbständigkeit  und  selbst  in  Bezug  auf 
das  Gefühl  dieses  Bechtsschntzes  und  dieser  Sicherheit  gestellti  — 
ein  neues  und  wahres  „Gnltnrbedtlrfhiss".  Alles  dieses  fElbrt  zu 
einer  sich  regelmässig  auch  yerwirklichenden  Tendenz  nach  Aach 
dehnung  und  intensiverer,  feinerer  Gestaltung  der  „öffentiichen'^ 
Thätigkeit  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  m.  a.  W. :  die  Ge- 
meinwirth Schaft,  durch  diese  wichtigsten  Glieder  vertreten, 
ringt  sich  zu  immer  grösserer,  vielfältigerer  und  reiferer  Thätigkeit 
durch,  indem  sie  ganz  neue  Aufgaben  ausfuhrt  oder  alte  Gebiete 
der  Privatwirthschaft  an  sich  nimmt.  Darin  vollzieht  sich  eine 
Veränderung  in  der  Organisation  der  Volkswirthschaft 
nnd  in  der  Gombination  des  privat-  nnd  (zwangs-)  gemein- 

horn,  D.  Staats-  und  Rechtsgcscb.,  5.  A.,  I,  675  fl". ,  tibcrli.  §.  171.  Walter, 
D.  Rechtsgcscb.,  2.  Aufl.,  I,  J'i2.  Zöpfl,  D.  Rechtsgescli.,  t.  A.,  II,  220.  Im  fränk. 
Beich,  unter  d.  Caroliogern  u.  später  im  D.  Beich  üt  die  üoiuauialo  Epoche  dorcliaas 
roihemchend.  Das  konigl.  Domuiialgat  liefert  den  grössten  Theil  der  Eiflkttnfle 
(Eichhorn  a.  a.  0.  f.  d.  Ende  d.  9.  Jahrhond.).  Im  ebemal.  röm.  Keichsgebiet 
erhalten  sich  aber  die  röm.  Steuern  auch  unter  den  german.  Herrscbem,  bes.  die  röm. 
Grundsteuer.  Sie  scheint  meistens  zu  einer  Bealiast  geworden  zu  sein  und  traf  dann, 
auch  den  fioden,  der  yon  Bomanen  an  Denlsche  gelangted  Auch  hier  ist  aber  Vieles 
sehr  unsicher.  Vgl.  Waitz,  II,  564  679  ff.,  bes.  über  die  verwickelte  Frage  der 
Fortdauer  der  röm.  Steuern.  Die  Kopfsteuer  traf  nur  die  Komaiion.  Versuche,  sie  auf 
Franken  auszudehnen,  fehlen  nicht,  scheinen  aber  vereitelt  zu  werden.  Waitz,  II,  578. 
Steoerart  n.  {prandh«ril.  Abgaben  rerschmelzMi  vielfach,  so  das»  der  Gharactor  sfÄterer 
Grundzinse  u.  s.  w.  oft  nicht  genau  zu  bestimmen  ist.  —  In  den  Gemeinden,  auch, 
den  Städten  bän^^t  die  Entwicklung  der  Steuern  mit  der  Entstebu  ng  der  Gc- 
meiude  oder  Stadt  zusammeu.  Alte  deutsche  Dorfgemeinden  haben  regelmässig  Gemeiu.- 
elgenthnm  an  einem  grftsseren  oder  geringeien  Theil  des  Bodens  jl  Nntznngen  daraos 
auch  für  die  Gomeindczwecke  selbst.  Daher  bedarf  es  hier  keiner  oder  erat  später 
der  Steuern.  Anders  in  solchen  Städten,  die  sich  nicht  aus  der  Dorfgemeinde  ent- 
wickelten. Jfclm  iuteress.  Beispiel  ist  Basel,  dessen  Gemeindewirthsch.  von  Anfang 
an  vesentUch  auf  Seeoereinnahmen  basirt  war.  Schönberg,  Baseb  F!in.rerh.  S.  14  ff* 
*)  Uebei  diesen  Begriff  s.  Grundlegong  §.  139  ff. 
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wirthschaltlicben  Systems,  absolut  nnd  relativ  zu  Gunsten  des 
letzteren. Die  finanzielle  Folge  dieser  Veränderung  ist 
aber  eine  Steigerung  des  Finanzbedarfs  und  die  Deckung 
desselben  wird  die  Voraussetzung  für  die  Verwirkückung 
dieser  Gestaltungen.  (§.  345) 

Besonders  wiehtig  auch  für  die  finanzielle  Seite  dieser  VerhiÜt- 
nlsse  sind  zwei  Momente:  Die  Wehrverfassnng  und  der  mehr 
oder  weniger  natural-  oder  geldwirthschaftliche  Zustand 
der  Volkswirthschaft. 

1)  Von  ersterer  hängt  nicht  nur  die  Höhe  des  Fiuanzbedaits, 
sondern  auch  der  Umstand  ab,  ob  und  wie  weit  das  Wehrwesen 
überhaupt  den  Finanzbedarf  und  speciell  den  regelmässigen 
Finanzbedarf  berührt.  Letzteres  geschieht  im  Wesentlichen  nur 
bei  eigentlichen  Soidherren  oder  in  Zeiten  der  Sold  Zahlung  (im 
Kriege  selbst  vl  b.  w.)i  also  nicht,  wenn  die  Mannschaft  sich 
selbst  unterhalten  moss  oder  wenn  Dritte  (lichensträger  ihre  Leute, 
Gontingentssteller  ihr  Contingent  u.  dgl.  m.)  fiHr  die  Unterhaltung 
statt  des  Staats  eintreten.  Auch  speciell  der  Stand  der  militäri- 
schen  Technik  —  selbst  wieder  ein  wichtiges  Moment  für  die 
Gestaltung  der  Wehrverfassuug  -  in  Betreif  des  Personals  und 
Materials  ist  von  Einfiuss:  nur  bei  besonderer  längerer  Schulung 
der  Leute  und  bei  der  Ausstattung  der  Heere  u.  s.  w.  mit  künst- 
licheren Angriffs-  nnd  Vertheidigungswaffen  und  Mittehi  (maschi* 
nelle  Technik  u.  dgL  auch  hier)  ftlhrt  das  Wehrwesen  zu  einem 
dgenen  grösseren  regelmässigen  Finanz  bedarf,  auch  schon 
im  Frieden.  Bekannte  Terhftltnisse  im  entwickelteren  altrSmischen 
und  seit  der  Erfindung  des  Schiesspulvers  im  modernen  Heerwesen 
dienen  als  Belege  hierfür.  Der  finanzielle  Einfluss  grade  des 
modernsten  Heerwesens,  das  selbst  wieder  zugleich  ein  Product 
moderner  Technik  ist^  wurde  schon  im  1.  Bande  dargelegt:  Er- 
örterungen,  weiche  auch  für  die  Entwicklung  des  Finanzbedarfe 
und  der  Besteuerung  wichtig  sind.^^) 


Grnndlegang  §.  120,  §.  154  ff.,  bes.  Kap.  4,  Abscbn.  3  vom  „Gesetz  der 
wachsenden  Ausdehn,  der  Staatsüiätigkeiten".  Auch  das  eb.  im  Abschn.  4  erörterte 
Yorwalteii  dc3  Prävciitivprincips  im  entwickelten  Staat  wirkt  iu  der  Kichtunf^,  den 
i'iuauzbedarf  regeimäsäigei  zu  machen  un4  ihn  zu  steigern,  wodurch  wieder  die 
ItothveDdigkeit  entsteht,  dass  die  Bestevemiig  aus  einer  wiragefanääsigcn,  z.  B.  nur 
in  Kriegsfällen  eröffneten,  zu  einer  regelmässigen  Einnahme  wird. 

")  Wagner,  Fin.  I,  i;,  111  -120  über  MilitUrilkoiiomik.  —  Den  EinÜuss  der 
Wehirerfassung  aui'  das  Fuiauz-  und  Steuerwescu  hat  nauieutlich  Lang  in  s.  histor. 
EntvicUoDg  der  temtschen  St^MirrezCusnng  sdt  den  Gandingeni  bis  tm  unsere  Zeit 
(1799)  nachzaveisen  gesucht  Er  stellt  den  Satz  auf:  „jede  YeränderuDg  im  System 
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2)  Im  nat mal wirthschaftlichen  Zustande  der  Volks- 
wirthschaft  ist  eine  umfassendere  Thätigkeit  der  staatlichen  und 
commanalen  Gemein wirthschaft  weder  BedtlrfnisS;  noch  finanziell 
angemessen  durchzuführen.  Erst  die  Geld  wirthschaft  wird, 
wie  innerhalb  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  so  zwischen 
diesem  nnd  dem  gemeinwirtfaschaftlichen  die  ökonomisch-technische 
Gmndlage  der  Arbeits theilnng.  Denn  nnter  dem  Gesichts- 
punet  der  letzteren  muss  auch  jede  Combination  zwischen  diesen 
beiden  Systemen  aufgefasst  werden,  wenn  die  Arbeitstheilung  sich 
hier  auch  nicht  „frei",  sondern  z w a n g s w e i s e "  entwickelt ^^j 
Mit  der  Geldwirtbschaft  treten  immer  mehr  Gemeinbedürfnisse  auf 
und  wird  die  Nothwendigkeit  wie  andrerseits  die  Mögliclikeit  der 
Dazwischenknnft  der  Gemeinwirthschaft  in  das  privatwirthschaft- 
liehe  System  and  die  theilweise  Verdrängung  des  letzteren  durch 
jene  immer  aUgemeiner.  Damit  wird  die  Geldwirthsehaft  also  erst 
die  Voraussetzung  jener  dargelegten  Veränderung  in  der  ganzen 
Volks  wirthschaftlichen  Organisation. 

C.  —  g.  344,  Einfluss  von  Centralisation  und  Decen- 
tralisation  im  gemein  wirthschaftlichen  System.  Diese 
typischen  Gmndzfige  der  Entwicklang  lassen  sich  in  der  Geschichte 
aller  fortschreitenden,  aller  Oaltarvalker  nachweisen,  insbesondere 
in  der  Geschichte  d^  Volkswirthschaft  and  der  gesammten  öffent- 
lichen Verwaltung.  Sie  treten  natürlich  nur  nicht  immer  gleich- 
massig  deutlich  hervor  und  die  einzelnen  Vorgänge  gestalten  sich 
nach  Zeitaltern  und  Völkern  nianchfach  verschieden.  Einen  ausser- 
liehen  Hauptunterschied,  welcher  auch  für  das  Finanzwesen  und 
speciell  für  die  Besteuerung  wichtig  ist,  macht  die  ttberwiegend 
centralistische  oder  decentralistische  Bichtang  im  Ge^ 
meinwesen. 

1)  Wo  die  erstere  vorwaltet;  lassen  sich  jene  typischen  Grand- 
züge der  Entwicklung  leichter  erkennen,  so  im  altrömischen  Staat 
der  späteren  Zeit  der  Kepublik  und  unter  den  Kaisern,  und  in  den 

der  Auflagen  od«  dem  Stenenresen  ist  zneist  in  einer  Toraasgegangenen  Verändenuig 

des  Kriegswesens  ganz  sicher  zu  suchen",  S.  4.  iin<!  unterscheidet  dann  die  Systeme 
des  Heerbanns,  der  Lehenmiliz,  der  besoldeten  Haustruppen,  der  besoldeten  Keichs- 
armee,  der  beständigen  Kreis-  und  Executionäsoldateu.  Die  Erklärang  für  diesen  Zu- 
sammenhang  findet  er  in  dem  gemeinsamen  Hauptzweck  von  Soldaten  and  Stenern: 
Sicherheit,  Schon  a  priori  ist  ein  solcher  Zusammenhang  im  Allgemeinen  wohl  zuzu- 
geben. Der  ^lilitäraufwand  ist  immer  eine  der  wichtiirst  ni  Staatsausgabon,  unbedingt 
die  wichtigste  vor  der  höheren  Entfaltung  des  Culiur-  und  Wohlfahrtszwecks.  Im 
Einzelnen  wird  aber  die  EntwicUong  docli  nocii  ron  andeien  Factoien  bestimmt,  was 
bei  Lang  um  seiner  These  Willen  zn  sehr  zluacbtntt 
^  Grandlegong  §.  162. 
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modernen  enropäisehen  Staaten  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters, 
iniiegriffen  die  dentsehen  Territorien.  Hier  Ist  es  namentlich  die 
Staats  thStigkeit,  welche  yon  allen  ^.öffentlichen"  Thfttigkeiten 
exteDsiv  und  intensiv  am  Meisten  wächst,  und  der  Staatsfinanz- 
bedarf nimmt  daher  auch  am  Meisten  zu. 

2)  Wo  eine  grössere  Staatsbildung  unterbleibt,  oder  wo  im 
Staate  die  Centralisation  nicht  so  stark  zur  Ausbildung  kommt, 
da  treten  jene  Grundzüge  der  Entwicklung  weniger  scharf  und 
sichtbar  henror,  sie  fehlen  aber  doch  auch  hier  nicht  So  bei  den  ' 
Hellenen,  wo  diese  Entwicklung  anf  die  Einzelstaaten  im  Wesent- 
lichen beschränkt  bleibt  nnd  anch  hier  nicht  flberall  weit  gedeiht 
So  tlb^hanpt  im  ganzen  Mittelalter,  in  welchem  man  das  Vor- 
handensein einer  solchen  Entwicklung  und  schon  einer  solchen 
Entwicklungstendenz,  bekannten  geschichtlichen  Erscheinungen 
gegenüber,  wohl  selbst  bestreiten  möchte.  Dennoch  wäre  das  ein 
Irrthum.  Allerdings  lösen  sich  die  grossen  Reiche,  voran  das 
fränkische  und  in  einem  tausendjährigen  geschichtlichen  Process 
das  Deutsche  Keicb,  das  charaeteristischste  Beispiel  hierfür,  in  eine 
lose  Verbindung  fast  selbständiger  autonomer  grltoserer  und  kleinerer 
Territorialherrschaften  anf.  Diese  llbemehmen  für  langer,  wie  hei 
uns  nnd  in  Italien,  fHr  kflirser,  wie  in  Britannien,  Frankrdeh, 
Spanien,  die  „öfifentlichen"  Functionen  des  „Staats".  Dem  „Reiche" 
bleibt  zeitweise  davon  wenig  oder  nichts,  daher  auch  wie  im  alten 
Deutschen  Reich  eigentlich  gar  kein  Finanzbedarf  des  Reichs  als 
solchen  mehr.  Aber  innerhalb  der  einzelnen  Territorien,  auch  in 
Deutschland  immer  mehr  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters ,  dann 
in  den  Städten  vielfach  schon  von  noch  trttherer  Zeit  an,  macht 
sich  dieselbe  Entwicklungstendenz  vermehrter  und  rdcherer  ($ffen^ 
licher  „gemeinwirtbschaMicher^'  Th&tigkeit  geltend» 

Es  wtirde  dies  schon  im  Mittelalter  noch  mehr  der  Fall  gewesen 
sein  j  wenn  nicht  damals  die  eigenthümlich  grossartige  Stellung 
und  Function  der  Kirche  und  der  kirchlichen  Anstalten 
(Klöster,  Stiftungen  u.  s.  w.)  dem  „caritativen  System^'  eine  unge- 
wöhnliche Ausdehnung  verschafft  hätte  und  dadurch  ein  erheblicher 
Theil  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals  gewissen  öft'entlichen 
Zwecken  und  Gemeinbedtlräiissen  in  der  Hechtsform  des  kirchlichen 
Vermögens  zur  Verfügung  gestellt  worden  wäre.  Mit  der  Sprengung 
der  mittelalterlichen  katholischen  Kirche  durch  die  Reformation 
und  die  sie  begleitenden  Ereignisse  musste  denn  auch  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  gleich  auf  einmal  eine  förmlich  sprungweise  grosse 

A.  Wagnfr,  Fin:iu7.wissonscliaft.   II.  12 
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AnsdebnaDg  der  „Offentlicheii''  Thätigkeiten  der  Staaten,  Territorien, 
Gemeinden  erfolgen  (Polizei,  Annenwesen,  Schnlwesen  n.  a.  m.), 
am  Meisten  natttrlieh  znnäehst  in  den  protestantiselien  Ländern. 

Die  allmälige  Vergrösserang  der  Territorien ,  ihre  Ausbildung 
zu  eigentlichen  Staaten,  die  Unterdrückung  der  localen  autonomen 
Körper,  die  neue  Wehrverfassung  u.  A.  m.  haben  dann  auch  hier 
die  Centralisation  mehr  hervortreten  lassen.  Der  Finanzbedarf  iHr 
öffeDtliche  Zwecke  nabm  die  Form  des  Staatsfinanzbedarfs  an, 
Dnreh  die  Bildung  neuer  Staatsformen  wie  dee  onheitliehen  Italiens, 
des  Deutschen  Beiehs  hat  diese  Entwicklung  in  unseren  Tagen 
aucli  hier  dieselben  Erseheinnngen  politischer  und  finanzieller  Art 
vrie  schon  länger  in  den  anderen  Staatsgebieten  Earopas  her- 
vorgerufen. 

3)  Noch  jetzt  bestehen  aber  nach  der  verschiedenen  politi- 
schen Organisation  der  Reiche  und  Staaten,  besonders  nach  dem 
Maasse  der  Entwieklung  der  Selbstverwaltung  der  kleineren  i^um- 
lichen  Körper  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  im  Wirkungs* 
kreise  der  einzelnen  Glieder  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Systems,  worans  sich  dann  entsprechende  Verschiedenheiten  des 
Finanzbedarfs  und  der  Besteuerung  ergeben.  Die  Verhältnisse  der 
ßeichs-,  Landes-  oder  Staats-,  Provinzial-,  Kreis-,  Gemeindefinanzen 
u.  s.  w.  und  die  darauf,  besonders  die  auf  das  betreffende  Steuer- 
wesen sich  beziehenden  Streitfragen  finden  dadurch  ihre  Erklärung. 
'  Bei  strafferer  Centralisation  im  ganzen  Staatswesen  und  geringerer 
Entwicklung  der  Selbstverwaltung,  daher  beschtänkterer  Sphäre 
der  Selbstverwaltungskörper  betri£Et  die  extensive  und  intensive 
Entfaltung  der  öffentlichen  Thfttigkeit  und  folgeweise  die  Steige- 
rung des  Finanzbedarfs  mehr  den  Staat  als  die  anderen  Körper: 
daher  der  characteristische  Unterschied  zwischen  Einheitsstaat  und 
Bundesstaat,  zwischen  Frankreich  und  den  meisten  continentalen 
Staaten  einer-,  Grossbritannien  andrerseits,  zwischen  der  bisherigen 
Lage  in  den  deutschen  Staaten',  besonders  in  Prenssen,  und  der 
demnächstigen  nach  erfolgreich  durchgeführter  Decentralisation  der 
Verwaltung  und  nach  Herstellung  vermehrter  Selbstverwaltung.  Je 
nachdem  kann  hier  bei  einem  einzelnen  Gliede  der  Beihe  auch 
wohl  in  Folge  von  Uebertragung  gewisser  Functionen  auf  ein 
andres  Glied  statt  der  üblichen  Ausdelinung  eine  Einschränkung 
der  öffentlichen  Tbätigkeit  und  des  daraus  entstehenden  Finanz- 
bedarfs eintreten,  z.  B.  für  die  Einzelstaaten  bei  der  ersten  Bildung 
und  allmäligen  Erweiterung  eines  Bundesstaats,  so  im  neuen  Dent- 
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flehen  Beieh,  oder  für  den  Staat  bei  der  Organisation  der  Selbst- 
yerwaltnng.  Aber  die  Functionen  des  ganzen  swangsgemeinwirth- 
sehafüieben  Systems  und  damit  der  Finanzbedarf  für  dasselbe 
erwmtem  sich  dennoch.   Und  das  ist  hier  das  EDtscheidende. 

D.  —  §.  345.  Einwirkung  des  vermehrten  Finanzbe- 
darfs auf  die  Art  der  finanziellen  Deckung.  Die  somit 
nachgewiesene  iilntwicklnng  ist  an  die  Voraussetzung  gebunden, 
dass  der  vermehrte  Finanzbedarf  seine  richtige  finan- 
zielle Deckung  finde  (§.  343).  Diese  Voranssetznng  ist  eine  um 
80  unbedingtere,  je  mehr  der  zwangsgemeinwirthschafUiohe  Bedarf 
eben  Finanz  bedarf  wird,  d.  b.  nicht  oder  nicht  mehr  durch  unent- 
geltliche oder  von  Dritten  unentgeltlich  gestellte  (Natnral)-Dien8te 
gedeckt  wird,  wie  in  älteren  Wehrverfassungen,  im  Ehrenamts- 
system u.  dgl.  m.  Die  Entwicklung  der  Volkswirthscbaft,  die  An- 
forderungen an  die  Beschaffenheit  der  Leistungen  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Systems  (berufsmässige  Ausbildung,  technische 
Schulung  der  Arbeitskräfte  u.  s.  w.)  maehen  diese  directen  Dienst- 
leistungen fttr  den  Staat,  die  Goneinde  unzulänglich.  Es  Ter> 
wandelt  sieh  daher  der  „öffentliche  Bedarf'  immer  vollständiger 
in  Finanz  bedarf. 

Auch  die  Deckung  des  letzteren  hängt  dann  wieder  eng  mit 
der  Organisation  der  Volkswirthscbaft,  der  Eigenthumsordnung  und 
der  thatsächlichen  Vertheilung  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals 
zwischen  den  PriTatwirthschaften  und  den  Zwangsgemeinwirth- 
Schäften  zusammen.  Die  allgemeine  Entwicklung  besteht  darin, 
dass  fUr  den  gesteigerten  Bedarf  die  alten  Einnahmequellen  nicht 
mehr  ausreichen^  um  so  weniger ,  als  diese  Quellen  sich  selbst 
meistens  sehr  vermindert  haben,  weil  der  Boden  immer  mehr  in 
das  volle  Privateigenthum  der  Privatwiithschaften  übergegangen 
ist  und  diesen  die  Erwerbsthätigkeiten  in  der  materiellen  Wirth- 
schaftssphäre  fast  allein  tiberlassen  sind,  ihnen  daher  dann  auch 
das  Materialkapital  der  Nation  immer  ausschliesslicher  gehört 
Diese  Entwicklung  zeigt  sich  im  Alterthum,  im  Mittelalter  und  in 
der  Neuzeit  Sie  tritt  im  Finanzwesen  des  Staats  und  der  kleineren 


Dies  lässt  sicli  auch  finanzatatistisch  verfolgen  an  dem  WachsÜiam  des  Etats 
des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Beichs  einer-,  der  Einzelstaaten  anderer- 
seits. Letztere  sind  von  grossen  Ausgabezweigen  entbürdct  worden,  namentlich  vom 
Militäretat,  u.  haben  gleichzeitig  einen  Theil  ihrer  alten  Bedeckungsmittel,  bes.  ZoUe 
n.  innere  Verbrauchsteaeru,  an  das  £eich  abgetreten:  nur  der  finanzielle  Ausdruck  für 
die  stärkere  politische  Gentralisaticm.  Aelmiieli,  nur  in  geringerem  Grade,  die  Ent- 
vioklong  in  der  Schweiz  und  Uiien  Knatonen. 

12* 
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Körper  in  der  absoluten  und  relativen  Abnahme  des  älteren  Privat- 
erwerbs deutlich  hervor ,  trotz  steigender  Ausgaben,  wie  dies  im 
1.  Bande  bereits  dargelegt  vorden  ist.^^) 

Die  anderweite  finanzielle  Deckung  wird  dann  stets  tiber- 
wiegend oder  selbst  aosscUiesslich  in  der  Besteuerung  gefunden: 
diese  ist  das  Hauptmittel  zur  Äusfllbmng  der  sioli  immer  mehr 
erweiternden  Zwecke  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems 
bei  vorwaltend  rein  privatwirthschaftlicher  Organi- 
sation der  materiellen  Production  und  bei  der  hiermit 
verbundenen  Vorherrschaft  des  Privateigenthums  der 
Privatwirthscbaften  an  Productionsmitteln.  Die  Entwick- 
lung der  Besteuerung  wird  daher  regelmässig  durch  zwei  wirth- 
schaftliche  und  rechtliche  Momente  bestimmt:  die  Ent- 
faltung des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  und  gleich- 
zeitig die  Verdrängung  der  öfTentlicben  Körper,  besonders  des 
Staats,  aus  dem  Eigenthum  an  Productionsmitteln,  vor  Allem  am 
Boden,  und  aus  dem  Gebiet  der  Sachgliterproduction.  Wo  dieses 
letztere  Verhältniss  besteht,  da  ist  es  wenigstens  auf  die  Daiier 
stets  unvermeidlich,  dass  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaft- 
liehen  S^rstems  mit  yermehrter  Besteuerung  verbunden  ist 
Die  Finanzepocbe  vorherrschender  oder  fast  alleiniger  St ene r- 
wirth Schaft,  welche  ftUr  die  moderne  staatshttrgerliche  oder  libe- 
rale Periode  eharacteristisch  ist  und  an  die  Stelle  der  domanialen 
Epoche  rückte,  hängt  daher  auch  mit  dem  Uebergang  fast  alles 
Bodens  ins  volle  Eigenthum  der  Privaten  und  mit  dem  fast  aus- 
schliesslich privaten  Gewerbebetrieb  eng  zusammen.  Die  unge- 
heure Vermehrung  der  Besteuerung  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Con* 
se(iuenz  des  individualistischen  Wirthschaftssystems  und  seiner 
Bechtsbasis. 

£.  —  §.  346.  Auswege  statt  der  Besteuerung.  Wo  die 
Besteuerung  aus  anderen,  besonders  politischen,  socialen,  recht- 
lichen Gründen  aber  nicht  oder  nicht  entsprechend  vermehrt  werden 

kann,  und  dennoch  der  Drang  nach  Entfaltung  der  Gcmeinwirth- 
schaft  vorhanden  ist,  da  zeigt  die  Fiuanzgeschichte  zwei  Aus- 
wege: entweder  verschafft  man  dem  Staate  u.  s.  w.  wieder 
mehr  Eigeuthum  an  Productionsmitteln,  damit  Gelegenheit 
zu  neuem  Privaterwerb  oder  zur  Einrichtung  gebühren  artiger 
Zweige;  oder  man  sucht  ausserordentliche  Hilfsquellen  zu 

Wagner,  Fin.  1,  Budi  2,  Kap.  1,  Abiclin.  5  S.  S40  £.  bes.  §.  156,  157. 
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eröffnen  und  bebandelt  deren  Ertrag  als  regelmässige  (ordent- 
liche) Einnabme. 

1)  Der  erste  Weg  ist  in  einem  besonders  wicbtigen  und 
interessanten  Falle  im  Regalienwesen  des  späteren  Mittelalters 
und  der  Uebergangsseit  .des  16.  bis  18.  Jahrhunderts  beschritten 
worden,  besonders  in  der  Form  der  gewerblichen  Monopole 
im  Wohlfahrts-  nnd  Polizeistaat  dieser  letsten  Periode.  Aehnliche 
Tendenzen  kebren  neuerdings  bier  und  da  wieder  unter  dem 
Drange  steigenden  Finanzbedarfs  und  bei  besonderen  Schmerig- 
keiten,  letzteren  dureb  gewöhnliche  Steuern  zu  decken  (deutsches 
Tabakmonopol-Project).  Die  Ausbildung  grosser  moderner 
Wirthschaftsanstaiten  im  Gebiete  des  Verkehrswesens 
nnd  sonst,  welche  dann  nach  dem  priyatwirthschaftliehen  oder 
nach  dem  Gebtthrenprincip  verwaltet  werden  ^  gehört  ebenfalls  mit 
hierher,  wenn  sie  anch  zunächst  und  zumeist  allgemeine  volkswirth- 
schaftliche,  nur  nebenbei  finanzielle  Zwecke  verfolgt.  Die  syste- 
matische Entwicklung  des  ganzen  Gebtibrenwesens  endlich  gebt 
auch  mit  aus  dem  finanziellen  Streben  hervor,  die  einmal  als 
nothwendig  erkannten  gern  ein  wirthscbaftlichen.  Zwecke  ohne  oder 
mit  nhr  theilweiser  Zuhilfenahme  der  Besteuerung  ausfuhren  zu 
können.  Die  Ausdehnung  des  modernen  Gebflhrenwesens  und  die 
Einrichtung  neuer  Wirthschaftsanstaiten  der  gedachten  Art  (Staats- 
Eisenbabnen !)  ist  mit  einer  Uebertragung  von  Grund-  und  Kapital- 
eigenthum in  bedeutendem  Maasse  an  den  Staat  und  an  die  Selbst- 
verwaltungskörper verbunden.  Die  wicbtigen  socialpolitischen  und 
finanziellen  Folgen  davon  sind  klar.  Alle  bezüglichen  Seiten  der 
Frage  sind  in  früheren  Abschnitten  dieses  Werks  aber  bereits 
behsmdelt  worden.^)  lieber  das  ebenfalls  schon  früher  bertthrte 
Regalienwesen  ist  dagegen  hier  noch  Einiges  hinzuzufügen  (§.  347). 

2)  Der  zweite  Weg,  die  Eröffnung  ausserordentlicher 
Hilfsquellen,  erscheint  in  der  Finauzgeschichte  wieder  als  ein 
doppelter:  man  wälzt  einmal  die  Last  des  heimischen  Staats- 
wesens möglichst  auf  Fremde,  entweder  in  der  Form  von  Con- 
tributionen,  Tributen,  Beiträgen  u.  dgL  anf  sonst  wenigstens  nominell 
unabhängige  Y()lker,  anf  „Bundesgenossen'^  u.  s.  w.,  oder  mittelst 
ausbeutender  Provinzialverwaltung  auf  die  dem  eigenen  Staate 
angegliederten  Provinzen :  Beides  besonders  im  Alterthum  mehrfach 
zu  einem  förmlichen  „System''  ausgebildet,  namenüioh  im  rOmisehen 

,  S.  das  vorige  Kapitel  von  den  Gcbülircii  in  (lioscm  Rande  und  die  Lelm  iOVk 
f  rivatemrorb,  bes.  vom  Gomiiiimic«tion&-  und  Transportwesen  im  1.  Bande. 
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Reiche.  8odaun:  man  hilft  sich  solange  als  möglich  mit  Staats  - 
schuldenvermehrung  statt  der  erforderlichen  Steuervermehrung, 
—  die  moderne  Methode,  welche  dann  im  Fall  von  Bankerott, 
Zinsredaction  u.  s.  w.  bei  auswärtigen  Schulden  auf  die  ältere 
Methode  einer  Abwälzung  der  beimischen  Finanzlasten  auf  die 
FremdCi  bei  einheimischen  Schulden  auf  die  Ansbentong  eines 
Theüs  der  besitzenden  Classen  211  Gunsten  des  Staats  hinaas- 
kommt.  1«)  S.  §.  349. 

§.  347.  —  1)  Das  Finanzregalienwesen  ist  bereits  im 
1.  Bande  und  in  der  Gebührenlehre  berührt  worden.  Die  Regali- 
sirung  dient  nach  den  früheren  Erörterungen  vielfach  als  Be- 
steuerungsform und  ist  in  dieser  Hinsicht  später  noch  besonders 
zu  nntersachen.  Auch  wenn  man  sich  früher  in  der  Praxis  and 
Theorie  nicht  über  diese  Wirkung  eines  Regals  als  Stener  klar 
war,  so  ist  dieselbe  implieite  in  der  Verwaltnng  der  Regalien^ 
besonders  der  sogen,  gewerbliohen  (Finanzmonopole)  regeknftssig 
beabsichtigt  gewesen  and  aach  wiridich  eingetreten.  Denn  bei 
der  Selbstverwaltung  wie  bei  der  Verpachtung  dieser  Regalien,  bez. 
Monopole  war  die  leitende  Richtschnur,  die  Preise  der  Produete 
in  der  Art  der  Monopolpreise  höchstmöglich  anzusetzen,  d.  h.  so 
hoch,  dass  die  Verwaltung  den  grössten  Gesammtgewinn  bezog. 
Der  Zweck  der  Regalisirung  oder  Monopolisirong  war  darauf  ge- 
richtet, durch  AoBBchlass  der  Ooncarrenz  andren  Prodncenten  dies 
ztt  ermöglichen.  Oer  Gtowinn  sollte  so  Uber  die  Hohe  des  ge wöh  n  - 
liehen,  freien  Gewerbsgewinns  gesteigert  werden.  Dies  warde 
aach  regelmässig  erreicht,  und  dieses  Plus,  dieser  dem  Vorrecht 
oder  Ausschlussrecht  zu  verdenkende  Extragewinn  ist  Stener. 
Selbst  wenn  beim  Ansatz  der  Preise  der  Monopolartikel  auf  eine 
gewisse  Schonung  der  Consumenten  Rücksicht  genommen  und 
die  Preise,  welche  ohne  eigenen  Nachtheil  des  Fiscus  etwa  noch 
hätten  gesteigert  werden  können ,  absichtlich  anterhalb  des  mög- 

Man  könnte  etwa  noch  als  an  einen  dritten  Ausweg  an  die  athenischen 
Liturgieeu,  die  römiächen  Aafvendongen  der  höhereu  Beamten  für  öfi'eutliche 
Zirecke,  irie  Spide,  Bantok  n.  t.  denken.  Lideesen  fkDea  die  eisteien  doch  unter 
den  SteaerbegrifT.  Sie  stellen  eine  Art  Extrabesteuening  der  Reicheren  dar«  womit 
sich  der  Gesichtspunct  einer  zug^Ieich  ehrenvollen  Leistung  für  das  Gemeinwesen  'wohl 
verträgt.  Vgl  Böckh,  Staatshaashalt  Athens,  I,  593  ü'.;  eb.  S.  700  über  die  aas8er> 
oidenuiöhe  Liturgie,  die Trieraichie,  d.  h.  die  ttostnnr  lud  Besorgang  der  XriegB- 
schiffe  auf  Privatkosten,  aber  meist  mit  Betheiligung  des  Staats.  Die  ädiUcischen  und 
ähnliche  Verwendungen  in  Rom  hftngen  mit  dem  ElizenamtBchancter  des  Beamte, 
thums  zusammen. 

^  Ban- Wagner,  Fin.  I,  §.  101 1(K>  IL;  Wagner,  Fin.  I,  §.  141, 14S— 147. 
Dann  oben  E^.  1,  §.  382,  m  Eb.  über  Httnie  §.  299£,  Post  §.  808 £,  Telegr.  §.  318. 
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liehen  MaumamB  gehalten  worden,  wie  allerdings  Tielfach  beim 
Salz,  so  sollte  doch  der  Monopolpreis  hoch  genug  bleiben,  um 
einen  Extragewinn  erzielen  zu  können,  welcher  immer  noch 

als  Steuer  erscheint.  Insofern  kann  die  Finanzregalisirung  nicht 
als  ein  A  u  s  w  e  g  bezeichnet  werden,  den  man  zurVermeidung 
der  Besteuerung  beschritt.  Bei  allen  Kegalien  mit  wirklicher 
SteuerwirkoDg  —  also  mit  Ausschiuss  der  Regalien  im  Ge- 
bflhrengebiete,  wo  die  ßegalisirang  nur  dazu  dient,  die  Vor- 
nahme der  Ldstongen  durch  den  Staat  zu  erleichtern  nnd  die 
gnte  Beschaffenheit  dieser  Leistnngen  zn  yerbürgen,  ist  diese 
Steuerwirkung  so  sehr  das  die  Sache  Characterisirende  und  regel- 
mässig auch  das  practisch  Wesentliche,  dass  die  Auffassung  der 
betreffenden  Einnahmen  als  Steuern  wohl  richtig  ist  und  dem- 
gemäss,  nach  den  frühereu  genaueren  Erürterongen  im  1.  Bande, 
die  Behandlung  dieser  Einnahmen  im  finanzwissenschaftlichen  System 
in  die  Steaerlehre  gehört^) 

Hiermit  steht  es  aber  nicht  in  Widerspruch,  einen  gemischten 
Ökonomischen  nnd  rechüichen  Gharacter  der  Gesammteinnahme 
aus  einem  geh  Uhrenartigen  und  steuerartigen  Regal  anzuerkennen: 
ein  Theil  des  Reinertrags  ist  privatwirthschaftliches  Ein- 
kommen für  den  Staat  als  Rechtssubject  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen, vornemlich  Zins  und  Rente  aus  Kapitalien  und  Grund- 
besitz, auch  Gewerbsgewinn.  Auch  ist  es  bei  der  Einrichtung  und 
FortfUhmog  eines  Finanzregals  der  mehr  oder  weniger  klar  be- 
wnsste  Zweck,  vermittelst  der  Begatisirang  zugleich  solches  privat- 
wirthschaftliche  Einkommen  dem  Staate  zn  tibertragen.  Es  ist 
gelegentlich  selbst  die  Idee  vertreten  worden,  dass  dies  die  Haupt- 
sache oder  sogar  die  alleinige  Wirkung  des  Regals,  bez.  Monopols 
sei,  z.  B.  beim  Tabakmonopol,  wobei  also  die  Steuerwirkung  ganz 
verkannt  oder  nur  als  geringfügig  eraphtet  wird.^^)  So  einseitig 
nnd  meistens  unrichtig  dies  ist,  so  sind  es  doch  solche  AniHassongen, 
welche  geschichtlieh  in  der  Entwicklung  der  Finanzregalien  mit- 
wirkten nnd  selbst  heute  noch  bei  ihrer  Empfehlung  mitspielen. 


Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  116;  Wagner,  Fiu.  L  §.  147.  Anders  Kau,  der 
die  ««Einkünfte  aus  Hoheitsrechten''  inclus.  der  gewerbl.  Finanzregalien,  wie  Salz« 
TMt,  ab  Belbständige  EimialiaieKrt  neben  den  Prlraterwerb,  die  Gebtthnii  nnd 

die  Steuern  stellte.    Die  eingehende  Begründung  der  Abweichnng  Fon  Bau  gab  ich 

im  1.  Bande,  bes.  in  d.  2.  Aufl.  Buch  2,  Kap.  1,  Abschn.  1. 

Diese  Auffassung  deutlich  bei  Fürst  Bismarck  in  den  Reichstagsdebatten  von 
1878  Uber  die  Tabakbeäteuerung :  die  socialistischo  Ideutificimng  ron  Steuer  u.  Kapital- 
n.  UntemehmeifewinD. 
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Fflr  das  richtige  Verotibidniss  des  Zusammenhangs  s<^cher 
Finanzlagen  nnd  speeieU  der  Entwicklungsgeschichte  der  Ein- 
nahmen mit  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  mit  der  Eigen- 
thums- und  Erwerbsordnung  und  mit  der  Vertheilnng  des  Eigen- 
thums an  Productionsmitteln  unter  Privat-  und  öffentlichen  Wirth- 
uchaften  sind  selbst  solche  einseitige  Auffassungen  beachtenswerth. 
Der  richtige  Kern  darin  ist  aber  von  allgemeiner  Bedeutung  für 
das  Verständniss  der  Finanz-  nnd  Steuergesehichte  und  der  be- 
schichte der  Volkswirthschaft 

§.  348.  Soweit  jene  Blteren  Finaazregalien  wuUich  vorwiegend 
oder  allein  finanziellen  Zweeken  dienten,  bildet  ihre  Entwieklnng^ 
den  Uebergang  von  der  älteren  vorherrschend  doma- 
nialen  zu  der  neueren  Periode  vorherrschender  Steue r- 
wirthschaft  des  Staatsfinanzwesens.  Die  grundherr- 
schaftlichen Eegale  entwickeln  sich  zuerst,  in  Verbindung  mit 
gewissen  Anschannngen  des  Patrimonial-  nnd  Fendalstaats  in 
Betreff  des  ganzen  Bodens  des  Landes.  .  Die  Regalien,  welche 
sich  anf  die  Benntznng  der  Gewässer  bezieheni  schliessen 
sich  an.  Die  gewerblichen  Regalien  nnd  Finanzmonopole 
folgen  besonders  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhundert,  nach  bedeuten- 
derer Entwicklung  des  Gewerbewesens,  des  Volks- Einkommens 
daraus,  überhaupt  des  Verkehrs,  und  in  Zusammenhang  mit  den 
Ideen,  Kecbtsansprüchen  und  bald  auch  Rechten  der  Staatsgewalt 
in  der  absolutistischen  Uebergangsperiode  vom  Fendalstaat  zun 
modernen  Staate.*^ 

Die  treibende  Potenz  war  die  Entwicklung  der  0flbnäichen 
Thätigkeit  des  Staats,  —  m.  a.  W.  das  Hervordrängen  der  Gemein- 
wirthschaft.  Der  Weg  der  Finanzregalien  wurde  aber  durch  den 
Umstand  gewiesen,  dass  Boden,  Kapital  und  Gewerbsthätigkeit 
grossentheils  private  geworiien  waren.  Der  Weg  der  eigentlichen 
Besteuerung,  welcher  allerdings  ungefähr  gleichzeitig  mit  dieser 
Entwicklung  der  Regale  auch  immer  mehr  nnd  immer  consequenter 
beschritten  wurde ,  bot  fttr  die  Deckung  des  ganzen  erforderlichen 
Mehrbedarfs  noch  zu  viel  Schwierigkeiten.    Die  besonders  für 


Den  JjUnflass  auch  der  wirtlischafdichen,  tinauzieileii  u.  polit.  Theoretiiiei-,  dann 
der  Bomanisten  auf  diese  Entwicklung  weist  Hosclier  in  s.  Oescb.  d.  D.  Natftk.  näher 
nach.  Kap.  S,  v.  Eindringen  des  wälscheii  Regalismos,  bes.  §.  39  S.  159  (s.  d.  Gitat 
aus  Roscher  in  Wagner.  Fin,  T,  §.  141  Note  19).  „In  die  deutschen  Finanzen  ist 
der  Begalismus  viel  später  und  im  Ganzen  auch  weniger  tief  eingedrungen"  (als  in  die 
Aramden).  £b.  S.  164.  £s  hängt  dies  auch  mit  der  z.  Th.  dem  St&ndewesen  za  ver- 
dankenden grOsseFen  Erhaltung  des  territoiialen  Domaninme  zusammen. 
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diraote  Stenern  eiforderfiehe  llfitwirkung  der  Sittnde,  die  Opposition 

der  bevorrechteten  Stände  und  die  Privilegien  der  letzteren  in 
Bezug  auf  Steuerfreiheit,  die  Autonomie  der  Städte  und  deren 
Zoll-  und  ähnliche  Privilegien  mehr;  namentlich  aber  auch  die 
eigentlich  steuertechnischen  Schwierigkeiten  bei  der  Anlegung 
directer  nnd  indirecter  Stenern,  welche  man  ans  Mangel  an  Er- 
fkhnmgen,  an  ttlchtigen  Beamten  nnd  bei  der  allgemeinen  Unvoll- 
kommenbeit  des  BehOrdenwesens  noch  nicht  zn  tiberwinden  wnsste; 
ferner  die  Gonsumtionsverhältnisse  der  Bevölkerung;  besonders  der 
nnteren  Classen,  welche  die  Erhebung  allgemeiner  Verbrauchs- 
abgaben reichlichen  Ertrags  nur  erst  theilweise  gestatteten,  dies 
Alles  hemmte  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert,  hier  mehr,  dort  weniger, 
die  genügende  Entwicklung  der  eigentlichen  BesteueroDg. 

Um  so  mehr  half  man  sich  durch  das  Finanzr^;als7Stem, 
spSter  besonders  dnrch  die  gewerblichen  Begale  nnd  Finanzmono- 
pole, Gestaltungen,  welche  ohnehin  der  beyormnndenden  Wirth- 
schafts-,  besonders  der  Gewerbepolitik  und  der  allgemeinen  inneren 
Politik  des  sich  emporringenden  absolutistischen  Staats  und  des 
Wohlfahrts-  und  Polizeistaats  entsprachen.  Durch  üeberlassung 
der  Ausnutzung  der  Kegale  an  Dritte  gegen  Abgaben  oder  durch 
Verpachtung  der  Finanzmonopole  ttberwand  man  die  Schwierig- 
keiten, wdehe  sich  im  der  UnYollkommenheit  der  StaatSTcrwaltnng 
ergaben.  Hehr  nnd  mehr  bildeten  sieh  aber  dann  diese  Regalien 
zn  Formen  der  Bestenernng  aus,  z.  B.  die  Abgaben  beim 
Bergregal  zu  Bergwerksteuern,  die  Finanzmonopolc,  z.  B.  das  Tabak- 
monopol zu  Formen  der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  u.  s.  w. 
In  dieser  Hinsicht  werden  wir  den  Regalien  später  in  verschiedenen 
Abschnitten  der  Steuerlehre  wieder  begegnen. 

Hier  genttgt  es,  die  wichtige  Stellnng  characterisirt  zn  haben, 
welche  die  Finanzregalien  in  der  Entwicklnngsgeschichte  des 
Finanzwesens  der  neneren  Volker  einnehmen.  Indem  ^ie  sich 
zwischen  die  domaniale  und  die  reine  Steuerperiode  schieben, 
vereinigen  sie  Elemente  beider,  daher  des  Privaterwerbs  und  der 
Steuer,  letzteres  später  immer  mehr,  in  sich.  Sie  sind  aber  stets 
zugleich,  wenn  auch  zunächst  finanziellen  Zwecken  dienend,  von 
bemerkenswerthem  Einflnss  auf  die  Organisation  der 
Volkswirthschaft  nnd  anf  die  Rechtsordnung  nnd  die 
Vertheilnng  des  Eigenthnms  an  Prodnctionsmitteln, 
daher  anf  das  prirate  Erwerbsleben.  Denn  in  ihnen  liegt 
implicite  zugleich  der  Versuch,  theiis  hemmend,  theils  rück- 
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bildend  in  die  EntwickliiDg  rein  priyatwiitbBoliaftlioher  Organi- 
sation  der  Sachgüterproduction  nnd  in  den  damit  zusammenhängen- 
den Uebergang  alles  Bodens  und  alles  Materialkapitals  in  das 
volle  Privateigenthum  einzugreifen.  Insofern  enthält  in  der  That 
jedes  Regal  und  Finanzmonopol,  neben  seinen  finanziellen,  beson- 
ders seinen  Steuerwirkungen,  „ein  gutes  Stück  Prineipienfrage" 
fittr  die  volkswirtJiBchafÜiehe  Orgamsation  nnd  für  die  allgemeine 
wirthsehaftlicbe  Bechtsordnong,  besondere  ffir  die  Eigentbuns- 
ordnnng:  ein  selten  genügend  beaebteter  Znsamm^hang.  M.  a.  W. 
die  Regalisirang  ist  bei  ibrer  ersten  Einfttbrnng  eine  Fonn 
der  Entziehung  von  Privateigenthum  an  Productionsmitteln  und 
von  dem  damit  verbundenen  Einkommen  aus  Renten  und  Gewerbs- 
gewinn zu  Gunsten  gemeinwirthscbatUicber  Entwicklung;  bei  ihrer 
Fortdauer  wird  die  Regalisirang  ein  reebtlicber  Vorbebalt 
von  Eigentfanm  an  Prodnctionsmittehi  nnd  Ton  daraus  fliessendem 
Einkommen  fttr  den  Staat  zn  Ungunsten  der  privatwirtbsehaft- 
lichen  EntwieMnng,  daher  auch  des  Privatkapitals.  Deshalb  anob 
die  Feindschaft  der  Smithischen  Nationalökonomie  gegen  die 
Regalien,  denn  diese  stemmen  sich  den  „wirthschaftsfreiheitlichen" 
Forderungen  der  Schule  uud  der  „liberalen  Periode^'  mächtig 
entgegen. 

g.  349.  —  2)  (S.  0.  §.  346.):  Ausserordentliche  Hilfs- 
mittel  zur  Deckung  ordentlioher  Ausgaben.  Die  Ausführung 
grosser  Ofibntlieher  Ausgaben  des  Staats  ohne  entsprechende  Zn- 

hilfenahme  der  Bestenemng  ist  eine  so  bemerkenswerthe  geschicht- 
liche Thatsache,  dass  der  zweite  der  oben  erwähnten  Auswege, 
die  Benutzung  ausserordentlicher  Hilfsmittel,  hier  noch  eine,  beson- 
dere  Betrachtung  verdient 

a)  Die  erste  Form,  im  Wesentlichen  also  das  System  der 
Ueberw&lzung  der  einheimischen  Staatslasten  anf  die 
Fremde,  erscheint  nach  unseren  heutigen  politischen,  sittUcheii 
und  reohtlichen  Anschauungen  freilieh  vielfaeh  fast  Shnlich  ver- 
werflich wie  etwa  das  Institut  der  Unfreiheit.  Die  ökonomischen, 
socialen  und  finanziellen  Folgen  solcher  Verhältnisse  wollen  deshalb 
aber  doch  unbefangen  geprüft  werden.  Sie  sind  in  so  wichtigen 
weltgeschichtlichen  Beispielen,  wie  etwa  im  Tributsystem  des 
athenischen  Staats oder  vollends  in  der  provinzialen  Aas- 

*»)  S.  Pi  ers  torf  f  über  die  Tabaksteuerliter.  in  Ilildebrand's  Jahrb.  1S78  I.  S.  32S. 
Böckh,  Staatshausb.  d.  Ath.  X,  520,  Tribute  „die  bei  Weitem  bedeutendste 
Buuakme  des  ath.  Staats".  S.  oben  S.  18. 
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beutung  des  römischen  Staats  bedeutsam  genug.  Konnte 
doch  dank  diesem  System  und  trotz  der  ungeheuren  Staatstbätig- 
keit,  ja  der  förmlichen  Ernährung  und  Unterhaltung  des  ärmeren 
Tbeils  des  römischen  VolkB  durch  den  Staat,  der  römische  Bürger 
und  bald  ganz  Italien  von  directen  Steuern  im  WesenÜiehen  Jahr- 
hunderte lang  befreit  bleiben.**)  Aneh  im  Mittelalter  und  in  der 
Nenieit  haben  aber  wenigstens  zu  Zeiten  solehe  Verhältnisse  nicht 
gefehlt  und  Tribute  besiegter  Volker,  Abgaben  unterworfener  Neben- 
länder  u.  dgl.  immer  wieder  die  practisch- finanzielle  Bedeutung 
des  Vae  victis  bewiesen.*'^)  Am  Meisten  System  gebracht  wurde 
in  solche  Beziehungen  zwischen  dem  leitenden  Hauptvolke  eines 
Staats  und  den  abhängigen  Völkern  durch  ausbeutende  Colo- 
nial Verwaltung,  wie  sie  im  modernen  Colonialwesen  selten 
ganz  gefehlt  hat  Wenn  auch  gewöhnlich  nicht  directe  Steue^ 
bdträge  der  Colonieen  bezogen  wurden,  so  fand  doch  auch  eine 
finanzielle  Ausbeutung  durch  Handels-  und  Zollpolitik  des 
Mutterlands  statt  oder  die  Colonie  ward  wie  ein  grosses  Doma- 
nium  bewirthschaftet,  wobei  es  ohne  solche  Ausbeutung  auch  nicht 
abging.  Ein  wichtiges  Beispiel  liefern  noch  jetzt  die  indischen 
Colonieen  der  Niederlande.'^)  Endlich  bieten  auch  solche  Ver- 
bUtnisse  Aehnliehkeit,  wo  die  Vertheilung  der  Staatsiasten  in 
einem  grösseren  Staatsgebiete,  z.  B.  proTinzenweise,  sehr  ungleich 
ist:  die  flberbOrdeten  Provinzen  erscheinen  hier  für  den  Betrag 
der  Ueberlastung  auch  ökonomisch  und  linanziell  zu  Gunsten  der 
übrigen  ausgebeutet.  Daran  ändert  sich  nichts,  wenn  eine  solche 
Verschiedenheit  der  Belastung  auch  nicht  bewusste  Absicht  ist, 


*)  Marquardt,  lOm.  Staatsrenralt  II,  175  ff. 

**)  Eb.  S.  171  ff.  Nichterhebung  des  Bürger  -  Tributnm  seit  167  vor  Christus, 
gleiche  Steuerfreiheit  fUr  ganz  Italien  seit  89  r.  Chr.  So  Marquardt  mit  Saviguy, 
Hvflchke,  Bvdorff,  Mommsett  a.  A.  m.  Anderer  Ansicbt  Walter  n.  nam. 
Rodbertus  in Hildebr.  Jahrb.,  der  zu  wesentlich  andren  Resultaten  gelangt  Nach 
ihm  ist  das  Bürgertribut,  nach  allerdings  länger  bestandener  gänzl.  Steuerfreiheit  der 
Römer,  i.  J.  711  d.  St.  (48  r.  Chr.)  wieder  eingeftLhrt  worden.  Z.  Gesch.  d.  Tnbut- 
iteiittiii,  bes.  Jahrb.  lY,  408  ff.  Am  Ende  d.  3.  Jahilnuid.  nach  Christus  wuxde  das 
Prorinzialtributum  in  ganz  Italien  eingeführt.  Uebcr  die  Oetreidcvertheilung  u.  deren 
Kosten  s.  u.  A.  Marquardt.  II,  100  if.  Die  Ansichten  von  Rodbertus  über  den  Zii- 
bammenhang  zwischen  ital.  Landbau,  Entstehung  des  Colonats,  Getreideeinfuhr  u.  s.  w. 
weicbeii  von  denen  der  phflolog.  Historiker  vielfMsh  ab.  Endgiltig  entschieden  sind 
aDe  diese  Fragen  wohl  noch  nicht  Tgl.  Grundlegung  2.  Aufl.,  §.  211,  Note  12. 

Deckung  der  französ.  Kriej^skosten  unter  Napoleon  T.  regelmässig  durch 
Contributionen  o.  s.  w.  S.  z,  B.  Uber  die  Leistungen  des  besiegten  Preussen  au 
Fmkrdoh  Dnneker,  Ztsehr.  f.  Prertts.  Qeseh.  1871 ,  aneh  in  der  Prems.  Stetist 
Ztschr.  1871  S.  374. 

^)  Im  niederländ.  Budc^et  ftir  1876  sind  an  „Znschttssen  der  Golon.renralt"* 
veranschlagt  10*85,  1877  9*97  M.  fl. 


188  3.B.  2.K.  I.A.  Allg. Steuurl.  l.H.-A.  I.A.  Organis. d. V.w.8ch.  §.849,8!». 


sondern  nar  aus  den  tbatsäcblicheD ,  geschichtlich  ttberkomnifflieE 
Steuerverhältnissen  hervorgeht. 

Dem  Grade  nach  sind  natürlich  die  ökonomischen  und  finan- 
ziellen Folgen  in  diesen  verschiedenen  Fällen  verschieden^  im 
Prineip  sind  sie  gleichartig.  Die  wirthschaftlichen  Güter,  die  Arbeits- 
prodncte,  welche  alle  solche  /^Beiträge"  n.  s.  w.  schliesslich  dar- 
stellen, nehmen  fttr  das  empfangende  Gemeinwesen*  nnd  Volk  gans 
oder  theilweise  —  letzteres  nnter  Abrechnung  der  staatlichen  Gegen- 
leistungen, welche  die  tributären  Länder  von  dem  herrschenden 
doch  meistens  in  mancherlei  Form,  vor  Allem  in  der  Gewähr  der 
Rechtsordnung,  erhalten  —  die  Natur  von  „freien"  Gütern  an.*^) 
Die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  des 
ganzen  betreffenden  Gebiets  wird  sich  dabei  gewöhnlich  sehr  zn 
Gunsten  des  empfangenden  nnd  znm  Nachtheil  des  gebenden  Landes 
gestalten.  Zugleich  wird  die  gesammte  wirthsohaifUiohe  Arbeitslast 
in  derselben  Weise  verschoben.  Die  Folge  ist  ein  wenigstens  rela- 
tives Zurückbleiben  der  Wirthschafts-  und  Culturentwicklung,  selbst 
eine  Verkümmerung  hier,  eine  raschere  und  bedeutendere  Ent- 
wicklung dort,  namentlich  ein  grösserer  Aufschwung  der  eigent- 
lichen feineren  Cultur,  freilich  aber  auch  eine  bedenklichere  Ver- 
geilnng  nnd  Yerttppignng  des  öffentlichen  und  des  FrlYaUebens, 
vor  Allem  unter  den  GlassM,  welche  an  der  Spitze  des  Staats 
stehen,  tiberhanpt  aber  unter  den  besitzenden  und  bisweilen  selbst 
bis  herab  zn  den  unteren  Classen  des  herrschenden  Volks.  Athen 
und  Rom  sind  für  die  Glanz-  und  Schattenseiten  solcher  Zustände 
die  ewig  typischen  Beispiele.  Unverkennbare  Analoga  finden  sich 
in  den  Mutterländern  grosser  Colonialreiche  (Grossbritannien !)  und 
in  Staaten  mit  systematischer  Ausbeutung  der  Provinzen  (Türkei!) 
auch  in  der  modernen.  Welt  Die  Folgen  selbst  solcher  vorliber- 
gehender,  aber  wegen  ihrer  Grossartigkeit  gewaltig  einwirkender 
Ereignisse,  wie  der  „Ftlnf  Milliarden -Contribution"  Frankreichs  an 
Deutsciilaud,  bieten  ebenfalls  einige  Aehnlichkeit*®) 


Mindestens  Spnren  solcher  Verhältnisse  in  den  meisten,  allmälig  durch  Vcr- 
bindaug  verschiedener  Gebiete  entstandenea  Grossstaatcn,  selbst  wenn  später  allgemeine 
Stenonefonneii  dnrcbgefBhTt  irorden  sind.  So  sind  z.  B.  mehrfach  die  zufälligen 
alten  Ctamdsteuerschuldigkeiteu  noch  in  den  neuen  Katastersystemen  mit  berücksichtigt 
urorden,  selbst  in  Frankreich.  ProTiiizielle  Ansgleichiuig  der  Grundsteuer  in 
Preusacn  erst  1861. 

Wie  mit  Baeksicht  auf  solche  YerhUtnisse  der  Begriff  „freieä^  uud  ,,wiitlL- 
schaftlichcs"  Gntaberhaupt  ein  relativer  ist,  s.  Gnindleg. §.  0  („sociale"  Aaffassnog). 

Darlegung  u.  Kritik  dieser  Folgen  in  Wagner,  Reichsfin.wesen,  in  Holtzen- 
doiff's  Jahrb.  d.  D.  lleichs,  III,  236  ff.  (1874).  S.  auch  mein  Buferat  Uber  d.  Literatur 


i^iyuu_Lü  Ly  Google 


AasbeutUDg  der  Fremde.  —  Schuldonmaclieii.  1S9 


Auf  die  Dauer  möchte  es  kaum  zweifelhaft  sein,  dass  die 
ökonomiseheDi  socialen  und  finanziellen  Folgen  solcher  Verschiebung 
der  Kosten  oder  Lasten  des  heimischen  Gemeinwesens  anf  die 
Fremde  auch  fät  das  empfangende  Land  und  Volk  Überwiegend 
nachtheilig  sind,  die  Bestenerung  daher  doeh  den  Vorzug  verdient. 
Ohnehin  ist  die  Grundlage  solcher  Verhältnisse,  die  überlegene 
Macht,  naturgemäss  eine  unsichere  und  nicht  allzu  dauerhafte.  Mit 
ihrem  Zusammenbruch  fehlen  die  Deckungsmittel  des  Bedarfs, 
während  die- Bedürfnisse  zunächst  meistens  geblieben  sind.  Die 
eigene  Besteaemng  im  erforderlichen  Umfange  ist  selten  mGglich, 
jede  Vennehrang  der  Bestenemng  schon  höchst  drttokend.  Nur  zu 
leieht  wird  daher  das  ganze  Staatswesen  zusammenstürzen. 

§.  850.  —  b)  Die  zweite  Form  der  ausserordentlichen  Hilfs- 
mittel zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  ohne  Besteuerung,  das 
beständige  Schulden  machen  ftlr  „chronische  Deficite" 
auch  in  der  „ordentlichen  Gebabrung^^  verbietet  sich  mit  der  Zeit 
freilich  von  selbst,  weil  es  nicht  mehr  durchzuführen  ist.  Vom 
Standpnncte  der  Finanzwissenschaft  und  rationeller  Finanzpolitik 
muss  es  nach  den  Erörterungen  im  1.  Bande  unbedingt  verworfen 
werden.  Dennoch  spielt  es  leider  in  der  Praxis  der  modernen 
Welt,  zumal  der  neuesten  Zeit,  eine  nur  zu  grosse  und  zu  verhäug- 
nissvolle  Rolle,  selbstverständlich  nicht  im  cigeDtlichen  Sinne  „be- 
ständig*',  aber  doch  verhältnissmässig  längere  Perioden  hindurch. 
Bei  einigermassen  solider  Finanzverwaltung  wird  wenigstens  die 
Vermehrung  der  Besteuerung  zum  Behufe  der  Zinszahlung  möglichst 
in  gleichem  Sehritte  gehen.  Aber  selbst  dies  ist  nicht  immer  leieht 
zQ  erreichen  und  Öfters  in  der  Finanzgeschichte  neuerer  Staaten 
lange  Zeit  hindurch  unterblieben  oder  doch  nicht  gentlgend  ge- 
schehen. Mitunter  aber  hat  es  selbst  an  ernstlichen  Versuchen  in 
dieser  Richtung  gefehlt,  so  dass  sich  bis  zu  dem  unvermeidlichen 
Zusanmieubruch  die  öffentliche  Schuld,  zumal  die  Papiergeldschuld, 
schliesslich  lawinenartig  vermehrte,  allerdings  meistens  in  Kriegs- 
nnd  Bevolutionszeiten,  aber  nicht  ausschliesslich,  sondern  wirklich 
mit  zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben,  wie  1848  ff.  in  Oesterreich, 
1859  ff.  in  Italien,  in  der  Ttlrkei.*<»)  Längere  Zeit  liess  sich  dies 

betr.  die  franzOs.  KriegskostenentsehftdipiDg  (Bamberger,  Sfttbeer  n.  A.  m.)  in 

HiJdebr.  u.  Conrad's  Jahrb.  f.  Nat.ökon.  1874. 

Wichtigere  Beispiele  aus  der  neueren  Finaiizgeschichtc  sind;  Frankreich  in 
der  ersten  Zeit  der  Revolution  wulireud  der  Assignatenwirtbschaft ;  die  Yereinigteo 
StMlOft  TOB  Nordameric»  vjUurepd  des  Baigerkriegs  1861—65  (8.  v.  Hock,  amer. 
Fin.  S.  437  C;  eb.  S.  501  C  Aber  das  schlieffllich  ganz  zvsainoieabrecheDde  Finanz- 
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wohl  durchfuhren,  einmal  einfach  durch  Yermelming  des  Btaats- 
oder  Bankpapiergeldfli  das  nndnlüsbar  geworden  und  den  Zwangs- 
cniB  fahrte,  bis  zur  rettangslosen  Entwerthnng  deaselben.*^)  Dann 
aber  auch  unter  leidiger  specnlativer  Vermittlang  des  modernen 
Bankthnms  dnrch  die  Vermebmng  der  yerzinslieben  Sebald.  Die 
Aussicht  auf  grossen  Provisionsgewinn  und  auf  andere  materielle 
und  „ideelle"  Vortheile  war  für  dieses  Bankthuni  lockend  genug.  Und 
die  Mündlichkeit,  in  geeigneten  Zeitpuneten  die  neuen  Staatspapiere 
trotz  alles  Misscredite  im  Pablicnm,  selbst  mit  Gewinn  gegen  den 
Uebernahmsenrs,  abznsetzen,  stellte  sich  lange  genng  immer  wieder 
ein  oder  ward  dareb  kttnstliobe  Manoenyres  henrorgerofen.  Die 
Gesehicbte  der  ttirkiscben,  ägyptiscbeni  maneber  stld-  und  mlttel- 
americaniscben  Anleibe-Emissionen  aaf  dem  earopäiscben  Markt 
liefert  eine  Fülle  interessanter  Thatsachen,  wie  solche  Staaten  ihre 
„öffentlichen  Aufgaben'^  auch  ohne  Besteuerung  Jahre  lang  finanziell 
zu  bestreiten  wussten.^^) 

Man  mnss  in  solchen  Fällen  freilich  die  eigenthUmlicbe  Lage 
bertlcksiebtigen  I  in  welche  gerade  in  unserer  Zeit  die  Staaten  der 
kleineren  and  ärmeren  Volker  versetzt  sind.  Sie  machen  an  sieb 
selbst  ähnliche  AnsprQebe,  wie  die  Staaten  grosser  nnd  reicher 
Völker  und  werden  durch  die  internationale  Concurrenz  in  poli- 
tischen, militärischen  Dingen  und  in  Culturbestrebungen  fast  ge- 
uüthigt,  möglichst  gleichen  Schritt  in  den  „öffentlichen  Aufwen- 
dungen^^ zu  halten.    Ihre  eigene  volkswirthschaftliche  Leistnngs- 


wescn  der  sttdstaati.  Conföderation);  Oestorreich  in  d.  französ.  ReroLzeit  bis  1811 
und  wieder  1813 — ISIG  (s.  Wagner,  z.  Gesch.  n.  Kritik  d.  österr.  Bancozettelperiode. 
Tttb.  Ztschr.  18bl  u.  1S63,  u.  A.  Beer,  Fin.  Ocsterr.s,  Prag  1877,  Kap.  1—3),  dann 
wieder  1848  — 1868  (s.  Wagner,  Art.  Oesterreichs  Staatshaushalt  in  Bluntschli's 
Staatswörterb.  YII,  ders.  Oesterr.  FiiL  seit  d.  Frieden  r.  YUlftfranc»  in  „Um.  Zeir' 
1^03,  Beer  a.  a.  0.  Kap.  6 — 9);  Ungarns  Fin.  seit  ISBS  (s.  Horn,  Ungarns  Fin. 
Wien  1874);  Italiens  Fin.  seit  1859  bis  in  die  letzten  Jahre  (s.  d.  Annuar.  tinanc. i ; 
Rassland  bes.  im  Krimkriege  (s.  Goldmaun,  d.  russ.  Papiergeld,  Riga  lb6(>, 
Wagner,  d.  mss.  Pap.wfthr.,  Riga  1868,  bes.  Kap.  8)  und  wieder  in  letzten  oiient 
Kriege  (für  denselben  an  500  Mill.  Rubel  neues  Papiergeld  „zeitweise"  einittirt,  zu 
730  Mill.  K.  altem,  meist  noch  aus  dem  Krimkriege  herrührenden  hinzugetreten); 
Spanien  seit  langer  Zeit;  die  Türkei  seit  dem  Pariser  Frieden  von  l'jöö  bis  zum 
letzten  Kriege  (darüber:  d.  tttik.  Fin.  bis  1878,  Beri.  1878,  —  nicht  im  Bochliandel). 

•'^')  Der  Werth  des  Conföderatioiispapiergeldes  in  America  schwand  schliesslich 
gänzlich  dahin.  Aber  auch  in  weiiip^  r  extremen  Fällen  erweist  sich  die  Deckung  der 
Ausgaben  mit  Papiergeld  schliesslich  unthuulich,  wenn  der  Ours  immer  mehr  weicht. 
Gharact.  Beispiel:  österr.  Bancozettel  1808—11.  Die  Menge  stieg  ron  500  snf  1060 
Mill.  fl.,  der  Cars  von  224  auf  800—960  fl.  B.  Z.  f.  100  fl.  S. ! 

■'-)  S.  G.  Cohn  in  d.  Tub.  Ztschr.  1876  u.  1877  über  d.  auswärt.  Anleihen  an 
d.  Londoner  Börse,  „ein  Beitrag  z.  Lehre  v.  Untemehmergewinu  ^  bes.  XXXII,  414  if., 
bes.  ttbef  südameiic.  Emiasioaen.  Ueber  Aegypten:  mat  fin.  de  l'Egypte  depnis 
Said  Pascha  1854—76,  Par.  1878. 
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fähigkeit  ist  dazu  aber  zu  gering.  Die  unvermeidliche  Folge  ist 
'  dann  das  Schuldenmachen  fast  um  jeden  Preis,  so  lange  es  geht, 
Bamentlich  die  Aufnahme  auswärtiger  Schulden.  Die  neuere  Finanz- 
gesehiehte  mancher  ost-  und  Bttdenropäischen  and  slld-  nnd  mittel- 
amerieanisehen  Staaten  findet  hierin  thdlweise  ihre  ErklftmDg  und 
immerhin  einige  Entschuldigung. 

Die  finanzielle  und  volkswirthschaftliche  Beurtheilung  dieser 
Staatsschuldenpolitik  gehört  erst  in  die  spätere  Lehre  von  den 
Staatsschulden.  In  dem  practisch  besonders  wichtigen  Falle  der 
auswärtigen  Anleihe  sind  die  Folgen  für  das  abborgende  Land 
ähnliche  wie  bei  der  ohigen  Ansbentong  des  Auslands  durch  Tribute. 
Zeitweilig  wird  eine  kllnstliche  Blttihe  erreicht,  die  aber  gewöhnlich 
schon  schlimme  Seiten  genug  zeigte  Verschwendung  Offeuflieher 
Gelder  u.  s.  w.  Mit  der  Stockung  der  Zinszahlung,  welche  letztere 
oft  nur  aus  neuen  Anleihen  bestritten  wurde,  erfolgt  der  Zusanimen- 
biucb,  welcher  dem  weiteren  Schuldenmachen  freilich  zunächst  ein 
jähes  Ende  macht.  Das  Ausland  hat  dann  das  Nachsehen,  einen 
definitiven  Kapitalverlust,  der  leider  zumeist  die  Mittelclassen  trifft, 
welche  sich  die  fremden  Papiere  haben  aufhängen '  lassen  oder 
durch  die  Bedame  veranlasst  wurden,  sie  zu  kaui'en.*^)  Die  Folge 
ist  alsdann  gleichzeitig  eine  ungünstigere  Vertheilnng  des  Volks- 
vermögens unter  den  ökonomischen  Bevölkeruiigsclasscn  des  aus- 
leihenden Landes.  Ein  besonders  characteristisches  Beispiel  liefert 
das  Schulden wesen  der  Türkei  seit  dem  Pariser  Frieden  von  1856. 

F.  —  §.  351.  Die  schliessliche  Kothwendigkeit  eigent- 
licher Besteuerang.  Alle  diese  Auswege  zur  Vermeidung  der 
Besteuerung  bei  einer  Vermehrung  der  öffentlichen  Bedürfnisse 
bilden  nach  dem  Vorausgehenden  nur  Ausnahmen  in  der  finanz- 
geschichtlichen  Entfricklnng.  Sie  können  nur  zeitweise  unter  be- 
sonderen Umständen  beschritten  werden  oder  gehen,  wie  im  Fall 
der  Finanzregalien,  in  Besteuerung  über.  Insofern  tritt  schliesslich 
doch  stets  die  Nothwendigkeit  eigentlicher  Besteuerung,  bez.  einer 
Vermehrung  der  letzteren,  ein,  soweit  nicht  etwa  grosse  neue  privat- 
wlrthscbaftiiche  und  Gebtthrenzweige  gegründet  werden  kOnnen, 
weielte  dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  direct  Einkommen  aus 
Grund-  und  Kapitaleigenthom  und  aus  gewerblichen  Thätigkeiten 
zuilihren. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung,  namentlich  die  That- 
sache,  dass  tlherhaupt  und  in  immer  grosserem  Umfange  Steuern 

**)  S.  Cohn  a.  a.  0. 
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eintreten  müssen,  ist  demnach  in  der  That  iirsiicblicli  zurück- 
zai'tthren  auf  die  Entwicklungstendenz  des.  (zwangs-) 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  bei  ausschlieBslichem 
oder  stark  TorwaltendemPrivateigentham  der  Privatwirth- 
sehaften  an  den  saohlichen  Prodnetionsmitteln  (§.  845). 

G.  —  §.  352.  Die  Art  und  Weise  der  Entwieklnng  der 
Besteuerung  oder  die  Ausbildung  des  pr  actis  eben  »Steuer- 
systems und  der  Steuerarten.  Sie  bängt  zunächst  auch  wieder 
von  der  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  und  zwar  nunmehr 
speciell  von  derjenigen  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
ab.  Diese  Gestaltung  aber  wkd  wieder  daroh  recht  liehe  Momentej 
di4  Einrichtung  der  PriYateigenthnms-  and  Erwerbsord- 
nnng  nnd  der  ganzen  wirthsehaftliehen  Rechtsordnung  fttr 
jenes  System  bedingt  und  steht  mit  der  Vertheilung  des  Eigen- 
thuras  an  sachlichen  Pr  o  d  u  c  t  i  o  n  s  m  i  1 1  e  1  n ,  Boden  und 
Kapital,  unter  den  Privatwirthscbat'ten  selbst  in  enger  Verbindung. 
Davon  hängt  dann  wieder  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
unter  den  Privatwirtbschatten  wesentlich  mit  ab. 

In  Folge  dieser  Zusammenhänge  und  Oansalverhältnisse  muss 
auf  eine  Veränderung  in  der  Gestaltung  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  regelmässig  eine  Veränderung  in  der 
Art  der  Besteuerung  folgen.  Bezügliche  Tendenzen  zeigt  die 
Steuergeschichte  auch  allgemein.  Dies  kann  aber  erst  unten  im 
3.  Hauptabschnitt  (§.  438  flf.)  näher  nachgewiesen  werden.**) 

Den  inneren  Zusamuieuhaug  zwischen  deii  Veränderungen  im  pri?atwirth8ch. 
System  und  den  Arten  der  Besteaemn;  liat  besonders  Rodbertas  in  s.  Anfii&tzen 
zur  Geschichte  der  röm.  Tributsteuein  dargelegt.  —  ein  sonst  kaum  beachteter,  auch 
von  den  Historikern  gewöhnlich  übersehener  (iesichtsitunct.  Rodbertus  zeigt,  wie 
die  Auflösung  der  alten  Wirtbscbal'tseinheit  des  Oikos  durch  vermehrte  Arbeitb- 
theilnng  bei  eintretonder  iiraier  Goncnrrans  und  beginnender  sckarferer  Trennung  foa 
städt.  u.  ländl.  Arbeit  ursächlich  auf  Veränderungen  in  den  Steuern  einwirkte.  Er 
führt  den  Unterschied  zwisch'Ti  antiken  u.  nioderneii  Steuerprincii)icii  auf  den  Unter- 
scliied  iu  den  privatwirthschaftlichen  Verhältnissen  zurück.  S.  bes.  Hildebr.  Jahrb. 
IV,  S42  £--856,  403  ff.  (wegen  der  Verbindong  7.  Fnbiikation  mit  der  Rohprodactfon 
in  derselben  Wirthschaft  ist  das  i)rovinz.  Bodentribut  keine  reine  Grundsteuer, 
sondern  zugleich  eine  Besteuerung  des  gewerbl.  Kapitalgewinns,  S.  407V.  V,  137  II. 
(„Verfall  des  Oikos,  Aullösuug  des  einen  sich  selbst  genügenden  antiken  Haushalts  in 
eine  mehr  qoalitatire  Vertheilung  des  NationaIrermögens'\  unter  dem  Einfloss  des 
Freihandels  bei  voller  „Ruhe  u.  Ordnung"  in  d.  bürgert.  Gesellsch.  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten der  Kaiserzeit,  S.  26811".,  280  11.,  2V»  1,  207,  200  if.,  .307  (nothwendig:er 
Hinzutritt  andrer  Steuern  zum  BUrgcrtribut,  als  sich  die  „productionswirthsch.  Einheit 
des  Hauses^  anflOste  nnd  das  eine  Bttrgertribnt  nicht  mehr  „alle  Tefschiedoiartifen 
VennOgensbestandtheile  u.  Erwerbszweige''  traf,  S.  311),  VIII,  83  ff.,  126,  387 
förderunjf  der  loealeii  Scheidung  der  Eohprodactions-  u.  Fabrik.arbeiten  durch  das  zur 
Bluthe  kommende  Coionatsystem ;  Ein  wirk,  auf  d.  Besteuer.  S.  388;  besondre  höhere 
Besteuerong  des  Fabiikationslaipitals  doidi  ein  höheres  trtbntom  capitis  f.  d.  aitifices, 
S.  893,  395,  als  tOi  gewöhnliche  Hans-  nnd  Feldsdaren). 
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Nicht  nur  iu  die  Entwicklung  der  Besteaerung  überhaupt, 
sondern  auch  in  diejenige  der  St  euer  arten  greifen -ferner  die 
wirthBohaftlichen  und  die  sooialen  Partelangen  mehr  oder 
weniger  entscheidend  ein.  Es  entstehen  dadurch  in  der  Prazid 
nm  gewisse  Stenerarten  wirthschaftliehe  nnd  sociale  Stener- 
kämpfe,  deren  jeweiliges  Ergebniss  dem  ganzen  Steuersystem 
oft  das  characteristische  Gepräge  auidrlickt.  Näher  wird  auch 
hierauf  erst  später  einzugeheD  sein.  Zur  vorläufigen  Orientirnng 
mögen  folgende  Bemerkungen  genügen. 

1)  Unter  dem  Einfluss  der  Entwicklung  des  privatwirthschaft- 
Hohen  Systems  nnd  der  Erwerbs-  und  fiesitztheilong  desselben 
bilden  sieh  wirthschaftliehe  Interessengegensätze  der 
verschiedenen  Erwerbs-  nnd  Besitskreise  der  besitzen- 
den Classen  aus.  Dahin  gehören  namentlich  die  Gegensätze 
zwischen  Grnndbesitz  und  beweglichem  Kapitalbesitz  und  zwischen 
Land  und  Stadt;  zwischen  Gross-  und  Kleinbesitz  dort,  Hausbesitz 
und  Gewerbebetrieb  hier;  zwischen  Rentenbezug  aus  Verpachtung, 
Vermiethnng  nnd  Verleihung  von  Kapital  und  selbst  erworbenem 
Gewerbsgewinn;  zwischen  Gross-  nnd  Eleinindostrie,  Fabrik  nnd 
Handwerk;  zwischen  Handel  nnd  Gewerbe;  zwischen  materieller 
Production  und  liberalem  Beruf  (Beamte  u.  s.  w.)  nnd  ähnliche 
Fälle  mehr.  Es  ist  hier  immer  die  Veränderu ng  der  Arbeits-' 
th  ei  hing  und  der  damit  stets  zusammenhängenden,  theils  zu  ihr 
führenden,  theils  wieder  durch  sie  hervorgerufenen  Theilung 
der  Besitzkategorieen  nnd  Einkommenarten  mitbestimmend 
für  die  Arten  der  Besteuerung  nnd  fUr  die  Veränderungen  darin. 
Jeder  (ökonomische  Erwerbs-,  Bernfis-  und  Besitzstand  und  jeder 
daraus  hervorgehende  politische  „Stand''  sucht  die  Steuerlast  dem 
anderen  Stande  zuzuwälzen,  indem  er  solche  Steuerarten  begtlnstigt, 
welche  nicht  ihn,  sondern  diesen  anderen  Stand  vorzugsweise  treffen: 
der  Städter  ist  der  ländlichen  Grundsteuer,  der  Landmann  den 
städtischen  Steuern,  der  Gewerbe-,  Kapitakenten-,  Einkommen-, 
BOrsensteuer  u.  s.  w.  günstig.  So  ergeben  sich  zwischen  diesen 
„Ständen^'  die  wirthschaftlichen  Steuerkämpfe,  welche  einen 
grossen  Theü  der  Steuergeschichte  der  Volker  biiden.  Diese  Kämpfe 
bertthren  sich  vielfach  mit  den  eigenüieh  politischen,  zwischen  den 
verschiedenen  politischen  Ständen  geführten  (§.  359  ff.)  und  mit 
den  socialen  Steuerkämpfen,  decken  sich  aber  mit  beiden  nicht 
völlig.   Auch  in  Betreff  ihrer  ist  der  enge  Zusammenhang  mit  der 
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Gestaltung  des  privatwirthsehaftlichen  Systems,  .seiner  Rechtsordnung 
für  Erwerb  und  Besitz  und  seiner  Eiükommea-  und  Vermögens- 
vertheilung  nicht  zu  übersehen. 

2)  Vielfach  noch  schärfer  treten  sich  die  Interessen  der 
besitzenden  nnd  der  nieht-be sitzenden Classen  gegenüber. 
Jene  Glassen  suehen  auf  diese  die  Steneriast  besonders  in  der 
Form  der  sogen,  indirecten  Verbrauchsbestenerung  von  Gegen- 
ständen  eines  allgemeineren  Verbrauchs  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  in  den  unteren  Ständen  zu  wälzen,  sobald  diese  Kreise  in 
etwas  verbesserter  Lebensweise,  namentlich  im  Consum  von  sogen. 
Luxusnahrungsmittcln  nnd  Getränken,  eioigermassen  eine  grössere 
wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  zeigen.  Und  umgekehrt  tritt 
mit  der  £mancipation  der  unteren  Glassen  bei  diesen  das  Streben 
hervor,  diese  Verbraucbstenem  zu  yermindern,  wdl  sie  die  kleinen 
Leute  relativ  schwerer  als  die  wohlhabenden  Glassen  belasten; 
sowie  durch  stärkere  Besteuerung  des  Besitzes,  durch  directe 
Steuern,  progressive  Einkommensteuern,  Erbschaftssteuern  u.  s.  w. 
der  grösseren  Steuerlahigkeit  der  besitzenden  und  der  Glassen 
höheren  Einkommens  die  Steuerlast  zuzuw.älzeu.  Um  so  mehr 
und  um  so  bewusster  tritt  dies  Streben  hervor,  je  mehr  sich 
Privatreichthum  ausbildet  nnd  bei  Einzelnen  coneentrirt  nnd  je 
mächtiger,  neben  oder  statt  eigenen  Ökonomischen  Verdiensts, 
„Conjunctur**  und  „Glflck''  hierbei  eingreifen.  Diese  Interessen- 
gegensätze  föhren  dann  zu  den  eigentlich  socialen  Steuerkämpfen, 
welche  begreiflicher  Weise  in  unseren  Tagen  schärfer  als  noch 
je  in  der  Geschichte  hervortreten.^')  Auch  hier  ist  jetzt  nur  daran 
zu  erinnern,  dass  diese  Kämpfe  in  volkswirthschaftlicher 
Beziehung  eben  das  Product  der  Entwicklang  des  privat- 
wirthsehaftlichen Systems,  seiner  Beehtsordnnng  und 
der  auf  dieser  Grundlage  sich  vollziehenden  Einkommen-  nnd 
Vermögensvertheilnng  sind.*'} 


Vgl.  Schmoller  in  Holtzend.-Breiitano'8  Jahrb.  1877,  S.  113.   Stein,  Fin. 

II,  414  Ii..  4.  A. 

'•^1  Die  gcschichtliclu'  Kiitwicklung  der  Beateuerung  liberliaupt  nnd  der  einzelnen 
Steuuraritiu  lä^st  sich  uiclit  wulil  weiter  trcuucu,  ah»  es  iiicr  geschehen  ist.  Genaueres 
daher  erst  im  3.  Hauptabschnitt,  Abschn.  2  §.  438  IT. 
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2.  Ab8ch4itt 

Die  Besteuerung'  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Yerfussun^  und 

zum  politisclien  Stllndewesen. 

Ein  bezüglicher  Abschnitt  fehlt  bei  Kau.  Einzelne  Bcuiorkungen  passim ,  z.  B. 
§-  249  Note  a.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Entwicklung  der  Besteuerung  mit 
der  polit.  Verfassung  ist  ein  solcher  Abschnitt  aber  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
nneadiehrlich.  Vgl.  Stein,  Fin.  3.  A.  „Hecht  d.  Steuer  n.  Geach.  d.  Stenerwesens*' 
S.  310  fr,  4.  A.  T.  102  (f.,  500  (f.  Vornemlich  gehört  die  Literatur  der  Geschicrlit.; 
des  Offen tl.  K echts  u.  diejenige  des  positiven  Staatsrechts  hierher,  nament- 
lich die  deutsche  (s.  oben  S.  149  die  Citate  in  Enbrik  V  u.  VI);  aus  jener  (ieschiclitc 
bös.  die  EDtvickliin;  der  Parlamente  in  den  eigentl.  Staaten,  der  Landstönde  in  den 
(leutschcn  Territorien,  des  parlam.  n.  stand.  Steuerbewilligungsrechts  speciell.  Im 
alten  Deutschen  Reich  bind  auch  die  Wahlcapitulationen  zu  erwähnen.  S.  z.  B.  tiber 
die  deutschen  Verhältnisse:  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Kechtsgesch.  5.  Aull.  u.  A. 
II,  §.  806,  m,  §.  42S  ff.  (ttb.  d.  Entsteh,  der  landsttad.  Yerfass.,  lit  daiQberS.  227), 
§.  427,  4:5S,  IV,  §.  477  (Wahlcapit.  Karl  V.,  Ecichssteuern  nicht  ohne  Bewilligung 
der  6  Kurfürsten  aussclireiben),  §.  537;  §.  546,  547«  (landstiind.  Steuerbewill.  in  den 
Territorien  im  16.  u.  17.  Jahrb.)  ;  5ü5,  596  .(landstimd.  Steuerbewill.  wird  nach  d. 
30j.  Kriege  durch  die  steigende  Macht  der  Landeshoheit  herabgedrilckt) ;  §.  616  (Ver* 
fassung  der  D.  Lande  nach  Auflös.  d.  Reichs).  —  Walter,  D.  Kechtsgesch.,  2.  Aufl., 
Bonn  1S57,  §,  127,  209  tf..  304  tf.,  359,  36«,  370—372.  —  Zöpfl,  D.  Reclitsgesch., 
4.  Aull.,  1S72,  II,  40  ^bes.  Nr.  III,  S.  220),  §.  50,  §.  54  (d.  Landtage  in  d.  Territ. 
bis  z.  14.  Jalirh.;  Uber  Steuerbewill.  S.  288),  §.  75.  —  0.  Waitz  pass.  in  den  Ab- 
schnitten über  Finanzwesen  in  s.  D.  Verf.gesch.,  bes.  II  (2.  A.  1870)  Kap.  7  (merov. 
Zeit),  IV  (1.  A.  ISOl)  Kap.  6  (carol.  Zeit),  VIII  {iblb)  Kap.  15  9.-12.  Jahrb.).  — 
K.  A.  Zachariä,  I).  Staats-  u.  Bundesrecht,  2.  A.,  bes.  v.  d.  laudstUnd.  Verfassung 
d.  ]>ent8chea  Bnndesstaaten  I,  SS6ir.  (lit  daselbst);  dann  n,  474 ff.  von  d.  Stenern 
XL.  d.  Besteuerungsrecht  in  d.  D.  Staaten,  bes.  über  d.  geschichtl.  Entwicklung  dieses 
"Rechts  S.  479  if.  ■ —  Aus  d.  Speciallit.,  wei  he  die  Entwicklung:  der  Steuern  in  Verbind, 
mit  d.  öiientl.  Kecht  genauer  behandelt,  s.  die  oben  S.  149  Ü.  genannten  Mouographieen 
resp.  AnftStze  r.  Kries  (Schlesien),  Hoffmann  (Fin.ire8.  v.  Würtemb.  z.  Anf.  d. 
Iß.  Jahrb.,  Tüb.  1840),  Falke  (Kur-Sachsen),  Zeumer  (Stiidtesteuern);  auch  die 
Schriften  v.  Hüllmann,  Lang,  die  Aufs.  v.  'Vocke,  G.  Schmoller  (d.  Epochen 
d.  prouss.  FiD.polit.);  dsgl.  die  Werke  über  d.  Gesch.  d.  Laudstäudc,  so  Unger,  Gesch. 
d.  D.  Landstftnde,  2  B.,  Hann.  1844,  n.  a.  m.  (Speclit  darttber  f.  d.  einzdnen  D.  Staaten 
bei  Zachariä  a.  a.  0.,  537  If.).  üebcr  Preusson's  jctz.  Öff.  Recht  der  Steuerbewillig, 
(mit  KUckbl.  auf  d.  alten  landständ.  Verfassungen)  v.  Könne,  prss.  Staatsrecht,  3.  A. 
1*  §•  3,  4,  §.  68 — 70.  Ueber  d.  geltende  lieichs  iin.rocht  v.  Eöuue,  Staatsrecht 
d.  D.  Beiehs,  2.  A.,  II,  1.  Abth.  8.  65  ff.  q.  in  d.  zn  erwartenden  8.  B.  r.  Laband's 
Staatsr.  d.  D.  Reichs  (ders.  darüber  in  Hirth*s  Aon.  d.  D.  Boichs,  VI,  405).  Dogmat. 
n.  principiell  üb.  d.  Natur  der  Steuer  verwillig,  u.  des  Finanzgesetzes  Fricker,  Tub, 
Ztechr.  1861,  XVII,  636  lt.,  üb.  d.  posit.  D.  Kecht  daselbst  S.  681  ff.  —  üeber  Eng- 
land 8.  Oneist,  engl  yenr.rec]it  2.  A.  I,  §.  12  (normann.  Zdt),  S.  277,  287  (magna 
Charta),  S.  280,  326  ff.  (reichsständ.  Zustimmung  z.  d.  Steuern);  heut.  Eecht  II,  §.62, 
63,  68.  —  Im  Text  handelt  es  sich  nicht  um  die  Darstellung  des  Steuerbewilligangs- 
lechts  u.  seiner  geschichtl.  Entwicklung  an  u.  für  sich^  sondern  nur  um  die  Darlegung 
des  Zusammenhangs  dieses  Hechts  mit  der  Entwicklnng  der  Bestenernng. 

1.  —  §.  353.  Die  Anordnung  der  Besteuerung.  Die 
Besteuerung  als  eine  Zwangsleistung  von  Sachgütern  oder  Geld 
Seitens  der  Berölkerang  an  den  Staat»  an  die  übrigen  öffentlichen 
Körper  oder  deren  Repräsentanten  (Fürst ,  Begiening,  Obrigkeit) 
erhält  ihre  formelle  Regelung  durch  die  innere  politische 
Verfassung.   Unter  letzterer  wird  hier  zunächst  das  anerkannte 
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Reclitsverhältniss  zwischen  der  Staatsgewalt  und  der  Bevölkerung 
des  Landes  verstanden,  weiter  auch  die  rechtlich  anerkannte 
(politisch-)  ständische  Gliederung  der  Beydlkerang.  Nach  dieser 
Verfassung  richtet  sich  die  Kechtsform,  in  welcher  flberhaopt  eine 
Bestenefnng  ftlr  ^^Öffentliche  Bedürfnisse''  angeordnet  wird, 
*  aber  von  der  Verfassiing  hftngt  auch  der  Begriff  ^^(Sffentiiches 
Bcdtirfniss"  ab.  Die  Verfassung  ist  daher,  nach  der  Organisation 
der  Volkswirthschaft ,  ein  weiteres  entscheidendes  Moment  flir  die 
Entwicklung  der  Besteuerung  und  für  die  Gestaltung  der  letzteren, 
daher  auch  iür  die  Ausdehnung  der  Besteuerung  unter  der  Be- 
völkerung, für  das  Steuersystem  nnd  die  Stenerarten.  In  diesen 
Beziehnngen  ist  die  yerfassiingsnüUisige  ständische  Oliedem^g 
besonders  wichtig. 

Sncht  man  zunächst  die  ausserordentliche  Mannigfaltigkeit 
der  geschichtlichen  Verhältuisse  in  Bezug  auf  die  Anordnung 
der  Besteuerung  auf  typische  Gruudzüge  zurückzuführen,  so  lassen 
sich  deren  nach  den  massgebenden  politischen  Verfassungen  wohl 
drei  Haupt  formen  unterscheiden.  Nur  kommen  diese  Formen 
natürlich  selten  ganz  rein  zur  Erscheinung,  sie  gehen  in  einer 
Menge  von  Varietäten  in  einander  Uber.  Immerhin  tritt  aber  in 
den  zu  einer  jeden  dieser  Hauptformen  gehörigen  Fällen  ein 
leitendes  Princip  hinreichend  deutlieh  her?or,  welches  eine 
solche  Eintheilung  zu  machen  gestattet.  In  Kürze  lassen  sich 
diese  drei  Rechtsformen  der  Anordnung  der  Besteuerung  bezeichnen 
als  „Auflegung"  der  Besteuerung  Seitens  der  Staatsgewalt, 
als  „vertragsmässige  Regelung^^  und  als  ,,verfassungs- 
mässige  Bewilligung''  der  Besteuerung. 

A.  —  §.  354.  Die  Auflegung. der  Besteuerung.  Die  Ver* 
fassungen  sind  einmal  solche  mit  politischer  Bechtlosigkeit 
der  Bevölkerung.  Hier  erfolgt  die  Anordnung  der  Besteuerung 
einseitig  durch  Auflegung  Seitens  der  Staatsgewalt  (des  Fürsten). 
Die  Steuern  können  hier  in  einem  engereu  Sinne  des  Worts  Auf- 
lagen genannt  werden.  Hierhin  gehört  die  Besteuerung  in  eigent- 
lichen Despotieen,  wie  besonders  denen  des  Alterthums  und 
asiatischer  Reiche  von  Altersher  bis  in  die  Gegenwart  (Türkei). 
Femer  die  Besteuerung  in  absoluten  Monarchieen,  wie  denen 
des  modernen  Europas  nach  der  Besiegung  der  Stände  und  der 
Beseitigung  der  ständischen  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  seit 
dem  17.  Jahrhundert  bis  in  unsere  Tage  hinein.  Partiell  hat 
denselben  Character  die  Besteuerung  politisch -rechtloser  Pro  v  iu- 


DigitizQd  by  Google 


Aallegiuig  der  Bestenerong. 


197 


cial bevölkeriiDg,  wie  z.  B.  im  altrömisclien  Reiche,  oder  der 
ColonialbevölkemDg  Seitens  des  Mutterlands.  DasBelbe  gilt  von 
der  Bestenening  politiBch- rechtloser  Volksclasseiiy  neben  solchen 
Glassen,  welche  etwa  rechtlich  stenerftei  sind,  oder  nach  einem 
der  beiden  andern  Systeme  der  Anordnung  besteuert  werden,  z.  B. 
von  der  BesteueruDg  der  unteren  Landbevölkerung  im  Unterschied 
von  Adel,  Geistlichkeit  und  Städten  im  europäischen  Mittelalter  • 
und  in  der  Uebergangszeit  seit  dem  16.  Jahrhundert,  wenn  auch 
die  häufig  bestehende  Abhängigkeit  dieser  Landbevölkerung  (Hinter- 
sassen) von  den  bevorrechteten  Ständen  etwa  fiKr  die  letzteren 
wieder  zu  einer  Mitwirkung  bei  der  Staatsbestenerung  ihrer  Unter- 
gebenen gefBhrt  hat.^) 

Diese  einseitig  „aufgelegte''  Besteuerung  bringt  natürlich  leicht 
besondere  Gefahren,  der  Härte,  des  Uebermaasses,  der  Ungerechtig- 
keit mit  sich.  Die  schlinirasten  Missbräuche  solcher  Art  zeigt  die 
Steuergeschichte  auch  bei  diesen  „Auflagen".  Indessen  sind  solche 
Missbräuche  doch  nicht  unbedingt  die  nothwendige  Folge  dieses 
Systems  der  Anordnung  der  Besteaemng.  Wo  sie  besonders 
schreiend  gewesen  sind,  wie  in  Despotieen,  m  ausgebeuteten  Pro- 
vinzen ,  ist  weniger  diese  Art  der  Anordnung,  als  der  allgemdn 
mangelhafte  Rechtszustand  daran  schuld. 

In  geordneten  Staaten,  wie  sie  die  neuere  absolute 
Monarchie  darstellt,  verdankt  man  dieser  „Auflegung"  der  Be- 
steuerung sogar  grosse  Fortschritte.  Diese  Staatsform  war  es 
vomemlich,  welche  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  beiden  grossen 
Grundsätze  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  (365^  396ff.)> 
Allgemeinheit  und  die  Gleiehmässigkeit,  mehr  und  mehr 
▼erwirldicht  hat,  wenn  auch  die  geschichtlich  Oberkommene  Stener- 
verfassnng  des  ständischen  Staats  und  das  herkömmlich  Bestehende 
hier  noch  vielfach  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  Steuerfreiheiten 
und  Privilegien  machte,  welche  die  absolute  Monarchie  noch  uicht 
vollständig  überwinden  konnte.^)  Die  letztere  hat  sich  auch  hier 
Öfters  grosse  Verdienste  am  die  unteren  Classen  durch  die  Durch- 
ilhrnng  des  Grundsatzes  der  staatsbttrgerlichen  Gleichheit  erworben. 
Der  ihr  oft,  wenn  auch  nicht  selten  mit  Uebertreibungen,  nach-  . 
gerahmte  Vorzug,  dass  sie  kein  Interesse  habe,  eine  Volksclasse 

Eichhorn  U,  S.  460. 

Vgl.  Sch in  oller  a.  a.  0.  S.  56  fl.,  nameutlich  S.  59  Uber  den  Generalhiücu- 
schoss,  der  unter  Friedr.  Wilh.  I.  in  Ostpreussen  an  d.  Stelle  der  bisherigen  v.  platten 
Lude  gezahlten  Steuern  trat  und  schon  damals  zu  „einer  relati?  getechten  gleich,- 
missigeii  Stenerbelegnng  der  landlicheB  Wixthscbaftoa''  fahrt«. 
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vor  der  anderen  za  begünstigen,  bewährte  sich  hier.  Und  selbst 
eine  gewisse  Sohomiiig  der  allgemeiiie&  Stenerkraft  ist  im  eigenen 
Interesse  der  Monarchie  wohl  erfolgt. 

Anderseits  sind  wieder  in  Despotieen  bei  der  „Anflegnng'' 

der  Bestenernng  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  nicht  immer  massgebend  geworden.  Auch  bei  völliger 
politischer  Rechtlosigkeit  des  ganzen  Volks  und  demnach  für  alle 
Classen  fehlendem  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  ist 
doch  gewöhnlich,  wenn  auch  nicht  dem  Despoten  selbst  gegenüber, 
so  doch  in  der  Beyülkemng  eine  ständische  Gliederung  durch  Beoht 
und  Sitte  anerkannt  gewesen  and  hier  aooh  Tom  Herrsdier  geachtet 
Die  höheren  Stünde  wurden  bevorrechtete  nnd  haben  auch  in  der 
Steuerverfassung  der  Despotie  Befreiungen  und  Begtlnstignogen 
erfahren,  die  eben  nur,  zum  Unterschied  von  dem  folgenden  System 
der  Anordnung  der  Besteuerung,  kein  „Recht"  dem  Despoten  gegen- 
über bildeten.  Bei  der  grossen  Macht  der  „Sitte"  auch  in  solchen 
Ländern  nnd  bei  der  vielfachen  Interessengememschaft  des  Herrn 
nnd  der  beyorrechteten  Stände  bedeutete  der  Mangel  eines  solchen 
„Rechts*'  indessen  nicht  so  viel.  Die  Stenerbeganstigung  war  doch 
von  nachhaltigem  Werth. 

Unter  den  geschichtlichen  Beispielen  dieser  Anordnung  der 
Besteuerung  in  der  Form  der  „Auflegung"  Seitens  der  Staatsgewalt 
aliein  nimmt  neben  der  Steuerverfassung  der  modernen  Monarchie 
diejenige  des  altrömischen  Reichs  in  der  Kaiserzeit  die 
Aufmerksamkeit  auch  für  die  Finanzwissenschaft  besonders  in 
Anspruch«  Diese  Stenerverfassnng  nähert  sich  durch  die  allgemeine 
Ansdelmung  der  directen  Personal-  nnd  Gmndstener  nnd  durch 
die  Art  ihrer  Anordnung  immer  mehr  den  Steuerverfassungen  der 
orientalischen  Despotieen.  Aber  sie  verwirklichte  doch  auch  die 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichm'assigkeit  mehr  und 
mehr  und  erinnert  mit  ihren  Katastrirungen  ^  bteuerroUen  und 
Erhehungsarten  an  die  Steuerreformen  des  modernen  „aufgeklärten 
Despotismus'^  seit  dem  17.  nnd  18.  Jahrhundert,  wo  auch  Alles 
möglichst  „rationell^'  gestaltet  wird.  Hier  wie  in  so  Manchem  ist 
das  altrtJmische  Kaiserreich  ein  Vorbild  der  modernen  Grossstaaten.*) 


S.  Marquardt  II,  198  ff.  üb.  d.  Steuerreformen  unter  Aiigli8t08|  «.  217  ff.  anter 
Diocletian  u.,  auch  hier  vielfach  abweichend.  Rodbertus  ttber  d.  röm.  Tribatsteuem 
in  Hiid.  Jahrb.  a.  a.  0.  Das  Streben  nach  gleichmässigerer  VertheiluDg  der  Steuerlast 
unter  die  einzelnen  Gnmdbe^tzer  und  Bewohner  ist  leitendes  Princip.  Im  Sbualaeii 
"Vieles  uisiclier,  auch  von  Rodbertus  wohl  nicht  immer  das  Üchtige  getioSbiL 
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B.  —  §.  355.  Die  vertra^^rsmässi gc  Regelung  der  Be- 
steuerung. So  lässt  sich  wohl  richtig  die  Anordnung  der  Besteuerung 
in  Verfasanngszoständen  bezeicliDen,  wie  sie  dem  gtändischen  Staate 
des  gennaniseh  -  romanischen  Mittelalters  eigen  waren.  £in  öffentlich - 
reehtfiches  Moment  in  der  Bestenemng,  eine  Verpflichtang  des  Volks, 
Stenern  zn  leisten,  fehlt  zwar  anch  hier  niemals  völlig.  Aber  es 
tritt  das  Alles  znrück  gegen  die  gewissermassen  privatrechtlicbe 
Auffassung  und  Behandlung  der  Beziehungen  zwischen  der  Staats- 
gewalt (dem  Fürsten)  und  dem  Volke.  Die  Vermischung  des 
Staats-  und  Uof- Hanshaltes,  die  Verpflichtung  des  Landesberrn, 
diese  beiderlei  Ausgaben  zunächst  aus  seinem  Domanium  und  ans 
den  gebtthrenartigen  Einnahmen  bei  der  Ansttbnng  der  Hoheits- 
rechte zn  bestreiten,  Hessen  eine  klare  Pflicht  zur  Steuerzahlung 
nieht  leicht  aufkommen.  Reichen  die  gewöhnliehen  Einnahmen 
aus  diesen  Quellen  nicht  aus  oder  treten  besondere  NothfUlle  u.  dgl., 
wie  Krieg,  Gefangenschaft  des  Landesherrn,  ein,  so  wird  zwar 
eine  Verptiichtung  des  Volks,  Steuern  zu  gewähren,  von  der  Staats- 
gewalt geltend  gemacht  und  vom  Volke  ^  bez.  von  den  Ständen 
auch  in  gewissem  Umfange  anerkannt.  Darin  liegt  das  auch  hier 
n^tspielende  öffentlich- rechtliche. Moment,  welches  dann  in  weiterer 
Entwicklung  zu  der  dritten  Anordnungsform,  der  verfassungsmässigen 
Bewilligung,  geftlbrt  hat  Aber  sogar  in  Zeiten  der  Eriegsnoth, 
wo  bei  deutlich  mit  vorhandenem  Interesse  des  Volks,  bez.  der 
Stände  selbst  noch  am  Ersten  dieser  öffentlich-rechtliche  Character 
der  Besteuerung  hervortritt,  erfolgt  doch  die  Anordnung  der  letzteren 
zwischen  der  Staatsgewalt  einer-  nnd  den  Ständen,  dem  Adel,  der 
Geistlichkeiti  den  Städten  andrerseits  wie  in  einem  freien  Vertrage, 
und  vollends  in  anderen  Fällen,  wo  es  sieh  mehr  um  die  Deckung 
normaler  Ausgaben  oder  unbestritten  um  fürstliche  Angelegenheiten, 
z.  B.  um  Tilgung  nnd  Verzinsnng  von  Schulden  handelt  —  deren 
Aufnahme  im  oder  mit  im  Landcsintcresse  etwa  nur  ein  Motiv 
der  Steuerforderung  abgiebt  —  wird  wie  zwischen  zwei  freien 
Vertragschliessenden  über  die  Gewährung  der  Steuer  zwischen  dem 
Landesherrn  nnd  den  Ständen  verhandelt  So  wird  ausdrtlcklich 
eine  Verpflichtung  der  Stände  abgewiesen,  die  Steuer  nur  als 
Zeichen  des  guten  Willens  hingestellt,  dies  Bechtsverhältniss  nnd 
diese  Auffkssung  auch  vom  Landesherm  anerkannt  und  ftir  die 
Steuer  gedankt  Die  Steuer  wird  nach  Umfang,  Art,  Zeitdauer 
genau  bestimmt  und  als  vorübergehende  Massrcgel  bezeichnet. 
Bedingungen,  wie  Bestätigung  von  Hechten,  Gewährung  von  Privi- 
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legien  und  Freiheiten,  werden  gestellt  und  zugesagt,  Versprechungen 
ausbedimgen.  Der  Zweck  wird  festgesetzt,  wenigstens  im  AUge- 
meinen,  wenn  anch  der  Ertrag  der  einmal  bewilligten  »Steuer  nach 
dem  fkr  4ie  Aosgabenyerwaltimg  bestehenden  Finanureeht  der 
Zeit  dem  Fflrsten  mitunter  qhne  weilere  Gontrole  zn  verwenden 
ttberlassen  wird.  In  Allem  der  Vertragsgesichtspnnet  des  do  nt 
des,  keine  Identität  zwischen  Staats-  und  Volksinteresse  und  keine 
eigentlich  rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuerleistung  behois 
Deckung  des  ganzen  Finanzbedarfs.*) 

Die  politische  Voranssetzung  einer  solchen  Anordnung  der  Be- 
stenernng  war  ein  noch  wenig  entwickeltes  Staatsleben,  daher  dn 
geringer  Finanzbedarf.  Die  Ökonomisch-finanzielle  Voranssetzang 
war  das  Vorhandensein  andrer  Einnahmen,  ans  Domänen  jl  s.  w., 
Gebühren,  welche  wenigstens  fnr  gewöhnlich  in  der  Hauptsache 
ausreichten.  An  einzelnen  Einnahmen  eigentlichen  Steuercharacters, 
welche  von  dieser  vertragsmässigen  Gewährung  unabhängig  waren, 
hat  es  dabei  auch  nicht  immer  gefehlt:  ältere  feste  Steuern  vom 
Grund  und  Boden,  vom  Hause,  welche  ein  fttr  allemal  zu  leisten 
waren  und  als  eine  Verpflichtung  Yon  Altersher  anerkannt  worden, 
ttber  welche  hinaus  dann  aber  um  so  weniger  eine  Stenerpflioht 
bestand. 

Im  Einzelnen  sind  die  Verhältnisse  manchfach  verschieden, 
der  ganze  mittelalterliche  Reichthum  an  individuellen  Gestaltungen 
tritt  auch  hier  hervor.  Je  nach  der  Stellung  des  Königthums  zum 
Land  und  Volk,  nach  der  Entwicklung  des  Lehenswesens  und  der 
Ausbildung  mehr  oder  weniger  selbständiger  Territorialherrschaften 
aus  •  dem  ursprünglichen  Patrimonialgebiet  und  dem  damit  ver- 
wachsenden Lehensgebiet  treten  weitere  Untersehiede  nach  Land 
und  Zeit  hervor.  Der  Uebergang  zur  dritten  Anordnungsform  der 
Besteuerung,  zur  verfassungsmässigen  Steuerbewilligung,  gestaltet 

**)  S.  einzelne  Beispiele  aus  Brandenb.  1342,  Salzb.  1327,  Oberbaiem  1302,  1307 
bei  Ran,  Fin.  I,  Note  a  zu  §.  249.  —  Eichhorn  U,  §.  306  (bes.  über  d.  Bele), 
III,  §.  426,  lY,  547.  lieber  d.  BegriiT  „Bede"  oder  ,,Bitte''  s.  bes.  Zeumer  a.a.  0. 
S.  56  ff.;  von  „bitten**  hentdurend ,  Mh  mit  Steoer  identisch,  auf  den  üisprung  der 
Besteuenmg  in  d.  Territorien  hinweisend  (die  Ableitung  des  Worts  v.  bieten,  gebieten, 
bei  Lang,  oder  von  Bäte,  gleich  Htllfe,  bei  Möser,  ist  aufzugeben),  lai  precaria, 
precatio,  precatuia,  petitio,  s.  W&itz,  Yerf^gesch.  YIU,  394  if.  Nach  Zenmer  sind 
die  Beden  n.  Stenern  ttberh.  nicht  wesentlich  m  nnteincheiden,  sie  wlien  nisprtmglich 
meist  private  Unterstützungen  der  Herren  gewesen,  später  durch  Yerkntlpfang  mit  der 
Gerichtsbarkeit  u.  Laudcsholieit  ö (Ten tlicli-rechtli eher  Natur  geworden,  eine  Auffassung, 
die  Waitz  YIU,  398  nicht  aUgemeiu  billigt.  —  Bes.  lehrreich  sind  die  Verhandlungen 
in  Sachsen,  bei  Falke  a.  a.  0.,  and  in  Schlesien,  bei  Kries  a.  a.  0.,  z.  B. 
Kries  S.  5,  23  ff.  (die  Biersteuer  v.  1546  soll  nach  Ablauf  d.  bestimmten  Zeit  „ganz 
todt  n.  alle  sein**),  wo  die  Belege  fttr  die  leitenden  GmndzUge  der  Gestaltung  im  TexL 
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sich  danach  verschieden.  Die  Reichs-  und  Landessteiiern  erhalten 
früher  und  deutlicher  den  öfFentlich- rechtlichen  Character  aufge- 
prägt, als  die  Territorialsteuern.  Jene. werden  aber  auch  nament- 
lich in  Deutschland  mit  dem  Verfall  der  Beichsgewalt  unwichtiger, 
letztere  mit  der  Aasbildnng  and  Verselbstftndignng  der  Territorial- 
herrBehaften  immer  wichtiger  und  häufiger,  so  dass  bei  ihnen  jenes 
vertragsmässige  Feilschen  um  die  Gewähruig  der  Stenern  practisch 
erklärlich  wird. 

§.  356.  Besonders  eharacteristisch  erscheint  diese  zweite  Form 
der  Anordnung  der  Besteuerung  im  Steuerwesen  der  deatschen 
Territorien.  Hier  entwickelt  sich  im  engen  Znsammenhang  mit 
den  Bedtlrfhiflsen  und  ftlrstlichen  Gesnchen  nach  Stenern  und  mit 
den  VerWdlangen  darflber  die  landstündische  Verfiissnng.  An« 
fftnglieh  nnd  in  manchen  einzelnen  Füllen  noch  bis  ins  17.  nnd 
18.  Jahrhundert  hinein  zeigt  sich  hier  deutlich  das  geschilderte 
Verbältniss  der  vertragsmUssigen  Regelung  der  Steuern,  zu  deren 
Bewilligung,  wenn  überhaupt,  so  nur  sehr  unbestimmt  eine  Art 
öffentlich-rechtlicher  Verpflichtung  anerkannt  wird.  Kur  soweit  es 
sich  in  den  Territorien  um  reichs-  und  kreisverfassungsmässige  oder 
auf  den  Beichstagen  bewilligte  Steuern  handelt,  wird  im  Allge- 
meinen ,  wenn  auch  mit  manehen  Weiterungen,  euie  solche  Ver- 
pflichtung Seitens  .der  Landstände  zugegeben  und  besteht  sie  aueh 
wenigstens  formell  nach  dem  Reichsrecht.  ^)  [Der  Hauptthcil  der 
sogen,  nothwendigen  Steuern  des  älteren  Reichsrechts.  ^)]  Bei 
der  Schwäche  der  Reichsgewalt,  der  Verwickeltheit  und  Strittigkeit 
des  Reichsrechts,  der  oftmaligen  Renitenz  der  Landesftirsten  und 
Städtischen  Obrigkeiten  selbst^)  hatte  diese  öffentlich-rechtliche  Ver- 
pflichtung auch  in  diesen  Fällen  nicht  immer  die  erforderliche  • 
praotische  Bedeutung,  üm  so  weniger  aber  wurde  darttber  hinaus 
fUr  die  eigentlichen  Territorial-  und  ftir  die  landesherrlichen  Be- 
dürfnisse eine  Verpflichtung  zur  Steuerbewilligung  eingeräumt, 
wenn  es  auch  nach  der  Landesverfassung  gewöhnlich  einige  sogen, 
notbwendige  Steuern,  wie  z.  B.  die  Fräulein-  oder  Prinzessin- 
steuer  für  die  Ausstattung  sich  vermählender  fürstlicher  Töchter, 
gab.  Die  übrigen  Steuern  für  die  Landesbedflrfnisse  waren  daher 


«)  Eichhorn  IV,  §.  537,  547;  Zachari»  II,  §.  219,  S.  482,  483. 
•)  Zachariä,  §.  23L 

^  So  z.  6.  machen  in  Sachsen  die  StSade  Schirieiigkeiten,  selbst  die  TQiken- 

steucr  in  d.  Form  des  „gemeinen  Pfennigs"  zu  zahlen,  weil  ihr  KurfttiBt  diese  ffilfe 
nicht  selbst  mitbewiliigt  habe.  Falke,  Tab.  Ztschi.  6,  31  S.  U7. 
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sogen.  fr  ei  willige".®)  Für  sie  hat  sich  jene  vertragsmässige 
liegelinig  zwischen  F(irst  und  Ständen  länger  erhalten.^) 

Erst  mit  dem  immer  weiteren  Verfall  des  Heichs  und  dem 
Uebergang  von  Staatsfanctionen  von  ihm  auf  die  Territorien,  mehr 
noch  mit  der  nnvermeidliohen  Ausdehniing  der  öftentlichen  Thätig- 
keit,  welche  die  Folge  der  Entwicklmigeii  vom  15.  bis  17.  Jahr- 
handert  war  und  den  Finanzbedarf  ungemein  steigerte,  tritt  das 
öffentlich-rechtliche  Moment  in  der  Besteuerung  vor  jenem  privat- 
rechtlichen Moment  immer  mehr  hervor.  Damit  kommt  die  dritte 
Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  zum  Durchbruch.  Aher  wie 
die  deutschen  Territorien  überhaupt  doch  bis  zum  Untergang  des 
Reichs  noch  immer  nicht  ganz  volle  jStaaten  geworden,  so  blieb 
auch  der  hindstlhidischen  Stenenrerfassongy  wo  dieselbe  nicht  der 
fürstlichen  Omnipotenz  gewichen  war,  etwas  von  dem  alten  Gha- 
racter  gewahrt.  Die  Bestenemng  war  in  der  Theorie  der  dentschen 
Cameralisten  des  Jahrhunderts  immer  noch  eine  anomale^  eine 
Ausnahme  bildende  Einnahmeart  und  in  der  landständisehen 
Praxis  nicht  minder,  obwohl  sie  meistens  schon  regelmässig  bestand 
und  die  Bewilligung  auf  Zeit  immer  mehr  zu  einer  Formalität 
herabsank. 

Auch  in  manchen,  ttbrigens  in  den  verschiedenen  Territorien 
öfters  verschiedenen  und  im  Laufe  der  Zeit  sieh  verändernden 

Einzelheiten  der  älteren  landständischen  Verfassung  tritt  der  Oha- 
racter  einer  quasiprivatvertragsmässigen  Regelung  der  Besteuerung 
öfters  besonders  prägnant  hervor.  So  wenn  jeder  Stand  für  sich 
eine  Steuersumme  bewilligt,  keine  Majorität  von  zwei  Curieo  gegen 
die  dritte  entscheidet,  die  Stände  vielmehr  durch  Pactiren  unter 
einander  sich  bewegen,  die  Last  m  bestimmtem  Verhältniss  auf  sioh 


*)  Zachariä  II,  4911.  —  In  England  nach  d.  magna  Charta  ZtKrtimin.recht  sämmtl. 
Kronvasallen  zum  „Lelirtiliilfsgeld'',  anzilium,  mit  Ausnahme  der  3  herkömmL  Ehren- 
n.  Notbf  illo  (Ritterschlag  des  Sohl»,  Ausstatt  d.  Tochter,  Anslfle.  ans  Oefangeiisch.). 
Gneist  I,  280. 

*)  Noch  nach  dem  SOjähr.  Kriege  war  das  Streben  nach  rcichsgesetzlicher  Aner- 
kennung eines  u  nbescliränkten  Bestenernngsrechts  der  Landesherrschaft,  w^onach 
die  Lundstände  u.  Unterthancn  auch  die  Mittel  zur  Pcstreitunir  der  eigentlichen  Landes- 
ausgaben  in  grösstem  Umfang  auf  Begehr  darzubringen  schuldig  sein  sollten,  nicht 
durchzusetzen.  Der  Kaiser  ?erweigerte  einer  bezüglichen  Ausdehnang  des  lieichs- 
abschieds  v.  1054  §.  180  in  einer  Resolution  f.  1671  seine  Znstinuniuig.  S.  darüber 
Eichhorn  IV,  §.  517,  Zachariä  II,  ^.  2H»  S.  1S5. 

So  sagt  z.  B.  Justi.  Syst.  d.  Fin.wes.,  Halle  176t>,  S.  34V),  .SoO,  allerdings 
wcsentl.  aus  einem  pol  it.  Standpuncte  urtheilend:  Abgaben,  Steuern,  Schätzungen 
soUten  dem  Fürsten  nicht  auf  besttndig,  sondern  nur  j&hriich  bewiUigt  werden.  Sie 
seien  deshalb  „im  eigentL  0.  ursprtlngi  Yentande^  nicht  za  den  ordemtL  Einknnftan 
des  Staats  zu  rechnen« 
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tn  nehmen;  wenn,  wie  gewöhnlieh,  ohne  landesherrliche  Organe 
die  Erhebung  der  Sten^  erfolgt,  nnd  dann  jeder  Stand  seine  ttber- 
nommene  Schuldigkeit  selbst  repartirt  nnd  den  Gesammtbetrag 
abfShrt. 

Gewöhnlich  sind  es  Schätzungen  oder  sogen,  directe 
Steuern,  Personal-,  Einkoramen-,  Vermögen-,  Grundsteuern,  bei 
welchen  die  ständische  Mitwirkung  unentbehrlich  ist.  Bei  manchen  . 
sogen,  indirecten  Verbrauchsteaern;  im  heutigen  finanzwissensehaft- 
liehen  Sinne  des  Worts,  namentlich  bei  den  yersehiedenen  Arten 
zollen,  welehe  bald  mehr  Gebflhr,  bald  mehr  Steuer,  bald  Beides 
▼ereint  sind,  gingen  die  selbständigen  Befugnisse  des  LaDdesherm 
weiter  und  wurde  das  Recht ,  solche  Abgaben  aufzulegen ,  auf 
kaiserliche  Ermächtigung  zurückgeführt  oder  aus  den  allgemeinen 
Hoheitsrechten  des  Landesherrn  abgeleitet.  Doch  findet  wenig- 
stens bei  allgemeinen,  auch  im  Territorium  selbst  erhobenen 
indirecten  Verbrauchstenem,  wie  bei  den  seit  dem  15.  und  16.  Jahr- 
hundert häufigeren  allgemeinen  Tranksteuem  und  „Ziesen''  (Acci- 
sen)^^)  auf  Terschiedene  Lebensmittel,  Gegenstände  des  gewöhn- 
lieben Marktverkehrs  und  Eauftnannswaaren,  besonders  in  fHiherer 
Zeit  eine  ständische  Bewilligung  statt.  Die  Territorialherrschaft 
hat  sich  aber  hier  mehrfach  früher  und  vollständiger  als  bei  den 
direeten  Steuern,  besonders  nach  dem  30jährigen  Kriege,  bei  diesen 
Abgaben  von  dieser  sländisohen  Mitwirkung  frei  gemacht;  mit  ein 


Das  Zollrecht  wird  in  der  älteren  Auffassung,  wie  sie  im  deutschen  Boidia- 
staatarecht  rechtliche  Anerkennung  gefunden,  nicht  zum  Bestouerungsrecht  gereclmet 
Es  bildete  bis  1S06  ein  kais.  Besem^lit,  das  nur  kraft  kaiserL  Yeileihanp  oder 
lurordenklichen  Herkommens  von  Reichsständen  und  anderen  Berechtigten  ausgeübt 
werden  konnte.  Zachariä  II,  §.  229  S.  547.  Ver^l.  indessen  die  Streitijjki  iten 
zwisdien  dem  lAndesherm  u.  den  Ständen  Schlesiens  Uber  d.  Einfuhr,  des  Greuzzolls 
1556  n.  ff.  in  Schlesien,  Kries  S..72  ff.  Genaueres  bei  Falke,  Gesell,  d.  Dentschen 
Zollwesens.  S.  anch  v.  Thüna,  ReicliszolIrc(  lit  zur  Zeit  u.  nach  d.  (Irandsätzen  des 
Sachsenspiegels.  Hildebr.  Jahrb.  XIL  1861),  S.  26.  Der  Ertrag  der  Zölle  JL  des  Geleits 
gehörte  zum  landeslurrl.  Kammergut.    Zachariä  II,  §.  20'J  S.  421. 

Der  ^ame  stammt  von  incisio,  incisura  ab  u.  deutet  auf  die  uralte  Yerrech- 
nnngsart  des  „KisTbens"*.  Incisio,  anch  talHa,  frtther  für  Bede  gebraucht,  also  fftr  dne 

directe  Steuer,  später  für  eine  Consumtion  al^Li  ibe.  Vergl.  Näheres  bei  Hullmann, 
D.  Fin.gesch.  im  Mittelalter,  S.  134  ü.    Auch  Waitz,  VIII,  395. 

Z.  B.  ständ.  Bewilligonp;-  einer  Biersteuer  in  Schlesien  au  den  König  im 
16.  Jahrb.,  aber  bei  der  Verwaltung  von  vornherein  die  ständ.  Mitwirkung  beschränkter 
als  bei  den  sogen.  Schatzungssteuem.  Kries  a.  a.  0.  S.  63  if.,  mit  näherer  Ausfuhr. 
mb&t  d.  Entwickl.  u.  d.  Verlast  des  ständ.  Einflusses  bei  dieser  Steuer.  —  Bewillig, 
einer  sehr  ausgedehnten  Ziese  (Getränke.  Getreide,  Feld-  n.  Garten früchtc,  Marktvieh, 
alle  Erzeugnisse  und  Arbeitsstoii'e  der  Handwerke)  Seitens  der  Stände  in  Sachsen, 
Falke  (Tttb.  Ztschr.  30,  400  11.),  in  1438  u.  später  mehrfach,  bes.  Trankstener  (Wein, 
Bier);  im  16.  Jalub.  desgleichen. 
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Grund  für  die  nuumehrige  grössere  Eutwicklaug  der  indirecten 
Verbrauchsteuern. 

.  C.  —  §.357.  Die  yerfassiiiigBmässige  Stenerbewilli- 
gnng.  So  wird  hier  die  Anordnung  der  Bestenerong  genannt, 
wenn  die  Bevölkerung  persGnlieh  und  politisoh  frei  nnd  dazu  be- 
rechtigt ist)  das  Stenerwesen  selbständig  oder  in  Verbindung  mit 
der  Staatsgewalt  zu  regeln,  aber  wenn  anderseits  auch  im  Bedarfs- 
fall eine  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuer- 
bewilligung anerkannt  ist  und  eigentlich  für  selbstverständlich  gilt, 
nur  dass  auch  das  Vorhandensein  des  Bedarfsfalls  selbst  dabei  der 
Entscheidung  der  Bevölkerung  unterliegt  Die  Voranssetaung  dieser 
Art  der  Anordnung  der  Besteuerung  ist  die  im  Volksbewusstsdn 
anerkannte y  im  öffentlichen  Recht  zur  Geltung  gelangende  Iden* 
tität  des  Staats-  und  Volksinteresses  und  daraus  resultirend 
einer  Steuer p flicht.  Die  Besteuerung  erscheint  hier  als  noth- 
wendige  Bedingung  der  Erfüllung  der  Staatszwecke  und  damit  der 
Lebensaufgaben  des  Volks  selbst.  In  der  Besteuerung  schafft  und 
gewährt  sieh  das  Volk  also  seine  eigenen  Lebens-  und  Gedeihens* 
bedihgungen.  Eben  hierin  liegt  auch  der  Grund  zu  einer  öffent- 
lich-rechtlichen Verpflichtung,  die  einmal  erforderlichen  Stenon  zu 
bewilligen )  und  die  Unzulässigkeit  eines  eigentlichen  Steuer  ver- 
weigerungsrechts  in  einem  anderen  als  formellen  Sinne. 

Die  verfassungsmässige  Steuerbewilligung  ist  die  Form  der 
Anordnung  der  Besteuerung  bei  freien  Culturvölkern  mit  entwickel- 
tem oder  doch  sich  entwickelndem  öffentlichen,  insbesondere  Staats- 
leben. Ihre  specielle  Form  ist  nach  der  Form  der  politischen  Ver- 
fassung verschieden.  Aber  der  Gedanke,  dass  die  Besteuerung 
frd  anerkannte  Bedingung,  nicht  des  Staatslebens  an  sich,  sondern 
des  letzteren  um  des  Volkslebens  willen  und  deswegen  eine 
öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  des  Völkes  gegenüber  dem  Staate 
sei,  geht  überall  erkennbar  hindurch.  Die  Städte-Re])ubliken  des 
Alterthums,  besonders  die  Demokratieen,  die  modernen  Staaten  mit 
republikanischer  und  con^titutionell-monarchischer  Verfassung  sind 
die  wichtigsten  Beispiele  von  verfassungsmässiger  Steuerbevnlligmig. 


Vgl.  7.  iHama-Steraegg,  Acdsestreit  im  17.  n.  18.  Jahrb.,  Tüb.  Ztschr. 
XXI,  515  11.,  527.  —  Gliemann,  Einftthr.  d.  Accise  in  Preassen,  eb.  1S73.  175. 
In  Brandenb.  1641  allgem.  Accise  noch  nach  Landtaj^sbeschloss ,  eb.  S.  193.  Nach 
2eitw«il.  Auf hebang  Wiedereinfuhr,  u.  Neuordnung  löäiii,  ]b67,  1680,  im  Wesentl.  mit 
immer  weiterer  Znrttckdränguug  der  st&nd.  Mitwirirong  dabei,  auch  in  Betr.  der  Ver- 
waltoiig,  die  in  den  Sttdten  ans  der  Btftdtisclien  mehr  zur  la&desfttDtiiGJiea  wird. 
Gliemann  S.  208. 
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Die  mittelalterlichen  selbständigen  städtischen  Gemeinwesen 
bieten  verwandte  Erscheinungen.  Der  reichsständische  Staat  des 
Mittelalters  und  das  Territoriam  mit  landständischer  Verfassnng 
sind  regelmässig  auf  dem  Uebefgang  Ton  jener  Siteren  mehr  pii- 
yatrechtlicben  Begelnng  zn  dieser  neueren  yerfassnngsmftssigen  Be- 
willigung der  Besteuerung  begriffen.  Die  Entwicklnngsgesebiehfe 
der  ständischen  Mitwirkung  an  der  Besteuerung,  namentlich  auch 
in  den  deutschen  Territorien,  bildet  daher  einen  besonders  belehren- 
den Fall  der  hier  mitspielenden  Factoren. 

Im  Princip  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  das  ganze  Volk 
nnmittelbar  die  Stener  bewilligt,  wie  mitunter  in  reinen  Democra- 
tieen,  oder  ob  dieses  verfassungsmässige  Beefati  wie  die  sonstige 
Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung,  durch  Vertreter  ausgettbt  wird; 
ebenso  wenig,  ob  Volkssouveränetät  im  vollen  Sinne  anerkannt  ist 
oder  die  Staatsgewalt  als  ein  selbständiger  Factor  neben  dem  Volk 
.  oder  der  Volksvertretung  steht;  auch  nicht,  ob  die  Verfassung  eine 
republikanische  oder  constitutionell-monarchischej  noch  ob  sie  eine 
ständische  ist  und  der  Beschluss  von  Volkstheilen,  z.  B.  politisch 
bevorrechteten  Ständen  oder  von  Volksvertretungen,  welche  auf 
Grund  eines  Wahlcensus  (Vermögen,  Stener)  gebildet  sind,  das 
ganze  Volk  bindet.  In  allen  diesen  Fällen,  von  der  alten  land- 
ständischen  Verfassung  mit  ihrer  späteren  Entwicklung  des  Steuer- 
bewilligungsrechts an  bis  zu  den  modernen  Verfassungen  mit  all- 
gemeinen directen  Volkswahlen  und  bis  zum  schweizerischen  Refe- 
rendum, ist  der  obige  Gedanke,  dass  die  Besteuerung  Staats-,  weil 
VolksinteressC  und  deshalb  eine  allgemeine  Pflicht  sei,  der  leitende. 
Er  ringt  sieh  z.  B.  in  der  älteren  deutschen  landständischen  Ver^ 
fassnng  trotz  aller  Schwierigkeiten,  welche  die  eigenthttmliche  V^- 
wickeltbeit  der  politischen  Verbältnisse  bietet,  und  aller  Cautelen, 
mit  welchen  die  Stände  den  älteren  Standpunct  der  freiwilligen" 
Gewähr  der  Steuer  festzuhalten  suchen,  dennoch  hindurch.  Das 
ältere  Steuerverweigerungsrecht  wird  practisch  obsolet  und  eine 
blosse  Formalität. 

„Der  Durchbrnch  des  Gedankens  der  St enerpf licht  ist  ein 
ungeheurer  sittlicher  und  geistiger  Fortscliritt  Welche  Abstraction, 
einem  unpersönlichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im 
Kiuiteluen  einen  freiwilligen  (Y)  Antheil  an  allem  Einkommen  der 
Staatsbürger  zu  gönnen!  Welch  sittliches  Vertrauen,  welche  com- 
plicirte  Organisation  setzt  das  voraus.  Kein  Wunder,  dass  die 
Völker  Jahrhunderte  lang  gegen  diesen  Gedanken  sich  gesträubt. 
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dass  sie  ibn  jetzt  noch  entfernt  nicht  ganz  begriffen  hahen  und 

daher  so  vielfach  noch  mit  den  finanziellen  Mitteln  und  Formen 
älterer  Zeiten  wirthschaften  müssen"  (G.  Schmoller). 

§.  358.  Die  Entwicklung  des  landständischen  Steuer- 
bewilligungsrechts  in  Deutschland  zeigt  sich  zuerst  in 
mancherlei  thatsächlichen  VerhältDissen ,  nach  und  nach  aach  in 
der  Gestaltung  des  dffenflichen  Bechts  selbst  Die  gewährten 
Stenern  bürgern  sich  immer  mehr  als  bleibende  Einrichtung  ein. 
Eine  eigene  Verwaltung  und  ein  besonderes  Oassenwesen  wird  für 
sie  geschaffen  und  wird  eine  bleibende  Institution:  die  land- 
ständische Steuerverwaltung,  bei  i^ewissen  Steuern  auch  die  ständi- 
sche Erhebung,  ständische  Ausschüsse  zur  ControlCi  ständische 
ächatzQollegien ,  eine  besondere  Landesstenercasse,  in  welche 
nnter  ständischer  Verwaltung  die  bteuerertrSge  fliessen  und  ans 
welcher  die  bestimmten  Ausgaben  bestritten  werden,  neben  der 
Kamme rcasse,  welche  die  Domanial-  und  Begaleinnahmen  be-  . 
zieht,  ^•^j  Die  speciellen  Bedingungen  bei  der  Steuerbewilliguug 
werden  zwar  lange  nach  Möglichkeit  von  den  Ständen  in  der 
früheren  Weise  beibehalten,  aber  nicht  nur  wegen  der  Schwächung 
der  ständischen  Macht  gegenüber  der  Eegieruug,  sondern  nach  der 
Natur  der  neuen  Staatsverhältnisse  werden  sie  practisch  bedeutungs- 
loser und  von  der  Regierung  mit  Erfolg  bei  einer  immer  grosseren 
Reihe  Ton  Ausgaben,  welche  eben  Öffentliche  Zwecke  betreffen, 
bekämpft.  Sie  werden  eine  Formalität  und  verschwinden  endlich. 
Es  bildet  sich  schliesslich  die  Anschauung  einer  Verpflichtung  zur 
Steuerbewilligung  aus  und  findet  auch  im  öffentlichen  Recht  ihre 
Anerkennung.  So  wird  namentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert  in 
den  deutschen  Territorien  den  Ständen  ein  Hecht,  die  in  Ermange- 
lung andrer  Einkünfte  zur  Deckung  der  Landesbedürfnisse  noth- 
wendigen  Steuern  zu  yerweigern,  mehr  und  mehr  abgesprochen« 


»*)  Schmolle r  im  Jahrb.  d.  D.  Reich,  1877  S. '112.  Vgl.  ilberiiaBpt  hier  den 
Schlüss  dieser  Abhandl.  S.  104 — 114.  —  lieber  d.  Entwiokl.  d.  Besteuerung"  in  dem 
mijltelalterl.,  beä.  deatscbca  städt.  Gemeinwesen,  aiä  eiucr  wahrhaft  öffentlich* 
recht].  Abfabeart  8.  Gierke  a.  a.  0.  II,  698  n.  ffl,  bes.  in  d.  Gitat  bei  SehOnberi^, 
Bas.  Fin.  S.  11.  Vgl.  überhaupt  Gierke's  ganzes  Kap.  4  in  B.  II,  über  die  Stadt* 
persönlichkeit,  bes.  §,  27,  28,  21*.  Bei  dem  emr'Ten  Interessenkreis  der  Stadt  war 
natürlich  die  Auerkeuiiung  eines  „ölieutlichen"  Bedurfuisses  und  einer  öffentlich- 
xeohtUchen  Steuerpflicht  hier  ?iel  leichter  and  ist  früher  eneicht  worden  als 
im  Staate. 

Davon  ist  schon  im  1.  Bande  bei  der  Domänenlehre  gehandelt  Raa  5.  Aufl. 
i^.  !)2,  93,  Rau -Wagner  §.  120,  121,  Wagner  ij.  154.  S.  auch  Zachari« 
11,  §.  210,  220,  bes.  S.  495,. §.  227.   Eichhorn  iü,  255. 
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Die  Reichsgerichte  sollten  in  solchem  Fall  die  Eiiiwilliguug  er- 
gänzen. 

Den  vorläufigen  Abschluss  hat  die  Entwicklung  des  Steuer- 
bewillignngsrechts  in  Deutschland  in  den  neuen  landständi- 
schen  Verfassiingen  dieses  Jahrhunderts  erhalten.  Im 
Einklang  mit  der  hier  dargelegten  Auffassnog  gehen  „alle  neueren 
Verfassungsurkunden  von  dem  G^mndsatze  aus^  dass  die  Unter- 
thaneu  und  resp.  die  Stände  die  Mittel  zur  Deckung  der  Staats- 
bedUrfnisse  zu  gewähren  verpflichtet  seien,  insoweit  sie  nicht 
aus  den  vorhandenen  dazu  bestimmten  Mitteln  (Staatsgütern, 
Domänen)  zu  bestreiten  sind.  Sie  erkennen  daher  kein  Steuer- 
bewilligungarecht  in  dem  Sinne  an,  dass  die  fUr  den  Staatsbedarf 
nothwendigen  Steuern  auch  willkttrlioh  verweigert  werden 
konnten  und  sprechen,  dies  meistens  indirect  auch  dadurch  aus, 
dass  sie  den  Senden  verbieten,  die  Bewilligung  der  Steuern  mit 
einer  Bedingung  zu  verbinden,  welche  nicht  den  Zweck  und  die 
Verwendung  derselben  selbst  betrifl't.''  (H,  A.  Zachariii.)  ^^j  Die 
Voraussetzung  für  die  Steuerbewilligung  ist  dann  aber,  in  Ueber- 
einstiminung  mit  dem  jetzigen  deutschen  Staatsrecht,  dass  zuvor 
das  Bedttrfniss  anerkannt  sein  muss,  d.  h.  dass  die  Aus- 
gabe als  nothwendig  und  andere  Decknngsmittel  als  nicht  vor- 
handen oder  als  nicht  ausreichend  nachgewiesen  werden.  Das 
Steuerbewilligungsrecht  steht  daher  hier  mit  der  Vorlage  des  Aus- 
gabe- und  des  gesammten  Einnabmeetats  au  die  Volksvertretung 
in  Verbindung.  Namentlich  haben  die  deutschen  Staudekammern 
demnach  auch  bei  der  Feststellung  der  Domanialein- 
nahmen  aller  Art  mitzuwirken  und  verschwindet  in  der  Conse^ 
quenz  der  modernen  Staatseinbeit  und  Finanzeinheit  die  ehemalige 
Trennung  zwischen  Kammer-  und  Landessteuercasse,  wie  dies  im 
1.  Bande  schon  erörtert  worden  ist.^^) 

Dem  richtigen  finanzwissenschaftlichen  Begriff  der  Steuer  ent- 
spricht es  auch,  dass  sich  das  Stcuerbewilligungs-  und  Mitregulirungs- 
recht  des  Volks,  bez.  seiner  Vertreter  auf  alle  unter  diesen  Be- 
griff „Steuer'^  fallenden  Arten  von  Abgaben  bezieht, 


")  Zacharia  II,  §.  222  S.  502,  freilich  in  einem  gewissen  Widenpraeh  mit 
der  kaiserl.  Resolution  v.  1071,  s.  o.  Note  9. 
<^  Zacbariä  Ii,  §.  222  S.  505. 

**)  An  4.  in  Note  16  gen.  Stellen,  üeber  die  Bestenerung  nach  neuerem  nnd 

jetzigem  Deutschen  Staatsrecht  u,  über  den  Umfang  des  Steucrbewilligungsrechts  der 
Landatände  s.  Zachariä  II,  §.  222  u.  22.1.  üeber  das  (z.  Th.  etwas  abgleichende) 
prcTiss.  Terfass.müs8.  Kocht  v.  KOnnc,  preuss.  Staatsr.  I,  1.  Abth.  §.  0!),  70. 
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daher  namentlich  nicht  nur,  wie  früher  öfters,  auf  die  sogen, 
directen  Steuern,  sondern  auch  auf  alle  die  verschiedenen  in- 
directen  Stenern,  darunter  solche,  welche,  wie  das  Zollrecht, 
nach  dem  älteren  Bechtsbegriff  nicht  zum  Stenerrecht,  sondern 
zam  sogen.  Eammergnt  gehörten.  Das  ist  im  neueren  deutschen 
Staatsrecht  aoch  anerkannt Am  Langsamsten  und  wenigstens 
in  der  Praxis  noch  heute  nicht  immer  vollständig  ist  dieser  Grund- 
satz bei  den  Gebühren  und  Keg allen  zur  Geltung  gelangt. 
Es  erklärt  sich  dies  auch  aus  dem  rechtsgeschichtlichen  Zusammen- 
hang des  Gebuhrenwesens  und  der  Regalien  mit  dem  Kammergnt 
nnd  mit  der  Ausübung  von  Hoheitsrechten  und  heute  noch  ans  der 
Verbindnng  dieser  Einkünfte  mit  der  allgemeinen  StaatSTcrwaltung. 
Im  Princip  ist  aber  anch  hier  stets  die  Bewilfigung  der  Volksver- 
tretnng  zu  verlangen  nnd  in  allen  vnchtigeren  Fällen,  bei  den 
Gerichts-,  Verkehrsgebtihreu  (Po^itaxen,  Eisenbahntarife, Tele- 
graphentaxen), bei  den  Regalien,  welche  nur  Steuerform  sind  (Salz, 
Tabak)  erfolgt  auch  die  Mitwirkung  dieser  Vertretung  bei  der 
Begelang  der  Taxen.  In  allen  anderen,  auch  den  zahlreichen 
ontergeordneten  Fällen  bei  einzelnen  Verwaltangszweigen  mnss  das 
Recht  znr  alleinigen  Regelung  der  Taxen  im  Verordnnngswege 
dnrch  die  Staatsgewalt  anf  Ermächtigung  der  Volksvertretung  zn- 
rflckgefnhrt  werden. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  dass  die  verfassungs- 
mässige Steuerbewilligung  für  unsere  Rechts-  und  Culturstaaten  die 
einzige  zulässige  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  ist.  Aach 
die  Finanzwissenschaft  hat  zu  betonen,  dass  diese  Form  die 
relativ  grösste  Bttrgschalt  für  die  gnte  Ordnung  des  Staatshaus- 
haltes und  für  die  richtige  DurchfOhrung  der  Besteuerung  bietet, 
mehr  wie  auch  in  der  besten  absoluten  Monarchie  die  Form  der 
„Auflegung".    (§.  354.)««) 

Die  Handhabung  der  verfassungsmässigen  Steuerbewilligung 
hängt  von  der  speciellen  Verfassungsform  ab.  Sie  ist  daher  nach 
letzterer  sehr  verschieden  and  von  verschiedener  practischer  Be- 
deutung fUr  die  Finanzen.  Darauf  näher  einzugehen,  ist  hier  in- 
dessen nicht  die  Aufgabe. 


Zachariä,  U,.512. 

**)  Es  sind  hier  mehr  Terwaltangsteelmisclie  TdrhSltnisse ,  bes.  im  Gaterrericehr, 

welche  in  der  Praxis  öfters  noch  die  Regelung  der  Taxen  im  Verordnunga-  statt  im 
Gesetzes  wege  beibehalten  Ii  essen.    Ueber  Post  u.  Telegraphie  s.  d.  rorige  KapiteL 

")  S.  Wagner.  Fin,  I.  §.  9,  11. 
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II.  —  §.  359.  Die  Bestenernng  und  die  ständische 
Gliederung  der  Bevölkerung.  Der  Ausdruck  ^^BtilndiBche 
Gliedernng*'  wird  Mer  im  wdteren  Sinne  genommen  und  umfasst 
daber  sowohl  die  PerBonaUtandsyerhältnisse,  die  Unfrei- 
heit mit  ihren  verschiedenen  Abstufungen  und  die  Freiheit^  als  aneh 
die  politischen  Standesverhältnisse  unter  den  Freien.  Nament- 
lich sind  die  verschiedenen  bevorrechteten  Stände  von  der 
übrigen  Bevölkerung,  sowie  besonders  die  Stände,  welchen  allein 
eine  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  zusteht,  von  den  anderen 
Volkselassen  zu  unterseheiden. 

A.  Unfreie  im  vollen  SinnOi  Selaven,  sind  als  unpersön- 
lieh  und  ohne  yermögensreehüiehe  Fähigkeit  nieht  unmittelbar 
steuerpflichtig.  Wohl  aber  kann  ihr  Herr  ftlr  sie  besondere  Steuern, 
nach  ihrer  Zahl  und  Gattung^  2U  entrichten  haben,  wie  dies  vor- 
gekommen ist. 

ß.  Unfreie  minderen  Grads,  Leibeigene,  Hörige,  Schollen- 
pflichtige u.  8.  w.,  k()nnen  doch  der  Staatsgewalt  gegenüber  zugleich 
als  Unterthanen  gelten  und  dann  auch  direet  gegen  sie  steuer- 
pflichtig sein.  Sind  sie  auf  dem  Boden  des  Grundherrn  angesiedelt 
und  diesem  zu  Diensten  und  zu  Grundabgaben  von  dem  ihnen 
überlassenen  Boden  verpflichtet,  so  unterliegen  sie  gewöhnlich  nur 
mittelbar  der  öftentlichen  Besteuerung.  Die  letztere  triffit  zunächst 
den  Grundherrn  als  solchen  und  dieser  vertheilt  die  Last  weiter 
auf  seine  Hörigen  oder  erhöht  deren  sonstige  Abgaben  zu  diesem 
Zweck.**) 


In  Athen  „scheint  eine  Besteuerung  der  Sclaven  selbst  stattgefunden  zu 
haben;  diese  wäre  dann  die  einzige  unmittelbare  u.  regelmässige  Besteuerung  voa 
«inem  Theile  des  Vermögens  der  Bürger  Ausser  den  Liturgien".  Böckh  I,  448.  — 
Audi  in  Rom  hat  der  Herr  für  den  SclaToa  za  zahlen  n.  zwar  —  irenigstenB  in  der 
späteren  Zeit  —  keine  gleiche  Kopfabgabe,  sondern  eine  nach  dem  Werth  der  Sclaven 
abgestufte.  Marquardt,  röui.  Staats\  erwalt  II,  229 ;  K  o  d  b  e  r  t  u  s  in  Hildebr.  Jahrb. 
YIII,  393.  —  In  Nordamerica  sind  Stenern  auf  die  Sclaven  auch  durch  die  Union 
beabsichtigt  gewesen  1789.  s.  Adams,  Tub.  Ztschr.  1879,  S.  728. 

**)  Letzteres  Verhältniss  scheint  in  der  spateren  Kaiserzeit  in  Rom  bestanden  zu 
haben,  wo  die  Colonen  den  wichtifrsten  Theil  der  Kopfsteaerj)flichtigen  bildeten, 
ihre  Kop&teuer  vom  Uerru  des  Guts  zugleich  mit  der  Grundsteuer  eingezahlt,  aber 
wieder  tod  ihnen  «ingetrieben  wurde.  ICarqnardt  n,  236.  Im  mitteUdterl.  stind. 
Staat  weiden  die  Unfreien  (ein  damals  ohnehin  so  schwankender  Begriff,  mit  manchen 
Abstufungen!)  wie  andre  „Unterthanen"  niitbesteuert.  Üer  K e i c hs besteuerunp:,  z.  B. 
im  15.  Jahrh.  dem  „gemeinen  Pfennig''  unterliegen  auch  die  Unterthanen  der  Keichs- 
stlnde  unmittelbar  (Eichhorn  III,  168,  320).  Ifit  der  steigenden  Entwicklung  der 
Territorialgewalt  werden  aber  nur  die  Reichsunmittelbaren  besteuert  Ihr  sogen.  Sub- 
collectationsrecht  gilt  dann  gegenüber  allen  ihren  Untergebenen.  Zachariä  II,  1S2. 
Beispiele  aligemeiner  Vermögens-  u.  Personalsteuem  (mit  Abstufung  nach  Stünden) 
sind  die  Beichsstener  de8^,gemeinen  Pfennigs"*  ron  1431  (ISjUir.  I^te  1  Blaghart 

A.  Wagner,  Finaaswineosebaft  II.  14 
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C.  Unter  den  Freien  scheiden  sieh  zunächst  wieder  die 
Einheimischen,  die  Bürger  oder  Untertbanen,  von  den  Fremden. 
Die  Stenerpflicht  betrifft  als  staatsbürgerliche  Pfliebt  nar  die 
erateren.  Die  Besteaenuig  wird  aber  in  der  Form  Ten  Seknts- 
Ipeldern  u.  dgL  aneh  gern  anf  die  Fremden  aoflgedehnt,  sobald 
dies  nach  den  ihatsHcbliehen  Verbtthnissen,  daher  yor  AUem  nach 
der  Zahl  und  dem  Wohlstand  der  Fremden  practiscb  ist  [z.  B. 
griech.  Alterthum  Im  Laufe  der  modernen  Steuerentwicklung 
bat  sich  eine  immer  allgemeinere  und  vollständigere  Besteuerung 
der  Fremden  ausgebildet,  wie  unten  bei  der  Erörterung  des  Grund- 
satzes der  Allgemeinheit  der  Bestenenmg  näher  nachgewiesen 
werden  wird  (§.  40d).'«) 

D.  —  §.  360.  Am  Wichtigsten  ist  tdt  nns  wieder  die  Be- 
trachtung des  mittelalterliehen  stftndisehen  Staats  nnd 
seiner  Fortsetzung  in  den  Uebergangstaatsformen  bis  zur  Gegen- 
wart, speciell  in  den  deutschen  Territorien.^')  Hier  tritt 
namentlich  der  Gegensatz  der  mit  dem  Steuerbewilligungsrecht 
ausgestatteten  Stände,  —  gewöhnlich',  aber  nicht  immer  die  be- 
kannten drei,  Prälaten,  Bitterschaft,  Städte  —  zn  den  ^^Hintei^ 
Sassen'^  dieser  StündCy  vor  Allem  ihren  Baven ,  dann  zn  den 
,,Kammerbanem"  anf  den  landesherrlichen  DomSnen  nnd  zn 
etwaigen  sonstigen,  meistens  in  den  Landstftnden  nicht  yertretenen 
„freien  Leuten^',  Bauerschaften u.  s.  w.  anch  f(ir  das  Steuer- 
weäen  als  practisch  wichtig  hervor.  Einige  Analogie  bietet  sich 
in  dem  Steuerbewilligungsrecht  eines  Volks  nicht  nur  für  sich, 
sondern  auch  fUr  onterworfene  Länder  (antike  Staaten),  für  Colo- 


Kopfgdd,  T.  200  fl.  Q.  darüber  fl*.  v.  1000  fl.  n.  darüber  1  fl.  Steuer)  u.  später, 
die  „Türkensteuern"  d.  lü.  Jahrh.  Vgl.  Laug,  ISO;  Falke,  Tab.  Ztschr.  XXX, 
408,  430  (Sachsen,  14S1,  1542);  Oberleitner,  österr.  Fiii.  ii.  Kricgswcs.  unter 
Ferdin.  L,  Wien  1859,  S.  16  (TUrkenst.  v.  1523).  In  den  Städten:  ä.  Schönberg, 
Basal's  Fin.,  f  »ns  generelle,  alle  SOnde  nnteeiide  Penenelsteneni^  feriranden 
mit  Vermögenssteuern,  z.  B.  1446,  S.  202,  207. 

So  (Iiis  atlicnische  und  auch  wohl  sonst  in  griech.  Städten  Torkommende 
Metüikiou  oder  Sohutzgeld  der  ansässigen  Fremden,  das  jeder  Fremde  nach  einer 
bestUninten  Zeit  des  Aufenthalts  zahlen  mnsste;  in  Atben  12  Dnehmen  jUirlicli. 
Befreiunj^en  kamen  vor.    Böckh  I.  445 — 44S. 

-'^)  Wichtiger  als  für  die  Staatsbestcuening  ist  tlie  Frage  der  Besteuerung  der 
Fremden''  („Foreusen")  noch  für  die  Gemeinden.   S.  §.  410.    Ursprüngliche  Be- 
scIiiiBkang  der  Stenerpllicht  in  den  Stldten  mf  die  städtischen  Bürger,  diese  Pflioht 
eine  Folge  des  Bürgerrechts,    (^icrke  IE,  608. 

•')  Vgl.  bes.  Eichhorn  und  Zachariä  an  den  in  der  V'orbem.  gen.  Stellen. 

••)  Vgl.  Eichhorn  Iii,  24T.    Zachariä  1,  54b.    In  Tirol  z.  B.  4  Stände. 

**)  SMobe  fiele  Leute,  bes.  ganz  fieie  Banersduflen,  Iminten  nicht  villkiHÜcli 
besteuert  werden,  z.  B.  in  Holstein.  Für  sie  hatten  die  LsndfltSnde  kein  Steuer- 
bewUUgttogsrecht   Zachariä  I,  549,  II,  495. 
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nieen  u.  dgl.  m.  (z.  B.  ehemalige  schweizerische  „gemeine 
Berrschaften'^). 

Aaeh  die  älteren  poiitisehen  Stendesverhältnisse'^)  luüben  regel- 
aUISBig  eine  Ökonomische  Basis :  wirthsohafttiehe  Verh&ltaissey 
ntmentlieh  Besitz-  nnd  Erwerbsmseliiedenheiten  der  BevOlkernDg 
und  beztlgliehe  Satzungen  der  wirtluebaftlicben  Rechtsordnung, 
der  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  liegen  ihnen  mit  zu  Grunde. 
Und  umgekehrt  diese  politischen  Standesverhältnisse  führen  wieder 
zu  verschiedenen  wirthschaftlichen  fiemfen  und  demgemäss  zur 
Divergenz  der  wirthscliaftlichen  Interessen* 

Die  bevorreehleten  Stände  spedell,  sonSehst  der  erste  nnd 
sweite  Stand,  liMiere  Geisttiehk^  nnd  Adel  im  älteren  sOndischen 
Staatswesen,  sind  in  Okonomiseber  Hinsieht  vorwiegend  die  Eigen- 
thttmer  des  nationalen  Grund  und  Bodens,  besonders  der  ländlichen 
Grossgtiter,  die  Bezieher  der  Grund-  und  Kapitalrente.  Die  Grund- 
rente fällt  ihnen  auch  vermittelst  des  Zehnten  und  anderer  Grnnd- 
abgaben  von  dem  ihnen  nicht  rein  privateigenthtlmlich  gehörenden 
Boden  mit  zn.  Die  Kapitalrente  beziehen  sie  ans  Leihkapitalien, 
wdohe  sie  ans  ihrem  Benteneinkommen  bildeten  nnd,  wie  die 
GeisdieUelt,  dnreh  Schenkungen,  Stiftttngen  n.  s«  w«  erhielten. 
Der  dritte  Stand,  die  Städte  des  Mittelalters  und  der  folgenden 
Jahrhunderte  bis  auf  unsere  Zeit,  nehmen  wenigstens  in  ihren 
bevorrechteten  Classen  (Patriciat,  Geschlechter)  und  in  ihrem 
Vollbürgerthum  (ztlnftlerische  Handwerksmeister  u.  s.  w.)  ebenfalls 
an  dem  Bezug  der  Grund-  und  Kapitalrente  Theil,  als  städtische 
Haus-  und  anch  als  ländliche  Grundbesitzer,  als  Kapitalverleiher. 
Sodann  haben  sie  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches  Beehts- 
monopol  und  mindestois  ein  faetisehes  Monopol  des  Gewerhs- 
betriebs,  des  Handels,  des  Gddgeschäfls  und  beziehen  daraus,  im 
Wesentlichen  ausschliesslich,  den  durch  die  monopolistische  Stellung 
oft  gesteigerten  Gewerbsgewinn  nebst  der  durch  die  eigene  Ver- 
wendung des  Kapitals  im  Geschäft  erworbenen  Kapitalrente.  Die 
drei  Stände  des  älteren  ständischen  Staats,  welche  gewöhnlich 
allein  das  Stenerbewüligungsredit  hab^,  sfaid  daher  die  Hauplp 
repräsentanten  der  „besitzenden  Classen"  jenes  Zeitalters, 
namentlich  der  rekäiere  und  in  jwkx  Hinsicht  unabhängigere 

YgL  Schaf fle.  Socialer  Körper  I,  299  £,  III,  90  Iii  £r  fasst  das  Stäade- 
wmm.  als  SeUditiiiig  nach  Benl^toncliidden,  das  dasienweseii  ab  Schichtnns  Dach 
HesiU  «.  Nicbtbesitz,  innerhalb  des  Besitzes  itacli  BesittgrOesd  n.  Besittait  auf.  Die 
AafCaaaiiiig  Im  Text  steht  damit  nicht  in  WideispDich. 
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Theil  dieser  Classen.  Die  beiden  ersten  Stände  vertreten  dann 
wieder  vornemlicli  das  Interesse  des  ländlichen ,  besonders  des 
Grossgmndbesitzes  nnd  der  ländlichen  Rohproduction,  der  dritte 
Stand  dai^enige  des  mobilen  Kapitals,  der  Stoffveredlnng  nnd 
des  Handels. 

Den  drei  Stftnden  stehen  die  Banem,  die  Hintersassen  anf 

den  Gütern  der  bevorrechteten  Stände,  die  Kammerbauern *^),  dann 
die  eigentlichen  unteren  „arbeitenden  Classen",  welche  keinen  Grund- 
besitz in  Land  und  Stadt  und  keinen  selbständigen  städtischen  Ge- 
werbebetrieb haben,  die  Masse  der  Tagiöhner  u.  s.  w.,  gegenüber. 
Die  Batiem  anf  eigenem  nnd  selbst  die  gegen  Dienste  and  Abgaben 
anf  fremdem  Boden  angesiedelten  Banem  lassen  sieh  zwar  noeh  zn 
den  „besitzenden  Classen'^  der  Periode  des  sföndischen  Staats  reehnen. 
Aber  ihre  Gktindrente  theilen  sie  im  Zehnten  nnd  den  maneherlei 
Abgaben  mit  dem  Grundherrn  und  der  Kirche  und  die  kleineren 
Bauern  sind  überwiegend  nur  noch  Bezieher  von  selbst  verdientem 
Arbeitseinkommen.  Letzteres  ist  in  der  Form  des  vertragsmässigen 
Arbeitslohns  die  alleinige  ökonomische  Basis  des  Taglöbnerstands 
nnd  der  Gewerbsgesellen  n.  s.  w.  Die  nicht  mit  dem  Stenerbe- 
willigongsreeht  ausgestatteten  Stände  shid  daher  doch  die  Hanpt- 
yertreter  der  ^^nicht-besitzenden''  Olasse  oder  des  ärmeren 
und  abhängigeren  Tbeils  der  besitzenden  Classe  des  Zeitalters. 

Der  Gegensatz  zwischen  „besitzenden"  und  „nicht -besitzenden*' 
oder  zwischen  vornemlich  Renten einkommen  und  Arbeitslohn  be- 
ziehenden' Classen  ist  die  eigentliche  Grundlage  des  socialen 
Glassengegensatzes.  Dieser  letztere  tritt  aber  im  ehemaligen 
st&ndisohen  Staatswesen  tberhanpt  nnd  anch  anf  dem  Bestenenmgs- 
gebiet  nnr  ansnahmsweise  als  solcher  hervor.  Man  mnss  nnr  nicht 
tibersehen,  dass  sowohl  dieser  sociale  Gegensatz  wie  derjenige  der 
wirthschaftlichen  Berufs-  und  Erwerbsinteressen,  des  ländlichen 
Grundbesitzes  und  des  städtischen  Kapitals  hinter  dem  die  Zeit 
noch  fast  allein  beherrschenden  politischen  Classengegensatz 
schon  verborgen  liegt.  Die  Steuerkämpfe  haben  daher  zwar  noch 
känm  einen  socialen  Anstrich  nnd  auch  noch  nicht  so  deutlich 
ausgeprägt  den  Character  des  wirthschaftliehen  Interessenkampfs 
zwischen  Stadt  and  Land,  Grundbesitz  nnd  mobilem  Kapital,  Roh- 

In  den  älteren  deutschen  landstand.  Verfassungen  kommt  den  Landständen  ein 
Stcaerbewilligungsrecht  fur  diese  Insassen  der  landesherrl.  Aemter  nicht  zu.  Meistens 
hingt  aber  ancli  hier  die  BechtmXssigkeit  der  BesCeneniDS  davon  ab,  dass  die  Sonde 
allgemein  die  Nothvendigkeit  der  Steoer  aneitannt  hatten.  Zachari&  I,  §.  108  am 
Schluss,  S.  550. 
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production  und  Stoffveredlung,  sondern  sie  tragen  vorwiegend  einen 
politischen  Character.  Sie  drehen  sich  um  die  von  der  Kegie- 
rung  zugemuthete  Uebernahme  von  Steuern  überhaupt  und  um 
deren  Yertheilung  unter  die  beyorrechteten  Stände.  Diese  suchen 
sich  dann  die  Last  gegenseitig .  zuzuschieben,  wobei  jene  wirth- 
sehafUicben  Interessengegensätze  doch  schon  mehr  hei^i^ortreten. 
Im  Uebrigen  gilt  es  aUen  drei  Ständen,  namentlich  den  .zwei  ersten, 
Prälaten  und  Ritterschaft,  als  selbstverständlich,  dass  die  vom  Stande 
übernommene  Steuer  alsdann  möglichst  mit  auf  die  eigenen  Unter- 
thanen,  Hintersassen,  die  Bauern  u.  s.  w.  gewälzt  wird.  Dies 
wird  auch  im  öffentlichen  Recht  anerkannt:  nachdem  in  Deutsch- 
land die  rechtsgescbichtliche  Entwicklung  dahin. gcAihrt  hatte,  die 
Beichsstenem  nur  auf  die  Beichsuumittelbaren  zu  legen,  erhielten 
diese  die  Befugniss,  ihre  Unterthanen  entsprechend  herbeizuziehen 
(„Suhcollectationsrecht^^  der  Beichsstäude),  und  wesentlich  ebenso 
ging  es  bei  den  Landständen  in  Betreff  der  bewilligten  Landes- 
steuern. 

Die  Besteuerung  des  ständischen  Staats  hat  dadurch  doch 
schon  eine  wichtige  socialpolitische  Wirkaug,  indem  sie 
die  nichts  oder  wenig  besitzenden  Classen  besonders  be- 
lastet, die  besitzenden  Classen  verhältnissmässig  schont. 
Nor  hat  diese  Periode  diese  Wirkung  iheils  nicht  voll  erkannt, 
theüs  als  nothwendig  und  berechtigt  hingenommeu.  Erst  di^ 
folgende  Periode  des  modernen  Staats,  in  welcher  wir  noch  mitten 
inne  stehen,  hat  die  volle  Erkenntniss  dieses  Sachverhalts  gewonnen 
und  in  der  Theorie  schon  vielfach,  wenn  auch  noch  nicht  allgemein, 
in  der  Praxis  wenigstens  hie  und  da  begonnen,  daran  Anstoss  zu 
nehmen  und  nach  Verbesserungen  zu  suchen. 

In  der  älteren  stilndischen  Periode  des  Steuerwesens  geht  das 
Streben  dann  auch  vomemlich  nur  etwa  darauf,  zwischen  den 
bevorrechteten  Ständen  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit 
und  der  Gleichmä ssigkeit  der  l^esteueruug  mehr  zu  verwirk- 
lichen: wenn  der  eine  Stand  mitsteuert,  soll  es  auch  der  andere, 
und  möglichst  in  richtigem  Verhältniss,  wobei  aber  immer  das 
Herkommen  eine  ßichtschnuif  mit  abgiebt.^^)  In  der  späteren  Zeit 

*  Zacliariä  II,  §.  'ilD,  S.  482,  48-J ,  Eichhorn  IV,  306.    Die  Ritterschaft 

erhält  ihre  Steuerfreiheit  um  bo  leichter,  je  bereitwilliger  sie  das  ihr  zugemuthete 
Stenerqnaiktoiii  ron  ihieii  ünterthanen  einhebt  8.  Zaohariü,  TL,  526. 

Allerdings  bezieht  sich  das  Verlangen  der  Reichsgesetze,  dass  bei  der  Ver- 
theilnng  der  Steuer  auf  die  ünterthanen  „Gleichheit  gehalten''  werde  (z.  B.  R.  A.  v. 
1542  bei  d.  Ttirkensteuer,  bei  Eichhorn  lY,  306)  nicht  nur  auf  die  Yertheilung 
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der  absoluten  Monarchie  werden  beide  Grtmdsätze  sehon  isefar 

individualistisch,  nemlich  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen, zu  verwirklichen  gesucht.**)  In  der  neueren  und 
neuesten  Zeit,  in  der  socialen  Epoche  der  Besteuerung,  wie  man 
sie  nennen  kann^  bestrebt  man  sich,  die  richtige  Verhältnissmässigkeit 
der  Beslenermig  mit  Bttoksioht  anf  die  individuelle  Leistangs- 
f&higkeity  welohe  vom  Besitze  und  von  der  Art  des  Erwerbs 
mit  abhängt,  herbeiznfRhren  (§.  425  iF.).  Mit  naeh  diesem  Gesiehts^ 
pnnct  erfolgt  jetzt  die  Prüfung  der  bestehenden  Steuern  anf  ihre 
Wirkungen  und  die  Forderung  von  Reformen  im  Steuerwesen:  ein 
Gesichtspunct,  der  dem  ständischen  Staate  noch  fehlt. 

E.  —  §.  361.  Steuertreiheiten  —  als  Folge  von  Standes- 
verhältnissen. 

Die  stündisehen  VertilUtnisse  der  Bevttlkemng  sind  sehr  häufig 
aueh  die  Ursache  von  Steuerfreiheiten  gewisser  Stände,  daher  ihrer 
Mitglieder,  von  der  Besteuemng  Überhaupt  oder  von  bestimmten 

Arten  von  Steuern  gewesen. 

1)  Hierher  gehört  schon  der  Fall,  dass  der  vollfreie  Bürger 
wenigstens  von  directen  persönlichen,  d.  h.  auf  der  Person 
als  solcher  haftenden  Abgaben  frei  bleibt.  Es  entspricht  dies 
der  Auffassung  von  der  persönlichen  Freiheit  in  vielen  Zeitaltern^ 
so  im  elassischen  Aiterthum,  bei  den  Griechen  und  BOmeniy  und 
im  Mittehütor.  besondm  bei  den  Deutschen.*^)  Die  Personalstaner 

anter  den  drei  Ständen,  sondern  auch  auf  4iBj6iijs8  unter  den  Unterthanea  der  Stände. 
Aber  in  der  Praxis  hing  die  Ausführung  doch  ganz  von  den  Ständen  selbst  ab.  Auch 
bei  den  Landessteuern  war  es  ebenso.  Eine  unmittelbare  liesteuerung  der  Hintersassen 
der  Stände  durch  die  Landesregieniag  Hess  sich  kaum  durchfahren.  Zachariä 
n,  524,  bes.  die  Noten.  —  Ueber  die  Entwicklung  der  ,^tadtsteuem*%  welche  die 
Städte  dem  König  zu  leisten  hatten,  in  Deutschland  s.  Gierke  II,  711  u.  Zoumer 
a.  a.  0.  S.  59  ff.  Die  Stadt  als  Körperschaft  wird  besteuert,  die  Yertheiloug  dei 
Steuer  auf  ihre  Bürger  ist  ihre  innere  Angelegenheit. 

So  bei  d.  GrundstenerrefSormeB  des  IS.  Jahriu,  z.  B.  In  Oestemidi. 

„Unter  allen  Abgaben  widerstreiten  nicht  nur  im  AUgeui.,  sondern  »ch  nach 
den  Gmndsätzen  der  Alten  keine  mehr  dem  Gefühl  der  Freiheit  als  persönliche  Steuern; 
in  Athen  war  eä  anerkannt,  dass  nicht  vom  ivörper,  bondern  ?om  Vermögen  gesteuert 
wardea  mtine:  aber  auch  das  VenaSgen  der  Burger  wurde  mir  üa  NoÜhM  besteaeit, 
oder  unter  einer  ehrenvollen  Fonn/'  Röckh,  I,  407.  —  Aehnlich  in  "Rom  die 
persönl.  Abgabe  ein  Zeichin  der  (poiit.)  Unfreiheit,  am  Schimpflichsten  die  gleiche 
Kopfsteuer  der  asiat.  Dcspotiecn.  Alle  Provinzialen  zahlen  im  röm.  Boich  ein  tributum 
ea^tis,  das  als  Zeichen  ihrer  Unfreiheit  gilt  Marquardt,  II,  791.  —  Auch  „den 
Deutschen  erschien  die  A''erpflichtung  zur  Kopfeteuer  als  eine  Minderung  der  persönl. 
Freiheit".  „Es  gehört  zum  Wesen  der  wahren  Freiheit,  dass  einer  nicht  in  d.  öffentl. 
SteuerroUen  steht;  es  wird  ausdrücklich  als  eine  Aufhebung  derselben  bezeichnet, 
wenn  er  dem  öifentl.  Tribut  «ntenroEFen  wird.**  8o  So  d.  meroving.  Zeit  d.  frink. 
Reichs.  Waitz,  II,  577.  Auch  im  carol.  Reich  galt  „der  Grundsatz,  daas  der  Freie 
weder  von  seinem  Lande ,  noch  von  seiner  Person  eine  öfi'entL  Abgabe  zu  entiichtflA 
habe,  als  Regel".    Waitz,  IV,  96. 
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gilt  als  Merkmal  der  Unfreiheit  oder  doch  des  fehlenden  vollen 
Staatsbürgerrechts,  wie  im  Fall  der  Besteuerung  der  Provinzialen 
im  römischen  Reiche,  der  Romanen  in  den  älteren  germanischen 
Reichen  auf  ehemals  römischem  Reichsgebiet.  Das  btreben,  auch 
Freiheit  von  Grnn da b gaben  ttlr  den  in  vollem  Eigenthnm  des 
freien  fittrgeni  stehenden  Boden  zu  erlangen  od^  sn  erhalten,  ist 
eine  mitunter  gezogene  wettere  Oonseqaens  dies^  ÄnffiuNrang  der 
personliehen  Freiheit  *') 

2)  Eine  zweite  Art  Steuerfreiheiten  bezieht  sich  auf  die  be- 
vorrechteten Stände  unter  der  freien  Bevöliierung.  Diese  Steuer- 
freiheiten spielen  wiederum  im  ständischen  mittelalterlichen  Staat 
und  in  den  aus  ihm  hervorgegangenen  Staatswesen  der  Uebergangs- 
periode  bis  zur  Gegenwart  eine  wichtige  Rolle.  Es  ist  dabei 
aber  naeh  dem  rechtliehen  Ursprung  und  der  Ökonomischen  Be- 
dentang dieser  Frdheiten  ein  Unterschied  zu  beachten. 

a)  Die  Steuerflreiheit  Icann  eine  solche  des  Standes  ais 
solchen  und  eine  wahre  (reelle)  Steuerfreiheit  von  Anfang  an 
sein,  der  keine  andere  ökonomisch  messbare  Leistung  des  Standes 
und  der  zu  diesem  gehörigen  Person  entspricht :  auch  im  ständischen 
Staat  mehr  ein  Ausnahmefall.  Beispiele  sind  die  Personalfreiheit 
der  Geistlichen  von  allen  Öffentlichen  Lasten  schon  seit  der  ohrist- 
liehen  Z^t  des  altrOmisohen  Reichs;^)  die  Zollfrdheit  von  Bittem, 
Pfaffen  und  deren  Ckisinde  im  deutschen  Bdcb  ün  Mittdalter 
(Sachsenspiegel). 

b)  Die  Steuerfreiheit  kann  sodann  zunächst  nur  eine  schein- 
bare („nominelle")  sein,  indem  sie  als  Compensation  für  ander- 
weit zu  leistende  öffentliche  Dienste  gewährt  ist.  Dahin 
gehört  der  practisch  wichtigste  Fall:  die  Steuerfreiheit  der 
Bitterschaft  auch  fUr  ihr  Vermögen,  besonders  für  ihren 
Grundbesitz  im  stiindischen  Staat,  weil  die  Ritterschalt  persOn- 
lieh  und  mit  ihren  Knechten  den  militärischen  Dienst  selbst  leisten 
mnsste.  Diese  Steuerfreiheit  war  an  sich  berechtigt,  solange  der 

„Auch  eine  Steuer  v.  eigenen  Grund  u.  Boden  ist  den  Deutschen  ursprünglich 
unbekannt/'  Daher  fraglich ,  ob  d.  röm.  (jnindsteuer  im  fränk.  Reich  auf  deutsche 
ünmdbcüitzer  angewandt  worden.  S.  darüber  Näheres  bei  Waitz  II,  57i>  it.,  Eich- 
horn I*  675,  ZOpfl  n,  220,  WaltdT  I,  181.  —  Uelwr  die  ,«All|remeiii1i6it*' 
•t&dt  iPerscoalsteuem  in  Basel  s.  Schönberg  a.  a.  0. 

»')  Vgl.  Eichhorn  I,  §.  1)5,  114,  II,  §.  829,  III.  420,  IV,  547;  Zacharia 
II,  §.  225,  226.  £r  unterscheidet  Steuerfreiheiten  unter  Berufung  auf  gewisse,  dem 
gemeiii6ii  BmIU  entnomiiene  EiemtionfpiiTile^en,  ferner  solche«  welche  sich  auf 
andere  schon  begrtlndetc  als  Aequiralent  geltende  Verpflichtungen  sttltzen,  endlich 
solche,  welche  auf  specieller  Zusicherung  oder  Verleihung  der  Freiheit  heruhen. 

^)  lu  verschiedenem  Umfang  zur  (ieltung  gelangt.   S.  Eichhorn  a.  a.  0. 


Digitized  by 


216  3.B.  2.K.  I.A.  Ä%.Steaed.  1.H.-A.  2.A.  Bezieh. z. SOudewes.  §. 861,362. 

Bitterdienst  wirklich  geleistet  würde'*)  und  die  ökonomische  Last 
desselben  nngeffthr  der  Stenerlast  der  anderen  Classen,  auch  Aex 

nicht  persönlich  dienenden  Unterthanen,  gleich  kam.  Sie  wurde 
nur  öfters  schon  nicht  aus  diesem  ßechtsgrunde,  sondern  als  Adels- 
vorrecht möglichst  weit  und  tibertrieben  ausgedehnt.**^)  Einiger- 
massen  analoge  Fälle  fehlen  übrigens  auch  in  der  Neuzeit  nicht, 
so  die  Steuerfreiheit  oder  die  Vergttnstigiingen  öffentlicher  Beamten 
bei  gewissen  Steuern ,  namentlich  Personalsteuem  [Einkommen- 
steuer^^)]; gewisse  Steuerfreiheiten  des  actiyen  Hilitilrs.*') 

c)  Eine  Steuerfreiheit  der  vorausgehenden  Art  kann  endlich 
ganz  oder  theilweise  eine  wahre  werden,  wenn  die  ihr  als  Corre- 
lat  und  innerer  Berechtigungsgrund  dienende  anderweite  öffentliche 
Leistung  ganz  oder  theilweise  aufgehoben  oder  obsolet  wird.  So 
ist  es  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Wehrverfassung  mit  der 
alten  ritterschaftlichen  Steuerfreiheit  gegangen:  die  Bitterdienste 
harten  auf,  die  Steuerfreiheit  blieb  trotzdem  bestehen  oder  es  trat 
wenigstens  nicht  die  volle  sonstige  Besteuerung  ein.  Eist  dadurch 
wurde  die  Rechtsgleichheit,  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  verletzt,  jene  Steuerfreiheit  ein 
wahres  Privileg.  Daher  die  lebhafte  Opposition  gegen  die  Grund- 
steuerfreiheit der  Kittergliter  besonders  in  der  neueren  liberalen 
Periode  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit:  Steuerkämpfe i  welche 
in  Deutschland  bis  in  die  unmittelbare  Gegenwart  hineinragen  und 
gewöhnlich  mit  der  gesetzlichen  Aufhebung  dieser  alten  Steuer- 
freiheiten endeten.  Em  Hauptbeispiel  noch  aus  jüngst  vergangener 
Zeit  ist  die  prenssische  Grundsteuerregelung  von  1861.*') 

Uebrigens  kann  eine  solche  ehemals  scheinbare  Steuerfreiheit, 
auch  wenn  die  ihr  entsprechende  anderweite  Leistung  bestehen 
bleibt,  unter  Umständen  wenigstens  theilweise  zu  einer  wahren 
werden^  nemlich  in  dem  Falle,  dass  diese  Leistung  unveränderlich 


Uid  Biclit  eine  primtreditl.  Veipiliohtaiig  wob  dem  LehendienstrerliSltniBB  war. 

Zachariä  n,  527. 

*")  Auch  die  Ritterschaft  hat  sich  nicht  immer  von  Steuern  freihalten  können, 
bes.  von  ausserord.  Steuern,  die  aber  dann  rolleads  den  Gharacter  der  Freiwilligkeit, 
ak  domim,  behalten  soUteiL  Beispiele  hei  Falke  a.  a.  0.,  Eichhorn,  m,  249, 
lY,  S58.  Personalbestenemng  auch  der  Edlen  in  Städten  s.  SchOnberg  a.  a.  0. 

So  in  Preassen  im  Ailg.  nur  Belegung  der  fiffeatL  Beamten  mit  der  halben 
Gommuualsteuer. 

^  Nach  d.  Deatechen  Befdismilitgee.  t.  2.  Mai  1874  ist  das  Militftreinkommen 

der  Personen  des  Unterofficier-  u.  Gemeinenstands  (im  activen  Heer)  n.  im  Fall  der 
Mobilmachung  das  Militäreinkommen  aller  Angehörigen  des  act.  Heers  bei  d,  Veran- 
lagung, bez.  Erhebung  von  Staatssteueru  ausser  Betracht  zu  lassen,  §.  46. 
^)  NSheres  n.  im  Absehn.  r.  d.  Allgemeinheit  der  Besteuerung,  §.  416. 
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ist,  während  die  ihr  ursprünglich  entsprechende  sonstige  Bestene- 
ruiig  immer  grosser  wird.  Diese  Entwicklung  trat  schon  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  ziemlich  allgemein  ein  und  bewirkte,  dass  die  wegen 
der  Ritterdienste  gewährte  Steuerfreiheit  schon  damals  zu  einer  par- 
tiell wirklichen  Steuerfreiheit  wurde. 

Im  modernen  Staat  sind  die  älteren  persOnliehen  Standes- 
priyilegien  im  Stenerwesen  nnd  die  sonstigen  wahren  Stenerfirei- 
heiten  immer  allgemeiner  beseitigt  worden  und  grundsätz- 
lich werden  keine  neuen  gewährt:**)  eine  Consequenz  des 
politischen  Princips  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit,  das 
in  der  Besteuerung  in  den  beiden  „Postulaten  der  Gerechtigkeit", 
in  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der 
Bestenerong  znr  Geltung  gelangt.  Bei  der  Erörterung  namentlich 
des  ersten  dieser  Grundsätze  wird  von  den  Stenerfreiheiten  noch 
weiter  zn  bandeln  sein  (§.  404).  Aneb  den  scheinbaren  oder  nomi- 
nellen Stenerfreibdten ,  welche  an  sich  nicht  mit  der  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  in  Widerspruch  stehen,  ist  die 
Gegenwart  aus  politischen,  steuertechnischen  und  ökonomischen 
Gründen  meistens  abgeneigt,  so  dass  auch  sie  immer  mehr  ver- 
schwinden (Beseitigung  von  persönlichen  Portofreiheiten,  Aufhebung 
oder  fiesehränkqng  der  Steuerfreiheiten  der  Beamten  xu  s.  w.)« 

F.  —  §.  362.  Verschwinden  der  politischen  und  Her- 
▼ortreten  der  wirthsobaftlichen  und  socialen  Steuer« 
kämpfe.  Auch  in  allen  anderen  Beziehungen  sind  im  heutigen 
Staate  der  modernen  Culturvölker  absichtliche  directe  Begünsti- 
gungen ohnehin  ja  meist  verschwundener  persönlich  und  politisch 
bevorrechteter  Ständ6|  aber  auch  etwa  noch  vorhandener  Reste  von 
solchen  im  Steuerrechte  weggefallen.  In  dieser  Hinsicht  ist  der 
Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Wesentlichen 
durchgeftlbrt  Damit  ist  der  ehemalige  grosse  Einfluss  der  Per- 


^  Näheres  über  d.  Aufhebung  der  Steaer£reiheiteu  in  Deutscliluiid  bei  Zacharia, 
II,  §.  226.  Aveh  über  d.  YeifSdiren  dabei  o.  Uber  d.  Eii(8chädig:uDgsfrage  s.  a.  §.  416. 
Geiriflse  Vorrechte  blieben  nach  der  Deutschen  Bundesacte  den  Mediatisirten  (auch 
nach  1866  noch).  Partic.rechtl.  sind  frei  die  Mitglieder  d.  regierenden  Familie  v.  d. 
Personalsteaern  (so  iu  Preussen  v.  d.  Eiukummensteuer).  —  J^ie  Steuerfreiheit  des  für 
Offenti.  a.  woUihit  Zwecke  dienenden  YemOgens,  der  ffircben,  Scbnlen  etc.  ist  anders 
zu  beurtheilen.  Auch  sie  besteht  nicht  allgemein  mehr,  z.  B.  nicht  immer  für  die 
Realsteuern.  Ihre  Gewährung  i:Jt  eigentlich  ein  (verhüllter)  Staatsbeitrag  f.  d.  Zwecke 
jener  Anstalten.  S.  §.  413.  —  Die  Besteuerung  der  werbenden,  Ertrag  gebenden  Staatsguter 
mtorbleibt  gevdliiuich ,  ist  aber  ans  Gründen  des  Seehniingswesens  zu  billigen,  s.  n. 
§.413.  Schwierigkeiten  macht  bei  diesen  Gtttem  u.  bei  denen  der  anderen  ähnlichen 
Körper  (Gemeinde  u.  s.  w.)  die  Auseinandersetzang  zwischen  Staat  und  (jommonen 
und  deren  Steuersystemen.   S.  u.  §.  412,  414. 
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sonalstends-  und  der  poHtisehen  Steadetrerhftltiiiase  anf  die  Be- 
steuerung und  besonders  auf  die  Vertheilung  der  Steuerlast  be- 
seitigt und  das  politische  Princip  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit 
aller  Angehörigen  des  Volkes  hier  wie  in  den  meisten  politischen 
Verhältnissen  zum  Siege  gelangt.  £ine  wichtige  Epoche  der 
Steueigeschichte  ist  abgeschlossen. 

Um  so  mehr  treten  aber  jetzt  erst  die  wirthsehafliichen 
und  die  socialen  Stenerkftmpfe  in  den  Vordergrand.  Psyeliolo- 
giscb  und  politisch  begreiflich:  denn  nach  der  Herstellung  der  peiv 
sönlichen  und  politischen  Gleichheit  der  Bevölkerung  erschien 
vollends  jede  Ungleichheit  der  Besteuerung  als  Unrecht,  während 
dieselbe  ixtther  mit  der  Ungleichheit  der  ständischen  Verhältnisse 
in  einer  gewissen  Uebereinstimmong  gestanden  hatte.  ^'')  Die  be- 
stehende Bestenening  wie  jedes  nene  Steaerprojeet  werden  daher 
jetit  eifrig  von  den  wirtfasehaltlichen  Interessengmppen  nnd  von 
den  socialen  Parteien  daranf  hin  geprüft,  ob  sie  nicht  thatafteh- 
lich  dem  Rechtsgrundsatz  der  Allgemeinheit  und  GleichmSssigkeit 
der  Besteuerung  widersprechen.  In  den  theoretischen  Controversen 
wie  in  den  practischen  Steuerkämpfen  tritt  der  Streit  um  die  Steuer- 
arten,  directe  und  indirecte,  Einkommen-  und  Verbraachsbesteue- 
rongy  einzelne  Arten  der  Ertragsstenem  n.  s.  w.  immer  schärfer 
hervor.  Denn  diese  veiBchiedenen  Steaerarten  verwurkliehen  ja 
eist  die  Besteuerung.  In  ihnen  alsdann  Verstösse  gegen  die  Allge* 
meinheit  nnd  GleichmSssigkeit  zn  vermeiden,  ist  die  practische  Auf- 
gabe, deren  richtige  Lösung  auch  bei  voller  Anerkennung  jener  Ge- 
rechtigkeitspostulate  so  schwierig  und  so  strittig  ist  (§.  451  ff.). 

Wir  stehen  gegenwärtig  in  Theorie  und  Praxis  in  diesen 
Kämpfen  noch  mitten  inne.  Ueherwiegend  sind  es  bisher  noch 
die  Streitigkeiten  nnter  den  wirthschaftlichen  Interessen- 
grnppen  der  besitzenden  Classen  selbst  —  eme  Art  hKnsliehen 
Streits  der  letzteren  — ,  welche  dem  Kampf  ihr  Gepräge  anf* 
drücken:  Interessengegensätze  von  Stadt  nnd' Land,  Gmndbesitz 
und  mobilem  Kapital  u.  s.  w.,  wie  sie  oben  (§.  352)  skizzirt  wurden. 
Die  ländliche  Grundsteuer  einer-,  die  Besteuerung  des  mannigfachen 
städtischen  Erwerbs  andrerseits,  die  Ertragsbesteuerung  und  die 
Einkommenbestenemng  stehen  hier  im  Vordertreffen  der  Dis- 


* 

Auch  hier  ist  der  Einfluss  der  errungenen  politischen  Gleichheit  auf  die 
Forderung:  grösserer  wirthschaftlichcr  u.  socialer  Gleichheit  unverkennbar.  Eine  Seite 
der  soc.  Frage,  die  uamentlich  v.  Scheel  in  s.  Soc.  Frage,  Jena  hervorhebt. 
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cussion.*®)  Schon  jetzt  aber  fehlt  es  nicht  an  Anzeichen,  dass 
diese  Fragen  bald  hinter  jene  eigentlich  socialen  Steuer- 
probleme mehr  zurück  treten  werden,  welche  mit  der  Wahl 
zwischea  directer  Einkommen-  und  indirecter  Verbrauchsbesteue- 
nmg  zusammenhängen  und  Proportionalität  oder  Progression  des 
StenerfiusseSi  Gleioh-  oder  Hölierbesteaening  des  fandirten  Ein- 
kommens, Vermögens-  und  Erbschaftsbestenening  neben  der  Ein- 
kommenbestenemng  betreifen:  die  ,,soefa1e  Frage"  will  aneh 
anf  dem  Steuergebiet  zum  Austrag  gebracht  werden.  Eine  eigent^ 
lieh  sociale  Epoche  der  Besteuerung  beginnt.*') 

Anf  alle  diese  Puncte  wird  im  zweiten  und  dritten  Haupt* 
absebnitt  mit  einzugehen  sein. 


^  Die  Umgestaltung  im  priratwiiäuch.  System  ist  für  dies  Alles  entsebeidend. 
S.  oben  §.  352  und  daodlist  in  Note 94  Uber  die  Anffassnng  v.  Rodbcrtus.  Diese 
findet  z.  B.  in  der  neueren  enrop.,  aoch  spcciell  der  deutschen  Geschichte  der  directen 
Steuern  ihre  volle  Bestätigung:  mehr  u.  mehr  tritt  neben  d.  alten  Grundsteuern  eine 
seTbs^dige  Haus-,  Gewerbe-,  Kapitalrenten-.  Einkommensteuer  n.  s.  ▼cH'sidi  eben 
.die  dienuus  vorwaltende  Wirthschaftseinhelt  des  ländl.  Grandbesitzers  auflöst  oder 
neben  ihr  andere  Wirthschafts-  u.  Erwerbseinheiten  entstehen.  Aehnliche  Entwicklung 
vennuthlich  jetzt  in  Kussland,  wo  die  liauptsächl.  directe  Steuer«  die  Kopfsteuer, 
eben  überwiegend  eine  b&nerliclie  Grandeinkommen-Besteuerung  ist  K&heres  §.  438  ff. 

Im  Eigebniss  ebenso  Stein  9.  A.  S*  821  £,  4.  A.  I,  414  £  und  Sehmoller, 
Epochen  d.  praw.  Fin.poL  &  118. 
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Oberste  Orundsfttze  der  Besteneruns. 

Vgl.  Ban  I,  §.  250—266:  «Jlntwickelviif  der  obenten  BesteaemDgsgmndsStze'S 

Ableitung  der  'Regel  der  Allgemeinheit  und  GleichfÖrmiglceit.  dann  des  Begri&  der 

Steoerfiiliigkeit,  Erörterungen  Uber  «He  Stcuer<iiielle.  Die  fehlende  Unterscheidung  des 
rein  finaaziellen  und  des  sociai^oUtischen  Standpuucts,  dann  des  eiazel-  und  7oiks- 
virAschaftUchen  präjudicift  den  Besnltaten  der  Eri^rterang.  Darauf  nntersaclit  Ran 
die  MrcUuwirthsch.  Wirkungen  der  Steuern",  §.  207  —  275,  daronter  bes.  die  Ueber- 
wälzung,  d.  h.  Lehren,  die  unten  bei  den  „volkswirthscL.  Steuerprincipien"  von  mir 
bebandelt  Verden.  Einzeiues^  uras  ich.  in  die  Uotersuchaug  über  die  Steuerpriucipien 
zlebe,  findet  sich  bei  Bau  aach  in  dem  Abschn.  ron  der  „Einiieht  d.  Steoerwesena*^ 
und  im  2.  Bande  in  den  Einleitungen  zu  den  Steoergattungeu. 

Die  Hauptrolle  in  den  finanzwiss.  Erörteruri'j'on  über  die  Steuerprincipien  spielen 
seit  iange  die  Fier  sogen.  Steuerregein  oder  (jruuUä^Uze  (m&xims)  v.  A.  Smith.  Sie 
laofett  im  Original  (B.  Y  ch.  2  part  2  im  Anfang): 

1.  The  sulgects  of  every  State  onght  to  contribute  towaids  fhe  snpport  of  the 
govemmcnt  as  nearly  as  possible,  in  proportion  of  their  respcctive  abilities, 
that  is,  in  proportion  to  the  revenue  which  they  respectively  enjoy  ander  the 
protection  of  the  State.  Also  Besteoemng  der  Uiiterthanen  im  Yerhältniss  zu  ihrer 
Leistungsfähigkeit  (wie  Asher  II,  346  wohl  nicht  unrichtig  übersetzt),  dh.  zn 
ihrem  Einkommen,  das  sie  unter  di-m  Schutze  des  Staats  gemessen:  ein 
Grundsatz  für  die  gerechte  Steuervertheilung  oder  die  sogen.  Kegel  der  Gleich- 
m&88igkeit.  Letztere  wird  liier  ohne  Weiteres  in  der  verhältnissmässigen  Besteoe» 
rung  des  Einkommens  u;efanden,  anch  der  Grund  dafikr  sogb  ii  h  in  dem  „Schutz'^ 
des  Staats  für  das  Einkommen  angegeben.  Mit  diesem  soircn.  Grundsatz  werden  aber 
die  Schwierigkeiten  nur  theils  umgangen,  theils  durchhauen,  nicht  gelöst,  er  enthält 
ausserdem  in  seiner  Erläuterung  eine  blosse  petitio  principü.  Dennoch  ist  er  7on 
zahllosen  Nachfolgern  immer  einfach  angenommen  und  paraphraairt  rorden! 

2.  The  tax  whicli  each  individual  is  bound  to  pay  ought  to  be  certain  and  not 
arbitrary.  The  time  of  payment,  the  manner  of  payment,  the  (luautity  to  be  paid 
onght  all  to  be  clear  apd  piain  to  the  contributor  and  to  erery  other  person:  der 
sogen.  Gnindsatz  der  „Bestimmtheit''  der  Besteoernng. 

3.  Evory  tax  ought  to  ))e  levied  at  the  tiin<^  or  in  the  manner,  in  which  it  is 
most  likely  to  be  convenieut  for  the  contributor  to  pay  it:  der  Grundsatz  der 
„Beiiuemlichkeit". 

4.  Ereiy  tax  onght  to  be  so  contrired  as  bofh  to  take  ont  and  to  keep  ont  of 
the  porliPts  of  the  poeplc  as  little  as  possible,  ovcr  and  aliove  what  it  brings  into 
the  pul)lic  treasury  of  the  State:  der  (irundsatz  der  ..billigen  Erhebungskosten'", 
unter  letzteren  die  unmittelbaren  und  mittelbaren,  die  eigentlichen  und  uneigentlicben 
Kosten  (s.  Wagner,  Bln.  I,  §.  94,  95)  yerstanden. 

Die  drei  letzten  Grundsätze  sind  solche  der  rationellen  Steuer  v  er  waltung  oder 
wie  man  sie,  eine  tretieuile  Bezeirlmunn;-  v.  Ilock's  etwas  verallgemeinernd  (öflentL 
Abgaben  S.  27)  nennen  kann:  es  sind  Grundsatze  der  Logik  im  Steuerwesen. 

Vgl.  Uber  diese  S&tze  z.  B.  Hill,  poL  Oek.,  B.  5,  K.  2;  Leroy-Beaulien 
I,  131  ff.;  Bergius  S.  404  11".  (er  nennt  die  Regeln  mit  Mill  „rlassisch");  Stein 
I,  423,  4.  Aufl..  der  vollkommen  richtig  sagt:  die  4  Regeln  seien  nicht  so  sehr  im 
System  des  Steuerwesens  begründet,  als  eben  die  erste  Formulirung  des  staatsburger- 
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liehen  Steuersystems;  auch  „durfte  es  kaum  etwas  Unklareres  geben,  als  was  Smitli 
inseiiiaii  ersten  Satz  sage'* ;  am  Eingdiendsten  noch  neoerdings  Ä.  Held,  Einkommen- 
flteuer  S.  98  ffl,  der  mit  Eecht  nur  bei  der  ersten  Smith'schen  Regel  theoret  Schwierig- 
kelten anerkennt  n.  dann  die  in  dieser  Regel  geforderte  „proportionale  Besteuerung  des 
Eluzeleinkommens'"  kritisirt  u.  berichtigt,  den  Grundsatz  der  „Allgemeinheit*'  der 
Besteaenmg  am  SmiOi's  Satz  ableitet,  abw  das  Verlangen,  dan  die  Steuer  dea  Einzelnen 
in  gleicher  Proportion  zu  der  Grösse  seines  Einkommens  stehen  müsse,  nicht  gerecht- 
fertigt findet.  Bei  Held  S.  121  IF,  auch  eine  ^ite  Uebersicht  tlber  die  Literatur  der 
Steuerprincipien,  mit  dem  Nachweis,  dass  Smith  auch  hier  Vorläufer  in  der  Anf- 
ateUang*  solcber  Regeln  hatte  (Jnstl,  Bergins,  Yanbsn)  und  spedeli  Uber  die 
BemCheilung,  die  Smith's  Regeln  in  d.  Liter,  gefunden.  Usraet  nodi  Nenmann, 
plOgr.  Eink.steuer,  S.  75  ff. 

Die  neuere  deutsche  Wissenschaft  ist  dann  auch  Uber  A.  Smith  hinaus  geschritten, 
indem  sie  das  Problem  der  SteaetFertheilnng  tiefer  erftsste  n.  gTQndli(»er  bdian- 
ddte  n.  den  eisten  Smith'schen  Grundsatz  als  rlel  zu  vag  u.  zweideutig  erkannte.  Denn 
das  gerade,  was  A.  Smith  hier  ohne  Weiteres  als  selbstverständlich  annimmt,  ist  so 
fraglich.  Bes.  wichtig  sind  Held  u.  Neumann  a.  a.  0.  Ersturer  S.  95  Ii'.,  136 
imanBxt  did  Regeln  der  Steneirerflieilnng  (S.  121):  L  „Allgemeinheit  der  Steuern, 
d.  h.  Jeder,  der  ciu  Einkusmoi  hat,  soll  Steuer  zahlen*\  mit  richtigen,  aber  noch 
nicht  ausreichenden  Ausftlhrungen  über  die  Schwierigkeiten  der  Verwirklichung  dieser 
scheinbar  so  einfachen  Regel  u.  mit  richtiger  Unterscheidung  der  Staats-  u.  Communal- 
steoem  dabei.  —  IL  „Gleichheit  der  Stenern,  d.  h.  das  Etolemmen,  das  in  verschie- 
denen Froductionszweigen  erworben  wird,  soll  ohne  Btlcksicbt  auf  die  Art  seiner 
Quelle  gleichmässig  besteuert  werden".  —  ein  viel  zu  va<^er  n.  in  dieser  Form  kaum 
haltbarer  Satz.  lU.  „Möglichste  Schonung  des  Nationalwohlstands  und  seines  Auf- 
schwnngs  durch  bestlndige  Rttckaieht  auf  die  emporstrebenden  ftrmeren  Classen  und 
anf  die  kapitalvermehrenden  reicheren  Stände",  welclic  Regel  mit  der  „soeialen  Frage** 
zusammenhänge  S.  143  [f.:  gewiss  eine  richtige  Auffassung,  die  aber  TIeld  in  seiner 
Neigung  zu  Gompromissen  auch  in  der  Theorie  nicht  zu  den  richtigen  Conscq^uenzen 
vmrertnet,  bei  manchen  treflenden  Ausführungen  im  Einzelnen.  Fttr  meine  vielfachen 
Abweichungen  von  Held  muss  ich  mich  auf  den  Text  selbst  bttdehen.  Ich  buin 
u.  A.  auch  Held's  Abstinenz  in  Bezug-  auf  das  Streben  nach  ,.i;-eree"hter"  Besteuerung 
nicht  für  richtig  halten.  S,  darüber  auch  noch  s.  Gutachten  über  Personen  besteuerung 
(in  d.  Sehr.  d.  Yer.  f.  Soc.pol.  US).  Das  ist  nur  eine  Einseitigkeit  in  entgegengesetzter 
Bichtong  von  der  bisherigen,  wo  fast  nur  die  „Gerechtigkeit"  erstrebt  wurde. 

In  der  principiellen  Erörterung  m.  E.  schärfer  und  klarer  als  Held  und  in  der 
Polemik  gegen  denselben  meistens  im  Recht  hat  Neumann  das  Problem  der  Steuer- 
vertheilung  auch  im  Ganzen  wohl  erheblicher  gefördert  als  Held.  S.  nam.  Kap. 
2—4  8.  progress.  Einkstener,  dne  sachlich  vielfach  vortreffliche  Erörterung  bei 
äusserster  Formlosigkint  und  grossem  Mangel  der  Systematik,  was  auf  die  Klarheit  der 
Ergebnisse  öfters  nachtheilig  eingewirkt  hat.  Bes.  wichtig  u.  im  Wesentlichen  gewiss 
richtig  ist,  dass  Neumann  die  Principien  der  „Besteuerung  nach  den  Vorth  eilen" 
(dem  „Intraesse**)  und  ,4iach  der  Leistungsfähigkeit*'  beide  als  reLati?  beiechtigt 
anerkennt.  Das  zweite  Princip  ist  das  massgebende  für  die  ei  gen  t  Ii  che  Besteuerung, 
das  erste  für  das  GebUlirenweseu  u.  Yeiwandtes.  Neumann  vcrtheidiert  jenes  geschickt 
gegen  Schmoll  er.  Nasse,  Held  u.  A.  und  beweist,  dass  dies  Princip  nicht,  wie 
Smith  meint,  in  der  Bestenenmg  nach  dem  Einkommen  ansehe  u.  dass  in  der  Praxis 
der  Staats-  und  Commnnalbesteuerung  andere  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende 
Momente  schon  vielfach  berücksichtigt  wurden.  Er  zieht  dann  aus  dem  Princip  der 
Leistungsfähigkeit  den  Schluss  zu  Gunsten  der  Progression  des  Steuerfusses 
und  einige  weitere  Gonseqnenzen.  In  den  Resultaten  stimme  ich  grosaentheils  mit 
Nenmann  Uberein,  in  der  Motivirung  nur  thcil weise.  Auch  bei  Neumann  fehlt  die 
Unterscheidung  des  einzel-  u.  v olks wirthsch.  Standpuncts  (die  Polemik  in  dieser 
Beziehung  gegen  Held  ist  verfehlt,  S.  102)  u.  des  rein  hnauziellen,  der  „staatsbUxger- 
Udieii**  Wirthschafls-  nnd  Beohtsperiode  entsprechenden  einer-,  des  sodalpolitiaehen 
Standpuncts  anderseits,  eine  Unterscheidung,  ohne  welche  man  nicht  zur  Klarheit 
kommt.  Sie  hängt  aber  mit  den  Grundfragen  der  Rechtsordnung  in  der  Volkswirthschaft 
zusammen,  über  die  auch  ^feumann  hinweg  sieht.  Vgl.  über  Neumann's  Buch  auch 
Held'a  Secendon  in  Hfldebr.  Jahrb.  B.  24  S.  62  ffl,  deren  AnsfkUirungen  gegen  N. 
idi  nur  zun  kleinsten  Theil  tta  richtig  halten  kann. 
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Unter  der  soiiatigen  bieher  gehörigen  neueren  Literatur,  die  sich  um  die  Klärung 
der  Principieiifii^ieii  Verdknste  enrorben,  ist  bes.  noch  Nasse  in  8.  Gutachten  flber 

Peraonalbesteuer.  zu  nennen,  dem  ich  in  der  Zurückstellung  des  Princips  gerechter 
Steuervertli eilung  (S.  2)  beistimme,  wenn  kein  Widersprach  mit  dei  obigen  Bemorkong 
gegen  Held  liegt. 

Am  SelhwtiiHtigston ,  aber  gerade  hier  oft  nicht  glaeUich  hat  wieder  Stein  die 

bezüglichen  Fragen  behandelt,  s.  4.  A.  I,  340  ff.,  442  ff.  Richtig  bleibt  besonders  die 
liistorisch-relative  Auffassung  der  Steucrprincipien  u.  Postulate.  Aber  in  seiner 
an  sich  ganz  berechtigten  Neigung,  die  Pr&xit»  zu  rechtfertigen,  gelangt  Stein  selbst,^ 
der  doch  iauiMr  nach  prindpieller  ErfiMsmig  strebt,  hier  dnrchavs  Bicbt  to  Ma— ' 
Principien.  Was  er  z.  B.  über  sociale  Besteuerung  sagt  (S.  448  ff.),  ist  ganz  richtig 
(trotz  der  ängstlichen  Verwahrung  gegen  einen  Missbrauch  mit  dem  progressiven 
Steuerfusä  b.  452),  aber  die  Formulirung  S.  450  bleibt  mir  un?enitändlich,  die  Motin- 
nuf  dieser  Womü  achief :  die  «JiSchit  vage  Yonlelbuig  nm  progrearifea  Stenerfiias 
mttaae  nemlich  in  die  ganz  bestimmte  (?r)  Formel  aufgelöst  werden:  dass  die  Pro- 
gression des  Steuerfusses  identisch  sein  soll  mit  derjenigen  Progression  der  Kapital- 
bildungskraft  jeder  Kapitalseiuheit,  welche  durch  die  Vervielfältigung  der  letzteren 
onengt  n^id.** 

Natürlich  hat  sich  fast  jede  theoret  Arbeit  über  Besteuerung  aach  mit  den  leiten- 
den obersten  (irundsätzcn  beschäftigt.  Die  genannten  enthalten  wohl  das  Wichtigste 
darüber.  Zu  nennen  sind  ausserdem  etwa  noch:  t.  Jacob,  Fin.  §.  460  ff.  (Grnmd- 
sAtae  d.  Gerechtigfc.,  —  «.  A.  Gleichk  oder  EbenmaaM  in  d.  VerUieUiiiiff  lo,  dMs 
Jeder  in  dem  Maasse  mit  Abgaben  belegt  wird,  als  er  an  dem  Gemeinwohl,  das  der 
Staat  dadurch  hervorbringt,  Thcil  nimmt  — ;  ferner  der  Nationalökonomie  —  nament- 
lich nur  reine  iiiinkommeubesteaemng  — ;  endl.  der  Fin.wissenschaft).  —  r.  Malchus, 
[,  §.  33  ff.  (Postulate  der  aisdieUendeii  Gerechtigkeit:  Attgeneinh.,  OleiddL,  GfOsss).  — 
Murhard,  Besteuer.  07  (f.,  87  if.  —  J.  G.  Hoff  mann,  Steuern  pass.  S.  29  ff., 
37  ff.  —  ümpfenbach,  Lehrb.  I,  105  ff.  (Grundgesetz:  Jeder  nach  seiner  Beitrags- 
l'ähigkeit,  was  die  Anforderungen  der  AUgemeinh.,  Gleichmässigk.,  Vertheil.  d.  Steuern 
nach  d.  ftSm&t  Einkommen  enAalte).  —  Laspeyres,  Art  Staatsvirthsdl.  im  Stasis- 
wörterb.  X,  106  ff.  —  v.  Hock,  öff.  Abgaben  §.  1  ff.  (viel  Treffendes).  —  Eisen- 
hart, Kunst  d.  Best.  S.  5  tt.  —  Maurus,  Best  Kap.  7.  —  Femer  Schmoller  in 
d.  Abh.  Uber  Einkommen  in  d.  Tub.  Ztschr.  1863;  eine  bes.  für  d.  volksvirthsch. 
Pfindpien  der  Bestevoniig  wichtige  Aibeil,  die  anderes  Grondtitsse  Verden  mt 
gelsgentlich  herthit  Endlidi  die  fenofaiedaMii  Gttadifteii  Uber  P^MMudbestsii^ 
nuig  (1873). 

Die  Abweichungen  in  meiner  eigenen  folgenden  Darstellung  von  Kau  und  den 
AflUem  «•  auch  mi  Stein,  Nenmaan,  Nasse,  Held  n.  aidssen  NeasMi  bs- 

treffin  ssm  TheÜ  die  Steu  erprinelplsK  seihst  v.  die  daraus  —  bes.  ftlr  das  Stetter- 

System  —  abzuleitenden  Folgerungen,  zum  Theil  u.  im  Ganzen  mehr  noch,  nam. 
auch  gegenüber  den  genannten  neueren  Theoretikern,  die  Motivirungen  der  auf- 
gestefiten  Gmndsltso  n.  Postokte.  Der  Grand  der  Abveichnng  liegt  in  der  tob  mir 
für  nothwendig  gefundenen  Zurückfahrung  der  Stenerprincipien  auf  die 
Principien  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  nnd  in  der  damit  in 
Verbindung  stehenden  Unterscheidung  des  einzel-  und  des  rolkswirth- 
schaftlichsA  sowie  des  Staadpaadt  des  Systems  der  freien  Goaearrsas 
oiaer*,  einer  wSOcialpolitischen**  Begclung  der  freien  Goncurrenz  n. 
der  Vermögens-  u.  Einkommcnsvertlieilung  anderseits.  Meiner  wieder- 
holt hervorgehobenen  Auäiassung  gemäss  ist  uiu  solches  Vorgehen  auch  in  der  Finana- 
wissensch.  nnd  spedell  ia  der  Steneriehre  geboten.  Die  Begrandnng  dafür  a.  ant- 
hin  für  Vieles  im  folgenden  Hauptabschnitt  liegt  daher  auch  wieder  in  meiner  „Tolks- 
wirthsch.  (tnindlegung"' ,  anf  die  ich  aiich  hier  roa  Nenem  beziehe  (bes*  Ks^  %—4 
d.  1.  Abth.  d.  2.  Ausg.). 

IHe  einseitige  Betonung  gerechter  SteaerTertheilnng  haben  schon  Nasse, 
Held  u.  A.  mit  Recht  der  bisherigen  Lehre  ?on  den  Steuerprincipiea  zum  Vorwurf 
gemacht.  Die  von  mir  sogenannten  finanzpolitischen,  aber  auch  die  volks- 
w  irthschaftli  che  n  Steuerprincipiea  mtx^en  vielmehr  den  Racksichten  aufgerechte 
Steuerrertheilung  vorangehen.  Denn  bei  jenen  handelt  es  sich  um  die  Bedingungen 
Ahr  die  Eitetenz  u.  für  Sm  Gedeihen  der  Gemeinschaft,  bei  der  Steuervertheiloag 
vor  Allem  um  das  Interesse  der  Einzelnen.  Die  Gemeinschaft  ist  das  Höhere. 
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Es  ist  aucli  nicht  üblich,  in  der  Weise,  wie  ich  es  thue,  von  „änanzpolitischeu'' 
Q.  Toa  „voDfflwiidiBdwIdicheii**  SteuWnprincipieii**  za  spndieii,  welche  neben  die- 
jenigen der  Gerechtigkeit  u.  der  Yenrdtang  treten.  Aber  hier  hat  wohl,  urie  Öfters, 
irnr  die  an  A.  Smith  anknüpfende  Tradition  nachge\nrkt  u.  eine  andere  formelle  Be- 
handlang veranlasst.  £s  liegt  kein  Grund  vor,  die  Lehren  Uber  die  richtige  Folks- 
«.  eineeiwiiaseliaftL  Steoeiqnelle,  Uber  die  Wthl  der  Steaemrten  v.  die  Uebenrtlzmig 
nicht  auch  zn  Steneiprinclpien  zu  formnliren.  Erst  dadurch,  dass  das  geschiebt  n. 
dass  gleichfalls  die  zwingenden  Anforderung:en  der  Finanzwirthschaft  an  das  Steuer- 
Wesen  ähnlich  als  ,J*rincipien'*  gefasst  werden,  welche  fUr  die  Einrichtung  der  Be- 
sftBiMning  mit  bestiäuBeiid  sein  müssen ,  rücken  «odi  die  Gerechtigkeits-  i.  die  Yer^ 
waltnngsprincipien  in  die  richtige  zweite  Stelle. 

In  Betreff  der  „Gfirechtig^keit"  in  der  Besteuerung  befinde  ich  mich,  was  die 
Grandanschanong  u.  die  Motivirung  anlangt,  mit  allen  bisherigen  Theoretikern  in 
Wideispradi,  anch  mit  Stein,  Nenmann.  Hier  gilt  es  eben  m.  E.  die  historische 
Anachaarang  in  die  Beweisfilhrung  hinein  zu  tragen  n.  demgemäss  zu  zeiget,  dass 
die  „gerechte  Steuervcrtheilung"  sich  nothwendig  ändert  mit  den  Rechtsgrund- 
lagen der  Yolkswirthschaf(  u.  der  Gesellschaft  u.  mit  der  Beurt  hei  lang  dieser 
Grandlagen  im  Yolksbew-nsstsein.  Die  „Gleielim&ssigkeit**  der Bestoiienuig 
wird  deshalb  anders  verstanden  in  der  „ständischen"',  anders  in  der  „staats- 
bürgerlichen", anders  in  der  beginnenden  „socialen"  Epoche  des  Steuer- 
Weyens,  0.  ganz  folgerichtig.  Nur  bei  dieser  Auffassung  lassen  sich  die  end- 
losen Streitiglraiten  Uber  prupoftioiiale  u.  progressive  Besteuerung,  gleiche  oder  ver- 
scliiedene  Besteuerung  des  fundirten  u.  nicht  fundirten  Einkommens,  Steaer£reiheit 
des  Existenzminimums" .  indirecte  Verbrauchs-,  Kapital-,  Erbscbaftsstenern  u.  s.  w. 
überhaupt  schlichten;  weil  nur  so  die  getrolfene  Entscheidung  auf  die  Principicn 
der  Bechteoidnung  zurückgeführt  wird.  Bei  dem  bisherigen  Yerfahren  der  Beweis- 
führung fiiberzeugt  ja  auch  Niemand  den  andern  und  Behsiqitii&g  steht  gegen  Be- 
hauptung, z.  B.  dass  nur  die  proportionale  oder  nur  die  progressive  Besteuerung 
die  „gleichmässige"  sei,  die  Alle  wollen.  Gerade  Stein  lag  es  besonders  nahe,  zu 
dieser  Auffassung  zu  gelangen,  aber  er  bleibt  eben  Uberhaupt  (trotz  der  Ausführ.  I, 
414  ff.)  doch  zu  sehr  in  der  Idee  stocken ,  als  sei  die  „staatsbürgerliche"  Periode 
das  Endglied  der  socialen  u.  ökonomischen  Entwicklung  der  civilisirten  Völker. 
Auch  Held  u.  selbst  Neumann,  sogar  v.  Scheel  (progrcss.  Besteuer.  Tüb.  Ztschr. 
B.  31 ,  S.  273) ,  welcher  letxtere  dieser  meiner  Auffassung  am  Nächsten  steht  und 
bereits  von  einem  „socialpolitischen''  Maanstabe  der  Besteuerung  spricht,  dem 
der  „rechnerische"  weichen  müsse  (S.  292),  wären  zu  festeren  Ergebnissen  gelangt, 
wenn  sie  diese  „historische"'  Anschauung  gehabt  hätten.  S.  nam.  unten  §.  396  ff. 


1.  Abschnitt. 
Eiüleltiuig. 

J.  —  §.  363.  Bedeutung  solcher  oberster  Grund siitze 
der  Besteuerung.  Als  Richtschnur  für  die  Einrichtung  der  Be- 
steuerung hat  die  Finanz  Wissenschaft  eine  Reihe  von  obersten 
Grundsätzen  aufzustellen,  welche  dann  zu  practischeu 
Fostnlaten  der  Stenerpolitik  werden.  Sie  mnss  dabei  eine 
doppelte  Rtteksleht  ndimen,  einmal  anf  die  Bedflrfnisse 
der  Finanz  wirthschafty  des  Staats  wie  der  llbrigen  öffeniliehen 
KOrper  (Gemeinden  u.  s.  w.),  sodann  auf  die  zn  besteuernde  Be- 
völkerung. Jene  obersten  Grundsätze  hat  die  Wissenschaft  da- 
her mit  aus  dem  Wesen  der  Finanzwirthschaft  und  aus  den 
Wirkttogen  der  Besteuer uug  auf  die  Bevölkerung  abzuleiten. 
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Solche  Grundsiltze  lassen  sich  aber  schon  Üir  die  Theorie 
nicht  immer  als  absolute  hinstellen.  Mehrere  von  ihnen  sind  viel- 
mehr wesentlich  zeitlich-  und  Örtlich-relativer  Art  nnd 
hängen  mit  den  gegebenen  Oattor-  and  WirtbsehaftBTerhftitnigsen, 
mit  den  jeweiligen  Volksanschannngen  und  mit  dem  Zustande 
des  Reehtsbewnsstseins  nnd  des  öffentlichen  Rechts  zosammen, 
verändern  sich  daher  auch  mit  diesen  Momenten:  sind  mit  einem 
Worte  zum  Theil  nicht  rein  logische,  sondern  historische 
Kategorieen.  ^)  Das  ist  von  der  Wissenschaft  nicht  immer  genügend 
beachtet  worden.  Nicht  jeder  einzelne  Grundsatz  ferner  kann 
immer  fttr  sich  allein,  getrennt  von  den  anderen  massgebend  sein, 
sondern  Terschiedene  derselben  sind  oft  neben  einander  zu  be- 
folgen. Darans  ergiebt  sieh  aber  dann  gewöhnlich  die  Nothwendig- 
keit  einer  Modification  des  einzelnen  Princips  bei  seiner  Anwendung. 
Auch  darauf  hat  schon  die  Theorie  Rücksicht  zu  nehmen  und  deshalb 
von  vornherein  die  Zulässigkeit  solcher  Modificationen  zuzugeben. 
Es  folgt  daraus  abermals,  dass  die  obersten  Besteuerungsgrundsätze 
meist  nur  eine  relative  Bedeutung  besitzen.  Auch  hier  hat  sich 
die  Finanzwissenschaft  nicht  immer  vor  einem  zu  weitgehenden 
AbsolatismuB  ihrer  Forderangen  gehütet 

Einzelne  Grundsätze  ergeben  sich  so  sehr  ans  dem  Wesen  der 
Sache  nnd  ans  den  notorischen  Stenerwirkungen ,  dass  sie  in  der 
Steuerpraxis  niemals  ganz  unbeachtet  bleiben  konnten,  lange  vor 
jeder  theoretischen  Formulirung.  Der  Fortschritt  hat  dann  nur  in 
der  Ableitung  dieser  Grundsätze  als  ausdrückliche  iüchtschnur  iiir 
die  Praxis  nnd  in  dem  Bemtlhen  dieser  letzteren  um  eine  strengere 
Befolgung  dieser  Biohtschnur  bestanden.  Mit  der  Entwicklung 
der  Finanztheorie  sind  die  Gnmdsatze  zur  genaueren  Formulirnng, 
tieferen  Be^q  llndung  und  schärferen  Bestimmtheit  gebracht,  nnd  in 
dieser  Beziehung  immer  weiter  zu  gelangen,  ist  die  Aufgabe  der 
fortschreitenden  Wissenschaft.  Dadurch  wurden  und  werden  jene 
Priucipien  immer  geeigneter,  der  Praxis  zur  Leitung  zu  dienen. 
Die  bestehende  Praxis,  daher  namentlich  die  geltende  Steuergesetz- 
gebung  und  deren  Wirkung  auf  die  Bevölkerung  ist  an  ihnen  zu 
prüfen.  Die  Grundsätze  selbst  sind  aber  auch  ihrerseits  stets  von 
Neuem  auf  ihre  Bewährung  nnd  —  auf  ihre  Durchführbarkeit 


Hier  wie  so  oft  verdanke  ich  den  Anregungen  der  Kodbertus  sehen  Be- 
tnchtungs weise  des  Wirthschafks-  «.  Gesellsohaftslebens  die  m.  £.  richtige  AvlfiMUiic: 
einer  der  wahrliaft  historischen"  Nationalökonomeu.  der  nicht  in  der  Wdae  eiD-> 
seitiger  Specialisten  den  Wald  toi  kater  Bänmen  abeisieht. 
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an  der  Praxis  zu  prüfen.  So  allein  erfolgt  die  erspriessliclie 
Wechselwirkang  zwischen  Wissenschaft  und  Praxis  und  wird  das 
Zid  einer  gerade  liier  bei  der  AnlsleUiiiig  oberster  Besteaemngs- 
gnmdsätze  fllr  die  Praxis  arbeitenden  WissenBebafty  wie  der 
Finanzwiflsensebaft,  soweit  als  mOglicb  erreicbt  Angesichts  der 
in  der  Praxis  sich  oft  kreuzenden  Anforderungen,  welche  aus  den 
einzelnen  Grundsätzen  hervorgehen,  und  der  Grösse  der  im  Leben 
zu  überwindenden  Widerstände  muss  die  Wissenschaft  sich  nur 
abermals  in  ihren  Ansprüchen  auf  Verwirklichung  ihrer  Postulate 
bescheiden :  sie  kann  jene  Grundsätze  nur  als  Ziel  hinstellen,  dem 
man  sieb  in  der  Praxis  möglichst  nähern  soll.  Wie  weit 
letzteres  gelingt,  das  hängt  oft  gar  nicht  von  finanziellen  Momenten, 
wie  z.  B.  der  Einrichtong  des  Sten^rwesens,  der  Stenerarten,  dem 
Erhehungsmodus  u.  s.  w.  ab,  sondern  wieder  von  den  gegebenen 
Wirthschafts-,  Cultur-  und  Rechtsverhältnissen.  Nur 
mit  der  meist  von  ganz  anderen  Factoren  bedingten  Veränderung 
dieser  Verhältnisse  lassen  sich  dann  gewisse  Steuerprincipien,  z.  B. 
das  der  Allgemeinheit,  der  Gleichmässigkeit,  der  geringen  Er- 
hebnngskoBten,  flberhanpt  oder  besser  yerwirklichen.  Jene  ge- 
gebenen Verhältnisse  des  Lebens  sind  sogar  nicht  selten  so  mächtig,, 
dass  sie  zn  Einrichtungen  der  Besteuerung  nöthigen,  welche  an  sieh 
unvermeidlich  einen  grösseren  Verstoss  gegen  bestimmte  Steuer- 
principien  mit  sich  bringen,  als  andere  Einrichtungen,  die  aber 
erst  eine  ganz  andere,  höhere  Culturstufe  des  Volks  oder  Entwick- 
lung des  Bechtsbewusstseins  voraussetzen.  Man  muss  z.  B.  viel- 
leicht eine  Stenerart  wählen,  welche  höhere  Erhebongskosten  macht 
und  ongleicbmässiger  die  Volksclassen  und  Einzelnen  belastet,  weil 
in  der  gegebenen  Lage  nur  so  der  erforderliohe  Stenerbetrag  auf- 
zubringen ist  (Fall  der  indirecten  Verbraucbstener  statt  directer 
Einkommensteuer)  oder  weil  andre  Schwierigkeiten  bei  andren 
Stenern  nicht  zu  llberwinden  sind,  z.  B.  die  richtige  Ermittelung 
des  Einkommens  bei  der  Einkommensteuer. 

Mit  solchen  Zugeständnissen  verlieren  die  obersten  Steuer- 
prindpien  der  Finanzwissenschaft  nicht  ihren  Werth  nnd  wird 
natttriioh  anch  nicht  ein  „Prmcip"  sanetionirt,  dass  die  Abweichnng 
Yon  jenen  obersten  Sätzen,  weil  ofl  unvermeidlich,  anch  nnschädlich 
sei.  Es  wird  vielmehr  nur  den  gegebenen  Lebensverhältnissen  als 
einem  einmal  immer  mitsprechenden,  mitunter  entscheidenden 
Factor  Rechnung  getragen.  Die  Finanzwissenschaft,  speciell  die 
Steuerlehre  hat  auch  dies  nicht  immer  genügend  gethan.   Das  ist 
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ihr  mit  Hecht  nicht  selten  von  der  Praxis  vorgeworfen  worden: 
sie  erschien  dieser  zu  doctrinär.  Anderseits  darf  aber  die  Theorie 
aach  verlangeDi  dass  man  in  der  Praxis  die  Abweichung  von 
obersten  Steaergniiidslltzen,  deren  filehtigkeit  allgemein  anerkannt 
wird,  nieht  so  leicht  nehme,  wie  es  oft  gesohieht.  Namentiieh 
spricht  die  Praxis^  wenn  sie  gewisse  Postolate,  z.  B.  das  der 
Gleicbmässigkeit,  verwirklichen  soll,  oft  ohne  genügenden  Beweis 
von  „unüberwindlichen  Schwierigkeiten",  während  vielleicht  zu 
deren  Beseitigung  gar  kein  ernstlicher  Versuch  gemacht  worden 
ist  oder  aus  andren ,  nicht  oder  nicht  aasreichend  gerechtfertigten 
Rücksichten  ein  solcher  nnterbleibt.  Im  modernen  Rechts-  und 
Cnltnrstaat  sollte  und  in  der  berdts  beginnenden  „BoeuXm^  Epoche 
des  Stenerwesens  würd  aneh  ein  derartiger  Verwand  immer  mehr 
abgewiesen  werden.^ 

So  hat  sich  die  Theorie  allerdings  vor  dem  Oootrinarismiis 
absoluter  Principien  und  Postulate  der  Praxis  gegenüber  zu  hüten. 
Sonst  verliert  sie  ihren  Einfluss  auf  die  Praxis,  Fiscalismus  und 
Routine  grassiren  um  so  mehr.  Die  Praxis  aber,  welche  ohne 
Noth  die  obersten  Stenergrundsätze  vemachlässigt,  erschwert  ihre 
eigenen  Anfgaben  nnd  sinkt  zn  gememer  Bontine  herab.*) 

IL  —  §.  364.  Die  Stenerprincipien  nnd  das  Stener« 
System.  —  Die  obersten  Stenerprincipien  haben  die  praotisohe 
Steuerpolitik  namentlich  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Steuern 
und  bei  der  Aufstellung  des  ganzen  Steuersystems  zu 
leiten.  Jede  Steuer  ist  an  diesen  Principien  zu  prüfen  und  mög- 
lichst diejenige  zu  wählen,  welche  unter  den  gegebenen  Umständen 
die  meiste  Aussieht  bietet,  den  hiemach  zn  stellmiden  Anforde^ 
rangen  am  Besten  an  entsprechen  oder  —  womit  man  sieh  nur  zn 

^)  Ein  Beispiel  liefert  oft  die  Eiiikomiueiistcu »  r ,  deren  richtige  Gestaltung 
überhaupt  oder  deren  progressiver  Steuerfuss  wenigf^tons  fUr  „undurchftthrbar"  gilt. 
VftlÜge  OtBsnigkdt  wird  nun  finilicli  nicbl  erroidien.  Aber  eine  hinliiigliclie  wohl, 
sobald  man  eben  nicht  Anstand  nimmt,  bes.  den  wohlhabenden  Classcn  gegenüber 
mit  [dem  Zweck  auch  die  Mittel  zo  wollen  n.  die  sich  bietenden  Mittel,  wie 
strenge  Controle,  auch  beim  Erbgang,  Declar.zwang,  Stralcu,  OeU'entlichkeit  wirklich 
anzQvendeD.  Widdispiftche,  wie  l  B.  in  der  preoss.  Steaerprazls,  mOgUehst  liclitifl: 
das  Einkommeii  schätzen  zu  sollen,  aber  „nicht  in  die  persönl.  Yerhältnisse  eindringen" 
zu  dürfen  —  wasch'  mir  den  Pelz.  a1>er  mach'  mich  nicht  nass  —  sind  freilich 
unhaltbar.  Aber  Steuerergebnisse  einer  solchen  Praxis  sind  auch  kein  Beweis  für 
die  UndnreMIdnlMfficeit  eines  Stenerprindps  ed«  einer  Steoeiftrt 

')  Kein  Geringerer  als  Hock  hat  seinem  Werk  über  die  öffcntl.  Abgaben  ein 
^lotto  vorgesetzt,  das  gerade  in  der  Gegenwart  auf  diesem  (iebietc  den  Tiraden  der 
practischen  Verächter  der  Theorie  unter  den  Staatsmännern  entgegengerufen  werden 
iniui,  das  Wort  Boyer-Gollard's:  ,«IMe  Theorie  ab  ttberflOssig  erUiroB  lieiast  dei 
Hochmuth  haben,  mau  brauche  nicht  za  wissen,  was  man  sagt,  ir^ui  man  spricht, 
und  VHS  man  thut«  wenn  man  handelt" 
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oft  begnügen  muss  —  am  Wenigsten  zu  widersprechen.  Wegen 
der  Verschiedenheit  dieser  Anforderungen  und  wegen 
der  practisohen  Schwierigkeit;  dieselben  mit  einander 
zn  vereinen,  erweist  sieh  aaoh  eine  einzige  Steuer  aar 
Anfbringnng  des  ganzen  Stenerbedaffs  yon  yorneher- 
ein  nieht  geeignet,  yiellnehr  erseheint  eine  zweckmässige 
Verbindung  mehrerer  verschiedenartiger  Steuern  oder 
ein  eigentliches  Steuersystem  hier  richtiger,  mit  dem  leiten- 
den Gesichtspunct ,  dadurch  dem  Ziel  einer  möglichsten  Verwirk- 
lichung aller  massgebenden  Postulate  nahe  zu  kommen. 

Grosse  Schwierigkeiten  liegen  hier  stets  vor.  Die  geschicht- 
lich ttberkommene  Besteuerung  unserer  Ouiturstaaten  setzt  sieh 
r^lmilssig  aus  einer  grosseren  Anzahl  einzefaier  Steuern  zu- 
sammen.  Von  der  Verwirklichung  aller  obersten  Steuerprmdpien 
ist  darin  gewöhnlich  keine  Rede,  wenn  auch  öfters  einzelne  Ver- 
änderungen oder  „Reformen"  vorgenommen  worden  sind,  um  eines 
oder  das  andere  Postulat  zu  verwirklichen,  z.  B.  um  die  Allge- 
meinheit oder  Gleichmässigkeit  besser  herzustellen,  gewisse  volks- 
wirthschaftlich  nachtheilige  Wirkungen  einzelner  Steuern/  z.  B. 
Ve^ehisstttmngen,  Hemmungen  technischer  FortochrittCi  zu  be- 
seitigen, Erhebungskosten  zu  vei^mindem  u.  dgl.  m.  Ein  Steuer- 
system stellt  diese  Besteuerung  trotzdem  nicht  dar,  wenn  man 
unter  diesem  Ausdruck  eine  richtige  Combination  von  verschiedenen 
Steuern  zur  Verwirklichung  der  obersten  Besteuerungsprincipien 
versteht.  In  der  Regel  begnügt  sich  die  Praxis  damit,  dass  ihre 
Besteuerung  das  wichtigste  Postulat  eritült,  den  Bedarf  zu 
decken,  und  nicht  gar  zu  arg  gegen  die  andren  Postulate  ver- 
stOsst,  mindestens  nicht  so,  dass  in  dieser  Hmsieht  zu  laute  Klagen 
der  BeyOfternng,  z.  B.  wegen  verletzter  Gleichmttssigkeit,  ertönen. 

Die  Theorie  wird  dann  zwar  mit  Recht  weitere  Verbesserungen 
angeben  und  verlangen  müssen  und  die  rationelle  Praxis  wird  die 
Berechtigung  dazu  nicht  läugnen.  Jedoch  hat  die  Theorie  hierbei 
zweierlei  Einwände  zu  beachten,  welche  die  Praxis  oftmals  erhebt. 

1)  Einmal  kann  die  Besteuerung  in  ihrer  ursprünglichen  An- 
lage sehr  mangelhait  sein  und  richtigen  und  wichtigen  Fostulaten 
widersprechen.  Aber  der  lang e  B  e  s tan d  hat  hier  doch  vielleicht 
viele  Mftngel  ausgeglichen.  Man  hat  sich  an  die  Besteuerung  ge- 
wöhnt und  das  thut  hier  viel.  Ks  kann  auch  wirklich,  nemlich 
mittelst  der  sogen.  Ueber wälzung,  eine  genügende  Ausgleichung 
der  ursprUnglicben  Uugleichmiissigkeit  eingetreten  sein.   Oder  es 

15* 
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ist  dies  vermeintlich  geschehen,  in  den  Augen  der  Betheilig 
ten,  was  die  öffentliche  Meinung  auch  beruhigt.    Man  wird  sich 
deswegen  in  der  Praxis  öfters  mit  Reckt  bedenken ,  an  einem  alt 
bestehenden  Stenerwesen  viel  zu  rütteln. 

2)  Anderseits  bringen  aneh  die  besten  neuen  Steaem, 
selbst  wenn  sie  nicht  den  Gesammtbetrag  der  Stenern  erhöben, 
sondern  nnr  anders  vertheilen  sollen,  nnvermeidlich  nene 
Störungen,  einen  neuen  Druck  mit  sich.  Dies  selbst  in  dem 
Falle,  dass  sie  in  der  That  gewisse  Postulate,  z.  B.  die  Gleich- 
mässigkeit,  genauer  verwirklichen.  Um  so  mehr  aber  in  dem  viel 
häufigeren  Falle,  dass  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  der 
Eigennutz,  die  Unbildnng  der  Besteuerten,  die  beschränkte  Leistongs* 
fähigkeit  der  Steuerbehörden  u.  s.  w.,  doch  wieder  nicht  genügend 
fiberwunden  werden  können.  So  ist  abermals  die  Theorie  zur  Vor- 
sicht bei  ihren  Reformfordemngen  „behnfs  besserer  Verwiiklichnng 
der  obersten  Steuerprincipien"  zu  ermahnen. 

Es  ergiebt  sieb  hieraus  die  freilich  auch  wieder  nur  relative 
Richtigkeit  des  oft  angeführten  Satzes:  „jede  alte  Steuer  ist 
gut,  jede  neue  schlecht."*)  Ein  Satz,  welcher  in  Folge 
einer  zu  grossen  Werthlegung  auf  die  Ueberwälzung  in  der  Praxis 
öfters  missbraucht  worden  ist  (§.  383  ff.),  aber  doch  einen  beachtens- 
werthen  Kern  enthält 

Für  die  Finanzwissenschaft  folgt  aus  dem  Vorausgehenden 
von  Neuem  die  Lehre,  die  practische  Bedeutung  mancher  an  sich 
durchaus  richtigen  obersten  Besteuerungsgrundsätze  nicht  doctrinai 
zu  überschätzen,  weil  eben  die  Verwirklichung  dieser  Grundsätze 
im  Steuerwesen  zu  schwierig  ist. 

III.  —  §.  365.  Uebersieht  der  Principien.  —  Die  ober- 
sten Grundsätze  der  Besteuerung  und  practisehen  Postulate  der 
Steuerpolitik,  welche  in  den  nächsten  Abschnitten  erörtert  werden, 
sind  neun  an  der  Zahl  und  bilden  nach  den  für  sie  massgeben- 
den Gesichtspuncten  vier  Gruppen.  Die  Erläuterung  der  tech- 
nischen Ausdrücke,  welche  im  Folgenden  für  die  einzelnen  Prin- 
cipien gewählt  sind,  findet  in  den  betreffenden  Abschnitten  statt 

I.  Finanzpolitische  Principien: 

1)  Ausreichendheit  der  Besteuerung. 

2)  Beweglichkeit  der  Besteuerung. 

*)  So  namentl.  zuei-st  formolirt  yoq  Canard,  üruuds.  d.  polit.  Oekon.  aus  dem 
FnuizOs.  y.  Volk,  Augsb.  1824,  S.  174,  in  Yetbinduif  mit  einer  viel  zu  weitgeliendea 
Theorie  der  Steuerüberwälziing,  wie  ähulich  v.  Prittwitz,  Theorie  d.  Stenern,  S.  100 ff. 
Weiteres  ttber  Can»d's  Lehre  bei  Ran  in  d.  Noten  zu  Fin.  I,  §.  270  ff. 
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II.  Vol  kswi  Ith  sc  Ii  ältliche  Principien: 

3)  Wahl  richtiger  Steuerqaellen,  d.  h.  insbesondere  £r- 
örtenmg  der  Frage,  ob  die  Besteaemog  nnr  ans  dem  Einsei-  nnd 
Volkseinkommen  oder  anch  ans  dem  Einzel-  nnd  Yolksver- 
mögen ,  bez.  -Kapital  schöpfen  darf  und  ob  nnd  wie  hier  volks- 
nnd  einzelwirthscbaiUicher  Stand punet  zu  unterscheiden  sind. 

4)  Berücksichtigung  der  Wirkiiugen  der  Besteuerung,  ins- 
besondere der  verschiedenen  Steuerarten  auf  die  Steuer- 
zahler nnd  generelle  Untersuchnng  der  sogen.  Ueberwälznng 
der  Stenern. 

III.  Prineipien  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
Stenervertheilnng. 

5)  Allgemeinheit  und 

6)  Gleicbmässigkeit  der  Besteuerung. 

IV.  Steaerverwaltnngsprincipien  (oder  Prineipien  der 
Logik  im  Bestenernngswesen). 

7)  Bestimmtheit  der  Besteuerung. 

8)  Bequemlichkeit  derselben. 

9)  Streben  nach  möglichst  geringen  Erbebungs- 
kosten  der  Stenern. 

Die  finanzpolitischen  Prineipien  folgen  ans  den  Bedürfhissen 
der  Finanzwirthschaft  Ea  ist  nicht  üblich,  sie  unter  die  obersten 

Besteuerungsgrundsätze  zu  stellen,  aber  es  ist  dies  durchaus  noth- 
wendig  und  sie  gehören  sogar  an  die  Spitze,  namentlich  auch 
vor  die  Prineipien  der  Gerechtigkeit.  Gewöhnlich  hat  sich  die 
Finanzwissenschaft  in  dieser  Lehre  nur  mit  diesen  letzterc^n  und 
mit  den  Steuerverwaltungsprincipien  befasst.  Dieselben  entsprechen 
im  Wesentlichen  den  von  Adam  Smith  aufgestellten  Steuer- 
regeln (s.  0.  S.  220),  Die  Prineipien  der  Gerechtigkeit  smd  Grund- 
sätze fiir  die  gerechte  Vertheilnng  der  Steuerlast  im  Volke; 
Auch  die  volkswirthschaftlichen  Steuerprincipien  beziehen  sich  mit 
auf  das  Problem  richtiger  Steuervertheilung  den  einzelnen  Besteuer- 
ten gegenüber.  Sie  betreffen  ausserdem  aber,  was  noch  wichtiger 
ist,  weil  es  sich  dabei  um  Interessen  der  Gemeinschaft,  nicht 
nnr  der  Einzelnen  handelt,  Grundfragen  des  Verhältnisses  der  Be- 
steuerung zur  Volkswirthsehalt.  Die  Steuerrerwaltungsprincipien 
folgen  aus  Begriff  und  Zweck  der  Besteuerung  und  geben  für 
Fragen  der  Einrichtung  und  Ausführung  derselben  mit  die  Richt- 
schnur an. 
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Die  aufgeführten  Prineipien  haben  zum  Theil  die  Natur  von 
Axiomen,  wie  besonders  die  drei  GrimdfiÄtze  der  Bestimmtheit, 
Beqaemlicbkeit  nnd  des  Strebens  nach  möglichst  geringen  £r- 
hebnogskosteDi  d.  h.  sie  sind  eigenttieh  mit  Begriff  und  Wesen 
der  Besteuerung  gegeben,  ohne  weitere  Begründung  ta  bedfirlbn. 
Von  den  beiden  Prineipien  der  Allgemeinheit  und  OleiehmSssigkeit 
gilt  dies  zwar  nicht  unbedingt,  weil  die  Ansichten  Uber  das,  was 
hier  „gerecht"  ist,  nicht  absolute,  allgemein  -  menschliche  sind, 
sondern  zeitlich  und  örtlich  veränderliche,  wechselnd  mit 
den  Cultar-  und  Rechtsverhältnissen  des  Volks.  Für  das  heutige 
Zeitalter  persönlicher  Freiheit  nnd  „staatsbttrgerlicher^^  (politischer) 
Gleiehheit  und  ftlr  das  in  demselben  waltende  VoOmbewnsstsfin 
nehmen  aber  aneh  diese  beiden  Prineipien  die  Nator  Yon  Axiomen 
an,  die  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  und  politischen  Freiheit 
und  Gleichheit  gegeben  sind.  Sie  kamen  daher  auch  mit  dem 
Durchbruch  der  „liberalen"  staatsbürgerlichen  Periode  in  der 
Theorie  sofort  (A.  Smith),  in  der  Praxis  allmählich  immer  allge- 
meiner und  schärfer  zur  Geltung.  ^) 

Die  Aafstellong  und  Formulimng  dieser  axiomatischen  Prin- 
eipien nnd  praetlseben  Postolate  ist  deshalb  aneh  leicht  Um  so 
weniger  darf  sieb  die  Theorie,  yollends  wenn  sie  der  Praxis  den 
Weg  weisen  will,  damit  begnügen.  Die  Schwierigkeit  fängt 
erst  an,  wenn  das  einfache  Prineip  und  Postulat  in  der 
Theorie  seinen  genauen  und  klaren  Inhalt  und  Umfang 
erhalten  und  in  der  Praxis  durchgeführt  werden  soll. 
Hier  mnss  die  Finanzwissenschaft  viel  mehr  specialisiren  nnd 
casnistiseb  verfahren,  als  sie  bisher  gewöhnlich  gethan  bat,  wenn 
ihre  Lehre  von  den  obersten  Stenerprincipien  wissensebaftKeb  nnd 
praetiseh  werthyoll  werden  soll.  Sie  setzt  sieb  sonst  dem  Vorwurf 
der  Aufstellung  blosser  Trivialitäten  oder  Selbstverständlichkeiten 
nicht  mit  Unrecht  aus.  Kommt  sie  aber  dieser  erweiterten  und  j 
dann  zum  Theil  ziemlich  schwierigen  Aufgabe  nach,  so  kann  ihre  I 
Lehre  von  den  Stenerprincipien  als  ein  sehr  wichtiger  Theil  | 
der  ganzen  Stenerlehre  zu  gelten  den  Anspruch  machen.  In  Folge 
dieser  unserer  Auffiissung  von  der  hier  vorliegenden  wlsseaschafl- 
lieben  Aufgabe  nehmen  freilich  die  folgenden  ErOrtemngen,  be- 
sonders Uber  die  Prineipien  der  Volkswirthschaft,  der  Gerechtigkeit 
und  der  Steuerverwaltung,  eine  viel  grössere  Ausdehnung  au,  als 

Vgl  stein  I,  407  fi.,  4U. 
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in  den  meisten  tbeoreüächen  Behandlungen  dieser  ruucte,  Bau  s 
Lehrbuch  inbegriffen. 

Die  drei  ersten  der  obigen  Kategorieen  und  die  sechs  ersten 
Frincipien  werden  in  den  folgenden  Abschnitten  dieses  Hauptab- 
schnitts erörtert.  Aus  den  genannten  drei  Steaerverwaltangsprin- 
oipien  folgen  für  einen  wesentliehen  Theil  der  geaammten  Stener- 
yerwaltang  die  Nonnen.  Bei  dem  engen  Zusammenliang  aller 
VerhftltniBse  und  Einrichtungen  der  Stenerverwaltong  erscheint  e6 
zweckmässig,  die  nähere  Erörterung  der  Grundsätze  7 — 9,  insbe- 
sondere der  aus  ihnen  hervorgehenden  Consequenzen,  mit  der  Be- 
handlung der  allgemeinen  Grundsätze  ftlr  die  Steuerverwaltong  im 
vierten  Hauptabschnitt  zu  verbinden. 

2.  Abschnitt 
!•  Me  fintnspolitlscIieB  Stenerprineiplen« 

Die  richtige  Würdigung  dieser  Principiea  ist  ron  der  richtigeu  Auüassuug  des 
Staftte  ab  des  Hauptorgaas  der  Gern  ein  wirthschaft  abh&ngig.  Ancli  Mer  bat  die 
Flnanzwissenschaft  an  die  grundlegenden  Lehren  der  Nationalökonomie  anzuknüpfen, 
S.  meine  Grundleg.,  1.  Abtli.  Kap.  3,  bes.  §.  118,  140  H".,  150,  154—160  Ii",  u.  Kap.  4. 

Erst  in  der  neueren  organischen  Staat^hre,  im  (iegensatz  zu  der  früheren 
indiridnallstiseben  und  zur  Theofle  Yom  Staatsvertrag  ist  es  möglich,  irie  das 
Simeiiedit  aeUiat,  so  auch  die  Bedeutung  der  fmanzpolitischen  Principien  und  decen 
Vorrang  vor  allen  anderen  richtig  zu  begründen.  Vgl.  die  zutrefTenden  Ausfahrangcn 
von  A.  lieid,  Eink.st.  Kap.  2.  bes.  S.  25  iL  und  Nasse  in  dem  Gutachten  aber 
PoTBonalbeeteaerung  im  An&ng.   Auch  unten  §.  418,  419. 

Die  folgenden  Erörterungen  sind  zugleich  eine  riclitige  Consequcnz  der  im 
1.  Bande  der  Fin.wiss.  gegebenen  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs, 
Kau  -  Wagner,  S.  198  Ü.  u.  bes.  2.  Aufl.  §.  50  tf.  Die  Begrtmduag  fur  das  Folgende 
ist  daher  auch  z.  Tb.  an  diesen  Stellen  schon  gegeben. 

L  —  §.  366.  Stellung  dieser  Grundsätze  an  der 
Spitze.  Die  finanzpoUtisolien  Steuerprincipien  der  Ausreichend- 
heit und  BewegUcdikeit  der  Beetenening  folgen  aus  dem  Weeen 
der  Finanxwirthsobaft  und  aus  dem  obersten  Postulat  welches  (ttr 
entliehe  Hanehalte ^  insbesondere  für  den  Staatshaushalt,  aufsn- 
stellen  ist:  dass  nemlich  die  Einnahme  durch  die  Höhe  des  Bedarfs 
bestimmt  und  letzterer  durch  jene  gedeckt  werden  muss.  ^)  Sie 
sind  auch  an  die  Spitze  aller  theoretischen  Steuerprincipien  und 
der  Stenerpostulate  der  Praxis  zu  stellen.  Denn  nichts  wie  die 
Smith'sche  nationalökonomisebe  Schule  ihrem  indiTidnalistiscben 
Staadpunet  gemSss  Idirt,  „6lmehtlgkelt  gegen  den  Einselnen'S 
nicht  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  der  Qleichmftssigkeit 
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der  Besteuerung,  sondern  Erfüllung  der  Bedingungen  des 
im  Staate  und  den  tibrigen  öffentlichen  Körpern  er- 
folgenden Gemeinschaftslebens  ist  die  oberste  Kegel: 
^^Beschaffung  der  Mittel  für  die  Erbaltang  des  Staats  und  für  die 
ErfUlltug  seiner  Zweeke  — (Nasse).')  Die  Begründung  dieser 
Anfi^snng  liegt  in  der  Lebre  von  den  Zwangsgemeinwirthscbaflen 
und  speclell  von  der  höchsten  Form  derselben,  yom  Staate,  woAtr 
hier  auf  die  Erörterungen  in  der  „Grundlegung'*  Bezug  zu  nehmen 
ist.  Die  Auffassung  von  „höheren  Recht  der  Gemeinschaft" 
ist  in  letzter  Linie  eine  Consequenz  der  socialrechtlichen,  statt  der 
individualrechtlichen  Behandlung  der  Wissenschaften  von  Beoht, 
Staat  und  Wirthschafl. 

Es  handelt  sich  aber  hier  keineswegs  um  eineik  prineipiellen 
Punct  von  bloss  theoretischer  Bedeutung,  sondern  um  einen  Fnnot 
von  grosser  Tragweite  auch  für  die  Praxis,  wie  sich  sofort 
aus  der  näheren  Erörterung  der  beiden  finanzpolitischen  Grund- 
sätze ergiebt. 

II.  —  §.  367.  Sinn  und  Bedeutung  der  beiden 
Principien. 

1)  Unter  dem  Grundsatz  der  ,yAasreichendheit"  der  Be- 
steuerung ist  zu  verstehen,  dass  die  letztere  den  in  einer  Finanz- 
periode gegebenen  Finanzbedarf  muss  decken  können, 
soweit  anderweite  Deckungsmittel  dafür  fehlen  oder 

unzulässig  sind.  Die  Besteuerung  hat  ihre  Aufgabe  gegenüber 
der  ordentlichen  Ausgabe  erst  nach  dem  Privaterwerb  und  den 
Ueberschüssen  der  Gebührenzweige:  sie  muss  den  Best  dieser  Aus- 
gabe, welcher  nach  der  Benutzung  dieser  beiden  anderen  ordent- 
lichen Einnahmen  noch  tlbrig  bleibt,  decken.  Die  etwa  sonst  in 
Betracht  kommenden  Mittel,  nemlich  die  Eingänge  aus  Veittusserung 
von  öffentlichem  Vermögen  und  aus  der  Benutzung  des  Credits^ 
sind  nach  der  im  1.  Bande  entwickelten  Theorie  der  Bedarfsdeckung 
principiell  zur  Bestreitung  ordentlicher  Ausgaben  ausgeschlossen.*) 
Bei  ausserordentlichen  Ausgaben  sind  diese  beiden  Mittel 
zwar  bedingt  zulässig,  soweit  dies  von  der  Natur  und  den  Wir- 
kungen der  Ausgaben  abhängt^)  Aber  die  wirkliche  Benutzung 

*)  Gutachten  üb.  Pers.best.  S.  2,  zugleich  mit  der  richtigen  Beschränk,  des  Satzes. 
Aehniich,  aber  zu  weitgehend  in  d.  Zurückschieb,  des  Gerechtigkeitspüstulats  Held, 
eb.  S.  24,  wogegen  wieder  Neu  mann,  progr.  Steuer  S.  106,  zu  stark  reagirt,  wenig- 
stens wenn  seine  AnsdrUcke  wörtlich  genraimeik  werden.  Die  richtige  IGtte  ollt  Nasse« 

»)  B.  I  1.  A.  §.  82  f.,  2.  A  §.  59. 

*)  Ebendaselbst. 
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namentlich  des  Credits  ist  doch  auf  bestimmte,  practisch  nicht 
immer  vorliegende  Fälle  zu  beschränken.  Dann  muss  auch  die 
y^usreichendbeit'^  der  Besteuerung  mit  zur  Deckung  der  ausser- 
ordentlichen Ausgabe  einer  Finanzperiode  rerlangt  werden.^) 
fiodUch  ist  aaeh  hier  der  im  1.  Bande  behandelte  Fall  in  Betracht 
zu  siehen,  dass  der  Staatacredit  gegenüber  Ausgaben,  fBr  welche 
er  eyentnel!  benutzt  werden  darf,  nicht  willfährig  genug  ist  oder 
zu  theuer  kommt.  Hier  hat  nach  dem  Früheren  einmal  der  Staats- 
schatz seine  berechtigte  Function,  sodann  aber  muss  auf  „Extra- 
stenem^^,  wohl  besonders  auf  gewisse  Einkommensteuern  and  Ver- 
mögensstenem  (allenfalls  in  Form  von  Zwangsanleihen),  namentlich 
auf  solebey  weiche  die  Termögenderen  Classen  treffen,  znrttck- 
gegriffen  werden  kennen.  Die  Besteaemng  mnss  daher  so  einge- 
riditet  werden,  dass  sie  eyentnell  anch  fUr  diesen  practisch  wichtigen 
Fall  (Kriegszeiten!)  „ausreichend"  ist.^) 

2)  Der  Grundsatz  der  „Beweglichkeit"  der  Besteuerung 
bedeutet,  dass  die  letztere  mindestens  solche  Bestandtheile  oder 
Arten  enthalten  mnss,  welche  sich  dem  Wechsel  des  Finanz- 
bedarfs bez.  dem  Wechsel  der  von  diesem  durch  Stenern  zn 
bedeckenden  Qnote  anpassen  und  die  etwaigen  Ausfälle 
anderer  Steuern  und  anderer  Deckungsmittel  (wie  nament- 
lich der  priyatwirthsehaftliehen  Einnahmen)  ersetzen  können. 
Gegenüber  dem  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staats-, 
bez.  der  öffentlichen  Thätigkeiten^'^)  muss  nach  diesem  Grundsatz 
namentlich  die  Fähigkeit  der  Besteuerung,  steigende  Erträge 
zu  liefern,  verlangt  werden.*)  Gegenüber  den  Schwankungen 
des  FinanzbedarÜB,  des  Reinertrags  der  privatwirthschai'tlichen  und 
der  Gehtthrenzwelge  und  des  Ertrags  einzelner  Steuerarten,  sowie 
gegenflber  dem  vorher  erwähnten  Falle,  dass  die  Benutzung  des 
Staatscredits  unmöglich  oder  zn  theuer  ist,  muss  die  Besteuerung 
ferner  die  Fähigkeit  der  Anpassung  an  diese  Verhältnisse  be- 
sitzen.®)  Fehlt  ihr  die  erforderliche  Beweglichkeit,  so  kann  ent- 

«)  £b.  —  Begrttnd.  In  d.  fiolf.  §§. 

«)  Eb.  1.  A.  §.  83,  83  c,  2.  A.  §.  (54,  06. 

')  £b.  1.  A.  §.  1  Note  a,  2.  A.  §.  36  u.  bes.  (irondleg.  1.  u.  2.  A.  Kap.  4  Abi>clm.a 
(in  d.  2.  Ausg.  Kap.  4  in  d.  1.  Abth.). 

*)  GMefzHcli  ganz  stabile  Stenera,  x.  B.  Gnmdsteaeni  Dach  dem  System  des 

stabilen  Katasters  (Frankreich ,  OcstcrreiclO  oder  für  unbegrenzte  Daner  im  Gesammt- 
ertrage  fixirte  Steuern  (preuss.  (iruiidstcuer  von  10  Mill.  Tlilr.  filr  die  alten  Provinzen, 
fest  „contingentirte''  Clasäcnätcuer  von  42  Mill.  M.)  sind  daher  im  Widerspruch  mit 
dem  obigen  Gnmdflatz. 

^)  Die  neueste  Finanzgeschichtc  der  deutschen  Staaten  mit  ihrem  groBsen  alten 
aad  aeuea  Domanimn  liefert  in  Folge  des  Sinflusses  der  politischen  u.  wirtbschafU. 
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weder  der  Finanzbedarf  nicht  die  vom  Staatsleben  verlangte  Oestalt 
annehmen  oder  er  wird  auf  eine  schädliche  Weise,  namentlich 
durch  Schuldaufnahme  gedeckt.^**)  Rasch  wachsende  chronische 
Deficite  sind  dann  die  unvermeidliche  Folge.  Der  Staatsbanke- 
rott, d.  h.  die  Abschüttelung  der  Zinsen  der  Sebald  oder  eines 
Tbeile  davoii,  liest  sieh  sebUesslieh  nieht  immer  vermeideii.*^ 

in.  —  I»  268.  Anwendung  der  finanzpolitisehen 
Prineipien.  Die  Gmndsfttze  der  Ansreiehendheit  imd  Bewegliolh 
keit  der  Besteuerung  müssen  daher  bei  der  Einrichtung  der  Ge- 
sa m  mt  besteuerung  besonders  beachtet  werden.  Die  Anforderungen, 
welche  in  dieser  Hinsicht  aus  ihnen  abzuleiten  sind,  gestalten  sich 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  eines  öffentlichen  Haushalts 
verschieden;  so  nach  der  Htthe  des  Bedarfs  ttberhanpt,  naeh  dem 
Vorbandensein  mid  der  Besehaffenheit  anderer  Einnahmen,  nach 
der  Sicherheit,  den  Offentliehen  Credit  lienntien  in  können  n.  s.  w. 
Die  Deckung  des  ganzen  Stenerbedarfs  durch  eine  einzige  Steuer, 
mehrfach  als  theoretisches  Postulat  aufgestellt,  widerstreitet  auch 
anderen  Besteuerungsgrnndsätzen,  namentlich  denen  der  Gerechtig- 
keit: sie  steht  aber  ebenso  mit  den  beiden  finanzpoliti- 
schen Grundsätzen  in  Widersprach.  Die  letzteren  sind  ittr 
die  Anordnung  des  Steuersystems  nnd  die  Wahl  derStener- 
arten  nnd  selbst  Air  die  Erhebnngsformen  nnd  den  Veran- 
lagnngsmodns  bei  einer  einzelnen  Stenerart  besonders  wk^htig. 
Dabei  werden  sich  leicht  Conflicte  mit  anderen  Steuerprincipicu, 
so  mit  denen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmäsaigkeit,  mit  dem 

Vorgänge  seit  1S7Ü  auf  den  Ertrag  ciuzuliier  Stouerarten  u.  Zveige  des  Privaterverbs 
(Beisr-  Q.  Hftttenirerke,  Forsten,  EisenbahDen)  reicbe  Belege  fttr  oiese  SUze.  Qenule 
unserem  grossen  staatUdiMi  Priratenrarb  gegenüber  ist  unser  Steuersystem  riel  zu 
unbeweglich.  So  war  z.  B.  im  prOQSS.  Haushalt  nacli  dem  Anschlag,  der 
immer  mit  KUcksicht  auf  die  Ergebnisse  des  oder  der  vorausgehenden  Jahre  aoigestollt 
wifd,  der  Ertrag  der  „Stempelsteuei*^  (inel.  Eibsehaftasi,  die  frOhev  dtadt  reibinidAii) 
1870—76  u.  1.  Apr.  1877—80:  Mill.  M.  20-33,  21  0,  21  0,  30-0,  30*0  (Speculation  !>, 
27"0,  27*0,  2()-3,  20-.S.  25'(K  wovon  in  den  letzten  Jahren  noch  ein  wachsender  Antheil 
auf  d.  Erbschaftssteuer  kam.  Der  V  oranschlag  f.  d.  Keinertr.  des  Bergw.-,  Uttttea* 
u.  SaliDeDwesene  Prenssens  war  1870  —  76:  18-4,  18*2,  16*6,  21*8,  27*6,  28*0,  18*3, 
1.  Apr.  1877—80  Ih  b.  lH-4,  11-9  Mill.  M.:  ganz  die  Cm? 0  dep  Conjanctur  der 
betr.  Industrie!  Die  wirk  liehen  Eitrige  achwaakten  90gu  aook  nein:  1872  35, 
1873  57,  1879  9  MiU.  M.1 

^)  Selbst  in  Prenssen  trat  diese  Nothirendigkeit  seit  1879  soltet  eiat  Ond  die 
ImaDZ.  Hemmnisse  für  die  Entwicklang  des  Staatslebens  (Ycrscbiebong  der  Projecte 
^er  „Verstaatlichnn«^"  von  Privatbahnen,  Unterriclitsgesetz  mit  seiner  Vorausseäsung 
bedeutender  Staatszuschusse)  machten  sich  wenigstens  zeitweise  eben&lls  geltend. 

Das  lelirt  die  Finanzgeschichte  OesterreioKfl  m  1848  aa,  wo  man  die 
Steuern  dem  Bedarf  nicht  fi%en  lassen  konnte,  z.  Tb.  wegen  dar  inhiientan  Slabilitit 
des  directen  Stenersystems. 

Mittel-  tt.  sUdameric.  Staaten  u.  die  Türkei  liefern  neueste  Beispiele. 
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Grnndsatz  niedriger  Erhebungskosten  und  mit  den  volkövvirth- 
schaftlichen  Postulaten  ergeben.  In  solchen  Fällen  sind  nach 
Möglichkeit  die  erforderlichen  RUcksicbteD  zu  nehmen,  Compromisse 
bei  der  Einrichtang  des  Stenerwesens  und  der  Wahl  der  Steuer- 
artm  und  Erhebangeformen  eiiunigehmi.  Die  Nothwendigkeit  der 
Deckung  des  Bedarfs  wird  indessen  den  finanspoUtiseken  Frinci* 
pien  doeh  die  entscheidende  Bedeutung  yerschaffen. 

Bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Steuerarten  und  Erhebungs- 
formen u.  8.  w.  ist  später  näher  darzulegen,  wie  weit  dieselben 
den  Grandsätzen  der  Ausreichendheit  und  Beweglichkeit  der  Be- 
stenerang  entsprechen.  Einige  Bemerkungen  darüber  sind  zur 
Orieiitimng  sehon  hier  am  Platse«  Sie  besehrinken  sich  aber 
auf  die  Hanptkategorieen  der  Bestenemng«^) 

1)  Die  sogen,  indireeten  Verbranehsstenern  anf  Gegen- 
stände des  Massenconsums  wachsen  im  Ertrage  im  Ganzen  mit 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung,  dem  steigenden  Wohlstande 
und  der  Verbreitung  der  betreffenden  Consumtionssitte.  Sie  eignen 
sich  insofern  für  die  Finanzwirthschaft  fortschreitender  CultarvölkeTy 
deren  Finanzbedarf  stetig  wächst.  Aber  sie  schwanken  im  Ertrage 
nach  den  Verhältnissen  des  Volks-  und  Staatslebens  nnd  naoh 
wirthsehafUiehen  Coi^nnetnren,^^)  entsprechen  daher  in  einzelnen 

Die  folgenden  Sätze  sind  deductiv  und  inductiy  gewonnen.  In  letzterer  Ilin- 
bicht  hat  namentlich  die  Finanzstatist^k  Dienste  zu  leisten.  Nur  kann  man  auch 
Uler  mit  ihr  allein  nicht  zo  bnncbbaien  Besoltaten  kommen  n.  mnss  ilcli  hlUon, 
die  Erfahrungen  eines  Landes  oder  einer  Periode  zu  sehr  zu  verallgemeinem.  Dia 
einzelnen  Sätze,  z.  B.  über  diu  indireeten  Verbrauchssteuern,  sind  ferner  noch  veiter 
nach  einzelnen  Arten  der  Steuern  u.  nach  Steuerobjccteu  zu  spccialisiren.  So  muss 
die  Bewegung  der  Zolleinnahmen  natürlich  etwns  Torsehieden  sein,  je  nachdem  es  sich 
um  Zölle  anf  wichtige  Nahrangsmittel ,  auf  Colonialwaarcn ,  auf  feinere  Luxusartikel 
handelt;  ferner  je  nachdem  in-  und  ausländ.  Product«'  (Tabak,  Zucker)  neben  u.  statt 
einander  oonsumirt  u.  versteuert  worden.  Zur  genaueren  Prüfung  der  folgenden  Sätze 
bedttifte  es  eines  grossen  Statist  Apparats,  den  ^sammensoDringen  die  Aufgabe 
einer  eigenen  flnanzstatist.  Monographie  wäre.  Bis  jetzt  fehlen  systematische  statistische 
Untersnchnngen  dieser  Art,  <leren  Ausführung  namentlich  jüngeren  Privatstatistikern 
hiermit  empfohlen  werden  mag.  Bei  der  Verschiedenheit  der  Productious-  und  Con- 
somtionsireniütniflse  der  einzelnen  Lftnder  sowie  der  Besteuerung,  der  Höhe  der  Steuer- 
sätze u.  s.  w.  selbst  dürfen  nur  die  für  ein  Land  gef^iudenen  Thatsachen  n.  statistischen 
Eegelmässigkeiteu  („Gesetze")  nicht  ohne  Weiteres  auf  ein  andres  Land  übertragen 
werden.  Gewisse  allgemeine  Ergebnisse  vermag  die  vergleichende  Statistik  aber 
immerhin  festzustellen.  Im  Folgenden  handelt  es  sicn  nur  um  Beispiele. 

Bei  einer  genauen  statist.  Untersuchung  muss  natOrlicfa  den  YeriUidernngen  in 
den  betr.  Tarifen,  z.  ß.  im  Zolltarif  Kechnung-  -^etmü^-en  werden.  Amt!.  Statist. 
Arbeiten  dieser  Art  uxistiren  z.  B.  für  England,  altere  Daten  daraus  u.  A.  in 
Port  er 's  progr.  of  the  natton  (Ausg.  v.  1847,  S.  49S  ffX  Neuere  in  d.  Statist  ab- 
stractB,  z.  B.  in  d.  Zus.stell.  f.  1861  — '.'),  Lond.  187»i,  p.  15  if.  Die  rohe  Zollcinn. 
Gr.-Brit.  u.  Irlands  schwankte  zw.  1S61— 75  zw.  Mill.  Pf.  St.  in  isr,.'{  u.  llV.'i 

in  1S75,  nur  bei  grösseren  Tarifänder.  um  mehr  als  5"/o  jährlich.  In  dieser  Periode 
sind  iur  14*57  MiU.  Pf.  Zölle  aufgehoben  oder  ermässigt,  nur  fUr  26,000  P£  neu  auf- 
gelegt —  Viel  stSrkere  Schwankung  im  Deutschen  ZoUrcrein.  Hier  h&ngt  die 
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Zeitpuncten  dem  Grundsatz  der  Ausreichendheit  nicht  und  sind 
auch  nicht  beweglich  genug,  plötzliche  Ausfälle  in  andren  Ein- 
nahmen und  plötzliche  stärkere  Steigerungen  des  Bedarfs  zu 
decken.  Gerade  für  solche  Fälle  bedfirfen  sie  daher  der  Er- 
gänz nng  durch  andere  Stenern,  besonders  durch  Einkommen- 
und  eventuell  durch  Vermögenssteuern.^*) 

2)  Die  sogen,  allgemeinen  Ertrag  steuern  liefern  nach 
den  Quellen,  die  sie  treffen,  und  nach  der  Art  ihrer  Veranlagung 
bei  massiger  Höhe  eine  besonders  sichere  Einnahme  und  dienen 
insoweit  gut  zu  Fundirung  eines  Theils  der  öffentlichen  Ausgaben. 
Aber  sie  sind  ihrer  Natar  nach  sehr  schwer  beweglich,  ver- 
tragen nach  ihrer  Veranlagung  häufig  keine  einfSaohe  proeentweise 
Erhöhung,  weil  sie  dann  zu  einer  reellen  Kapitalbesteuerung  zu 
führen  drohen,  und  eignen  sich  daher  nieht  als  Haupteinnahme 
von  Finanzwirtbscbaften  mit  rasch  wachsendem  Bedarf.  Ebenso 
wenig  zur  Deckung  plötzlicher  Ausfälle  an  andren  Einnahmen 
oder  plötzlichen  Mehrbedarfs.  8ie  müssen  deswegen  hier  durch 
andere  Steuerarten  ergänzt  werden.^*) 

Bewegung  der  RObenzuck^iodQCÜon  und  Steuer  mit  der  ZoUeinnalune  aus  Zocker 

etwas  zusammen.  Die  Bruttoeinnahme  an  Zöllen  war  1869 — 77  in  Mill.  M. ;  79*7, 
85-5,  95-7,  122-Ö.  1.^4  ii,  l]:yn.  120-S.  1211.  107  (kleine  Abweich,  d.  Zahlen  zw. 
proiris.  u.  deiiu.  Abrechu.).    Auch  Iiier  deutlich  der  Einfiuss  der  aufsteigenden  Con-. 

i'miotDX  Q.  der  Krise.  Dabei  seit  1S71  der  Beitritt  v.  £ls.-Lothr.  Da  die  Erhebungs- 
[Osten  n.  s.  w.  ziemlich  stabil  bleiben  (c.  11*5  Miü.  M.)t  so  schwanken  die  Netto- 
erträge natürlich  noch  mehr.  Vcrirleiche  /.w.  dircctcn  u.  indirecten  Stenern  in  Bezug 
auf  die  £laäticitüt  u.  w.  der  Eiiinahmcu  daraas  stellt  Leroy-Beaulieu  an 
I,  eh.  4,  bes.  p.  220  ff.  Die  Schlüsse  S.  227.  dass  die  Erträge  der  indirecten  Steuern 
in  kritischen  Zeiten  abnehmen,  aber  nicht  so  viel  als  man  mdnt,  enthalten  schon  eine 
zu  grosse  Generalisation  u.  werden  durch  die  Daten  nicht  genügend  belegt.  —  l'cber 
Ocsterr.  Daten  in  de  Mulincn,  lin.  de  l'Autr.  f.  1S6S — 71.  —  Stärker  schwankt 
unter  d.  Einfluss  des  Wechsels  der  liubenernte  u.  der  Handelsconjuncturen  der  Ertrag 
der  Kübcnzuckersteuer.  S.  d.  reichlialt.  stat  Daten  und  Tabellen  in  y.  Kaufmann« 
die  Zuckerind..  Berl.  1S7$.  Im  D.  Zollverein  war  z.  B.  nach  den  Monatsheften  der 
Ueichsstatistik  der  Bruttoertrag  1872-70  :57M».  44-<),  57-7,  .510,  GS-3;  1.  Apr.  1876 
bis  78  57"1,  65*5  Mill.  M.,  wogegen  begreif!.  W  eise  der  Ertrag  der  inliind.  Salzsteuer 
des  Reichs  nur  um  wenige  Procente  schwankte  in  1872—76  zw.  33*1  u.  34*4  MilL  M. 

Einmal  nemlich  sind  aus  mancherlei  Gründen  sufo rtige  TarifTindcnmgen  bei 
Zöllen,  Accisen  u.  s.  w.  misslich  u.  sodann  nützmi  sie  auch  nicht  immer  mit  Sicherheit 
sofort  Denn  die  Speculatiou  anticipirt  /.  B.  Erhöhungen  und  fiilirt  noch  rasch  nach 
dem  alten  Tarif  Waaren  ein  (wie  im  grossen  Umfang  im  J.  1879  in  Dentschl.,  auch 
in  der  Schweiz)  u.  da  der  höhere  Finanzbedarf  oft  in  kritische  Zeiten  fällt,  wo  Hamdd 
und  Coüsum  abnehmen,  nützt  die  Erhöhung  auch  sonst  nicht  entsprechend. 

Das  hat  z.  B.  Kusslaud  in  den  letzten  Jahren  zu  seinem  Schaden  wahr- 
genommen, als  der  orieiit.  Krieg  n.  der  schlechte  Gnrs  des  Papierrabeb  die  ISnfiihr 
nnd  die  Zolleinnahme  zeitweise  sehr  verminderte,  gerade  in  der  Periode  hn<  listen 
Bedarfs.  Bei  den  deutschen  Steueneformplänen  des  FQlsten  Bismarck  wird  dies 
ebenfalls  viel  zu  sehr  übersehen. 

")  Belege  liefert  die  Finanzstatistik  in  der  grossen  StAhilität  der  Einnahmen 
ans  den  Ertragsteuern  in  unseren  Staaten,  bei  gleich  hldhendem  Stenersatz,  so  in 
i'rankrcich,  Oesterreich  and  den  dentsdien  Staaten.  Zwischra  den  reischiedenen  Er- 
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3)  Die  eigentlichen  Binkommenstenern  (and  fthnlicli  all- 
gemeine Vermögenssteuern)  bieten  besondere  Schwierigkeiten 
llür  die  gleichmässige  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen.  Absolut  sehr  grosse  Beträge 
öffentlichen  Bedarfs  lassen  sich  daher  mit  diesen  Stenern  schwer 
erbeben,  weil  die  ÜDgleichmtaigkeit  in  der  Belastung  der  Einsei- 
nen bei  dem  dann  erforderlichen  hoben  Stenerfiua  bald  nnertrilglich 
wird.  Auch  wird  der  Stenerdniek  bei  solchen  Sätzen  leicht  zn 
empfindlich.  Hiernach  eignen  sich  diese  Steuern  finanzpolitisch^ 
wenigstens  für  den  gegenwärtigen  sittlichen  Zustand  unserer  Cultur- 
völker,  mehr  nur  zu  Ergänzungssteuern,  bleibend  neben 
anderen  Stenern,  weiche  den  Haupttheil  des  Bedarfs  decken,  zeit- 
weilig, wenn  andere  Hilfsmittel  versiegen,  als  Ersatz  letzterer. 
Sie  entopreohen  dann  reoht  wohl  den  beiden  finanzpolitischen 
Ffineipien,  namenHich  dem  Gnmdaatz  der  Beweglichkeit  und 
bilden  passend  das  mobile  Element  im  Steuersystem  mit  einem 
Steuerfuss,  welcher  nach  dem  Bedarf  wechselt.  So  können  mit 
ihnen  plötzliche  Bedarfssteigerungen  gut  gedeckt  werden,  wo 
die  etwaigen  Ungleichmässigkeiten  und  das  Gelühl  des  Steuer- 
drucks weniger  Bedenken  erregen,  weil  die  Höhe  des  Satzes  selbst 
leicht  verändert  werden  kann  und  etwa  nnr  ein  vorübergehender 
Extrabedarf  Yorliegt.  Diese  Stenern,  besonders  allgemeine  Ver- 
mögenssteuern der  wohlhabenderen  Theile  der  besitzenden  Glasse, 
sind  daher  namentlich  auch  in  Staatsnothlagen,  Kriegszeiten 
u.  dgl.  passend,  um  hier  als  Extrasteuern"  die  mangelnde 
oder  die  zu  theure  Hilfe  des  Staatscredits  zu  ersetzen,  die  Deckung 
des  Bedarfs  sicher  zu  stellen  und  die  Last  auf  die  kräftigsten 
Schaltern  zn  legen.      Eventnell  dürfen  sie  in  solchen  Fällen  die 

tragssteuera  bestehen  aber  wieder  kleine  Ualeräcbiede  in  dieser  Hinsicht  Die  agrarische 
Qrandsteaer  idner  AgricQltantMten  v.  der  Ezpoiüiader  Ton  Agnrpxodiicten  schwankt 
in  ihren  Ergebnissen  femer  mehr,  unter  dem  Einfluss  der  Ernte,  der  Handels- 
conjuneturen,  zumal  wenn  die  Steuer  hoch  ist.  Da  hleibea  danu  grössere  ßuckstände. 
Ein  Beispiel  liefert  etwa  Ungarn. 

**)  So  wird  68  mit  der  Etnlromneartener  principiell  mit  Becht  in  England  ge- 
halten. Zwischen  1S61— 75  sind  fast  jährlich  Veränderungen  des  Steuerfusses  erfolgt. 
Er  war  für  das  voll  besteuerte  Einkommen  ISOl — 63  9  d.,  später  6,  4,  5,  zuletzt  3 
und  2  d.  pr.  Pf.  St.,  also  resp.  zwischen  3*75  und  c.  O'Sä*^/«,  der  Ertrag  schwankte 
zwischen  10*92  n.  4*11  MilL  Pf.  Anch  in  der  preuss.  Einkommen-  v.  Glassensteaer 
(soweit  letztere  bleibt)  ist  wohl  nach  einem  solchen  wechselnden,  im  jedesmaliö:en 
Etat  festf^estellten  Steaerfuss  zu  streben.  Schon  jetzt  sollte  doch  wenigstens  das  kleine 
Deficit  iiu  Ordinariam  durch  Zuschläge  zur  Einkommensteaer  u.  bes.  zu  deren 
bOheren  Stufen  gedeckt  werden,  stett  dass  man  auch  dafür  Schulden  anfiümmt  nnd 
danemd  die  Finanzen  mit  deren  Zinsen  belastet 

Zu  dieser  Motivirnng  der  Einkommenstenern  u.  s.  w.  auf  die  Besitzenden 
gelangt  auch  Held,  Eink.st.  Kap.  6  u.  7.    DsgL  Neumann  passim. 
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Form  TOD  Zwang  sau  leihen  aaDehmen.  Als  fester  BeBtandtheil 

des  Steuersystems  geben  sie  bei  fortschreitenden  Völkern  steigende  ^ 
Erträge,  weil  Bevölkerung,  Volks-  und  Einzeleinkommen  und  Ver- 
mögen wachsen  und  der  Steuermechanismus  sich  allmählich  ver- 
bessert     Gleiches  lässt  sich  im  Allgemeinen  von  der  £r  b s  c  haf  t S- 
stoaer  sagen« 

4)  Die  sogen.  Verkehrssteaern,  vom  Besitsweohsel  n.  s.  w., 
afteis  in  Stempelform  erhoben,  steigen  im  Ertrage  ebenfalls  mit 
der  Entwicklung  der  VolkswlrdiBehaft  Sie  sobwanken  darin  aber, 

mitunter  noch  mehr  als  die  Verbrauchssteuern,  nach  wirthschaft- 
lichen,  politischen  Coujuncturen.*^)  Es  fehlt  ihnen  daher  die  ge- 
nügende Bew^lichkeit,  sich  dem  Wechsel  des  Finanzbedarl's 
anzupassen. 

Auch  je  nachdem  es  sieh  nm  Staatsstenem  und  am  Gom- 
manalstenem  handelt,  «geb»  sich  bei  den  erwübnlen  dnxelnbn 
Stenerkategorieen  einige  Unterschiede  in  Besag  auf  die  nach  den 
beiden  finanzpolitischen  Principien  sa  fordernde  Anpassung  an 
den  Bedarf.  Steuern,  deren  Ertrag  stark  von  wirthschaftlichen 
Conjuncturen  beeinflusst  wird,  sind  z.  B.  als  Hau ptbesteuerung 
für  Communen  noch  weniger  geeignet  als  für  den  Staat 
Denn  in  letzterem  wird  der  störende  Einfloss  einer  angünstigoi 
Goiyanotor  gewöhnlich  mehr  als  in  einer  Commone,  s«  &  einer 
Indostriestadt  (Besteaerang  der  Actittigesellsohafken!)'')  dnroh  an- 
derweite günstige  Verhftltnisse  ausgeglichen  werden. 

Der  grosse  Einfluss  der  Erhehuugsform  auf  die  Höhe  des 
Ertrags  und  daher  auf  das  Maas»,  in  welchem  die  „Ausreichend- 
heit"  der  Steuer  erreicht  wird,  zeigt  sich  namentlich  bei  gewissen 
Verbrauchssteuern,  z.  B.  bei  der  Zucker-  und  Branntweinbesteuerungi 
je  nachdem  fiohstoff-  oder  Fabricatbestenernng  besteht ,  bei  der 
Tabakbesteaernngy  je  nach  der  Bestenmng  in  Monopdform  oder 


Dafür  liefern  die  Ergebnisse  der  preuss.  Einkommensteuer  (vom  Einkommen 
Uber  3000  M.)  auch  in  den  letzten  Jakreu  den  Beleg.  Im  Etat  r.  1875  (dem  ersten 
nach  der  Stenenef.  t.  1873  in  Bez.  anf  ICahl-  xu  Schkchtstener  v.  s.  ir.)  stand  dte 
<  Iass.  Eink.st.  mit  28*05,  in  d.  T.  1.  Apr.  1878—79  mit  80*86,  vnd  1879—80  mit 

31-35  Mill.  M. 

S.  die  Daten  Uber  Preussen  in  Note  0  oben.  Auch  der  Ertrag  der  BeiQhs«> 
Wachs dätempelstea er  ist  in  den  letzten  Jahren  gesunken. 

Das  hat  sich  z.  B.  in  den  rheinischen  St&dton  in  den  letzten  Jabxen. 
gezeigt,  wo  di«  schlechte  Lag«  der  OMeOKhallen  imm  StMenrtiSge  fetmindeife, 

was  dann  mitunter  um  so  mehr  die  directe  Besteuerung;  der  Bevölkerung  zu  erhöhen 
zwang.    Vgl.  d.  Statist.  Daten  hei  Wegner,  Yerh.  d.  Yer.  f.  Socpoi.  1877,  z.  B. 

Witten  S.  72. 
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mittelst  andrer  Steuerformen.**)  Aehnlich  ist  die  Veranlagung 
bei  directen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  auf  den  Ertrag 
von  Einfluss,  z.  B.  ob  Schätzung  durch  Dritte  oder  Selbstschätzung 
mit  entsprechenden  Controlen  und  Strafbestimmungen  (sogen. 
Declarationszwaog).  Alle  diese  Momente  verlangen  bei  der  Eiih 
rlchtong  det  Besteuemng  anfonerkflamste  Beacktang,  was  soviel 
besagt,  als  dass  die  beiden  finanzpolitischen  Principien  stets  mit 
zur  Riehtsehnnr  dienm  müssen. 


3.  Abschnitt 
II.  Die  volkswirtiiseliaftlielien  Frineipiea, 

A.  Wahl  der  Steuerqaelle. 

• 

Hier  zeigt  sich  vor  Allem  der  Mangel  einer  streng  folgerichtipen  Unterscheidung 
des  einzel-  u.  des  volks wirthsch.  Standpuncts  in  Bezug  auf  die  Erörterungen  über 
die  Wftll  der  Stenerquelle,  Eink.-  n.  VermOgensbesteaer.  f.  Einflass,  auch  noch 
bei  den  neuesten  n.  besten  Autoren  wie  Stein,  Keumann,  Held,  die  im  GftDzen 
wohl  wichtigste  hierhergehörige  Arbeit,  diejen.  von  Schmoll  er  in  der  Tüb,  Ztschr.- 
1863  nicht  ausgenommen.  Neumann  weist  hier  sogar  den  Begriff  National- 
einkommen, Nationalkapital  als  etwas  Selbständiges  ab,  progr.  £iuk.st  102  ä'., 
was  die  Klärung  der  einschlagenden  Fragen  der  Volkswkthschaftslehre  n.  hier  speddl 
der  Steuerlehre  nicht  fördert.  Ich  schlicssc  mich  auch  hier  wieder  der  Betrachtnngs- 
weise  Ton  Eodbcrtus  au.  Ohne  ab  st  ra  et  es  Denken  ist  geradein  diesen  Puucton 
der  Steuerlehre  nicht  zur  Klarheit  /.ü  kommen.  FOr  die  Orundbegriffe  „Ertiag",  „Eiu- 
kenmeii",  „Vermögen**,  VoDm-,  Einzel-,  Privatoink. «.  Yeem.  n.  a.  w.  besiehe  ich  mich 
auf  meine  „Grundlegung",  §.  23—31,  82—88. 

Für  Dogmengeschichtliches  u.  Prineipielles  s.  namentl,  Schm  oller  a.  a.  ().,  1)es. 
S.  26  if.  Ans  d.  allgem.  nat.ük.  Liter,  sind  bes.  Hermann  u.  Kicardo  für  die  Ein- 
kimmenlehre,  Preis-  n.  Kosten  theorie,  die  damit  ziiBunm«ihkn|rende  UeWrlkongs- 
flieorie  wichtig.  S.  sonst  die  literar,  Nachweise  an  der  Spitze  dieses  Hauptabschnitts 
S.  220  tf.  SpecicU  handelt  vom  (iegenstaiid  des  folgenden  Abschnitts  T\  au.  I,  §,  254  ff., 
T.  Hock  §.  9,  Stein,  I,  iL,  43b  ii.,  481  if„  bes.  A.  Held,  Einkst  Kap.  4,  passün 
Mch  die  folgenden  Kapitel;  ebenfUIs  passim  Ken  mann,  progr.  Elnkemmenstener. 

T.  —  §.  369.  Einleitung.  Steuerqiielle  ist  nach  der 
früheren  Begrifbbeitimmnng  (§.  ddO)  de^enige  Gflter-,  bez.  Werth- 
betiag»  ans  dem  die  Stener  reell  entrieh tet  (getragen,  gezahlt) 
wird  nnd  genau  zn  nntenieheiden  von  der  BemesAnngsgrundlage 
oder  dem  Stenerobject. 

Möglicher  Steuerquellen  giebt  es  drei:  das  Einkommen, 
bez.  der  Ertrag  (Reinertrag);  das  als  Productionsmittel  dienende, 
.  bez.  dafl  Hente  gebende  Vermögen,  d.  h.  das  Kapital;  endlich 


^  Bei  der  Tabakbestenening  hängt  die  Ergiebigkeit  fast  in  erster  Linie  von  der 
Stenerform  ab.  Mit  dem  Monopol  wetteifert  nur  die  americ.  Stempel  -  Steuerform. 
Vgl.  Mayr,  Tab.moo. ;  M.  Mohl,  Heichstab.regic,  li»7b;  Felser  in  Uirth's  Ann.  1878. 
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das  Gebraa ch 8 Termögen:  aas  den  %n  jeder  dieser  drei  Kate- 

gorieen  gehörigen  Sachgütera,  bez.  deu  beim  Absatz  ihre  Stelle 
vertretenden  Geldsummen  kann  möglicher  Weise  eine  Steuer  in 
der  Art  entrichtet  werden,  dass  sich  der  bezügliche  Güter-  oder 
Werthbetrag  um  die  Steuer  vermindert. 

Für  die  richtige  Wahl  zwisehen  diesen  drei  StenerqaeUen  ist 
es  nun  von  principaler  und  trotzdem  meistens  fibersehener  Be- 
dentnng,  aneh  hier  streng  za  nnteiseheiden  den  einzel-,  bez. 
priyatwirthsehaftliehen  und  den  yolkswirthsehaftliehen  Stand- 
punct  der  Beurtheilung,  besonders  in  Bezug  auf  die  Kapitalbesteue- 
rung; ferner  den  rein  finanziellen  und  den  socia Ipoliti- 
s  c h  e  n  Gesichtspunct  in  der  Besteuerung;  endlich  ist  auch  auf  den 
Zweck  der  Verwendung  des  Steuerertrags  Rücksicht  zu  nehmen. 
Manche  Irrthttmer  und  einseitige  Urtheile  und  Forderungen  der 
Theorie  wären  yermieden  worden,  wenn  man  diese  Unterseheidongen 
beachtet  hätte.  Manche  Streitfiragen  lOsen  sich  einfach,  wenn  man 
in  der  hier  näher  dargelegten  Weise  unterscheidet  und  zugleich 
Steuerquelle  und  Steuerobject  oder  Bemessungsgrundlage  scharf 
auseinander  hält. 

II,  —  §.  370.  Die  volkswirthschaftlichen  Steuer- 
quellen.  Die  normale  volkswirthschaftliche  Steuerquelle  ist 
das  Volks-  oder  Nationaleinkommen,  d.  h.,  dem  allge- 
meinen, auch  hier  anwendbaren  Begriff  des  Einkommens  gemäss, 
der  einem  Volke  in  einer  Periode  (Jahr)  zur  Verfügung  stehende 
Güter-  bez.  Werthbetrag,  welcher  allenfalls  in  dieser  Periode  voll- 
ständig verzehrt  werden  könnte,  ohne  dass  das  frühere  National- 
vermögen vermindert  wird.  Auf  die  Dauer  kann  und  darf  die 
Besteuerung  nur  aus  dieser  Quelle  des  Volkseinkommens  schöpfen. 
Ein  ()fteres  oder  vollends  ein  beständiges  Zurückgreifen  auf  das 
VolksyermOgen  oder  das  Nationalkapital  wflrde  sich 
wegen  der  eintretenden  Vermindenmg  des  letzteren  bidd  von  selbst 
verbieten.  Mit  den  betroffenen  Einzel-  oder  Privatwirthsehaften 
würde  auch  die  ganze  Volkswirthschaft  zurückkommen  und  schliess- 
lich ruinirt  werden,  die  Volkszahl  abnehmen. 

Eine  Besteuerung-  des  Nationalkapitals,  d.  h.  des 
(werbenden)  Vorraths  an  sachlichen  Productionsmitteln  oder  des 
Kapitals  im  rein  ökonomischen  Sinn  im  Gegensatz  zum  Kapital- 
besitz im  historisch*reehtlichen  Sinne,  ^)  führt  nothwendig  za  einer 


^)  S.  d.  Unteiscileid.  in  U.  GruaUleg^.  2.  A.  S.  30  u.  §.  2b. 
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EinschiAnkuDg  der  Productioo  und  zn  einer  harten  Rednotion  der 
Bedttrfnissbefriedigung  des  Volks.   Solange  solche  Folgen  nioht 

wirklich  eintreten,  wird  auch  der  hier  aDgcnommene  Fall  nicht 
vorliegen,  d.  h.  die  Besteuerung  wird  eben  noch  nicht  das  National- 
kapital reell  treffen,  sondern  aus  dem  Volkseinkommen  gedeckt 
werden«  Regelmässig  werden  die  unteren  arbeitenden  Classen  den 
schwersten  Druek  empfinden,  in  nnrermeidliober  LohnverkUrzang» 
welche  nnr  etwa  dadurch  etwas  wettgemacht  wird,  dass  die  Ver- 
wendung des  Steuerertrags  z.  B.  für  Kriegszwecke,  Truppennnter- 
haltnng,  anch  diesen  Classen  wieder  zu  Gate  kommt.  Dann  wird 
sich  aber  hinterher  um  so  mehr  die  Lage  derselben  verschlimmern. 
Auch  die  Ergänzung  und  Neubeschaffung  stehenden  Kapitals  muss 
ins  Stocken  gerathen,  was  dann  weiter  die  Production  lähmt 
Practiscb  wird  eine  solche  Besteuerung  zunächst  nur  das  um- 
laufende Kapital  treffen.  WUrde  sie  gar  auf  das  stehende 
Kapital,  einschliesslich  des  im  Boden  steckenden,  fallen,  so 
wäre  dasselbe  von  seinen  Eigenthttmem  zu  Schleuderpreisen  zu 
veräussern,  um  Zahlungsmittel  zu  erlangen.  In  irgend  grösserem 
Umfang  Hesse  sich  dies  nicht  einmal  erreichen,  es  mtisste  denn 
etwa  au  Ausländer  verkauft  werden,  was  in  solcher  Sachlage 
anch  nur  in  Ausnahmefällen  zu  erwarten  ist.  Die  Flucht  der 
£e8teuei*ten ,  das  einfache  Verlassen  von  Grund  und  Boden,  Haus 
und  Hof  und  Werkstatt,  die  Verödung  von  Land  und  Stadt 
wäre  die  unaushleihliche  Folge  (Golonenflucht  im  späteren  Alter- 
thum!). 

In  dieser  Weise  würde  eine  Besteuerung  wirken,  welche  an- 
dauernd das  National  kapital  mehr  oder  weniger  mit  träfe. 
Die  formelle  Einrichtung  und  Veranlagung  dieser  Besteuerung  ist 
hier  gleichgültig.  Es  wird  sich  dabei  nicht  sowohl  um  eine  nomi- 
nelle Vermögens-  oder  Kapitalbesteuerung  handeln,  obwohl  die- 
selbe vielleicht  auch  vorliegt,  als  vielmehr  um  die  Gesammtbe- 
steuerung  in  ihrer  schlieBsliohen  Wirkung  nach  der  Höhe,  die 
sie  Im  Ganzen  erreicht,  vielleicht  in  der  Form  hoher  Einkommen-, 
Ertrags  ,  Verkehrs-,  Verbrauchsbesteuerung. 

Die  „Schonung  des  Vermögens  und  Kapitals",  das 
Verdict  gegen  (eigentliche)  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern ist  denn  auch  ein  allgemeiner  richtiger  und  hochwichtiger 
Satz  der  neuem  Steuertheorie  —  und  ein  Postulat  der  rationellen 
Praxis  seit  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  der  Politischen 

A.  W  a  K  D  «  r ,  FilUUlcwiMAMeliftft.  II.  16 
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Oekonomie  und  der  Erkenntniss  der  Function  des  Kapitals  in  der 
Volkswirthsohaft,  spedell  im  Prodnctionsproeess. 

Aber  zwderlei  darf  doch  nicht  Übersehen  werden  i  wie  es 
meistens  geschehen  ist  Einmal  hat  auch  schon  die  Theorie  die 

Berechtigung  von  wirklichen  Ausnahmefällen  Ton  der 
Kegel,  dass  das  Nationalvermögen  und  Kapital  nicht  mit  zu  be- 
steuern sei,  an7Aierkennen.  Und  zweitens  darf  n  ich t,  wie  gewöhn- 
lich geschieht,  eine  reelle  Besteuerong  des  Einzel-  oder  Privat- 
kapitals, —  in  der  Form  nomineller  Vermögens-  oder  Kapital- 
Stenern  oder  in  der  Form  anderer,  aber  in  der  Wirkung  auf  reelle 
VermOgensbestenernng  hinanskomm^den  Stenern  —  ohne  Weiteres 
mit  einer  reellen  Besteuemng  des  Nationalkapitals  identifi- 
cirt  und  mit  den  GrUnden,  welche  gegen  diese  letztere  sprechen, 
abgewiesen  werden. 

A.  -  §.  371.  Reelle  Besteuerung  des  Volksver- 
mögens. Attsuahme^lle,  wo  auch  die  wirkliche  Mitbesteuernng 
des  VolksvermOgens  und  Kapitals  gerechtfertigt,  weil  nnrermeid- 
lich  sein  kann,  liegen  in  grossen  Staatsnothlagen  vor,  wie 
z.  B.  in  gewissen,  für  das  Volks-  nnd  Staatsleben  gebotenen  Kriegen 
(,,Befireinngskriege'',  ^^Einigungskriege^^  —  die  eonoreten  Beispiele 
der  Geschichte  sind  bekannt).  Wie  hier  „ein  Volk  sein  Alles  setzt 
an  seine  Ehre"  und  den  letzten  Mann  stellt,  so  wahrlich  auch  den 
letzten  Groschen.  Die  Rücksicht  auf  die  Schonung  des  Volksver- 
mögens muss  hier  ebenso  wie  diejenige  auf  die  Schonung  des 
Bodens  der  einzelnen  Volksangehörigen  selbst  den  höheren.  Rttck- 
siehten  anf  die  Erhaltung  der  Ezistens,  der  Selbständigkeit  und 
der  £hre  des  Volks  nnd  Staats  weichen  -  nnd  ist  bei  Völkern 
und  Staaten y  welche  des  Erhaltens  werth  waren,  auch  immer  ge- 
wichen: „Gut  und  Blut"  wurde  rücksichtslos  geopfert,  aber  auch 
bereitwillig  dargebracht. 

Nur  kann  und  darf  eben  ein  solcher  Zustand  der  Besteuerung 
nicht  andauern,  nicht  normal  werden,  so  wenig  wie  der 
Kriegszustand.  Vermag  ein  Staat  auf  die  Dauer  nicht  ohne 
eine  Besteuerung  der  geschilderten  Wirkung  auszukommen,  so  be- 
weist er  dadurch  die  Unmögliehkeit  seines  Regierungssystems, 

-)  So  auch  Kau  I,  §.  255:  „Schonung  des  Kapitals  eines  Volks  ist  also  eine 
iiothwemiigc  Aiifonleruug;  an  jedes  Stcuersysteoi."  Freilicii  itlxMNiclit  auch  Kau  tli«; 
AusiiahuictiÜic  u.  ideutiticirt  wie  fast  alle  bisiier.  St  hrirtstcllei  i'iivat-  u.  Natiouailapitai. 
S.  u.  Note  a. 
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oder  selbst  seine  Lebensuuffthigkeit,  mindestens  aber  die  Un- 
haltbarkeit  seiner  Finanzlage.  Die  finanzielle  Radicalcur  ist 
dann  im  letzteren  Fall  unvermeidlich  ein  wenigstens  partieller  Btaats- 
bankerott,  von  dem  es  freilich  aach  tweifelhaft  bleibt,  ob  er  noch 
gentigend  hilü  Leider  ist  nicht  zn  längnen«  das»  die  beständige 
SchaldenTermehrang  fttr  Zweeke,  durch  welche  nicht  wieder 
ein  Rentenefaikommen  des  Staats  beschaff!  oder  wenigstens  die  Pro- 
dnctivität  der  nationalen  Arbeit  wirklich  gesteigert  wird,  in  vielen 
Staaten  zu  einer  bereits  ausserordentlichen,  sich  immer  noch  steigern- 
den Höhe  der  Gesammtbcsteuerung  geführt  hat,  um  jene  Schulden 
zu  verzinsen.  30,  40,  bO  Procent  der  ordentlichen  Einnahmen  sind 
dann  vielleicht  hierfür  zu  verwenden,  während  die  eigentlich  pro- 
dnctiven  Staatsthfttigkeiten  gleichz^tig  etwa  nur  kflmmerlich  ertlillt 
werden  können.  Eine  Bestenemng  solchen  Umfangs  für  solche 
Zwecke  droht  allerdings  auch  zur  Bestenening  des  Nationalkapi- 
tals zu  werden,  wenn  etwa  die  Staatsglüubiger  noch  grossentheils 
Ausländer  sind  und  in  der  Fremde  die  Rente  beziehen.  Symptome 
solcher  Verhältnisse  zeigen  sich  wohl  mitunter  in  Nothzuständen 
des  Grondeigenthums  in  Land  und  Stadt,  bei  enormer  Höhe  der 
Ertrags-  nnd  Verkehrsstenern.'^) 

B.  —  §.  372.  Nothwendige  Unterseheidnng  i^wischcn 
reeller  Besteuerung  des  National-  und  des  Einzel- 
kapitals. Die  Verwerfung  der  Besteuerung  des  National- 
kap it  als  schliesst  nicht  ohne  Weiteres  diejenige  der 
Besteuerung  des  Einzel-  oder  Privatkapitals  in  sich. 
Es  ist  ein  verhängnissvoller  Fehler  der  meisten  Finanztheoretiker, 
dass  sie  liier  nicht  genügend,  oft  gar  nicht  unterscheiden.  Dieser 
Fehler  war  aber  freilich  die  notiiwendige  Folge  davon  ^  dass  der 
Doppel  begriff  von  Vermögen  nnd  Kapital,  der  rein  Ökonomische 
nnd  der  bistorisch-rechtlichey  verkannt  oder  allgemeiner  ausgedrdckty 
der  Volks-  und  einzelwirthschaftliche  Standpunct  hier,  wie  auch 
sonst,  vermengt  wurde.   Die  Folgen  dieses  Fehlers  wurden  noch 

*)  Tgl.  schon  die  Ansfülirnng  im  f.  Bande«  Ean-Wagnerl.  Anfl.  I«  §.  36 — 37a 

und  2.  Aufl.,  §.  64  über  das  Verhältniss  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen.  — - 
Es  ist  schwer  zu  sagen,  ob  die  Klagen,  welche  bes.  in  ungünstigen  Zeiten,  bei  ge- 
druckten Productcnprcisen  u.  dgl.,  in  Theilen  von  Oesterreieh,  Italien  Uber  die  „Uner- 
tiigttohkdf  *  des  Stenerdnidn  vohl  ertftiit  sind ,  ?olle  BegrOndnog  haben.  Die  esnat- 
Uchste  Erw;ifjrung  verdienen  sie  jedenfalls,  zumal  wenn  die  Steuern  in  so  hohem  Botrage 
Ihr  Schuld/Jnson  des  Staats  verwendet  werden  müssen.  In  Westösterreich  absorbirt 
der  jihrL  Schuldetat  (ohne  die  Zinssubventionen  der  Eisenbahnen  u.  ü.  w.)  jetzt  wieder 
c.  40*;»  der  gieflainiBten  ordentL  Nettoeinnahme,  in  Italien  desgl.  c  44*/«. 

16* 
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dadurch  verschlimmert,  dass  zugleich  bei  Ansdrficken  wie  „Ver- 
mögenssteuer", jjKapitalsteuer"  die  Steuer ([U eile  und  das  Steuer- 
objeet  öfters  verwechselt,  also  die  Doppel bedeutung  dieser  Aus- 
drücke übersehen  wurde;  ferner  weiter  noch  dadurch,  daas  auch 
der  wenigstens  mögliche  Doppelzweck  der  Besteuerung,  der 
rein  finanzielle  und  der  soeialpolitischei  ttbenrehen  oder  ohne  ge- 
nauere Begründung  nur  der  erste  für  znlüadg  befunden  und  end- 
lich der  Zweck  der  Verwendnog  des  Stenerertrags  ganz 
unbeachtet  gelassen  wurde.  Nur  diese  logischen  Verstösse  erklären 
es,  dass  mitunter  ohne  Weiteres  die  Vermögens-  und  Kapital- 
besteuerung mit  solchen  Gründen  verworfen  worden  ist,  welche  nur 
gegen  die  reelle  Besteuerung  des  volkswirthschaftlicheu  Kapitals 
gelten,  z.  B.  die  Erbschafts-  und  gewisse  Verkehrssteuem ,  und 
dasB  sieh  Überhaupt  in  der  Behandlung  dieser  Puncte  vid  Ver- 
wirrung in  der  Theorie  und  unsicheres  Schwanken  in  der  Praxis 
einstellte. 

1)  üeber  die  Verwechslung  von  Steuer  q  u  e  1 1  e  und  Steuer- 
bcmessungsobject  braucht  nach  dem  Früheren  (§.  330)  nichts 
Weiteres  gesagt  zu  werden.  Die  meisten  in  der  Praxis,  zumal  iü 
normalen  Zeiten,  vorgekommenen  Vermögens-  oder  Kapitalsteuem 
dieses  oder  eines  ähnliehen  Namens  sind  nur  nominelle,  nicht 
reelle  Steuern  dieser  Art  und  sollen  jenes  in  der  B^l  ansdrttck- 
Ueh  nach  der  Absieht  des  Oesetzgebers  auch  nur  sein.  Sie  sind 
meistens  nur  Formen  der  Einkommenbestenerang  und  sind 
als  solche  zu  würdigen.  Es  kann  sich  also  bei  ihnen  nur  darum 
handeln ,  festzustellen ,  ob  sie  nicht  doch  unter  Umständen  nach 
ihrer  Veranlagung,  Erhebung,  Höhe  und  schliesslichen  Wirkung 
in  eigentliche  Vermögens-  und  Kapitalsteuern  Übergehen.  Das 
wird  bei  allgemeinen  nominellen  Vermögenssteuern  schon  wegen 
der  ttbliehen  Niedrigkeit  des  Satzes  selten  der  Fall  sein,  diese 
wirken  yielmehr  in  der  Regel  als  Einkommensteuern,  eventuell  als 
etwas  höhere  für  Renteneinkommen  u.  dgl.  ni.  Dagegen  wirken 
Erbschaftssteuern,  gewisse  in  Stempel-  und  ähnlicher  Form  er- 
hobene Besitzwechselabgaben  und  einzelne  andere  Verkehrssteuern 
nach  ihrer  Veranlagungs-,  Erhebungsart  und  oftmals  Torkomoien- 
den  Höhe  (Erbschatltssteuer  für  die  entfernteren  Verwandten,  hohe 
Steuer  von  Uebergängen  des  Grundeigenthums  im  Kauf)  allerdings 
häufig,  vielleicht  sogar  regelmässig  als  Besteuerung  des  einzel-  oder 
privatwirthsehaftliehen  Vermögens,  bez.  des  Kapitals  derjenigen 
Wirthschaft,  welche  diese  Steuern  zahlt.    Ob  und  wie  weit  sie 
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trotzdem  zu  billigen  sind,  das  hängt  dann  von  den  folgenden  £r- 
wägangen  ab,  welcbe  zugleich  ergeben,  dass  die  Yerwerfimg  solcher 
Stenern  noeh  keineswegs  in  derjenigen  der  oben  besproohenen 
Vermögensstenem  notbwendig  entiuüten  ist.  Fflr  die  Entseheidnng 
im  coDcreten  Fall  der  Praxis  kommt  auch  der  Ghar acter  des 
ganzen  Steuersystems  (Anerkennung  socialpolitiscber  (Jesichts- 
punete  oder  nicht)  und  die  Stellung  dieser  Steuern  in  diesem  System 
mit  in  Betracht.  Soweit  endlich  nach  dem  Früheren  in  Ausnahme- 
fällen überhaupt  reelle  Steuern  auf  das  Nationalvermögen  ge- 
rechtfertigt sind,  kt^onen  Vermögens-  und  Kapitalstenem  der  genann- 
ten Art,  welcbe  erentnell  solche  Wirkung  haben ,  sogar  eben  des- 
wegen eine  passende  Steuerform  sein. 

2)  Das  allgemeine  Verdict  j?egen  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern, z.  B.  gegen  Erbscliaftsstenern ,  weil  sie  „das  Vermögen, 
das  Kapital  angriffen",  ist,  auf  Steuern  dieser  Art  bezogen,  welcbe 
zunächst  das  einzelwirthschat'tliche  Vermögen  u.  s.  w.  treffen,  des- 
halb nicht  richtig,  weil  eine  solche  Steuer  noch  nicht  notbwendig 
mit  dem  £inzelkapital  auch  das  NationaUiapital  vermindert,  sondern 
eventuell  nur,  direct  oder  indirect,  ein  (Privat -Eigenthums-)  Recht 
an  Partikeln  des  Nationalvermögens  von  einem  auf  andere  Wirth- 
schafts-  und  Rechtssubjecte  tiberträgt.  Ob  und  wieweit  dies 
thatsächlich  geschieht,  hängt  einmal  von  der  Verwendung 
des  Steuerertrags  ab,  zweitens  von  den  directen  und  indirecten 
Weiterwirkungen  der  betreffenden  Besteuerung,  namentlich  für  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  auf  die  Einzelnen  und  für 
die  Bildung  von  PrivatvermOgen  oder  Privatkapital,  wdche  diese 
Einzehien  vornehmen.  Ob  und  wieweit  durch  Steuern  eine  solche 
VermögensObertragung  bewirkt  oder  selbst  als  Ziel  der  Steuer- 
politik hingestellt  werden  darf,  das  hängt  von  der  Beurtheilung 
der  bestehenden  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens, daher  besonders  von  der  Beurtheilung  der  Eecbtsord- 
nnng  ab,  auf  welcher  sich  diese  Vertheilung  vollzieht,  —  ftir  die 
Gegenwart:  das  moderne  System  der  freien  Concurrenz.  —  Da- 
nach richtet  sich  auch  wieder  das  Urtheil  darflber,  ob  und  me 
weit  es  znlftssig  oder  selbst  geboten  ist,  durch  die  Besteue- 
rung in  die  Einkommen-  und  Vermögens  vertheilung  einzugreifen, 
III.  a.  W.  ob  neben  dem  rein  finanziellen  (fiscalischen)  auch 
ein  socialpolitiscber  Zweck  der  Besteuerung  anzuerkennen 
ist.  Alle  diese  zuletzt  berührten  Fragen  sind  nicht  in  der  Finanz- 
wissenschaft, sondern  im  grundlegenden  Theil  des  Systems  der 
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Politischen  Ockonomie  zu  entscheiden.*)  Die  Finanzwissenschaft 
oder  die  Steuerlehre  hat  nur  die  bezüglichen  Ergebnisse  hertiber 
zu  nehmen,  nnd  swar  nur  zum  Theii  hierher  in  die  Erörtemng 
Aber  die  yolkswirthachaftUohen  Principim,  snm  grösseren  Theil  in 
die  ErOrtemng  Uber  die  GnindsStze  der  Gereehtigkeit  im  Stener- 
wesen  (§.  397  ff.).  Die  Frage  einer  Bestenemng  mit  socialpolitiseben 
Wirkungen  oder  selbst  mit  solchen  Zwecken  ist  zwar  eine  volks- 
wirthschaftliche,  auch  das  Produetionsinteresse  berührende  Frage 
von  grosser  Bedeutung.  Aber  noch  mehr  ist  sie  doch  eine  Frage 
der  Besteuerungs-Gerechtigkeit. 

G.  —  §.  373.  Frage  der  reellen  Bestenernng  des 
EinzelvermögenB.  Eine  eigentliche  ITermögemh  nnd  Kapital- 
Steuer,  welche  reell  das  private  Vermögen  des  Besteuerten  trifft, 
also,  wenigstens  zeitweilig,  es  vermindert  —  einerlei  wieder  ob  es 
zugleich  eine  nominelle  Vermögenssteuer  ist  oder  ob  eine  andere 
Art  Steuern  einzeln  oder  im  Ganzen  diese  Wirkung  hat  —  vermag 
nun  in  der  That  unter  Umständen  wohl  das  Nationalvermögen 
in  seinem  Betrage  unverändert  zu  lassen  und  nur  dessen  Ver- 
theilung  umzugestalten. 

1)  So  wenn  der  Steuerertrag,  nach  der  im  1.  Bande  in  der 
Lehre  vom  Offentlicben  Bedarf  festgestellten  Terminologie,  fOr 
privatwirthsch af tliehe,  aber  auch  für  Staats wi rthschaft- 
liche  Kapitalanlagen  verwendet  wird.'*)  Ankäufe  von  Feldgütern, 
Forsten,  Bergwerken,  Eisenbahnen,  Neuanlagcn  von  letzteren  und 
von  einzelnen  Anstalten  des  Gebtlhrenwesens,  Landesmeliorationen, 
Wegebauten,  Hafenbauten,  Flusscorreetionen  u.  s.  w.  n.  s.^.,  welche 
aus  Steuerfonds  bewerkstelligt  werden;  Reformen,  O^nisa- 
tionen  im  Gebiete  der  verschiedenen  Zweige  der  öffentliehen  Ver^ 
waltung  (Nenbewailhung  des  Heeres,  Schifibbauten ,  „Retablisse- 
ment"  nach  Kriegen,  Bauten  aller  Art  u.  A.  ni.),  welche  gleichfalls 
aus  Steuern  bestritten  werden,  sind  bekannte  Beispiele  im  modernen 
Staate.  Wenn  wir  Staatseisenbahnen  in  gleicher  Weise  aus  ordent- 
lichen Einnahmen  oder  Steuererträgen  herstellten,  wie  es  mit  den 
Landstrassen  grossentheils  geschehen  ist,  so  würde  sich  hand- 
greiflich zeigen,  dass  eine  privat wirthsohafUich  als  Kapitalsteuer 

*)  Das  habe  ich  auch  io  meiDer  Gnuidleifniig  zu  thim  versucht,  in  Kap.  2  der 
1.  Aufl.  §.  94  —  104,  und  noch  schärfer  und  principieller  in  der  2.  Aufl.  in  dem 
o.  HaupUhscbu.  S.  134  il'.  „Der  Bedarf  oder  die  £iokommeDlehre  vom  V  ertheilougä- 
standpnnet  betrschtet**  Im  Text  oben  wird  «n  diese  EiOrterangen  an^eknapfi,  die- 
selben können  aber  hier  nicht  wiederholt  werden. 

")  B.  I  1.  Aufl.  §.  41  b  S.  72,  2.  Aofl.  §.  55. 
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Bofeiifkssende  Bcstenerung  volkswirtiiBobaftiich  diesen  Gharacter 

nicht  noth wendige  an  sich  trüge.  Die  neuen  Staatsbahnen  repräsen- 
tirten  eben  nur  eine  andere  A n  1  age  des  Nationalkapitals,  eben- 
so wie  neue  Privatbabneu^  welche  mit  Privatkapital  gebaut  sind, 
dies  tbun. 

2)  Die  gleiche  Wirkung  einer  blossen  lieber  tragung  von 
PrIvatverniOgen  oder  Privatkapital  zwischen  den  Einzelwirthsehaften 
einer  Yolkswirthschaft  kann  nun  wenigstens  aneh  die Bestenerang 
desPriratFermögens  n.  s.  w.  haben,  wenn  daraus  eine  entsprechende 
Vei^ndemng  der  Höhe  der  Privateinkommen,  speciell  nach  der 
Höhe  der  darin  enthaltenen  freien  Einkommen^)  und  der  Stärke 
der  SparTähigkeit,  welche  wieder  von  der  Höhe  des  freien  Ein- 
kommens abhängt)  hervorgeht  Eine  solche  Wirkung  wird  um  so 
leichter  ermöglicht,  wenn  etwa  gleichseitig  mit  dem  Ertrage  dieser 
Stenern  Leistungen  hergestellt  werden,  welehe  überwiegend  den 
unteren  ärmeren  Olassen  zu  Gute  kommen,  deren  wirthsobaMiche 
Leistungsfähigkeit  erhöben  u.  s.  w.  (Schulwesen!).  Würde  z.  B. 
eine  hohe  und  schwer  empfundene  Lohnbesteuerung  (in  der  Form 
directer  Arbeitslohnsteuern  oder  indirecter  Verbrauchssteuern  auf 
Massenconsumptibilien)  durch  eine  Verraögensbesteuerung  des 
reicheren  Theils  der  besitzenden,  Uberwiegend  Grund-  und  J^api- 
talrenten  und  Conjunctnrengewinne  beziehenden  Classen  ersetzt, 
so  ist  es  sehr  wohl  möglieh  und  sogar  wabrseheinlicb,  in  einigem 
Umfange  selbst  gewiss,  dass  durch  die  hier  eintretende  Yerttttde- 
mng  der  freien  Einkommen  und  der  wesentlich  durch  diese  be- 
dingten Spart'iihigkeit  trotz  dieser  Vermögensbesteuerung 
theihveise  wenigstens  keine  proportionale,  vielleicht  über- 
haupt keine  Verminderung  des  National  Vermögens, 
sondern  nur  eine  veränderte  Vertheilung  desselben  —  mehr 
kleine,  weniger  grosse  Privatvermögen  —  sieh  ergeben  wttrde. 
In  die  Sparcassen  wtlrde  etwa  fliessen,  wad  sonst  an  die  Effeeten- 
börse  zur  Anlage  oder  zur  Speeulation  gelangte. 

Die  Beurtheilung  eines  solchen,  wenigstens  möglichen, 
Resultates  einer  Vermögenssteuer  hängt  nun  freilich  ausser  von 
Erwägungen,  welche  vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  aus  an- 
zustellen sind,  auch  noch  von  weiteren  volkswirtbschaftlichen 
Erwägungen  ab.  Allgemein  in  der  Theorie,  wie  im  concreten 
Falle  in  der  Praxis  genUgt  die  blosse  Möglichkeit  eines  solchen 

*)  Uebw  diesen  Begritf*:  Qmndleguug  §.  85*;  Boscher,  Syst  I,  §.  145. 
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Ergebnisies  niobt,  es  mnas  vielmebr  anob  der  Grad  der  Wabr- 

scheinlicbkeit  zu  ermitteln  gesncbt  und  mit  danacb  das  Fttr 
oder  Wider  entschieden  werden.  Ferner  ist  auch  vom  voliiswirth- 
schattlichen  Standpunct  aus  der  weitere  Einfluss  einer  solchen 
Besteuerung  auf  die  allgemeine  Vermögens-  und  Kapitalbildung 
und  -Yertheilnng  zu  beachten ,  die  Rfickwirkung  auf  die  Lage  der 
reieheren  Classen  und  wiederam  die  Bttokwirkang  dieser  Lage 
anf  das  wirtbsebaflliebe  und  persOnfiobe  Verbalten  dieser  Glassen. 
Es  können  Bedenken  anftaneben,  ob  eine  solobe  Bestenemng,  weil 
sie  in  die  einmal  bestebende  VerraOgensvertbeilnng  eingreife,  nicht 
rechtlich  und  soeialpolitisch  nachtheilige  Consequenzen  mit  sich 
bringe,  welche  auch  im  Gesammtinteresse  des  Volks  und  der 
Volkswirthschaft  zu  scheuen  sind.  Alle  solche  Emägongen  lenken 
vielleicht  mit  Recht  von  solchen  Steuern  ab.  Aber,  was  fttr  unsere 
jetzige  Betrachtung  das  Entscbeidende  ist,  ans  solchen  anderen 
Gründen,  nicht  ans  dem  gewöhnlich  allein  betonten  sogenannten 
,,rein  yolkswirtbscbaftlieben"  Gmnde,  dass  die  Vermögens- 
steuer verwerflich  sei,  weil  sie  „das  Nationalvermögen  (Kapital) 
angritle.^'  Denn  das  ist  wie  gesagt  nicht  immer  ihre  nothwen- 
dige  Wirkung. 

Auch  abgesehen  von  der  Frage,  ob  sich  principiell  ein  Ein- 
griff in  die  Vertheilung  des  Vermögens  doroh  Stenern  recht- 
fertigen lasse,  darf  endlieh  doch  nicht  ttberseben  werden,  dass  der 
gewöhnliche  Ursprung  des  Privatvermögens  und  Kapitals  in  dem 
früheren  Einkommen  des  Eigenthflmers  liegt  nnd  dass  hier  im 
Grunde  genommen  die  Besteuerung  des  privaten  Eink ommens 
ebenso  in  die  Bildung  und  Vertheilung  des  Privat  Vermögens 
eingreift  wie  die  Vermögensbesteuerung.  Wenn  z.  B.  eine  be- 
stimmte Person  oder  Kategorie  von  Personen  nach  dem  bisherigen 
Stenersystem  rechtlich  oder  nach  der  mangelhaften  Aasfahrnng 
der  Bestenening  fäctisch  keine  oder  keine  genügenden 
Stenern  zahlt,  oder  wenn  überhaupt  die  Gesammtbestenemng 
rechtlich  nnd  factiseh  ungleich  die  Einzelnen  triflft  —  und 
wo  und  wann  that  sie  es  nicht!  —  so  wird  dadurch  natürlich  die 
Höhe  der  freien  Einkommen  der  Einzelnen,  folgeweise  wieder  die' 
Sparfähigkeit  und  schliesslich  die  Grösse  der  neu  gebildeten  Privat- 
vermögen  und  Privatkapitalien  beeinflosst.  Im  einen  Fall  wird  sich 
ein  Minus,  im  anderen  ein  Pins  ergeben,  welches  gerade  anf  die 
das  Einkommen  als  Steuerquelle  treffende  Besteuerung  zurttckzu- 
ftthren  ist.  Auch  darnach  erScheint,  von  allen  anderen,  aus  dem 
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Wesen  der  privatwirthschaftlichen  Einkommen-  und  Vermögens- 
vertheilung  entnommenen  Rechtfertigungsgründen  abgesehen,  die 
Vermögensbesteuerung,  welche  nun  in  dieses  Plus  und  Minus 
corrigirend  eingreift,  rein  ans  dem  Besteuemogsgesicbtspancte 
betraohtety  sehr  wohl  zalässig.^) 

D.  —  §.  374.  Ergebnisg  in  Besag  aaf  die  Wabl  der 

Steuerquelle.  Aus  den  bisherigen  Erörterungen  folgt:  die  nor- 
male volkswirthschaftliche  Steuerquelle  bildet  das  National- 
einkommen, vorbehaltlich  gewisser  Ausnahmefälle,  in  welchen 
auch  auf  das  Nationalvermögen  bez.  Nationalkapital  zurück- 
gegriffen werden  muss  und  darf,  welches  sonst  möglichst  zn  schonen 
ist.  Ans  letzterem  Satz  folgt  aber  noch  nicht,  dass  anch  die 
Besteaenmg  des  Einzel-,  bez.  Priyatyermögens  oder  Kapitals 
nnr  in  jenen  Ansnahmeißlllen  zulässig,  mithin  im  Uebrigen  aach 
nur  das  Einzelein  kommen  die  richtige  Steuerquelle  sei.  Viel- 
mehr ist  zwar  das  Einzel  einkomm  en  allerdings  auch  die  haupt- 
sächliche, aber  selbst  vom  bloss  volkswirthschaftlichen ,  ge- 
schweige, wie  sich  zeigen  wird,  vom  socialpolitischen  nnd  Ge- 
rechtigkeitsstandpnncte  nicht  die  allein  normale  Stenerqnelle, 
wie  dies  wohl  vom  Nationaleinkommen  gesagt  werden  kann. 
Neben  dem  Einzeleinkommen  darf  anch  das  Einzelv  er  mögen 
oder  Privatkapital  als  eine  normal  berechtigte  Steuerquelle 


^  Hin  pnustiaches  Beispiel,  velches  dem  im  Text  hypothetisch  angenommenen 
genau  entqnlöht,  liefert  die  neuere  Geschichte  der  prenss.  directen  Einkoinmen- 
besteoerung.  Bis  zur  Einführung  der  classificirten  Einkommensteuer  im  J.  1851  bestand 
in  Preassen  als  directe  Peisonalsteaer  des  Staats  nur  die  Classensteuer,  deren  höchste 
SteaenStze  in  der  obeistan  Ctoe  48,  96  n.  144  Thlr.  ftr  den  Hanshidt  wafen.  Die 
reichste  Familie  zahlte  nur  ein  solches  niedriges  Maximum.  Durch  die  Befinm  fotm 
.7,  1851  (fies.  V.  1.  Mai)  trat  die  Einkommensteuer  hinzu,  die  alles  Einkommen  Uber 
1000  Thlr.  mit  annähernd  S**/«  belegte.  Angenommen,  eine  Familie  hatte  von  jetzt 
an  100  Thlr.  mehr  an  Einimmmenatener  zn  zaMen,  als  in  den  roransgegangenen 
80  Jdirai  an  0assensteuer  u.  vtreiter  angenommen,  sie  hatte  diese  bisher  jährlich  an 
Steuer  ersparten  100  Thlr.  regelmässig  kapitalisirt,  so  ist  es  klar,  dass  sie  das  der- 
massen  ersparte  ,4^apital''  nur  dem  Mangel  in  der  bisherigen  Gesetzgebung  zu 
▼eidanlnii  liatte.  Ton  1851  an  hStte  man  dann  7om  Standpnnct  dieser  nmlHe  ais 
der  nenen  Einkommensteuer  auch  den  VorwTirf  machen  können,  dass  sie  im  Grunde 
aaf  das  Kapital  der  Fatiiilio  falle,  weil  sie  dessen  l)islieri£re  reg^elmiissige  Zunahme 
lim  100  Thlr.  verhindere.  —  Im  üesetz  v.  1851  blieb  noch  ein  festes  absolutes  Stener- 
maximnm  filr  alles  Einkommen  Ikber  240,000  Thlr.  hinaus  mit  7200  Thlr.  bestellen. 
Erst  durch  die  Novelle  von'  1873  wurde  bestimmt,  dass  fUr  jede  weitere  20,000  Thlr. 
Einkommen  hierülxr  hinaus  je  000  Thlr.  Stenerplns  zuwachsen.  Im  .1.  1876  sind 
12  Personen  hiervon  betrotten  worden,  die  567,000  M.  Steuern  zu  zahlen  hatten,  gegen 
259,200  M.  nach  dem  Ges.  v.  1851.  Dieses  Plus  von  »07,800  M.  wäre  rermiltliUch 
sonst  dem  „Kapital"  dieser  Personen  hinzugewachsen,  jetzt  wurde  die  Summe  auf  den 
Staat  übertragen.  Könnte  man  hier  nicht  anch  ron*  dem  „Nachtheil''  der  Kq>ital- 
Steuer  reden! 
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beMielmet  werden,  flir  deren  %nlAMnge  Beänspraehnng  dann  nnr 

die  Fälle  genauer  nachzuweisen  sind.'') 

III.  —  §.  375.  Weiteres  in  Bezug  auf  reelle  Be- 
steuerung des  Einzeivermögens.  Auf  die  Frage,  in  welchen 
Fällen  das  Einzelvermögen  als  Steaerquelle  benutzt  werden  darf 
und  werden  sollte  ^  geben  die  voransgebenden  Erörterungen  tbeil- 
weise  sehen  eine  Antwort  Diese  Antwort  wird  im  weiteren  Ver- 
laufe, besonders  in  den  Absehnitten  Ton  den  Grundsätzen  der 
Clmehtigkeit  und  vom  Steuersystem,  vervollständigt  werden.  Die 
reelle  Vermögensbesteuerung  ist  in  einer  Hinsicht  verwandt 
mit  der  sogenannten  Progressivbesteuerang,  d.  h.  der  relativ 


*)  Dies  Ergebniss  widerBpricht  der  bisher  flbHchen  Lehre  aUerdings  weteatUch, 

ond  ganz  begreiflich,  da  diese  Lehre  PriFat-  u.  Nationalkapital  gewöhalich  identifioirt. 
So  sagt  z,  R.  Jacob  L  §.  UVl:  ,.dic  Nationalnkononiio  verlange,  dass  weder  die  ganze 
Summe  der  zu  fordeindeu  Abgaben  das  Stamm-  oder  werbende  VermOgeu  der  Nation, 
noch  die  jedem  Einselnen  aufgelegte  Abgabe  desseii  Stamn'-  oder 
werbendes  Vermögen  antaste,  sondern  daas  sie  ron  dem  reinen  Einkommen 
bezahlt  werden  können."  —  Breite  Ausführung-  gepen  di--  Besteuerung  des  Stamin- 
vermögens  mit  Uerbeiziefaung  einer  Menge  anderer  Autoren  bei  M urbar d,  Bcäteucr. 
8.  196  ff.  Ebenso  abweichend  Ran  I,  §.  255  ff.,  aber  mit  einer  Beirelsfllhning,  die 
eben  nur  in  Bezug  auf  das  Nationalkapital  richtig  ist  Hock,  öff.  Abg.  §.  7,  tw- 
kennt  nicht  die  bedingte  Zulässigkeit,  auf  das  Nationalvermögen  in  der  Bestetiornng 
zurückzugreifen,  aber  hält  dem  Einzelnen  gegeniiber  daran  fest,  dass  die  Steuer  nur 
einen  Theil  seines  freien  Einkommens  betragen  dürfe,  S.  HS.  Dmpfenbach  I,  S.  107, 
nie  unbedingt  gegen  Steuer  anf  das  Stammrermögen.  Held,  Eink^t.  S.  ö4  (f.,  17S 
siebt  au<li  eiiir  reelle  Besteuerunjr  des  Einzelkapitals  zu,  geht  aber  aaf  die  Fracrc 
nicht  genauer  ein.  Neumann,  progr.  Eink.st. .  weist  bei  seiner  Empfehlung  einer 
Vermögenssteuer  zum  Zweck  stärkerer  Besteuerung  des  fundirten  Einlcommens  die 
oberflächlichen  Tiraden  von  Murhard,  Lötz,  M.  Wirth  ab,  aber  doch  nnr,  indem 
er  sagt,  eine  nach  dem  Vermögen  bemessene  Steuer  brauche  noch  keinesweg^s  dem 
Vermögens  stocke  entnommen  zu  werden  (S.  ü'.).  Mit  dieser  Kcplik  ist  der  l*'rago 
aber  noch  nicht  Genüge  geschehen,  was  freilich  auch  nicht  möglich  ist,  wenn  Uoter> 
Scheidungen  zwischen  National-  und  Privatkapital  u.  s.  w.  für  mttssig  erklärt  werden. 
Sehr  richtig  weist  dagegen  Schmoller.  Tab.  Ztschr.  XIX.  'VI  iL,  14  nach,  dass  ,.das 
Gebot  der  unversehrten  Kapitalerhaltung  keine  Kegel  für  die  Vertheilung  der  Steuern 
gebe"  und  dass  man  Uberhaupt  (wie  auch  Mill  bemerkt,  der  B.  5,  Kap.  2,  §.  7  meint, 
dass  Stenern,  welche  auf  das  Kapital  fallen,  an  sich  nicht  nodiirendig  rerwerflich 
seien\  gar  nicht  bestimmen  könne,  ob  eine  Steuer  ganz  auf  das  Einkommen  und  gar 
nicht  auf  das  Kapital  falle.  Auch  Schmoll  er  hält  aber,  im  Anschlus.s  an  seine 
Untersuchung  Uber  das  Einkommen,  daran  fest,  dass  „die  üesammtsumme,  welche  der 
Einzelne  an  rerschiedenoi  Stenern  sahlt,  nngefthr  s^em  Einkommen  entqirechen  soll, 
nicht  die  einzelne  Steaer,  sondern  das  Steuersystem  solle  sein  Maass  am  Ein- 
kommen haben",  S.  54.  Wird  dies  wörtlich  genommen,  so  ist  im  Princip  die  reelle 
Besteuerung  des  Privatvermögens  ausgeschlossen,  wenn  man  ja  auch  Schmoller, 
Schäffle  u.  A.  ganz  darin  bestimmen  kann,  wie  flüssig  Einkommen  n.  VermSgea 
im  VerhiUtniss  zu  einander  seien.  —  Stein 's  Stellung  zu  diesen  Fragen  ist  mir  nicht 
klar  geworden.  Seine  willkürlich  abweichende  Terminologie  niul  seine  sonderbare 
Auffassung  des  Kapitals  liindern  ihn  Jedenfalls,  zu  der  klaren  Unterscheidung  von 
National-  ond  Priralkapital  zu  kommen  und  die  Besteoerong  als  ein  doch  wenigstens 
mögliches  (wenn  auch  vielleicht  zu  vorwerfendes)  Mittel  der  Regelung  der  Ver- 
theilung des  Nationalkapitals  an  die  Einzelnen  scharf  mit  ins  Auge  zu  fasseii. 
S.  I,  438  ti.,  458  fl. 
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höheren  Besteuerung  des  grösseren  Einkommens  nnd  mit  der 
stärkeren  Besteaerang  des  sogen,  fandirten,  aas  üesitzreaten  her- 
rührenden Einkommens  und  bildet  namentlich  in  einem  ,,social- 
politischen"  Stenersystem  ein  drittes  coordinirtes  Glied 
dieser  beiden  Stenerarten.  Sie  findet  dann  ihre  Bechtfertignng 
nnd  riclitige  Anwendung  im  Rahmen  eines  solchen  Systems  nach 
den  für  dasselbe  massgebenden  Gesichtspuneten.  Darauf  wird  in 
den  vorgenannten  Abschnitten  mit  eingegangen  werden,  besonders 
in  dem  Abschnitt  vom  zweiten  Grundsatz  der  Gerechtigkeit,  von 
der  Gleichmässigkeit  (§.  417  ff.).  An  dieser  Stelle  gentigt  es  vor- 
läufig Folgendes  hervonnheben. 

Für  die  Frage  der  reellen  VermOgensbestenening  —  Letzteres 
heisst  jetzt  und  im  Weiteren  regelmitosig  die  Bestenmng  des 
Einzel-  oder  Privatvermögens,  im  Unterschied  yon  derjenigen 
des  Volk 8 Vermögens  und  umfasst  begrifflich  die  Kapital- 
besteuerung mit  —  ist  nun  öfters  der  Ursprung  des  Vermögens, 
sodann  der  Zweck  desselben,  endlich  auch  wohl  wieder  die  Ver- 
wendung des  Steuerertrags  zu  unterscheiden.  Danach  gestaltet 
sich  auch  vom  Standponcte  des  Tolkswirthscbaftlichen  Prodnctions- 
interesses  das  Urtheil  Aber  die  VermtfgeBsbesteaerang  verschieden. 
Scilltlsse  und  Forderungen,  welche  rem  Standpuncte  des  Tolks- 
wirthschaftliehen  Vertheilungs-  und  socialpolitischen  Inte- 
resses aus  gezogen  werden,  werden  dadurch  theils  unterstützt, 
theils  berichtigt. 

A.  —  §.  376.  Die  Vermögensbesteuerung  und  der 
Ursprung  des  Vermögens.  In  Hinsicht  des  Ursprungs 
des  PriyatvermOgens  erweist  sich  gerade  auch  für  Steuertragen, 
zumal  für  solche  der  Vermtfgenshesteuerung,  die  frflher  schon 
liervorgchobene  Unterscheidung  zwischen  dem  im  eigentlichen 
Sinne  „ökonomisch  verdienten",  aus  eigener  Arbeit  und 
Ersparung  herrührenden  und  dem  ohne  eigene  persönliche  Leistung 
,, zufällig**  erlangten  Vermögen  oder  Vermögens werth  so  wichtig 
(§.  3dd.)«^)  Besonders  ist  bei  der  zweiten  Kategorie  der  Con- 
junctnrengewinn,  der  Spielgewinn  und  die  Erbschaft 
auch  für  die  Steuerfragen  hervorzuheben. 

1)  Gerade  im  Werthe  des  PrivatvermOgens  (G-rund- 
und  Hanseigenthum,  stehende  Kapitale  der  Production, 

*)  Die  geiunere  Begründung  dieser  Unteischeidimg  in  meiner  Chnndleg.,  bes. 
in  d.  3.  Aufl..  §.  63— Sl .  oder  2.  Haaptebsehn.  fkber  „d.  Leben  der  EinxelwirOacIi.  in 
der  YoUEBwirtbsch.  \  6.  80  tt. 
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Werthpapiere)  kommt  die  Conjunctur  eminent  zur  Geltung: 
häufig  und  andauernd  auch  Werth  erhöhend.  Der  ihr  zu  ver- 
dankende WerthznwachS;  ebenso  wie  der  Spielgewinn  und  die 
Erbsehaft,  sind  an  sieh  and  ihren  Beträgen  naeh  oft  besonders 
geeignete  Stenerqnellen.  Ob  nnd  wieweit  sie  als  solche  benntst 
werden  sollen,  wird  sieh  mit  Recht  m  erster  Linie  nach  der  Be- 
urtheilung  der  socialökonomischeii  Bedeutung  jener  drei  Verhält- 
nisse richten.  Nach  der  in  der  „Grundlegung''  näher  begründeten 
Theorie  bildet  namentlich  der  Conjuncturengewinn  ein  Object, 
welches  durchaus  nicht  als  Steuerquelle  unbenutzt  gelassen  werden 
darf.  Auch  das  volkswirthsehaftliehe  Prodoctionsinteresse  sprieht 
nioht  gegoi  eme  Bestenerong  dieser  Qnelle.  Bei  dem  Coiynnc- 
tarei^winn  macht  allerdings  häufig  die  Ansseheldang  desselben 
von  dem  „normalen'^,  der  hineinverwandten  eigenen  Arbeit  nnd 
dem  hineingesteckten  eigenen  Kapital  entsprechenden  Werth  im  Ge- 
sammtwerth  eines  Werthobjects  (Grundstücke,  Gebäude)  Schwierig- 
keiten. Diese  lassen  sich  aber  mit  der  für  alle  solche  Verhältnisse 
genügenden  Grenanigkeit^  einzeln  ttir  jedes  Object  oder  nach  Sehe- 
maten  kategorieenweisOi  lOsen,  nm  den  ungefähren  Betrag  des 
Ooignnctnrenwerths,  welcher  als  Stenerqnelle  (nnd  eTentoel!  zugleich 
als  Bemessnngsgrundlage)  gelten  mnss,  festzustellen. 

2)  Beim  Spielgewinn  (Lotterie)  gelegentlich,  bei  der  Erb- 
schaft allgemeiner  hat  die  Praxis  diese  Quellen  auch  bereits 
besteuert.  Die  Theorie  kann  dies  nur  rechtfertigen.  Sie  hat  die 
Aufgabe,  die  Erbschaftssteuer  noch  principieller  socialökonomisch 
zu  begründen,  indem  sie  sie  in  organische  Verbindung  mit  dem 
ganzen  Erbrecht  bringt  und  in  ihr  eigentiich  nur  einen  Erbantheil 
des  Staats,  als  höchsten  Vertreters  der  Volksgemeinschaft,  sieht, 
wie  dies  in  neueren  wissensehaftlichmi  Arbeiten  mit  Erfolg  ge- 
schieht, ^^j  Die  Einwendungen,  welche  vom  8taudpunct  des  Pro- 
ductionsinteresses  häufig  gegen  die  Erbschaftssteuer  gerichtet 
werden,  weil  dieselbe  vermeintlich  die  Bildung  des  „Kapitals" 
gefihrde,  sind  wenigstens  einer  solchen  Steuer  2:egenUber  hinfällig, 
welche  sich  bei  der  gerechtfertigten  principiellen  Festhaltnng  des 
Erbrechts  selbstverständlich  in  vemflnftigen  Sehranken  halten  und 
angemessen  geordnet  sein  muss.    Sie  beruhen  ausserdem  öfters 

Für  die  Conjunctarenn-ewinne  balie  ich  das  in  der  Grandlegf.  schon  aosgeflUirt, 
§.  76  Note  8  ia  beiden  Auflagen.    S.  unten  §.  47a  it. 

")  YoTtreffl.  bes.  in  v.  Sclieers  ErbsGbälssteaem  u.  Eibiochterefonn,  2.  AnlL 
Jena  1878:  s.  auch  des 8.  rolksvirthscli.  Bemerk,  z.  Befonn  des  Erbrechts,  in  Hirth's 
Annalen  1877  S.  97. 
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wieder  auf  der  unrichtigen  Identificirung  von  National-  und  Privat- 
kapital. Von  massigen  Erbschaftssteuern,  auch  bei  Erbschaften 
unter  nächsten  Verwandten,  und  zum  Theil  gerade  bei  ihnen, 
lässt  sich  sogar  annehmen,  dass  sie  die  Sparsamkeit  eher  befördern. 

B.  —  §.  377.  Die  Yerml^gensbesteaerang  und  der 
Zweek  des  Vermögens.  Naoh  dem  Zweek  des  Vermögens 
ist  vor  Allem  wieder  Gebranehs vermögen  nnd  Kapital,  in 
erste  rem  eventuell  weiter  Verbrauchs-  und  Nutz  vermögen,  in 
letzterem  umlaufendes  und  stehendes  Kapital  auch  für  die 
Steuerfragen  zu  unterscheiden. 

Nach  dem  richtig  erweiterten  Einkommenbegriff  muss  über- 
haupt der  „Gennss^^  bez.  selbst  die  blosse  „Gennssmögliehkeit'^, 
welche  ans  dem  Nntzvermögen  gezogen  werden  können,  mit  im 
„Einkommen*'  angeeehlagen  werden.  Das  fahrt  folgerichtig 
anch  bei  blosser  Einkommenbestenemng  zn  einer  entsprechenden 
Berücksichtigung  dieses  „Einkommentheils"  in  der  Stener. 

1)  Eine  Vermögensbesteuerung  des  Gebrauchs  Vermögens  ist 
sonst  gewöhnlich  nur  eine  Form  der  Einkommen-  (eventuell  der 
progressiven  Einkommen  )  Besteuerung,  wobei  das  Vermögen 
beabsichtigtermassen  nnd  thatsächlich  nicht  Steaerqnelle,  sondern 
Steuerobject  (Bemessnngsgrnndlage)  ist.  Ansnahm^Ule,  wo  eine 
solche  Stener  eine  eigentliche  Vermögensstener,  das  Vermögen 
Stenerqaelle  wird,  sind  indessen  nicht  unmöglich  und  z.  B.  in 
Kriegssteuern  auf  oder  aus  8ilbergeräth  vorgekonmien.  Auch  kann 
eine  Besteuerung  des  Gebrauchsvermögens,  speciell  z.  B.  wieder 
des  Nutzvermögens,  wie  etwa  des  Bodens  von  Parks,  Jagdgründen, 
wohl  die  Tendenz  verfolgen,  als  eigentliche  Vermögensstener  oder 
wenigstens,  was  ja  annähernd  dasselbe  ist,  als  besonders  hohe 
Einkommenstener  mit  zn  wirken,  um  eine  im  allgemeinen  Interesse 
gelegene  nutzbarere  Verwendung  des  Vermögens  (Bodens)  herbei- 
zuführen.  Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit  einer  solchen 
Steuer  ist  wieder  nach  allgemeinen  sociaiökonomischen  Gesiehts- 
puncten  zu  prüfen. 

2)  Für  eigentliche  allgemeine  Kapital  steuern,  weiche  einen 
Theil  des  Privatkapitals  und  zwar  des  wirklich  „eigens  erwor- 
benen^' Kapitals  einer  besteuerten  Person  aui'  den  Staat  ttbertragen, 

tirundleg.  §.  b4.  Nam.  ächmoUer,  Lehre  v.  Eink.,  TUb.  Ztschr.  1863  S.  53. 
Hält  man  diesen  Eink.begrilf  fest,  so  ist  Neamann's  Motirining^  besonderer  Ver- 
■Ogenssteaem  zur  Besteuerung  von  VermOgensanlagen  in  Luxussachen  u.  dgl.  keine 
ausreichende  princip.  Begründung,  progr.  Kink.st.  S.  186,  286,  Man  kann  sich  dafttr 
Aur  aui'  die  steuertechnische  üpportouitüt  beruieu. 
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ist  auf  die  früheren  Bemerkungen  über  die  bedingte  Berechtigung 
auch  solcher  Steuern  Bezug  zu  nehmen.    Die  im  nächsten  §.  fol- 
gende Ausltihrung  über  eigentliche  Besteuerung  des  Privatvermögens 
bei  gewissen  Zwecken  der  Verwendung  des  iSteuerertriigg  betrifft  • 
Tornemlich  diese  ^^Kapitateteaern'^ 

3)  „Partielle"  Vemagenseteaera  (f.  488  C),  welche  «if 
einzelne  Theile  des  GebraaehsTermögens  (LaixnMurtikel)  oder 
des  Kapitals  einer  WirtlMicbaft  gelegt  werden,  sind  sonst  wiedenin 
regelmässig  nur  nominelle  \'ermögens  - ,  reelle  Einkommen- 
( Ertrags-  u.  s.  w.)  Steuern.  Auch  sie  können  eventuell  die  Tendenz 
verfolgen,  die  Einkommenverwendung  und  die  Vermögensanlage 
von  gewissen  Richtungen  abzulenken. 

C.  —  §.  378.  Die  Vermögensbestenernag  and  die 
Verwendangszwecke  des  Stenerertrags.  Nach  solchen 
Zwecken  sind  für  die  TolkswirthschafUiche  Benrdieilang  der  Zo- 
lässigkeit  der  eigentlichen  Vermögensbesteuemng  wohl  folgende 
drei  zu  unterscheiden ;  die  Verwendung  zur  Deckung  der  laufen- 
den öffentlichen  Ausgaben,  besonders  des  sogen.  Ordiua- 
riums;  die  Verwendung  zur  Deckung  von  Ausgaben  für  ausser- 
ordentliche iStaatskatastrophen,  besonders  fttr  Kriege; 
die  Verwendung  zu  Ausgaben  fttr  grosse  Reformen  im  Staata- 
nnd  WirÜiBchaltsweeen,  besonders  ftir  solche  zur  Hebung  der 
unteren  Classen  des  Volks. 

1)  Ftlr  den  ersten  Zweck  wird  stets  zuerst  und  zumeist  die 
Einkommenbesteuerung  dienen  müssen.  Die  Mitbenutzung  von 
eigentlichen  Vermögenssteuern  hierfür  wird  sich  nach  dem  Character 
und  der  Zusammensetzung  des  ganzen  Steuersystems  zu  richten 
haben,  namentlich  wieder  danach,  ob  und  wie  weit  socii^politiBebe 
Gesiohtspuncte  in  der  Besteuerung  anerkannt  werden. 

S)  Für  Kriegs-  und  fthnliche  Zwecke  darf  dagegen  die  Ver- 
mögensbesteuerung, besonders  der  reicheren  Classen,  mit  in  den 
Vordergrund  geschoben  werden.  Durch  sie  kann  hier,  wo  es  sich 
regelmässig  um  schwere  materielle  Opfer  des  Volks  handelt,  die 
Last  derselben  sehr  passend  auf  die  kräftigsten  Schultern  gelegt 
werden.  Diese  Kreise  vermögen  auch  den  wirklichen  Rückgang 
ihres  Vermögens  noch  leichter  zu  yersohmerzen  und  ihn  bei  ihrem 

^  Die  ganze  Finge  hat  eiuige  Aebnlicbkeit  mit  der,  ob  statt  gewOhiU.  Steuern 
Sttttssehnldeii  znr  Dednmg  des  Finansbedufii  be&iitzt  ▼eiden  doifen.  Aach  hier  ist 
nach  der  Yerwenduiig  der  Ausgabe  za  specialisiren.  Die  dritte  im  Text  genannte 
Verwendung  kann  unter  den  BegriATeinerstaatswirthsdi.  Kapitalanlage  faUen.  S.  Finanzv* 
1,  1.  A.  §.  41  a  H.,  §.  S2e  tf.,  2.  A.  §.  55,  5s  Ii. 
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hübeien  Einkommen  und  ihrer  günstigeren  ökonomischen  Lage 
dnrch  vermehrte  Sparsamkeit  und  grössere  Productivität  noch  am 
Ehesten  wieder  auszugleichen.  Namentlich  kann  hier  die  Ver- 
mögensbesteuernngy  ebenso  wie  eine  hohe  Einkommenbestouerung, 
auch  in  wflnacheiisweither  Weise  die  Aufnahme  von  Staatsschulden 
entbehrlicher  machen. 

3)  Ebenso  wfirde  der  dritte  Verwendungszweck ,  wenn  er 
von  entsprechendem  Erfolge  begleitet  sein  soll,  gerade  reelle  Ver- 
mögenssteuern auf  die  Besitzenden  rechtfertigen.  Es  würde 
dadurch  öfters  nur  ein  Theil  dessen,  was  diese  Classen  für  sich 
dnrch  Druck  auf  die  Löhne,  durch  Ausnntssung  von  Conjuncturen, 
die  ihnen  gewöhnlich  allein  möglich  ist,  an  Vermögen  (Kapital) 
erworben  haben,  auch  häufig  nur  ein  Thdl  dessen,  was  ans  Zeiten 
andrer  Rechtsordnung  (der  Unfreiheit  des  unteren  Volks,  der  Privi- 
legien, der  Beschränkung  der  freien  Goncurrenz  zu  Ungunsten  der 
Arbeiter  u.  s.  w.)  herrührt,  den  unteren  Classen  in  solcher  Form 
zurückgegeben.^'')  P^ine  reelle  Verminderung  des  Nationalver- 
mögens brauchte  bei  richtiger  Verwendung  solchen  Steuerertrags 
zu  Beformen,  welche  die  Productionskraft  und  Productionslust  jener 
Classen  heben  und  ihnen  durch  veränderte  Vertheilung  des  Ein- 
kommens grössere  freie  Einkommen  und  damit  vermehrte  Spar- 
ffthigkeit  zuftthren,  durchaus  nicht  die  Folge  einer  solchen  Ver- 
mögensbestenernng  zn  sein.^*^) 

IV.  -  §.379.  Das  Einkommen  als  Steuerquelle.  Die 
hauptsächliche  normale  e  i  n  z  e  1  wirthschaftliche  Öteuerquelle 
bleibt  indessen  doch  immer  das  Einzel  ein  ko  m  m  en.  In  der 
reellen  Besteuerung  desselben  verwirklicht  sich  auch  meistens  zu- 
gleich die  richtige  Benutzung  der  normalen  volkswurthschaftlichen 
SteuerqueUe,  des  Nationaleinkommens.   Wie  zu  diesem  Zweck 

^)  Held 's  BcwcisfOlii.  f.  höhere  Besteuer.  der  reicheren  Classen  statt  der  Auf- 
nahme von  Staatsächulden  filt  hier  specieil  auch  fttr  dea  im  Text  hesprocheneu  Fall. 
S.  s.  £iiik.8t  S.  150  £ 

^)  Hier  hän§^  die  Frage  mit  den  VefhlltniSBeD  der  geschichtfiehea  ffilduug  des 
Privatkapitals  und  des  prifaten  Gnuideigenduima  zusammen.  8.  meine  Grondleg. 
300  ff.,  Hl 5  fl 

Stein'ü  (I,  39Ü)  Betonung  der  nothwendigen  Keprodactivität  alier  Steuern 
in  den  Leistungen  des  Staats,  —  eine  Lehre,  irddie  ftr  uns  keiner  besondem  Ans- 
i'Uhruog  beiaff,  da  sie  <:iii*'  blü^sc  CoiKse(iueiiz  unserer  Auffassung  der  VoIksviitiMchaft 
als  der  organischen  Verhinduii|ij  dor  (iemcin-  u.  PrivatwirthscJiaft  ist,  —  )S88t 
aicii  hier  specieil  auf  den  im  Text  besprocheneu  Fall  anwenden. 

")  So  auch  ßau,  I,  §.  257.  „Die  Steuerfähigkeit  d.  Bürger  beruht  hauptsächlich 
auf  ihrem  Einkommen  u.  d.  Steuern  sollen  soviel  als  möglich  nach  d.  Verhilln.  des 
lUinkommenä  vertheilt  werden''  — :  KauV  dritter  UMptgrondsatz  des  Sceiienreeeiu 
nach  der  „Allgemeinheit"  und  „Uleichföruiigkeit''. 
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der  Einkommenbegi  itV  zu  lassen  ist,  das  hat  die  Finanzwissenschaft 
aus  der  theoretischen  NationalökoDomie  zu  entnehmen.  Die  Con- 
seqnenzen  für  die  £iDriehtung  derjenigen  Besteuerung^  welche  die 
Benntsung  des  EÜnzel-  nnd  Nationaleinkommens  als  Stenerqnelle 
dorchfUiren  will,  sind  alsdann  in  dem  späteren  Hauptabschnitt 
Tom  Steuersystem  und  yon  den  Hauptarten  der  Besteuerung  und 
iu  der  speciellen  Steuerlehre  zu  ziehen. 

An  dieser  Stelle  ist  aber  noch  auf  einen  verhängnissvollen 
Irrthum  hinzuweisen,  welcher  in  der  Steuertheorie  in  Bezuj^  auf 
das  iiEinkommen^',  insbesondere  auf  das  Nationaleinkommen  als 
Steuerquelle  wieder  namentlich  in  Folge  der  unklaren  Vermengung 
des  einzel-  und  YolkswurthschaiUiohen  Standpunets  entstanden 
ist  Auch  Bau  ist  davon  nicht  frei  geblieben.  Die  Berichtigung 
dieses  Irrthums  ist  bereits  in  der  ,^OrundIegung^'  vorgenommen 
worden,  auf  deren  nähere  Ausführungeu  über  Ertrag,  Kosten  und 
Einkommen  und  über  die  Anwendung  dieser  Kategorieen  auf  die 
Einzel-  und  die  Volks wirthschaft,  den  Einzelnen  und  das  Volk 
hier  Bezug  zu  nehmen  ist.^*') 

A.  —  §.  380.  Das  Einzeleinkommen  als  Steuer- 
quelle. Zunächst  hat  man  ein  „reines  Einkommen''  des 
Einzelnen  construirt,  welches  wenigstens  da,  wo  das  Einkommen 
aus  Lohn  und  Gewerbsverdienst,  im  Unterschied  zu  Grund- 
und  Kapitalrente,  herrühre,  sich  erst  nach  Abzug  des  noth- 
wendigen  („körperlichen")  und  sogar  des  „standesmässigcn"  Unter- 
haltsbedarfs ergebe  (Rau).  Auch  dieser  Abzjigsposten  wurde  zu 
den  „Erwerbskosten''  gerechnet  und  erst  dies  ^^reine''  Einkommen 
sollte  die  Steuerquelle  sein:^)  eine  Theorie  der  sogen.  „ Ueb er- 
sehn ssbesteuerung'',  wie  sie  Neuere  dagegen  polemisirend  ge- 
nannt haben.  Jenes  „reine''  Einkommen  wtirde  beim  Lohnarbeiter 
und  kleineren  Gewerbsmann  oft  Null  oder  fast  Null  betragen.  Bei 
dem  Renteneinkommen  wird  von  Rau  und  Anderen  die  Zulässig- 
keit  eines  solchen  Abzugspostens  dagegen  bestritten.  Indessen  ist 
gegen  diesen  Abzug  auch  bei  dem  Einkommen  aus  Lohn  und  Ge- 
werbsverdienst einzuwenden,  dass  an  und  tlUr  sich  auch  die 
Steuerzahlung,  die  Bedingung  für  die  Leistungen  der  Zwangs- 
gemeinwlrthsohafien,  vor  Allem  des  Staats,  zum  notiiwendigen 

S.  Note  12. 

Auch  hierüber  bes.  Schmoller's  gen.  AbhaudL,  lueiüe  Qnmdleg.  §.  82 — bb. 
*^  S.  Rau,  Fln.  I,  §.  259  £  und  die  Replik  gegesk  Schiffte  und  Schmoller 
eb.  S.  447.   Aucb  Rau,  VoIksv.schJM  8.  Anll.,  §.  245  C   Degcq^  meine  Gmndleff. 
§.  83,  88,  ScbjnoUer  a.  a.  0.  S.  38. 
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Ansgabebetrag  gehört  und  diese  Leistungeii  mit  in  den  „notb- 
wendigen  Unterbaltnngsbedarf'  jeder  Person  eingereebnet  werden 
mtlBsen.  Ob  den  Personen  mit  blossem,  znmal  niedrigem  Arbeits- 
einkommen, speciell  den  blossen  Lohnempfängern  (Arbeitern;  trotz- 
dem Steuerfreiheit  oder  eine  Erleichterung  in  der  Besteuerung  zu 
gewähren  ist,  moss  nach  anderen  Rücksichten  entschieden  werden: 
prineipiell  aus  dem  Wesen  der  reellen  „Ei.nkommen''besteue- 
mng  folgt  es  nieht.'^)  Es  bat  sieh  wohl  namentlieh  danach  zu 
richten,  ob  neben  dem  rein  finanziellen  ein  socialpolitiscber  Gesichts- 
punet  als  berechtigt  anerkannt  wird.  Als  Frage  vom  „steuerfreien 
Existenzminimum''  und  von  der  richtigen  GleichmUssigkeit  der 
Besteuerung  wird  darauf  in  den  Abschnitten  von  den  Postulaten 
.  der  Gerechtigkeit  mit  eingegangen  werden  (§.  405). 

Hier,  wo  es  sich  um  Feststellung  der  Steuerquelle, 
noch  nicht  um  die  Regeln  für  die  SteuerTertheilung  handelt^ 
mnss  das  ganze  Einkommen  emer  Person  als  die  richtige 
(e  i n z e  1  wirthschafUiehe)  Stenerqaelle  bezeichnet  werden.  Dies 
ist  auch  beim  Arbeiter  nnd  Gewerbsmann  bereits  „reines'^  Ein- 
kommen (eine  beim  „Einkommen"  überhaupt  besser  zu  vermeidende, 
auf  den  „Ertrag"  als  Gegensatz  zum  Rohertrag  zu  beschrankende 
Unterscheidung).  Dies  Einkommen  besteht  vornemlich  in  dem 
Reinertrag  der  bezüglichen  Ertragsquelle  (Arbeit,  Unternehmung, 
Besitz),  d.  h.  in  dem  Werthrest  des  Rohertrags,  weicher  nach 
Abzug  der  Gewinnangskosten  bleibt  Diese  „Kosten*'  umfassen 
die  „natarliehen''  oder  „volkswirthschafUiehen'S  welche  itlr  Nie- 
manden ein  Einkommen  bilden,  und  die  das  Einkommen  solcher 
Dritter,  welche  mit  ihrer  Arbeit  oder  ihren  Productionsmitteln 
bei  der  Ertragsgewiunung  betheiligt  sind,  bildenden  „Kosten". 
Diese  letzteren  „Kosten^'  sind  aber  dann  wieder  die  Stenerquelle, 
weil  eben  das  „Einkommen"  dieser  dritten  Personen  und  in  der 
That  nur  (einzelwirtbsehaftlich)  „Kosten"  ftir  Jenen,  welcher  sie 
aus  dem  Erträge  seiner  Unternehmung  u.  ^.  w.  bestreiten  muss, 
nicht  im  Tolkswirtbschaffliehen  Sinne  „Kosten"  für  das  Vdik 
als  Ganzes.**) 

B.  —  §.  381.  Das  Volkseinkommen  als  Steuerqu eile. 
Wegen  Mangels  dieser  Unterscheidungen  sind  nun  noch  grössere 


**)  So  auch  Schmoller  a.  a.  0. 

**)  Ueber  die  „Kosten"  nach  diesen  ?eischied.  Gesicbtspuncten  Giundleg.  §. 

83,  bes.  in  der  2.  Auflage. 

A.  Wagoflr,  FiuauKWisaenechaft.  U,  17 
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Irrfhilmer  binsiclitlioh  der  Stenerqnelle  enstanden,  welche  im 

Volkseinkommen  liegt  Die  wahre  Stenerqnelle  ist  hier  der  das 
Volkseinkommen  bildende  Reinertrag  der  Volks wirthschaft, 
welcher  sich  nach  Abzug  bloss  der  natürlichen  oder  volks- 
wirthschat'tlichen  Kosten  vom  Rohertrage  ergiebt.  Man  hat  aber, 
in  ConBequenz  der  soeben  berichtigten  Aaffiassimg  des  ,,reinen'' 
Binkommens  als  einzelwirtliachafUieher  StenerqueUe,  auch  hier  ein 
„reines''  Volkseinkommen  constmiren  und  dies  als  Stener- 
qnelle bezeiehnen  wollen,  welches  sieh  erst  nach  Abzng  des 
Lebensbedarl's  (körperlichen  und  standesgemässen  Unterhalts- 
bedarls)  der  Arbeiter  und  Unternehmer  ergebe. 

vSo  entsteht  implicite  wieder  die  Lehre  von  jener  „Ueber- 
schttssbesteuerung'%  wo  die  volkswirthscbattliche  bteuerquelle 
wesentlich  nur  in  Zms,  Rente  und  (höherem)  Unternehmergewinn 
der  Emzelwurthschatten  bestilnde.  Die  Gonsequenz  dieser  Ansicht 
wäre  z.  B.,  dass  bei  einem  sehr  allgemeinen  nnd  erheblichen 
Steigen  der  Arbeitslohne  nnd  der  ahnliehen  Einkommen  der  kleinen 
Unternehmer  auf  Kosten  des  Kapital-  und  sonstigen  Untemehmer- 
gewinns  jene  v o lks wirthschaftliche  Steuerquelle  immer  geringer 
wtlrde.  Und  ein  solches  Steigen  ist  doch  als  möglich  zuzugeben; 
es  handelt  sich  ja  bei  „Lohn^^  und  ,,Kapitalgewinn''  überhaupt 
nur  nm  die  Formen,  in  welchen  sich  der  volks wirthschaftliche 
Reinertrag  als  Emzdeinkommen  unter  die  bei  der  Prodnction 
betheiligten  Personen  nnd  Eigenthttmer  der  Prodactionsmittel  ver- 
theilt.  In  jener  hier  angegriffenen  Lehre  wird  ab^  selbst  der 
„standesgemässe"  Unterhaltsbedarf  des  Arbeiters  und  Gewerbsmanns 
als  Abzugsposteu  angesehen.  Die  hier  gezogene  Gonsequenz  zeigt 
practisch  die  Unhaltbarkeit  der  „Uebcrschussbesteuerung". 

Auch  wissenschaftlich  ist  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Aut- 
fassnug  aber  nach  dem  Entwickelten  unrichtig.  Gerade  das,  was 
hier  als  Abzngsposten  zur  Gewinnung  eines  fUscblioh  soge- 
nannten „reinen*'  Volkseinkommens  betrachtet  wird,  ist  normal  der 
Hauptposten  des  Volkseinkommens  selbst:  eine  um  so  höhere 
Quote  desselben ,  je  weniger  ungleichmässig  sich  das  Volksein- 
kommen und  Volksvermögen  (Grundbesitz,  Kapital!)  im  Volke 
vertheilt.  Die  practische  Unmöglichkeit,  diesen  Hauptposten  des 
Volkseinkommens  ganz  steuerfrei  zu  lassen ,  zeigt  sich  u.  A.  in 
der  bei  den  modernen  Völkern  allgemein  verbreiteten  hohen  Ver- 
branobsbestenerung  wichtiger  Lebens-  und  Gennssmittel.  Es  ist 
nur  eine  Inconsequeoz  der  Vertreter  der  Ueberschnssbesteueruug, 
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wenn  sie  solehe  Stenern  von  ihrem  Standpnnete  ans  niebt  nnbe- 

dingt  verwerfen,  was  sie  meistens  nicht  thun,  aber  eigentlich 
thau  müssteD. 

4.  Abschnitt. 

II.  YolkswirÜiscbAftUclie  Frinciiiien« 

B.  Berücksichtigung  der  Wirkongen  der  Bestenemng,  insbesondere 
der  vertohiedenen  Stenerarten,  auf  die  Steuerzahler  und  allgemeine 

Lehre  von  der  Stenertiberwälsung. 

Wie  im  Text  gezeigt  wird,  hat  man  es  hier  vornemlich  mit  Problomeu  zu  thun, 
welche  Specialfälle  der  allgemeinen  nationalökonomischen  Lehren  von  der  Verthei- 
laug  des  Nationaleinkommens  als  Eiuzeleinkommen  an  die  Sabjecte  der 
Einxelwirthschaften  und  ron  der  Bildung  der  Kosten  und  Preise  der  Sach- 
gttter  u.  Dienstleistungen  betreffen.  Es  ist  daher  zunächst  auf  die  bezflgUclM 
Literatur  zu  verweisen.  Die  bedeutendsten  hierhergehörigen  Arbeiten  über  Einkommen- 
vertheilung,  Kosten-  u.  Preistheorio  rühren  von  Ricardo  u.  Hermann  her,  deren 
beztlgliche  Lehren  ein  bleibender  Gewinn  der  natök.  Wissenschaft  geworden  sind. 
S.  bes.  Ricardo,  Ptinc,  Kap.  1  u.  2:  Hermann,  staatoviithscli.  Untonncli.,  2.  A. 
Abh.  6  —  9.  Wenn  auch  mit  einzelnen  Modificationen ,  so  dorli  im  Ganzen  überein- 
stimmecd  mit  diesen  Aatoron  haben  die  neueren  Theoretiker  diese  Lehren  daig^el-  L^f. 
S.  u.  A.  Mill,  Grunds.  B.  2,  Kap.  3,  4,  9 — 16,  Buch  5,  Kap.  1 — 5.  —  Kau,  Voikb- 
wirthschafltslehre,  8.  Aufl.  I,  S.  IUI  If.  oder  3.  Buch:  „Vertheilung**.  —  Bosoker, 
System  I.  14.  Aufl.  B.  2.  Kap.  2  u  B.  3.  —  Schäffle,  gesellsch.  Syst.,  3.  Aufl.  I, 
§.  91  If.,  II,  §.  28(5  II.  —  V.  Maii-üldt,  Grundr.,  2.  Aufl.  v.  Kleinwächter,  §.  62 
bis  74,  §.  85—133.  —  Ausserdem  auch  passim  Schäffle,  Thuor.  d.  ausschliessenden 
AbsstsfOElilltaisBe,  Tllb.  Zlsolur.  1867  n.  selbständig.  —  Ueber  dss  gante  Verthei- 
lungsprohlem  mit  Rücksicht  auf  die  Rechts basis,  auf  der  es  sich  realisirt,  und 
auf  die  socialpolit.  Seite  s.  ebenfalls  Schäffle.  passim  ainh  im  See.  u.  KapitaJisui. 
u.  im  Soc.  Körper,  dann  Rodbertus,  z.  Erkeuutu.  uns.  ätaatäwirthäch.  Zustände  u. 
«Sociale  Frage**  1875,  u.  meine  Gnmdlog.,  bes.  Kap.  2  u.  3  (in  der  2.  Aufl.  in  der 
1.  Abth.)  u.  Kap.  5  (eb.  Abth.  2).  Alan  muss  sich  för  die  üeberwälzungslehre  die 
Kechtsbasis  des  Verkehrs,  bei  uns  heutzutage  also  die  „freie"  Eigen thams-  und 
VertragaorduQug,  beständig  ebenso  vergegenwärtigen,  wie  die  technischen  und  ökono- 
fldteliea  Bodiagiingen  der  Pradnetion. 

Die  Anwendung  der  Lehrsätze  der  thcorct.  Nationalökonomie  Uber  Vertheilung, 
Kosten  u.  Preis  auf  die  einschlagenden  Puncte  der  Sieucrlchn: ,  d.  h.  vor  Allem  auf 
den  Uaupttheil  der  Ueberwälzungslehre  ist  in  der  Literatur  theils  wieder  in  den  alige* 
BOinen  natSk.  Worlmi,  ÜmÜs  in  dan  besondoren  Schrillen  über  FinMutwisBenscliaft 
und  Besteuerung  erfolgt.  Aus  dem  ersten  Zweige  sind  bes.  sa  nennen:  A.  Smith, 
Wealth  of  nations,  b.  V,  ch.  2,  part  2.  —  Ricardo,  Princ,  ch.  9  —  18  u.  29  (das 
Schärfste  und  Bedeutendste  in  Bezug  auf  üeberwälzungSFerhältuisse).  —  Mill,  b.  V, 
ch.  2 — 5.  Diese  wie  ride  andeie  engüsdie,  fruisM.  n.  Italien.  Antoien  baluadeln  in 

Bnn  war  ein  Hauptvertreter  der  hier  berichtigten  Steueitlieorie.  Er  hat  die 
Auffassung  von  Schäffle  u.  Schmoller,  welcher  letztere  sich  namentlich  an  den 
Hermann 'sehen  Einkouimenbegritf  anschloss  u.  dessen  Gonsequenzen  fOr  die  Steuer- 
lehre am  Schärfsten  zog,  in  d.  Bemeik.  S.  447  der  8.  Anfl.  nicht  widerlegt.  S.  anch 
für  die  ganze  Streitfinge  noch  Held,  Einlest  Kap.  4.  —  Das  ToUe  Yerständniss  for 
alle  diese  Puncto  erhält  man  erst,  wenn  man  mit  Rodbertus  vom  Begriff  des 
Nationaleinkommens  ausgeht  und  in  Lohn,  Zins,  Rente  nur  die  durch  das  Recht 
bestimmten  Antheile  an  diesem  Einkomfl&en  erkennt.  Vgl.  Rodbertus,  zur 
Eikenntniss  nnserer  staatswirthacli.  Znstftnde,  1842. 
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ihren  Untersachongen  über  Bdsteuenmg  und  bes.  Uber  die  einzelnen  Steuerarten  mit 
Vorliebe,  mitunter  fast  aottcUiMsUcli  die  UebenrilznngsfoigeiL  So  o.  A.  Micli 
Canard  a.  a.  0.  S.  145. 

Die  finanzviaa.  Scbiiften  beiahien  iiaMiL  die  Uebenrihnng  alle,  mr  meiir  oder 

weniger  scharf  u.  eingehend.  Hervorznheben  sind:  Rau,  I,  §.  267 — 274,  bes.  klar 
n.  in  den  Resultaten  wohl  richtig.  —  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  II,  7S  —  9S.  — 
(iar  zu  dürftig:  Dmpfeubach  §.  60.  —  Eine  gute  Tenninologie,  die  icli  grossen- 
theils  angenoomeA  habe,  n.  trelfeiide  BemeiliiDgen  bei  Hoelt,  AbgM  §.  15  xl  tü,  — 
J.  G.  Hoffmanil,  L.  v.  d.  Steuern,  S.  57  If.  —  Parieu,  imp6t,  I,  6Ü  ff.  (gut).  — 
Loroy-Beaulieu,  Fin,  I,  WH),  722  (sog-en.  inoidence.  repercussion ,  difTu^ioii). 
Die  umfassendste,  mir  beliannt  gewordene  neuere  Arbeit,  eine  kritische  Re?isiou  der 
ganzen  Lehre,  ist  A.  Held'f  Aiift.  ^  Lelkit  T.  d.  Ueberwilz,  d.  Stenern**,  ToK 
Ztschr.  1868  (XXIV),  S.  421—495.  Held  beginnt  nur  mit  einer  m.  E.  nicht  zutreffen- 
den Polemik  gegen  die  Lehre  von  den  Productionskosten  als  der  Grundlage  der  Preis- 
und  Ueberwäizungstheorie  (wie  ähoL  sonst,  x.  B.  in  seinem  Grundriss  2.  A.).  £r  be- 
trachtet auch  nur  die  eine  Seite  der  Frage:  die  üebenrilznng  in  der  Bichtung  auf 
Herstellung  grösserer  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Sie  kann  auch  in  umgekehrter 
Weise  wirken  {§.  .^S7).  Darin,  dass  Stein  doch  im  Grunde  nichts  Neues  lehre, 
lerner,  dass  die  Lohnbesteuerung  meist  nicht  überwälzbar  sei,  stimme  ich  mit  ilun 
ttberein.  Vgl  daraber  aach  Held,  Einlöst,  8.  145.  Det  Besottat  Held*«  in  den  Anik 
ist  weeentÜch  negativ,  wie  er  selbst  sagt,  S.  495  (auch  455):  wenn  das  Geständnisa, 
man  könne  eine  bestimmte  Antwort  nicht  geben,  einer  bestimmten,  aber  falschen  Ant- 
wort nicht  vorzuziehen  wäre.  Diese  Resignation  geht  doch  etwas  zu  weit:  ftir  gewisse, 
den  Verhältnissen  der  Praxis  angepaaate  bypoti^etische  IlDe  laeiea  aleh  immerida 
gewisse  allgemeine  Begeln  anfbteUen,  für  deren  Modificationen  man  wiederum  die 
wichtigeren  Voraussetzungen  formniiren  kann.  —  Einzelne  Berührungen  der  üeber- 
wälzungsprobleme  vielfach  in  den  Schriften  Uber  Steuern,  auch  bei  Schmoller  a.  a.  0., 
in  dem  vorzüglichen  Aofeatz  von  Helferich  über  die  bad.  Kapitalrentensteuer,  Tüb. 
Ztschr.  1846. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  endlich  wieder  Stein  in  diesen  Lehren  ein, 
I,  493  ti.  Nach  ihm  ist  „die  Lehre  von  der  sogenannten  Ueberwälzung  der  Steuern 
eine  der  wunderlichsten  Begriffsverwirrungen,  die  es  wohl  je  in  der  Wissenschaft  ge- 
geben hat'%  8b  497.  Man  könnte  geneigt  sein,  mit  diesem  nemlichen  Satze  Stein's 
eigene  Lehre  zu  characterisiren.  Stein  rechnet  die  Steuern  zu  den  Erstehungskosten 
jeder  Production ;  jeder  Einzelne  zahle  daher  im  Kaufobject  die  Steuern,  welche  das- 
selbe dem  anderen  kostete.  So  trete  an  die  Stelle  der  unklaren  Ueberwälzung  der 
Stenern  der  klare  Begriff  der  Production  derselben.  Vgl.  unten  §.  394.  Stein  über- 
sieht liier  nur  ganz  das  eigentliche  Problem  bei  der  Ueberwälzung.  Der  triviale 
Satz,  dass  die  Gesammtsumme  aller  Steuern  alljährlich  als  Mehrwerth  vom  Volke 
wirklich  producirt  werden  muss  und  der  an  sich  richtige  und  bedeutsame,  aber 
gar  idebt  bicaliergehOrige  Satz,  dass  der  Werth  der  Verwendung  der  Steuer  (der  Yer^ 
waltung)  wieder  gleich  sein  muss  dem  Betrage  der  Steuer,  diese  beiden  Sätze  haben 
mit  der  üeberwälzungsfrage  gar  nichts  zu  thun.  Die  ganze  Theorie  Stein's  dreht 
sich  hier  im  Kreise  herum  u.  nimmt  Möglichkeiten,  dass  eine  Steuer  vom  Einen 
anf  den  Anderen  ttberwälzt  wird,  sofort  für  Wirklichkeiten  (S.  495,  494,  498X 
womit  das  eigentliche  Problem  umgangen  wird.  Dies  besteht  darin,  die  Bedingungen 
festzustellen,  unter  denen  überhaii|it  u.  in  dem  u.  dem  Maasse  eine  Ueberwälzung  von 
Steuern  zwischen  verschiedenen  Steuer-,  Wirthschafts-  u.  Kechtssubjecten  eintreten  kann. 
Dabei  hllt  sich  Stein  nicht  ant  Anch  die  Kritik  S.  497—498  ist  ungewöhnlich  ober- 
ilächUeil.  Er  wirft  z.  B.  dem  anch  hier  sehr  klaren  Hock  Confusion  vor  und  fragt, 
was  man  sich  bei  seinen  Begriffen  von  Fortwälzung,  Abwälzung  u.  s.  w,  eigentlich 
denken  küüue.  Doch  gewiss  mehr  als  bei  dem  „grossen  (sie)  Resultate",  dass  „jede 
Steuer  ? on  Jedem  anf  Jeden  tiberw&lzt  ▼eide",  8.  494 ! 

So  leicht,  wie  Stein  es  thut,  darf  die  üeberwälzungsfrage  nicht  genommen  werden. 
Darin  liegt  aurh  ein  gefährliches  Präcedens  der  Theorie  gegenüber  der  Praxis  u.  dem 
Optimismus  der  besitzenden  Glassen.  In  unseren  neueren  Steuerreformpläneu  spielt 
die  Ansdehnnng  der  indirecten  Yerbranchssteoem  auf  Msssenconsomptlbilien  eine 
wichtige  Bolle.  Die  Uebcrwilznngsfrage  ist  hier  von  grOsster  practischer  Bedeutung. 
Leider  ist  >ie  in  weiten  und  massgebenden  Kreisen  ausserordentlich  optimistisch  auf- 
gefasst  wurden,  in  einer  Weise,  wie  jedenfalls  die  objective  Wissenschaft  es  nicht 
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billigen ,  sondern  mit  ihren  wohl  begründeten  Sätzen  leicht  widerlegen  kann.  Der 
grOsste  Theil  der  sachlichen  Aasfuhraogen  Las  s  alle 's  in  s.  Yertheidigungsrede 
„die  indirecte  Steuer  n.  die  Lage  der  arbetteoden  Oassen**  (Zttiich«  1863)  ist  nnr  zu 
begrflndct,  als  dass  man  ihnen  mit  solchen  „Beireisfitliiiingen**,  wie  denen  St  ein 's, 
oder  mit  den  blowen  tJimaikmn**^  der  alle  Theecie  renditeiideii  ««Piactikei''  etwas- 
anhaben könnte. 

Exacte  atatiatiache  Uotenochnngen  anf  dieaem  Gebiete  fehlen  fast  ganz. 
Sie  sind  aber  auch  sehr  schwierig  n.  bei  der  Fülle  der  einwirkenden  u.  sich  kreuzen- 
den Einflüsse,  die  eliminirt  u,  isolirt  werden  müssen,  kanm  in  dem  Grade  der  Voll- 
kommenheit möglich,  der  in  methodischer  Hinsicht  für  einen  wirklichen 
Erfahmngabew-eia  gefordert  werden  mflaste.  Die  Anij^be  ist  auch  hier  dieaetbe 
wie  in  Bezug  anf  die  statistiaeheVerfoIgang  des  Zasammenhangs  zwischen  Preis 
nnd  Kosten.  Doch  ist  jetzt,  wo  man  Seitens  dor  Statistiker  diesen  Problemen  mehr 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  beginnt,  vielleicht  einiger  Erfolg  zu  hoffen,  so  bes.  was 
die  Anfdeckniig  des  wirklich  im  concreten  Fall  eingetretenen  Einflusses 
von  YeHndennigen  im  Steneisatze  Ton  Vcrbrauchssteaem  anf  die  Waarenpreise  an> 
langt.  Zu  nennen  ist  schon  jetzt  die  sorgfaltige  n.  methodisch  feine  Arbeit  des  auf 
diesem  tiebiete  so  verdienten  £t  Laspeyres  tiber  den  JEUufluss,  welchen  die  Anf- 
hebuDg  der  preoss.  Mahl-  nnd  Sehlachtstener  in  schlesisdien  Stidten  gehabt,  in  der 
Ocsterr.  Statist.  Monatschr.  1877,  wo  ein  günstiger  Einfloss  dieser  fiel  besprochenen 
Massregel  auf  die  Preisbeweg-iing  ermittelt  wurde. 

ImhUmlich  ist  es  übrigens,  aus  dem  Mangel  exacter  Erfahmngsbeweise  in  der 
Ueberwllznngslehre  itberhaopt  einen  Schlnss  gegen  die  Beweiskraft  der  dedactir 
gewonnenen  Sät^e  dieser  Lehre  abzuleiten,  z.  B.  in  der  Frage  der  Lohnbestenemng  n.  dgL 
Eine  solche  Statist.  Untersuchung  kann  vielleicht  zeigen,  dass  in  einem  gegebenen 
Falle  die  Erscheinungen  andere  als  nach  der  Ueberwälzongstbeorie  sind  und  dadurch 
beweisen ,  dass  man  in  den  Hypothesen ,  unter  wdehen  man  dedndrte,  oder  in  den 
Schlüssen,  welche  man  zog,  in  diesem  Falle  Fehler  gemacht  hat,  woraus  dann 
aoch  für  andere  Fälle  die  Nothwendigkeit  einer  Berichtigung  des  Verfahrens 
folgt.  Aber  das  richtige  methodische  VeiÜRhren  der  Deduction  lässt  sich  auch  unab- 
hängig Ton  solcher  Gontnle  recht  wohl  &8tsteSen  n.  ansfthren  n.  die  dabei  gewonnenen 
Sätze  dürfen  auf  Anerkennung  Ansprach  machen.  Jedenfalls  muss  derjenige,  der  sie 
überhaupt  oder  der  ihre  Giltigkcit  im  concreten  Falle  bestreitet,  die  Rewcislast 
Ubernehmen  u.  sich  nicht  auf  ganz  anmethodische  ,3eobachtungen''  oder  auf 
blosse  optimistische  „Annahmen**  berufen,  die  beide  hier  gar  keinen  Werth  haben. 

L  —  §.  382.  Einleitung.  Nur  die  Bestimmnng  der  Be- 
messnngggrQndlage  oder  del  Stenerobjeets  (in  diesem 
Sinne)  nnd  demgemSss  die  Bestfmmnng  der  Person  |  welche  zu- 
nächst die  Stener  an  siegt  (zahlt),  des  Steuerzahlers,  liegt  in 
der  Macht  der  das  Steuerrecht  ausübenden  öffentlichen  Gewalt; 
gar  nicht  —  bei  ganz  freiem  Verkehr  —  nnd  auch  nur  in  be- 
grenztem Maasse  —  bei  gewissen  rechtlichen  Beschränkungen  des 
Verkehrs  —  die  Bestimmung  der  Steuerquelle  oder  derPersoii, 
welehe  die  Stener  schliesslich  ans  ihrem  Einkommen  oder  Ver- 
mögen trägt»  des  Stenerträgers.^)  In  Betreff  dieses  letzteren 
kann  die  Offentliehe  Gewalt  nnr  Wllnsobe  hegen  oder  Voraus- 
setzungen machen  und  durch  die  Einrichtung  der  Besteuerung, 
besonders  durch  die  Wahl  der  Steuerarten  und  Steuerobjecte  darauf 
hinzielen,  dass  sich  diese  Wünsche  und  Voraossetzungen  mit  mehr 
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oder  weniger  Wahrscbeinlichkeit  erfüllen.  Welches  £inzeleiii- 
kommen  oder  Vermögen  und  in  welebem  Maasse  dasselbe  aber 
sehliessUeb  die  eigentliebe  StenerqneUe  einer  bestimmten  Stener 
oder  m.  a.  W.  welebe  bestimmte  Person  nnd  in  welebem  Betrage 
dieselbe  sebliessHob  StenertriKger  wird,  das  entsebeidet  sieb  dmrcb 
Verkehrsprocesse,  welche  man  unter  dem  Namen  „Steuer- 
überwälzung" zusammenfasst.  — 

II.  —  §.383.  Wesen  der  Steuerüberwälzung.  Letztere 
ist  die  Wirkung  einer  Reaetion  der  erfolgten  oder  zugemutheten 
Steuerzahlung  anf  den  Steoerzabler.  Dieser  wird  vielfach  streben» 
die  Steuerlast  wegznwSlzen,  indem  er  sein  Einkommen ,  daher 
regelmassig  sebie  Prodaetionstb&tigkeit  erhobt  oder  die  aus- 
gelegte Steuer  anf  Andere  se hiebt.  Dies  Streben  yerwirUiebt 
sich  dann  im  Verkehr  als  Steuerüberwälzung  und  diese  äussert 
sich  in  gewissen  Veränderungen  der  Production  und  Vertheilung 
.  in  der  ganzen  Volkswirthschaft.  Die  Besteuerung  selbst  aber  ver- 
theilt sich  alsdann  schliesslich  nach  Steuerquellen  und  Steuer- 
trilgem  vielfach  ganz  anders  als  ursprünglich  nach  Steuerobjecten 
and  Steuerzahlern.  Diese  sebliessliche  Vertheilung  ist 
das  Wesentliche.  Sie  eben  soll  den  richtigen  volkswirthscbaft- 
lichen  und  den  Gmndsfttsen  der  Oereebtigkeit,  hier  speeiell  der 
Gleichmä.ssigkeit  entspreclien.  Die  wichtige  Aufgabe  für  die 
Theorie  und  Praxis  der  Besteuerung  besteht  daher  darin,  möglichst 
sicher  zu  ermitteln,  welche  Wirkungen  ein  Steuersystem  und  ein- 
Bclne  Steuerarten  in  Bezug  auf  diese  durch  die  Ueberwälznng  er- 
folgende Vertheilung  der  Steuerlast  ausüben.  Mit  nach  dem  Er- 
gebniss  dieser  Ermittlung  muss  dann  wieder  die  Einrichtung  des 
SteuentystemSy  die  Wahl  der  Steuerarten  und  Stenerobjeete  ge> 
troffen  werden,  —  immer  'innerhalb  der  frttber  besprochenen 
Grenzen  (§.  363),  in  welchen  überhaupt  auf  diesem  Gebiete  be- 
stimmte Principien  nur  zur  Richtschnur  genommen  werden  können. 
Denn  andere  Principien,  wie  namentlich  die  tinanzpoii tischen  und 
solche  der  Stenerverwaltnng  und  sonstige  Umstände  machen  es 
vielleicht  nothwendig,  sieb  ttber  die  Bedenken  auch  in  Betreff  der 
UeberwlÜsung  bei  bestimmten  Stenerarten  hinweg  zu  setaen.  Wo 
dies  gesebiebty  muss  man  sich  aber  wenigstens  dieser  Tfaatsaohe 
und  ihrer  Folgen  bewusst  werden,*)  und  um  dies  an  thun,  die 
Ergebnisse  der  Steuerüberwälzung  kennen. 

Das  ist  doch  auch  das  Mindeste,  was  in  Bemg  auf  die  indirteton  Verbraoclis* 
stefuem  zo  fordern  ist,  was  aber  leider  ein  beqaemef  Optiaimns  Teimeidet 
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III.  —  §.  ii84.  Theoretischer  C  haracter  derUeber- 
wälznngsprobleme.  In  den  wichtigsten  Fällen  der  Ueber- 
wtthnng  hiüidelt  es  sieh  nun  um  einige  Grand  prob  lerne  der 
allgemeinen  Lehre  von  der  Vertbeilnng  nnd  vom 
Preise.  Preise  too  Saehgfitem,  Dienstleistungen,  Ertrags-  nnd 
Einkommenbeträge  erfahren  gewisse  Veränderungen  dnrch  Ver- 
änderungen, welche  die  Besteuerung  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
den  bezüglichen  Verhältnissen  von  Angebot,  Nachtrage  und  Pro- 
ductionskosten  hervorruft.  Die  Theorie  der  Ueberwälzung  der  . 
Stenern  wird  hier  zur  Einkommen-  und  Preistheorie  in  bestimmtem 
Fally  nnter  den  dnreh  die  Veranlagung  der  Besteuerung  gegebenen 
Voraussetzungen.  Die  betreffenden  Punete  der  Theorie  smd  hier 
ans  der  allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  in  die  Finanzwissen- 
schafl;  herflber  zu  nehmen.  Auch  die  allgemeinen  Voraus- 
setzungen in  Bezug  auf  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  sind 
für  die  Ueberwälzungstheorie  zunächst  dieselben  wie  für  die 
Theorie  der  Einkommenvertheiiung  und  Preisbildung:  es  wird 
Priva t eigen th um  auch  an  den  ProductionsmitteIn(Boden 
und  Kapital),  Vertragsfreiheit  und  freie  wirthsehaft- 
liohe Goneurrenz  yorausgesetzt.  Die  vielfaehen  Abweichungen 
der  geschichtlichen  wirthschaftlieben  Rechtsordnung  von  diesen 
Annahmen  sind  nur  auch  bei  den  Fragen  der  Ueberwälzung  nicht 
zu  vergessen.  Um  den  Einfluss  einer  Steuer,  welche  in  eine  be- 
stimmte Gestaltuiig  der  Production  und  Vertheilung  in  der  Volks- 
wirthschait  neu  eintritt,  zu  verfolgen,  wird  ferner  zunächst  von  der 
Voraussetzung  eines  erreichten  Gleichgewichtszu- 
stands der  Gewinne^  Löhne,  Preise  u.  s.  w.  anszugehen, 
daher  u.  A.  öfters  auch  anzunehmen  sein,  dass  die  frfllhere 
Besteuerung  duroh  Ueberwälzung  bereits  gleichmässig  ge- 
worden sei.^) 

In  der  Ueberwälzungslehre  sind  dann  zunächst  Gestaltungs- 
tenden zen  nach  der  Methode  der  Dcduction  abzuleiten.  Wie 
auch  in  der  Einkommen-  und  Preislehre  müssen  darauf  zur  Er- 
gänzung, Controle  und  Berichtigung  Beobachtungen 
angestellt  werden:  einmal  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen, 
von  denen  man  bei  der  Dednetion  anaging,  ob  und  wie  weit  sie 

^  S.  obcü  d.  Vorbem.  S.  260.  Die  Einwäade  Held's  TUb.  Ztschr.  XXIV,  423 
sind  hier  unrichtig,  während  Umpfenb ach  I,  153,  Note,  ron  der  FiiiMizvisseiiBcliaft 
3A  viel  Pasairität  rerUnglü 
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zutreffen  I  sich  modificiren  n.  s.  w.^  z.  B.  was  die  Rechtsordnung 
anlangt;  sodann  in  Bezug  auf  die  abgeleiteten  Wirkungen,  also 
auf  die  UeberwSlzungstendenzen,  ob  und  wie  weit  diese  deh  Üiat- 
s&eblicb  realidrt  haben. 

Gerade  in  den  Ueberwälzuugsfragen  begegnet  man  hier  aber 
ganz  besonderen  S(  hwierigkeiten.  Anf  die  wirkliche  Vertheilung 
der  Steuerlast,  daher  auf  die  wirkliche  UeberwUlzung  äussern 
zahlreiche  verschiedenartige  und  coraplicirte  Verhältnisse  als  ür- 
*  Sachen  oder  Bedingungen  ihren  Einflass.  Diese  Verhältnisse  lassen 
sich  nicht  alle  genügend  ermittehi  noch  ihr  Einfiuss  im  Voraus 
feststellen,  so  dass  die  Grundlage  des  deductiTcn  Verfahrens  immer 
eine  mehr  oder  weniger  mangelhafte  bleibt  Die  betreffende  that- 
sächliche  Verkehrsgestaltnng  in  Bezug  auf  Preise,  Einkommen- 
beträge n.  s.  w. ,  welche  als  Wirkung  aufzufindender  Ursachen 
beobachtet  werden  muss,  ist  das  Produet  aller  der  mitspielenden 
Momente,  von  welchen  die  Steuer  nur  eines  ist.  Auch  die  um- 
fassendsten und  sorgfältigsten  Beobaehtungen  gestatten  bloss  eine 
mangelhafte  Isolirung  der  enizelnen  Ursachen  und  Yollends  eine 
unsichere  Messung  des  Einflusses  einer  jeden,  auch  der  Steuer. 
Die  Grundlage  des  inductiven  Verfahrens  bleibt  daher  ebenfalls 
sehr  mangelhaft.  Wie  so  oft  machen  sich  aber  die  Anhänger  der 
Deduction  und  Induction  diese  inhärenten  Mängel  ihres  Verfahrens 
nicht  immer  unbefangen  klar.  Die  Nothwendigkeit  einer  Er- 
gänzung beider  Operationen  bei  allen  Problemen  des  prac- 
ti  sehen  Steuerwesens  und  der  Steuerpolitik,  bei  welchen  es  sich 
um  muthmasslich  eingetretene  oder  eintretende  Ueberwälzungen 
handelt,  ergiebt  sieh  eben  aus  diesen  Mängeln.  Nur  darf  man 
sich  nicht  dartiber  täuschen,  dass  auch  eine  Vereinigung  des 
deductiven  und  inductiven  Verfahrens  die  Schwierigkeiten  nur 
theilvveise  löst.  Vielfach  muss  man  sich,  wie  in  der  Nationalöko- 
nomie überhaupt,  in  der  Praxis  und  vollends  in  der  allgemeinen 
theoretischen  Untersuchung  mit  der  Deduction  notfagedrnngen  be- 
gnügen, d.  h.  gewisse  Gestaltungstendenzen  unter  den  und  den 
Voraussetzungen  ablöten:  nieht,  weil  dies  an  und  fttr  sich  aus^ 
reichte,  sondern  weil  man  bei  diesem  Verfahren  doch  mit  dem 
universellsten  psychologischen  Factor,  dem  wirth- 
schaftlichen  Selbstinteresse,  rechnet  und  weil  die  Schwierig- 
keiten, zu  sichereren  „positiven^'  Ergebnissen  zu  gelangen,  zu 
gross  sind.    „Exacte  Forschung''  im  strengen  Sinne  ist  zwar 
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anoh  bier  die  Aufgabe,  aber  —  nur  Boweitsiemöglich  ist  und 
sie  ist  nur  annftherndi  in  begrenztem  UmHutge,  in  einxelnen  Fftlfen 
mOglieh.^) 

IV.  —  §.  885.  DieUeberwälzung  als  Mittel  znr  Her- 
stellung der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  In 
Bezug  auf  die  Uebenvälzung  macht  sich  ziemlich  allgemein  eine 
eigenthlimliche  optimistische  Illusion  geltend,  wenn  diese 
auch  denen,  welche  sich  übrigens  yollkonimen  booa  tide  verfahrend 
derselben  schuldig  machen,  gewöhnlich  nicht  klar  wird.  Sie  zeigt 
sich  besonders  in  dem  Satz,  der  ja  einen  richtigen  Kern  enthUti 
dass  „jede  alte  Steuer  gnt,  jede  nene  schlecht  sei''^)  und  in  der 
Beruhigung,  welche  man  in  Bezug  auf  ein  mangelhaftes,  nngleich- 
missiges  Besteuerungssystem  in  der  Annahme  findet,  dass  sich 
die  Mängel  und  Ungleichmässigkeiten  desselben  schon  durch 
Ueberwälzung  ausgleichen  würden.  Man  nimmt  nemlich  als  sicher 
an,  durch  Ueberwälzung  werde  eine  „gleichmässige^^,  insofern 
eine  gerechte Besteuerung  hergesteilt,  setzt  daher  überhaupt 
nur  bei  ungleiehmassiger  Besteuerung  (nach  der  ersten  Anlage) 
eine  umfassende  Function  der  Ueberwälzung  voraus  und  sieht 
diese  Function  nach  mnthmassHeh  hergestellter  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  ftir  beendet  an.  Eine  solche  Auffassung  hängt 
mit  gewissen  optimistischen  Annahmen  der  Theorie  der  freien 
Goncorrenz  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Einkommens  und 
die  Flrdsbildung  zusammen:  als  ob  die  freie  Concurrenz,  und  nur 
sie,  aber  sie  in  der  That  ausreichend,  eine  richtige  und  gerechte 
Vertheilung  u.  s.  w.,  dne  den  ökonomischen  Leistungen  der  Be- 
theiligten entsprechende  VerÜidlung  yerbllrge.*)  In  den  wiehtig- 
sten  Fällen  der  Ueberwälzung  •  handelt  es  sich  gleichfalls  um  eine 
solche  Ausgleichungsfunction  der  freien  Concurrenz  im  Process  der 
Vertheilung  der  Steuerlast,  und  die  Annahme  ist  nun,  das  die 
Concurrenz  hier  nur  in  der  Richtung  auf  gleichmässige 
Vertheilung  dieser  Last  hinwirke. 

Allein  man  muss  hier  doch  scharf  unterscheiden.  In  einer 
wichtigen  Eat^rie  von  IHllen  hat  die  Ueberwälzung  allerdings 
die  Tendenz,  unter  den-  im  priTatwirthsehafllichen  System  wirk- 

*)  S.  uch  oben  Vorbem.  S.  261.  Auf  dieae  Fragen  komme  ieli  erst  im  2.  Bande 
meiner  AJIgem.  Y olkswirthschaftslehre ,  in  dem  Kapitel  von  der  Methode,  näher  za 
sprechen.  Ich  beziehe  mich  rorlänfig  auf  meine  Abh.  „Statistik*"  im  BloAtscbU'schea 
Staatswdrterbach  B.  lü. 

")  8.  oben  §.  364,  Bau  I,  §.  274,  G^nard  S.  174, 
Gmndleg.  §.  126  ff. 
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Samen  Impulsen  auf  eine  f^leichniässige  oder  doch  gleichmäösigere 
Vertbeilnhg  angleichmässiger  Steuern  bin  zu  wirken.  Aber  diese 
Kategorie  nrnfasst  keineswegs  alle  yorkommenden  Fälle.  Vielmehr 
giebt  es  eine  andere  Kategorie,  wo  die  Ueberwälsnng  m^lieher 
Weise  gmde  naeh  den  VerhSltaissen  des  priTatwirAsehaftlielien 
freien  Verkehrs  vorhandene  Ungldehmttssigkeit  der  Bestenening 
noch  steigert  oder  vorhandene  Gleichmftssigkeit  aufhebt.^) 

A.  —  §.  386.  Hinwirken  der  lieber  wälzung  auf 
Grle icbm a ssigkeit  der  Besteuerung.  Die  erste  Reihe  von 
Fällen,  die  von  der  Finanztbeorie  in  der  Ueberwälzangslebre  meist 
allein  beachtete,  begreift  alle  diejenigen,  in  welchen  mit  einiger 
Sicherheit  eine  Einwiricnng  des  Ökonomischen  Gesetzes  der  6e- 
winnansgleic hnng  vorausgesetzt  werden  kann.  Unter  Annahme 
freier  Ooncnrrenz  besteht  das  Streben  nach  dieser  Gkwinnans- 
gleichung  in  den  verschiedenen,  frei  zugänglichen  Unternehmungen 
in  der  That.  Es  verwirklicht  sich  durch  Ab-  und  Zufluss  der 
Kapitalien  aus  und  in  die  Unternehmungen,  eventuell  unter  Ver- 
mittlung des  Credits,  durch  entsprechende  Einschränkung  und 
Ausdehnung  der  Prodnction  und  Consnmtion,  des  Angebots  und 
der  Kachfrage  und  durch  die  daraus  resultirenden  Beactionen  auf 
die  Preise.  Eine  ungleichmässige  Besteuerung  tritt  nnn  ak  ein 
neues  Element  in  diesen  Process  der  Gtewinnausgleicbung ,  stört 
die  bereits  erfolgte  Ausgleichung  und  fordert  gewissermassen  die 
Ausstossung  dieses  Elements  durch  Jene  Reihe  von  Verkehrsvor- 
gängen, durch  welche  schliesslich  wieder  eine  Gewinnaosgleicbuiig 
herbeigeführt  wird. 

Bei  den  allgemeinen  Ertragsstenem,  regelmässiger  hei  den 
üblichen  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  und  einigen  andereui 
welche  einzelne  Steuerobjecte  aus  einer  grösseren  Anzahl  heraus- 
heben, tragen  sich  solche  Verkebrsvorgänge  zu.  Die  indirecten 
Verbrauchssteuern  auf  einzelne  Consumptibilien,  wie  z.  B.  die 
inländischen ,  beim  Producenten  erhobenen  Steuern  auf  Getränke, 
Salz,  Mehl,  Fleisch,  Tabak,  Zucker  u.  s.  w.,  ferner  die  Zölle  sind 
'  besonders  wichtige  Beispiele.  Hier  wird  denn  auch  der  Ueber- 
wttlzungsproeess  in  der  Bogel  nur  bis  dahin  andauern,  dass  duioh 
entsprechende  Preissteigerung  der  besteaerten  Artikel  u.  s.  w.  die 


^)  Daä  ist  auch  in  der  Literatur  det  Frage ,  soweit  ich  sehe,  ganz  unbeachtet 
geblieben.   In  der  NationalölHmomie  der  TliMiie  der  freien  Goncoims  freSUch  nicht 

zu  Tenrnndern. 
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Gewinnsätze  besteuerter  und  nicht  besteuerter  oder  ungleich  be- 
gtenerter  Gewerbe  sich  ausgeglichen  haben. 

Allein  selbst  bei  dieser  ersten  Beihe  yon  Fällen  wird  die  Aus- 
gleichung der  Steuerlast  dnreh  den  Process  der  UeberwtUznng  nnd 
Gewinnausgleiehung  nur  unter  einer  Voraussetzung  eintreten:  dass 
nemlich  die  in  Betracht  kommenden  Concnrrenten  sich  einigei- 
massen  wirthschaftlich  an  Kräften  gleich  stehen  und 
in  ähnlicher  Lage  sind  namentlich  in  Bezug  auf  die  prac- 
tische  Möglichiseit  und  Leichtigkeit,  die  Unternehmung 
einzuschränken )  aufzugeben,  Kapital  und  Arbeitskraft  herauszu- 
ziehen. Diese  Voraussetzung  trifft'  niemals  genau  zu:  eben  des- 
wegen wird  die  Ueberwttlzung  niebt  immer  zu  wirklich  gleich- 
massiger  Stenerrertheilung  fBhren.  NamenHicli  sind  es  oft  die 
schwächeren  Elemente,  welche  im  Concurrenzkampf  die  Steuer 
behalten  werden,  die  die  stärkeren  zu  Uberwälzen  vermögen.  Mit- 
unter wird  sich  femer  nur  dadurch  eine  Ausgleichung  der  Gewinne 
and  der  Besteuerung  vollziehen,  dass  der  betrefifende  Verkehrs- 
proeess  zu  definitiven  Wertheinbussen  oder  Werthherabsetzungen 
besonders  der  stehenden  Kapitale  um  den  Betrag  der  kapitalisirten 
Steuer  ftthrt  und  alsdann  diese  reducirten  Kapitalwerthe  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  gelegt  werden.  So  kann  es  besonders  bei 
den  allgemeinen  Ertragssteuern,  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-, 
auch  bei  gewissen  Fällen  der  Leihzinssteuer  (Couponsteuer)  kommen, 
sowohl  in  Bezug  auf  Ungleichmässigkeiten  dieser  Stenern  unter 
einander,  als  auf  solche  bei  den  einzelne  Stenerobjecten  und 
Steuenahlem  innerhalb  jeder  dieser  Stenern.  Der  neue  Erwerber 
(Käufer,  Erbe)  ist  dann  nieht  mehr  übersteuert,  wdl  beim  Kauf 
und  Erbgang  eine  solche  Neuregelung  der  Kapitalwerthe  erfolgt 
ist  Aber  desto  bedenklicher  ist  die  Wirkung  der  Besteuerung 
auf  die  Rechtsvorgänger:  es  vollzieht  sich  hier  eben  eine,  meist 
ganz  ungleichmässige  reelle  Vermögensbesteuerung. 

B.  —  §.  387.  Hinwirken  der  Ueberwälzung  aui  Uu- 
gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  In  einer  zweiten 
Kategorie  rma  Fällen  fehlen  aber  überhaupt  die  bei  der  ersten 
doch  mehr  oder  weniger  zutreffenden  Voraussetzungen  ftlr  eine  wirk- 
lich auf  Gleiehmässigkeit  hinwirkende  Steuerüberwälzung  grössten- 
theils  oder  gänzlich.  Die  unter  dem  Druck  der  Concnrrenz  sich 
geltend  machende  Ueberwälzung  führt  entweder  nur  durch  höchst 
bedenkliche  Vorgänge,  ähnlich  wie  bei  dem  eben  erwähnten 
Beispiel  der  Ertragssteaern,  welche  zu  Vermögeussteueru  werden. 
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ZU  einer  Gleichmässigkeit  der  Besteuernng;  oder  statt  der  Gleich- 
nUtengkeit  ergiebt  sich  nur  ^ne  yerstärkte  Ungleiohmässig- 
keit  ans  einem  niemals  endenden  Ueberwftlsnngsproeesse.  Beide 
Eventoalitftlen  droben  besonders  bei  einer  Besteuerung  der 

unteren  arbeitenden  Classen  durch  directe  Lohn-  (Ein- 
kommen-) und  durch  indirecte  Verbrauchssteuern  auf  Massencon- 
sumptibilien.  Die  Fälle  werden  dann  den  vorhin  schon  erwähnten 
ähnlich  und  es  ist  auch  dasselbe  K^ulirungsprincip ,  das  sich  da- 
bei geltend  macht:  die  im  Concurrenzkampf  schwächeren  Ele- 
mente TcrmlSgen  die  Steuern,  durch  welche  sie  znnftchst  getroffen 
werden  y  nicht  zu  ttber  wälzen  nnd  erhalten  eher  von  den  Steuern 
Andrer,  der  Stärkeren,  noch  etwas  auf  sieh  ttberv^t  Diese 
Wirkungen  aber  können  sich  durch  die  gewöhnlichen  Verkehrs- 
processe,  welche  bei  freier  Coneurrenz  die  Vertheihmg  und  Preis- 
bildung, daher  hier  speciell  die  Lohn-  und  Gewinnsthöhe  und  die 
Preise  der  besteuerten  Artikel  regeln,  recht  wohl  vollziehen.  Das 
hat  die  Theorie  viel  zu  wenig  beachtet  und  das  eben  ist  die  oben 
gerttgte  optimistische  Illusion.  An  dem  wichtigsten  hierherge- 
hörigen  Falle,  an  der  hohen  Besteuerung  des  gewöhnlichen  Arbeits», 
lohn»,  wird  spftter  dargelegt  werden,  wie  grausam  hier  der  Opti- 
mismus ist,  sich  auf  „gerecht  ausgleichende"  Wirkung  der  Ueber- 
wälzung  zu  verlassen:  entweder  erfolgt  die  letztere  hier  überhaupt 
trotz  der  darauf  hindrängenden  Verkehrsgestaltungen  nicht  oder 
sie  erfolgt  unter  Vorgängen,  welche  schlimmer  als  das  Uebel  der 
ungleichen  Besteuerung  selbst  sind.  S.  §.  510  ff. 

V.  —  |.  388.  Eintheilung  der  Steuern  mit  Rttoksicht 
auf  die  Ueberwälzung.  Eine  solche  Eintheilung  ist  die  in  der 
Einleitung  über  die  Terminologie  (§.  338)  schon  besprochene  in 
directe  und  indirecte  Steuern.^) 

*)  Ich  balte  an  dieser  ObJidieii,  racb  ?oii  Ran  vertreteaen  Aüffanwing  der  Be> 

jjrifle  „directe"  und  „indirecte"  Steuern  fest.  Anders  Hoffmann,  Steuern,  S,  60  iV. 
und  wieder  ganz  verschieden  L.  Stein.  I,  455  H.  Ersterer  nennt  Steuern  auf  den 
Besitz  directe,  auf  Handlua^^en  indirecte:  gezA^angeu  und  gegen  den  Sprach- 
bianch,  auch,  wie  Hoffinaiiii*s  Dsriegang  zeigt«  nnr  mittebt  rersdiledeiier  Fidionen 
dnrchfUhrbar.  Sein  Einwand  gegen  die  übliche  Auffassung,  dass  nemlich  manche 
sogen,  indirecte  Stenern  direct  getragen  würden,  z.  B.  die  vom  Consuineuten  selbst 
geia]ilte  Yerbrauchästeuer ,  beruht  auf  der  eben  unzulässigen  Identiiicirung  Ton 
indireotea  und  YerbfsnchsBteiieni:  —  es  giebC  nur  ««TorwiegeiLd  indirect  er- 
hobene Verbrauchssteuern".  Stein  nennt  völlig  willkürlich  directe  Steuern  die, 
deren  Subject  der  Besitzer  eines  bestimmten  Kapitals,  deren  Object  das  vom 
Kapital  getrennt  und  selbständig  dastehende  u.  berechnete  Einkommen  aas  demselbea 
od«  die  seHiftiiidig  gesetzte  SleneiqtieUe  ist,  die  hier  als  finanzieller  Beineiinif  des 
Ka^inls  enchdnt  (S.  458);  indirecte  Stenern  sind  ihm  dagegen  die  auf  die  Arbeit 
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1)  Directe  Stenern  sind  solche,  wo  naeh  der  Voraussieht, 
bes.  nach  der  Absiebt  des  Gesetsgebers  der  Steuers ahl er  ancb 

der  Steuerträger  ist,  wo  also  eine  UeberwälzuDg  auf  Andere 
nicht  vorausgesetzt  oder  gar  gewünscht,  mitunter  selbst  gesetzlich 
verboten  und  mit  Straten  bedroht  wird. 

2)  Indirecte  Stenern  sind  umgekehrt  solche,  wo  der  Steuer- 
zahler Yoranssetznngsweise  nicht  der  Stenerträger  ist  oder  selbst 
absichtlich  es  nicht  sein  soll,  sondern  wo  eine  Ueberwälznng  anf 
Andere  yoransgesetst  nnd  gewilnseht,  ja  ebenfalls  wohl  selbst 
darch  G«bot  sn  errdchen  gesucht  wird. 

In  beiden  Fällen  trägt  es  sich,  ob  und  inwieweit  diese  Voraus- 
setzungen, dort  die  wirkliche  Belastung  des  Steuerzahlers  und 
die  NicbtUberwälzung ,  hier  die  Nichtbelastung  des  Steuerzahlers, 
die  Ueberwälzung  und  damit  die  reelle  Besteuerung  Dritter  erreicht 
werden.  Wenn  auch  die  indirecten  Steuern  überwiegend  nnd  öfters 
Yollständig  flberwälst,  die  directen  hänfiger  nicht  flberw&lzt  werden, 
so  konunen  doch  in  Folge  der  Vielgestaltigkeit  der  Wirkungen 
der  Bestenemng  anf  den  Verkehr  mancherlei  Ansnahmen  vor.  Der 
Gesetzgeber  darf  sich  daher  nicht  dabei  beruhigen,  dass  die  directen 
und  indirecten  Steuern  schon  von  denjenigen  getragen  werden 
würden,  welche  er  besteuern  will.  Er  muss  vielmehr  auch  hier 
die  allgemeine  Theorie  der  Ueberwälzung  berücksichtigen  und  die 
Sätse  dieser  Theorie  an  der  Erfahrung  im  concreten  Fall  zn 
prüfen  suchen.  Er  darf  aber  an^  ebensowenig  die  WechsdfSUle 
des  (JeberwiUznDgsprocesses  ganz  ignoriren  und  es  dem  Verkehr 
kurzweg  überlassen,  die  Steuerträger  zu  bestimmen:  eine  ganz 
principlose  Routine. 

VI.  —  §.  389.  Arten  und  Formen  der  Ueberwälzung. 
Die  Ueberwälzung  umfasst  zwei  Hauptarten,  von  denen  die 
zweite  wieder  in  zwei  besondere  Formen  zerfällt.  Dieselben 
lassen  sich  mit  technischen  Namen,  welche  von  Hock*)  herrühren, 
beseichnen  als  Abwälzung  einer-,  Fort-  und  Bttckwftlsung 
andrerseits.  In  beiden  letstoren  Fällen  kann  auch  noch  von 
Weit  er  wälzung  gesprochen  werden,  d.  h.  von  einer  Fort-  oder 
Rückwälzung  Seitens  dessen,  auf  welchen  eine  Steuer  zunächst 
fort-  oder  rückgewälzt  worden  ist,  auf  Dritte,  Vierte  u.  s.  w. 


in  ihrer  Consumtion  (S.  464),  —  wo  er  dann  gleich  selbst  mit  sich  in  Widerspruch 
kommt,  wenn  er  die  „Genusssteuera''  als  die  wahren  iadiiecten  Steuern  auf  die 
„Besitzenden'*  auffasst  (S.  468). 

*)  Hock,  öff.  Abgvbea  S.  9$  ff.  Haine  Ausführung  z.  Th.  etm  abweiGlieni]. 
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A.  AbwäUaog  ist  der  wirthBchaftliche  Process,  doroh  wichen 
ein  beBtimmter  Stoaerbetrag  auf  eioe  grössere  Aniahl  Stenerobjeete, 
einen  grösseren  Ertrag,  ein  grösseres  Einkommen  oder  Yermögen 

vertheilt  und  dadurch  wenigstens  relativ,  im  Verhältniss  zum 
Einkommen  u.  s,  w.  verringert  wird.  Sie  geht  daher  beim 
Einzelnen  und  im  ganzen  Volke  aus  grösserer  Produetions- 
thätigkeity  welche  durch  die  Besteuening  selbst  angeregt  wird, 
hervor,  kann  aber  auch,  unabhängig  von  solcher  Anregung^,  bloss 
die  begleitende  Folge  allgemeiner  technisch- Ökonomiseher  Pro- 
dnetionsfortschritte,  mitunter  selbst  yon  blossen  Preisrerändernngen 
der  bestenerteo  Objecto  bei  stabilen  Stenersätzen  sein.  Bei  der 
Abwälzung  werden  also  die  Steuerzahler  und  Steuerträger  eY- 
leichtert  und  zwar  nicht,  wie  in  den  folgenden  Fällen,  auf 
Kosten  andrer  Steuerträger. 

B.  Fort-  und  Rückwälzung  sind  dagegen  Ueberwälzangen, 
dnroh  welche  Steaerzahler  and  eventnell  bisherige  Stenerträger 
ihre  Steuer  ganz  oder  theilweise  auf  Dritte  schieben.  Hier 
wird  dann  der  Unterschied  zwischen  Steaerzahler  nnd  Steuerträger, 
Stenerqnelle  und  Steaerobject  praotisch  wichtig. 

1)  Die  Fortwiilzung  ist  nun  die  Ueberwälzung  in  der  Rich- 
tung vom  ersten  Steuerzahler  und  eventuell  ersten  Steuerträger 
zu  einem  anderen  Steuerträger.  Sie  geht  daher  regelmässig  vor 
sich  vom  Angebot  zur  Nachfrage,  vom  Producenten  eines  besteuer- 
ten Artikels  zum  Gonsumenten,  bez.  ttberhaupt  dem  Käufer  des- 
selben, vom  Unternehmer  einer  besteuerten  Unternehmung  zum 
Kunden  der  letzteren  oder  zum  besehftftigten  Arbeiter,  vom  direct 
besteuerten  Arbeiter  zu  seinem  Arbeitgeber  oder  zum  Käufer  der 
Arbeitsproducte.  Fortvvälzung  wird  demnach  vorausgesetzt 
bei  den  indirecten  Steuern,  Zv  B.  bei  den  Einluhrzöllen ,  den 
inneren,  beim  Producenten  erhobenen  Verbrauchssteuern;  es  frügt 
sich  wieder,  wie  weit  diese  Annahme  richtig  ist.  Fortwälzung 
erfolgt  evmtuell  aber  auch  gegen  die  Voraussetzung  bei 
direeten  Steuern,  so  bei  gewissen  Ertrags-,  auch  bei  Personal* 
und  Einkommensteuern. 

Die  Fortwälzung  wird  zur  Weiterwälzung,  wenn  die  Steuer 
von  denjenigen,  auf  welche  sie  fortgewälzt  worden  war,  nun  Dritten, 

Hock  bezeichnet  als  die  eine  Fonn  der  Abvilzung  den  Splimaggel,  als 

die  zweite  Form,  d.  Abw.  im  engeren  Sinne,  die,  wo  „die  Steuer  auf  irgend  ein 
unpersönliches  Element  übertragen  wird ,  so  dass  sie  in  ihren  Wirkungen  auf  das 
N'olkseiuiiommen  ganz  verschwindet''.  Sie  sei  bei  allen  Stenern  mit  Ausnahme  der 
Einkommenstener  dorchzoftbicn.  S.  98,  99. 
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von  diesen  Vierten  n.  b.  w.  sngeaehoben  wird^  z.  B.  der  Zoll  wird 

vom  Grosskanfinann ,  welcher  die  Waare  einführt,  gezahlt  nnd  im 
Preise  auf  den  Zwischenhändler,  von  diesem  ebenso  auf  den  Klein- 
händler, von  diesem  auf  den  Gastwirtb,  von  diesem  aal'  den 
Gast  gewälzt. 

2)  Die  Rttekwäizang  ert'olgt  umgekehrt  in  der  fUchtung  toh 
der  dnroh  fortgewälzte  Steuer  erst  sam  Steuerträger  gewordenen 
Person  znrflek  auf  den  ersten  Fortwälzenden  (und  eventuell  dnr  eh 
diesen  nnd  wegen  dieser  Rffekwälznng  auf  Andre).  Sie  geht 
daher  vor  sich  von  der  Nachfrage  zum  Angebot,  vom  Consumenten 
des  im  Preise  entsprechend  gestiegenen  Artikels  zu  dessen  Produ- 
centen,  vom  Kunden  und  Arbeiter,  auf  welche  Steuern  fortgewälzt 
worden  waren,  zum  Unternehmer,  vom  Miether,  dem  eine  Uaus- 
stener  des  Ve^miethers  zugewälzt  war,  auf  den  Vermiether  u.  s.  w. 

Stehen  zwischen  dem  ersten  Fortwälzenden  und  dem  Rttck- 
wäteenden  mehrere  Zwisohenglieder,  wie  z.  B.  zwischen  dem 
Grosskaufroann  und  dem  Consumenten  eines  bezollten  Artikels, 
so  kann  die  Rückwälzung,  welche  sich  vom  RUckwälzenden  zu 
seinem  ersten  Vordermann,  von  diesem  zum  nächsten  u.  s.  w.  voll- 
zieht, wieder  als  Weite rwälzuu^  bezeichnet  werden. 

Fttr  alle  diese  Arten  der  Ueberwälzung  lassen  sich  nun  einige 
allgemeine  Regeln  deductiv  ans  der  Untmnchung  der  Wirksamkeit 
der  im  Verkehr  einwirkenden  Umstände  ableiten  und  durch  die 
Erfahrung  bestittigen.  Diese  Regeln  specialisiren  und  modifieiren 
sich  dann  für  die  einzelnen  Arten  der  Stenern,  z.  Tb.  auch  der 
Steuerobjecte ,  der  Erhebungsformen  u.  dgl.  m.  Hier  handelt  es 
sich  nur  um  die  Aufstellung  der  allgemeinen  Regeln.  Die  Ver- 
hältnisse der  Ueberwälzung  bei  einzelnen  Steuern  werden  dabei 
nur  als  Beleg  nnd  Beispiel  apgeftthrt.  Weiteres  darttber  gehört 
in  die  speeielle  Steuerlehre. 

VIL  —  §.  890.  Regeln  fttr  die  Ueberwälzung.'^) 

A.  Abwälzung.  In  Bezug  auf  sie  gilt,  dass  die  Besteuerten, 
„wenn  und  soweit  es  ihnen  gelingt,  ihre  Einkünfte  durch  ver- 
stärkte Leistungen  im  Gebiet  der  Erwerbsthätigkeit  um  den  Steuer- 
betrag oder  um  einen  Theil  davon  zu  vergrüssem,  keinen  anderen 
Nachtheil  von  der  Steuer  haben,  als  dass  sie  mehr  Zeit  und  Krai't 
aufiranden  mtlssen.**  Fuhrt  die  Besteuerung  selbst  zu  einen 
solchen  Streben  nach  Abwälzung,  so  kann  sie  einzel»  nnd  volks» 

")  Vgl.  ausser  Kau  §.  2Ö7  fl.  u.  Hock  bes.  Parieu  I,  69. 
»*)  Kau  I,  §.  -m. 
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wirthschafüich  sogar  Vortheile  mit  sich  bringen,  voraosgesetst,  dass 
Zeit  und  Kraft  der  Besteuerten  nioht  flbennSlssig  angespannt  oder 
anderen  berechtigten  nieht-wirtbsebaftlioben  Interessen  nicht  zu  sehr 

entzogen  werden.  Gewisse  Stenern  haben  nun  in  der  That  die 
Wirkung,  zu  ökonoiiiisch-technischen  Productionsfortschritten  die 
Besteuerten  (Steuerzahler)  anzuspornen.  Wenn  dann  Producte  mit 
einem  geringeren  Aufwand  von  Arbeit,  worein  sieh  schliesslich  alle 
Kosten  auflösen,  besonders  mit  kleineren  „natürlichen"  Kosten 
gewonnen  werden,  so  kann  die  Abwälsnng  einzel-  und  volkswirtii- 
scbaftUeh  ein  erbeblieher  Gewinn  werden,  der  bei  dem  Urtheil 
über  eme  Steuerart  und  Erhebungsform  sehr  wohl  mit  berflck- 
sichtigt  werden  muss. 

Die  Abwälzung  kann  vor  sich  gehen  durch  Vergrösserung 
und  Verbesserung  des  Products  bei  gleichem  Arbeits-  und 
Kapitalaufwand  oder  bei  einem  solchen,  welcher  in  geringerem 
Grade  steigt  als  sieh  das  Frodnct  vergr^sert  und  verbessert;  femer 
bei  gleicher  Menge  und  Gtite  des  Products  durch  Ersparnng 
am  Arbeits-  und  Kapitalaufwand,  mithin  an  den  Pro- 
ductionskosten  oder  durch  grössere  Ersparung  hieran  als  einer 
etwaigen  Verminderung  der  Menge  und  Gtite  des  Products  ent- 
spricht Es  hängt  dabei  von  dem  Verbältniss  ab,  in  welchem  sich 
Kosten  und  Preise  der  Producte  proportional  verändern  oder  nicht, 
wie  sich  alsdann  die  Vortheile  der  Prodnctionsfortschritte  «wischen 
dem  Besteuerten  eineisdts  und  der  als  Känfpr,  Arbeiter  u.  s.  w. 
an  der  Produetion  und  an  der  Gonsumtion  der  Producte  direct 
und  indirect  mitbetheiligten  Bevölkerung  anderseits  yerthellen: 
jedenfalls  hat  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes  betrachtet 
einen  Gewinn.  Der  Besteuerte  aber  vermindert  relativ  für  sich 
und  für  die  Gesammtheit  des  Volks  die  Steuerlast 

Hierher  gehörige  Fälle, können  sein: 

1)  Hinwirkungen  der  Gesammtbesteuerung  der  fiinaelnen 
wie  des  gansen  Volks  auf  gesteigerte  Thätigkeit  n^eh  den  beiden 
vorhin  genannten  Riehtangen,  besonders,  wenn  solche  Besteuerung 
hoch  und  etwa  auch  drückend  veranlagt  ist  (Vermögenssteuer). 
Bei  der  Verwickeltheit  der  einschlagenden  Verhältnisse  ist  freilich 
ein  genauer  Beweis  für  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung  nie- 
mals möglich  y  aber  es  lassen  sich  doch  Thatsachen  feststellen, 
welche  diese  Wirkung  mehr  oder  weniger  wahrscheinlich  maehea 


»)  Omndles.  §.  SS. 
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können.  Von  vorneherein  ist  dieselbe  auch  nicht  unwahrschein- 
lich unter  gewissen  Umständen  und  ihr  thatsächliehes  Vorhanden- 
sein ist  hie  nnd  da  behauptet  worden. 

2)  Wichtiger  sind  solche  Fälle,  wo  eine  bestiminte  einzelne 
Steuer  oder  Steuererhebnngsart  notorisch  zu  gewissen  Pro- 
diictioDsfortschritten  antreiben,  durch  welche  die  Last  vermindert 
werden  kann.  Hier  lässt  sich  das  Ob,  Wie  und  Wie  viel  der 
eingetretenen  Abwälzung  auch  öfters  ziemlich  sicher  controliren 
und  auf  ganz  bestimmte  ökonomisch-technische  Fort- 
sehritte, sei  es  bei  der  Gewinnung  eines  grösseren  und  besseren 
Products,  sei  es  bei  der  Ersparung  an  Kosten,  zurttckftlhren. 
Derartige  Fälle  liegen  Tor  Allem  bei  solchen  indirecten  Verbrauchs- 
steuern vor,  welche  beim  Producenten  nach  der  Menge  des  Koh- 
stoffs  oder  nach  Betriebsmerkmalen,  aus  denen  auf  die 
Rohstoffmenge  geschlossen  werden  kann  und  im  Steuerrecht  ge- 
schlossen wird,  erhoben  werden.  Die  wichtigsten  Beispiele  der 
neueren  Steuertechnik  Uefem  gewisse  Formen  derBranntwein-, 
Bier-,  Zuckerbesteuerung. Verwandt  sind  ähnliche  Erschei- 
nungen bei  Ertragssteuem,  besonders  bei  solchen  mit  fest- 
bleibenden (stabilen)  und  hohen  Steuersätzen,  welche  ebenfalls 
dazu  anreizen  können,  die  Steuerlast  durch  Steigerung  der  Er- 
träge verhältnissmässig  zu  vermindern.  ^'^) 

An^  und  fUr  sich  kann  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung 
dem  Staate  nur  erwünscht  sein,  denn  auch  der  eigentlich  volks- 


^  M'Gnlloeli,  tazatioii,  p.  6  IT.:  ohne  den  finnzSs.  Krieg  und  die  e^dhete 
Besteuerung  würde  ^  Kapital  der  Briten  nickt  grösser  geworden  sein,  als  es  unter 
diesen  Umständen  geworden  (?,  Handelssnprematic,  Foitschiitte  der  in««r.liinftlliwi 
Technik  u.  s.  w.  haben  doch  wohl  mehr  geleistet). 


mann  Zuckerindastrie.  Nach  Hock  nahm  man  in  Oesterreich  1S36  an,  dass  aus 
einem  Eimer  Maische  mehliger  Stoffe  (Getreide,  Kartoffeh»)  2»/^"  Alkohol,  1&49,4", 
]$56  5^,  1862  in  grossen  gut  geleiteten  Brennereien  7 — 7Va"  erzeugt  werden.  Bei 
der  Bttbenzockerproduction  ging  man  um  1840  in  DeirtsolilsDd  Ton  der  Annalime  ans: 
ans  20  Centner  frischer  Killten  1  Centn.  Rohzucker.  Durch  Bau  zuckerhaltigerer 
Rüben  u.  durch  technische  Fortschritte  in  der  Fäbrication  sank  der  erforderliche 
Betrag  an  Rohstoil  immer  mehr,  jetzt  braucht  man  11 — 12  Centn,  u.  noch  weniger. 

^lier  sind  freilich  andere  Umstände,  (s.  §.  391)  die  mit  der  Besteuerung 
nicht  zusammen  hingen,  wie  allgemeine  Yeränderongen  der  Preise,  Absatzverhält- 
nisse, Cultursysteme,  dann  specielle  techn.  Fortschritte  noch  wichtiger,  so  in  den  auch 
?on  Hock  angeführten  Beispielen:  engl.  Landtaxe  v.  1690  war  anfangs  20*/oi  Mitte 
des  19.  Jahrh.  '/g— 3°/'o  vom  Reinertrag  (M'Culloch  S.  58);  die  franzOs.  Grund- 
stener  sank  leeU  in  diesem  Jahrh.  v.  20  auf  8*^/0  (Hock,  Fin.  Frankr.  S.  142);  die 
österr.  Grundsteuer,  im  Kormalsatz  v.  tO"/^  (1824)  wurde  um  1860  durchschnittlich 
nur  auf  6°/o  angenommen;  die  neue  preussische  von  ISGl  ff,  von  nominell  über  O^/g 
ist  reell  wohl  nur  höchstens  halb  so  hoch  im  Durchschnitt.  In  solchen  Fällen  spielt 
aber  anch  die  gleich  anfIngUch  zu  niedrige  Einsehitning  mit 

A  Waf  n^r,  FiMnxwisarafl^liafk.  II.  18 
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wirthschaftliche  Reinertrag  steigt  dadurch.  Aber  in  einer  Hin- 
sicht hat  die  Sache  auch  ihre  Bedenken.  Dazu  im  Stande, 
eine  solche  Abwälzimg  zu  bewerkstelligen ,  sind  die  Hteaerzahler, 
z.  B.  die  Prodacenten  jener  indirect  besteuerten  Artikel,  dorchaos 
nieht  in  gleichem  Maasse.  Sie  gelingt  aliein  oder  wenigetens 
vorzOgfich  nnr  den  „bef&higteren  Elementen'',  namentlich  anseer 
den  wirklicli  ökonomisch  und  technisch  geschickteren  nnd  thätigeren 
Steuerzahlern  denjenigen  von  ihnen,  welche  über  grössere  Kapi- 
talien verfügen  und  alle  erforderlichen  technischen  Verände- 
roDgen  des  Betriebs  leichter  durchfuhren  können.  Im  Ganzen  ist 
daher  der  Grossbetrieb  besonders  im  Stande,  solche  Abwälzungen 
zn  bewirken.  Ja,  ein  gewisser  grösserer  Umfang  des  Betriebs  ist 
mitunter  die  Voraussetzung  des  Erfolgs  der  Betriebslindeniiigen 
in  dieser  Richtung  und  die  Besteuerung  begünstigt  daher  die 
ohnehin  vielfach  bestehende  Tendenz  zum  Grossbetrieb. 
Dies  hat  nun  aber  nicht  nur  manche  andere  Nachtheile;  es  führt 
auch  zu  einer  reellen  Ungleichheit  der  Besteuerung.  Die 
Kleinbetriebe  werden  verdrängt  oder  müssen  einen  Theil  der  Steuer, 
die  sie  vielleicht  nur  auslegen  und  fortwälzen  sollten,  wirklich 
auf  sieh  nehmen.  Eine  solche  Wirkung  in  Bezug  auf  die  Be- 
steuerung kann  nur  durch  eme  beständige  Neuregelung  der 
Grundlagen  der  Steuer,  wobei  jedem  betreffenden  Prodnetionsfort 
schritt  sorgfältig  und  casuistisch  nachgegangen  wird,  compen- 
sirt  werden.  Allein  ein  solches  Verfahren  hat  wieder  manche 
andere  Bedenken  und  thatsächlich  meist  unüberwindliche  steuer- 
technische Schwierigkeiten.  Wie  so  oil  im  Steuerwesen  bringt  daher 
auch  die  Abwälzung  wieder  manches  neue  i^emma  mit  sieh.^') 

3)' In  zahbeichen  raien  endlich  kann  der  Steuerdruck  zn 
Abwälzungen  gar  nieht  fuhren,  so  wenn  Zeit  nnd  Afbeitskraft 
schon  hinlänglich  angespannt  sind  —  wobei  man  es  freilich  mit 
ausserordentlich  elastischen  Verhältnissen  zu  thun  hat  — ;  oder 
wenn  es  an  Kapital  für  eine  vergrösserte  Production  oder  an  Ab- 
satz für  mehr  Producte  fehlt;  oder  wenn,  wohl  oder  übel,  die 
Mehrzahl  der  Besteuerten  einmal  nicht  zu  den  erforderlichen  Fort- 


Gnmdleg.  §.  137.  Bei  der  Spiiitas-  v.  Zockezüidiistrie  bej^QnstigeD  zamal 

gewisse  Steuerformen  den  Grossbetrieb  entschieden. 

^'')  Die  hier  sich  ergebenden  Missverhältnisse  hat  man  mitunter  selbst  im  Steuer- 
lecht  berücksichtigen  müssen.  So  zahlen  nach  d.  norddeutschen  Braautweiusteuer- 
getetzgebang  kleine  landlielie  BreoneTeien  unter  gewissen  Bedingungen  nur  \  des 
Normal^atzes  der  Steuer. 

Das  wird  v.  Hock  u.  A.  niclit  gentkgend  berUcksicJitigt 
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sebritten  befähigt  isi  Man  wird  sich  namentlich  in  Ländern  mit 

starker  Anspannung  der  iSteuerbchraubc,  vuUcnd.s  wenn  die  Steuer- 
erträge grossentheilß  zur  Verzinsung  von  btaaUöchulden  (etwa  gar 
im  Ausland  befindliclier)  und  zur  Bestreitung  des  Militäraufwands 
dienen y  buten  müssen,  sich  hier»  wie  es  wohl  geschieht,  aui'  den 
„Sporn^'  der  Besteuerung  zur  Abwälanng  zu  Tcrhissen.  Die 
Steuer  kann  hier  auch  umgekehrt  bei  den  kleinen  Leuten  (Ittnd- 
Uehen  Grundbesitzern  u.  s.  w.)  vollends  jeden  Schaffensmuth 
lähmen ;  den  Stumpfsinn  noch  steigern  und  somit  die  Production 
eher  noch  vermindern.  „Uebersteuerte"  Länder  und  Volksclassen 
zeigen  wohl  solche  Symptome  der  Wirkungen  der  Besteuerung. 

§•  391.  Mit  der  vorausgehend  erörterten  Abwälzung  ist  eine 
andere  Art  derselben  nicht  zu  verwechsehu,  wenn  dieselbe  auch 
im  Meete  das  gleiche  Resultat  ffir  den  Besteuerfeen  mit  sich  fahren 
kann:  nemliehdie  thatsäohlicheAbwftlzung  stabiler  Steuern 
in  Folge  allgemeiner  reeller  Vermehrung  der  dergestalt  besteuerten 
Erträge  (Einkommen  u.  s.  w.)  oder  in  Folge  gewisser  Preis- 
erhöhungen der  für  den  Geldwerth  der  Erträge  und  Einkommen 
massgebenden  Producte.  Hieher  gehören  namentlich  gewisse  Vor- 
gänge bei  rechtlich  oder  thatsächlich  stabilen  Ertragssteuem, 
besonders  bei  der.  Grund-  und  Gebäude-,  auch  bei  der  Ge- 
werbesteuer, wenn  feste  Steuersummen  auf  die  Ertragsquellen 
gelegt  sind.  Die  Ertragssteigerung  mit  oder  ohne  Mitwirken  des 
besteuerten  Rechtsinhabers  der  Steuerquelle  (Steigen  des  land- 
wirthschaftlichen  Bodenertrags,  der  Grundrente,  der  Miethrente), 
die  Preissteigerung  der  Bodenproducte  (Getreide,  Vieh)  ftlhren  hier 
fUr  den  Besteuerten  zu  einer  reellen  relativen  Verminderung  seiner 
Steuerlast,  d.  h.  zu  einer  theilweisen  Abwälzung  der  Steuer.  Bei 
älteren  Grundsteuern  und  selbst  bei  neueren  nach  stabilem  Kataster 
ist  diese  Wirkung  öfters  in  grossem  Umfange  eingetreten,  was  bei 
der  Beurtheilung  solcher  Steuern  ins  Gewicht  fällt.  Im  ganzen 
Steuersystem  entstehen  alsdann  gerade  durch  diese  Art  der  Ueber- 
wälzuug  Ungleichmässigkeiten,  welche  ihre  Abstellung  in 
Keformen  der  betreffenden  Steuern  oder  in  anderweiten  Ergänzungen 
und  Umgestaltungen  des  Steuersystems  finden  mlissen.*^) 

S.  die  Beispieh-  in  Note  10.  Stärkere  Vcrüiulerungen ,  bez.  Ermäüsigungcn 
der  reellen  Steuersätze  treten  in  relativ  kurzer  Zeit  noch  bei  Gebäudesteuem  mit 
einer  Veranlaguugsart  wie  z.  B.  die  proussische  in  rasch  forteclffdtendeii  St&dten  ein. 
Dadurch  wird  dann  diese  Steuer  als  Staatssteuer  sehr  ungleichmässig:  niedriger 
in  Städten,  die  im  Aufschwung  begriffen  sind,  als  in  stegniienden  Octoi  oder  als  auf 
dem  platten  Lande,  wie  mau  in  Preusseu  sieht. 

IS* 
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B.  —  §.  392.  Fortwälzung. '^^)  Hierfür  gilt  die  Regel: 
die  Steuer  wird  vom  Steuerzahler  oder  erstem  Steuerträger  dann 
und  in  dem  Maasse  und  am  so  leichter  fortgewälzt,  als  der- 
selbe bei  dem  in  JBetracht  kommenden  Angebot  eine  £in- 
sohränkuBg  Tornehmen  kann,  in  Folge  deren  ein  nunmehr 
kleineres  Angebot  der  gleichen  Nachfrage  gegenüber  steht  Bei 
Stenern,  welche  vom  Vorstand  einer  Unternehmung  gezahlt  werden, 
handelt  es  sich  daher  um  eine  entsprechende  Productionsein- 
schränk ung,  die  voraussichtlich  nicht  sofort  von  anderer  Seite 
durch  grössere  Production  oder  Zufuhr  wieder  aufgewogen  wird. 
Bei  Personalsteuern  I  wie  z.  B.  auf  den  Arbeitslohn  entscheidet 
sich  die  Fortwälsnng  danach,  wie  das  Arbeitsangebot  reell  ver- 
mindert wird. 

Haschend  sind  nun  liier  dreierlei  Reihen  von  Umständen: 
Ökonomisch-technische  YerhlUtnisse  der  betheiligten  Unter- 
nehmungen, Gewerbe,  Ertragsquellen  u.  s.  w. ;  persönliche  und 
persönlich-öko  üomische  Verhältnisse  der  betbeiligten  Steuer- 
zahler; endlich  die  Verhältnisse  der  wirthschaf  tlichen  Rechts- 
ordnung in  ihrem  Einfluss  auf  die  Mijglichkeit  einer  reellen  An- 
gebotsirermindemng. 

1)  Nach  ihrer  Skonomisch-^techni^chen  Einrichtong  sind 
diejenigen  Unternehmungen  n.  s.  w.  begttnstigt,  welche  yomemlich 
mit  umlaufenden,  diejenigen  in  erschwerter  Lage,  welche  vor- 
neuilich  mit  stehenden  Kapitalien  (wozu  hier  auch  Grund- 
stücke und  Häuser  zu  rechnen  sind)  producireu.  Daher  ist 
die  Fortwälzung  leichter  und  sicherer  —  von  vorübergehen- 
den Gonjuncturen-Rückschlägen  abgesehen  —  im  Handel,  auch, 
wenigstens  soweit  dieser  Ponct  entscheidet,  noch  im  H  and  wer  k, 
schwerer  in  der  Fabrikation,  vollends  in  der  Bodenpro- 
duction,  beim  Grund-  und  Hansbesitz.  Wichtig  kann  dabei 
auch  noch  die  speci fisch  technische  Natur  der  sachlichen 
Productions mittel  (Kapitalien)  und  die  ökonomisch-technische 
Natur  der  Productc  selbst  werden.  Die  Fortwälzung  ist  um  so 
schwerer,  je  mehr  ein  Productionsmittel  nur  zu  einer  oder  wenigen 
bestimmten  Productionen  dienlich',  daher  je  fester  es  an  die  bis- 
herige Production  gebunden  is^  z.  B.  im  Falle  von  Maschinen, 
von  Gebäuden  itlr  bestimmte  Betriebe  (Fabriken,  Mttblen),  von 
Grnndstttcken  fUr  bestimmte  Einzelzwecke  (Bergwerksboden),  und 

Zun  Theii  im  Ansdünss  aa  Pariea  a.  a.  0.  Bau,  I,  §.  269  ff.,  Hock 

S.  ü. 
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umgekehrt.  Die  Fortwälzung  ist  ferner  um  so  schwerer,  je  weniger 
local  gebünden  die  Production  ist,  je  leichter  sich  der  Bedarf 
anders  woher,  eventuell  zum  alten  Preise,  versorgen  kann,  je  mehr 
das  betreffende  Bedtlrfniss  eine  Einschränkung  vertrügt»  aufschieb- 
bar  ist,  sioh  durch  Snrrogate  befriedigen  Itot»  je  transportfähiger 
naeh  Uurer  Beschaffenhdt  nnd  ihrem  Werthe  die  Frodnote,  je 
besser  die  Gommnnicationsinittel  sind,  und  nmgekehrt.  Eine  Fort- 
wälzung von  Steuern  wird  daher  z.  B.  dem  Landwirth,  Bergmann, 
Forstwirth  besonders  schwierig,  zumal  bei  technisch  hoch  ent- 
wickeltem Communicationswesen  (Dampf!),  ^^j  Die  Fortwälzung 
hängt  endlich  noch  ab  von  der  nach  den  einzelnen  Betrieben  sehr 
versehiedenen  Schwierigkeit  oder  Leichtigkeit ,  unter  den  Prodn- 
centen  ein  gemeinsames  gleichartiges  Vorgehen  inBezng 
anf  die  Begelnng  der  Production  und  des  Angebots  zu  bewirken. 
In  der  Landwirthschaft  kann  davon  bei  der  gewöhnlichen  Lage 
der  Besitz-  und  Betriebsverhältnisse  kaum  jemals  die  Rede  sein, 
fast  ebenso  wenig  im  Handwerk,  eher  in  einzelnen  in  grossen 
UntemehmoDgCD  concentrirten  Fabrikations-  und  Handelszweigen. 
Oefiers  werden  aber  auch  liier  die  wirthschaftlich  kräftig- 
sten Untenehmer,  welche  am  Leichtesten  die  für  eine  umfassende 
F^HTtidUiung  erforderlichen  Massregeln  durohfUhren  kannten,  gerade 
eine  gbnderstellmig  einzunehmen  fttr  das  ihnen  YortheilhaAeste 
halten.  Die  etwaige  Productionseinschränkung ,  zu  der  Andere 
greifen  oder  genöthigt  werden,  kommt  ihnen  dann  noch  zu  Gute. 
Die  besteuerten  Arbeiter  vermögen  vollends  selten  der  Besteuerung 
gegenüber  ein  gleichartiges  Verfahren,  das  die  Fortwälzung  der 
Steuer  gestattet,  einzuschlagen  (§.  511).  Da  nun  immer  alle  diese 
verschiedenen  Momente  zusammen  wirken,  in  derselben  Bfchtnng 
oder  sich  kreuzend,  so  ist  ein  bestimmtes  Ergehniss  der 
Fortwälzungstendenz  a  priori  kaum  festzustellen,  a  posteriori  aus 
der  Erfahrung  bei  der  grossen  Verwickeltheit  solcher  Processe 
nicht  sicher  zu  constatiren.  Um  so  weniger,  da  die  zweite  und 
dritte  Kategorie  von  Umständen  gleichzeitig  mitwirkt 

2)  Auch  die  persönlichen  Verhältnisse  der.  Steuerzahler 
sind  von  bedeutendem  Einflüsse,  wdl  sich  danach  grossentheils  die 

*')  Die  practischen  Verächter  der  Theorie  in  unseren  gegenwärtigen  Steuer 
debatteu  haben  trotzdem  die  eigene  Theorie  aufgestellt,  dass  bei  uns  der  Preis  der 
Bodenprodacte  durch  —  die  (irundsteuer  gesteigert  weide!  Das  „Bodenlose"  dieser 
Theorie  weisi  Conrad  im  Vorwort  m  Kremp,  Einfl.  cL  EnUewis&lb,  Jen»  1879 
8.  IV,  mit  Recht  scharf  ab. 

Bau  I,  §.  269  hebt  dies  bes.  hemr. 
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Ausführbarkeit  einer  Einschränkung  des  Angebots,  einer  Aenderung 
des  Gewerbes,  Berufs,  der  Kapitalanlage  n.  s.  w.  richtet.  Sowohl 
der  allgemeine  MdnngsstaDd  als  die  specielle  Berafs-  oder  Fach- 
fUhigkeit  der  Bethdlig^ten  kommt  in  Betracht,  ermöglicht^  erldchtert, 
mchwert  den  Wechsel  des  Beraft  n.  s.  w.  oder  macht  ilm  un- 
möglich. Auch  die  persönlich- ök  onomische  Lage,  die  FShig- 
keit,  länger  oder  ktlrzer  oder  gar  nicht  den  laufenden  Erwerb 
(Einkommen,  Lohn)  zu  entbehren,  u.  a.  dgl.  m.  spielt  dabei  mit. 
Die  Arbeiter,  die  „kleinen  Leute'S  die  kleinen  Gewerbetreibenden 
sind  anch  in  dieser  Beziehnng  fltr  den  Concnrrenzkampf ,  den 
dieser  wie  jeder  UeberwftlEnngsprocess  darstellt ,  meist  sclUeobt 
ansgerttstet  (§.  511). 

S)  Endlich  ist  die  wirthschaftliehe Rechtsordnnng  von 
wesentlich  mit  entscheidender  Bedeutung :  so  z.  B.  im  Gewerbe,  ob 
und  wie  weit  Gewerbefreiheit  oder  ein  beschränkendes  Gewerbe- 
recht, Zunftwesen,  Realgerechtigkeiten,  Concessionswesen  u.  r.  w. 
besteht;  wie  es  sich  mit  dem  Zug  recht  und  dem  Nieder- 
la»snngsrecht  verhält,  auch  mit  Ans-  nnd  fiinwandernngs- 
reeht;  wie  das  Vertragsrecht,  Zinsrecht  n.  s.  w.  gestaltet  Ist. 
Denn  danach  richtet  sieh  grossentheils  wieder  ^e  Möglichkeit, 
diejenigen  Massregeln  vorzunehmen,  von  denen  die  Fortwälznng 
abhängt.  Das  freiere  Gewerberecht  erleichtert,  das  beschränken- 
dere erschwert  diese  Massregeln. 

Man  mnss  sich  alle  diese  Umstände  vergegenwärtigen,  welche 
sich  im  practischen  Leben  ja  noch  tausendfach  compliciren,  um 
das  sichere  Vertrauen  auf  die  Fortwftlvung  von  Steuern 
in  der  in  Aussicht  genommenen  Weise,  s.  B.  bei  den 
indirecten  Verbrauehsstenem  schliesslich  auf  den  Oonsumenten,  min- 
destens als  ein  oft  wenig  begründetes  bezeichnen  zu  können,  vollends 
das  Vertrauen  darauf,  dass  so  eine  gerechte",  „gleichmässige^* 
Besteuerung  hergestellt  werde.  Man  wird  nur  zugestehen  können, 
dass  wenigstens  nach  den  ökonomisch -technischen  und  den  Rechts- 
verhältnissen in  der  modernen  Volkswirthsehaft  die  richtige  and 
vollständige  Fortwlllzung  von  indirecten  Verbrauchssteuern 
der  üblichen  Art,  Einfuhrzöllen,  inneren  Steuern,  Aecisen  u.  s.  w. 
immer  noch  leichter,  daher  wahrscheinlicher  ist,  als  die 
Fortwälzung  von  Steuern,  welche  den  Arbeitslohn  treffen,  von 
Ertrags-,  Einkommensteuern.  Die  Grundsteuer  wird  wohl  nur 
ganz  ausnahmsweise  durch  Steigerung  des  Prodnctenpreises  auf 
den  Consumenten  fortgewälzt  werden  können. 
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C.  —  393.  Rückwälzung.")  Im  Allgemeinen  erscheinen 
bei  ihr  diejenigen  Umstände  als  günstig,  welche  sich  ftir  die  Fort- 
wälzung als  ungünstig  erwiesen,  und  umgekehrt.  In  Ueberein- 
fitimmung  hiermit  ist  die  Regel  anfzostelleii :  die  Rückwälzung 
gelingt  dann  mid  in  dem  Maasse  nnd  um  so  leichter,  als 
die  dabei  in  Betaclit  kommende  Nachfrage  eine  Verminderung 
erlaubt  und  verMgt,  so  dass  nunmehr  eine  kleinere  Nachfrage 
ehiem  gldehen  Angebot  gegenüber  steht  Im  £lnuelnen  zeigt 
sich  hier  wieder  Alles  von  Einflnss,  was  vorher  bei  der  Fort- 
wälzung dargelegt  wurde.  Speciell  mag  noch  hervorgehoben 
werden,  dass  bei  den  für  etwaige  Rückwälzung  typischen  Fällen 
der  Besteuerung  einzelner  Verbrauchsgegenstände,  duroh  Zölle, 
innere  Stenern,  directe  sogen.  Luxussteuem  u.  dgl.  m.,  von  Seite 
des  Oonsumenten,  daher  der  Naehfrage,  wesentiich  die  Natur 
des  betretenden '.BedflrfhiABes,  die  Ersetzbarkeit  des  einen, 
besteuerten  BefHedignngsmittels  durch  andere  nicht  besteuierte 
Artikel  (Surrogate)  mit  entscheidet.  Die  Steuer  auf  nothwendige 
und  nicht  ersetz  bare  Consumptibilien  wird  schwerer,  die- 
jenige auf  entbehrliche  und  ersetzbare  leichter  rückgewälzt. 
Daher  z.  B.  öfters  eine  leichte  Rückwälzung  gewisser  Luxnssteuem 
auf  den  Producenten  der  betreffende  Objeete.  Ob  und  wie  weit 
dann  der  betr^ende  durch  die  Rflokwftlzung  getroffene  Produeent 
die  Steuer  endgiltig  tragen  muss  und  welehes  überhaupt  die 
Weiter  Wirkungen  solcher  rttckgewälzten  Steuer  sein  werden, 
dafür  sind  wieder  alle  die  Umstände  mitbestimmend,  welche  die 
Fortwälzung  mit  reguliren.  Eigenthiimlicli  kann  sich  bei  Häuser- 
Steuern,  die  auf  den  Miether  fortgewälzt  werden,  der  Rückwälzungs- 
process  gestalten.  Besonders  schwierig  wird  gewöhnlich  die 
Bliekwttlsung  von  Steuern  Seitens  der  Arbeiter  und  der  „klehien 
Leute"  flberhaupt  sein  (§.  511):  die  Bedingungen  dafür,  also 
s.  B.  fllr  die  RlIckwiUzung  von  indireeten  Verbrancbssteuem,  welche 
auf  diese  Classen  fortgewälzt  sind  (Salz-,  Tabak-,  Biersteuem, 
manche  Zölle),  sind  die  nemlichen  wie  für  die  Fortwälzung  directer 
Lohn-  und  dgl.  Steuern.  Auch  hier  schätzt  man  die  Schwierig- 
keiten für  die  Rückwälzung  der  Besteuerung  des  Arbeiters  auf 
Arbeitgeher  und  auf  (wohlhabendere)  Consumenten  der  Arbeits^ 
produete  oft  viel  zu  g^ng  und  bewegt  sieh  in  einem  bequemen, 
aber  unzulüasigen  Optimismus,  oder  —  will  sich  darin  bewegen, 
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obgleich  gerade  hier  die  Theorie  recht  wohl  im  Stande  ist,  die 
Umstände  anzugeben,  welche  Yoriiegeii  mflssleii,  wenn  eine  be- 
hauptete Rückwälzung  erfolgen  sollte,  und  sich  leicht  nachweisen 
lässt,  wie  wenig  wahrscheinlich  oder  wie  bedenklich  der  Eintritt 
dieser  Umstände  ist.   Darüber  Näheres  unten  in  §.  511. 

D.  —  §.  394.  Auch  für  die  Weite rwälznngen  endlich,  zu 
weichen  sich  die  Fort-  wie  die  BückwiUznng  gestalten  luinn> 
lisst  sieh  eine  allgemeine  Regel  aofiitellen:  je  mehr  nemiioh 
die  gaoze  Lage  desjenigen,  anf  welchen  dne  Stener  fort-  oder 
rttckgewälzt  worden  ist,  der  Lage  des  ersten  Fort-  nnd  Rttck- 
wälzenden  gleicht,  desto  wahrscheinlicher  und  gleichartiger 
ist  die  betreffende  Weiterwälzung  und  so  fort.  In  dieser  Weise  wird 
also  z.  B.  die  Weiter-  Fortwälzong  von  Einfuhrzöllen  auf  die 
verschiedenen  Nachmänner  des  einführenden ,  zollbezablenden 
Grosskanfmanns  bis  BchUesslich  zum  Gonsnrnenten  des  beaoUten 
Artikels  ziemlich  gldchmSssig  zn  erwarten  sein.  Im  Uebrigen 
gestalten  sich  diese  Weiterwilznngen  ganz  nach  Maassgabe  da* 
Umstände,  welche  bei  der  Fort-  und  Rückwälzung  zur  Sprache 
gebracht  worden  sind.  Sie  führen  dazu,  dass  die  Wirkungen  einer 
Steuer  in  immer  weiteren  Kreisen  von  Personen ,  welche  irgendwie 
im  Verkehr  mit  dem  ersten  Steuerzahler,  als  Consumenten  der 
Producte,  Leistungen  desselben  n.  s,  w.y  stehen,  sich  in  erhöhten 
Freisen  dieser  Producte  geltend  mach^.  Der  nrsprttngliehe 
Stenerbetrag  eines  Stenerzahlers  kann  sich  anf  diese  Weise  mit- 
unter in  immer  kleinere  Theile  auflösen,  die  sich  wie  Productions- 
kostenpartikel  auf  die  Preise  der  Sachgüter  und  Leistungen,  auf 
die  Sätze  der  Zins-,  Mieth-,  Pachtrenten  u.  s.  w.  zu  legen  suchen. 

Ob  und  wie  weit  dies  freilich  in  Wirklichkeit  geschieht, 
lässt  sich  nicht  allgemein  angeben.  Die  Verhältnisse  der  Gon- 
cnrrenz  und  alle  die  manchfachen  Umst&idey  welche  im  Voraus- 
gehenden berührt  worden  sind,  bestimmen  dies  mit  Man  kann 
die  Möglichkeit  einer  solchen  allgemeinen  Weiterwftlzung  einer 
Menge  von  Steuern  im  freien  Verkehr  und  die  Tendenz  dazu  bei 
den  meisten  einzelnen  von  einer  Steuer  betroffenen  Personen  nicht 
bestreiten.  Es  lässt  sich  hieraus  auch  ein  gewisses  Hinstreben 
des  Verkehrs  auf  gleichmässige  Vertheilung  der  Steuerlast  ableiten. 
Aber  viel  zuweit  geht  eine  neuere  Doctrin,  dass,  wdl  jeder  Be- 
steuerte ein  solches  Streben  verfolge  und  seine  Steuern  als  Pro- 
ductionskosten  seiner  Gttter  und  Leistungen  auffasse  ^  nun  auch 
daraus  das  sichere  Resultat  hervorgebe:  jjede  Steuer  werde 
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von  jedem  auf  jeden  flberwftlüt,  indem  jeder  die  Steuern, 
die  er  zahlt,  nnr  für  den  anderen,  der  sein  Product  brauclit,  aus- 
legt, um  sie  ihm  in  irgend  einer  Weise  aufzurechnen/'  (L.  Stein). 
Dabei  wird  einfach  die  Unsumme  von  praetischen,  aber  in  der 
Theorie  wenigstens  kategorieenweise  grossentheils  leicht  aufzu- 
findenden Sehwierigkeiten  ttberaehen,  die  sieli  einer  solehen  „all- 
gemeinen  Uebertfälanng^  entgegenstellen.  Doreh  die  „geaammte 
wirthsehafOielie  Thfttigkeit  einer  Nation''  mnss  selbstversföndlieh 
die  ,^Gesammt8mnme  aller  Steuern  wirklich  producirt'*  werden. 
Das  Volk  oder  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes  ist  unter  allen 
Umständen  (von  Besteuerung  des  Auslands  abgesehen)  die  Trägerin 
dieser  Steuerlast  und,  wie  immer  die  erste  Anlegung  der  Steuer 
erfolge,  wer  immer  erster  Steuerzahler  sei:  durch  den  Verkehr 
tritt  erst  die  endgiltige  ,}Stenervertheilang''  anter  die  einzelnen 
Volksangebarigen  ein.  Aber  dieser  „stenenrertheilende  Verkdirs- 
proeess''  ist  niebts  Anderes  als  die  yon  jener  Doctrin  seltsamer 
Weise  selbst  „begrifflich  abgethane"  Steuerüberwälzung.  Von 
dieser  nun  gilt  das  frtiher  Gesagte.  Wäre  es  anders ,  warum 
sollte  sich  Theorie  und  Praxis  auch  um  die  Wahl  der  Steuer- 
arien und  Steuerobjecte  sonst  so  abmühen? 

Vni.  —  §.  395.  Das  Ergebniss  der  ErOrtenmgen  Uber 
die  UeberwSlznng  ist  demgemäss  das  folgende:  dieselbe  erfolgt 
in  der  Tbat  im  Verkebr  yielfach,  aber  doeb  bänfig  nur  nnter 
grossen  Schwierigkeiten,  welche  mitunter  gar  nicht  zu  überwinden 
sind.  Auch  ist  es  nicht  möglich,  die  Wirkungen  im  Voraus  all- 
gemein sicher  festzustellen  oder  nachträglich  zu  ermitteln.  Eine 
Bürgschaft  dafür,  dass  durch  Ueberwälzung  eine  nachtheilige 
und  nngleicbmässige  Besteuerung  sieb  richtig  vertbeile, 
wenn  aneb  erst  naob  und  nacb,  iässt  sieb  daber  nicbt 
geben.  Eine  Reebtfertigung  alter  Stenern  gegenttber  neuen  mit 
dem  Hinweis  auf  die  günstigen  Folgen  eingetretener  Ueberwälzung 
ist  somit  nicht  allgemein  möglich  und  auch  im  speciellen  Fall 
wegen  der  Verwickeltheit  des  Causalnexus  auf  diesem  Gebiete 
sebr  schwierig  und  unsicher.  Man  darf  desshalb  in  Bezug  auf 
gewünschte,  gemntbmasste  und  selbst  auf  wahrscheinliobe  Ueber- 
wftlznqgen  niebt  zn  opttmistiscb  sein.  Vielmebr  bat  man  die 
Aufgabe,  die  Besteuerung  yon  vorneberein  mOgßclist  so  einzu- 
riebten,  dass  sie  den  C^rnndsfttzen  der  VolkswbrtiiBebaft  und  der 
Gerechtigkeit  entspricht  
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Dies  ErgebDiBB  ist  besonders  für  die  Bildung  des  Steuer- 
systems, die  Wahl  der  einzelnen  Steuern,  Steuerobj ecte 
und  Steuererhebungsarten  wichtig. 

5.  Abschnitt. 

Ol.  Die  Prinefplen  der  dereehtlgkelt  oder  Mr  fireoiitcii 

Sieaeffcrilicilmfr* 

A.  Ueber  gweehte  Sieuerrerlheüiing  im  Allgerndneii. 

8.  obea  die  YorbemeilniDgoii  zu  diesem  gaiuea  HauptabschQ.  S.  220  —  224, 
in  Bezugs  auf  d.  Literatar,  auf  deren  Kritik  u.  aaf  die  Abweichimgen  meines  eigenen 

Stondpuncts  ü.  der  Behandlungsweise  der  Streitfraf^en,  welrlio  darans  henrorgeht. 

In  der  ausdrücklichen  Einräumung  des  Vorrangs  der  tinauzpolit.  u.  auch  der 
volkswirthschaftlichen  Steuerprincipien  vor  denjenigen  der  Gureclitigkeit  stimme  ich 
mit  Kasse,  Held  n.  A.  ttberein.  Daraus  folgt  mr  nicht,  wie  Held  anxnnehmen 
scheint,  dass  die  „Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  ülicrhaupt  ein  untergeordnetes 
Moment  sei.  Das  wird  auch  nicht  dadurcli  bcgiUndet,  dass  es  „ein  einfaches  all- 
gemein anerkanntes  u.  allgemein  anwendbares  Princip  der  Gerechtigkeit  nicht  gebe, 
wie  schon  der  nie  zn  schlichtende  Strat  darüber  beireiee,  ob  dem  StenenyBtem  im 
Ganzen  die  Proportion  oder  die  Progression  zu  Gründe  liegen  müsse"  (Held,  Gut- 
achten über  Pers.bostouer.  S.  24.  v<rl.  auch  ders.  in  Conrad's  Jahrb.  1S7S,  H. 
236  iT.,  u.  Uber  „Gerechtigkeit"'  in  d.  Volkswirthsch.  Überhaupt  in  s.  Grundritib  f. 
Vöries,  üb.  Nat.Ok.  2.  A.  S.  71).  Ganz  richtig  sagt  dagegen  Nasse  (Gntacht.  eb. 
S.  2):  „Daraus  (dass  neml.  dio  gerechte  Stßuervcrtheilung  nicht  der  erste,  alles 
Andere  beherrschende  Gesichtspunct  sei)  darf  man  aber  freilich  nicht  anderseits,  wie 
es  auch  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  geschehen  ist,  die  Folgerung  ziehen,  dass  der 
Gesetzgeber  der  Rftcinielit  anf  gleichmSssige  Stenerrertheilong  licli  entsoUagen  dttfb 
u.  dass  die  Fnif^e,  was  ist  glcichmässige  Steuern ertheilung ,  eine  massige  sei.  Viel- 
mehr sind  wir  durchaus  der  Ansicht,  dass  überall,  wo  nicht  die  Erhaltung  oder 
die  Zwecke  des  Staats  bestimmte  Forderungen  stellen  —  [auch  hier  räumt  Held, 
tintaoht  8.  24,  an  viel  ein,  wem  er  sagt,  die  Frage  nach  den  witHmobaAUehen 
Interessen  der  Gesammthoit  der  Untertliancn,  der  einzelnen  Stände  (?)  u.  des  Fiscus 
müsse  immer  in  den  Vordergrand  geschoben  werden".]  —  Gleichm ässigkeit 
in  der  Steuervertheilung  herrscheu  muss  u.  weisen  daher  die  Frage  nach 
dem  Princip  gldchmaseiger  Steaerrertheilang  keineswegs  ron  nns  ab,  denn  ohne 
einen  solchen  festen  Richtungspun c t  würde  nicht  abzusehen  sein,  wie  man 
eine  bodenlose  Willkür  vermeiden  wollte."  S.  auch  Neumann,  progr. 
£ink.st.  S.  1U6,  wo  mit  vollstem  üecht  in  Bezug  auf  das  Gerechtigkeitsproblüm  u. 
Held's  Einviade  gesagt  wird:  „was  der  Oesetzgeber  ron  nns  Terlugra  kann,  ist, 
dass  wir  uns  aus  principiellen  Gründen  für  bestimmte  principielle  Ziele  aus- 
sprechen. Die  Ausführung  bleibt  natürlich  Sache  derjenigen,  die  das  Maass  der 
Ausfuhrungsmöglichkeit  nach  den  betreffenden  Verhältnishen  beurtheilen  können. 
Aber  in  der  Idee  das  Ziel  sncben«  das  Ideal  constmiren,  das  ist  uns  fd.  lu 
d«r  Theorie]  überlassen  u.  daran  haben  wir  fort  XL  tott  zn  arbeiten." 

Was  Held 's  weiteren  Einwand  mit  dem  Mangel  eines  einfachen  anerkannten 
und  anwendbaren  Princips  der  Gerechtigkeit  aiüaugt,  so  ist  es  eben  hier  die  Aufgabe, 
die  den  „historischen**  ITationalftkonomen  bes.  nahe  liegen  mOsste,  die  diese  ragen 
der  gerechten  Stenerfertheiiang  aus  dem  historischen  Standpnncte  anfzufassen  lad 
femer  das  Problem  gerechter  Steuervertheilung  in  Zusammenhang  mit  demjenigen 
gerechter  Verth  eilung  des  Nationaleinkommens  zu  bringen.  Ich  beziehe  mich 
nr  den  ersten  Ponct  anf  die  Yorbem.  oben  S.  228,  für  den  feweiten  anf  die  aneli 
für  die  Steuerlehre  grundlegenden  Erörterungen  in  meiner  „Grundlegung**,  bes.  in 
2.  Kap.  [d.  1.  Ausg.,  Kap.  2  d.  1.  Abth.  d.  2.  Ausg.)  über  „den  Bedarf  u.  die  Ein- 
kommenlehre vom  Vertheilungsstandpuncte"  §.  U4  Iii.,  Uber  die  „Coivianctur"  76 
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aber  die  Eigenthuinäordnuog  u.  Uber  Kapit&l-  n.  (jirundeigenthom  im  5.  Kap.  {odm 
.3,  AhUk.  der  2.  Amg,).  Pofdi  diese  Asf&ssuDg  ergiebt  sich  eiae  thdlweise  Tei^ 
sdiiedune  Motiviinng  z.  B.  der  Steuerprogression,  der  höheren  Besteuerung  des 
fandirten  "Einliommens,  der  eventuellen  Frtnlassung  dos  „Existenzminimums",  abweichend 
«ach  von  Aatorea,  wie  Heumanu,  sogar  v.  Scheel,  mit  denen  ich  sonst  vielfach 
ttberftiiietiiiniie.  Nor  dieto  Anffinsang  ermöglicht  es  aber  m.  E.  aneli  zu  einer  tiefiraen 
«.  festeren  Begründung  gewisser  Gerechtigkeitspostolate  u.  deren  Gonseqaenzen  in  der 
Besteuerung  zu  gelangen  u.  Held 's  n.  A.  Vorwurf  der  Willlctlr  abzuweisen.  Für  den 
Kempuiict  der  folgenden  Absclinittc  bezielie  ich  mich  daher  auch  auf  die  genannten 
Fnrdeen  ndner  „Grandlegnng'  ,  wm  ich  u.  A.  gegenftber  der  Kritik,  welehe  diese 
Abschnitte,  finden  mögen,  ausidrttcklich  herrorhebe. 

Die  l\c(  htsi)hiloaophen.  ilic  j^erade  die  (Jereihtiykeitsjuiiirijiien  in  der  Bt- 
äteaerung  vor  Allem  hätten  klären  müssen,  kommen  auch  hier  über  vage  Allgemein- 
beiten  nicht  binans  and  rerratlien  tiberall  den  Mangel  nationalökon.  Verständnisses. 
S.  die  liter.  Angaben  oben  S.  1  IS.  Die  Vertreter  der  theor.  Politik  haben  die 
Fragen  gleichfalls  nicht  erheblich  gefi)rd«'rt ,  diejenig-en  de?  positiven  öffentl. 
Kechts,  dann  die  Historiker  berühren  höchstens  einmal  eine  solche  Piincipicnfrage, 
deren  genaaere  Erörterung  ja  auch  aasserhalb  ihrer  Aufgabe  liegt. 

Die  KationalOkonomcn  and  Finanz-  oder  Steuertheoretiker  bnben  sieh 
zwar  regelm&ssig  mehr  oder  weniger  einstehend  und  scharf  mit  diesen  Frairen  ausein- 
andergesetzt, aber  bei  der,  ihnen  (mit  wenigen  neuesten  Ausnahmen,  wie  zumTheil 
Stein,  Schmoller,  v.  Scheel)  mangelnden  histor.  Auffassung  u.  bei  der  gleich- 
falls fehlenden  Behandlang  dieser  prindpidlen  Fragen  dar  Steuerlehre  im  Zusammen- 
hang mit  der  Lehre  von  der  Einkorn  men  \  er  th  oil  II  II  fr  und  der  wirthschaftl. 
Rechtsordnung  sind  sie  nicht  za  festen  Ergebnissen  gelangt.  (Jewöhnlich  steht 
Behauptung  gegen  Behauptung,  ^  B.  in  der  Controrerse  in  Bezug  auf  die  „Gleichheit 
der  Opfer*'.  Ans  d.  nat.ök.  Liter,  kann  ich  daher  fast  nur  auf  Schmoller's  Grundfr. 
v.  Recht  u.  Volkswirthsch. ,  bes.  Abschn.  IV,  auch  V  (,S.  94)  verweisen,  wo  fireUidi 
die  Erörterung  zu  aphoristisch  bleibt.    Vj^l.  sonst  noch  Mill,  B.  5.  K.  2. 

Aus  der  finanz.  Lit  s.  die  Citatu  in  d.  Vurbem.  zu  den  t'riihercu  Abschnitten, 
speeiell  bes.  Rau  I«  9*  250  IT.  (mit  Uter.  Daten  ttber  einige  Avtoren  in  den  Noten); 
Umpfenbach  I,  104,  llSff.;  Pfeiffer,  SUatseinn.  II,  1(5,  dann  Kap.  3  —  7; 
•Stein  L  402  fT.,  411  ff..  447  ff.,  4^1  (r.-.  Heid,  Eiuk.st.  Kap.  5  u,  bes.  d.  Liter.rcvuo 
daselbst  S.  121  it.;  Neu  mann,  progr.  Eiuk.st.  Kap.  4;  Nasse  u.  z.  Th.  die  anderen 
Gutachten  ttber  Personenbestenening  passim;  r.  Scbeei,  progress.  Best,  Tob.  Ztscfar. 
B.  31  S.  278;  Schmoller,  preuss.  Fin.pol.  im  Jahrb.  d.  D.  Kci<hs  1<^77  S.  110. 
114  ff.;  der  consequente  Standpunct  der  Theoretiker  des  Systems  d.  freien  Coneurren/. 
iiam.  bei  i' au  eher  u.  andereu  deutschen  Freihändlern,  s.  o.  S.  146.  Auch  ucuebte 
firanzOs.  Autoren,  wie  Leroy-Bennlien  I,  181  C  wissen  d.  Theorie  d.  Progressir- 
Bleanr  nur  ab  eine  ^^lentinientale  et  non  pes  mtioneUo**  n  cbaiscteiisiren. 

§.  996.  Einleitung.  „Was  ist  das  Gerechte Diese 
Urfrage  des  denkenden  Menschen  könnte  anch  an  die  Spitze  der 
Erörterungen  über  die  Principien  der  Gerechtigkeit  in  der  Be- 
steuernng  gestellt  werden.  Sie  eingehend  philosophisch  zu  beant- 
worten, dazu  ist  natürlich  hier  nicht  der  Ort.  Es  ist  nur  daran 
za  erinnern,  dass  alle  Schwierigkeiten  der  Beantwortung  jener 
allgemeiiien  Frage  hier  in  der  Erarternng  der  speoiellen  Frage 
wiederkehren.  Merkwürdiger  Weise  ist  dies  selbst  in  der  inteen- 
schaft  nicht  immer  empif^nden  worden.  Es  wären  sonst  nicht 
manche  sehr  bestreitbare,  mindestens  nur  sehr  relativ  wahre  Sätze 
über  die  „gerechte''  Besteuerung  ohne  Beweis  aufgestellt  und  dann 
mit  diesen  Sätzen  wie  mit  Axiomen  und  unmittelbar  in  der  Praxis 
anwendbaren  Lehren  operirt  worden.  Man  hätte  in  Streitfragen 
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auch  öfters  eingesehen,  dass  man  sich  nicht  verständigen  könne, 
weil  man  schon  im  Ausgangspnnct,  in  der  Grnndanschauang  be- 
züglich der  „Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  differire  und  des- 
halb Dothwendig  in  den  Conseqnenzen^  in  der  Anfstellnng  bestimmter 
,,Gereehtigkeit8fordenmgeii''  &Lr  die  Bestenenmg  gleiohfails  ans- 
dnander  gehra  mttsse.  Fttr  unsere  Zwecke  in  derFinanzwissensobaft 
und  in  der  Steueilebre  ist  es  nun  vor  Allem  notwendig,  genügt 
es  aber  auch,  sieb  Uber  folgende  drei  Puncte  klar  zu  werden: 
nemlich  einmal  über  die  historische  Relativität  der  „Steuer- 
Gerechtigkeit",  ferner  über  die  Ab hängigkeit  des  Urtheils 
bezüglich  der  letzteren  von  dem  Urtheil  über  unser 
privatwirthschaftliches  Concurrenzsystem  (§.397—399) 
nnd  endlioh  Uber  den  Binflnss  von  Arbeitstheilnng  und  Technik 
auf  die  Anwendung  der  Gerechtigkeitspostnlate  (§.  400). 

I.  Relatiyitftt  der  Stener-Oereebtigkeit. 

Auch  das  Ger  echte",  wie  alles  „Sittliche^'  überhaupt, 
ist  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  zeitlich  (historisch) 
und  örtlich  Relatives,  durch  die  Cultur  des  Volks  Bedingtes,*) 
Von  der  „Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  gilt  das  in  besondmm 
Maasse.  Wir  dürfen  daher  anch  nicht  unsere  moderne  Anschannng 
snm  allgemein  giltigen  Maassstab  anderer  Zeiten  nnd  Völker  nehmen. 
Die  ehemaligen  stSadisehen  Stenerfreibeiten  nnd  Privilegien  z.  B. 
stehen  im  Einklang  mit  den  gesammten  Rechtsverhältnissen  jener 
Zeit,  mit  der  eigenthümlichen  ständischen  Gliederung  der  Be- 
völkerung. Sie  sind  ftlr  jene  Periode  nicht  kurzweg  „ungerecht" 
zu  nennen,  selbst  in  dem  Falle,  wo  es  sich  um  wahre  Steuer- 
freiheiten (§.  361)  handelte.  Wir  fassen  jetzt  die  Frage  der  „ge- 
rechten^'  Bestenemog  nnr  für  unsere  moderne  Onitor-  nnd  Bechts- 
periode  ins  Ange.  Hier  kennen  wir  in  der  That  die  Grundsätze 
der  Allgemeinheit  nnd  Gleichm&ssigkeit  der  Bestenemng  als  Aiiome 
der  Gerechtigkeit  in  unserem,  modernen  Sinne  betrachten, 
welche  mit  unserem  Begriff  der  persönlichen  und  politischen 
(staatsbürgerlichen)  Freiheit  und  Gleichheit  gegeben  sind.  Aber 
nicht  ;iar  bleiben  auch  hier  grosse  Schwierigkeiten  bei  der  An- 
wendung dieser  einfachen  Axiome  auf  die  practisehen  Steuer- 
Probleme  bestehen:  es  ist  öfters  aneh  in  der  blossen  Theorie 

FttT  die  Begründung  dieser  „These",  die  mit  der  lierrschendeu  £thik  allerdings 
in  directem  WideTsprnch  steht^  erUnbe  ich  mir  auf  den  in  Aussicht  stehenden  2.  Band 
T.  Ihering 's  „Zw^eck  im  Kechr  za  rerweisen.  Diese  „historische*'  Anlfossinig 
ist  m.  £.  auch  eine,  freilich  ron  AI.  v.  Ottingen  nicht  fengene  CooseqaaiZ  dtX 
MSocial-£thik*'  ätatt  der  blossen  Indiridttal-£thik. 
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schwierig,  die  richtige  und  consequente  Anwendung  zu  bezeichnen. 
Ja,  noch  mehr,  auch  wenn  die  ,.Gerechtigkeit"  der  beiden  Axiome 
an  sich  für  unsere  Periode  feststeht,  kann  sich  doch  noch  häufig 
ein  Streit  darüber  erheben,  welche  Anwendung  der  Sätze  niui 
die  „gereebto'^  sei  So  bei  dem  immerhin  noeh  einfacheren  und 
leiehter  anwendbaren  Prineip  der  Allgoneinheit,  vollends  aber  bd 
demjenigen  der  Gleiohmftssigkeit.  Bei  diesem  fragt  sich  eben 
wieder:  was  ist  die  „gerechte".  Gleichmässigkeit ?  Worin  die 
Ansichten  in  mehr  als  einer  Hinsicht  auseinandergehen  und  nicht 
ohne  tieferen  Grund.  Von  besondrer  Bedentong  ist  aucb  hierbei 
namentlich  der  folgende  Ponet 

II.  §.  397.  Die  gerechte Steneryertheilnng  im  Zn* 
sammenhang  mit  der  Function  des  priTatwirtheehaft* 
liehen  Oonearrenz Systems  betrachtet  Das  Urihdl  Uber 
das,  was  „gerechte"  Besteuerung  oder  Steuerveitheilung  sei  und 
was  diese  dann  verlange,  daher  auch  über  die  richtige  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Be- 
steuerung wird  nemlich  wesentlich  bedingt  von  der  Beurtheilnng 
der  bestehenden  Einkommen-  and  Vermögen syertheili^ng, 
wie  sie  sich  nnter  dem  geltenden  Rechte  der  freien  Con- 
cnrrenz  im  priTatwirthschaftlichen  System  bildet:  daher 
bei  der  heutigen  persönlichen  Freiheit,  bei  dem  nicht  ausschliesslich, 
aber  weit  tiberwiegend  vorhandenen  Privateigenthum  der  Privat- 
wirtbsehaften an  den  sachlichen  Prodnctionsmitteln,  an  Boden  und 
Kapital,  und  bei  der  Vertragsfreiheit. 

A.  Wer  dieses  System  als  das  anbedingt  richtige  und 
allein  gerechte  betrachtet,  wie  die  liberale  Oekonomik  der 
physiocratisch-Smiih'schen  Schale  es  that,  der  mass  folgerichtig 
auch  die  bestehende  Einkommen-  vnd  Vermögensvertheihing,  das 
Product  dieses  Systems,  als  ganz  allein  richtig  und  gerecht  an- 
sehen, —  eine  Consequenz,  welche  die  schärferen  Denker  der 
Schule  auch  gezogen  und  bestimmt  formulirt  haben.  ^)  Für  den, 
der  also  artheilt,  ist  aber  dann  anch  die  bestehende  Einkommen - 
and  Verm^^gmnrertheilang  eine  nicht  weiter  sn  discatirende  That- 
Sache,  welche  an  sich  and  mit  allen  ihren  ökonomischen  and 
socialen  Gonseqaensen  hingenommen  werden  mass.  Eine  dieser 
Conseciuenzen  ist  nun,  dass  ein  und  derselbe  Ausgabebetrag  den 
Personen  mit  verschiedener  Höhe  und  verschiedenen  Quellen  des 

  • 

*)  Onadkf.  §.  117,  121  ff.,  126,  129,  1S4,  mit  d.  fiter.  Noteo,  b«.  in  d.  2.  AqS. 
S.  22S,  240. 
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Einkommens  und  überhaupt  in  verschiedener  ökonomischer  Lage 
einen  verschiedenen  Druck  verursacht  oder  umgekehrt,  dass  die 
Leistungsfähigkeit  dieser  Personen  nach  diesen  ökonomischen  Mo- 
menten dem  gieiohen  Auagabebetrag  gegenüber  verschieden  ist 
Für  die  Besteuerung  ergiebt  sieh  dann  die  Consequeas,  daae 
sie  an  der  als  riohtig  und  gereeht  geltenden  Einkommen-  and 
Vermdgensyeribeilang  an  sieh  mllgliebet  niehts  ändern  soll  Die 
Besteuerung  wird  daber  bier  folgerichtig  anf  den  Zweck  der 
Deckung  des  Finanz bcdaris  streng  beschränkt  und  der 
früher  hervorgehobene  und  in  diesem  Werk  gerechtfertigte  „social- 
poiitische^'  Zweck  der  Besteuerung  wird  abgewiesen. 

Die  Consequenzen  dieses  Standponcts  für  die  Auffassung  der 
„Gerechtigkeit^'  in  der  Besteuerung  nnd  für  die  Postolate  der 
AUgemeinbeit  ond  Gleiebmäasigkeit  sind  dann  in  KUne  die 
folgenden*): 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  wörtlich  genommen,  daher 
ist  insbesondere  jeder  Staatsangehörige,  einerlei  ob  sein  Ein- 
kommen gross  oder  klein,  ob  Kenten-  oder  Arbeitseinkommen  u. s.  w. 
im  Princip  steuerpflichtig.  Keine  Steuerfreiheit  des  sogen.  Existenz- 
nunimnms  (§.  405). 

2)  DieGleicbmässigkeitwirdals  „gleiebeVerbftitnias- 
mässigkeit  der  Steuer  zum  Einkommen''  aufgefasst,  d.  b. 
im  Prineip  soll  ein  Jeder  die  gleiehe  Quote  Steaer  von 
seinem  Einkommen  entrichten:  „Proportional  "-Besteuerung 
oder  der  gleiche  Procentsatz  von  allem  Einkommen,  also 
Abweisung  der  „Progressiv "-Besteuerung  d.  h.  des  stärker 
als  das  Eiinkommen  steigenden  Steuerfusses  für  grösseres 
Einkommen.  Aneb  gleiebe  Bestenerung  des  Arbeits-  und 
Renteneinkommens  nnd  Schonung  des  einxelwirtbsebaiUichen 
Vermögens'  nnd  Kapitalbentses,  daher  Besekrftnkung  der  Be- 


Am  ÜiiaracteDstüclistoa  u.  am  Muistea  pointirt  tretuu  dieae  (Joiisequeiizea  voM 
bei  einzelnen  Rednern  auf  den  volksirlrthschaftl.  Congressen  herror,  so  bei 
Faucher,  Michaelis,  Wolff  u.  A.  m.  Vgl.  die  Debatten  im  7.  Congr.  1867  zo 
Hamburg  über  Staats-  u.  Gemeindesteuern,  in  d.  volksv.  Viertelj.8chr.  1867  B.  3,  im 
Danziger  Congr.  1872  über  Schulgeld,  eb.  1S72,  B.  3.  Die  blosse  (selbst  proportio- 
nale, nicht  progressive)  Einkommensteuer  wird  hier  gelegentlich,  weil  sie  eine  Ver- 
letzung des  Princips  Ton  Leiatnng  nnd  tiegenieistang  sei,  als  „communistisck** 
oder  als  „dicht  an  die  (Jrenze  des  Communismus"  streifend  bezeichnet.  Aehnlicli  in 
Frankreich  i.stlbst  nach  1871  noch!)  Thiers.  S.  die  gut  ausgewählten  Citate  bei 
Neumann  S.  6ü  lt.,  212  ti.  Neumann  tibersieht  nur,  dass  diese  Anschauangeu 
streng  consequente  anf  dem  Boden  der  BeebtWTdiiiiiig  der  „äUttsbürgeiiichen** 
Periode  n,  nach  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  sind.  —  Die  einzelneil  Sfttie 
im  Text  linden  ihre  Erläuterung  und  Kritik  iu  den  späteren  Abschnitten. 
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Steuerung  auf  die  Quelle  des  Einzel-  E  inkommens.  Vermögens- 
und  Kapital  steuern  (wenigstens  als  Regel,  also  von  abnormen 
Zeitverhältnusen  abgesehen)  daher  nicht  als  eigentliche  (reelle) 
solche  Steueni,  welche  das  Yeraiögen  bez.  Kapital  des  Einselnen 
yenDiDdern,  sondern  nur  eventuell  als  nominelle  VennOgens- 
Stenern,  welche  bloss  Formen  der  Einkommensteuer  sind. 
Streng  folgerichtig  auch  die  Ablehnung  jener  Begründung  der 
Progressivbesteuerung  des  grösseren  Einkommens  und  der 
höheren  Besteuerung  des  Uenteneinkommens  mit  dem  Hinweise 
auf  die  „grössere  Leistungsfähigkeit^'  der  Bezieher  dieses  Ein- 
kommens oder  auf  den  geringeren  Druck das  kleinere 
Opfer",  des  gleichen  Steuerbetrags  ftir  diesen  Einkommenbeaieher 
im  Vergleioh  aum  ärmeren:  denn  diese  allerdings  unbestreitbaren 
Thatsachen  der  grosseren  Leistungsfähigkeit  und  des  geringeren 
Sten^rueks  sind  wieder  nur  Oonsequensen  der  bestehenden 
Einkommen-  und  Vermögenövertheilung ,  an  welcher  nichts  ver- 
ändert werden  soll  und  darf,  eben  solche  Consequenzen  wie  die 
vorerwähnte,  dass  der  gleiche  Ausgabebetrag  Personen  ungleichen 
Emkommens  verschieden  trifft.^)  Die  Progressivbesteuerung  und 
die  höhere  Besteuerung  des  Benteneinkommens  ist  vielmehr  hier 
nicht  principiell  an  sich,  sondern  nur  zur  Ausgleichung 
etwaiger  umgekehrt  progressiv  wirkender  Besteuerung  des 
kleinen  und  des  blossen  Arbeitseinkommens  (z.  B.  in  Folge 
starker  Verbrauchsbesteuerung)  zu  rechtfertigen,  — '  freilich  hier 
auch  vom  Standpunct  „gerechter'*,  d.  h.  hier  wahrer  Proportio- 
nal besteuerung  zu  verlangen. 

Der  mit  diesen  Ausführungen  vorläufig  wohl  genügend  er- 
läuterte Qesichtspunct  bei  der  Besteuerung  mag,  zum  Unterschied 
von  dem  folgenden,  der  rein  finanzielle  oder  fiscalische 
genannt  werden.  Die  Gerechtigkeit  der  gesogenen  Folgerungen 
für  die  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  ist 
nicht  anzufechten,  wenn  man  die  Prämisse  zugiebt:  die  Richtig- 
keit und  Gerechtigkeit  der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
im  privatwirthschaftUchen  System  der  freien  Concurrenz.  Die 
Consequenzen  stehen  und  fallen  mit  der  Prämisse. 

B.  —  §.  898.  Wiederum  bloss  unter  Bezugnahme  auf  die 
.eingehenden  Erörterungen  Aber  dteses  System  der  freien  Gon- 

*}  Ebea  deshalb  «  rscheint  auch  mir  ron  diesem  Sten^imcte  aus  Neumann'fl, 
Scheel's  u.  A.  ,3egriliidung"  der  Progressivbesteuernng,  so  richtig  sie  an  sifili  ist, 
tticlit  beweislur&fUg  und  der  Einwand  dur  Gegner  nicht  unrichtig. 
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currenz  in  der  , ^Grundlegung",  Erörterungen,  welche  hier  nicht 
wiederholt  werden  können,  ist  jedoch  diese  Prämisse,  jedenfalls 
wenigstens  in  dieser  Allgemeinheit^  wie  die  liberale  Oekonomik  sie 
anfetellt,  nieht  als  riehtig  anzverkennen.  Die  Behaaptnng  der 
Sehule,  dass  die  bestehende  Einkommen-  and  Vennf^gensyeriheilang 
riehtig  nnd  gereeht  nnd  allein  richtig  und  gerecht  sei,  weil  sie 
das  Product  der  freien  Concurrenz,  ist  eines  Theils  eine  petitio 
p r i n c i p i i ,  anderen  Theils  ignorirt  sie  völlig  den  Einfluss  der 
geschichtlich  überkommenen,  in  das  System  der  freien 
Concnrrenz  als  |,wohlerworbene  Rechte"  herttber  genommenen, 
aber  auf  ganz  anderer  Bechtsbasis  entstandenen  Privat -Besitz- 
TerhlUtnisse.<^)  Die  Gonseqnenz,  wdehe  für  die  Bestenermig  ge- 
zogen wird,  dass  jene  Einkommen-  und  Vermögensvartlieilnng  ein 
Noli  me  tangere  sein  müsse,  ist  daher  in  dieser  principiellen 
Allgemeinheit  unrichtig.  Es  darf  vielmehr  noch  ein  zweiter 
Gesichtspunct  neben  dem  rein  tinanziellen  für  die  Besteuerung 
aufgestellt  werden;  der  soci alpolitische,  kraft  dessen  die 
Steuer  nicht  nur  Mittel  znr  Deckung  des  Finanzbedarfs,  sondern 
zugleich  ein  solches  Mittel  dazu  ist,  welches  in  die  bei  freier 
Concurrenz  entstandene  Einkommen-  und'  VermOgensTertiieiluDg 
corrigirend  mit  eingreift.*^)  Es  hat  dies  namentlich  in  der 
Weise  zu  geschehen,  dass  zwischen  ökonomischem  „Verdienen " 
und  „Gewinnen  aus  Conj uncturen"  möglichst  unterschieden 
wird  —  ein  practisch  schwieriges  Problem  bei  der  Flüssigkeit  der 
Grenzen  dieser  zwei  Erwerbe,  aber  ein  in  dem  practisch  genügen- 
den Maasse  nicht  unlösbares  Problem  (§.  473  fif.).  Es  ist  femer  auch 
im  gewObnlichen  ökonomischen  Erwerbsprocess  der  Erwerb  aus 
Arbeit  nnd  der  Rentenbezug  (Grand-  und  Kapitalrente)  mehr 
zu  unterscheiden  und  die  Thatsache  zu  berücksichtigen,  dass  der 
grössere  Ei-werb  und  die  Vermögensbildung,  welche  er  ermöglicht, 
regelmässig  neben  der  persönlichen  Leistung  das  Mitspielen  des 
Factors  „Glück"  im  grösseren  oder  geringeren  Maasse  bedingt. 
Weiter  kann  erst  von  diesem  socialpolitischen  Standpuncte,  nicht 
schon  von  dem  finanziellen  ans,  jene  an  sich  unbestreitbare  That- 
sache der  grösseren  Leistungsfähigkeit  des  höheren  ror  dem 
geringeren  ebenso  wie  des  Renten-  vor  dem  Arbeitsein- 
kommen in  der  Besteuerung  gerechte  Beachtung  finden.  Und 
endlich  rechtfertigt  sich  von  diesem  Standpuncte  aus  auch  die 

«)  Gmndleg.  §.  124,  125,  299  fT.,  31S  ff.,  d69  ff. 
<)  Gmndleg.  §.  99,  105,  bee,  in  d.  2.  Aull. 
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principielle  Begünstigung  der  Classen  mit  kleinem  und 
unsicherem  und  blossem  Arbeitseinkommen  in  der  Be- 
steuerang,  z.  B.  mittelst  gewisser  Steuerbefreiangen;  Massregeln, 
welche  dann  nothwendig  auf  eine  höhere  Besteaerang  der  wohl- 
habenderen Classen  hinanslanfen,  aber  soeialpofitifleh  ebenso  ge- 
reohtfertigt  sind,  wie  die  bereits  so  vielfach  erfolgende  Herstellnng 
Öffentlicher  Einrichtnngen  für  die  unteren  Classen  (z.  B.  im  Schul- 
wesen) ohne  deren  entsprechende  Belastungi  nur  aus  aligemeinen 
öffentlichen  Mitteln. 

Die  Consequenzen  dieses  socialpolitischen  Standpuncts  fUr  die 
Postolate  der  Allgemeinheit  und  Gleiohmässigkeit  sind  im  Einzelnen 
etwa  die  folgenden. 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  nicht  wörtlich  genommen,  auch 
nicht  lllr  die  Staatsangehörigen.  Es  kann  vielmehr  die  Befreiung 
der  Personen  mit  kleinem,  namentlich  Arbeitseinkommen  von  Steuern 
Uberhaupt  oder  von  gewissen  Steuern  (z.  B.  directen  Einkommen- 
steuern) eintreten  (sociale  Forderung  der  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums).  Und  zwar  wird  eine  Steueri'reibeit  hier  nicht 
nar,  wie  selbstverständlich  ist,  zur  Ausgleichung  anderer  höherer 
Stenern,  sondern  an  sieh  gerechtfertigt,  um  die  „kleinen  Leute'' 
ökonomisch  reell  zu  entlasten. 

2)  Die  Gleichm&Bsigkeit  wird  hier  yerstanden  als  ,)Be- 
steuerung  möglichst  im  Verhältniss  zu  der  in  stärkerer 
Progression  als  das  absolute  Einkommen  (und  Vermögen) 
steigenden  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit."  Da- 
her hier  die  principielle  Forderung  der  Progressivbesteue- 
mng  des  höheren  Einkommens,  d.  h.  der  stärker  als  dies  Ein- 
kommen steigenden  Bestenenmg  und  Abweisung  der  blossen 
Proportionalbestenemng.  Femer  höhere  Besteuerung  des 
fundirten  oder  Renten einkommens  (oder  kurzweg  des  Besitz- 
einkommens) als  des  Arbeitseinkommens.  Zu  diesem  Zweck 
demnach  abermals  eventuell  Progression  mit  Unterscheidung  der 
Einkommenquelie ,  oder  neben  der  sonstigen,  insbesondere  auch 
der  gewöhnlichen  Einkommenbestenernng  noch  ergänzende 
eigentliche  Luxus-  oder  allgemeine  Vermögens-  bes.  Kapital- 
steuom,  diese  zunächst  als  Formen  höherer  Einkommensteuer. 
Weiter  Streben  nach  solchen  Steuern  oder  nach  solcher  Einrichtung 
allgemeiuer  Steuern,  mittelst  deren  die  Extrabesteuerung  des  zu- 
fälligen, persönlich  ökonomisch  „unverdienten",  aus  „Coujunc- 
tureugew  innen''  u.  s.  w.  berrUhreudeu  Erwerbs  getroffen  wird 

Wagttar,  FinamwiaMBsekaft.  II.  ]9 
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(gewisse Besitzwechselsteuern,  Börsensteueru  u.dgl.  §.473 ff.).  Streng 
genommen  erscheint  auch  die  Erbschaftssteuer  nur  von  diesem 
zweiten,  socialpolitischen  ötandpuncte  aus  genügend  gerechtfertigt. 
Denn  die  ganze  Eigenthums-  und  Erbordnung  wird  hier  nicht  als 
etwas  iielbstrersftändlielies,  vom  Staate  im  Grande  Unabhängiges 
angesehen,  wie  in  der  ^Srnrndanschanang  dar  liberalen  Oekonomiki 
sondern  wesentlieh  als  Prodnot  der  reehtsbildenden  Thätigkeit  der 
im  Staate  repräsentirten  Volksgemeinschaft  Endlich  können  hier 
auch  eigentliche  (reelle)  Vermögens  und  Kapitalsteuern, 
welche  nicht  bloss  das  Einkommen  treffen,  ernstlich  in  Frage 
kommen,  wie  denn  die  Erbschaftssteuer  schon  eine  solche  ist 

Die  grundsätzliche  Bechtfertigung  dieses  socialpolitischen 
Besteueningsgesichtspunets  und  seiner  practisohen  Oonsequenxen 
fttr  die  von  ihm  aus  „gerechte''  Eänriehtung  der  Besteuemng  ge- 
hört nicht  in  die  Finanz  Wissenschaft,  sondern  in  den  grund- 
legenden Theil  der  National-  oder  Socialökonomie. 

§.  399.  Für  die  hier  behandelte  Frage  von  der  „Gerechtig- 
keit^^ der  Besteuerung  oder  genauer  gesagt  der  Öteuervertheilung 
ist  nun  besonders  su  beachten,  dass  es  von  jedem  der  beiden 
Gesiohtspunete  aus,  dem  rein  finanziellen  und  dem 
soeialpolitischeny  eine  „gerechte''  Bestenernng  giebt, 
die  sieh  freilich  wesenflieh  verschieden  gestaltet  Viele  wichtige 
Streitfragen  würden  sich  sehr  vereinfacht  haben,  wenn  man  sich 
darüber  klar  gewesen  wäre.  Von  jedem  dieser  Gesichtspuncte  aus 
gelangt  man  daher  auch  zu  einem  zwar  verschiedenen,  aber 
einheitlichen,  streng  logisch  folgerichtigen  und  ratio- 
nellen, der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Steuersystem. 

Unser  bestehendes  Steuerwesen  in  den  Outtnittiideni  luid 
unsere  bisherige  Stenertheorie  stehen,  dem  Gharaeter  unsere 
„staatsbürgerlichen"  Periode  gemäss,  im  Wesentlichen  auf 
dem  rein  finanziellen  Standpuncte,  aber  —  doch  schon  nicht  mehr 
ausschliesslich.  Vielmehr  finden  sich  bereits  in  der  Praxis  einige 
Einrichtungen,  welche  eigentlich  in  Widerspruch  mit  diesem  Stand- 
puncte sind,  z.  B.  gewisse  ROcksichten  auf  ungleiehe  Leistnngs- 
filhigkeit  auch  bei  gkidiem  Einkommen.,  Progressivsoalen  (oder 
wie  sie  nenerdings,  aus  Scheu  vor  dem  Princip,  wohl  genannt 
werden:  Üe^iessivscalen)  bei  Einkommensteuern,  Spielgewinnst- 
steuern  und  Aehnliches,  sehr  allgemein,  aber  einzeln  manchfach 
verschieden  Erbschaftssteuern.  Auch  in  der  Finanzwissenscbait 
sind  solche  Einrichtungen  gebilligt  und  öüters  verlangt  worden. 
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Indessen  die  conseqaenteren  Practiker  und  Theoretiker,  welche 
dem  Byatein  der  freien  Concarrenz  einmal  anhängen,  haben  sich 
dagogen  yerwahrt  und  z.  B.  gewisse  F<dgenuigen  ans  dem  Princip 
der  Bestenerang  nach  der  Leistangsfllhigkeit  als  ungerecht  nnd 
als  „Etappen  tarn  Socialismns  nnd  Commnnismns''  verwoifen. 
Wenn  trotzdem  Praxis  nnd  Theorie  solche  ,,socialisti8che  Vellei- 
täten"  immer  mehr  begehen,  so  liegt  darin  implicite  die  Aner- 
kennung, dass  der  rein  finanzielle  Steuergesicbtspunct  allein  für 
sich  nicht  mehr  haltbar  ist,  sondern  einer  Berichtigung  durch  den 
socialpolitischen  bedarf.  Di^enigen,  welche  dies  bestreiten  nnd 
doch  fttr  Progressivbesteaenmgy  Erbsehaftsstenern  n.  dgL  m.  prin- 
cipiell— also  nicht  nnr  mm  Ausgleich  nmg^ehrter  Progressiv- 
foestenerang  der  unteren  Giassen  durch  Yerbrauchsstonem  n.  s.  w.  — 
plaidiren,  möchten  sich  der  Consequenzen  dieser  ihrer  Forderungen 
nicht  ganz  klar  geworden  sein.  "^J  So  reicht  z.  B.  die  Begründung 
der  Progressivbesteuerung  des  höheren  Einkommens  als  eine  Forde- 
rung der  Gerechtigkeit  nicht  aus,  wenn  sie  nur  mit  dem  Hinweis 
auf  die  grl^ssere  wirthschaftlicbe  Leistungsfähigkeit  dieses  £in- 
fconunenSi  auf  den  höheren  Betrag  des  ;,freien<'  fiinkonnnens,  auf 
die  Thatsaehe  geführt  wird,  dass  bei  höherem  Einkommen  eine 
kleinere,  bei  niedrigerem  eine  grössere  Quote  auf  den  nothwendigen 
Bedarf  des  Einzelnen  oder  der  Familie  verwendet  werden  muss: 
Alles  ganz  richtige  und  wichtige  Facta,  aber  für  die  Besteuerungs- 
frage nicht  entscheidend,  weil  sie  blosse  Consequenzen  der  be- 
stehenden Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  nnd  des  privat- 
wirthschaftUdien  Verkehrssystems  sind. 

Bichtiger  ist  das  offene  Zngest&ndniss,  dass  der  social- 
politische  Standpunct  aneh'  hier  in  der  Besteuerung 
principiell  berechtigt  ist.  Er  ringt  sich  aber  auch  unabhängig 
von  der  Stellung  der  Theorie  im  Volksbewusstsein  und  daher  in 
der  Besteuerung  zur  Geltung  empor,  wie  sich  aus  manchen  An- 
zeichen ergiebt.  Es  bestätigt  sich  dadurch  nur  wieder  der  Eintritt 
einer  neuen,  der  y^socialen  Fhase^'  der  Besteuerung,  welche 
dnreh  die  ganze  moderne  Entwieklnng  der  Onltorrölker  bedingt 
ist.  Unyermddlich  erlangt  dadurch  die  Frage,  was  in  der  Be- 
steuerung „das  Gerechte'^  sei,  eine  andere  Antwort,  als  in  der 

"')  So  doch  auch  selbst  Neumann,  wenn  er  auf  der  anderen  Seite  gegen  Held 
und  dessen  (allerdings  mit  dessen  sonstiger  Steuertheorie  kaum  vereiubaien)  Xliese 
pölemUM,  dass  dueli  die  BoBteneniiig  d«  Gegensati  svisoheii  dtn  sodalmi  Sttnden 
^emildeTt  weiden  soUe.  Progr.  8t.  S.  99  (womit  8.  104  flicht  in  EinUattg). 
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bisherigen  „Periode  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit", 
in  welcher  die  Antwort  auf  jene  Frage  selbst  wieder  anders  als 
in  der  vorhergehenden  „ständischen Periode"  lautete.  Derganze 
Begriff  der  ^^Gerechtigkeit''  verändert  sich  and  offen- 
hart sich  damit  ttberhanpt  wieder  als  ein  historischer 
Begriff.  Je  mehr  es  geschieht  und  im  Volkshewnsstsein^  daher 
im  Rechtsgeftihl  der  Nation  zur  Geltung  kommt,  desto  grössere 
Veränderungen  in  der  Besteuerung,  bez.  in  der  Steuervertheilang 
werden  eintreten,  um  die  Postulate  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  in  der  neuen  Weise  zu  verwirklichen.^) 

In  den  folgenden  Abschnitten  ttber  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mftssigkeit  der  Bestenernng  wird  wie  schon  in  den  früheren  £r- 
örtemngen  Aber  Einkommen-  nnd  (eigentliche)  Kapitalbestenernng 
der  Abschnitte  von  den  yolkswirthschafttiehen  Steuerprineipien 
stets  der  rein  finanzielle  und  der  socialpolitische  Gesichts- 
punct  itir  die  Verwirklichung  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung 
unterschieden  werden. 

ill.  -—  §.  400.  Der  Ein  flu  ss  der  Entwicklung  der 
priyatwirthschaftlichen  Arbeitstheilnng  und  der  Teeh- 
nik  auf  die  Anwendung  der  Principien  der  Allgemein- 
heit nnd  Gleiehmässigkeit  der  Bestenernng.^) 

Bei  der  practischen  Verwirklichung  der  beiden  Postulate  der 
Gerechtigkeit  nmss  endlich  auf  die  eintretenden  Veränderungen  in 

S.  Stein  I,  414  11.,  SchinoUer,  preass.  Fiuanzepocheu  S.  llö,  die  nur  beide 
die  Ftage  m.  £.  noch  etwas  zu  Udn  und  nur  in  Beziehung  auf  einzelne  Steuer- 
fragen  ^teaeifiraiheit  des  Existenzminimnnui,  JKampf  fs^gm  indir.  Bestener.,  progiesB. 

Steuerfass),  nicht  iin  Zus. hang:  mit  dem  ganzen  Process  der  EinkommenTertheilung 
und  der  historischen  Yuränderung  der  Becbtsbasis  dafür  auslassen.  —  Ganz  schwach 
Q.  iinwiMeB8GhafHich  ist  es  nntflnich,  mit  dem  Haufen  blinder  AntisodaUston 

lie  „bedenklichen*'  Steuerforderangen  in  Bezug  auf  iudiieoto  Yeibrauchsstenem, 

Steuerprogressioii .  Vermögenssteuer  u,  s.  w.  dem  „Socialismus"  zur  „Schuld"  zu 
schieben,  etwa  gar  einzelnen  ,^ocialisten''  u.  deren  „Agitation".  Vielmehr  handelt 
es  sich  eben  Mich  hier  wie  im  Socialismus  ttbeihanpt  am  gewisse  Auschaunngen  und 
Forderungen,  die  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Besitz-  und 
Erwerbsverhältnissc  nnd  nicht  minder  mit  der  wachsenden  Einsicht  in  den 
Zusammenhang  der  ökonomischen  Dinge,  nam.  auch  in  denjenigen  von  „Beehr'  und 
„Wirthschaft"  nothwendig  entstehen.  In  letzterer  Hinsicht  ^ind  die  Klagen  wider  den 
,4)oetiinan8miis**  derjenigen,  welche  den  .,nnbedentenden  Lasten**  der  indirecton  Yw- 
brauchsstenem  Nachtheile  zuschroilx.ii  und  Abhilfe  In  gewissen  Steuerreformen  ver- 
langen, gerade  so  berechtigt,  wie  etwa  die  Klassen  es  wären,  dass  die  gewonnene 
Einsicht  der  modernen  Natudorscher  über  die  Gefahren  der  „im  Kleinen,  aber  täglich 
wirkenden**  elementaren  Lebensbedingungen  der  BevAlkerong  (Luft,  Wasser,  licht, 
Nahrungsmittel  -  Qualität  i  immer  wieder  von  Neuem  die  Innere  Yerwaltang,  ^MCidl 
die  Sanitätspolizei,  zu  ,, unbequemen"  Reform niassregeln  nöthie^en. 

")  Ein  bisher  noch  .«^ehr  wenig  beachteter  Ponct  Am  Besten,  Schärfsten  und 
GfeistroUsten  wieder  Bodbertns  in  s.  AnftStien  über  NniOkon.  des  dass.  AlterthuiDs. 
S.  0.  §.  352  Note  84.  Näheres  eist  im  8.  Hanptabscbnitt  rem  Stenersystem,  §.  439  ff. 
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der  Arbeitstheilung  und,  vielfach  im  Zusammenhang  damit, 
in  der  Technik  der  Productiou  Rücksicht  genommen  werden. 
Die  Besteaerung  hat  sich  demgemäss  immer  zu  verändern,  um 
li;erecht  zu  werden  oder  zu  bleiben:  eine  besonde»  Bchwierige 
Aufgabe.  Wit  zu  diesem  Zweck  zu  verfahren  ist,  mnsB  in  der 
Lehre  Ton  der  Bildung  und  EntwicUung  des  Steuersystems  und 
der  Stenerarten  näher  erörtert  werden.  Hier  genügt  es,  einige 
Hauptpuncte  mehr  beispielsweise  hervorzuheben.  Es  ist  dabei  an 
den  Satz  in  §.  352  anzuknüpfen,  dass  das  Steuersystem  mit  der 
Gestaltung  des  privatwirthschaftlicben  Systems  zusammenhängt 
Je  einfacher  die  Wirthschaftsverhältnisse, .  je  weniger  ent- 
wickelt die  Arbeitstheilung,  je  mehr  eine  einzige  oder  wenige  wirtti- 
sohafQiche  Besclütftiguiigen  von  allen  Familien  betrieben  werden 
und  je  gleichmftssiger  dabei  die  Technik  ist,  desto  einfacher  kann 
auch  die  Besteuerung  sein,  ohne  gegen  die  beiden  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  wesentlich  zu  Verstössen.  Gleiche  Personalsteuern, 
gleiche  Grandsteuern  für  gewisse  agrarische  Einheiten  entsprechen 
hier  einigermassen  diesen  Grundsätzen.  Die  Einkommen-  und  Ver- 
mOgensyerschiedenheit  ist  nicht  so  bedeutend  bei  der  Masse  der 
berechtigten  Volksgenossen.  Ausser  dem  Ackerbau  werden  kaum 
andere  Gewerbe  selbständig  berufsmässig  betrieben;  Rohstoff- 
erzeugung  und  Verarbeitung  („Fabrikation")  sind  in  Einer  Wirth- 
schaftseinheit  verbunden  (antike  Oikenwirthschaft ,  mittelalterliche 
und  noch  neuere  Bauernwirthschaft,  ehemalige  Frohnhofwirthschaft). 
Die  Productionstechnik  ist  im  Ganzen  bei  Allen  die  gleiche,  z.  B. 
un  Ackerbau  y  daher  eine  wesentliche  Verschiedenheit  des  Verhält- 
nisses von  Boh-  und  Beinertrag  in  den  einzelnen  Wirthschaften ; 
nur  nach  Bodengüte,  was  leichter  annähernd  berttoksichtigt  werden 
kann.  Das  Nationaleinkommen  vertheilt  sich  noch  in  verhältniss- 
mässig  einfacher  Weise  als  Einzeleinkommen.  Namentlich  kann 
eine  rohe  allgemeine  Grundsteuer  diese  Einkommen  relativ  leicht, 
sicher  und  genügend  gleichmässig  treffen.  Die  weite  Verbreitung 
solcher  Steuern  (neben  etwaigen  Personalsteuem^  die  sich  bei  ge- 
wissen Classenabstufinngen  mit  der  Grundsteuer  verbinden  können) 
in  älteren  Zeiten  und  in  Ländern  auf  der  Stufe  des  „Agrioultur- 
staates",  die  lange  Dauer  dieser  Steuern  ohne  wesentliche  Ver- 
änderung und  das  Fehlen  anderer  directer  Steuern  erklärt  sich 
gewiss  auch  mit  daraus,  dass  eine  derartige  Besteuerung  nicht  all- 
zu sehr  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  widerspricht 
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Mit  der  Auflösung  der  alten  Wirthschaftsverhältnisse  und  mit 
der  Entwicklung  der  Productionstecbnik  wird  das  anders.  So  im 
Alterthum  mit  der  Auflösung  der  agrarisch-industriellen  und  selbst 
.meroantOen  Wir&SGhaftBeiiiliMl  des  Oikos  (mit  Sdavenbetneb)| 
damab,  im  Mittelalter  imd  y<^Ieiid8  in  dar  Neueit  mit  der  Tremmog 
iSndHeher  mid  et&dtiaeher  Arbeit,  mit  der  Trennung  von  Rohstoff- 
gewinnung,  Stoffverarbeitung  und  Handel  und  mit  der  Ausbildung 
selbständiger  Berufe  dafür  sowie  mit  der  weiteren  Berufsarbeits- 
theilung  innerhalb  der  Gewerbe,  des  Handels,  mit  dem  Empor- 
kommen selbständiger  liberaler  (Erwerbs  )  Berufe,  auch  mit  der 
Scheidung  von  „Kapital  und  Arbeit^'.  Hier  wird  neben  der  ein- 
fachen alten  Grondstenw  eine  weitere  Beihe  von  directen  Ertiags- 
nnd  Personal-  oder  Einkommensteaem  nnd  selbst  von  indireoten 
Verbrancbsstenem  nothwendig,  um  das  Einkommen  anderer  Classen 
als  der  Grundeigenthümer  und  Bauern  zu  treffen.  Das  verlangt 
auch  die  Gerechtigkeit,  denn  jetzt  zersplittert  sich  das 
Nationaleinkommen  in  immer  mehr  verschiedenartigere  Einzelein- 
kommen, es  differenzirt  sieh  qualitativ  und  quantitativ  stärker. 
Die  Geseliiehte  der  Stenerarten,  s.  B.  im  altrOmischen  Eaiseneidi 
wie  in  der  Nenzmt|  liefert  anch  den  Beleg  für  diese  Tendenz  naeh 
Speoialisirnng  der  Bestenernng  in  Folge  der  Speeiali- 
sirung  der  Erwerbsberufe.  Die  Entwicklung  der  Technik 
und  die  verschiedene  Technik  in  ein  und  demselben  Gewerbe, 
namentlich  auch  beim  Ackerbau  (Ackerbausysteme),  bei  ver- 
schiedenen Wirthscbaftern  macht  aber  ferner  die  eine  einfache 
Stener,  z.  B.  die  alte  Hafenstener^  oder  die  Flttohen-Gmndstener 
nnznttssig,  gerade  aneh  vom  Standpnnete  der  vertheilenden  Ge- 
rechtigkeit ans.  Daher  hier  die  Stenenreformen,  z.  B.  die  feineres 
Katastersysteme  der  Grundsteuer,  der  Classensehematismns  der 
Gewerbesteuer. 

Je  weiter  diese  ökonomische  und  technische  Entwicklung  geht, 
desto  weniger  reicht  daher  eine  einfache  Besteuerung,  etwa  gar 
durch  eine  ,,einzige  Steuer"  ans,  um  die  beiden  Postulate  der  Ge- 
reehtigkeit  zn  erfülien;  desto  mannigfoltiger  und  weehsehider  miM 
▼ielmehr  die  Besteuerung  werden.  Die  SteuergeseMehte  besOtigt 
diesen  Satz  auch  duieh  ihre  Thatoaohen.  Derselbe  ist  im  wahres 
Sinne  des  Worts  „realistisch"  begründet.  Er  steht  freilich  in 
Widerspruch  mit  manchen  modernen  Anschauungen  und  Forde- 
rungen in  Bezug  auf  möglichste  ,,Elnfachheit^'  der  Besteuerung. 
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Eine  solche  Einfachheit  scheitert  ohnehin  an  den  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  und  am  Finanzbedarf  des  entwickelten  Gemein- 
wesens« Sie  würde  aber  vollends  in  unserer  heutigen  Gestaltung 
des  priTatwirtlischaflüolien  Systems  auch  der  Gerechtigkeit 
nicht  entsprechen. 

6.  Abschnitt. 

IIL  Die  Prtaidiilen  dar  ISemhtlirkelt  oder  der  fcreditcii 

Stenerferüieiliiiiir. 

B.  Die  Allgemeinheit  dex  Bestenening. 

Die  ««Allgemeinheit'*  der  Besteaerung  ist  von  den  neaeren  Fuiaaztheoretikeni 

gewöhnlich  ausdrücklich  neben  der  „Gleichmässigkcit''  als  Princip  und  Postulat  der 
{ierecbtig:keit  aufgestellt  worden,  z.B.  von  Kau  I,  §.250,  von  Öiiipfenbach  I,  105. 
Aber  muislenä  hat  man  sich  bisher  damit  begnügt,  die  nächst  liegenden  Gonseq^ueuzen 
tat  die  Besteoeraiig  aller  Staalsbftrger  ans  dem  Princip  zn  zieüaen,  oline  sidi  der 
weiteren  grossen  Schwierigkeiten  einer  consequenten  Durchführung  desselben  schon  in 
der  Theorie,  geschweige  in  der  Praxis,  auch  nur  klar  bewusst  zu  werden.  So  wird 
denn  nur  etwa  die  gesetzliche  Steuerfreiheit  bevorrechteter  Staude  verworfen  u.  deren 
gesetzUclie  Beseitigung  reriangt  Audi  dnbd  wird  aber  abendien,  dass  man  es  liier 
gerade  nur  mit  einer  Rechtsforderung  in  der  „Staatsbürger!.  Periode"  beim  üebergang 
aus  der  „ständischen"  zu  thun  hat  Ebenso  wird  etwa  die  Frage  der  Freiheit  der 
armereu  Classen  von  gewissen,  namentlich  von  directen  Personalsteuern  aus  dem 
Gesioiilspanct  der  Billigkeit  n.  der  sCenertedin.  Zweckmissigkeit  erörtert-  Eine  ttefeie 
AufE&ssung  dieser  Frage  vom  historischen  XL  socialpolitischen  Standpnncto  «OS  unter- 
bleibt gleichfalls.  In  der  „allgemeinen"  Steuerlehre  fehlt  somit  bisher  eine  genügende 
Uoteisuchung  des  Princips  der  Allgemeinheit  grösstentheils,  selbst  bei  den  neuesten 
und  besten  Antoren,  wie  bei  Stein.  Das  ist  aber  ein  Mangel,  welcher  dunsli  das 
gelegentliche  Eingehen  auf  die  Frage  bei  einzelnen  Steuern  in  der  ^speciellen'' 
Steuerlehre  nicht  gehörig  ersetzt  wird. 

Begreiflich  wird  dieser  Mangel  in  der  Theorie  allerdings  durch  die  Sachlage, 
veldie  bis  ror  Kurzem  in  der  Praxis  bestand,  wie  dies  im  Text  des  §.  401  näher 
dujgelegt  wud.  Erst  in  specifisch  modernen  Yerbiltnissen  worde  die  rationelle 
und  consequente  Durchführung  des  Princips  so  schwierig  u.  strittig.  Erst  jetzt  liegt 
daher  hier  ein  eigentliches  Problem  auch  für  die  Theorie  7or.  Namentlich  der 
intenatioiiale  PenonenTerkebr,  das  Erwerbsgesellschaflswesea,  der  locale  Personen- 
verkehr, die  Auflösung  der  alten  Gemeindeordnungen,  die  eigentbUmliche  Stellung 
der  „Forensen*',  jlcr  juristischen  Personen  in  der  Commune  u.  A.  m,  führten  hier 
Fragen  der  richt^en  Besteuerung  mit  sich,  welche  auch  in  der  Theorie  oft  schwierig 
genug  zu  entscheiden  waren.  Ohne  ZweifU  kann  nun  Manches  nur  im  concreten  Fall, 
für  die  Besteuerung  eines  bestimmten  Landes,  u.  nur  für  bestimmte  einzelne  Steuern 
endgiltig  richtig  entschieden  werden.  Es  hat  deshalb  auch  seine  guten  Gründe,  dass 
noch  gegenwärtig  bezügliche  Erörterungen  meistens  nur  in  der  speciellen  Steuer- 
lehre u.  namentlich  für  gewisse  besondere  Verhältnisse,  wie  für  das  Communal- 
steserwesen  und  in  Bezug  aif  die  Gesellschaften,  angestellt  werden.  Ein  Ver- 
such einer  eingehenderen  zusammenfassenden,  principiellen  Behandlung 
aller  einschlagenden  Fragen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre,  wi»;  ich  ihn  in  diesem 
Abschnitte  unternehme,  ist  m.  W.  bisher  in  d.  finanzwiss.  Systemen  noch  nicht 
angestellt  worden.  Im  jetzigen  Stadium  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  u.  der 
Steucrpra.xis  darf  er  aber  m.  E.  nicht  mehr  unterbleiben.  Es  handelt  sich  dabei 
dann  aber  in  der  That  um  die  folgerichtige  Durch fllhninfr  des  Princips  der  „Ali- 
gemeinheit'',  unter  das  alle  jene  Eiuzulfragen  zu  subsuuiiien  sind. 

Von  diesem  Gesiohtsponct  ans  ist  mit  Recht  A.  Held  in  s.IäBkJt.  S.  IST— US 
an  diese  Fngen  herangetreten,  indem  er  dabei  die  Staats-  «.  die  Gommonalbesteae- 
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nmg  und  Feischiedene  Kategorieen  you  Steuexaubjecten  ia  jeder  ron  beiden  unter- 
SQhflidei  Der  Zweek  seinM  Weils  Imchie  eine  eingehendere  EiOrtemnf  dieser 
Puncte  nicht  mit  sieb. 

Sonst  ist  bes.  auf  die  Commnnalsteuerliteratur,  nam.  auf  die  Schriften  über 
das  Gommunalsteuerweseii  einzelner  Länder  u.  Uber  die  Einrichtung  einzelner  directer 
Stenern ,  wie  der  Ertrags-  imd  Einkommensteiieni  ftr  die  Gommime ,  fem«  auf  die 
Erörterungen  Uber  die  fieetsnfiroog  der  Erverbs-«  nam.  der  Actiengesellschaftea 
in  d.  Literatur  zu  vtTweisen.  In  der  Commune  (der  Ortsgemeinde  wie  den  grösseren 
Selbstverwalt.körpern,  Kreis,  Bezirk,  Provinz)  ergeben  sich  bei  der  Durchfuhrung  der 
Ertrags-  u.  der  Einkonunensteiiern  Conflicte  mit  anderen  Communen  n.  fttr  den  Be- 
steuerten 'droht  Doppelbesteuerung.  Bei  der  Actiengcsellschaft  ist  die  Ver- 
schiedenheit des  Domicils  der  Gesellschaft  u.  des  Wohnsitzes  der  Actionäre ,  dann 
das  Vorhandensein  von  Zweigniederlassungen  Ursache  schwieriger  ControTcrscu  der 
Besteuerung.  Stein  behandelt  auffallender  Weise  diese  Fragen  in  s.  allg.  Theil,  im 
«jStenerwesen  der  Selbstverwaltung**  (I,  547—568)  nicht,  nur  kurz,  mit  BerOhr.  der 
Frage  der  Besteuer.  der  Gesellschaften  u.  Vereine  in  s.  Lehre  v.  Steuersnbject,  4.  A. 
I,  434  S.  Bes.  lehrreich  sind  manche  Ausführungen  in  den  Zehn  Gutachten  des  Ver- 
eins f.  Socpolit.  Uber  d.  „Communalsteuerfrage'' ,  (Nr.  XII,  Lpz.  1877),  z.  Th.  in 
nlheier  Aniatpf.  an  d.  prenss.  Yerhältnisse,  wo  nach  der  Gesteltong  des  Staa<8-  «. 
Communalsteuerrechts  die  Streitfragen  über  Besteuer.  d.  Forensen.  Jurist.  Personen 
einschliesslich  d.  Gesellschaften  u.  s.  w.  bes.  verwickelt  sind.  Am  Werthvollsten  f  die 
principielle  Seite  der  Controversen  ist  das  vortreffl.  Gutachten  r.  Nasse,  S.  269  ff., 
Uber  d.  prenss.  Yeriiiltiiine  anoh  das  Emst  Meier,  bes.  S.  1(M)  ff.  Ich  habe  in 
den  Thesen  meines  Referats  Uber  d.  Comra.st.frage  Stellung  zu  den  Fragen  genommen . 
s.  d.  Verhaiidl.  d.  Ver.  f.  Sor.polit.  in  1877.  (Nr.  XIV)  These  12  fS.  24 1,  u.  darttber 
im  Keferat  17 ,  eingehender  in  d.  selbständ.  Ausgabe  meines  ausgearb.  Referats. 
,J>ie  Gonim.Bt&age**  ^pz.  1878)  S.  35  nnfer  Nr.  YHL  8.  ancb  das  Befent  des 
damal.  Corref  Bürgermeister  "Wegner,  Yerhandl.,  bes.  S.  50.  üeber  jene  Gutachten, 
auch  in  Betr.  des  hiehergehör.  Puncts,  Neumann,  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  IST". 
S.  5S9fi'. ,  bes.  über  Nasse  S.  597.  Aus  d.  Liter,  üb.  Commuualbcät.  s.  auch  die 
prindpiell  scharfe  Sehr.  B.  Fried berg,  d.  Bestener.  d.  Ctomeinden,  BerL  1877, 
V.  Bilinski's  Gem.besteuer.  Lpz.  187S,  den  preuss.  Communalsteueigesetzentworf 
T.  1877,  nebst  begleitender  Donkschr.  (darüber  u.  A.  Friedberg,  a.  a.  0.  S.  96  ff.V 
z.  B.  in  d.  Ausgabe  r.  0.  Kotze,  BerL  1877.  Auch  d.  anonyme  Sehr.  ,.z.  Entw. 
eines  Oes.  ul».  GomnLston.  jl  s.  w.",  Lpz.  1878.  —  Ueher  ,^BesteneEi  d.  Actien- 

S eselisch aften  in  Verbind,  mit  d.  6em.be8teaer.",  s.  K.  Dietzels  Schrift  unter 
iesem  Titel,  Köln,  1859. 

Im  folgenden  Abschnitt  kommt  nur  der  Staudpunct  der  allgemeinen  Steuer- 
lehxe  zur  ueltong,  daher  handelt  es  sich  wieder  nnr  um  die  principielle  Er- 
öilenug  der  Fragen,  nicht  um  die  Sstldieidnng  derselben  in  der  bisherigen  Oesetz- 
gebung.  Darauf  wird  auch  hier  nur  gelegentlich  u.  beispielsweise  eingegangen. 
Weiteres  darüber  gehört  nach  der  Systematik  dieses  Werks  erst  in  d.  specielle 
Steneridhre.  In  principieller  ffiudciht  Ist  dann  wieder  die  ünteracilieiduig  des  rein- 
finanziellen  u.  des  socialpoli tischen  Standpuucts  von  öfters  dnidlgreifendoi 
Bedeutung,  so  in  der  Frage  von  der  Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums".  Mehr- 
fach ist  im  Folgenden  auch  an  Abschn.  3  über  d.  Steuerquelle  anzuknüpfen. 

I.  —  §.  401.  Das  Problem.  Der  Grandsatz  der  Allgemein- 
heit der  Bestenernng  wird  jetzt  fttr  die  gegenwärtige  Zeit  der 
modernen  OoHnrydlker  inBetraehtimg  gezogen,  also  für  die  „ataats- 
bttrgerliohe'^  Periode  der  persönlichen  nnd  politischen  F^ihdt 
nnd  Gldcbheit  der  ganzen  Bevölkemng,  im  Untersehied  von  der 
früheren  „ständischen"  Periode.  Es  ist  dabei  aber  überall 
Bezug  auf  die  Consequenzen  des  socialpolitischen  Besteuerung« 
Standponcts  und  auf  die  ,,8ociale"  Epoche  der  Bestenernng  za 
nehmen,  in  die  wb  eintreten. 
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Der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  erscheint  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  ftlr  die  Staatsangehörigen  (Staatsbürger)  selbst  ak 
etil  kemes  weiteren  Beweises  bedürftiges  Axiom.  Bei  der  An- 
wendnog  des  Prineips  kann  daher  der  Ansgangspnnct  in  dem 
Satze  genommen  werden,  dass  die  Bestenernng  eine  allgemeine 
staatsbürgerliche  Pflicht  sei  und  als  solche  zunächst  die 
(selbständigen)  physischen  Personen,  welche  Staatsbürger 
sind,  treffen  müsse.  Dieser  Satz  ist  auch  der  Kern  des  modernen 
Besteuerungsrechts.  Bei  der  Darchftthrong  des  Prineips  der  All- 
gemeinheit mnss  die  Besteaemng  aber  gerade  um  „gerecht^'  zu 
sein  nnd  nm  sich  den  yerwiokelten  Verhältnissen  des  Lebens  an- 
snpassen,  n.  A.  namentlieh  auch,  nm  die  Bedingongen  wirthschaft- 
Hoher  Conenrrene  mOgfiehst  gleich  so  stellen,  Tieifach  über  jenen 
Kreis  von  Personen  hin  aus  greifen.  Mehr  und  mehr,  theils  aus 
fiscalischer  Tendenz,  theils  in  der  Consequenz  des  Prineips,  ist  das 
Besteuerungsrecht  auch  so  vorgegangen.  Anderseits  verlangt  das 
practische  Leben  hie  und  da  auch  Einschränkungen  der  Be- 
steaemng innerhalb  des  Kreises  der  Staatsangehörigen  physischen 
Personen,  also  insofern  einen  mehr  oder  weniger  weiten  Verzicht 
anf  die  DnrchfUbmng  des  Gnmdsatzes  der  Allgemeinheit,  theils 
ans  stenertechnischen  Rücksichten,  theils  aus  politischen  nnd  wirth- 
schaftlichen  Gründen,  mitunter  auch  um  der  Gerechtigkeit  willen. 
Das  moderne  Besteuerungsrecht  ist  auch  solchen  Forderungen  mehr- 
fach nachgekommen.  Insbesondere  kann  der  socialpoli tische 
Stenergesichtspanct  zn  gewissen  Einschränkungen  der  All- 
gemeinheit der  Bestenemng  ftthren,  namentlieh  zn  einer  Stener- 
fireihdt,  wenigstens  von  gewissen  Stenern,  fttr  die  unteren  nieht- 
besitzenden  (arbeitenden)  Glassen,  im  Interesse  der  ökonomischen 
Schonung  derselben.  Anforderungen  dieser  Art  haben  sich  in  der 
Wissenschaft  schon  mehrfach  gezeigt  und  bie  und  da  auch  im 
Steuerrecht  bereits  Greltnng  erlangt.  Sie  werden  in  der  Zukunft 
immer  mehr  hervortreten,  wenn  die  Berechtigung  des  socialpoliti- 
schen  Standpuncts  im  Volksbewusstsein  mehr  zum  Durehbmeh 
kommt  und  die  „sociale''  Epoche  der  Besteuerung  neben  der  „staats- 
bttrgeriichen"  Platz  greift« 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  von  Neuem,  dass  die  wissen- 
schaftliche und  practische  Schwierigkeit  in  der  richtigen  und 
gerechten  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  liegt 
nnd  mit  der  blossen  Auf-  oder  Hinstellung  desselben  noch  wenig 
gewonnen  ist  (§.  363.)  UnTcrmeidlich  muss  bei  der  Anwendung 
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caöuibtisch  verfahren  werden.  Das  Princip  der  Allgemeinheit 
ist  auf  die  einzelnen.  Kategorieen  von  Fällen,  welche  nach  den 
gegebenen  Wirüuiohaüks-  und  nach  den  allgemeinen  Lebenaverhäitr 
nissen  nnserer  heutigen  Goknrviflker  gebildet  werden  mtUtaen,  mit 
logiseher  Gonaeqiieos  annwenden.  Dabei  mm»  auf  die  prai^tsdoi 
Sebwierigkeiten  und  anderweiten  Bedenken  nnd  auf  die  bereoirtigt 
erscheinenden  socialpolitischen  Forderangen  bei  der  Durchführung 
gebührend  Rücksicht  genommen  werden.  Jede  Abweichung  von 
der  an  sich  logisch  richtigen  Consequenz  des  Princips  ist  dem- 
gemäss  genügend  zu  begründen. 

Die  Theorie  nnd  die  Praxis  haben  sieh  bisher  diese  sdir 
sehwiwigen  An^gab^  %u  kieht  gemaeht  Die  entere  hat  gewOhn- 
lieh  nur  den  Gnindsats  der  Allgemeinheit  hingestellt  nnd  einige 
der  nichst  liegenden  Oonseqnenzen  darans  gezogen,  wobei  dann 
anch  wohl  diese  oder  jene  in  Frage  kommende  Ausdehnung  oder 
Einschränkung  der  Auwendung  des  Princips  erörtert  wurde.  Der 
Mangel  einer  scharfen  Unterscheidung  des  rein  finanziellen  und 
des  socialpolitisehen  Standpuncts  hat  hier  meistens  gehindert,  zur 
Klarheit  zu  kommen.  GesohichÜieh  erklärt  und  entschnldigt  sieh 
die  ungenügende  Behandlung  des  Problems  in  der  Theorie  Indessen 
einigermassen  aus  den  VerhUtniasen  des  Lebens.  Vor  der  grosses 
modernen  Personenbewegung,  wesentlich  mit  der  Folge  der  neuen 
Comniunicationen,  bei  der  ehemaligen  weit  grösseren  Stabilität  der 
Menschen,  vor  der  Entwicklung  des  internationalen  Personen-  und 
Kapitalien  Verkehrs,  vor  der  neueren  Entfaltung  der  Industrie,  der 
Bildung  der  Erwerbsgesellschaiten,  vor  der  Umgestaltung  der  alten 
festen  bttrgeriichen  Ortsgemeinde  in  eine  blosae  Einwohneigemeinde 
von  lose  oder  gar  nidit  mit  dem  Wohnort  nfther  verbundenen  Per 
sonen  u.  s.  w.  handelte  es  sieh  eben  Tomemlieh  bei  der  Dnieh- 
führung  des  Princips  der  Allgemeinheit  in  Staat  und  Gemeinde 
um  die  Besteuerung  der  im  Inland  und  in  der  Heimathsgemeinde 
lebenden  physischen  Personen ,  bez.  Staats-  und  Gemeindean- 
gehörigen. 

Die  Praxis  aeigt  ein  buntes  Chaos  von  Bestimmungea 
ohne  festes  nnd  richtig  durchgeführtes  Prineip,  m 
Staatssteuer-  wie-  im  Communalsteuerreeht.  Neuerdings,  ent- 
sprechend der  grösseren  Verwickeltheit  des  Wirthschaftslebens, 
namentlich  in  Staaten  mit  starkem  Finanzbedarf  und  drohendem 
Deficit  offenbart  sich  die  deutliche  Tendenz,  die  Staats-  und  Com- 
munalsteuerpflicht  möglichst  weit  auszudehnen,  auf  alle 
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erreichbaren  physischen  Personen,  Wirthsehaftsarten ,  Einkommen. 
So  z.  B.  die  immer  energischere  Bestenemng  der  Ausländer  im 
Staate,  der  Fremden  (Foiemaen)  in  der  Gemeinde,  des  ans  dem 
Anslande  kommenden  nnd  mehr  noch,  weil  leiobter  sn  ermitteln, 
des  in  das  Ausland  ^henden  Einkommens  (Oonponstener  !),  der 
Erwerbsgesellschaf tcn  neben  den  physischen  I'ersonen  u.  s.  w. 
Aber  bei  dieser  Ausdehnung  leitet  oft  mehr  der  blosse  Fiscalismus, 
als  das  Gerechtigkeitspostulat  der  Allgemeinheit  und  als  die  strenge 
Consequenz  in  der  Durchfttbrong  der  einmal  bestehenden  Steuern. 
In  der  Praxis  feblt  es  denn  auch  nicht  an  schwierigen  Ck>ntro- 
rasen  auf  diesem  Gebiete,  selbst  bei  der  Anwendung  der  afters 
einer  Terscbiedenen  Auslegung  fähigen,  weil  lu  allgemein  gehaltenen 
Bestimmungen  der  Steuergesetze,  vollends  bei  Fragen  de  lege  ferenda, 
2.  B.  über  die  Einrichtung  der  Communalbesteuerung,  über  die 
Vermeidung  sogen.  Doppelbesteuerung  der  Ausländer  und  Forensen, 
tlher  Besteuerung  der  Erwerbsgesellschafteu  u.  A.  m. Der  Mangel 
genügender  tbeoretiscber  Vorbereitung  dieser  auf  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  der  AUgemdnheit  sieb  beliebenden  Fragen  macht 
sich  flihlbar. 

Angesichts  dieser  Sachlage  und  der  fehlenden  wissenschaft- 
lichen Vorarbeiten  ist  die  Aufgabe  in  diesem  Abschnitt  materiell 
und  formell  eine  besonders  schwierige,  zumal  eine  monographische, 
ganz  ins  Einzelne  gehende  Behandlung,  welche  eigentlich  ni^tbig 
wäre,  an  diesem  Ort  ausgescUosiwn  ist  Manehes  kann  auch  erst 
in  der  speoiellen  .Steuerlebre  erörtert  werden.  An  dieser  Sjkette 
bandelt  es  sich  um  einen  Versuch,  die  bauptsftcblicben 
Folgerungen  ans  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
systematisch,  ohne  zu  grosses  Detail,  zu  entwickeln  und 
dieselben  zu  möglichst  bestimmter  principieller  For- 
mulirung  zu  bringen.  Dabei  wird  derjenige  Zustand  zum 
Ausgangspunct  genommen,  welcher  sich  im  persönlichen  Leben 
und  in  der  Volkswirtbscbaft  unserer  beutigen  Cultur?Olker  im 
privatwirtiiscbaftlicben  System  der  freien  Goncnrrenz,  daher  unter 
dem  Bittflnss  der  modernen  liberalen  Social-  und  Wfrtinebafts- 
gesetzgebung  gebildet  hat.  Mehrfach  ist  bei  der  Erörterung  der 
Folgerungen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit  die  Staats- 


^  Vgl.  u.  A.  die  Controversen  inPrcussen,  in  vielen  Erörterungen  der  in  der 
Yorbem.  erwähnten  Literatur,  bes.  im  Anschluss  an  d.  dort  genannten  Entwurf  eines 
Go]iiiii.8«eaoif«9eta68. 
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und  die  CommunalbesteueruDg  zu  unterscheiden.  Im  Folgenden 
werden  die  betrefifenden  Fragen  vomemlicb,  aber  nicht  ausschliess- 
lieh)  für  die  erstere  untersucht.  Manches  Einzehie  in  Betreff  der 
CommimalBteiter  mm  fllr  spätere  Absehnitte,  beBonders  ttbr  die 
speeielle  Steaeridure  znrttekgestelH  werden.  * 

II.  —  §.  402.  Schematismns  der  Dnrehftthmng.  Den 
Erörterungen  über  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemein- 
heit läBst  sich  folgendes  Schema  zu  Grunde  legen: 

A.  Die  Staatsbesteuerung  der  physischen  Personen  oder 
ihrer  Wirthschaften:  der  Individual-  und  Familienwirth- 
Behafien»  bea.  der  selbständigen  Wirthsciiaftshäaptery 
d.  i  der  Familienh&npter  und  der  fttr  sich  lebenden  Ein- 
seinen. Hier  sind  zu  nnteisclieiden: 

1)  Staatsangehörige. 

a)  Im  Inlande  lebende,  bez.  regelmässig  wohnende. 

b)  Im  Auslande  wohnende. 

2)  Ausländer,  welche  im  Inlande 

a)  wobnen,  d.  h.  sich  dauernd,  oder 

b)  reisen,  d.  h.  sieh  TOrdbergehend  aufhalten. 

Ein  analoges  Schema^  mit  Unterschddong  der  ,,Einheimi* 
sehen"  („Ortsangehörigen^^,  „Domieilirten'O  nnd  der  Ortsfremden 
lässt  sich  für  die  Com munalbesteuerung  aufstellen.  Die  Schei- 
dung der  Kategorieen  wird  aber  durch  die  Gestaltung  des  bezüg- 
lichen Ortsbürger-,  Heimaths  -  und  Niederlassungsrechts  beeinflusse 
daher  etwas  veränderüch. 

B.  Die  Bestenemng  anderer  Wirthsehaileni  nemlich  von 
juristischen  Personen,  gewissen  Erwerbsgesellsehaften,  be- 
sonders Actiengesellsehafken,  Gorporationen ,  gewissen  Vereinen, 
auch  der  Zwangsgemeinwirthschai teii  selbst,  nemlich:  des 
Staats  in  der  Communal-,  der  Gemeinde  in  der  Staats-, 
Provinzial-,  Kreis besteuerung  und  in  degenigen  der  anderen 
Gemeinde  u.  s.  w. 

Für  die  Staat sbesteuemng  sind  auch  hier  mitunter  in-  und 
ausländische  solche  Wirthschaften  (z.  B.  Actiengesdlsehaflen)  an 
unterscheiden.  Ebenso  ftlr  die  Com  munalbesteuerung  (i.  w.  S.) 
orts-,  bez.  kreis-,  provinzialan  gehör  ige  und  fremde,  d.  h. 
solche,  welche  anderswo  ihr  Domicil  haben. 

C.  Die  Besteuerung  des  Einkommens  der  Personen  schlecht- 
weg, mit  folgender  genauerer  Casuistik: 
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1)  Das  Einkommen  der  im  Inlande  wohnenden  (bez. 
domicilirten)  Staatsangehörigen  aus  dem  Inlande,  —  der 
Normalfall. 

2)  Das  jBinkonimen  dei;iielben  Personen  aus  dem  Aus- 
lände, —  z.  B.  Zinsbezog  ans  der  Fremde  (internationale 

Werthpapiere!). 

3)  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staats- 
angehörigen ans  dem  Inlande,  —  z.  B.  Rentenbezug  des 
einbeimischen,  aber  „absentiistischen^^  Grundbesitzers  (Irland, 
England,  Kussland  1). 

4)  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staats- 
angehörigen- ans  dem  Auslände,  —  a.  B.  des  dentsehen 
Eanfmanns,  der  in  America  etabürt  ist,  aber  BeicbsangehOriger 
blieb. 

5)  Das  Einkommen  der  im  Inlande  wohnenden  Ausländer 
ans  dem  Inlande  —  z.  B.  der  eben  erwähnte  Fall,  vom  america- 
nischen  Standpunete  aus. 

6)  Das  Einkommen  derselben  Personen  aus  dem  Aus- 
lände, —  z.  B.  der  Fall  englischer  und  russischer  „Absen- 
tiisten''  bei  uns. 

7)  Das  Einkommen  der  im  Auslände  wohnenden  Aus- 
länder aus  dem  Inlande,  —  z.  B.  der  inländische  Zinsbezug 
solcher  Fremden  aus  unseren  Staatspapieren. 

Alle  diese  Fälle  spielen  im  neueren  Besteuerungsrecht  eine 
Kolle.  Mehrfach  hat  man  nach  allen  diesen  Seiten  die  Besteuerung 
auszudehnen  gesucht  Es  bleibt  nur  der  Fall  ttbrig:  Besteuerung 
des  Einkommens  d^  im  Ausland  wohnenden  Ausländer  aus 
dem  Auslande,  —  ein  Einkommen,  das  die  heimische  Be- 
steuerung gewöhnlich  nicht  treffen  kann ,  aber  doch  mitunter  zu 
treffen  sucht  und  gelegentlich  wirklich  trifft,  z.  B.  wenn  Einfuhr- 
zölle von  ausländischen  Waaren  theilweise  vom  fremden  Produ- 
centen  oder  Verfrachter  (Eisenbahn,  Schiffer)  getragen  werden.^) 

Fttr  einzelne  Steuern  ist  diese  Oasuistik  mitunter  noch  weiter 
zn  fuhren,  z.  B.  in  Bezug  auf  „Reisende'^ 


In  den  neuesten  deutschen  Zollrefocmen  spielte  eine  solche  Möglichkeit, 
deren  Venriildicbang  anter  gewissen  DmstSndeii  nicht  unbedingt  zu  bestreiten  ist, 
sogar  eine  gewisse  Kolle  in  der  Beweisführung ,  so  bei  der  Frage  des  Getreide-,  bes. 
des  Roggenzülls,  Seitens  der  Reg^ierungsvertreter  in  d.  parlament.  Debatten  v.  187S — 79, 
selbht  iu  amtl.  Actenstilcken.  So  licisät  in  dem  Bismarck'schen  Finanzprogr.  v.  15.  Dec. 
1878:  in  geiHaaen  FSUflin  verde  der  analindlache  Prodncent  den  Zott  ganz  oder  tbeU- 
weise  Mf  lieh  aebmen  mOeaen. 
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Ein  analoges  Schema  lässt  sich  wieder  für  die  Communal- 
besteuerung  aufstellen.  Es  ist  practisch  oft  noch  wichtiger,  weil 
der  Personen-  und  Kapitalien  verkehr  innerhalb  des  heimischen 
Staats y  swisehen  den  ProvinBen,  Kreieeo,  Gemeindea  gewöhnlich 
noeh  lebhafter  als  der  betreffmde  internationale  Verkehr  Ist 
Einige  der  schwierigeren  Controyersen,  z.  B.  über  die  Bestenentng 
der  „Forensen",  liegen  gerade  hier. 

D.  Besteuerang  der  inländischen  Ertragsquellen  für 
die  Erträge I  welche  wiriclich  oder  yermeintUch  ans  ihnen  fliessen 
oder  fliessen  können.  Hier  hat  man  es  mit  den  sogen.  Ertrags- 
stenern zn  thnn,  wo  die  Rtteksieht  anf  die  den  Ertrag  beziehende 

Person  ganz  oder  grossentheils  zurückzutreten  vermag.  Bei  den 
beiden  reinen  Real  steuern  dieses  Systems,  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  ist  die  Allgemeinheit  der  Steuer  in  der  Staats- 
bestenerung,  einerlei  ob  es  sich  um  In-  oder  Ausländer  handelt, 
und  gewöhnlich  auch  in  der  Communalbesteuerung,  mögen  die 
Eigenthömer  Qrtsangehörige  oder  Ortsfremde  sein,  kaum  strittig. 
Zur  Frage  kann  die  Steuerfreiheit  kleiner  Ertragsquellen  (z.  6. 
bei  Grnndbesitz,  namentlich  bei  Häusern)  kommen.  Für  die  Ge- 
werbesteuer gestalten  sich  die  Verbältnisse  zwar  nicht  ganz 
gleich,  aber  doch  ähnlich  wie  bei  den  genannten  Realsteuern. 
Schwierigkeiten  entstehen  für  die  Communalbesteuerung,  z.  B. 
bei  einem  (Gewerbebetriebe,  welcher  sich  über  mehrere  Gemeinden 
erstreckt,  dann  bei  dem  (Gewerbebetrieb  durch  ActiengeseU- 
schaften  u.  dgl.  m.  Bei  der  Kapitalrentensteuer  ist  es  leichter, 
anzugeben,  welche  Anwendung  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
principiell  finden  sollte,  als  diese  Anwendung  nun  durchzuführen. 
Bei  der  Staats-  wie  der  Communalbesteuerung  ergeben  sich  hier 
dem  „fremden^'  EigenthUmer  der  Renten -Ertragsquelle  gegenüber 
manche  Schwierigkeiten. 

Statt  oder  neben  diesen  Ertragssteuem  kann  aber  auch 

noch  eine  Einkommensteuer  bestehen,  welche  die  Erträge  bei 
den  diese  als  Einkommen  beziehenden  Personen  treffen  will. 
Dann  kommt  wieder  das  unter  C  aufgestellte  Schema  von  Fällen 
zur  Anwendung. 

E.  Endlich  ist  noch  die  (nominelle  wie  reelle)  Vermögens- 

besteuerung  hervorzuheben.  Soweit  das  Vermögen  hier  in 
Ertragsquellen  besteht,  jedenfalls  die  practisch  wichtigsten 
Fälle,  trifft  das  unter  der  vorigen  Rubrik  Bemerkte  zu.  Die 
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Besteuerung  des  blosBen  Gebraachsvermögens  ist  zu  untergeordnet, 
als  dass  sie  hier  noch  besonders  berücksichtigt  werden  müsste.') 

Im  Folgenden  werden  nnn  der  Reihe  nach  die  Fälle  der 
ersten  und  damit  gleich  in  Verbindung  diejenigen  der  dritten,  da- 
rauf  die  Fftlle  der  zweiten  Kategorie  erörtert.  Die  Ffille  der 
vierten,  bez.  fünften  Kategorie  kommen  nur  nebenbei  mit  zur 
Sprache,  was  für  unsere  Zwecke  an  dieser  Stelle  gentigt. 

III.  —  §.  403.  Die  Durchführung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Das  vorausgehende  Schema  deutet  bereits  an^  wie  das  Princip 
der  Allgemeinheit  nicht  durchgeführt  werden  kann,  nemlieb  nicht 
yermittolst  einer  einzigen,  wie  immer  denkbaren  Steuer,  mag  es 
eich  um  die  Staats-  oder  um  die  Gommunalbestentomng  handeln 
(§.  380).  Eine  solche  „einzige  Steuer"  kann  sich  vollends  nicht 
der  heutigen  Personenbeweguug,  dem  Landes-  und  Ortswechsel  der 
Menschen,  den  modernen  wirtbschaftlichen  Verbältnissen,  der  Ver- 
wicklung der  Eigenthumsvertheilung  und  der  mancbfachen  obliga- 
torischen Verbiiklungen  unter  den  einzdnen  Bewohnern  eines 
Landes  imd  dieser  wieder  mit  AusUbidem  anpassen.  Sie  wttrde 
daber  ebenso  sehr  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  wie  den- 
jenigen  der  Volkswirthschaft  widersprechen.  Es  ist  wichtig,  dies 
auch  hier,  wo  es  sich  um  die  Verwirkhchung  eines  Postulats  der 
Gerechtigkeit  handelt,  zu  constatiren. 

In  der  Staats^  wie  in  der  Communalbesteuerung  kann  viel- 
mehr eine  auch  nur  annähernde  Verwirklichung  der  ,,AUgemein- 
heit"  —  und  damit  muss  man  sich  in  der  Praxis  stets  begnfigen  — 
bloss  durch  eine  Combination  verschiedenartiger  Steuern 
zu  einem  ein'beitlichen  Steuersystem  erreicht  werden. 
Letzteres  muss  sich  der  grossen  Beweglichkeit  des  Personen-  und 
Kapitalienverkehrs  im  heutigen  „privatwirthschaftlichen*'  System 
der  Volkswirthschaft  anpassen,  sich  demgemäss  auch  immer 
wieder  entsprechend  verlUidem.  Zu  dem  Zweck  hat  es  namentlich 
aus  Steuern  zu  besteben,  welche  sich  einerseito  mehr  an  das 
Subject,  an  die  Einkommen  beziehende  und  Ausgaben 
machende  Person,  anderseits  mehr  an  das  Objeet,  an  die  Er- 
tragsquelle, daher  namentlich  an  die  verschiedenen  B  es itz  - 
arten,  welche  Renten  geben  —  Boden,  Häuser,  Gewerbe,  Leih- 
k.apitalien  —  anknüpteu.    Eine  Combination  von  sogen.  £r- 

^  Im  ibig;  HaQptabflchn.  t.  StenenyBtai  komiiit  sie  nr  Sprache,  §.  488,  489,  494. 
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trags-,  namentlich  Real  steuern  mit  Personal-,  Einkomme  n- 
uud  Verbrauchssteuern  ist  daher  auch  zur  Durchführung 
des  Postulats  der  Allgemeinheit  (wie  niobt  minder  der 
GleiehmäBsig^ett)  der  Bestenening  geboten.  Ein  soleheB  com- 
plieirtes  Steuersystem  hat  freilich  viele  Mangel ,  welche  ein  ein- 
faches nnd  vollends  eine  einzige  Steuer  nicht  bcsässe.  Aber  wie 
es  allein  geeignet  ist,  den  ganzen  wachsenden  Staats-  und  Communal- 
bedarf  zu  decken,  so  ist  es  auch  durch  die  Gestaltung  unserer 
Volkswirthschaft,  unserer  Besitzverhältnisse  und  unseres  Personen- 
verkehrs unvermeidlich  geworden  und  immer  noch  das  leidlich  ge- 
rechteste. Dardber  mnss  man  sich  auch  in  der  Theorie  klar 
werden. 

A.  —  §.  404.  Die  Staatsbestenernng  der  physischen 

Personen.  1)  Insbesondere  der  im  Inland  wohnenden 
Staatsangehörigen,  und  zwar  unter  Voraussetzung  des  ersten 
Falls  der  dritten  Kategorie  des  Schemas:  die  Besteuerong  des 
im  Inland  erworbenen  Einkommens  dieser  Personen. 

Die  Bestenenmg  aller  Staatsangehörigen  ist  fttr  unsere  ,|8taat8- 
bürgerliche^'  Periode  im  Princip  nnd  in  der  Praxis  entschieden: 
die  Bestenerung  ist  anerkannte  nnd  möglichst  befolgte  Regel.  Die 
Theorie  hat  die  Besteuerung  hier  gegenüber  den  geschichtlich  über- 
kommenen Steuerfreiheiten  gewisser  bevorrechteter  Classen  und 
Personen  der  ständischen  Periode  gefordert  und  begründet.*)  Die 
Praxis,  d.  h.  das  öffentliche  Steuerrecht  hat  das  Postalat  im  Wesent- 
lichen dnrchgeftlhrt  und  die  alten  Stenerfreiheiten  anfgehoben.^) 

*)  So  implicite  ia  Smith's  erster  Steuerregel.  Schon  Bodinus,  de  republ. 
|).  974,  sagte  von  bolchcn  Bet'reiungeu:  quid  enim  absardius?  (Bei  Kau  §.  250 
Note  d).  Characteristisch  fiir  Zeit  u.  Laud  Sonnen fels'  scharfer  Angriff  auf  die 
StenerfreOieiten  des  Adels  n.  bes.  der  „Klerisei",  Ornnds.  IK,  167  ff.  S.  186:  «4>eT 
Schluss  aus  Allem  ist,  dass  es  von  Seite  des  PClerus  eine  Ungerechtigk,  gegen  den 
Staat  u.  die  Bürger  s.  würde,  die  Steuerfnilieit  zu  fordern:  von  Seite  des  Staats  aber 
eine  Verletzung  des  allen  Bürgern  gleichschuidigeu  Schutzes,  solchen  Forderungen 
(lehör  m  geben.**  S.  aiieh  Blersaci,  Bestener.  Anhang  S.  241  (ans  1885). 

*)  Ueber  die  Missyerhältnisse  und  Schwierigkeiten  im  ehem.  Dentschen  Reich 
Patter,  histor.  Entwickl.  d.  heut.  Staatsverfass.  d.  t.  Reichs  II,  200.  —  Ueber  d. 
neueren  Aufhebungen  ?.  Steuerfreiheiten,  eine  Folge  des  „Strebeiis,  den  theoretisch 
allgemein  anerkannten  staatsrecliüieben  Grondsatz  einer  gleichen  YeiCheiliing  der 
Staatslasten  auch  zur  practischcn  Anerkennung  zofUuen**,  s.  K.  A.  Zacharift, 
D.  Staats-  und  Bundesrecht,  2.  A.  II,  531  H.  In  verschied.  Rheinbundstaaten 
erfolgte  d.  Auf  heb.  der  Steuerfreiheiten  durch  laadesherrl.  Edict  u.  ohne  Entschädig. 
•1806  ff.  In  Prenssen  wurde  durch  d.  Edict  t.  27.  Oct.  1810  dasPrlndp  gleicher 
Bestener.  n.  der  ünzolSssigk.  fon  Exemtionen  ansgesproche^.  Von  1819  an  haben 
dann  ,.d.  neu ercn  Ver fassun gen  den  Grund«,  gleicher  Besteuer.  fast  durchgän^g 
anerkannt  u.  in  Folge  davon  d.  Auiheb.  d.  tillher  gesetzl.  bestandenen  Steuerfrei- 
heiten, sowie  die  Unzulässigk.  neuer  (selbst  gesetzlicher)  Exemtionen  ausgesprocl&eii 
oder  die  schon  Mher  geschehene  Anfhebnng  besüUigt"   ZacharU  8. 582,  wo  die 
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Zu  uüterscheideu  sind  wieder,  wie  oben  iu  §.  361,  wahre 
(reelle)  Steuerfreiheiten,  denen  keine  andere  einigermassen  der 
Steuer  ökonomisch  gleichwertige  öffentliche  Leistung  entspricht 
and  scheinbare  (formelle),  bei  welchen  dies  der  Fall  und  wo 
daher-  eine  anderweite  öffentliche  Ausgabe  erspart  werden  kann. 

a)  Bei  den  wahren  Stenerfreiheiten  ist  die  Nothwendigkeit 
der  Anfhebong  nach  nnserem  heutigen  Rechtsbewusstsein  nicht 
strittig.  Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  nnd  wie  weit  eine  wahre 
Steuerfreiheit  vorliegt  und  wie  bei  deren  Beseitigung  vorzugehen 
ist.  Bei  der  ersten  Frage  handelt  es  sich  um  objective  Feststellung 
des  Thatbestandes,  was  kaum  Schwierigkeiten  bietet,  da  die  That- 
sache  einer  der  fehlenden  Steuer  gleichwerthigen  anderweiten  öffent- 
lichen Leistung  offenkundig  sein  nmss.  Nicht  principiell,  aber 
wohl  in  Betreff  der  Dnrchfahrung  bieten  nnr  die  Fälle  mehr 
Schwierigkeit,  wo  eine  einstens  scheinbare  Steuerfreiheit  durch 
Wegfall  der  Compensations- Leistung  oder  durch  Verminderung  des 
Werths  der  letzteren  oder  durch  allgemeine  andervveite  Steuerer- 
höhung ganz  oder  theilweise  zu  einer  wahren  Steuerfreiheit  ge- 
worden ist.  liier  kann  die  lange  Dauer  des  Verhältnisses  aus 
politischen  nnd  sonstigen  Gründen  etwa  eine  gewisse  Berück- 
sichtigung verlangen,  ireiitch  nur  nach  Grundsätzen  der  Billigkeit^ 
nicht  des  strengen  Rechts. 

Praetiseh  wichtig  ist  meistens  nnr  die  alte  Steuerfreiheit  des 
einst  wehrdienstpflichtigen  ritterschaftlichen  u.s.  vv.  Grundbesitzes 
nach  Fortfall  der  Wehrdienstleistung.  Hier  handelt  es  sich  wesent- 
lich um  eine  Frage  der  vierten  der  obigen  Kategorieen,  der 
Ertrags-,  bez.  Eealbesteuerung  und  um  die  Allgemeinheit  der 
Grundsteuer,  denn  die  Steuerfreiheit  ist  eine  reale  geworden, 
welche  auf  dem  Boden  ruht,  kmne  personale  mehr,  welche  sich 
nach  dem  Eigenthttmer  richtet.   Davon  unten  in  §.  416. 

Die  zu  verlangende  Beseitigung  wahrer  Steuerfreiheiten  hat 
principiell  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs,  nicht  des 
Vertrags  zu  geschehen,  da  es  sich  um  unzweifelhaft  öffentlich - 
rechtliche  Verhältnisse  handelt  Die  Entschädigungsfrage  ist 


betr.  Verf.artikcl  citirt  sind,  üeber  Preussen  s.  Verf.urk.  Art.  IUI,  v.  Rönne, 
preuss.  Staatsr.  3.  A.  I.  1.  Abth.  S.  444,  2.  Abth.  S.  23!)  ff.  Gänzlich  befreit  von 
Staatsäteuem  u.  Abgaben  sind  d.  Mitglieder  d.  K.  Hauses  u.  d.  hohenz.  FUi-ätenfamilie, 
r,  Class.-  a.  Einlest,  die  Mitglieder  der  1866  entthronten  Dynastieen.  Femer  bestanden 
nach  d.  Deutschen  Bundesactc  v.  Ibl5  u.  nach  pvtic.  Gesetteii  im  A»«fffhh»w  danui 
Befreiungen  f.  d.  ehcmal.  Mediatisirtcu,  worin  später  aber  Verftiuleraiigen  ein- 
getreten sind.    S.  K  Ii  II  II  e  u.  n.  0.  S.  240  ff.  Zachariä  U,  536  IT. 

Ä.  Wagner,  Finauxwiüäeuscliaft  IL  20 
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meist  auch  nur  bei  der  Ertragsbesteuerung  piactiscb.  Bei  der 
Aulhebung  etwaiger  Personalsteuer-  und  Verbrauchssteuer -Freiheiten 
wird  auch  aus  blossen  Billigkeitsgründen  nur  ausnahmsweise  davon 
die  Bede  sein,  z.  B.  öffentlichea  Beamten  gegenüber^  welche  C om- 
ni anal  Steuerfreiheit^  gemessen ,  wo  Gehaltserhöhong  znr  Frage 
kommen  kann.^ 

b)  Scheinbare  Steaerfreiheiten,  welchen  eine  der  sonstigen 
Steuer  äquivalente  Leistnog  entspricht,  sind  auch  in  unserer  staats- 
bürgerlichen Periode  principiell  nicht  verwerflich.  So  z.  B. 
als  Belohnungsform  für  öffentliche  Verdienste,  als  Bezahlungs- 
oder  Gehalts  form  für  öffentliche  Beamtei  alsBeitrags  form  zum 
Zweck  der  Unterstützung.  Sie  finden  sich  auch  noch  bis  in  die 
neaeste  Zeit  hie  und  da,  besonders  bei  einseinen  Arten  von  Stenern 
nnd  Abgaben,  2.  B.  Einkömmenstenerfreiheit  der  Beamten,  Militärs, 
Taxfreiheit  oder  Taxermässigung  bei  der  BenntKung  KiFentlieher 
Anstalten  (Post,  Eisenbahnen)  für  gewisse  Katego rieen  von  Personen 
(Beamte,  Abgeordnete  zu  den  Volksvertretungen). 

Indessen  sind  solche  Privilegien  gewöhnlich  nicht  zweck- 
mässig. Sie  bilden  eine,  wenn  auch  nur  scheinbare  Durch- 
brechnng  des  Grundsatses  der  Allgemeinheit  der  Besteaemng, 
welche  mitunter  in  den  Kreisen  der  Besteuerten  missverstanden 
wird  nnd  Anstoss  erregt.  Finanziell  erseheint  weder  die  öfientliche 
Einnahme  noch  der  Finauzbedarf  im  wahren  Betrage,  was  zu 
Täuschungen  Anlass  giebt.  Die  Oekonomie  der  Benutzung  öffent- 
licher Anstalten  u.  s.  w.  leidet  leicht  unter  der  Taxfreiheit.  Zwischen 
der  Steuerfreiheit  und  der  Compensationsleistung,  z.  B.  des  Beamten, 
ist  auch  die  richtige  Verhältnissmttssigkeit  schwer  herzustellen  nnd 
noch  schwerer,  wegen  der  eintretenden  Verilndernng  anf  beiden 
Seiten,  zu  erhidten.  Daher  sind  auch  die  scheinbaren  Steuer- 
freiheiten mit  Recht  immer  mehr  beseitigt  worden,  z.  B. 
die  Portofreiheiten  gewisser  Classen  und  Personen,  die  Einkommen- 
steuer-Freiheiten der  Beamten.^) 

Die  »Staats besteuerung  der  Staatsbeamten  durch  Uoter- 
stellung  der  letzteren  unter  die  allgemeinen  Steuern  oder  durch 
Bildung  besondrer  Steuern,  bez.  Abtheilungen  von  Steuern  iUr  sie 

*)  In  staatBrechtl.  Beziehang  ist  eine  allgem.  Stenerfreih.  ganzer  Stände, 
weil  hier  nicht  vom  Begriff  eines  wohlerworbenen  Kechta  zu  reden  ist,  ohne  Ent- 
sdi&dig.  gerechti'ertigt,  anders  bei  einem  speciali  titulo  für  ein  bestimmtes  Snbject 
begrondeton  wirkl.  Pririleg.  Zacharii  5S5. 

In  Deutschland  hat  Sa  Bewegung  v.  1S4S  mehlfach  darauf  mit  hingeiriikt, 
80  in  Betr.  der  Beschränkonfeii  der  Freiheit  von  d.  Glasnnsteaer  in  Preiusen. 
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(BeaoldaDgSBtener)  findet  nichts  desto  weniger  mitunter  noch  jetzt 
ans  Opportnnitätsgrttnden  und  selbst  prineipiell  ihre 
Anfecbtang:  es  sei  zwecklos  and  irermehre  nur  die  Geschäfte 
mrafltz,  mit  der  anderen  Hand  wieder  zn  nehmen,  was  man  mit 

(1er  einen  gegeben,  ja  es  sei  rechtswidrig,  den  stipulirten  Gehalt 
durch  die  Steuer  zu  kürzen.  Der  erste  Einwand  kann  eine 
gewisse  Berechtigung  haben,  aber  durch  Abzug  der  Steuer  gleich 
von  der  Gehaltsrate  bei  deren  Auszahlung  läset  sich  die  Sache 
sehr  yereinfachen.  Auch  kann  eb^  doch  die  Steuer  nicht  immer 
stabil  bleiben ,  was  bei  der  Gewährung  der  Freiheit  in  richtigem 
Maasse  angenommen  werden  müsste.  Der  zweite  Einwand  beruht 
aber  auf  einem  völligen  Missverständniss :  die  Gehaltszahlung  und 
die  Besteuerung  erfolgen  auf  Grund  ganz  verschiedener 
Rechtstitel,  dort  handelt  der  Staat  als  Arbeitgeber  nach  dem 
Staatsdiener -Vertrag,  hier  als  Finanzgewalt  gegenüber  dem  Staats- 
bürger. An  diesem  Verhältniss  ändert  sich  dadurch,  dass  hier  der 
Arbeitgeber  und  die  Finanzgewalt  in  der  StaatspersOnlichkeit 
znsammmenfallen ,  nichts.^  Zu  bemerken  ist  flbrigens  noch,  da8s 
die  Begünstigung  des  Staatsbeamten  durch  niedrigere  Besteue- 
rung, z.  B.  im  Steueranschlag  für  die  Einkommensteuer,  nicht  noth- 
wendig  ein  Steuerprivileg  enthält,  sondern  oft  sogar  prineipiell 
verlangt  werden  muss,  weil  das  Einkommen  des  Beamten  offen 
dem  ganzen  Betrage  noch  vorliegt,  das  der  anderen  Bürger  nicht, 
und  letzteres  daher  gewöhnlich  nicht  zum  vollen  gesetzlichen  Satze 
getroflfen  wird. 

Auch  die  Aufhebung  formeller  Steuerfreiheiten  hat  in  der 

Regel  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs  zu  geschehen,  je- 
doch ohne  unbedingt  Verträge  darüber  auszuschliessen.  Eventuell 
müssen  die  Grundsätze  des  Enteignungs rechts  dabei  befolgt 
werden.  Namentlich  kann  eine  Entschädigung  geboten  sein,  z.  B. 
bei  der  Aufhebung  von  Steuerfreiheiten  der  Beamten,  wenn  die 
Thatsache  der  Steuerfreiheit  als  eine  (w^igstena  stiUsehweigeode) 
Vertragsclausel  gelten  muss.  Besondere  Schwierigkeit  wttrde  h^ 
unseren  Staaten  wohl  nur  die  Aufhebung  vertragsmllssiger 
Steuerfreiheiten  für  Staatssehuldzinsen  machen,  da  sich  hier  der 
Staat  im  Anleibecontract  auch  als  Finanzgewalt  gebunden  hat. 


(ileichwüUi  bat  —  Fliiät  Bismarck  im  Parlament  die  Staatsbesteueruug  der 
Beamten  ooch  neneidiogB  angegniTen  n.  sie  sogar  mit  der  Gouponsteuer  der  StMti- 
gläubiger  Teiglioben ,  —  die  almgens  auch  piüidpien  ni  lechtferägen  ist  (§.  409). 

20» 

DigitizQd  by  Google 


308  3.B.  2.K.  I.A.  Allg.Steaerl  2.H.-A.  6.A.  Allgemeinh. d. Stenero.  §.405. 


§.  405.  Insbesondere  von  der  Steaerfreiheit  des  sog. 
fixistenzminimiims.  Eine  Durehbrechnng  des  G^randsatzes  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  kommt  bei  uns  sonst  nur  noch  flir 
Personen y  bez.  Familienhänpter  mit  einem  Einkommen,  das  einen 

gewissen  niedrigen  Betrag  nicbt  überschreitet,  zur  Er 
wägung:  die  Frage  der  sogen.  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
Minimums.  An  ihr  lässt  sich  gut  die  Noth  wendigkeit  der 
Unterscheidung  dei:  beiden  Steuer-Gesichtspuncte,  des 
rein  finanziellen  and  des  sociaipolitisehen,  zeigen,  wenn 
man  znr  Klarheit  kommen  will.*) 


*)  Diese  Fnge  hat  seit  länger  u.  bis  in  d.  neueste  Zeit  in  der  Theorie  \riel 
Staub  aufgewirbelt,  —  vielleicht  mehr,  als  sie  werth  war.  Sie  wird  daher  in  den 
neueren  Arbeiten  über  Steiierprincipien  von  Schmoll  er,  Held,  Neumann,  Stein 
u.  A.  m.  berührt.  Eine  eigene  kleine  Monographie  darüber  ist  d.  Leipz.  Dissert. 
T.  H.  Schmidt  aus  Livlaud :  „die  Steuerfreiheit  d.  Exiätenzminimums.  Ein  ßeitr. 
z.  Theorie  d.  Eiuk.steaem'* ,  Lpz.  1877.  S.  in  dieser  fleiss.  Arbeit  d.  Specialliteratar 
der  Frag-e.  Das  Ergebniss  ist  S.  73 :  „das  steuerfreie  Existt^nzminimum  ersolieiiit  als 
die  nothwendige  Uonsequcnz  des  in  einem  liOheren ,  wahrhaft  othisclieii  Standpuncte 
begrtindeten  Princips  der  Besteuerung  nach  d.  wirkl.  Leistungsfähigkeit,  als  der 
materielle  Aiisdrack  für  diesen  höheren  ethischen  Massstab,  als  d.  lüttel  z.  annlhent- 
der  Erreichung  einer  wahrhaft  gerechten ,  „opfergleichen"  Besteuerung."  üeber  die 
pract.  Auwend.  >'b.  S.  74 ,  wo  denn  u.  A.  die  indirecten  Steuern  auf  unentbehri. 
ünterhaltsmittei  ganz  folgerichtig  verworfen  werden.  Specieii  ist  d.  Frage  neuerdings 
bes.  bei  d.  Reformen  der  Einkommensteuer  in  Prevssen  n.  Sachsen  mit  Bezog 
auf  ein«'  Freilieit  i^ewisser  kleiner  Einkommen  von  dieser  Steuer  (in  Preussen  der 
Classeiist.)  erörtert.  Darilber  z.  B.  die  früher  gen.  GOtt.  Diss.  von  Peuck  er.  (iött.  1877. 
Resultat  ders.:  „Die  Steuerfreiheit  gewisser  Staatsbürger  bei  der  Personalsteuer  ist 
.höchst  wUnschensv^räi  n.  nothirendi^.*'  S.  42.  InPrenssen  sind  denn  auch  durch 
d.  Ges.  V.  25.  Mai  1873  die  Personen  mit  einem  Einkommen  f,  140  Thl.  von  der 
Classensteuer  befreit  worden.  —  In  diesen  wie  in  den  anderen  Arbeiten  steht  nur 
wieder,  wie  so  oft,  Behauptung  gegen  Behauptung,  ohne  dass  der  Eine  den  Anderen 
aberzengt*  freil  man  dto  Wmg^  nicht,  wie  ee  doch  den  histor.  NationalOkonomen 
(Schmoller,  auch  Stein,  Keumann,  Held)  nahe  gelegen  hätte,  eben  historisch 
anffasst  u.  sie  demgem"i8S  verschieden  vom  verschiedenen  Rechtsstandpunct  aus 
nnd  nach  der  diesem  letzteren  zu  ürunde  liegenden  (iesammtanschauung  vom  Wirtli- 
schaftsleben  eafscheidet  In  der  st&ndischen  Peiiode  var  gerade  die  Bestene- 
rnng  der  „Ueinen  Leute'*,  als  eines  Theils  der  misera  rontribuens  plebs,  des  pauvrc 
gent  corveable  et  taillable  nach  den  Anschauungen  n.  dem  Recht  der  Zeit  geboten. 
In  der  Staats  bürgerlichen  Periode  war  diese  Besteuerung  ebenfalls  eine  richtige 
Gonseciuenz  der  staatsbüiverl.  Freiheit  n.  Gleichheit  n.  zugleich  der  an  sich  richtigen 
Auffassung  des  Staats,  m  der  socialen  Periode  bleibt  diese  Auffassung  bestehen, 
aber  die  nicht  bloss  proportional  verschiedene  wirthschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit der  verschieden  hohen  Einkommen  wird  erkannt  und  daraus  wird  dann  für 
die  Bestenerong  die  Consequenz  gezogen,  gewisse  Ueine  Einkommen  steuerfrei  m 
lassen  oder  sie  niedriger  und  die  grösseren  Einkommen  progressiv  zu  bcsteuetn. 
Die  Freunde  und  die  Gegner  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  stehen  eben, 
wenn  auch  in  der  Regel  ohne  sich  dessen  klar  bewusst  zu  sein,  auf  verschiedenen 
Stand puncten  der  Rechtsanschauung,  treffen  sich  aber  gerade  deswegen  mit  ihiea 
Einwürfen  nicht.  Sie  versäumen  es,  ihre  prihcipielle  Entscheidung  der  Frage  selbst 
nur  als  eine  Consequenz  dieses  verschiedenen  Standpuncts  hinzustellen.  Ich  kann  von 
diesem  Vorwurf  selbst  Stein  u.  Schmoller  nur  theilweise  ausnehmen.  Ersterer  in 
s.  Fin.wiss.  I,  41 S,  Letzterer  in  d.  Aufs,  über  d.  Epochen  d.  preuss.  Fin.pol.  am 
Schlnss  (noch  nicht  in  d.  Aq&.  in  d.  Tab.  Ztschr.  Uber  Einkommen).  Neamann'a 
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In  unseren  geseliiohtlich  ttberkommenen  eomplieirten  Stener- 

s) steinen,  wo  eine  Reihe  ganz  verschiedener  Steuern  verbunden 
sind,  ist  die  Frage  tür  gewisse  JSteuern  überhaupt  in  der  Praxis 
mtissig,  nemlich  für  die  indirecten  Verbrauchssteuern. 
Die  Einrichtung  und  Teclmik  derselben  lässt  persönliche  Be- 
freiungen jener  Art  nicht  zu.  Soweit  die  betreffenden  Personen, 
Beibst  die  ärmsten,  überhaupt  die  besteuerten  Artikel  oonsumiren 
(Salz!),  werden  sie  mit  besteuert,  mfissen  nur  eyentuell  in  Almosen 
oder  Lohn  die  Entschädigung  dafür  mit  enthalten.  Die  principiellen 
Anhänger  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  in  der  Theorie 
müssten  vor  Allem  dann  die  das  kleine  Einkommen  treffenden 
indirecten  Verbrauchssteaern  verwerfen,  wozu  sie  aber  nur  selten 
den  Math  gefasst  haben. 

Bei  den  anderen  Steuern  sind  die  Personal-,  besonders  die 
Einkommen-  und  anderseits  die  Ertragssteuem  zu  unter- 
scheiden. Letztere,  als  zunächst  auf  dem  Object  haftend,  gestatten 
auch  nur  schwierig  Befreiungen,  doch  kommen  dieselben  wohl 
für  gewisse  Minimalerträge,  bez.  Weithe,  z.  B.  der  Häuser,  des 
Kentenbezugs,  vor.  Practisch  wichtig  und  überhaupt  ernstlich 
strittiger  ist  die  Frage  nur  bei  den  Personalsteuern,  besonders 
solchen,  welohe  nach  ihrer  Anlage  das  kleine  persönliche  Ein- 
kommen mittreffen  kISnnen  und  hier  meistens  mit  als  directe 
Arbeitslohnsteuem  funguren.  An  dieser  Stelle  handelt  es  sich 
nicht  um  die  steuertechnische  Zweckmässigkeit  solcher  Steuern, 
(neben  oder  statt  deren  iudirecte  Verbrauchssteuern  in  Frage 
kommen  und  in  der  Praxis  meistens  bestehen),  sondern  um  die 
principielie  Beurtheiiung  aus  dem  Gesichtspunct  der  Ge- 
rechtigkeit 

Auch  wenn  die  Frage  nur  vom  rein  finanziellen  Gesichtspunct 
betrachtet  wird,  kann  sie  bloss  mit  Bfleksicht  auf  das 


BeweiütUhr.  ^>rogr.  £iQk.st.  Kap.  '6)  ist  hier  wie  sonst  durchaus  zutreitend,  aber  deu 
Gegver,  z.  B.  die  folgerichtigen  Denker  der  Demtscfaen  Freiliuidelaschide,  die  Fan  eher, 
Hiobaelit  nicht  überzeugend,  weil  diese,  von  ihrem  Standpnnct  aus  mit  Recht,  in 
solchen  „socialen"'  iiücksichten  einen  Widerspruch  mit  Principien  der  Eip:ßnthnms- 
nnd  Erwerbsrechtsordnung  der  staatsbtU'gerl.  Periode  finden.  —  Bei  dieser  Unklarheit 
der  Theoretiker  hat  anch  die  speeieUe  Erklirang  des  Einzelnen  gegen  oder  fttr  die 
Freiheit  d.  Exist.min.  keine  besond.  Wichtigkdt  Ich  vriwt  ise  auf  Schmidt  a.  a.  0. 
und  bemerke  nur,  dass  Rau  I,  25s.  251»,  wenn  anch  in  Consequenz  einer  falschen 
£iDkomjnenlehre ,  implicite  für  diu  Freiheit  bei  Lohn-  u.  (iewerbsverdienst  ist;  auch 
ümpfenbach,  I,  121  ff.  fUr  Freih.  des  Ihdstminim.,  Mill  B.y«  K.  2  §.  2  ff.  dgl. 
Gegen  diese  Freiheit  Schmoll  er,  Tüb.  Ztschr.  B.  19  a.  a.  0.  pass..  bes.  S.  35  ff., 
H  c  M  .  Eink.st.  S.  KM  fC.  Nasse,  (iutaclit.  S.  5.  -  Bei  N  c  u  m  a  n  n  S.  83  ff.  manches 
legislative  Hateiial  über  die  Entscheidung  der  Frage  in  der  Praxis. 
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ganse  beBtefaeode  StenersyBtem  beantwortet  werden.  Wenn 

die  „kleinen  Leute"  schon  durch  Verbrauchssteuern  getroffen  werden, 
was  von  der  Art  der  letzteren,  von  ihren  Wirkungen,  der  Ueber- 
wäizuog  u.  s.  w.  abhängt^  so  kann  eine  Freilassung  von  directen 
Personalstenem  vielleicht  deswegen  oothwendig  sein,  um  die 
Gleiehmässigkeit  in  der  Gesammtbesteaerong  zwischen  diesen  and 
den  wohlhabenderen  Penonmi  herznstellen.  Maasgebend  für  die 
Entscheidung  der  Fnge  ist  daher  aneh  die  Hohe  der  verschie- 
denen Steuern.  In  Stenersystemen,  welche  nothwendige  Consump- 
tibilien  der  unteren  Classen  (Salz!)  und  verbreitete  Geniissmittel 
derselben  (Getränke,  Kaffee,  Tabak  u.  s.  w.)  besteuern,  möchte 
daher  die  Persona Uteaerfreihett  dieser  Classen  meistens  gerecht 
sein,  gerade  auch  nach  dem  Verbältniss  blosser  Proportional- 
bestenemng,  wie  sie  vom  rein  finanziellen  Standpnnct  ans  zn 
fordern  ist  (§.  397).  Oder  aber,  wenn  ausserdem  die  unteren 
Classen  directe  Personalstenerii  zahlen,  so  muss  um  so  mehr  die 
progressive  Personal-,  bez.  Einkommenbesteuerung  der  wohl- 
habenderen Classen  verlangt  werden,  wiederum  nur,  um  im  Ganzen 
wenigstens  die  Proportionalbesteuerung  zu  verwirklichen. 

Rein  abstraet,  ohne  Beziehung  zur  sonstigen  Besteuemng 
benrtheilty  ist  dsgegen  vom  rein  finanziellen  Standpunet  die 
principielle  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens  abzu- 
lehnen. Aneh  die  Steuer  gehört  nach  richtiger  Auffassung 
des  Staats  und  der  öffentlichen  Thätigkeiten  zu  den  „nothwen- 
digen  Ausgaben*',  oder  zum  „noth wendigen  Productions- 
aui'wand^%  die  der  „kleine  Mann''  so  gut  als  andere  solche 
Ausgaben  zu  bestreiten  hat.  Es  ist  dann  nur  die  Steuerfreibett 
der  eigentlich  Armen,  d.  h.  der  öffentUchen  Almosenempf ttnger 
zu  gewähren. 

Wesentlich  anders  muss  dagegen  die  Entscheidang  der 

Frage  von  dem  zweiten  Steuergesichtspunct,  vom  s ocial poli- 
tische n  aus  lauten.  Hier  darf  aus  Rücksicht  auf  die  geringere 
ökonomische  Leistungsfähigkeit  u.  s.  w.  das  kleine  Einkommen 
personalsteuerfrei  sein,  um  die  Leute  zn  schonen  —  und 
wäre  selbst  eine  weitere  Freiheit  von  anderen  Steuern,  wenn  sie 
nur  durchführbar  wäre,  zu  reehtfertigen.  Je  mehr  sieh  die  Be- 
rechtigung des  socialpolitischen  Standpnncts  im  Volksbewnsstsein 
Bahn  bricht,  also  die  „sociale''  wirklich  anstelle  der  „staats- 
bürgerlichen'' Periode  tritt,  desto  mebr  wird  die  Freiheit  der 
kleinen  Leute  wenigstens  von  directen  Personaisteaern 
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erfolgen  und  das  Verbrauchss teuersys tem  nach  solchen 
Rücksichten  verändert  (Aufhebung  von  Steuern  auf  nothwendige 
Lebensmittel!)  und  durch  andere  Steuern  auf  die  besitzenden 
Classen  ergänzt  werden:  gerade  weil  dies  jetzt  als  ge> 
recht  erscheint  (§.  528—530). 

Ein  Special&ll  der  allgemeinen  Frage  Ist  die  Freiheit  gewisser 
Personen  „wegen  Armnth''  von  gewissen  Gebtlhren.  Sie  besteht 
namentlich  für  Gerichtskosten  und  lässt  sich  hier  allgemein 
rechtfertigen. 

§.  406.  —  2)  Besteuerung  der  im  Inland  wohnenden  Staats- 
angehörigen für  ihr  Einkommen  aus  ausländischen  Quellen 
(Nr.  2  der  Kategorie  C.  in  g.  402).  Dieser  Fall  ist  das  Correlat 
des  hernach  unter  Nr.  4.  zu  betrachtenden.  Es  handelt  sich  regel- 
mässig nm  Benten  •  Einkommen  ans  Kapitalanlagen  in  der 
Fremde,  in  Grundbesitz,  Gewerbebetrieben,  Werthpapieren,  u.  s.  w. 
Im  Inlande  ist  dies  Einkommen  möglichst  durch  die  heimische 
Steuer  zu  erfassen  und  zwar  für  den  Betrag  nach  Abzug  der 
etwaigen  fremden  Steuern.  Der  heimische  Staat  hat  gewöhnlich 
mindestens  iLcin,  besondres  Interesse,  diese  Kapitalanlagen  seiner 
Angehörigen  im  Anstand  zn  begllnstigett.  Nor  ist  die  Angabe 
stenertechnisch  schwierig,  weil  schon  die  Thatsaehe,  vollends  der 
Betrag  solches  Einkommens  schwer  zu  ermitteln  sind.  Verbrauchs- 
steuern sind  zur  Erfassung  mit  geeignet.  Wenn  hier  eine  1) oppel- 
besteuerung  erfolgt,  so  ist  es  eher  Sache  des  Auslands,  als  des 
Inlands ,  im  Interesse  des  Besteuerten  nnd  des  Hereinziehens  von 
Kapitalien  die  Steuer  zn  erlassen:  andi  nur  eine  Klngheits-,  iLcine 
Qerechtigkeitsfordmng.  In  Betreff  Ton  Vertiri^en  tiber  Vermeidung 
Yoii  Doppelbesteaemng  gilt  das  nnter  Nr.  4  Gesagte. 

§.  407.  —  3)  Bestenemng  der  im  Ausland  wohnenden 
Staatsangehörigen,  —  mit  Voraussetzung  des  gewöhnlichen 
Falles  (Nr.  4  der  Kategorie  C.  in  §.  402),  dass  sie  dort,  also 
ans  ausländischen  Quellen,  ihr  Einkommen  erwerben. 

Die  Frage  ist  wesentlich  nnr  für  eine  Art  Stenern  practisch:  fttr 
die  Personal-,  bez.  Einkommenbestenerung  solcher  Pmonen. 


•  *•)  Zu  weit  geht  dalier  in  der  Froilaü:».  z.  13.  d.  prcusü.  £iiik.st.geii.  v.  1.  Mai  1S51 
§.  17,  woDach  dM  Sink,  preuss.  Staatsaagehöilger  ans  üaem  im  Ausland  gelegenen 
Gnindeigcnthum  von  d.  classif,  Eink.steuer  ganz  frei  ist.  wenn  d.  Nachweis  geführt 
wird,  dass  sie  wegen  jenes  Grundeigenthums  im  Ausland  einer  gleichartigen 
Steuer  unterliegen.  AehnJich  geht  zu  weit  das  bad.  Kap.rcnt.st.^eäetz,  wenn  es  das 
im  Ausland  bestenefte  Einkommen  ans  KapitaUoi  (also  z.  BL  doioli  d.  Ostenr.  Goapon< 
Steuer)  frei  lisst 
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Eine  solche  Besteuerung  lässtsich  principiell  rechtfertigen 
und  besteht  hie  und  da  auch.  Denn  die  betreffenden  Staatsan- 
gehörigen, welche  unter  dieser  Bedingung  der  Steuerzahlung 
freiwillig  ihr  altes  Staatsbttrgerreoht  beibehalten ,  werden  dies  m 
Vortbeil  oder  ans  Patriotumns  thon  und  kOnnen  dann  aneb  der 
Steuerpfliebt  unterliegen.")  j 

Aber  unbedingt  zu  fordern  ist  die  Besteuerung  hier  doch 
nicht.  Eher  möchte  in  der  Regel  der  Verzicht  auf  sie  dem 
heimischen  Staate  zu  empfehlen  sein.  Denn  einmal  wird  sonst  | 
Doppelbesteuerung  derselben  Person  meist  nicht  vermieden  und 
leicht  besonders  hart,  wenn  der  fremde  Staat  äbnliobe  Steuern 
erbebt  and  den  Ansl&nder  hierbei  mit  Seebt  niebt  frei  Utost  Und 
sodann  fehlen  dem  beimiseben  Staat  gewöhnlich  die  Mittel,  alle 
seine  steuerpflichtigen  Angehörigen  im  Auslande  aufzufinden  nnd 
vollends,  sie  gleichmässig  zu  besteuern.  Die  Bcsteuernng  wird 
daher  auf  diese  Personen  sehr  ungleich  ausgedehnt  werden. 
Völkerrechtliche  Verträge  zwischen  den  betheiiigten  Staaten  über 
die  Bestenerang  solcher  Personen  kdnnten  in  Frage  kommeUi  weil 
beide  Staaten  yielleieht  daran  interessirt  sind,  dißae  Personen  in 
ihrem  Aafenthalt  nnd  Erwerb  niebt  durch  die  Steuer  empfindlich  | 
zn  sU^n. 

4)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen in  Bezug  auf  ihr  Einkommen  aus  inländischen  Quellen 
(Fall  3  der  Kategorie  C.  in  §.  402.) :  das  Correlat  von  obiger  Nr.  i. 
(§.406).  Dies  Einkommen  ist  regelmässig  Rente  aus  einheimischem 
6rmnd-  nnd  Kapitalbesitz,  eventaell  auch  Gewerbsgewinn  bei  der 
Betbeilignng  von  mUbidischen  Unternehmungen,  inel.  Erwerbsges^- 
schafken,  femer  Ruhegehalt  u.  dgl.  von  pensionirten  BeamteOi 
Wittwen.  Der  seltene  und  practisch  schwer  greifbare  Fall,  das« 
dies  Einkommen'  gewöhnliches  Arbeitseinkommen  ist  (z.  B.  aus 
.  schriftstellerischer  Thätigkeit),  kann  hier  unbeachtet  bleiben. 

Die  Besteuerung  Seitens  des  heimischen  Staats  ist  hier  wichtiger 
und  practisch  leichter  zu  verwirklichen  als  im  vorausgehenden  Fall 
Sie  besteht  auch  vielfach  und  bat  in  der  Neuzeit  bei  der  GrOsse 
des  internationalen  Personenverkehrs  und  bei  vermehrtem  „Absen- 
tüsmns''  von  Grundbesitzern,  Kapitalisten,  Actionären,  Pensionären 

So  ist  die  Steuerpflicht  iiormirt  iti  §.  I»>  'les  i>ivus.->.  (rcsetzes  v.  1.  Mai  1851 
lui  die  Eink.st.:  u.  zwar  einerlei,  ob  d.  Emk.  aus  in-  oder  ausländ.  Quellen  herrührt. 
8.  dio  FmjninjwcnpCe  bei  Meitzen,  Yoncbiiilteii  aber  die  n.  s.  EinLst,  Bed 
1879,  S.  41  E 
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im  Ausland  öfters  zu  Erörterungen  und  schon  zu  einer  eigenen 
gesetzliclien,  bez.  völkerrechtlichen  Regelung  geftlhrt.  Denn  gerade 
hier  trat  leicht  Doppelbesteuerung  seitens  der  beiden  be- 
Uieiligten  Staaten  ein,  daher  Interessenconilicte  zwischen  ihnen 
und  Beschwerden  des  Besteaerten.  Ein  einfaches  Princip 
lässt  sich  aber  nicht  anfstellen.  Zwischen  den  betreffenden 
Staaten  erscheinen  auch  nicht  einmal  immer  nn bedingt, 
sondern  nur  unter  gewissen  Umständen  Com  pro  misse, 
daher  Verträge  über  die  Besteuerung  solcher  Personen  erwünscht. 
Der  einzelne  Staat  wird  sich  nemlich  zu  dieser  Frage  verschieden 
stellen  je  nach  seiner  Auffassung  des  „Absentiismus^^  und  sich 
dann  von  der  einheimischen  Bestenemng  durch  die  Beschwerde 
Uber  Doppelbestenemng  seines  Angehörigen  anch  nicht  immer 
abhalten  lassen  dllrfön.  Im  Uebrigen  wird^  wenn  Doppelbesteaerang 
yermieden  werden  soll,  nach  Steuer  arten  zu  unterscheiden  sein. 

Die  Abwesenheit  der  Absentiisten  hat  für  das  Inland  öko- 
nomische und  sociale  Nachtheile.  Eine  besondere  Rücksicht 
aoi'  diese  Personen  durch  Gewährung  von  Öteueri'reiheit  ist  schon 
deswegen  nicht  geboten^  auch  nicht,  wenn  denselben  dann  wegen 
der  auswärtigen  Steuer  Doppelbesteuerung  droht  Umgekehrt  kann 
sogar  eine  specieUe  Besteuerung  wegen  des  Absentüsmus  emst- 
lich in  Frage  kommen.  Dies  um  so  mehr,  weil  der  heimische 
Staat  immer  einen  Steuerentgang  erleidet,  nemlich  an  Verbrauchs- 
steuern, auch  an  manchen  Verkehrssteuern  und  Gebühren.  Rück- 
sichten auf  die  Besteuerten  zu  nehmen  hat  weniger  der  ein- 
heimische Staat,  welcher  einen  TheÜ  seines  Volkseinkommens 
von  den  besser  situirten  Classen  seiner  Angehörigen  im  Ausland 
verzehrt  werden  sieht,  als  der  fremde  Staat  su  nehmen,  welcher 
am  Aufentiialt  solcher  Personen  in  seinem  Gebiet  ökonomisch 
interessirt  sein  kann. 

Staatsverträge  über  die  Besteuerung  dieser  Personen  werden 
daher  auch  eigentlich  nur  in  zweiter  Linie  aus  Rücksicht  auf 
die  zu  Besteuernden,  in  erster  Linie  aus  einem  allgemeinen 
Interesse  der  betheiligten  Staaten  hervoi^ehen.  Sie  sind  deshalb 
kaum  allgemein  zu  erwarten,  sondern  nur  zwischen  Staaten,  welche 
sich  als  eine  Gemeinschaft  betrachten  oder  welche  Grund  haben, 
gegeneinander  besondre  Rflcksichten  zu  nehmen.  So  liegt  die 
Sache  in  Bundesstaaten  und  hier  sind  daher  Verträge  der 


S.  Aber  die  Fiaj^«  laeine  (ifiiadlv.  ^.  'lö'ö. 
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Einzelstaaten,  bez.  Bundesgesetze  über  die  Doppelbesteuerung  an- 
gebracht. Ein  Beispiel  haben  wir  aus  Deutschland  in  dem  Gesetz 
des  Norddeutschen  Bundes  vom  13.  Mai  1870.  Es  ist  kaum  zu 
erwarten,  dass  sich  die  Grundsätse  dieses  Gesetzes,  welohe  tUr 
Deatsehland  wohl  die  richtigen  dnd  nnd  bei  Vertilgen  über 
Doppelbestenerang  angesichts  unserer  Steoersysteme  kaum  anders 
gefasst  werden  können,  allgemeiner  zwischen  ganz  fremden 
Staaten  einbürgern.  Ein  Land  ohne  entwickeltes  Ertragssteuer- 
system und  mit  vielen  reichen  Absentüsten  würde  sich  sonst  in 
einer  üblen  Lage  befinden. 

Nach  dem  leitenden  Princip  des  genannten  deutschen  Gesetzes 
ist  bei  einer  yertragsrnftssigen  Begelnng  der  Bestenenuig  zwischen 
zwei  Staaten  die  persOnliehe  und  die  Realbesteoemng  zu 
unterscheiden.  Jene  richtet  sich  im  Wesentlichen  nach  dem 
Wohnort  —  also  Besteuerung  nur  seitens  des  „Auslands"  — , 
diese  nach  der  Lage  der  betreffenden  Ertragsquelle,  —  also 
Grund-,  Kapitalbesitz  und  Gewerbebetrieb  nur  im  Inlaude  be- 
steuert. Gewisse  weitere  Modificationen,  bei  £inkommenbesteuerung 
neben  der  Ertragsbestenemngi  bei  der  Besteuerung  von  Zahlungeu 
aus  Staatscassen  (Pensionen  u.  s.  w.)>  werden  idoh  wie  in  Deutsohr 
land  nach  den  concreten  Verhältnissen  richten  mttssen.^*) 

§.  408.  —  5)  Besteuerung  der  Ausländer,  welche  im  In- 
lande  wohnen. 

a)  Halten  sich  dieselben  des  Erwerbs  wegen  in  Inlande  auf, 
(zugleich  der  Fall  5  der  Kategorie  C.  in  §.  402),  als  ArbeiteTi  Ge- 
werbetreibende (Unternehmer)  u.  s.  w.,  so  ist  hier  ihre  Besteuerung, 
nnd  zwar  speciell  auch  ihre  directe  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteuemng,  wesratlich  ganz  in  gleicher  Weise  als  wenn  sie  In- 
länder wären  geboten :  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  auch  der 
Gleichstellung  in  der  Concurrenz  halber.  Eine  etwaige  Doppel- 
besteuerung hätte  höchstens  ihr  Heimath  Staat  durch  Steuererlass 
zu  vermeiden.   Die  Begelung  solcher  Doppelbesteuerung  durch 


^  Das  gen.  Ctosets  gilt  nach  splteroii  Bestümi.  jetst  im  gansan  D.  Raicbe.  Nach 

§.  1  darf  ein  Deutscher  nur  in  dem  Bunditsstaatc.  zu  den  directeu  Staatssteaern 
herangezogen  werden,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat.  Aber  nach  §.  3  wird 
tirundbesitz  U.Gewerbebetrieb  sowie  daraus  diesen  Quellou  herrührende 
Elnkomnen  nur  ron  dem  Bandcaataat  besteuert,  wo  jene  liegen;  nach  §.  4  Gebait, 
Pensien,  Wartegeld  nur  in  dem  Staat,  der  die  SS^hlong  leistet.  Zinsbezug  eines  in 
Sachsen  wohnenden  Preussen  aus  preuss.  Staatspapieren  oder  aus  preuss.  Hypotheken 
ist  danach  in  Sachsen  steuerpflichtig.  Bei  der  blossen  Kiukommenbesteueruug 
dieses  Einkommens  ▼oU  richtig,  bei  dner  Kapitalrentenstener  kaum.  Nlkeresinit 
vei-bcliied.  Minist^eilassen  bei  Meitsen  a.  a.  0.  8.  108  if^ 
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Staatsverträge  kann  in  Frage  kommen,  wenn  das  Inland  und  das 
Ausland  beide  an  dem  Auleuthait  dieser  Personen  in  der  „Fremde'' 
ein  Interesse  haben. 

b)  Andere  im  Inland  wohneaden  Ausländer,  also  regelmässig 
solohei  welche  ihre  Renten  hier  verzehren  (Fall  6  der  Kaleg.  0.  in 
§.  402),  werden  selbstverständfieh  und  onvermddlieh  Von  der  Ver- 
branchsbesteaening  getroffen.  Wie  weit  aneh  von  der  inländiBchen 
directen  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung  (z.  B.  der  Kapital- 
rentensteuer), hängt  von  den  Erwägungen  ab,  welche  unter  Nr.  4 
im  vorigen  §.  berührt  worden  sind.  Das  Inland  hat  meistens  ein 
Interesse  am  Aufenthalt  soleher  Personen  und  kann  sie  dureh 
Steuererlass  begünstigen»  Nothwendjg  vom  Standpnnot  der  Ge- 
rechtigkeit ist  dies  indessen  nicht  Ueber  Vertittge  in  fiezag  aof 
Doppelbesteoernng  gilt  das  im  vorigmi  §.  Gesagte. 

6)  Besteuerung  der  Aiisländer,  welche  im  Inlande  reisen. 
Die  allein  fragliche  directe,  namentlich  Personal-  und  Einkommen- 
besteuerung und  Gewerbebesteuerung  wird  die  Reisenden  zu  ge- 
werblicben  Zwecken  (^^Handelsreisende'')  treffen  dürfen 
und  mttflsen.  Doch  sind  hier  Staatsver^äge  anr  Begelnng  dieser 
Bestenenrng,  eventuell  zun  Erlass  gewisser  Stenern  nach  dem 
Grondsata  der  Bedprodtttt  in  den  heutigen  Verkehrsveriiftltnissen 
nicht  immer  anangemessen.  Bei  den  übrigen  aosländischen  Reisen- 
den wird  eine  Zeitfrist  des  Aufenthalts  zu  bestimmen  sein,  von 
wo  an  sie  zur  Wohnbevölkerung"  zählen  und  eventuell  nach  den 
unter  Nr.  5  angegebenen  Gesichtspancten  der  Staatsbesteaerung 
des  ,,Wohnstaats^^  unterliegen.^^) 

§•  409.  —  7)  Bestenening  des  Einkommens  der  im  Ausland 
wohnenden  Ausländer  aus  dem  Inlande.  Dieser  siebente 
FaO  der  dritten  Kategorie  des  §.  402,  welcher  sich  mit  den  Fttllen 
der  ersten  Kategorie  nicht  wie  die  6  anderen  deckt,  soll  gleich 
hier  erledigt  werden.  Er  ist  z.  Th.  identisch  mit  der  Frage  der 
Besteuerung  der  Ertragsquellen  (Kateg.  D.  des  402),  wenn 
der  Ertrag  an  den  auswärtigen  Eigentbümer  u.  a.  W«  geht. 

Dieser  Fall  ist  in  der  Neuzdt  mit  der  grossen  Entwicklung 
des  internationalen  Kapitalienverkehra  practisdi  besonders  wichtig 

Z.  B.  in  Preussün  weiden  Ausländer  nach  einjfthr.  Aufentlialt,  ausser, 
wenn  sie  sich  des  Erwerbs  wegen  im  Inlande  aufhalten,  von  d.  Classenst.  u.  dassif. 
Eink.st.  getroffen.  5  u.  18  d.  (ies.  v.  1.  Mai  1851  bez.  25.  Mai  lh73.  —  Vg;l.  auch 
Bau  I,  266,  wo  wogen  eines  zu  engen  ßegrills  der  Steuer  (Abgaben  der  Staats- 
bürger) in  d<'r  Bestener.  der  Ausländer  eigentlich  etwas  Anomales  gesehen  wird. 
Die  jetsigea  YerkehisrerhftitiiisBe  sind  hier  aach  zu  wenig  betttekvicbtigt. 
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geworden.  Die  Entseheidmig  wird  von  der  ökonomischen  und 

der  Rechtsform  der  Betheiligung  des  fremden  Kapitalisten  an 
inländischen  Kapitalanlagen,  —  namentlich  ob  als  Unternehmer, 
Eigenthümer  u.  s.  w.  oder  anderseits  als  Gläubiger  —  so- 
dann von  der  Art  der  inländischen  Besteaerong;  ob  sie  uor  Er- 
trags- oder  nur  Einkommenbestenentng  oder  ob  sie  Beides 
und  in  welcher  Verbindung  —  mit  abhftngen.  Die  Btteksicht  aaf 
das  inlAndisehe  Interesse  an  der  Herein ziehnng  fremden 
Kapitals  und  an  einer  etwaigen  Vermeidang  der  Doppelbestene- 
rmig  des  fremden  Kapitalisten  —  hier  und  in  seiner  Heimath  — 
kann  eine  Steuerbefreiung,  welcbe  von  der  Gerechtigkeit 
nicht  noth wendig  verlangt  wtürde,  aus  Gründen  der  Yolks- 
wirth Schaftspolitik  räthlich  machen.  Doch  kann  umgekehrt 
die  Besteuerung  anch  gerade  aus  Gerechtigkeitsgrttnden 
geboten  sein. 

a)  Bei  einer  Betheiligang  des  fremden  Kapitalisten  an  in- 
ländischen Gewerben  als  verpachtender  oder  sich  vertreten 
lassender  Unternehmer,  Socius,  als  stiller  Gesellschafter, 
Actionär,  als  Grundeigenthtimer  muss  derselbe  die  gleichen 
Ertragssteuem  wie  der  Inländer  entrichten,  schon  dem  Character 
der  Ertragsstener  als  Objectstener  gemäss,  aber  auch  ans  prin- 
cipiellen  volkswirthschafUichen  Gründen:  weil  hier  Theile  des 
Volkseinkommens  vorliegen,  die  nicht  unbestenert  bleiben  dürfen, 
wenn  die  richtige  Steuerquelle  getroffen  werden  soll  und  nicht 
minder  aus  principiellen  Gründen  der  gerechten  Steuerver- 
theilung,  weil  sonst  die  Inländer  nur  um  so  höher  besteuert 
werden  mttssteu.  Ertoigt  die  Besteuerung  des  Ertrags  dieser  Objectc 
zugleich  in  der  Form  einer  Einkommensteuer,  so  wird  auch 
letztere  vom  Ausländer  ebenso  wie  vom  Inländer  zu  tragen  sein. 
Eine  entgegengesetzte  Entscheidung  führte  in  andern  Fällen  zu 
unhaltbaren  volkswirtfaschaftlichen  Gonsequenzen  und  zu  einer 
ungerechten  Ueberlastung  der  Inländer,  wie  sich  leicht  er- 
giebt,  wenn  man  sich  einen  etwas  extremen  Fall  vorstellt,  z.  B. 
dass  heimische  Ertragsquellen  (Grundbesitz,  Gebäude,  Bergwerke) 
in  grossem  Umfange  Ausländern  gehören.  Da  das  bezügliche 
£inkommen  mit  Becbt  auch  der  Besteuerung  in  der  Heimath  des 
Ausländers  unterliegt  (§.  406  Nr.  2),  so  erfolgt  Doppelbestene- 
rung,  die  hier  nicht  wohl  zu  vermeiden  ist  Die  Stenerbefreiang 


V  bo  ^  B.  m  Pieuaü&u  uadi  d.  guii.  ües.  ib. 
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des  Ausländers  im  Inlande,  im  Interesse  der  Hereinziehung  fremden 
Kapitals ,  würde  öfters  aach  die  Concurrenzbedingungen  der  ver- 
schiedenen  Unternehmimgeii  ungleich  stellen  ^  zu  Ungunsten  des 
Inländers,  ausserdem  aber,  wie  gesagt,  aneh  eine  bedenkliehe  Ent- 
ziehung der  heimisehen  Stenerqnellen  ittr  die  inländische  Bestene- 
mng  (Grundsteuer  beim  Uebergang  von  Grundbesitz  an  Ausländer!) 
mit  sich  führen,  wie  sich  im  Mittelalter  so  vielfach  gezeigt  hat, 
wenn  steuerpflichtiger  Grundbesitz  durch  Eigenthumstibergaug  an 
steuerfreie  Exemte  (IStifter  u.  s.  w.)  steuerfrei  wurde.  Die  in- 
ländische Besteuerung  des  Ausländem  gehörigen  Besitzes  und  des 
daraus  fliessenden  Ertrags  und  Einkommens  besteht  auch  wohl  als 
Regel  in  den  Cnlturstaaten.  Das  Gegentheil  wttrde  eine  grosse 
Schwäche  des  Staats  oder  eine  ausserordentliche. Abhängigkeit  vom 
fremden  Kapital  anzeigen. 

b)  Der  heute  practisch  wichtigere  und  schwierigere  Fall  ist 
derjenige  der  Betheiligung  des  ausländischen  Kapitnlisten  als 
Gläubigers  aus  Darlehensgeschäften,  daher  die  Frage  der 
Besteuerung  von  Zinsen,  welche  an  Ausländer  hinausgehen. 
Die  Frage  wird  sich  im  Anschluss  an  die  Art  der  bestehenden 
Besteuerung,  die  Formen  der  Feststellung  der  Steuerschuldig- 
keiten (bei  Einkommen-,  Zinsrentensteuer)  u.  s.  w.  Öfters  wieder 
nach  den  Arten  der  Darlehensgeschäfte  specialisiren,  nament- 
lich ob  es  sich  um  „unversicherte"  und  „versicherte" 
Pfand-,  besonders  hypothekarische  Darlehen,  um  Darlehen 
handelt,  für  weiche  ein  börsengängiges  „Werthpapier"  (auf 
den  Inhaber  oder  auf  Namen  lautend)  ausgestellt  ist,  ob  in  diesem 
Fall  der  besteuernde  Staat  (Staatsscholdenobligation)  oder  ein 
Dritter  (besonders  eme  inländische  Gesellschaft,  z.  B.  bei  den 
Obligationen  der  Eisenbahngesellschaften)  deryerpflichtete  Schuldner 
ist  u.  s.  w.  Der  practisch  wichtigste  Fall  ist  gerade  diese  Be- 
steuerung der  Zinsen  von  Wert h pap ieren,  welche  sic^h  im 
Auslande  in  ausländischem  Besitz  befinden  und  hier  dann 
wieder  der  Staatsschuldzinsen,  die  sogenannte  „Coupon- 
besteuerung'S  wie  sie  nach  der  Form  der  Besteuerung  mittelst 
Abzugs  des  Steuerbetrags  an  dem  fälligen  Coupon  bei  der  Aus- 
zahlung genannt  wird.^^) 


S.  Hock,  öff.  Abg.  S.  18,  220;  meine  ,,Oid&.  d.  östarr.  Staatshaiulialtes'', 

Wien  186;<.  S.  IST— 203,  mit  bos.  Beziehuni^  auf  Oestftrreidi,  aber  auch  principieU 
u.  2.  Th.  auf  die  im  Vorhergehenden  besprochenen  Fälle  eingehend. 
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Einerlei  ob  eine  besondere  Kapitalrentenstener  als  eine  Art 
der  Ertragssteuer  oder  ob  neben  oder  statt  ihr  eine  Einkommen- 
stener  besteht,  welche  dieses  Zinseinkommen  treffen  soll:  imPrin- 
eip  ist  die  Bestenenuig  der  ins  Ausland  gehenden  Zinsen  ebenso 
wie  di^enige  der  im  Inland  bleibenden  zn  yerlangen.  Auch 
hier  ftlhrt  die  entgegengesetzte  Entscheidung,  wie  man  sieh  wie- 
derum an  extremen  Fällen  leicht  klar  macht,  zu  volkswirth- 
schaftlich  unhaltbaren  Consequenzen  und  zu  Ungerechtigkeiten  für 
die  Inländer.  Ist  nicht  etwa  ein  ausdrticklicbes  Versprechen 
seitens  des  Staats  ertheilt  worden,  jene  Zinsen  unbestenert  zu 
lassen,  so  kann  anch  bei  der  erstmaligen  £inftthning  dner  sokshen 
Bestenemng  nicht  yon  einer  Rechts  Verletzung  des  iremdeli 
Gläubigers  ;die  Rede  sein.  Das  Bestenemngsrecht  des  Staats  be- 
steht ihm  gegentlber  in  derselben  Ausdehnung  wie  dem  Inländer 
gegenüber.  Nicht  über  die  Besteuerung,  sondern  nur  über  eine 
höhere  Besteuerung  könnte  sich  der  Ausländer  besch werden. 

Auch  eine  Steuer  auf  die  vom  Staate  selbst  gezahlten  Staats- 
schuldenzinsen  ist  nicht  ungerecht,  kein  Recbtsbrneh,  so- 
bald nicht  gegentheilige  ausdrückliche  Zusagen  vorli^ieD. 
Gegen  eine  solche  hie  und  da  vorgekommene  Auffassung  der 
Couponstener  ist  derselbe  ESinwand  wie  gegen  eine  ähnliche  An- 
sicht in  Bezug  auf  die  Besteuerung  der  Staatsdiener-Gebalte  zu 
erheben  (§.  404 1 :  es  handelt  sich  bei  der  Zinszahlung  und  bei  der 
Besteuerung  derselben  durch  den  Staat  um  zwei  ganz  ver- 
schiedene Rechtstitel.  Der  Anleihevertrag  enthält  keine 
stillschweigende  Zusage  einw  Beschränkung  des  Bestenerungs- 
rechts  in  Bezug  auf  die  Zinsen  der  Staatsschuld. 

Zu  einer  Rechtsfrage  wird  die  Besteuerung  hier  wie  in 
anderen  vorgekommenen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Steuerfreiheit  der 
Zinsen  von  Obligationen  u.  s.  w.  der  Eisenbahngesellschaften,  nur, 
wenn  der  einheimische  Staat  ein  ausdrückliches  Versprechen 
der  Steuerfreiheit  ertheilt  bat,  das  einen  Theil  des  betreffenden 
Vertrags  bildet  Hier  hat  er  sich  rechtlich  in  Bezug  auf  die 
Ausübung  seines  Besteuerungsrechts  gebunden.  Die 
Steuerfreiheit  bildet  ein  wohlerworbenes  Recht  und  kann  in 
der  Regel  nicht  einseitig,  sondern  nur  vertragsmässig  auf- 
gehoben werden ;  ausnahmsweise  einseitig  wenigstens  nur  nach  den 
liechtsregeln  der  Enteignung,  dann  gegen  Entschädigung.  Eine 
solche  zugesagte  Steuerfreiheit  bezieht  sich  au  sich  auf  jeden 
Gläubiger,  In-  wie  Ausländer. 


Digitized  by  Google 


Coiponbesteaeniiig. 


319 


Mit  der  Ertheilung  solcher  Zusagen  sollte  der  Staat  um  seiner 
finanziellen  Zukunft  Willen  sehr  zurückhaltend  sein.  Wenn  die- 
selben trotzdem  in  neuerer  Zeit  in  stark  verschuldeten  Staaten, 
welche  eine  Betheiligung  des  Kapitals  ^  besonders  des  fremden, 
wOnschen,  fast  die  Regel  geworden  sind^^^)  so  ist  dies  eben  nur 
ein  sehiimmes  Zeichen  der  finansiellea  Lage  und  der  dadurch 
bedingten  Abhängigkeit  Tom  PrtvatkapitaL  Die  hier  angemfenen 
Opportnnitfttsrtteksiebten  —  nemlicb  anf  den  Staatseredit  und 
auf  die  Notliwendigkeit,  neue  Anleiben  aufzunehmen  —  sind  kaum 
so  berechtigt,  als  es  meistens  dargestellt  wird. Denn  es  wird 
hierbei  zu  einseitig  die  Lage  des  Moments,  zu  wenig  die  Zukunft 
beachtet  Verlangt  die  Elntwioklung  des  Finanzwesens  wie  ge- 
wöhnlich später  immer  grössere  Einnahmen,  daher  höhere  G«- 
sammtbesteveroDg,  so  ist  eines  der  stenerfähigsten  Objeote, 
die  Zinsrente,  in  grossem  Umfang  der  Besteuerung  entzogen, 
die  flbrige  Besteuerung  muss  also  um  so  sOrker  wachsen.  Daraus 
drohen  mit  der  Zeit  wahrhaft  unerträgliche  volkswirthschaftliche 
und  sociale  Zustände  hervorzugehen,  wovon  sich  schon  jetzt,  be- 
sonders in  den  Verhältnissen  von  stark  ans  Ausland  verschuldeten 
Staaten  und  Volkswirthsehaflen  zum  ausländischen  ^^mobilen  Kapi- 
tal", deutliche  Symptome  zeigen. 

Auch  ohne  sich  in  diesw  Hinsiebt  vertragsmässig  zu  binden^ 
kann  der  einheimische  Staat  aus  Opportnnitäts-  und  Billig- 
keit srUcks  ich  ten  die  ins  Ausland  gehenden  Zinsen  wohl  steuer- 
frei lassen.  Dies  mag  unter  üraständen  eher  statthaft  sein,  obgleich 
es  principiell  vom  ätandpunct  der  Gerechtigkeit  nicht 


")  Namentl.  ist  Oesterreich-Ungarn  so  vorgegangen,  nachdem  allcrdinj^s  die 
Coaponsteuererhöhung  in  Folge  des  staatsrcchtl.  Ausgleichs  mit  Ungarn  sehr  stark  {l)is 
auf  16*^/0  durch  d.  Ges.  v.  20.  Juni  IbÖS)  geworden,  auch  viel  böses  Blut  gemacht  hatte. 

^  Das  zeigt  Hock  a.  a.  0. 

Es  ist  u.  A.  auch  anrichtig,  anznnehiiiea«  daas  eine  Gonponsteiier  Ob^rhaiipt 
und  vollends  im  Vcrhaltniss  ihres  ganzen  Beitrags  zu  einer  Kapital  Steuer  für  den 
betroilenen  Besitzer  eines  Werthpapiers  werden  miU»e,  weil  der  Kurs  entsprechend 
afnkeii  weide.  Ebmial  kommt  esoleriiNSl  darauf  an,  ob  andere  analoge  Kapitalanlagen 
(z.  B.  in  Hypotheken,  auch  in  Grundstücken,  Häusern)  ebenso  besteaert  weiden, 
wo  dann  ein  allgemeiner  Einfluss  auf  den  Kurs  sicli  incht  so  stark,  mitunter  gar  nicht 
geltend  machen  kann.  Die  einschlägigen  feinen  Fragen  der  Ueberwalzung  behandelt 
Tortreiflicli  Uelferich  in  d.  Aufs,  aber  d.  Kapitalst,  in  Baden,  Tab.  Ztschr.  1840, 
bea.S.  511ir.  Sodann  bftagt  gerade  der  Kurs  der  Wertbpapiere,  bes.  der  Staats- 
papiere von  einer  Menge  verschiedener  Factoren  ab,  unter  diesen  aber  kann  die 
Couponsteuer  sogar  selbst  wieder  ein  nach  einer  Seite  günstiger  sein,  weil  sie 
die  Finanzlage  verbessert.  Eiuigermassen  war  es  wohl  186S  ff.  so  in  Oesterreich, 
wo  sogleich  der  Ausgleich  mit  Ungarn  als  politisch  gOnit^es  Moment  gut  auf  den 
Staatscrcdit  wirkte.  Daher  die  Ei-sclieinung.  dass  die  Osterr.  Staatspapiere  nach  der 
enormen  Erhöhung  der  Coupousteuer  oft  besser  als  vorher  standen. 
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geboten  ist  Der  fremde  dftnbiger  erlangt  aber  bier  kein  ,^wobl 
erworbenes  Recbt"  för  sieb  und  muss  gewärtigen,  sogar  wenn  das 
Gesetz  etwa  selbst  die  Besteuerung  auf  im  Inland  bleibende 
Zinsen  beschränkt  hat,  eventuell  durch  ein  neues  Gesetz  der 
Besteuerung  doch  mit  unterzogen  zu  werden.  Die  Unterscheidoog 
von  in-  und  auslUndiseben  Glänbigemi  Werthpapier-Inhabem  n.  s.  w. 
bei  der  Besteuemng  fuhrt  ohnedem  leicht  znr  Umgehung  des  Ge- 
setzes. Aneh  deswegen  empfiehlt  sieb  m)(gliehst  die  allgemeine 
Besteuerung  alles  Zinseinkommens,  einerlei  ob  der  Bezieher  Aus- 
oder Inländer  sei,  im  In-  oder  Auslande  wohne.  (Vgl.  u.  §.  459  ff.). 

B.  —  §.  410.  Die  Durchführung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  der  physischen  Per- 
sonen im  Stenerwesen  der  Selbstverwaltnngskörperi 
besonders  der  Gemeinde,  oder  in  der  Commnnalbestene- 
rung  L  w.  S.«®) 

Alle  die  zahlreichen  Fragen,  welche  im  Vorausgehenden 
(§.  403 — 409)  in  Bezug  auf  die  Staats besteuerung  erörtert  wurden, 
spielen  nun  auch  zwischen  den  verscbiedenen  Selbstverwaltungs- 
kdrpern  eines  Staats.  Ja,  sie  werden  hier  practisch  wegen  des 
noch  viel  umfassenderen  und  innigeren  Personen-  und  KapitaUeu- 
Terkebrs  innerhalb  des  Staatsgebiets  noch  viel  wichtiger  und  ye^ 
wickelter.  Gleichwohl  sind  sie  leichter  zu  lösen,  denn  die  sonverSne 
Macht  des  Staats  kann  die  Conflicte  zwischen  den  einzelnen  Körpern 
und  in  Betreff  etwaiger  Doppelbesteuerung  gesetzlich  schlichten. 
Auch  lösen  sich  die  Interessenconflicte  der  verschiedenen  Körper 
wieder  mehr  in  dem  einen  Staatsinteresse  auf,  während  diese  Con- 
flicte zwischen  verschiedenen  Staaten,  von  Bundesstaats-  und  ähn- 
lichen Verhältnissen  abgesehen,  bestehen  bleiben  und  nur  durch 
Compromisse  beigelegt,  nicht  eigentlich  ausgeglichen  werden  können. 

Aneh  fnr  die  Gommunalbesteuerung,  Ja  zum  Theil  fUr  sie  noch 
mehr  gilt  das  im  §.  403  Gesagte:  sie  lässt  sich  weder  ge- 
recht, noch  wirthschaftlich  richtig  durch  eine  einzige 
Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuersystem 
durchführen.  Vielmehr  ist  gerade  auch  bei  ihr  eine  Com- 
bination  verschiedenartiger  Stenern  geboten,  besonders 
von  Ertragsstenem,  welche  an  das  Objeot,  die  Ertrags- 
quelle, und  von  Personal-  und  Einkommensteuern,  welche 

^'0  Im  weiteren  Sinn  heisst  Gomm.b«st.  Besteller,  aller  Selbitfenr.köiper.  S.  hier 
beä.  d.  zehn  (iutachtcn,  nam.  Nasse.  Meine  Gommjstfinge.  Auch  oben  Abschn.  S 
u.  unten  Hauptabschn.  3  vom  Steuersystem. 
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an  das  Subject  und  seiu  Einkommen  anknüpfen.  Anstelle  der 
letzteren  Steuern  oder  neben  ihnen  können,  soweit  nicht  andere 
Bteuertechnische  a.  dgi.  Gründe  gegen  diese  Steaerart  spreehen^ 
aneh  in  der  Commane,  ebenso  gut  wenigstens  als  in  Staate,  — 
eine  freilich  nur  relative  Bechtfertigung !  —  Verbrauchs- 
Stenern  fungiren. 

Eine  solche  Combination  von  „Objectsteuern'^  und  „Subject- 
steuern"  ist  in  den  Commuuen  nothwendig,  weil  vielfach  durch  die 
Entwicklung  des  Creditwesens,  des  Pacht-  und  Miethwesens, 
der  Erwerb sgesellscliaften,  Actien gesellschatten  u.  s.  w.  der 
Wohnort  der  Personen  und  der  Sitz  der  ihnen  gehörigen 
Ertragsquellen  yerschiedene  werden.  Wo  das  nicht  der  Fall 
ist,  könnte  man  an  und  ftlr  sich  je  mit  Object-  oder  Subject- 
steuern  allein  in  der  Commune  auskommen,  soweit  dies  steuer- 
technisch überhaupt  möglich  ist.  Solani^e  jene  Entwicklung  des 
Creditwesens  und  der  gewerblichen  Unternehmungsformen  noch 
UD bedeutend  war^  lagen  die  Dinge  gleichfalls  noch  anders.  Jetzt 
aber  ist  es  häufig  so  —  besonders  in  Fällen ,  wo  es  sich  um 
grössere  Ertragsquellen  und  wohlhabendere  Personen 
.  handelt,  —  dass  ein  Eigenthttmer  von  Ertragsquellen,  ein  Grund- 
und  Hansherr,  Kapitalverleiher,  Oommanditist,  Actionär  u.  s.  w. 
an  einem  anderen  Orte  wohnt  und  sein  Einkommen  aus  jenen 
Quellen  verzehrt  als  da  wo  der  Sitz  dieser  letzteren  ist.  Die 
blosse  Subjectbesteuerung,  z.  B.  durch  Einkommensteuer,  würde 
dann  nur  im  Wohnort  der  Person,  die  blosse  Objectbesteuerung, 
durch  die  ttblichen  E^agssteuern ,  nur  im  Sitz  der  Ertragsquellen 
erfolgen.  Das  itihrte  zu  yolkswirthschaftlich  und  finanziell  unhalt< 
baren  und  der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Verhältnissen,  wie 
sich  sofort  ergiebt,  wenn  man  sich  etwas  extreme,  aber  schon 
heute  annähernd  wirklich  vorkomnieude  Fälle  vorstellt. 

Es  handle  sich  z.  B.  um  zwei  Gemeinden.  In  der  einen, 
einem  „Fabrikdorf^^ ,  befindet  sich  verpachteter  Grossgrundbesitz 
und  verschuldeter  Kleingrundbesitz,  die  Wohnhäuser  gehören  eben- 
falls Kapitalisten  oder  sind  an  diese  yerschnldet,  die  grösseren 
gewerblichen  Unternehmungen,  Fabriken,  Hottenwerke  bestehen 
in  der  Form  von  ActiengeseUsehaften.  In  der  andren  Gemeinde, 
einem  schönen  ,,Bade-  und  Villenorte",  wohnen  die  wohlhabenderen 
verpachtenden  und  vermiethenden  Grund-  und  Hausbesitzer,  die 
H3^pothekengläubiger  der  ersten  Gemeinde,  die  Actionäre  der  in 
dieser  betriebenen  Gesellschaften,  und  zwar  sollen  diese  der  An- 

A.  Wkgnar,  FluaswiiseBuhftfL  IL  21 
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Dahme  nach  als  Rentenbezieher  in  der  zweiten  Gemeinde  meist 
zur  Miethe  wohnen.  Die  blosse  Subjectbesteuerung  würde  in  der 
ersten,  der  ,,armen^^  Gemeinde,  die  Steuerlast  fast  ganz  auf  die 
„kleinen  Leate'%  die  verschuldeton  Hans-  und  Grundbesitzer,  die 
Arbeiter  legen,  was  ebenso  ungerecht  als  wirthschat'tlich  unthnnlieh 
wSre,  znmal  wenn  mit  den  Stenern  wichtige,  gerade  jenen  y,Be- 
sitzenden''  nutzende  Ausgaben,  z.  B.  ftir  Wegewesen,  gemaebt 
würden.  Die  blosse  Objectbesteuerung,  vollends  die  reine  Real 
besteuerung  wäre  ähnlicli  unrichtig  in  der  zweiten,  der  „reichen" 
Gemeinde,  wenn  sie  auch  kaum  ebensolche  Bedenken  wie  die 
Subjectbesteuerung  in  dem  Fabrikdorf  hätte.  Denn  die  Beaiitäten- 
besitzer  des  Badeorts  würden  doch  eine  Menge  Vortheiie  ans  dem 
Aufenthalt  der  Rentner  ziehen. 

Hier  liegen  also  wichtige  Interessenconflicte  zwischen  den 
betheiligten  Communen  vor.  Dieselben  lassen  sich  nur  dadurch 
leidlich  lösen,  dass  die  obige  Forderung  einer  C  o  m  b  i  n  a  t  i  o  u 
von  Ertrags-  und  Personalsteuern  erfüllt  und  womöglich 
auch  gewisse  Steuern  mit  gewissen  Verwendungs- 
zwecken in  der  Commune  combinirt  werden. ^0 
Regel  wird  man  dann  verlangen,  dass  die  Personen  da  tltlr  ihr 
Einkommen  (oder  ihren  Verbrauch)  besteuert  werden,  wo  sie 
wohnen,  die  Erträge  da,  wo  die  Quellen  derselben  liegen. 
Handelt  es  sich  um  ein  und  denselben  Ort,  so  erledigt  sich  alles 
Weitere.  Andernfalls  aber  sind  noch  specielle  Bestimmungen  noth- 
wendig,  am  Besten  wohl  so,  dass  das  Einkommen,  welches  aus 
Besitz  herrührt  oder  Rentenbezug  ist,  einer  formellen 
Doppel besteuernng  unterliegt,  mittelst  Ertrags-  und  Einkommen- 
steuern und  dass  in  den  angedeuteten  Fällen  einer  Betheiligung 
mehrerer  Gemeinden  u.  s.  w.  die  Gemeinde  der  Ertragsquelle* 
auch  an  der  Einkommensteuer  der  Person,  welche  anderswo 
wohnt  und  an  ihrem  Wohnort  für  das  aus  jener  Quelle  Iiiessende 
Einkommen  steuert,  in  einem  gesetzlich  oder  zwischen  den  be 
theiligten  Gemeinden  vertragsmässig  festzusetzenden  Yerhältniss 
participirt.  Hierin  liegt  eine  gewisse  Begünstigung  der  Gemeinde 
der  Ertragsquelle  (der  „Objectgemeinde'O  deijenigen  des  per- 
sönlichen Wohnorts  (der  „Subjectgemeinde'')*  unseren  heutigen 
,1  ^ 

S.  darüber  die  Vorscliiägc  in  meinem  Referat  Uber  die  Comu.stfnge,  in  d. 
telbsttad.  Ausgabe  S.  2  (F.  (Thesen),  S.  30  ff.  Nichts  Andres  kann  Stein  I,  560 
meinen.  Was  er  hier  andeutet,  habe  ich  nur  schon  Torher  a.  a.  0.  aosgeftthrt,  wes* 
halb  St  ein 's  Abweisung  S.  568  rielleicht  hätte  unterbleiben  iOnnen. 
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Verhältnissen  immer  noch  der  relativ  richtigste  und  gerechteste 
Ausweg)  der  auch  eine  socialpolitische  Bedeutung  hat.  Eventuell 
wird  dabei  der  Rentner  auch  im  Ganzen  effeetiv  höher  besteuert 
werden,  was  sieh  aber  einmal  hier  wie  stets  socialpolitiseh  recht- 
fertigen Iftsst  nnd  ferner  eben  die  Folge  des  yon  seinem  WiUen 
abhängigen,  meist  dnrch  seine  besonderen  Vortheile  veranlassten 
doppelten  Steuerorts  ist. 

Wird  die  Sache  volkswirthschaftlich,  statt  bloss  einzel-  und 
privatwirthschaltlich  betrachtet,  so  wird  es  vollends  klar,  dass  die 
Communalbesteuerung^ur Verwirklichung  des  Postulats 
der  Allgemeinheit  eventaell  neben  oder  statt  der  Personal- 
besteuemng  eine  Ertragsbesteaerang  verlangt  Auch  in  der 
Commune,  wie  im  Staate,  liegt  die  normale  volkswirthsehaftliche 
Steuerquelle  im  Reinertrag  d er  Volkswirth schaft  und  zwar 
in  jeder  Commune  in  demjenigen  Theile  dieses  Reinertrags, 
welcher  in  ihr  gewonnen  wird.  Dieser  Ertrag  wird  direct  und 
indirect  mit  Hüte  der  Leistungen,  welche  diese  Besteuerung  er- 
möglichte, producirt.  Die  Besteuerung  gehört  zu  seinen  („gesell- 
schaftlichen^^) Prodnctionskosten  und  letztere  sind  billiger  V^eise 
auf  seinen  ganzen  Betrag  zu  repartiren.  Erst  der  dann  ver- 
bleibende Rest  kann  als  ein  wahrer  Reinertrag  betrachtet  werden, 
der  sich  alsdann  privatwirthsehaftlich  als  Einzel-  oder  Privatein- 
kommen an  die  mit  Arbeit  und  mit  ihren  eigenen  Productionsmitteln 
au  der  Production  betheiligteu  Personen  vertheilt,  d.  b.  Lohn  oder 
Rente  wird. 

C.  —  §.  411.  Die  Staatsbesteuerung  andrer  Wirth- 
schaften,  von  juristischen  Personen,  Erwerbsgesell- 
schaften u.  s.  w.  (zweite  Kategorie  des  Schemas  in  §.  402).'^) 

Solche  andere  Einzelwirthschaften  kOnnen  nicht  kurzweg 
denjenigen  der  physischen  Personen  (Individual-  oder  Familien- 
wirthschaften)  in  der  Besteuerung  gleich  gestellt  werden.  Das 
Princip  der  Allgemeinheit  lässt  sich  daher  nicht  ohne  Weitres  nach 
der  Richtschnur  der  vorausgehenden  Erörterungen  '(§.  403  ff.)  hier 
anwenden.  Auch  nur  etwas  allgemeinere  Regeln  kann  man  ohne 
genaue  Unterseheidung  der  Hauptarten  solcher  Wirthschaften  nicht 
aafiMlen.    Innerhalb  emer  Hauptart  wird  mitunter  eine  weitere 

**)  S.  Held,  Eiiik.st.  S.  137  II",  (nicht  ausreichend);  Stein  1,  435  ff.  (in  Verbind, 
mit  s.  Lehre  Tom  Yereiuswesen)  (zu  apodictiüch  u.  zu  wenig  casuistisch) ,  Kau  I, 
§.  26S— 26.5,  (viel  zu  dttiftig).  Dietzel's  ob«a  gen.  Scbiift  Fflr  die  VerhAltniflse  d. 
Commimen  d.  Gutachten  n.  mein  Referat. 

21* 
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Unterscheidung  nothwendig  werden.  Die  lolgende  Erörterung 
beschränkt  sicii  aut  einige  der  practiscb  wichtigsten  und  theoretisch 
schwierigeren  Fälle. 

Auch  hier  ist  zunächst  wieder,  wie  bei  der  Besteuerung  der  phy- 
sischen Personen  (§.  408, 410),  die  Unmöglichkeit  anzuerkennen, 
dnrch  eine  einzige  Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuer- 
system die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  richtig  durchzuführen.  Die 
Verhältnisse  des  wiithschaftlichen  Lebens  sind  dafür  viel  zu  ver- 
wickelt. Neuerdings  hat  besonders  die  Entwicklung  der  Actien- 
und  andrer  Erwerbsgesellscbalten  diese  Verwickeltbeit  in  einer  Itir 
die  Staats-  wie  für  die  Comnuinalbesteuerung  sehr  lästigen  Weise 
noch  erbeblich  vergrössert.  Die  Aufgabe  wird  dadurch  immer 
schwieriger.  Sie  lässt  sich  wiederum  nur  ganz  annähernd  lösen, 
unbedingt  aber  nur  durch  ein  System  mannigfaltiger  Steuern. 

1)  Die  Actiengesellsehaft,  mit  der  Abart  der  Commandit- 
gesellscbaft  auf  Actien,  ist  die  wichtigste  der  hier  zu  betrachtenden 
Erwerbsgcsellschaften.  Falls  dieselbe  nicht  gerade  als  Actien- 
unternebnien,  wie  das  schon  in  der  Gesetzgebung  vorgekommen  ^) 
und  öfters  empfohlen  worden  ist,  einer  besonderen  Besteuerung 
unterliegen  soll,  welche  die  Tendenz  verfolgt,  diese  Form  der 
Gesellschaften  als  solche  ungflnstiger  zu  behandeln  —  auch  eine 
Art  „socialpolitischer''  Gesichtspunct,  über  den  sich  wenigstens 
bei  Aetienuntemehmungen  ttlr  gewisse  Zwecke  discutiren  lässt  — , 
sondern  falls  die  Actiengesellschaft  wie  jedes  andre  Erwerbsunter- 
nehmeu  angesehen  wird,  was  wir  hier  voraussetzen,  so  kann  diese 
Gesellschaft  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  „selbständige  wirtbschaft- 
liche  Persönlichkeit'^  der  Besteuerung  unterliegen.^^)  Vielmehr  muss 
auch  die  Besteuerung  das  ökonomische  Wesen  der  Actiengesell- 
schaft beachten,  welches  darin  liegt,  dass  dieselbe  nur  ein  Mittel 
zu  Erwerbszwecken  fUr  ihre  Acttonftre  ist.  Die  Besteuerung  der 
Actiengesellschaft  muss  daher  mit  derjenigen  derActionäre, 
d.  h.  der  Regel  nach  phj^siseher  Personen,  welche  ihrerseits  einer 
Besteuerung  unterliegen,  i  n  Z  u  s  a  ni  ni  e  n  h  a n  g  gebracht  werden. 

Bei  einem  System  der  Einkommen  beste uerung  hat  man 
die  Wahl,  entweder  die  Actiengesellschaft  als  solche  ganz  frei 
zu  lassen  und  nur  das  Einkommen,  welches  sie  an  Dividende  den 

**)  Z.  B.  ia  Preussen  iiacli  ties.  ?.  18.  üoy.  1857,  aufgehoben  durcli  Ges. 
V.  19.  Sept.  1861. 

**)  Dies  verlangt  Stein,  1.  Aufl.  S.  173  u.  noch  4.  Aafl.  I,  435:  ,,die  GeseU- 
scliafti  ii  sind  als  wirthächaftlielie  Einlißiten  unbedingt  Stenersobjecte  (im  Kchtl.  Sinn) 
in  allen  ihren  Arten."   Anders  u.  richtiger  Dietzel. 
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Actionären  (und  an  Zinsen  ihren  Obligationären)  gewährt,  bei 
diesen  zu  besteuern  oder  aber  das  aus  der  Gesellsebai't  her- 
rtthreode  Biokommen  bei  diesen  Personen  steuerfrei  za  lassen 
and  es  im  Ganzen  gleich  bei  der  GeBellsohai't  zn  besteneni. 
Letzterer  Weg  ist  der  einfachere  und  sicherere,  setzt  aber,  wenn 
man  nicht  ein  sehr  weitläufiges  Stenerrestittttionsverfahren  anwenden 
will,  einen  gesetzlieh  gleich  hohen  Steuersatz  für  alle  Einkommen 
voraus,  da  hier  die  Dividende  bez.  der  Zins  alier  Actionäre  bez. 
Obligationäre  um  den  gleichen  Betrag  durch  die  Steuer  der  Ge- 
sellschal't  verkürzt  würde.  In  der  Praxis  besteht  mitunter  die 
Einkommenbesteaenmg  gleich  bei  der  Gesellschai't,  bei  den  Obli- 
gationsinhabem  nunmt  sie  die  Form  der  Cotiponstener  an.^) 

Gerade  bei  der  Actiengesel Ischaf t  wurde  aber  die 
EinkommenbesteneiDbg  selten  ausreichen,  weil  der  Ort  der 
Wirksamkeit  dieser  Gesellschaft  (und  ihrer  etwaigen  Filialen) 
und  die  Wohnorte  der  Actionäre  meistens  verschiedene  sind. 
Namentlich  für  die  Regelung  der  CommunalbesteueruDg  der 
Actiengesellschaften  ist  diese  Thatsache  wieder  sehr  wichtig.  Hier 
gilt  deshalb  das  im  §.  410  Gesagte:  man  mflsste,  wenn  sie  nicht 
ohnehin  vielfach  schon  bestilnde,  mit  Rücksicht  anf  die  eigenthttm- 
Heben  Verhältnisse  der  Actiengesellschaften  eine  Ertragsbestenerung 
verlangen.  Hier  muss  die  Actiengesellschalt  dann  nach  der  Art 
ihrer  Unternehmung  und  ihrer  Eigenthumsobjecte  getroffen  werden, 
daher  von  den  bezüglichen  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  Bergwerks- 
steuern u.  8.  w.  principiell,  wenn  sie  anderen  Unternehmungsformen 
gleichgestellt  sein  soll,  mit  den  allgemein  giltigen  Steuersätzen.  Dem 
Charaeter  unserer  Ertragsstenem  als  Objectsteuern  gemäss  ist  dies 
auch  die  Regel. 

Besteht  neben  der  Ertragssteuer  noch  eine  Einkommen- 
steuer, welche  die  bereits  ai\  den  Quellen  besteuerten  Erträge  als 
Einkommen  einer  Person  noch  einmal  bei  dieser,  formell  also 
doppelt  besteuert,  so  ist  es  nur  folgerichtig,  auch  die  Divi- 
dende dieser  Actionäre,  die  doch  schon  um  den  Betrag  der 
von  der  Gesellschalt  gezahlten  Ertrags  steuern  gekürzt  ist,  noch 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen,  —  entweder 
beim  einzelnen  Actionär  oder  gleich  in  der  vorhin  angegebenen 
Weise  in  Summa  bei  der  Gesellschaft,  welche  dann  abermals 
die  Dividende  verbältnissmässig  kürzen  müsste.    Der  Actiouur 


')  InstractiT  ist  bes.  d.  östeir.  Gesetzgeb.,  vorttbor  in  d.  spec.  Lebre. 
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befindet  sich  hier  nicht  in  ungünstigerer  Lage  als  der  Grund-  und 
Hausbesitzer  und  Gewerbetreibende,  welcher  nach  Entrichtung  der 
betreuenden  Ertragssteuern  noch  einmal  ftir  diese  Keinerträge,  als 
sein  Einkommen,  die  Einkommensteuer  zahlen  mnss  (Prenssen). 

§.  412.  —  2)  Die  SelbstTerwaltnngskörper  („räumliche 
Zwangsgemelnwiiihsehalten'')  voUftlhren  wie  der  Staat,  theils  im 
Anftrage  desselben,  theils  selbständig,  öffentliche,  gemeinwirth- 
schattliche  Aufgaben.  Die  sachlichen  Mittel  dazu  entnehmen  sie 
ihrem  Finanzhaushalt.  Es  liesse  sich  so  die  Staatssteuerfreiheit 
für  ihr  ganzes  Einkommen  wohl  rechtfertigen,  selbst  für  den 
Ertrag  ihrer  privatwirthschaftlichen  Anstalten,  welcher  ja  pro  tanto 
eine  Commonalbestenemng  entbehrlich  macht.  Indessen  wegen 
zweier  Umstände  ist  die  Steuerfreiheit  des  commnnalen  Privat- 
erwerbs  doch  misslich  nnd  besteht  sie  dartr  aneh  in  der  Praxis 
meistens  nur  für  das  8 teue reinkommen  und  für  die  unmittelbar 
im  öffentlichen  Dienst  gebrauchten  Gebäude  u.  s.  w.  Theils  ver- 
langen dieCoDcurrenzverhältnisse  nemiicb  eine  Gleichstellung 
commanaler  und  privater  Unternehmungen,  so  dass  namentlich  eine 
Exemtion  der  Commune  von  den  Staats-Ertragssteaem  leicht  zu  In- 
convenienzen  führte.  Theils  ist  der  Privaterwerb  nnd  der  bezflglicbe 
Besitz  (Gmndbesitz,  Gtebände,  Gewerbe,  Geldkapitalien  n.  s.  w.)  der 
einz  eine  II  Commuucn  zu  ungleich,  absolut  und  im  Verhältnis» 
zum  Steuereinkommen,  so  dass  die  Befreiung  von  Staatssteueru 
sehr  ungleich  wirken  würde.  Folgerichtig  unterliegt  der  genannte 
Ertrag  der  Communen  auch  den  Ertragsstenern  des  Staats  und 
mttsste  wohl  auch  solchen  Einkommensteuern  unterliegen,  welche 
diesen  Ertrag  noch  ausserdem  treffen.  Sonst  wird  immer  die 
gesammte  Steuerlast  im  Staate  sich  ungleichmft^siger  ver- 
theilen: die  Bewohner  der  an  eigenem  Besitze  „reichen"  Com- 
munen würden  im  Ganzen  niedriger  besteueil  als  die  der 
„ärmeren  ") 

Auch  hier  führen  daher  die  Consequenzen  gerechter  Steuer- 
vertheilnng  vneder  zur  Forderung  eines  Object Steuersystems,  wie 
es  die  Ertrags  steuern  darstellen,  nnd  zwar  in  diesem  Falle  auch 
fttr  die  Staatsbesteuerung. 

§.  413.  —  3)  Vereine  als  solche  sind  in  der  Bestenening 
nicht  ohne  Weitres  als  selbständige  wirthschaftliche  Persönlichkeiten 

''^'i  S.  über  fi.  schwierigen  Verhältnisse  in  Preiisscn  d.  Vorschlag;!'  df^s  j^en. 
Commuiial!>teuer-(jeäet2entw^urfä  v.  1877  u.  des  neuen  v.  1879,  d»nu  d.  üutaciiten  d. 
Yer.  f.  Soc.pol. 

")  Aehnlich  Held  S.  138. 
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ZU  behandeln.-**)  Wenn  sie  nur  ein  Einkommen  aus  Beiträgen 
ihrer  Mitglieder  beziehen,  so  wird  dies  in  der  Regel  nicht  besonders 
als  „neues  Einkommen  zu  besteuern  sein.  Einkommen  aus 
eigenem  Vermögen  (Renten  aus  Grund-,  Hausbesitz,  Kapitalien) 
igt  dagegen  allgemein  der  etwa  bestehenden  Ertragsbesteuerang 
zu  unterziehen,  welehe  wieder  für  solche  Fälle  zn  verlangen  ist, 
und  der  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Einkommenbestenemng. 
Im  Uebrigen  können  die  Zwecke  des  Vereins,  so  ob  derselbe 
mehr  den  persönlichen  Zwecken  seiner  Mitglieder  oder, 
wie  bei  Wo  hl  thätigkc  i  t  s-  und  dcrgl.  Vereinen  den  Zwecken 
dritter  Personen  dient,  in  Betracht  kommen.  Im  ersten  Fall 
wird  die  Sachlage  ähnlich  wie  bei  den  Actiengesellschatlteni  auch 
wenn  die  Vereinszwecke  nicht  Erwerbs-,  sondern  Gennsszwecke 
der  Mitglieder  sind.  Im  zweiten  Fall  handelt  es  sich  vielfach  nm 
öffentliche  oder  qnasi- öffentliche  Zwecke,  ähnlich  wie  bei  den 
Selbstverwaltungskörpern.  Dann  kann  eine  BelVeiung  von  der 
8taatsbesteuerung  wie  für  das  Steuereinkommen  jener  Körper 
gerechtfertigt  und  zweckmassig  sein,  selbst  von  gewissen  Ertrags- 
stenem,  z.  B.  von  der  Gebäudesteuer  für  die  den  Vereinszwecken 
dienenden  Gebäude.  Das  Stenerrecht  bat  solche  Befreiangen  bei 
kirchlichen,  Hnmanitäts-,  Armenanstalten  n.  s.  w.  öfters  gewährt. 

4)  Stiftungen,  fdr  kirchliche,  Unterrichts-,  Armenzwecke 
u.  dgl.  m.,  sind  theils  wie  die  Selbstverwaltungskörper,  theils  wie 
Vereine  zu  bebandeln.  Da  ihre  Zwecke  vielfach  den  Character 
öffentlicher  Zwecke,  nach  ihrem  Wesen  oder  doch  nach  dem 
Landesrecht,  haben,  und  ihr  Einkommen  aus  dem  Stiftungsver- 
mögen  dann  dem  Staat,  der  Gemeinde  oder  dem  Communalverband 
eigene  Ausgaben  erspart,  so  lässt  sich  eine  weit  gehende  Steuer- 
freiheit rechtfertigen.  Doch  kann  auch  hier  aus  den  bei  den 
Selbstverwaltungskörpern  angeftlbrten  Gründen  die  Steuerzahlung 
für  das  Einkommen  aus  dem  eigenen  Vermögen,  besonders  die 
Zahlung  der  Ertrags  steuern,  und  aus  den  bei  den  Staats-Erwerbs- 
unternebmungen  angeführten  Gründen  wenigstens  die  rechnungs- 
mässige  Durchführnng  der  Steuerzahlung  und  die  Wiedererstattung 
derselben  räthlich  werden. 

^)  Auch  Stein  I,  435  scheidet  die  „Yerwaltangsveieme**  f.  du-sa  Fitgea  in 
Classen.  Zu  Controversen  iti  Thoorie  ii.  Praxis  hat  neuerding:s  d.  Resteuoning'  der 
modernen  Erwerbs-  a.  Wirthäch.geuoääeiischaften  geführt,  z.  B.  in  Oesterreich. 
S.  flsterr.  Oekonomist  1879  Nr.  42,  43. 

Ran  I,  §.  264.    Er  verlangt  im  AUgem.  eine  Befreiung  der  Stiftungen  v. 
denjen.  Steuern,  welche  geradezu  auf  Personen  nach  Massgabe  ihres  ansgemittelten 
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5)  Staats  -  Erwerbslinter  nehmungen  (Anstalten  des 
Privaterwerbs,  auch  mitunter  Gebtlhren-Anstalten).  Da  der  Steuer- 
fiscns  und  der  Domänentiscus  u.  s.  w.  schliesslich  die  eine  Person 
des  Sta&tsfiflcus  darstelleD,  so  hat  natürlich  eine  wirkliche 
Staats bestenening  solcher  Unternehmungen  nnd  Anstalten,  der 
Feldgllter,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats  u.  s.  w.  finanziell 
keine  Bedentang.  Dennoch  sollte  die  Besteuerung  die  Regel 
bilden : 

a)  Einmal  wenigstens  die   rechnungs  massige  Durch- 
führung der  Besteuerung,  weil  sonst  die  wahre  finanzielle  | 
Lage  dieses  Staatsbesitzes  u.  s.  w.  nicht  richtig  ersehen,  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  dieses  Besitzes,  soweit 
sie  eine  rein  finanzielle,  nach  Rentabilifötsyerhältbissen  zu  beur-  | 
theilende  ist,  nicht  sicher  entschieden  werden  kann.^) 

b)  Mitunter  aber  ist  auch  die  wirkliche  DurchfUhrung  der 
Besteuerung  geboten,  nemlich  in  Fällen,  wo  die  Staatsanstalten 
sonst  durch  den  Steuererlass  einseitig  in  der  Concurrenz  gegen  i)e- 
steuerte  Privatanstalten  begünstigt  werden  könnten  ''^)  Solche 
Fälle  können  in  der  Verbrauchsbestenemng,  (auch  in  Gebtthren- 
zweigen,  z.  B.  bei  Wegegeld)  vorkommen,  namentlich  „hei  Stenern, 
welche  sich  genau  nach  der  Menge  von  Erzeugnissen  richten  und 
den  Kostensatz  derselben  in  einem  feststehenden  Verhältniss  er- 
höhen'' (Kau).  Wenn  der  Staat  auch  durch  Sich-begnUgen  mit 
kleiner  Rente  oder  durch  directe  Zuschüsse  aus  anderen  Staats- 
mitteln die  Privatconcurrenz  dennoch  überwinden  kann,  so  hat  das 
Unterbleiben  der  Besteuerung  doch  bisweilen  grössere  Bedenken. 
Es  tritt  auch  bei  erfolgter  Besteuerung  das  wahre  Sachverhältniss 
besser  hervor. 

D.  —  §.  414.  Die Communalbestenerung  gegenüber 
dem  Staate  und  anderen  Selbstverwaltuugskörpern.^^} 

Emkommens  gelegt  werden.   Bei  Anstalten,  welche  ein  örtlich  oder  sonstwie  begrenztes 
Bedürfniss  haben ,  solle  aber  in  jedem  einzelnen  Fall  der  Narliw  ois  verlangt  werden.  j 
dass  die  Einkunltc  au^i  eigenem  Yenaögen  den  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  er-  i 
fordeil.  Bedarf  nicht  übersteigen.  Da  Letzteres  schwer  zu  entscheiden,  verlangt  Held  j 
allgemein  Steuerfreih.  für  solche  Stiftungen,  S.  139.    In  d.  (i .  setzen  wird  öftcB  | 
die  Steuerfreiheit  vom  Naclnveis  des  Bedürfnisses  oder  vom  Nachweis,  dass  d.  Besteue- 
rung die  Erfüllung  der  Zwecke  hind^,  abhängig  gemacht.   So  in  ür.  Hesseu, 
Beiern  (Kapitahentenstener).  I 
S.  Uber  Bergwerke  Wagner,  Fin.  I,  S.  494. 

So  mit  Kecht  Ran  I.  §.  2().3.  Anders  Held  S.  13S.  —  Kau  erwähnt  auch, 
dass  bei  einer  Trennung  der  Kammer-  u.  Stenercasse  (s.  B.  1,  2.  A.  §.  154)  eine 
wiild.  Besteuerung  der  DomäneneinkUnfte  zu  Gunsten  der  Stenercasse  nothwendig 
Bein  kann. 

S.  d.  gen.  Schriften  n.  s.  w.  Uber  Gommnnalbeateaenuig. 
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Die  Fra^e,  ob  und  wieweit  hier  der  Grundsatz  der  Allgemein- 
heit durchzuführen  sei,  ist  ähnlich  zu  beantworten,  wie  die  analoge, 
oben  behandelte  Frage  naeh  der  Staatsbesteuerong  der  Selbstver- 
waltnngsktfrper.  Ginge  man  nor  naeh  den  Zwecken,  welehen 
das  in  einer  Oommane  erlangte  Einkommen  des  Staats  nnd  andrer 
Gommnnen  dient,  so  liesse  sieh  principiell  nnd  allgemein  die 
Steuerfreiheit  alles  dieses  Einkommens,  auch  desjenigen,  welches 
aus  Besitz  und  aus  Erwerbsanstalten  herrührt,  rechtfertigen. 
Aber  auch  hier  ist  auf  die  u  n g  1  e  i  c  h  m  ä  s  s  i  g  e  V  e  r  t  h  e  i  1  u  n  g  be- 
sonders des  zumeist  hier  in  Betracht  kommenden  staatlichen  Crrand- 
nnd  Hausbesitzes  und  der  Erwerbsanstalten  (Bergwerke,  Fabriken, 
Kisenbabnen,  hie  nnd  da  Gebtthrenzweige)  Uber  die  Gommnnen  des 
Staatsgebiets  Rücksicht  zn  nehmen.  Wflrde  z.  B.  eine  Domäne, 
ein  Bergwerk  des  Staats  in  einer  Gemeinde  gar  nicht  steuer- 
pflichtig sein,  so  stiege  die  Steuerlast  filr  die  Privaten  leicht  sehr 
stark  nur  wegen  dieses  Umstand s,  der  vielleicht  in  der  Nach- 
bargemeinde fehlt.  Dazu  kommt,  dass  gerade  solcher  Besitz  und 
solche  Anstalten  (Forsten!  Bergwerke!)  manche  Communalansgaben, 
z.  B.  tldr  Wegewesen,  Armenwesen,  herbeiftthren  können,  deren 
Bestreitnng  im  Interesse  des  betrefTcnden  Besitzes  nnd  seines  Er- 
trages liegt  und  eigentlich  zu  den  auf  letzteren  mit  anzurechnen- 
den Productionskosten  gehört.  Man  wird  deshalb  im  Ganzen  die 
Communalsteuerpflicht  des  Staats-  und  Iremd-com- 
munalen  Besitzes,  besonders  soweit  derselhe  zu  Erwcrbs- 
zwecken  dient,  als  Kegel  aussprechen  müssen,  so  dass  also 
z.  B.  nur  die  Gebäude  ftir  den  öffentlichen  Dienst  steuerfrei 
blieben  (nnd  aneh  diese  nicht  immer  unbedingt).  Object-  oder 
Ertrag sstenem  erweisen  sich  daher  auch  hier  wieder  noth- 
wendig  (§.  465). 

E.  —  §.  415.  Abschluss.  Nothwendij^kcit  von  Ob- 
jectsteuern.  Hiermit  sind  die  Fälle  des  Schemas  in  s>.  402, 
soweit  sie  sich  auf  die  Besteuerung  der  physischen  Personen  und 
ihrer  Wirthschaften ,  dann  der  sonstigen  Wirthschaften  und  des 
Einkommens  beziehen,  erledigt.  Zugleich  wnrde  dabei  auf  die 
Besteuerung  der  inländischen  Ertragsquellen  fttr  die  aus  ihnen 
fliessenden  Erträge  wiederholt  ROeksicht  genommen.  Und  was 
von  dieser  Besteuerung  gilt,  das  gilt  wesentlich  auch  von  einer 
Vermögen  s  besteuerung,  welche  jene  Ertragsquellen  als  die 
wichtigsten  \'erni(*>^cnsobjecte  treffen  wollte.  Von  besonderer  Be- 
deutung tlir  die  Steuerlohre  ist  dabei  das  mehrfach  im  Vori^us- 
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gehenden  gewonnene  Resultat ,  das»  eine  objective  Ertrags-, 
bez.  Ertragsqu ellenbesteueruDg  (einerlei,  ob  dieselbe  als  reelle 
Einkommen-  oder  als  reelle  Vermögensbesteuerimg  fungirt)  gerade 
auch  vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  oder  der  All- 
gemeinheit der  Steuer  betrachtet  zu  fordern  ist  Dies 
PosUilat  ist  zugleieh  eine  Gonseqnenz  der  früheren  Lehre  von  der 
Wahl  der  richtigen  volkswirthschaftlichen  Stenerqnelle  und  wird 
▼on  grosser  practischer  Bedeutung  in  der  Entwicklung  des  modernen 
Wirtbschafts-  und  persönlichen  Lebens,  wo  sich  Besitz  und  eigene 
productive  Verwendung  von  sachlichen  Productionsmitteln  (Boden 
und  Kapital),  Wohnsitz  der  Eigenthümer-Person  und  Sitz  der  Er- 
tragsquelle so  vielfach  trennen.  Man  kann  den  Grundsatz  der 
Allgemeinheit  gegenflber  den  Staatsangehörigen  und  den  Orts- 
bewohnern gar  nicht  richtig  durchfuhren  und  kommt  anch  zu  un- 
haltbaren volkswirthschaftlichen  Consequensen  in  der  Staats-  und 
Communalbesteuerung,  wenn  man  nicht  die  ausländischen  und 
ortsfremden  Besitzer  von  Ertragsquellen  durch  ein  Object- 
und  Beal Steuersystem  iür  ihr  dem  Inland  und  der  betrefienden 
Ortsgemeinde  entspringendes  Einkommen  mit  belastet  Von  diesem 
Besultat  ist  daher  vorläufig  auch  für  die  Fragen  des  Steuer- 
systems und  der  Wahl  der  Stenerarten  Act  zu  nehmen.  Es 
ist  selbstverständlich  fttr  die  Bildung  des  Steuersystems  sehr  wichtig. 

F.  §.416.  Anhang.  Aufhebung  von  Grundsteuerfrei- 
heiten.-^^j  Es  erübrigt  dann  nur  noch  die  Erledigung  eines  oben 
noch  zurtlckgestellten  Punctes,  eine  Aufgal)e,  welche  nach  den  im 
Vorausgehenden  gewonnenen  Ergebnissen  nunmehr  aber  auch  ein- 
fach ist:  Wie  sollen  Grundstenerfreiheiten  behandelt  werden, 
insbesondere  solche ,  welche  aus  nommdlen  durch  Fortfall  der 
Gompensationsleistung  wahre  geworden  sind? 

Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  sie  müssen  aus 
Gründen  der  gerechten  und  der  vo  lkswirthschaftlich 
richtigen  Hteuervertheilung  fortfallen,  ebenso  wie  andere 
persönliche  und  reale  wahre  Steuerfreiheiten  (§.  404).  Schwieriger 
ist  nur  die*  Entscheidung  darüber,  wie  bei  der  an  sich  dem  Staate 
unzweifelhaft  rechtlich  zustehenden  Aufhebung  solcher  Steuerfrei- 
heiten vorzugehen  ist  Denn  hier  sind  besonders  für  die  Haupt- 
frage, ob  und  welche  Entschädigung  an  die  bisher  Berechtig- 
ten zu  gewähren  sei,  die  nicht  immer  genau  und  sicher  zu  er- 

S.  Uoffmann  L.  r.  d.  Steaom  S.  112  ff.,  Bau  Fin.  U,  §.  316,  bes.  Kotea. 
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niittelnden  Rechtstitel  der  Steuerfreiheit  und  die  wirthschaft- 
lichen  Folgen  der  bisherigen  Freiheit  und  der  Aufhebung'  der- 
selben itlr  den  Werth  des  Grundbesitzes  zu  berücksichtigen. 
Wegen  der  Verschiedenheit  der  Bechtstitel  ist  die  Frage  nicht  all- 
gemein anf  die  gleiche  Art  zu  entscheiden  nnd  eben  deswegen  so- 
wie wegen  der  genannten  wirthschaftlichen  Folgen  können  die  . 
nach  strengem  Rechte  begründeten  Massregeln  ans  Billigkeits- 
rücksichten  und  damit  aus  socialpolitischen  Gründen  eine 
Aenderung  erfahren. 

Liessen  sich  die  Rcchtstitel  der  wahren  Steucrlreihcitcn 
überhaupt  nnd  speciell  der  Grund  Steuerfreiheiten  genau  feststellen, 
80  würden  wohl  diejenigen,  welche  priyatrechtlicher  Art  sind 
und  ein  wohl  erwdrhenes  Recht  darstellen,  gegen  volle  Ent- 
schädigung, alle  anderen,  also  namentlich  die  öffentlich- 
rechtlichen, ohne  solche  aufzuheben  sein.  Nun  sind  die 
Rechtstitel  aber  nicht  immer  genau  zu  ermitteln  und  in  dem  prac- 
tisch  wichtigsten  Falle,  wo  es  sich  um  eine  allerdings  auf  öffent- 
licbeni  Rechtstitel  beruhende  Steoertreiheit  handelt,  wekhe  ursprüng- 
lich ein  Correlat  andrer  Leistimgeii  war  und  erst  durch  deren  Fort- 
fall eine  wahre  Steuerfreiheit  wurde,  wie  bei  der  Grundsteuerfrei- 
heit ehemals  zu  Ritterdiensten  verpflichteten  G-rundbesitses,  kommen 
dann  jene  ökonomischen  Folgen  der  Steuerfreiheit  und  der 
Aufhebung  der  letzteren  für  den  Werth  des  Grundbesitzes 
in  Betracht.  Bestand  die  wahre  Steuerfreiheit  einmal  lange,  so 
wird  dies  gewöhnlich  in  einem  entsprechend  —  also  ungefähr  um 
den  Betrag  der  kapitalisirten,  sonst  muthmasslich  zu  tragenden 
Grundsteuer —  höheren  Kapitalwerth  vergUohen  mit  besteuertem 
Grundbesitz  zum  Ausdruck  gelangen:  bei  Verkäufen,  VerpfändungeD, 
in  Erbregulirnngen  n.  s.  w.  Wie  überhaupt  jede  wahre  oder  schein- 
bare Steuerfreiheit  rechtlich  der  Aufhebung  unterliegen  kann, 
so  vollends  eine  solche,  wie  die  hier  besprochene.  Wenn  dann 
etwa  ausserdem  noch  die  Rechtsbeständigkeit  der  Steuerfreiheit 
schon  früher  zweifelhaft,  vielleicht  die  Aufhebung  der  Freiheit 
bereits  in  Aussicht  gestellt  war,  so  wird  zwar  ein  Recht  auf 
Entschädigung  nicht  zuzugestehen  sem.  Und  auch  aus  ökono- 
mischen Bi Iii gkeits gründen  ist  hier  mitunter  wenigstens  eine 
volle  Entschädigung  nicht  in  Frage,  weil  bei  solcher  Sachlage 
schwerlich  eine  Wertherhohung  um  den  ganzen  Betrag  der  kapi- 
talisirten  Grundsteuer  eingetreten  sein  wird.  Indessen  sind  das 
qoaestiones  facti.  Eine  gewisse  Wertherhöhung  des  steuerfreien 
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Besitzes  ist  bei  längerem  Bestände  der  Freiheit  und  bei  einer 
Ungewissheit  darüber,  ob,  wann  und  wie  dieselbe  etwa  gesetzlich 
beseitigt  wird,  wahrscheinlich.  Der  jeweilige  Besitzer ^  Erbe  oder 
Käufer,  wird  dann  mathmasslich  bei  einer  Besteuerung  eine  Werth- 
Terminderimg  seine'B  BesitzthimiB  um  einen  freilich  nieht  immer 
.  genau  der  vollen  kapitalisirten  Gmndstener  entopreehenden  Betrag 
erleiden;  die  Gmndstener  wirkt  vollends  hier  wie  eine  Real  last 
Die  neue  Grundsteuer,  ftir  die  bisher  steuerfreien  Grundstücke  — 
ein  Fall,  der  in  seinen  Wirkungen  nebenbei  bemerkt  übrigens  nicht 
mit  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Einführung  einer  neuen 
Grundsteuer  identisch  ist  —  wirkt  dann  mehr  oder  weniger  fOr 
ihn  als  reelle  Vermögenssteuer.  Daraus  ergeben  sieh  Erwägungen, 
welche  es  billig  erseheinen  lassen,  eine  Entschädigung 
zu  gewähren. 

Die  letztere  wird  am  Besten  allgemein  gesetzlich  geregelt 
Wegen  des  fehlenden  oder  zweifelhaften  Rechtsanspruchs  auf 
Entschädigung  und  wegen  des  Interesses,  das  auch  der  Grund 
besitzer  an  der  Bereinigung  solcher  immer  etwas  misslichen  Ver- 
hältnisse wenigstens  in  der  modernen  „staatsbttrgerlichen'^  Steuer- 
Periode  hat,  empfiehlt  es  sich,  den  Entschädignngsoo^f&cienten  fttr 
die  aufzulegende  Grundsteuer  nicht  zu  hoch,  namentlich  etwas 
niedriger,  als  dem  landesüblichen  Zinsfuss  entspricht,  anzusetzen, 
z.  B.  h(')cliätens  mit  dem  15  — 20  fachen  zu  kapitalisiren ,  wenn 
dieser  Zinsfuss  4— 4V2  Piocent  ist.  Dabei  wird  dann  aber  noch 
weiter  nach  den  Rechtstiteln  zu  unterscheiden  sein:  bei 
nachweislich  privatrechtlichen  Titeln  ist  eine  höhere,  bis 
zu  dem  eben  genannten  Maximum,  bei  anderen  Titeln  eme 
niedrigere  als  diese  Entschädigung  zu  geben. 

So  ist  denn  auch  mehrfach  in  der  Neuzeit  unter  dem  Impulse 
der  Gesichtspuncte  der  „Gleichheit"  in  der  „staatsbürgerlichen*' 
Periode  verfahren  worden:  auch  die  Grundsteuerfreiheiten  .siud 
gefallen  y  ohne  oder  mit  geringfügiger  Entschädigung  in  revolutio- 
nären oder  politisch  wenigstens  erregteren,  mit  grösserer,  aber 
doeh  gewi)hnlich  nur  partieller  Entschädigung  in  ruhigen  Zeiten, 
doch  auch  hier,  wie  namentlich  in  dem  wichtigsten  Beispiele» 
demjenigen  Preussens,  mit  verschiedener  Entschädigang 
nach  den  Kechtstiteln. 

•*)  Die  Vergütung  war  (Bau,  316  Note  a)  in  Bramischw.  1821  vollständig, 
in  W  eiuiar  18^1  in  HiOBOTer  1826  %  in  Sachsen  1834  \  in  Meiningen  1846  Vt- 
Ueber  P  reussen:  Mabcher,  GrundstiegeL  in  Pr.  auf  Gruna  d.  Ges.  r.  22.  Mai  1861. 
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Damit  ist  die  Durchtühning  des  grossen  Princips  der  Allge- 
meinheit der  Besteuerung  zum  Abschluss  gelangt  und  ein  Markstein 
in  der  Geschichte  der  Besteuerung  gesetzt  worden. 


7.  Abschnitt. 

III.  Die  Prinelpien  der  Gereehtigkeit  oder  der  gerechten 

Steaervertheilanir« 

C.  Die  GleiohmäMigkeit  der  Bestenerong. 

S.  ftür  die  pritacipiene  Belumdlnng  und  fta  die  Litentar  dieser  Fiaee  die  Vor^ 
bemnrknngen  zu  diesem  ganzen  HanptaMclui.  S.  220  ff.  n.  zu  den  beiden  letzt«i  Ab- 
schnitten S.  2S2  u.  21)5. 

Erst  in  der  neuestea  deutschen  Literatur  sind  die  einächlagendeu  Fragen  prin- 
cipieller  o.  Schürfer  behandelt  irorden,  indem  man  sie  mit  der  Lehre  rem  Staate 
und  mit  der  Frage  nach  dem  tieferen  Rechtsgrund  der  Besteuerung  Uber- 
Ii  au  pt  in  Verbindung  gebracht  hat.  Dadurch  ist  es  namentlich  gelungen,  die  An- 
sichten Uber  die  Steuer  als  einer  Art  „Tausches"  des  Einzelnen  gegen  die  ihm 
rem  Staate  n.  s.  w.  znfliessenden  „Genttsse**  und  aber  die  yermeintiich  als  allein 
gereclit  zu  fordernde  Verlheilung  der  Steuern  nach  dem  privatwirthsch.  Princi2>  von 
„Leistung  u  n  d  (Je  g:eii  1  e  i  stu  ng"  gründlicher  zu  widerlegen.  Iiier  hat  besonders 
A.  Held  die  Uutei'suchuQg  zu  einem  gewissen  Abschluss  gebracht.  S.  dcss.  EinLst. 
Kap.  2  u.  Liier,  n.  Kap.  5  n.  lit  dazn.  Neu  mann  hat  dann  schaif  und  in  der 
Hauptsache  woU  richtig  jedem  der  beiden  Hauptprincipien  der  Besteuerung,  nacli 
dem  Interesse  u.  nach  der  Leistungsfähigkeit,  die  richtige  Begründung  u.  Begrenzung 
gegeben  u.  ihre  Anerkennung  in  der  bisher.  X^ra.xiä  der  Staats-  u.  Communidbesteue- 
Tung  nachgewiesen.  Auch  hat  er  (S.  61  ff.)  richtig  gezeigt ,  dass  die  Opfertheorie  u. 
das  Flindp  der  Leistungsfähigkeit  sich  wesentlich  decken  und  „erst  dun  Ii  Berück- 
sichtigung der  auferlegten  Opfer  der  Massstab  der  LeistungsfiUiigkeit  bestimmte 
(icstalt  erhält  u.  für  das  Steuervresen  brauchbar  wird."  S.  progress.  Eink.st. ,  bes. 
Kap.  2  u.  3,  auch  4,  mit  d.  Üter.  Helen  im  Anhang.  Mehr  oder  weniger  beschäftigen 
sich  dann  die  Outachten  d.  Vereins  f.  SocpoUt.  auch  mit  diesen  Fragen  gerechter 
Steuenrerth  ei  1  u  n  g. 

Der  principiellc  Gegensatz  der  Ansichten  zeigt  sich  naineutl.  in  der  AuUassuug 
einzelner  AnhSnger  der  deutschen  Freihandelsschule  u.  der  neueren  social- 
polit.  Richtung  der  Nat.ökon.   S.  darüber  die  oben  S.  146  gen.  Congressverhand- 

hingcn,  bes.  über  Communalsteuern,  in  Hamburg  ISO?  (volksw.  Congr.).  in  Berlin  1>>'1 
(Ver.  f.  Soc.polit.).  Durch  die  Erörterung  des  Communalsteuerwescns,  das  hier  wie 
sonst  in   der  früheren  deutschen  Liter,  bei  solchen  Principienfragen  der  allgem. 


Potsd.  1862,  S.  13211.  148  ff.  (auch  über  Königr.  Sachsen  daselbst  S.  154),  v.  Rönne, 
preoss.  Staatsr.  8.  A.  II,  2.  Abth.  S.  631  II.,  636.  Gerade  in  Preussen  lag  die  Sache 
so,  wie  im  Text  angenommen:  es  war  wiederholt,  so  in  d.  Edicten  v.  27.  Oct  1810 
II.  7.  Sept.  1811.  im  Eingang  z.  Gesetz  v.  30.  Mai  1820,  in  der  Verfass.  v.  1850 
Art.  101,  im  Ges.  v.  24.  Febr.  1S50  die  Aufhebung  der  Grundsteuerlreiheiten  in  Aus- 
sicht gestellt  worden.  Nach  vergeblichen  \  ersuchen  (so  1853,  wo  die  Regierung  vor- 
geschlaffen  hatte,  des  Stouerbetrages,  den  die  bisher  befreiten  OrundMttdre  zu 
tragen  haben  würden ,  mit  dem  20  fachen  Kapital  zu  vergüten ,  was  die  Stande  nicht 
annahmen),  kam  es  zu  einer  Einigung  im  Gesetz  v.  21.  Mai  1S61.  Iliernaili  rr- 
folgte  eine  Entschädigung  im  20  fachen  Betrage  der  mehr  zu  zahlenden  Sieuersumme 
bei  bisheriger  Befreiung,  bez.  Berorzugnng  auf  Grund  Ustigen  Yestam,  spedellen 
Privilegs  oder  anderen  privatrechtl.  Titels,  im  13^«  fachen  Betrag,  wo  fein  ^ecieUer 
Kechtstitel  geltend  gemacht  werden  Iconnte. 
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Steaerlehre  kaum  berftbit  wtsäm  war,  sind  manche  neue  Gedchtapnucte  anch  für 

die  Fragen  des  folg.  Abschnitts  gewonnen  worden.  Ich  bin  mehrfach,  bes.  in  den 
ij.  {]\) .  422 — 424,  42s.  z.  Th.  wörtlich,  ineinoin  Keferat  über  die  romm.st.frag;!' 
(Leipz.  lS7b,  in  «i.  selbständ.  Ausg.)  gefolgt,  da  ich  irgend  wesentliche  Aenderongea 
nicht  für  geboten  hielt. 

Die  Behandl.  in  den  älteren  Lehrbüchern  u.  Systemen  genügt  ^achI.  u.  formell 
U.  nam.  nach  der  Moti?irung  nicht  uielir.  auch  bei  Kau  niclit.  der  aber  innerhall» 
des  Rahmens  der  rein  tinanz.  Besteuerung  das  Kichlifre  ^etroflen  hat  u.  bes.  die 
Genussthcuric  schon  abweist.  S.  die  liter.  üebersicht  u.  Kritik  bei  Heid  £inli.st 
S.  121—135,  Ran  I,  §.  251—254.  Jacob  §.  461,  v.  Malchnsl,  §.  34,  Hnrhard, 
Besten.  S.  87  II".,  I  rapfenbach.  I,  §.  40.  52  (I.  (sehr  einseitig  ^cjren  Progression), 
r.  Hocli,  rttr.  Abg.  §.  3—5,  1.'},  14  (immer  beachtenswerth i.  Pfeiffer.  II.  16—55. 
Maurus,  Besteuer.  K.  S  passim,  Stein  I,  414  Ü.,  447  Ii.,  4SI  Ü.  pa^s.  —  Parieu, 
Imp.  I,  ch.  4,  Garnier«  Fln.  ch.  7  §..2,  ch.  13  §.  1,  Leroy-Beanlien  I,  line2, 
ch.  2.  —  A.  Smith  in  d.  ersten  Steneiregel  s.  o.  8.  220.  Mill,  B.  5,  K.  2,  §.  2—5.  - 
Gossa.  Fin.  p.  53  ff. 

Sachlich  stimme  ich  im  Folgenden  in  Bezug  aui  die  Begründung  d.  Steuer  luit 
Held,  in  Bez.  anf  die  Yertheilnng  den.  mitNenmann  grossentheils  flberein.  Aber 
in  der  llotirirung  weiche  ich  auch  von  letzterem  mehrfach  ab.  Die  Entscheidong 
zwischen  den  zwei  Steuerprincipien  mnss  einmal  wohl  in  Zusammenhang  mit  d.  ganzen 
histor.  Entwicklung  der  üemeiuwirthsch.  gebracht  werden  (s.  u.  §.  421)  u.  die  Eut- 
scheiduDg  Uber  die  Art  der  DoichfUhr.  des  Principe  der  Leistongsfähigkeit,  daher 
über  Proportionalit  o.  Progressint.  des  Steuerfnsses  u.  s.  w.  hängt  m.  E.  wieder  eD|[ 
ziis;iinmen  mit  der  ganzen  pritieipiellen  AulTassung  d<T  Volkswirthsch.  u.  des  privat- 
wirthsch.  Systems  u.  seiner  Kuchtsurduung.  Hier  wie  auch  zur  tieferen  Begrtladung 
■  der  Besteuerung  selbst  —  eine  mit  der  Frage  der  GleichmSssigk.  sehr  eng  comem 
Frage  —  ist  es  ni.  E.  wieder  unvermeidli(  Ii.  auf  die  allgemeinen  Fragen  der  Organi- 
sation der  Volkswirthsch.  zuriick7.us:elien.  I«  h  beziehe  mich  daher  hierfür  nam. 
wieder  auf  meine  (irundieg.,  bes.  Kap.  '6  v.  d.  Urganis.  d.  Y.w.sch.  u.  daselbst  §.  15411. 
über  d.  Zwangsgtiincinwirthschaften ,  wo  in  §.  158  anch  schon  die  Folgerungen  Air 
die  Steucqjrincipien  gezogen  wurden. 

Ein  Punct  der  iui  Folgenden  erörterten  Fragen .  nemlich  die  etwaige  Verall- 
gemeinerung des  Gebührenpriücips  auch  für  die  eigentliche  Besteuerung,  ist  schon  im 
1.  Bande  behandelt  worden.  Die  Forderung  wurde  dort  abgewiesen.  Daran  ist  hier 
jetzt  weiter  anznhnttpfen.  S.  Ran-Wagner  I,  §.  107,  108  n.  2.  Anft.  §.  144. 

I.  —  §.  417.  Das  Problem.  Auch  dieser  Grundsatz  wird 
hier  für  die  gegenwärtige  Entwicklungsperiode  unserer  Culturvölker^ 
fUr  die  „staatsbttrgerliche''  erörtert,  aber  wiedemm  unter 
MitbertteksichtigaDg  des  socialpoUtlsohen  Staadpnncts  fftr  eme 

beginnende  „sociale"  Stenerepoche. 

Die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  im  Sinne  einer  gleicli- 
mässigen  Vertlieilung  der  Steuerlast  unter  den  einzelnen  Steuer- 
pÜichtigeu  ist  ein  Axiona  unserer  Zeit  und  folgt  als  Recbtsgrundsatz 
aus  dem  Princip  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit  der 
Staatsangehörigen  und,  was  Fremde  anlangt,  ans  der  völkerreelitr 
lieh  llblich  gewordenen  Gleichstellung  derselben  mit  den  Einhet 
mischen.  Fflr  die  practisehe  Steuerpolitik  Iftsst  sich  die 
gleichmässige  Besteuerung  aber  wieder  nur  als  ideales  Ziel 
hinstellen,  dem  man  sieb  soviel  als  möglich  nähern  soll,  das  man 
aber  we^cn  der  practischeu  Schwierigkeiten  niemals  voUstäudig 
erreichen  kann. 
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Mit  der  blossen  Aufstellung  des  theoretischen  Prineips  und 
practischen  Postulats  der  GleichmUssigkeit  ist  aber  zunächst  wieder 
uocli  nicht  viel  gewonnen.  Denn  die  weitere  i'rage  lautet  sofort: 
was  ist  oder  worin  besteht  diese  GieiohmässigkeitV  Darauf 
läSBt  sich  keine  ganz  einfache  Antwort  geben.  Die  Beantwortung 
selbst  bietet  auch  fOr  die  Theorie  erhebliche  Schwierigkeiten.  Es 
ist  nnvermeidlichy  die  ganze  Frage  tiefer  zu  erfassen,  indem  sie  in 
V^erbindung  mit  anderen  Fragen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung 
und  des  Wesens  der  Besteuerung  Uberhaupt  gebracht  wird.  Die 
verschiedenen  Steuerpriucipieu ,  durch  welche  man  die  Gleich- 
raässigkeit  hat  verwirklichen  wollen,  sind,  richtig  aufgefasst, 
Gonsequenzen  bestimmter  Theorieen  von  Volkswirthschait,  Staat 
und  Steuer  Überhaupt  Man  kann  sich  ttber  sie  nicht  einigen, 
weil  man  in  diesen  Theorieen  auseinander  geht.  Nothwendig  ist 
es  ferner  wieder,  die  Wahl  der  beiden  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  Principien,  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse  und 
nach  der  Leistungsfähigkeit  nicht  nur  rationell  zu  erörtern,  sondern 
in  historische  Verbindung  mit  der  Entwicklung  des  Gemein- 
wesens und  der  Volkswirthschaft  zu  bringen;  ferner  bei  der  An- 
wendung des  zweiten  Prineips  den  rein  ünanziellen,  und  den 
socialpolitischen  Standpunet  zu  unterscheiden.  Sonst  kann 
man  nicht  zur  Klarheit  kommen. 

II.  —  §.  418.  Principien  und  Theorieen  für  dieVer- 
wirklichung  der  Gleichm  äss igk  eit  der  Besteuerung. 
Zur  Lösung  dieses  Problems  hat  man  zwei  Principien  aufge- 
stellt, welche  mit  zwei  allgemeinen  Theorieen  der  Besteue- 
rung in  Verbindung  stehen  und  durch  dieselben  ihre  Begründung 
und  zugleich  ihr  Maass  finden. 

A.  Das  Princip  der  Bestenernng  „nach  dem  Interesse'' 
oder  ,,nach  Leistung  und  Gegenleistung",  welches  man 
wegen  der  Hertibernahnie  dieses  hauptsächlichen  Grundsatzes  des 
privatwirthschaftlicheu  Verkehrssystems  auch  das  „privatwirth- 
sch  af tl  i c  h  e Bestenerungsprincip  nennen  kann.  Hier  hält  man 
sich  an  die  Beziehungen  zwischen  dem  Besteuerten  und  dem 
steuerempfangenden  Staate  (bez.  der  betre£fenden  Zwangsgemein- 
wirthschaft  Oberhaupt)  und  sucht  die  Besteuerung  so  zu  yertheilen, 
dass  die  Leistung  der  Steuerzahlung  sich  in  ihrer  Höhe  bemisst 
nach  dem  Gegenwerth,  den  der  Besteuerte  in  den  öffentlichen 
LeistUDgeo  des  Staats  u.  s.  w.  geniesst.  Dieses  bteuerprincip 
beruht  auf  der  Annahme,  dass  der  tiefere  Recbtsgrund  der  Be- 
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Steuerung  überhaupt  in  den  „Genüssen'^,  Vortheilen  u.  s.  w. 
liegt,  welche  der  Besteuerte  in  der  Staaisverbindung  u.  s.  w.  erlangt 
und  dass  es  die  Aufgabe  gleichmässiger  Besteuerung  sei,  „nach  dem 
Grade  des  Mitgenusses  an  diesen  Vortheilen''  (Rau)  die  Steuerlast 
anter  die  diese  Vortheile  Geniessendeii  zu  vertbeileo.  Es  handelt 
sich  dann  darum,  diese  Genüsse  ftlr  die  einzehien  Besteuerten  fest- 
zustellen und  zu  messen,  um  letztere  nach  diesem  Massstabe  zu 
bestenem.  Man  denkt  dabei  namentlich  an  den  Sehntz,  weiter 
auch  an  die  allgemeine  Förderung,  welche  der  Einzelne  für  seine 
Person,  sein  Eigenthuni,  seinen  Erwerb  u.  s.  w.  durch  den  Staat 
und  dessen  Anstalten  und  Leistungen  geniesst.  Mau  kann  die 
bezügliche  rbeorie  zur  Begründung  der  Besteuerung  und  zur  Her- 
stellung ihrer  Gleiebmässigkeit  als,,  Genusstheorie  wenn  man 
sich,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  vomemlich  an  das  Moment  des 
Schutzes  fUr  Person  und  Eigenthum  hftlt,  auch  als  „Asse- 
curanztheorie"  bezeichnen  und  in  Bezug  auf  die  Verwirklichung 
der  Gleicliiiiiissigkeit  von  einem  „Genussprincip",  bez.  „Asse- 
cu ranz  principe  sprechen.  Practisch  müsste  sich  die  Steuer- 
vertheiiung  hier  so  gestalten,  als  wenn  das  Gebührenprincip 
ganz  reraligemeineiU  würde. ^) 

Ditiäe  Aut'faäduug  vertreteu  im  AUgein.  die  S  mit  Ii  sehe  Schule  u.  die  ihr  uahe 
stehendeo  Bechtsphilosophen  and  Politiker.  So  A.  Smith  selbst  in  s.  eisten  Steuer- 

regcl  wenigstens  implicite:  Steuern  in  proportion  of  the  r'  venue,  which  they  (the 
subj('ct>")  enjoy  uiider  the  protection  of  the  stato.  Jacob,  Fin.  I,  §.  4fi1 :  jeder 
muää  möglichst  uach  dem  Maasse  mit  Abgaben  belegt  werden,  als  er  au. dem  Qe- 
meiniroli],  das  der  Stset  dadorcli  hervorbringt,  Theil  nimmt,  d.  L  nach  demMansse  seiner 
Kriifte  U.Güter,  welche  Jen  Schutz  u.  die  wohlthatigcu  Einrichtungen  des  Staats  gemessen. 
Krehl,  Stcuersyst.  §.  13,  Krünckc,  (irujids.  S.  4,  v.  Kremer  I,  70,  Lötz,  Ilandb. 
III,  läl,  V.  Kotteck,  Staatsr.  d.  coustit.  Mon.  II«  324,  ders.,  ök.  Polit.  S.  2ä7. 
Garnier,  Fin.  p.  16:  Unterscheid,  zwischen  der  wiiU.  Steuer  n.  der  „rationeIlen*\ 
wie  sie  bestihide,  wenn  die  StaatsthStigkeit  richtig  reducirt  wäre  ;  hier  würde  die 
Steuer  sein:  le  prix  des  Services  rendus,  bes.  le  prix  du  Service  de  seciirit6  ou  la 
prime  d*assurance  payee  pour  la  garaotie  de  la  securite.  Ebenso  die  dort  citirten 
franzOa.  Autoren  Du  Puynode,  de  Girardin.  Aach  in  Montesquieu's  Aufbss. 
im  Grande  der  nemliche  Gedanke,  esprit  des  lois,  lir.  XIII,  eh.  1 :  les  rerenus  de 
r.  tat  seilt  uno  portion  que  cha(iue  citoyen  donne  pour  avoir  la  sürete  do  rantrc .  ou 
püur  eu  jouir  agreablement.  S.  die  Zns.steII.  weiterer  Auffass.  der  Steuer  selbst  und 
der  Forderungen  in  Bez.  auf  Gleichmassigkeit  bei  Held,  Eink.ät  S.  40  AT.,  121  if.  — 
(h'gen  diese  Ansichten  u,  A.  Schön,  Grunds.  S.  Gl  II",  (mit  weiteren  Lit.augaben), 
Zachariä  K.  S.,  Staatswiss.  S.  411,  auch  Mill  B.  5.  K.  2,  §.  2.  Dann  bes.  Rau 
I,  §.  252  u.  die  von  mir  schon  im  1.  B.  .2.  A.  S.  329  Note  7  gen.  Schriftsteller, 
Held  a.  a.  0.  An  dieser  Stelle  des  1.  B.  wird  zwischen  der  Verallgemeinerang  des 
Gcbuhrenprincips  u.  dem  Princip  von  Leistung  u.  Gegenleistung  einer-,  dem  Genoss« 
priiicip  aiulci'seits  noch  et\\'as  unterschieden.  Es  lässt  sich  das  wohl  rechtfertig-en, 
indem  dort  mehr  an  den  Maassstab  für  die  N'erthcilung  der  Steuer,  hier  an  den 
tieferen  Kcchtsgrund  der  Besteuerung  gedacht  wird.  ladessen  hängt  Beides  doch  sehr 
eng  zusammen,  so  dass  es  mir  richtiger  erschienen  ist,  die  beztlglichen  Theorieen 
hier  nur  als  eine  einheitliche  einzige  hinzustellen.  Die  radicalen  Smithianer  und 
Bastiatianer  der  Deutscheu  Frcihaodeisschule  haben  zwar  manchmal  noch  diese  ältere 
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B.  Das  zweite  Princi])  ist  die  gleichmässige  Besteuerung  uach 
dem  Verhäitniss  der  wirtiischaftlichen  Leistungsfähig- 
keit der  Besteuerten,  eine  gewisse  Steuer  zu  tragen,  oder  nach 
ihrer  sogen.  Steuerfähigkeit  (Beitragsfähigkeit,.Bau).  Hier 
sueht  man  also  das  Maass  der  Besteuerung  naeh  Beziehungen 
zwischen  der  Stenersumme  des  Besteuerten  und  seiner  Ökono- 
mischen Lage  festzustellen.  Die  Begründung  der  Besteuerung 
liegt  hier  in  der  Natur  des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgemein- 
wirtbschaften  und  in  dem  Verhäitniss  der  Besteuerten  zu  diesen 
Körpern,  woraus  sich  die  Besteuerung  nicht  als  eine  specielle 
Gegenleistung  für  Genüsse  oder  Vortheile  in  der  Staatsrerbindung, 
sondern  als  eine  Pflicht  des  Glieds,  zu  der  Erfüllung  der 
Existenz-  und  Gedeibensbedmgungen  des  Ganzen,  dem  es  an- 
gehört ,  und  dadurch  implicite  seiner  selbst  beizutragen,  ergiebt. 
Man  kann  das  zweite  Princip  mit  Rücksicht  hierauf  das  gemeiu- 
w  i  r  t  b  s  c  h  a  f 1 1  i  e  h  e  (s  t  a  a  t s  w  i  r  t  h  s  c  b  a  f 1 1  i  c  h  e)  Steuerprincip 
nennen.  Die  Steuer  wird  hier  ferner  für  den  Betroffenen  als  ein 
Opfer  oder  als  eine  Entbehrung  aufgefasst,  die  sich  als  ein 
Druck  für  ihn  fühlbar  machen.  Die  Gleicbmässigkeit  soll  dann 
dadurch  hergestellt  werden,  dass  die  Steuern  nach  Verhäitniss  der 
Opfer  yertheilt  werden,  welche  sie  fttr  die  Besteuerten  im  einzelnen 
Fall  mit  sich  bringen.  Die  bezügliche  Theorie  kann  man  kurz 
„Opfertheorie",  das  Princip  zur  Verwirklichung  der  Gleicb- 
mässigkeit das  „Opferpriucip"  nennen.  Die  Aufgabe  besteht 
alsdann  darin,  die  Opfer,  welche  in  der  Steuertragong  für  die  Be- 
steuerten liegen,  für  die  Einzelnen  festzustellen  und  zu  messen 
und  nach  diesem  Massstabe  die  Besteuerung  zu  vertheilen. 

AufiPassung  in  Bez.  auf  BegrUndong  ü.  YOTtheilung  der  Steuer  vertreten-,  aber  wenig- 
stens in  ßctieir  der  Staats  besteuer.  nicht  mehr  durchaus.  Auf  d.  Coiigr.  in  Hamburg 
18ti7  hatte  K.  Brauu  eine  These  vorgeächlageu«  die  aber  nicht  angenommen  wurde: 
bei  der  Aufbringung  der  füa  den  Steat  noutwendigen  Mittel  musse  die  Leistiings- 
fiüiigkeit,  bei  der  Beschaffung  der  fOg  Q^eindezwecke  wfbidedicbeii  das  YerhAltiüss 
zwiachen  Leistung  und  Gegenleistung  massgebend  sein. 

^)  So,  wenn  auch  in  anderer  Formulirung  u.  gleich  mit  einem  speciellen  Schluss 
in  Betreff  der  Art,  wie  die  Leistungsfähigkeit  bemessen  werden  soll,  auch  Bau,  I, 
§.  253,  254.  Er  bc/eichuct  die  Abstufung  der  Steuer  nach  den  yeimOgensumständeu 
der  Staatsbürger  als  die  gleichförmigste  und  gerechteste  Belastung.  Die  „in  dem 
Vermügenszustande  einer  Person  begründete  Möglichkeit«  ohne  liachtheii  lUr  die  Be- 
friedigung der  dringeadstea  BedHrfiiisse  Stevern  zu  gebea*%  nennt  er  Steuerfibig- 
keit  oder  Beitragsf&bigkcit.  Schon  Mbw  ist  das  Princip  der  Leistungsfähigkeit 
mehr  oder  weniger  klar  u.  scharf  vertreten  worden,  so  von  Bodinus  de  rep.  p.  974: 
pro  singulorum  facultatibus,  ebenso  Besold,  de  aerario  p.  10,  bes.  Boxhorn,  instit. 
pol.  Hb.  I  c.  10  §.  18  H.  IX:  in  tributis  aequalitatis  maxima  habenda  ratio,  qnae  in 
eo  potissimum  versatur,  ut  par  Sit eonun xatio,  ac  paria  hic  onera  sentiant,  quorom 
in  dirersis  rebus  positae  sitaequc  sunt  opes*  —  Bestimmt  fttr  die  Opfertheohe  von 
A.  Waffnar,  FinaaswiMenBcliaft.  IL  ,  22 
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III.  —  §.  419.  Beurtheiluug  dieser  Theorieen  und 
Prinoipien  und  Wahl  zwischen  letzteren.  Für  die  Kritik 
ist  es  wesentlich  su  beachten,  dass  hier  theils  rechtsphilosophiBche 
Begründungen  der  Besteaening  nnd  Stenerpflicht  flberhanpi^ 
theils  Massstäbe  fttr  die  Vertheilung  der  Steaertost  aufgestellt 
werden.  Die  Gennsstheorie  nnd  die  Opfertheorie  sind  in  dieser 
Hinsicht  nicht  genaue  Correlate.  Die  erstere  will  zunächst  eine 
Begründung  der  Besteuerung,  dann  auch,  freilich  in  Zusammenhang 
damit  und  in  Consequeni^  davon,  ein  Massstab  für  die  Verwirk- 
liehnng  der  Gleichmässigkeit  sein,  die  zweite  nur  letzteres.  Als 
Correlate  erseheinen  dagegen  das  priTatwirthschaiiliehe  Stener- 
princip  „nach  dem  Interesse*'  nnd  das  gemeinwirthsehafQiche 
„nach  der  Leistungsfähigkeit'^ ,  die  beide  zugleich  Principien  flir 
die  Begründung  und  für  die  Vertheilung  der  Besteuerung  sind. 
Bei  dem  Zusammenhang  zwischen  den  Fragen  nach  der  Ver- 
theilung und  der  Begründung  der  Besteuerung  ist  es  geboten,  die 
genannte  Theorie  und  die  beiden  Principien  hier  auch  in  der 
zweiten  Beziehung  zu  kritisiren,  wodurch  eine  oben  (§.  340)  tot- 
behaltene  Erg^zung  früherer  Bemerkungen  erfolgt  Das  Besultat 
der  Kritik  ist  aber  auch  fttr  die  Beuitheilung  des  betreffenden 
Princips  als  Massstab  der  Bestenemng  wichtig. 

A.  Begründung  der  Besteuerung.'*) 

1)  Die  Genusstheorie  und  das  Princip  der  Besteuerung  nach 
dem  Interesse  begründen  die  Besteuerung  unrichtig,  indem  sie 
dem  privatwirthschaftlichen  Entgeltiichkeitsprincip  eine  un7Ailässige 
Ausdehnung  auf  die  Verhältnisse  des  Staatslebens  oder  der  Ge- 
meinwirthschaft  geben.    Hier  liegt  nur  wieder  die  ungehörige 

Kenem  Mill  a.  a.  0.  §.  2.  3  und  eine  grössere  Anzahl  deutscher  Finanztheoretiker. 
z.  B.  Ümp  feil  back  I,  105:  jeder  Staatsangehörige  sei  mit  gleicher  Schwere  zu 
treffen.  Jedem  eiu  solches  Opfer  aufzuerlegen,  dass  Keiner  eine  stärkere  BeschFeide 
empfinde  als  der  Andere,  ist  nur  nicht  zu  begreifen,  wie  tob  solelieii  und  iliB- 
Höhen  Sfttzen  wob  Bau,  Umpfeubach  n.  A.  m.  zur  proportionalen  Einkommen* 
besteuerung  gelangen  wollen.  Kau  kommt  in  §.  253  mit  sich  selbst  in  Widerspruch, 
s.  n.  §.  427  ff.  Anders  Neumanu,  progr.  St.  S.  "^l  if. ,  der  aus  der  Opfertheorie  die 
Progression  a.  s.  w.  richtig  ableitet.  Gegen  die  Opfertheorie  Held,  Eink.st.  S.  112, 
ISO,  der  nnr  mit  Recht  bestreitet,  dass  sich  aus  derselben  die  Proportionalität  der 
Steuer  nicht  ableiten  lasse.  Auch  Leroy-Bcaulieu  I,  1. 2,  cL  2  weial  die  Thooiie 
ab,  um  die  Progressivsteuer  abweisen  zu  können. 

*)  S.  die  in  d.  Vorbem.  gen.  Stellen  meiner  ürundleg.  u.  Held  a.  a.  0.  Kap.  2, 
der  nnr  nicht  scharf  genug  unterscheidet,  dass  die  Genusstheorie  nnd  die  Aüfmuig 
der  Steuer  als  „Tausch"  nur  für  die  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  u.  dem 
Staat  unzullis>i!i  ibt,  während  zwischen  der  (lesammtheit  <^er  Staatsleistungen  und 
der  Gesammihcit  der  Steuern  auch  iu  ökonomischer  Beziehung  möglichst  eine 
(Gebnnelu-)  Werthooirespondeia  eiztelt  Verden  muai.  Grandleg.  §.  IM,  Meto  11 
u.  nnten  §.  420.  Bnrclians  riclitif  Nenmann,  progr.  St,  Kap.  2. 
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Identificinmg  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privatwirthschaftiichen 
System  und  die  Verkennnng  des  Wesens  gemein-,  besonders  aneli 
zwangsgemeinwirthsehafUicher  Organisation  yor.  Es  ist  zwar  ganz 
richtig ;  dasB  die  Bestenerteo  ans  der  Staatsverbindnng  Gentisse 

und  Vortheile  ziehen,  von  einer  Art  und  in  einem  Grade,  wie  es 
auf  gar  keine  andere  Weise  möglich  wäre.  Aber  in  diesem  Sach- 
verhalt liegt  nicht  die  tiefere  Begründang  der  allgemeinen  Steuer- 
pflicht,  wenn  gleieli  man  anf  denselben  anch  dem  einzelnen 
Besteaerten  gegenüber  zor  Beehtfertigong  seiner  Steuerlast  mit 
hinweisen  kann.  Es  ist  sogar  richtig  und  nothwendig,  wo  die 
Verhlltnisse  so  liegen,  wie  es  hemaoh  bei  der  Erörterang  über 
Gennas,  Vortheil  oder  Interesse  au  und  durch  öffentliche  Leistungen 
als  Steuermassstab  dargelegt  wird,  die  Besteuerung  in  den  ge- 
eigneten Fällen  in  Gemässheit  der  Genusstheorie  und  des  privat- 
wirthscliaftiichen  Steuerprincips  mit  zu  vertheilen.  Aber  auch  hier- 
darch  werden  diese  Theorie  und  dieses  Prineip  nicht  geeignet  zn 
einer  allgemeinen  BegrMndnng  der  Bestenemng. 

2)  Diese  Begrflndong  liegt  yielmehr  in  den  Gesichtspnncten, 
welche  in  dem  gerne  in  wirthschaftlichen  Stenerprincip  „nach  der 
Leistungsfähigkeit"  enthalten  sind.  Hier  geht  man  mit  Recht 
von  der  ökonomischen  Natur  der  Zwangsgeraeinwirth- 
schaft  aus.  In  der  letzteren  handelt  es  sich  zwar  auch  um 
Interessen,  Vortheile  und  Gentisse  des  einzelnen  theilnehmenden 
GliedSi  aber  znyarderst  ond  stets  überwiegend  am  Existenz- 
bedingungen der  Gattung^  am  Gedeihensbedingangen  der 
Gemeinschaft  nnd  des  Einzelnen  nnr  als  Glieds  derselben. 
Der  Einzelne  wird  regelmässig  in  diese  Gemeinschaft  hineingeboren 
und  gehört  ihr  ohne  seine  Einwilligung  an :  von  einem  „Vertrag" 
ist  keine  Rede.  Auch  wo  er  durch  Wahl  des  Wohnorts  u.  s.  w. 
tVei  zu  handeln  scheint:  er  muss  nach  solcher  Wahl  der  einmal 
bestehenden  Rechts-  and  Wirthschaftsgemeinschaft  angehören  nnd^ 
wie  vielfach  ohne  seinen  Willen  an  den  Vortheilen,  so  ohne  seine 
Einwilligung  an  den  Lasten  derselben  theilnehmen.  Die  Stener- 
leistnng  des  Einzelnen  ist  danach  anch  nicht  als  eine  Gegen- 
leistung für  oder  als  eine  Art  Tausch  mit  öffentlichen  Leistungen 
zu  betrachten,  nicht  in  dieser  privatwirthschaftiichen  Auffassung 
innerlich  rechtspliilosophisch  begründet,  sondern  sie  ist  eine  aus 
den  naturgegebenen  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  und  der 
Zwangsgemeinwirthschaft,  der  er  angehört,  nothwendig  folgende 
Pflicbt. 

22» 
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B.  —  §.  420.   Die  Vertheiluug  der  Besteueruug. 

Kann  die  Besteuerung;  nicht  allgemein  nach  den  GreBiehts- 
punoten  der  Gennsstheorie  und  des  Prineips  von  Leistung  und 
Gegenleistung  begründet,  so  aueh  nicht  allgemein  danach  Tertheilt 

werden.  Auch  hier  folgt  vielmehr  aus  dem  Wesen  des  Staats,  der 
Commune  u.  s.  w.  als  Z  wan^s  gern  ein wirthsc halten  und  aus 
der  Beschaffenheit  der  meigten  riffentlichen  Leistungen  dieser  Körper, 
dass  eine  allgemeine  Vertbeilung  der  Befiteuerung  nach  dem 
individuellen  Genuss  oder  Interesse  ebenso  principiell  falsch  als 
praetisch  undurchführbar  wäre.  Kann  und  mnss  man  auch  in 
Ökonomiseher  und  finanzieller  Hinsicht  verlangen,  dass  zwischen 
der  Summe  der  Besteuerung  des  ganzen  Volks  und  der  Summe 
der  öffentlichen  Leistungen  eine  mi3glichst  richtige  Wertheorre- 
spondenz  bestehe  —  ein  in  unseren  Staaten  besonders  durch  die 
constitutionelle  Budgetwirthscbaft  zu  lösendes  Problem  — ,  so  ist 
ein  solches  Postulat  in  Bezug  auf  die  gesanimte  Besteuerung 
schlechterdings  falsch  und  ohnehin  undurchführbar  fttr  das 
Verhältniss  zwischen  den  öffentlichen  Leistungen,  an  denen  der 
Einzelne  geniessend  theilnimmt,  und  der  Besteuerung  desselben. 
Vielmehr  macht  es  der  tief  begründete  ,,communistische" 
Cbaracter  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  nothweudi^, 
von  einer  solchen  speci eilen  Verrechnung  zwischen  der  Finanz- 
wirtbschaft  und  dem  Einzelnen  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl 
der  Fälle y  bei  den  eigentlich  typischen  öffentlichen  Leistungen 
grundsätzlich  und  praetisch  ganz  abzusehen.  In  den  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  wird  nach  ihrem  Wesen  mit  den  Mitteln  Aller, 
mit  vereinten  Kräften  für  die  Zwecke  Aller,  des  Ganzen  und  der 
Einzelnen  als  seiner  Glieder,  gewirthschaftet ,  werden  „öffentliche 
Leistungen  producirt",  aber  gerade  ohne  die  hier  verlangte  specielle 
Verrechnung.  Auch  wo  der  Einzelne  aus  diesen  Leistungen  Vor- 
theile zieht,  geschieht  dies  in  der  Regel  in  ganz  unmessbareni 
Grade  y  wie  bei  der  grossen  Masse  der  Leistungen  zur  Verwirk- 
lichung des  Rechts-  und  Machtzwecks  und  auch  bei  so  vielen 
Leistungen  im  Grebiet  des  Oultur-  und  Wobifahrtszwecks.  „Interesse'S 
„Genuss",  „Vortheil'^  des  Einzelnen  sind  also  nicht  nur  keiu 
Rechtsgrund  seiner  Besteuerung,  sondern  auch  kein  allgemeiner 
Massstab  für  seinen  Antbeii  an  der  gesammten  Steuerlast,  weil 
sie  theils  fehlen  und  nur  von  einer  Pflicht  des  Einzelnen  zn 
reden  ist,  theils  unmessbar  sind  und  sich  somit,  auch  wenn  man 
wollte,  gar  nicht  als  Massstab  brauchen  Hessen.  Demnach  mnss 
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nach  einem  anderen  Massstab  gesucht  werden  und  dieser  kann 
Ük  die  Besteuerung  im  Allgemeinen  nur  in  der  Leistungs- 
fähigkeitder  Einzelnen  liegen:  ein  Steuerprincip^  dasmitNoth- 
wendigkeit  aus  der  ökonomisch -technischen,  „commiinistischen'^ 
Natur  zumal  der  modernen,  entwickelten  Zwangsgemeinwirth- 
sohaft  folgt:  hier  wird  ,,mit  vereinten  Kräften''  für  GemeinschaftB- 
Kwecke  gewirthschaftet  und  ronss  billiger  Weise  Jeder  nach  dem 
Maas 8 e  seiner  Kräfte  in  Anspruch  genommen  werden. 

C.  —  §.  421.  Die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
oder  nach  Leistung  und  Gegenleistung.  Mit  dem  Gesagten 
ist  dies  Steuerprincip  und  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Gennas-' 
theorie  jedoch  keineswegs  Tdllig  verworfen,  sondern  nur  in 
die  richtigen  Grenzen  gewiesen.  Ein  absolutes,  ausschliesslich 
anzuwendendes  Steuerprincip  zur  Herbeiftlbrung  der  Gleichmftssig- 
keit  ist  aach  die  Besteuerung  nach  der  Leistungstähigkeit  nicht 
und  auch  in  der  Praxis  niemals  gewesen.  Vielmehr  hajidelt  es 
sich  in  der  Theorie  darum,  zunächst  den  geschichtlichen 
Wechsel,  welcher  erst  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft 
und  des  Staats  in  der  Comhination  und  in  der  relativen  Be- 
rechtigang  beider  Prineipien  eingetreten  ist,  richtig  zu  yerstdien, 
und  alsdann  weiter  auch  für  die  Gegenwart  dem  anderen 
Princip  seine  ihm  noch  jetzt  gebUhrende  Stellung  anzuweisen. 

1)  Der  geschichtliche  Wechsel  der  beiden  Steuer- 
princip i  e  n.  '*)  In  geschichtlicher  Hinsicht  entspricht  die  Be- 
steuerung nach  Leistung  und  Gegenleistung  mehr  den  früheren  Ent- 
wicklnngsperioden  der  Volkswirthschaft  und  der  noch  schwachen 
gemeinwirtbscbaftliehen  Organisation,  des  in  seinen  Zwecken  und 
Leistangen  noch  „unentwickelten'^  Staats.  Das  Princip  der 
Bestenerung  nach  der  Leistungsfthigkeit  ist  der  richtige  Haupt- 
Massstah  der  Steuervertheilung  im  „entwickelten",  in  seinen 
Leistungen  immer  reicher  werdenden  Gemein  wirthschafts-  und 
namentlich  Staatslebens.  Die  relativ  grosse  Bedeutung  des  Ge- 
bttbrenwesens  und  verwandter  Abgaben  im  mittelalterlichen  und 
noch  im  späteren  ständischen  Staat,  der  etwas  gebtthrenartige 
Oharacter,  welcher  im  älteren  Staatsstenerwesen  und  noch  hente 
in  der  Commnnalbestenemng  (§.  423)  hervortritt,  sind  Belege  fttr 

*)  Auch  die  .,liistorischen'*  NatioiialökononitMi  haben  'lies  noch  nicht  s:entlocnd 
heaehtet.  M.  E.  t-rweist  sich  gerade  filr  solche  Ilauptpuncto  der  geäcliichü.  Eot- 
wickluug  die  zuüammeut'asäende,  auf  die  Prineipien  der  IbltwicUling  zniück- 
fdiende  Bebandluog  nothvendig.  Sonst  droht  immer  wieder  die  Ge&hr,  ror  koter 
Baumen  (dee  Speciidstudiomi»)  den  W»Id  nicht  zu  sehen. 
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'  das  €tesagte.  Solange  nicht  gewigse  Functionen  des  Staats  nnd 

der  Commune  auf  dem  Gebiete  des  Rechtsschutzes,  der  Onltnr-  und 
Woblfahrtsförderung  als  selbstverstäudliche  Aufgaben  „ im 
öffentlichen  Interesse*'  gelten,  unterbleibt  eine  entsprechende 
Thätigkeit  entweder  ganz  oder  grossentheils,  oder  aber  sie  erfolgt 
nur,  wenn  diejenigen,  welche  sie  wttnschen  oder  daran  interessirt 
sind,  zn  den  Kosten  beitragen  oder  selbst  die  Staatsgewalt  erst 
durch  Gaben  n.  dgl.  zum  Eingreifen  willig  machen.  Sogar  die 
Gew&hmng  des  gewöhnlichen  privaten  Reehtsschntzes  gilt  dann 
nicht  ohne  Weiteres  als  Pflicht  der  Gemeinschaft  und  ihrer  Execu- 
tivorgane  und  als  Recht,  das  der  Einzelne  sogleich  beanspruchen 
kann,  sondern  sie  muss  erst  erkauft  werden  durch  Gaben,  Bei- 
träge nnd  Stenern.  Aehnliche  Gesichtspnncte  walten  überhaupt 
bei  jener  Anordnung  der  Besteuerung  ob,  welche  oben  (§.  35&)  als 
„▼ertragsmässige  Regelung'',  besonders  im  älteren  ständischen  Staat, 
bezeichnet  wurde.  In  der  dort  gegebenen  Characterisimng  der 
einschlägigen  Verhältnisse  trat  tiberall  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung,  das  do  ut  des  wenigstens  zwischen  der  Staats- 
gewalt und  den  steuerbewilligenden  Ständen  deutlich  hervor.  Erst 
wenn  sich  im  Volks bewusstsein  Staat  und  Gemeinde  als  selbständige 
WirthschaHs-  und  Rechtspersönlichkeiten,  denen  der  Einzelne  mit 
seinem  ganzen  Sein  und  seiner  ganzen  Habe  angehört,  heraus- 
gebildet, wenn  zugleich  diese  Gemeinschaften  allgemeine  Auf- 
gaben und  Leistungen  im  Interesse  ihrer  selbst,  als  der  Gemein- 
schaften, und  damit  der  Einzelnen,  als  ihrer  Glieder,  an  sich  heran- 
gezogen haben,  wenn  m.  e.  W.  das  ,,öffent liehe  Interesse" 
tieferer  Grund  und  treibende  Kraft  in  „öffentlichen  Thätig- 
keiten"  wird:  alsdann  reicht  die  privatwirthschaftliche  Auffassung 
der  Beziehungen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  Einzelnea 
nicht  mehr  aus;  alsdann  tritt  nothwendig  auch  das  Steuerprineip 
von  Leistung  und  Gegenleistung  zurück  und  das  wahrhaft  gemetn- 
wirth schaftliche  der  Leistungsfähigkeit  bricht  sich  allgemeiner  Bahn. 
Es  ist  das  practisch  nothwendig  und  principiell  richtig,  weil  sich 
die  meisten  nunmehrigen  ()flFentlichen  Leistungen  gar  nicht  mehr 
als  Vortheiie  des  Einzelnen  auffassen  und  noch  weniger  so 
messen  lassen.  Es  entspricht  aber  auch  der  erreichten  Entwick- 
lung des  öffentlichen  Lebens  und  der  gemeinwirthsehaftlichen 
Organisation:  jene  Leistungen  ttbemimmt  die  Gemeinschaft  als  ihre 
eigene  Angelegenheit,  zu  der  sie  ihrer  ganzen  Aufgabe,  ihrem 
jetzigen  Wesen  nach  verpflichtet  ist.    Mau  muthet  daher  dem 
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Einzelnen  y  dem  diese  Leistungen  als  einem  Gliede  der  Gemein- 
sehaft  eventnell  mit  zn  Onte  kommen,  anoh  nicht  mehr  zn,  dass 

er  dafür  besonders  zahlen,  d.  h.  nach  dem  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  steuern  soll.  So  in  Betreff  des  allgemeinen 
Kechtsschutzes  von  Person  und  Eigenthum  (selbst  was  „Fremde" 
anlangt),  des  Genusses  zahlreicher  öffentlicher  Anstalten,  z.  B.  des 
Bildnngs-y  Unterrichts-,  Verkehrswesens,  wo  freilich  etwa  Gebühren- 
erhebung und  in  dieser  das  Princip  der  Besteuerung  nach  Leistung 
und  Gegenleistung  bleibt,  aber  ein  immer  grösserer  Theil  der  be- 
züglichen Kosten  auf  den  allgemeinen  Staats-  oder  Oommunal- 
säckel  genommen  und  dann  eventuell  durch  Steuern  bestritten  wird, 
welche  wesentlich  nach  dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  um- 
gelegt sind:  weil  es  sich  eben  um  „öffentliche  Angelegenheiton" 
im  „öffentlichen  Interesse"  handelt  und  dies  Moment  der  eigentliche 
Grund  der  Uebemahme  dieser  Leistungen  auf  das  Gkimeinwesen 
ist  Es  ist  daher,  historiseh  betrachtet,  auch  der  wachsend 
„communistisehe^'  Gharacter  der  Volkswirthschaft  und  in  ihr 
der  hauptsächlichen  Gemeinwirtbschaftsorgane,  des  Staats  und  der 
Selbstverwaltungskörper,  welcher,  —  bedingt  durch  die  ganze  Ent- 
wicklung der  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  der  fortschreitenden 
Völker,  bezeugt  durch  die  wachsende  Ausdehnung  der  öffentlichen 
Tliätigkeiten  und  die  immer  allgemeinere  Anerkennung  von  ge- 
wissen Interessen  als  „öffentlicher''  —  auch  die  Besteuerung  nach 
der  LeistungsfUhigkeit  immer  mehr  in  den  Vordergrund  schiebt. 
Nur  dies  Princip  Iftsst  sich,  zumal  im  Staate,  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  practisch  anwenden  und  nur  dieses  entspricht 
dem  Wesen  entwickelter  Gemeinwirthschaft. 

Es  fehlt  auch  nicht  an  Seitenstücken  zu  dieser  Gestaltung  der 
Dinge.  Ganz  analog  ist  es,  wenn  in  der  entwickelten  Gemeinwirth- 
Schaft  dem  Emaehien  nicht  mehr  zugemuthet  wird,  Leistungen, 

Die  Moüvirung  neuester  Vorgäage  liefert  eine  abermalige  deatliche  Bestätigung 
diMer  AnfCuniiig,  z.  B.  bei  Gdegenheit  der  nV^entaaiüelnmg**  der  PiifittM^en  in 
DentBchland.    Die  BegrCtiidimg  (Nov.  1879)  wird  vornemlich  im  öffentL  Literesse 

g^csucht  u.  die  finanziellen  Bedenken  w^erden  mit  dem  Hinweis  auf  dieses  zurück- 
gewiesen. Auch  beim  Betrieb  der  Bahnen  soll  das  öfieatUche  Interesse,  nicht  die 
Rente  Richtaehnnr  und  Zielpnnct  sein,  nadi  den  Reden  der  Begiefongireitreter  im 
preuss.  Landtag.  Damit  wird  also  selbst  auf  diesem  Gebiete  schon  das  Princip  ?on 
individueller  Leistunsr  u.  Gegenleistung  zurückgedrängt.  Denn  wenn  z.  B.  Hahnen 
^ö^io  Kente  kosten  und  nur  3'5X  tragen,  so  muss  1  "/o  auf  den  allgemeinen 
SCenerfonds  genommen  werden.  Es  bleibe  dahin  gestellt,  ob  dies  in  diesem  Falle  richtig 
(oder  schon  richtig)  ist:  das  Ancrkenntniss  des  «^mmiiniBtischeir'  Oharacters  modemer 
öllentlicher  Leistungen  kann  nicht  deutlicher  gegeben  werden.  Wer  das  bestreitet, 
yennag  nicht  oder  wagt  nicht,  eine  concrete  Massrcgel  der  Wirthschaftspolitik  auf 
das  ihr  zn  Grande  liegende  socialökononusche  Princip  zurückzuführen. 
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welche  in  erster  Linie  im  „öffentlichen  Interesse'^  geschehen,  allein 
zu  libernehmeii  oder  die  Opfer  dafür  allein  zu  tragen.  Für  jene 
Leistungen  und  Opfer  erfolgt  vielmehr  nun  auch  eine  Entschä- 
digung aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft  oder  die  Uebemahme 
der  gesammten  Leistungen  auf  diese.  So  ist  es  z.  B.  in  dem 
practiseh  so  wichtigen  Falle  des  Wehrwesens  gegangen  (älterer 
Heerhann  mit  SelhstansrHstang  und  Selhstverpflegung^  neueres 
Militftrwesen);  ähnlich  hei  der  Oasemirung  der  Truppen  statt  der 
Einquartierung,  bei  der  Eatöchädigung  für  naturale  „Kriegs- 
leistungen" u.  s.  w. 

§.  422.  —  2)  Das  Gebiet  der  Besteuerung  nach  dem 
Interesiiie  im  modernen  Steuerwesen. ^)  Auch  hier  ist  dieses 
Prineip  in  gewissen  Fällen  noch  richtig  und  practiseh  anwendbar 
und  zwar  im  Wesentlichen  tiberall  da,  „wo  öffentliche  Leistungen 
wirklich  für  gewisse  Personen  oder  ftlr  gewissen  Besitz  Sonder- 
Yortheile  bewirken  und  wo  sich  zugleich  die  Grösse  dieser  Vor- 
theile ungefähr  messen  lässt.  Nur  ein  solches  Ungefähr"  ist  über- 
haupt möglich,  aber  auch  für  den  Zweck  genügend." 

a)  Nach  diesem  leitenden  Gesichtspuuct  . erfolgt  die  Anwendung 
dieses  Steuerprincips  vollkommen  richtig  und  noch  heute  in  grossem, 
sogar  wieder  vielfach  wachsendem  Umfang  in  dem  System  von 
Gebtthren  und  Beiträgen^  Uber  welches  im  ersten  Kapitd 
dieses  Bands  gehandelt  wurde. 

b)  Weiter  hat  man  für  die  Frage  die  Staats-  und  die 
Conim  unalbcsteuerung  (i.  w.  S.)  zu  unterscheiden. 

«)  In  erstcrer  ist  eine  Mitberücksiehtigung  des  Princips 
immerhin  auch  noch  in  einigen  anderen  Fällen  statthaft^  wo  in 
der  Hauptsache  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  Platz 
greift.  Es  kann  sich  nemlich  auch  hier  ergeben,  dass  die  ge- 
sammte  Entwicklung  des  staatlichen  Gemeinwesens  und  dass 
gewisse  Verwendungen  desselben,  welche  ans  allgemeinen  Ein- 
nahmen, auch  aus  Steuern  bestritten  werden,  bestimmten  Landes- 
theilen ,  Volksclasscn,  Personen  und  namentlich  Besitzkategorieen 
in  besonders  hohem  Maasse  zu  Gute  kommen.   Dies  gilt  im 

*)  S.  bes.  Kenmann,  Kap.  2,  aach  f.  Gesetz^b.  Brftnn's  Refer.  auf  d.  Hamb. 

volksw.  CoDKr.  1S67  u.  s.  Aufs.  üb.  Staats-  n.  Gameindest.  in  d.  volksw.  Viertelj.schr. 
1866.  II:  auch  d.  Debatten  auf  jenem  Congress.  Fauch  er.  Staats-  u  Coinm.budsr. 
in  d.  gen.  ViertelUchr.  1863,  II.  Meine  Comm  steuerl'rage,  Thesen  u.  Beferat,  dann 
das  voransgehende  1.  Kapitel  v.ä.  Geblibren  n.  Beiträgen  (§.  325,  aacb  Fui.  I.  §.  140\ 
Manches  in  diesem  §.  und  den  folgenden  nach  meinem  gen.  Referat.  Vergl.  auch 
Stein ,  Fin.  I,  55S  if.  (mehrlach  abweichend,  aber  in  einigen  Poncten  im  Weeeatlichea 
dieselben  Vorschläge). 
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Allgemeinen  vom  Grundbesitz,  mitunter,  z.  B.  bei  gewissen 
Verkehrsanlagen,  Landesmeliorationen,  Wasserbauten  u.  dgl. ,  von 
dem  da  und  da  gelegenen  Besitz,  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Hier 
kann  es  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  sein,  solche  Umstände  auch 
im  Aasmaass  allgemeiner,  sonst  nach  demPrinoip  der  Leistnngs- 
fähigkeit  umgelegter  Stenern ,  namentlioh  gewisser  Ertrags- ,  Ver- 
mögens-, Verkehrs-,  nnter  Umständen  selbst  im  Stenerfass  von  Ein- 
kommensteuern zu  berücksichtigen.  Ein  höherer  Steuerfuss  der 
Realsteuern,  namentlich  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  als  der 
Personalsteuern,  ebenso  des  fundirten  Einkommens  als  des  Arbeits- 
einkommens  lässt  sich  auch  mit  nach  dem  dargelegten  Gesichts- 
pnnct  öfters  rechtfertigen.  Der  vielfach  in  der  Praxis  bestehende 
höhere  Fnss  der  genannten  beiden  Realstenern  erklärt  sieh  stwar 
gewöhnlich  ans  der  historischen  Entwicklung,  er  ist  aber  anch  nach 
dem  Gesagten  häufig  principiell  berechtigt,  was  die  Gtesetzgebujig, 
ohne  sieb  dessen  klar  bewusst  sein  zu  müssen,  durch  die  neue 
Bestimmung  oder  Beibehaltung  des  höheren  Steuertusses  auch  selbst 
mit  anerkannt  hat.  In  modernen  Verhältnissen  mit  ihrer  raschen 
Entwicklung  kann  namentlich  die  Forderung  einer  Besteuerung  des 
Conjnneturengewions  am  Gmnd-  und  Gebändeeigenthnm  auch 
dnreh  diesen  Hinweis  auf  das  Princip  ron  Leistung  and  Gegen- 
leistung nicht  selten  mit  nntersttttzt  werden,  —  auch  für  die  Staats- 
besteuerung (§.  462  ff.). 

§.  423.  —  ß)  Im  Steuerwesen  der  Selbstverwaltungs- 
körper, und  zwar  um  so  mehr,  je  räumlich  kleiner  der  betreffende 
Körper  ist,  daher  in  steigender  Richtung  in  der  Provinciai-,  Bezirks-, 
Kreis-  nnd  am  Meisten  in  der  Bestenemng  der  Ortsgemeinde 
bleibt  das  Gebiet  der  Anwendung  des  Princips  von  Leistung  nnd 
Gegenleistung  viel  umfangreicher  als  in  der  Staatsbesteuerung. 
Anch  die  Gemeinde,  geschweige  die  räumlich  grösseren  genannten 
Körper,  ist  zwar  kein  „reiner  Wirthsch af tskör pe r"  im 
Sinne  eines  p riva twirthschaftlichen  Interessenkreises,  in  welchem 
Alles  „naturgemäss^'  nach  dem  Princip  der  specieilen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung  geregelt  werden  mttsste,  oder,  bei 
einiger  Entwicklung  jener  Körper,  anch  nur  so  geregelt  werden 
könnte.^)  Auf  einem  grossen  und  wachsenden  Thätigkeitsgebiete 


Diese  uoricht  AnfiEuB.  bes.  in  der  deutsclicu  Froihaiidelsschule,  bei  Faucber, 
Braun  o.  s.  S.  Note  6.  Abweis,  dieser  Ansioht  in  meiner  Gomm^tfr.  S.  10  ff^ 
17  tr.  Aach  hier  spielen  wieder  die  «Ugeneinen  F^en  der  rolbvirthscbftfÜicheu 
Organisation  hinein. 
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besteht  swiflcben  dem  Staat  und  diesen  EOrpern,  anob  der  Gemelodei 
kein  specifiscber,  qaaUtatiTer,  sondern  nnr  ein  gradweiser,  quanti- 
tativer Unterschied.  Je  grösser  die  Aehnlichkeit  wird  und  in  der 
Art  der  Leistungen  sieh  zeigt,  je  mehr  nach  den  Fordeningen  des 
Volksbewusstseins  z.  B.  auch  diese  kleineren  Körper  wahre  Cultur- 
anfgaben  im  öffentlichen  Interesse'*  (Schulwesen!)  ttbemehmen, 
desto  mehr  ist  ancb  hier  die  Bestenenmg  naeb  der  Leistongstilbigkeit 
geboten:  sobon  jetst  bei  uns  wob!  meistmis  flberwiegend.  Aber  in 
grossem  Umfange  kommen  gleiebwobl  bier  Leistungen  vor,  besonders 
auch  materiell -wirthschaftlicher  Art,  deren  Wirkungen  sich  in  der 
That  fttr  einzelne  Personenkreise  und  Besitzkategorieen  differen- 
ziren  und  sich  nachweisbar  und  einigermassen  messbar  als  Werth- 
zuwtichse  im  Eigenthuu,  besonders  im  Grandeigentbnmy  als 
Productionsförderungen  und  Lastenvermindemngen  *  in  den  prtvat- 
wirthsebaftUchen  Betriebeni  als  persttnUebe  GenliSBe  nnd  Kostener- 
sparungen  aneb  im  Privatleben  nnd  im  Privatbaasbalt  niederseblagen. 
Deshalb  ist  es  nothwendig  nnd  hier  aneb  im  grösseren  ümfimge 
möglich,  bei  der  Deckung  der  Kosten  der  Coramunalthätigkeit, 
mithin  bei  der  Besteuerung  diesen  Einfluss  des  Bestehens,  Waltens 
und  Wirkens  der  Commune  auf  die  ökonomische  Lage  des  Einzelnen 
zu  berücksichtigen.  Dies  hat  wiedemm  durch  Modificationen  der 
Einrichtung  nnd  besonders  des  Ansmaasses  oder  Stenerfhsses  der- 
jenigen Stenern  zn  geschehen,  welche  aneb  die  Commune  im 
Uebrigen  naeb  dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  yertiieOti  be- 
sonders bei  Ertrags-  nnd  etwaigen  Vermögenssteuern.  In  der 
Ortsgemeinde,  zumal  in  der  Stadt,  ist  namentlich  die  stärkere 
Belastung  des  Grundbesitzes,  in  der  Stadt  vor  Allen  des 
HausbesitzeSy  dem  direct  und  indireet  so  viele  Communal- 
leistnngen  Sondenrortbeiie  gewähren  nnd  als  Werth  zuwachsen, 
xnm  Zweck  einer  solchen  Besteuerung  mit  nach  dem  Interesse 
angemessen. 

§.  424.  Zur  Durchführung  dieses  Steuerprincips  in  der 
gesammten  Communalbesteuerung,  d,  h.  in  derjenigen  aller  Selbst- 
verwaltungskörper (Provinzen,  Kreise  u.  s.  w.)  namentlich  aber  in 
der  Besteuerung  der  Ortsgemeinde  erscheint  alsdann  im  Anschluss 
an  verbreitete  Verhältnisse  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  der 
bestehenden  Einrichtung  dieser  Besteuerung  eine  methodische 
Scheidung  der  Ausgaben  der  Commune  nach  gewissen  Merk- 
malen zweckmässig,  ja  fast  nothwendig.  Es  empfiehlt  sich  ferner, 
wenigstens  tHr  unsere  deutschen  Verhältnisse,  eine  gesetzliche 
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Combination  zwisehen  gewissen  Ansgabekategorieen 

und  denjenigen  Steuerarten  eintieten  zu  lassen,  welche  zur 
Verwirklichung  der  beiden  Steuerprincipien  dienen.  Auf  diese 
Weise  lässt  sieb  das  Gebiet  jedes  der  letzteren  i\lr  die  Gommunal- 
besteneruog  richtig  und  practisch  brauchbar  bestimmen.^) 

Diese  Sebeidiug  der  Ausgaben  wird  passend  etwa  in  folgen- 
der Weise  voi^nommen: 

(1)  Allgemeine  Ausgaben,  wobin  zn  reebnen  sind  die  Aus- 
gaben für  ganz  allgemeine  Communalangelegenheiten)  so  tHr  die 
meisten  der  vom  Staate  der  Gemeinde  u.  s.  w.  speciell  übertragenen 
Aufgaben,  für  allgemeine  Verwaltungsthätigkeit,  für  viele  Theile  des 
Polizeiwesens  (aucb  Sanitätswesen  u.  s.  w.),  in  der  Kegel  für  das 
Annenwesen.  Ferner  werden  bierber  die  Reste  der  Sonder- 
anggaben  nnd  die  Ausgaben  zweifelhaften  Cbaraeters  zu 
stellen  sein. 

(2)  Besondere  Anggaben ,  bei  denen  gleiebzeitig  deutlieher 
und  messbar  ein  Specialinteresse  Einzelner  unterläuft,  mit 
der  zweckmässigen  weiteren  Unterscheidung  in 

(a)  Cnlturausgaben,  wesentlich  für  Gnltur-  und  verwandte 
Zwecke^  Schulwesen  u.  dgl.; 

(b)  (materiell-)  wirthsebaftliebe  Ausgaben,  namentlieb 
ftlr  Wegewesen  und  überhaupt  fttrAUes,  was  die  Bewohnbar- 
keit und  die  Benutzbark eit  einer  Gegend,  besonders  eines  Orts 
zu  gewerblichen  Zwecken  verbessert  (Be-  und  Entwässerung, 
Wasserleitung,  Canalisirung,  Strassenreinigung,  Beleuchtung  u.s.  w.). 
Gerade  diese  Ausgaben,  wenngleich  auch  sie  nicht  ganz  allein  (auch 
Schulwesen,  Kunstsammlungen  können  so  wirken)^),  schlagen  sich 
in  der  Regel  als  speoifisehe  Vortheile  des  Gewerbebetriebs  und 
besonders  des  Grundbesitzes,  Werth  erhöhend,  Kosten  vermudemd, 
nieder.  Diese  Wirkung  ist  in  der  Besteuerung  zu  berfleksiehtigen. 

Mit  diesen  Ansgabekategorieen  sind  nun  die  Steuerprincipien 
richtig  zu  combinireu.   Im  Wesentlichen  so,  dass  für  die  allge- 

S.  These  5,  0—11  in  meinem  ?en.  Kcfcrat  u.  d.  Aasführ,  dazu  S.  22,  :{0  fl". 
Die  im  1.  B.  der  l'in.  gegebene  Scheidung  der  Ausgaben  der  Selbst?erwalt.kOrper 
(2.  Ausg.  §.  45)  in  spedeU  ttberviesene,  generell  ttberwiesene  u.  facnltative  ist  andflier 
Art.  Doch  werden  die  spedeU  ttberwieseneii  meist  zu  den  „allgemeineii**  Aosgtben 
im  Sinn  des  Texts  gehören. 

')  Man  deuke  an  die  ökonomische  Bedeutung  von  L'mvertiitäteu  fdr  kleinere 
Städte,  für 'den  Werth  des  Grand-  und  Bimseigenthiims  dAsetbst:  oder  »n  das,  was 
München,  Dresden  den  Kunstsunmlllligea  u.  s.  w.  jetzt  ökonomisch  verdanken, 
wobei  es  sich  freilich  meistens  um  Yenreadungea  wo»  Mitteln  des  Staats  oder  der 
Dynastie  handelt. 
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meinen  Ausgaben  die  Besteuernng  nach  der  Leistungsfähig- 
keit, für  die  besonderen  Ausgaben  zunächst  wenigstens  die 
Besteuerung  nach  dem  Interesse  eintritt.  Hierbei  muss  vom 
Standpnnct  gerechter  Steuervertheilung  aus  möglichst  verhütet 
werden,  daas  für  die  allgemeinen  Zweeke  die  wirÜmchatUielien 
Kräfte  dnzelner  Kategorieen  von  Personen  zu  stark  in  Ansprach 
genommen  nnd  umgekehrt  fUr  Sonderzwecke,  wenn  dieselben  aach 
ein  Moment  öffentlichen  Interesse's  enthalten,  die  G^sammtheit  mehr 
als  gerechtfertigt  belastet  wird.'*')  Um  gerade  hier  leicht  drohende 
Classenkämpfe  oder  den  übermächtigen  Einfluss  einzelner  Classen 
der  Bevölkerung  zu  vermeiden,  empfiehlt  es  sieb,  gesetzlich  die 
allgemeine  Regel  aafznstellen,  welche  Steuerarten  für  die  einzelne 
Aasgabekategorie  in  erster  Linie  za  verwenden  and  bis  za  welcher 
Maximalquote  diese  Aasgaben  eventaell  darch  andere  Stenerarten 
za  decken  seien.  Die  Cultur-  und  die  wirthschaftlichen  Ausgaben 
werden  dann  zunächst  durch  Gebühren  und  Beiträge,  die  Reste  der 
ersteren,  weil  hier  immer  auch  in  höherem  Maasse  ein  allgemeines 
Interesse  berührt  wird,  wie  die  allgemeinen  Aasgaben  durch  Steuern, 
welche  nach  der  Leistangsfähigkeit  auf  die  ganze  Bevölkerung 
amgelegt  siod,  daher  besonders  durch  Einkommen-,  Verbraachs-, 
allgemeine  Vermögenssteaem  bestritten  werden  mtlssen;  nur  mehr 
ausnahmsweise  in  einer  mäsnigen  Maximalquote  durch  Real-  und 
ähnliche  Steuern  auf  Grundbesitz.  Die  Reste  der  wirthschaftlichen 
Ausgaben  dagegen ,  welche  vornemlich  dem  Immobiliarbesitz  und 
allenfalls  auch  dem  Gewerbebetrieb  direct  und  indirect  mit  zu  Gute 
kommen,  sind  hauptsächlich  durch  die  betreffenden  £rtrag8steaem 
und  durch  Steuern  auf  das  immobile  Vermögen  zu  decken;  nur 
ausnahmsweise  bis  zu  einer  gleichfalls  müssigen  Maximalquote 
durch  allgemeine  Einkommensteuern  u.  dgl. 

Auf  diese  Weise  wird  auch  in  den  Gemeinden  ein  falscher 
„Communismus*'  am  Besten  vermieden. 

D.  —  §.  425.  Die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit Sie  ist  nach  dem  Vorausgehenden  die  hauptsäch- 
liche, namentlich  im  modernen  Stenerwesen  und  hier  wieder 


S.  dftTQber  die  Bestimmungen  in  §.  2  des  Entwürfe  f.  d.  prenss.  Gommonal- 

besteueroog  (IST 7). 

S.  be8.  Neuinann.  Kap.  '-^  n.  i.  wo  nur  ganz  die  Zuriickfühninir  d^r  Stroit- 
fragen auf  die  zwei  verscliiedenen  Kechtspriiicipien  felih.  Seine  Ausfilhruiigeü  sind 
ntir  'beweisend,  wenn  man  den  von  ihm  abgewiesenen  Schritt  (S.  99)  thut  und  eine 
socialpolitische  Function  der  Besteuerung  gegenflbef  der  Emlwinmen-  und  YennOgens- 
vertheilnng  anerkennt  Sechlich  stimme  ich  ihm  sonst  giMstentheils  beL 
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besonders  in  demjenigen  des  Staats.  Als  Massstah  tür  die 
gerechte  Vertheilung  der  Steuerlast  oder  für  die  Durchführung  des 
Gmndsatzes  der  Gleichmässigkeit  betrachtet  ist  iDdeasen  das  Princip 
der  BesteueruDg  nach  der  Leistungsfähigkeit  wieder  erst  einer 
genaueren  Erläntemng  bedürftig.  Darttber  enthebt  anch  die  Zn> 
hilfenahme  der  „Opfertheorie"  nicht.  Die  Antwort,  dass  die 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  diejenige  nach  Massgabe  der 
Opfer  sei,  welche  eine  Steuer  dem  Besteuerten  auferlege,  ersetzt 
eigentlich  nur  die  eine  Frage  durch  eine  andere  Frage,  gerade 
so  wie  die  „Gennsstheorie^',  wenn  sie,  von  ihrer  principiellen 
Unrichtigkeit  abgesehen,  die  Gleichmässigkeit  in  der  Bestenernng 
nach  Hassgabe  oder  Verhältniss  der  „Genttsse^'  findet  Denn  wie 
„misst"  man  hier  die  Genüsse  und  dort  die  Opfer,  welches  sind 
„gleiche"  Genüsse  und  Opfer,  das  ist  die  sofort  auftauchende  Frage. 
Die  üblichen  Beweisführungen  drehen  sich  hier  nur  zu  oft  im 
Kreise  herum  und  laufen  auf  blosse  Behauptungen  hinaus. 

Das  lässt  sich  nnr  vermeiden,  wenn  anch  hier  wieder  bei  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  rein  finanzielle 
und  der  so cialpolit Ische  Standpnnct  unterschieden  nnd  offen 
anerkannt  wird,  dass  die  „Opfertheorie"  folgerichtig  zu  den- 
jenigen Consequenzen  führe,  welche  auch  als  solche  der  social- 
politischen  Besteuerimg  zu  ziehen  seien.  Hier  dient  diese  Theorie 
dazu,  genauer  den  Weg  zu  weisen,  wie  die  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  durchzuführen  ist.  Im  rein  finanziellen  Steuerwesen 
kann  man  dagegen  mit  der  Opfertheorie  gar  nicht  argnmentiren. 
Entweder  ist  man  hier  logisch  inconsequent  in  der  Anwendung 
dieser  Theorie,  um  nicht  zn  Folgerungen  zn  gelangen,  welche 
mit  der  Einrichtung  dieses  Steuerwesens  in  Widerspruch  stehen. 
Oder  man  zieht  zwar  die  richtigen  Folgerungen  in  Bezug  auf 
progressive  Steuer,  höhere  Steuer  des  fundirten  Einkommens  u.  s.  w., 
aber  man  vergisst,  dass  damit  hier  noch  nichts  bewiesen  wird,  weil 
die  allerdings  unbestreitbare  anch  relatir  grössere  Leistungs- 
fähigkeit des  höheren  Einkommens  u.  s.w.  gegenüber  der  Steuer- 
zahlung wie  allen  anderen  Zahlungsleistungen  der  betreffenden 
Einzelnen  eine  Consequenz  ist,  welche  mit  dem  einmal  rechtlich 
bestehenden  Eigeuthums  -  und  Erwerbssystem  hingeuommeu  werden 
muss  (§.  397  ff.}. 

Demnach  wird  im  Folgenden  zunächst  entwickelt,  was  Be- 
stenernng nach  der  Leistungsfähigkeit^',  richtiger  nach 
der  ,ywirthschaftlichen'<  Leistungsfähigkeit  Überhaupt  be- 
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deutet;  sodann,  wie  eine  solche  Besteueraog  zum  Zweck  der 
Gleichmässigkeit  durchzuftibren  ist  oder  wie  hierbei  die 
r^istangaffthigkeit  einen  MasBBtab  abzugeben  hat  und  zwar  ein- 
mal vom  rein  finanziellen,  södann  vom  soeialpolitischen 
Standpnnete  ans. 

§.  426.  —  1)  Bedeutung  der  Besteuerung  nach  der 
wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit.  Hier  ist  theils  an 
Lehren  der  theoretischen  Nationalökonomie,  welche  hier  als  bekannt 
vorauszusetzen  sind,  theils  an  die  Erörterungen  im  3.  Absobnitt 
ttber  die  Wahl  der  Steuerqaellen  anzuknüpfen  (§.  375.  ff.). 

Die  wirthsohaftliehe  Leistnngsf&higkeit  einer  Person  liegt  ein- 
mal in  ihrer  Arbeitsfähigkeit,  ihrer  Gelegenheit,  ihre 
Arbeit  ökonomisch  zu  verwerthen,  in  der  Art  und  Hohe 
des  aus  der  Arbeit  fliessenden  Einkommens,  sodann  im 
Vermögensbesitz  der  Person,  in  dessen  Art  und  Höhe  und 
in  der  Höhe  des  daraus  fliessenden  Einkommens.  Da  es 
sich  bei  der  Besteuerung  nur  ausnahmsweise  um  die  Leistung 
unmittelbar  pers(^nlicher  Arbeit  oder  Dienste  handelt  was  z.  B. 
bei  Offentiiehen  Bauten  ( Wegefrohnden)  vorkommen  kann,  —  sondern 
in  der  Kegel  um  Entrichtung  von  SaebgUtern  oder  Geld,  so 
ist  bei  der  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit die  hauptsächliche  Steuerquelle  das  Bach-  oder  Geldein- 
kommen einer  Person,  das  wieder  als  Arbeits-  oder  als  Renten- 
öder  als  gemischtes  Arbeits-  und Benteneinkommen  hervortritt. 

Das  (y;reine^')  Arbeitseinkommen  erscheint  vomemlioh  bei 
deigenigen  Personen,  welche  in  einem  Dienstverhältniss  ihre 
Arbeit  verwerthen,  wo  daher  das  Emkommen  die  Form  des  (meistens 
vertragsmässig  ausbedungenen,  allenfalls  auch  des  taxmässig  regu- 
lirten)  Lohns  annimmt.  Wenn  auch  bei  aller  sogen,  „qualificirten" 
Arbeit  und  dem  ihr  gewöhnlich  zufallenden  höheren  Lohn  in 
dem  Arbeitseinkommen  Bestandtheile  eines  Renteneinkommens  ge- 
funden werden  könnten,  welche  sich  auf  die  zur  Ausbildung  der 
Arbeitsfähigkeit  verwandten  Kapitalien  zurllekftthren  Hessen,  so 
muBS  doch  bei  der  Unausscheidbarkeit  dieser  Bestandtheile  das 
Arbeitseinkommen  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden.  Nur  lassen 
sich  diese  Rentenbestandtheile  bei  verschiedenartigem  und  verschieden 
hohem  Arbeitseinkommen  immerhin  als  Elemente  berücksichtigen, 
welche  die  in  dem  Einkommen  zu  Tage  tretende  wirthschaftliche 
Leistungsfähigkeit  beeinflussen.  Das  (,|reine'^)  Renteneinkommen 
fliesst  aus  dem  Privateigenthum  solcher  sachlichen  Productionsmittel, 
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Kapital  und  Boden,  welche  durch  Creditverträge  an  Andere 
zur  Ausnutzung  gegen  Entgelt  tlbedassen  sind:  daher  vornemlieh 
ans  Yerliehenen  Kapitalien,  ans  yermietheten  Gebäuden  und 
aus  yerpachteten  Grundstücken.  Das  „gemischte'^  Arbeits- 
und Renteneinkommen  endlich  ist  Einkommen  der  mit  eigenen 
sachlichen  Productionsmitteln  selbst  mit  arbeitenden  oder  sich  in 
der  Arbeit  persönlich  vertreten  lassenden  Unternehmfr:  das 
mitunter  sogenannte  „gewerbliche"  Einkommen. 

Die  Besteuerung  nach  der  wirthschaftHchen  Leistungsfähigkeit 
wird  daher  zunächst  reelle  Einkommenbestenerang  sein, 
d.  h.  im  Einkommen  der  Personen  die  Steuerquelle  finden 
mflssen  (§.  380.).  Soweit  aber  reelle  Vermögensbesteueruug 
naeh  dem  FVHheren  Überhaupt  in  Frage  kommen  kann  (§.  375.  ff.), 
hat  die  Besteuerung  nach  der  wirthschaftHchen  Leistimgsl  abigkeit 
auch  im  Vermögensbesitz  der  Besteuerten  ihre  zulässige 
Steuerquelle. 

g.  421.  —  2)  Rein  finanzielle  gleichmässige  Be- 
steuerung nach  der  wirthschaftiichen  Leistungs- 
fähigkeit^«) 

Das  Prineip  der  Gleichmässigkeit  führt  hier  zu  einer  gleich 
hohen,  aber  ganz  niedrigen  Besteuemng  der  erwerbenden 
Personen  und  vornemlieh  zu  proportionaler  reeller  Ein- 
kommenbesteuerung. 

a)  Die  erste  Forderung  lässt  sich  zugleich  mit  nach  einem 
richtigen  Gesichtspunct  der  Genusstheorie  begründen,  ebenso  wie 
die  Allgemeinheit  der  Besteuerung:  eine  absolut  gleich  hohe 
«Steuer  aller  wirthsehaftlich  Leistungsfähigen  und  wirklich 
für  die  eigene  Leistung  oder  aus  Renten  ein  Einkommen  be- 
ziehenden Personen,  ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Höbe  des 
Einkommensund  auf  Verraögensbesitz,  aber  in  einem  absolut  so 
niedrigen  Betrage,  wie  er  der  Leistungsfähigkeit  der  ärmsten 
Classe  von  Personen  mit  selbständigem  Erwerb  noch  entspricht. 

Diese  Forderung  kann  auf  zweierlei  Weise  verwirklicht  werden: 
durch  niedrige  directe  allgemeine  Personalsteuem  (Kopf- 
oder Familien-,  besser  durch  solche  Steuern  bloss  auf  die  Erwerbs- 
fähigen und  Selbsterwerbenden)*,  femer  durch  gewisse  indirecte 

'*)  Hier  hat  Hock,  öfl'.  Abg.,  ein  Steuersystem  entworfen,  das  beachtenswerthe 
EigenthUmlichkeiten  u.  Motiyirungen  entluüt,  bes.  §.  3.  13,  14.  Er  stellt  als  die  „drei 
üisteaeiü"  auf  eine  Personal-,  eine  Einkommen  Steuer  u.  einen  Gomplex  von 
Stenern  fQv  besondre  Di  enste.  Er  kommt  dam  allerdings  ?on  der  Oenusstheoiie 
ans,  was  aber  seinen  AnsfUirnngen  den  Wratb  niobt  nimmt 
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Verbrauchssteuern,  besonders  auf  Artikel  des  noth wendigen 
Bedarfs,  welche  von  allen  Classen  und  Einzelnen  ziemlich  gleicb- 
mässig  verzehrt  werden.  Die  geeignetste  Steuer  für  einen  der- 
gestalt beschränkten  Zweck  ist  vielleicht  die  Salzstener, 
ihr  zanäohst  die  Brotsteuer.  Salcbe  directe  wie  indirecte  Stenern 
sind  gleichmassig,  soweit  es  sieh  eben  nor  nm  die  Person,  nieht 
am  ihr»  Ökonomische  Lage  handelt.  Das  Hanptbedenken  gegen 
sie  ist  die  meistens  fehlende  Beschränkung  auf  die  erwerbs- 
fähigen Personen,  was  ara  Deutlichsten  bei  reinen  Kopfsteuern 
und  bei  Verbrauchssteuern  w^e  den  genannten  hervortritt,  welche 
die  Faiuilie  nach  der  Kopfzahl  belasten.  Der  hierin  liegende 
Verstoss  gegen  die  Gleichmassigkeit  der  Bestenemng  nach  der 
wirthsehaftlichen  Leistnngsföhigkeit  verlangt  dann  anch  bei  einer 
rein  finanziellen  Bestenemng  eine  Correctnr  in  den  anderen 
Tbeilen  des  Stenersystems.  Aber  soweit  llberhaapt  ein  selbstilndiges, 
wenn  auch  kleines  Einkommen  einer  Person  vorliegt,  nmss  und 
darf  dies  von  diesem  ersten  Steuerstandpuncte  aus  besteuert  werden. 
Die  Person  trägt  dadurch  ihren  schuldigen  Antheil  zu  den  Kosten 
ihrer  eigenen  Existenz-  und  Gedeihensbedingungen,  welche  ihr 
der  Staat  mit  schaff!^  bei  (§.  405.). 

b)  Nach  den  Personen  fllr  sich  ist  es  die  Ökonomisehe 
Lage  derselben,  welche  die  rein  finanzielle  gleichmässige  Bestene- 
mng zu  berücksichtigen  hat.  Hier  gilt  nun  das  früher  Entwickelte: 
die  gegebene,  bez.  gesciiicbtlich  gewordene  Einkommen-  und  V'er- 
mügensvertheiluug  im  Volke  muss  an  und  für  sich  von  der  Be- 
steuerung als  eine  Thatsac  he  hingenommen  werden,  welche  von 
ihr  nicht  absichtlich  verändert  wird.  Die  Conseqnenz  ist  dann 
die  frtther  gezogene:  die  Bestenemng  mnss  möglichst  nnr  reelle 
Einkommen-,  nicht  Yermögensbesteuerung  und  darf  nnr  pro- 
portionale Einkommenbestenemng  sein.  Denn  wenn  auch  Höhe 
und  Art  des  Einkommens,  Gewinn  durch  Conjunctur  und  Erwerb 
durch  persönliche  Arbeit,  Besitz  und  Nicht-Besitz  u.  s.  w.  die 
bteuerfähigkeit  der  Einzelnen  beeinflussen,  die  „Opfer''  der  Steuer 
verschieden  schwer  machen,  so  sind  diese  Thatsaohen  eben  nur 
Consequenzen  der  Einkommen-  und  VermögensTerthei- 
lung  und  der  Rechtsordnung,  auf  welcher  diese  Vertheünng 
sich  bildet  und  beruht.  Ganz  folgerichtig  gelangt  man  vom  rein 
finanziellen  Standpuncte  aus  dann  zu  der  Forderung,  dass  die 

>3)  Di«  neaeidings  beliebte  Petroleamsteuer  hat  in  dieser  HiliBicht  nceniger 
Bedenken. 
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wirthächaftliche  Leistungsfähigkeit  ausschliesslich  an  der  abso- 
luten Grosse  des  Einkommens,  welches  der  Einzelne  im 
Staatsmband  ta  erwerben  nnd  zu  gemessen  yermag,  gemessen 
wild.    Die  Oleichm&ssigkeit  der  Bestenening  nach,  dieser 

Leistangsfähigkeit  aber  wird  in  der  gl  ei  eben  Proportion  der 
Steuer  zum  Einkommen,  also  eben  in  der  proportionalen 
(im  Gegensatz  zur  progressiven)  oder  in  der  „gl  eich  quotigen" 
Einkommenbesteuerung  gefunden.  Indem  einem  Jeden  die  gleiche 
Quote  seines  Einkonmiens  durch  die  Steuer  abgenommen  wird, 
ssahlt  er,  (anch  der  Idee  der  Genusstheorie  entspreehend  wie  bei 
eineif  Assecnranz,  was  hier  trotz  der  principiellen  Unrichtigkeit 
dieser  Theorie  keinen  Grund  zur  Abweisung  der  Forderang  ab- 
giebt)  wirklich  die  verhältnissmässig  gleiche  Steuer  und  die 
Einkommen-  und^Vermögensvertheilung  bleibt  relativ  unverändert. 

Die  herrschende  Steuerlehre  der  „Theorie  der  freien  Concur- 
renz"  oder  des  Smithianismus  und  das  moderne  Steuerrecht  nach 
seinem  leitenden  Gesicbtspnnct  verlangen  in  der  That  diese  Pro- 
portionalbestenemng.^^)  Die  yielfachen  Abweichniigen  in  der  Praxis^ 


")  So  Smitli,  Ii  au  u.  die  meisten  Neueren.  S.  d.  Litreme  bei  Held  S.  121  tf. 
Ebenso  die  theoret  PoUtiker.  In  d«r  Praxis  kommen  zwar  bei  einzelnen  Statifleteaein 

(z.  R.  p  reu  SS.  Classenst.)  u.  vollends  bei  Communal-Einkonimensteuerii  Progressionen 
vor  (vgl.  Neu  mann  a.  a.  • ).  mit  reichem  Material),  aber  liier  erfolgt  doch  vomeinlicli 
nur  eine  Conipensation  gegen  die  umgekehrt  progressive  Wirkung  andrer  Steuern.  Die 
Progression  exrdeht  anch  regelmässig  nur  ein  missiges  Ifsadmom,  so  dass  der  be- 
treffende Steuersatz  dann  erst  als  der  normale  erscheint,  den  die.  Personen  mit  klei- 
nerem Einkommen  nicht  voll  zu  zahlen  haben.  Daher  die  insofern  berechtigte  Auf- 
fassung der  Scala  des  Stcuerfusses  als  einer  Degressi vscala  (Sachsen,  üensel). 
Die  Frailieit  Ueiner Einkommen  ron  d.  Einkommenst  (England,  Prenssen)  n.  der 
Abmg  eines  steuerfreien  Betrags  auch  von  etwas  höheren  Einkommen  (England, 
jetzt  bis  400  Pf.  St.  mit  Abzug  von  120  Pf.)  ist  auch  kein  bewusster  Bruch  mit  der 
Proportbesteuer. ,  sondern  nur  eine  (joncession  an  den  Gedanken,  dass  erst  bei  einer 
gewfBMn  Hohe  des  Einkommens  fheUs  diese  Form  der  (nominellen)  Einkommenstoner 
eintretoi,  theils  eist  bei  einer  noch  grösserai  Höhe  des  Einkommens  der  volle  Steuer- 
satz erreicht  werden  solle.  Mehr,  wie  Stein  mit  Recht  hervorhebt,  zeigt  sich  in  der 
Yerbrauchsbesteuemng  schon  länger  eine  bewusste  Tendenz,  die  reicheren  Classen 
stiteker  zu  hestenem ,  indem  deren  Gonsomtibilien  einem  höheren  Steoersatz  imter- 
liegen,  als  die  Kaasenoonsomtibilien  der  unteren  Classea.  Aehnliche  Tendenz  in  den 
directen  sogen.  Luiussteuern.  Aber  /.um  Theil  schon  wegen  der  steuortechnischen 
2:>chwierigkeiten  sind  diese  Tendenzen  doch  nur  in  schwachem  (irade  wirklich  zur 
Gdtong  gelangt,  aadi  filhren  sie  gewOhnKch  nnr  dazn,  dass  bloss  die  ünterstenerong 
der  höheren  ClassM  durch  die  wichtigsten  Yerbrauchssteuem  wieder  etwas  aasge- 
«^liclien,  d.  h.  immer  erst,  besten  Falls,  die  Proportion al-Besteuerung  fUr  diese  Classen 
erreicht,  aber  noch  keineswegs  in  die  Progressiy-Besteuerung  hiuUbergefuhrt  wird. 
Die  gewöhnlich  höhere  Bestenening  dta  Einkommens  ans  Gnmd  u.  Boden,  Häusern, 
auch  Gewerben,  mittelst  bezüglicher  Ertragsstenem,  im  Ycrgleich  mit  der  dirocten 
Besteuerung  des  unfundirten  Einkommens  wirkt  zwar  zum  Theil  in  der  Richtung  einer 
Iiöheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens.  Aber  auch  dies  wird  gerade  neuer- 
dings vielfach  beanstandet,  ferner  ist  es  meistens  die  Folge  der  zufälligen  geschichtL 

A.  Wagoer,  b'inaD2Wt8s«iuxi-liut't.   11.  23 
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welche  gleichwohl  bestehen,  erklären  sich  aus  der  verschieden- 
artigen geschichtlichen  Entwicklung  und  der  nicht  genügend  nach 
dem  Prindp  veränderten  Einrichtang  der  Bestenemngy  ans  den 
grossen  Schwierigkeiten,  (anoh  reui  finanzieller  Art,  nemlich  um 
dabei  den  erforderlichen  Bedarf  za  decken),  die  Proportional- 
besteuerung durchzuftlhren  und  endlich  auch  ans  manchen  nn- 
bewussten  und  absichtlichen  Abweichungen  vom  rein  finanziellen 
und  ebenso  viel  Annäherungen  an  den  socialpolitischen  Standpiinct. 
Am  Stärksten  steht  diejenige  Besteuerung,  welche  aus  practisch- 
finanziellen  Gründen  gewöhnlich  im  modernen  Staatshaushalte  die 
aasgedehnteste  nnd  wichtigste  ist,  mit  der  Proportional-Einkommen- 
bestenenmg  in  Widerspruch:  die  indirecteVerbranehsstener 
auf  verbreitete  Nahrnngs-  nnd  Gennssmittel.  Denn  der 
Consura  der  letzteren  steigt  nicht  genau  mit  den^  Einkommen,  die 
Steuer  unterscheidet  in  der  Regel  Qnalitäten  der  Artikel  nicht,  so 
dass  sie  auch  deswegen  die  Vermögenderen  nicht  entsprechend  be- 
lastet, sie  trifft  die  Familienvorstände  nicht,  auch  nicht  relativ, 
nach  ihrer  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit,  sondern  nach  der 
Kopfzahl  der  Familie,  nnd  auf  Ausgleichung  dieser  Ungleichmässig^ 
keiten  ist  nicht  genügend  zn  rechnen.  Daher  ist  diese  Besteuerung 
folgerichtig  angefochten  und  ist  zu  Gunsten  der  directen  (nomi- 
nellen) Einkoninicnstciier  vielfach  auch  von  den  Anhängern  des 
rein  finanziellen  Steuersystems  ebenso  wie  von  denjenigen  des 
socialpolitischeu  und  Progressivsystems  plaidirt  worden.^')  Die 
ersteren  konnten  nnr  durch  das  Verlangen  von  directen  Schätzungen 
als  Ansgleichungs-  nnd  £rgänznngsstenem  neben  den  Ver- 
brauchsstenem  leichter  die  Möglichkeit  nachweisen,  der  Forderung 
der  Proportional-Einkommenbestenernng  doch  einigermassen  nach- 
zukonnnen,  und  dadurch  den  Widerspruch  dieser  Steuer  mit  ihrer 
Theorie  der  Verwirklichung  des  Gleichmässigkeitsprincips  mildern, 
wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  genügend  beseitigen. 

Absolut  gleich  hohe,  aber  im  Betrage  sehr  niedrige 
allgemeine  Personal-  oder  als  solche  wirkende  Ver- 


Entwiddan?  der  Besteneran^,  namentlicli  des  Umstandes,  dass  man  es  Her  mit  SUteren 
Stenern  höheren  Fosses  zn  thun  hat  mnl  endHch  machen  sich  diese  höheren  Steuern 

filr  den  jctzig-cn  Gnnitl-  und  Hausbesitzer  arar  ni'lit  immer  als  Stoucrn  fiililbar, 
weil  sie  bei  Erbesilbernabme,  Kauf  u.  s.  w.  im  Wertho  des  Ubjects  selbst  veranschlagt 
sind.  So  darf  man  in  der  That  sagen,  dass  der  leitende  Gesichtspunct  im  modernen 
Sfenerrecht  noch  die  Proportional^fiestenernng  ist 

S.  die  Zus.stell.  von  Cit»tcn  in  Lassalle  d,  indir.  Steuer  u.  d.  Lage  d.  arbei* 
tenden  Giassen,  Zarich  1SG3,  8.  14  AT. 
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brauch sstciierü  und  eine  oder  mehrere  andere  Steuern, 
welche  den  übrigen  Hauptth eil  des  Steoerbedarfs  nach  dem 
Frincip  proportionaler  reeller  fiinkommenbestenernng 
decken,  sind  bemerkenswerther  Weise  die  richtige  Conseqnenz 
auch  der  Gennsstheorie,  wenn  letztere  nicht  ganz  fallen  ge- 
lassen, sondern  das  in  ihr  mit  enthaltene  richtige  Moment  den 
Stenerzahlern  gegenüber  geltend  gemacht  wird. 

Man  hat  wohl  auch  die  proportionale  Einkommenbesteuerung 
als  die  richtige  Consequenz  des  leitenden  Gesichtspuncts  in  der 
Opfertheorie  hinstellen  wollen:  wie  Bau  (I,  §.  252)  im  Wesent- 
lichen fttr  diesen  Fall  sagi:  „es  werden  Alle  einen  gleichvielsten 
Tbeü  (Quote)  der  zn  ihrer  Verftlgnng  stehenden  Gtttermenge  nn- 
geiUhr  gleich  leicht  oder  schwer  abgeben  können/'  Hier  waltet 
jedoch  ein  entschiedener  Irrthum  ob.  Gerade  die  Opfertheorie 
muss  anerkennen,  wie  dies  R alleinige  Zeilen  vor  diesem  Satze, 
des  Widerspruchs  sich  nicht  bewusst  werdend,  selbst  thut,  dass 
„beiläufig  eine  gewisse  Geldsumme  för  den  Besitzer  einen  desto 
höheren  Werth  hat,  einen  je  grösseren  Theil  seines  ganzen  Ter* 
wendbaren  Gtttervorraths  sie  ansmaoht  nnd  einem  je  grösseren 
Theil  des  ganzen,  ihm  zn  Gebote  stehenden  Gtttergennsses  sie 
folglich  entspricht".  M.  a.  W.  das  Opfer  des  absolut  gleichen 
Steuerbetrags  und  der  ncmlichen  Steuerquote  vom  Ein- 
kommen wird  um  so  schwerer,  je  kleiner  letzteres  ist  und  um- 
gekehrt. Die  Opfer theorie  führt  daher  folgerichtig  zur  Ver- 
werfung der  proportionalen  nnd  zur  Stützung  der  progressiven 
Einkommenbesteuemng.  Aber  mit  der  Opfertheorie  Iftsst  sich  eben 
in  der  rein  finanziellen  Bestenerong  doch  eine  solche  Forderung 
ans  den  angefahrten  Grtfnden  nicht  genügend  rechtfertigen.  Die 
herrschende  Theorie,  Praxis  und  Gesetzgebung  sind  hier  ganz 
folgerichtig  in  der  Verwerfung  jeder  anderen  als  der  proportionalen 
Kinkommenbesteuerung. 

§.  428.  —  3)  Socialpolitische  gleichmässige  Be- 
Btenernng  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit«) 


")  8.  bes.  Neumann,  progress.  St  Kap.  3  n.  4,  dem  ieli  in  den  AmflUiningeii 
gegen  Held  meistens  beistimme.  Held  verzichtet  auf  die  Aufstellung  eines,  wie  er 
es  nennt,  „rechnerischen"  Maassstabes  fUr  die  gerechte  oder  gleichmässige  Steuer- 
verthoUung,  womit  aber  auf  die  Aufsteliaug  fester  principieller  Ziele  Uberhaupt  ver- 
zichtet wild,  sobald  der  Ansdrack  „lechneiischer  HaMsstaV*  eben  in  dem  Uer  allein 
solissigen  l^nne  einer  bestimmten  prineipiellen  Bichtschnur  fUr  die  Steaer- 
Tertbeiiung  Teistanden  wird.    Ich  vermag  daher  anch  den  positiven  Forderongen 

23* 
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Hier  erleiden  die  vorausgehenden  Sätze  Modificationen 
in  Geinässheit  der  hier,  aber  auch  nur  hier  anwendbaren  Opfer- 
theorie^  weil  der  bei  der  Anw  endaag  der  letzteren  ünvermeidliche 
Eingriff  in  die  bestehende  Einkommen-  und  Vermögensvertheilnng 
hier  nieht  von  vomeherdn  prindpiell  abgelehnt  wird.  Es  wird 
daher  hier  dayon  Aet  genommen,  dass  die  absolut  gleiche  Besteue- 
rung der  Personen  als  solohe,  wenn  auch  dureh  noch  so  niedrige 
Steuern,  und  die  proportionale  Einkommenbesteuerung  absolut  und 
relativ  ungleiche  Opfer  für  die  Personen  verschiedenartigen 
Einkommens  (nach  den  Quellen  und  Erwerbsarten  desselben) 
und  verschiedener  Einkommen  höhe  mit  sich  bringen,  insofern  die 
Besteuerten  also  auch  nicht  gleichmässig  nach  ihrer  wirth- 
schaitlichen  Leistnngsfllhigkeit  treffen.  Die  letztere  nnd  das  Opfer, 
das  die  Steuer  auferlegt,  yerändeft  sich  nicht  proportional 
der  blossen  H9he  des  Einkommens.  Hieraus  ergeben  sich 
folgende  Postulate. 

a)  Es  darf  hier  und  vom  socialpolitischen  Gesicbtspuncte  be- 
trachtet muss  hier  der  Grundsatz  der  Aligemeiuheit  der  Besteue- 
rung, welcher  in  diesem  Fall  zugleich  denjenigen  der  Gleichmttssig- 
keit  in  sich  schliesst,  zu  Gunsten  gewisser  Minimaleinkommen, 
besonders  (aber  nicht  unbedingt  nur)  aus  Arbeit,  durch- 
brochen werden  gerade  um  der  Gleichmässigkeit  willen  (§.  405). 

b)  Ferner  sind  bei  der  wirklich  erfolgenden  Besteuerung  drei 
w  e  i  t  e  r  e  U  m  s  t  U  n  d  e  grundsätzlich  zu  berücksichtigen :  die  Q  u  e  1 1  e 
des  Einkommens,  die  absolute  Üöhe  desselben  und  anderweite, 
ceteris  paribus  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende 
Momente. 

a)  Nach  der  Quelle  ist  vor  Allem  „unfundirtes^^  und 
„fundirtes^^,  Arbeits-  und  zum  TheÜ  auch  gemischtes 

(gewerbliches)  einer-  und  Besitz-  oder  Renteneinkommeu 
anderseits  zu  unterscheiden.  Letztres  ist  nnter  übrigens  gleichen 
Umständen  „leistungsfähiger",  also  stärker  zu  besteuern.  Denn 
das  Benteneinkommen  lässt,  in  der  Kegel  wenigstens,  noch  die 
ganze  Arbeitskraft  frei  für  den  Erwerb,  während  dieselbe  beim 
Arbeits-  und  gewerblichen  Einkommen  ganz  oder  grossentheils 
schon  absorburt  ist  Nothwendige  Auslagen,  bez.  Bttcklagen  mtlssen 
femer  beim  Arbeitseinkommen,  nicht  durchaus  beim  Benteneiu- 

Held's  in  Bezog  auf  Steuerreitheilung  (s.  seine  Kap.  6—7),  soveit  sie  TOn  den  im 
Text  gezogenen  Conse(|Ußnzon  abweichen,  —  was  allerdings  nur  thaÜvdae  der  FnU 
ist  —  nicht  t>eizntreton.  8.  aucli  meine  Oomm.sUr.  S.  20  fl*. 
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kommen  erfolgen,  jedeni'alls  bei  ihm  grosser  als  bei  diesem  und 
auch  als  beim  gewerblichen  Einkommen  sein,  um  sich  für  die  Zu- 
kunft,  für  Krankheit y  Alter  u.  8.  w.  zu  sichern.  So  erscheint  ein 
kleinerer  Betrag  von  jenem  als  wirklich  freies ,  streng  genommen 
ttberhaapt  erst  als  ,,£inkommen''*  Aehnlich  kann  anch  wieder 
der  Erwerb  ans  Conjnnetnren,  ohne  oder  ohne  entsprechende 
persönliche  Leistungen,  unterschieden  nnd  als  steuerfthiger  selbst 
im  Vergleich  mit  dem  Renteneinkommen  aus  eigens  ersparten 
Kapitalien  bezeichnet  werden.  Auch  von  diesem  Gesichtspunct  aus 
lässt  sich  eine  besondre  Besteuerung  solchen  Erwerbs,  wie  endlich 
nicht  minder  diejenige  aus  „Anfall",  durch  Erbschaft,  Geschenk 
rechtfertigen  (§.  459  ff.).  In  allen  diesen  Fällen  stellt  dieselbe 
Quote  vom  £nikommeny  Erwerb  nicht  ein  gleiches,  sondern  ein 
beim  Arbeits-,  beim  gewerblichen  Einkommen  und  bei  der  Beute 
des  ersparten  Kapitals  schwereres  „Opfer''  dar,  als  bei  dem 
iandirten  Einkommen  und  beim  Conjuncturengewinn. 

W  i  e  diese  Forderung  auszuführen  ist,  ob  durch  einen  höheren 
bteuerfuss  der  (nominellen)  Einkommensteuer  fUr  fundirtes  als  für 
nnfundirtes  Einkommen,  ob  durch  Verbindung  einer  Ertrags-  oder 
einer  Vermögensbeistenenmg  für  die  Ertragsquellen  oder  Vermögen»- 
objecte,  aus  denen  das  fnndirte  Einkommen  fliesst,  mit  der  nomi- 
nellen Einkommen-  und  Verbrauchsbesteuemng,  also  mittelst  einer 
absichtlichen  Doppelbesteuerung,  das  ist  erst  in  der  Lehre  von  der 
richtigen  Bildung  des  ISteuersystems  zu  untersuchen  (3.  Haupt- 
abschnitt). 

ß)  Dasselbe  wie  von  fundirtem  gegenüber  unfundirtem  Ein- 
kommen gilt  ceteris  paribus  bei  verschiedener  Höhe  des  Ein- 
kommens. Denn,  selbst  statistisch  einigermassen  nachweisbar, 
steigt  die  Leistungstähigkeit  stärker  als  das  Einkommen,  weil  von 
letzterem  eine  immer  grössere  Quote  als  „freies^'  Einkommen 
übrig  bleibt,  welches  nicht  durch  Bestreitung  des  nothwendigen, 
sogar  qualitativ  viel  schlechter  befriedigten  Subsistenzbedarfs  ge- 
bunden ist  öo  wird  für  Nahrung  und  Wohnung  bei  kleinerem 
Einkommen  regelmässig  eine  steigende^  bei  grösserem  eine  nnkende 
Quote  verwendet  (sogen.  „Gesetz  der  Normalconsumtion'O*  ^) 


Die  Frage  der  (uominelleu)  Ytirmögenästeuür,  auf  die  bes.  Neuuiaun  viel 
Gewicht  1^,  ist  daher  kdne  Prindpiea-,  sondem  eine  steuertecbniflche  Zweck- 
.  misnskeits&ige.  §.  485  ff. 

Uebcr  (1.  Terminologie  „freies",  „gebundenes"  Einkommen  s.  Gmndleg.  §.  85. 
Ueber  „Hoimalconsamtioa'*  s.  Engel,  sächs.  »tat  Ztschi.  Ibä7  S.  170,  Uber  d.  relative 


Digitized  by 


358  3.  B.  2.  K.  1.  A.  Allg.  SteuerL  2.  IL-A.  7.  A.  Gleichmääsigkeit.  §.  42S,  429. 

her  wächst  das  „freie"  Einkommen  progressiv  mit  der  steigenden 
und  sinkt  es  degressiv  mit  der  fallenden  Hohe  des  ganzen  Ein- 
kommens. Mit  dem  freien  Einkommen  steigt  und  fällt  wieder  zu- 
meist die  Aosammlangsfähigkeit  oder  Kapitalisirbarkeit  des  Ein- 
kommens  und  omgekehrt  bewegt  sich  die  Schwere  des  Opfers, 
welehes  diese  Operation  dem  Betreffenden  in  der  Besehränknng 
seines  Gonsams  auferlegt.  Das  freie  Einkommen,  niebt  bloss  das 
gesammte  ist  überhaupt  regelmässig  der  Fonds,  auf  dem  die  Steuer 
lastet,  aus  dem  sie  bestritten  wird.  Die  proportionale  Besteuerung 
des  ganzen  Einkommens  ist  eine  Degressivbesteuerung  des  freien 
Einkommens:  eine  bedenkliche  Seite  ansres  bestehenden  Steuer- 
wesens der  „staatsbürgerlichen'^  Periode,  weil  so  nnvermeidUoh  ein 
besonderer  Drnek  anf  die  kleineren  Einkommen  im  Widerspruch 
mit  der  Theorie  der  Gleichheit  der  Opfer  erfolgt 

y)  Anderweite  Umstände,  welche  auch  unter  sonst  gleichen 
Verhältnissen,  also  namentlich  bei  gleicher  Quelle  und  Höhe  des 
Einkommens  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussen,  sind 
z.  B.  der  Gesundheitszustand,  die  Kinderzahl,  das  Vorhandensein 
sonstiger  civilrechtlicher  UnterstUtamngspflichten ,  Verschuldung, 
anssergewöhnliche  UnglflcksflUle  n.  s.  w.  Solche  Umstiinde  werden 
hie  nnd  da  schon  in  der  Gesetzgebung  bei  gewissen  Personal-, 
Einkommensteuern  berücksichtigt^^)  nnd  die  neuere  Stenertheorie 
hat  das  mitunter  principiell  gerechtfertigt.  Letzteres  ist  auch 
hier  nur  wieder  richtig  in  der  Consequenz  des  socialpolitischen 
Standpuncts.  Es  muss  dann  aber  als  a  1  lg e  m  e  i  n  e  r  Grundsatz 
aufgestellt  werden,  welcher  in  yerschiedener  Weise  bei  yerschie- 
denen  Arten  von  Stenern  zur  Anwendung  zu  kommen  bat^  nicht 
nur  in  der  angedeuteten  Weise  bei  den  Personal-  und  Einkommen- 
Stenern,  sondern  auch,  soweit  als  möglieh,  bei  Verbrauchs  steuern, 
z.  B.  mittelst  einer  geeigneten  Wahl  der  steuerpflichtigen  Artikel 
und  eines  höheren  Hteuerfusses  der  Genussmittel  der  wohlhaben- 
deren Classen:  Ausschluss  derjenigen  Artikel,  welche  von  allen 
Familienköpfen  ungefähr  gleich  stark,  Wahl  solcher,  welche  von 
Einzelnlebenden  und  Familien  etwa  in  gleichem  Betrage  consu- 


Grösse  des  WohnimgsaufW'uids  nadi  der  Höhe  des  absol.  Eiokomineiis  Schvabe  lud 
Bruch  im  Bod.  städt  Jahrb.  1868  und  1869,  Laspeyres  mehrfach,  so  aftcha.  stat. 

Ztschr.  1876. 

Prenss.  Ges.  v.  25.  Mai  1873,  §.  7,  23.  « 
2")  Neumann  S.  176. 

So  mit  Recht  Stein  gegea  Neumanji,  I,  452. 
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mirt  werden.  Danaeh  sind  Salz-,  Brot-,  Kaffestenern  nnpassender 

als  Getränke-  (Wein-,  Bier-,  Branntwein  ),  Tabaksteuern. 

Alle  diese  Gcsichtspuncte  gelten  im  WcHentlichen  in  gleicher 
Weise  für  die  Staats-  und  die  Commuualbestcuerung. 

§.  429.  Rechtfertigung  and  Einwände.  Die  letzte 
innere  und  tiefere  Beohtfertignng  eines  solehen  Vorgehens  zur 
DarebfÜhrang  der  Gleiehmässigkeit  in  der  Bestenerang  liegt  im 
Wesen  der  Einkommen-  und  Vermögensyertfaeilnng  anf  der  be- 
stehenden Rechtsgrundlage  des  privatwirthschaftlichen  Systems  der 
freien  Concurrenz.  Nach  den  in  der  „Grundlcirung'^  entwickelten 
GesichtspuDcten  darf  und  muss  in  diese  Vertheiiung  auch  aus 
Gründen  der  Gerechtigkeit  eingegriffen  werden.*^)  Dadurch 
sind  die  Wirkungen  von  Glück  nnd  Unglück,  günstiger  nnd  un- 
günstiger Coignnetar  nnd  anch  von  wirklich  persönlicher 
Ungleiehheit  der  Leistung,  welche  eben  dann  eine  ungleiche  wirth- 
schaftliche  Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  bedingt, 
mit  auszugleichen. 

Das  ganze  System  socialpolitischer  Besteuerung  ist  bisher 
nicht  so  aufgestellt,  daher  auch  nicht  specicU  kritisirt  worden. 
Gegen  dasselbe  wird  man  die  nemlichen  Einwände  geltend  machen, 
wie  bisher  schon  gegen  die  Steuerprogression. Man  wird  ein 
solches  System  ebenfalls  „ungerecht"  „unökonomisch''  nnd 
„unlogisch"  oder  „ willktthrlich"  nennen.  Diese  Einwände 
sind  aber  weder  dort  noch  hier  durehscblagend. 

a)  Der  Vorwurf  der  Ungereciitigkeit  läuft  wieder  nur  auf 
die  alte  petitio  principii  hinaos,  dass  allein  dieproportionale 
und  überhaupt  die  rein  finanzielle  Besteuerung  „gerecht'' 
sei.  Hier  wird  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  unter 
denf  Einflnss  der  freien  Concurrenz  einfach  hingenommen,  nicht 
in  ihrer  Entstehung  noch  an  ihren  Wirkungen  geprüft.  Und  über 
offenbare  Thatsachen,  wie  die  Ungleichheit  der  Opfer  bei  dieser 
Besteuerung,  wird  sich  einfach  hinweg  gesetzt. 

b)  Der  Vorwurf  des  Unökonomisch eu  (oder  des  Anti- 
ökonomischen),  die  Behauptung,  dass  eine  solche  Bestenerang  eine 


")  Bes.  2.  Aull.  §.  U'J  -107. 

S.  z.  B.  Uinpfenharh,  I,  §.  5.^;  Mill,  B.  5,  K.  2,  3  u.  4 ;  Pieiffor, 
11,  27  U.;  Leroy-ßeaulicu,  I,  1.  2.  cU.  2;  Nasse,  Gutachten  S.  9:  gejjcn  Pro- 
gression und  Princip  der  Leistongsfähigkeit,  aber  fta  höhere  Stenerpflicht  dr^  nis 
Vermö^ensnutzungcn  als  des  aus  Arbeitsleistungen  flicssenden  Eiiikoinmcus.  Eingehender 
Uber  Für  u.  Wider  d.  progress.  Steuerfuss  Lehr,  Üildebr.  Jahrb.  1677,  U,  S.  1  Ü'.,  190  ff* 
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,,Strafe  für  den  Fleiss  und  die  Sparaunkeit"  sd,  ttbenieht  gleich- 
falls,  dass  der  Erwerb  und  die  Sparföbigkeit,  znmal  im  hentigen 

Wirthschaftssystera ,  durchaus  nicht  nur  auf  persönlicher  Leistung 
beruhen;  ferner,  dass  die  socialpolitiscbe  Besteuerung  vielfach  nur 
die  Sparlahigkeit  vom  Einen  auf  den  Anderen,  im  Ganzen  in 
erwünschter  Richtung  gleichmässigerer  Vermögensvertheilung  Uber- 
trägti  volkawirthcM^haftlich  gar  nicht  unbedingt  vermindert 

c)  Der  Vorwnrf  des  Unlogiaohen  nnd  der  Willkflr  bezieht 
sidi  auf  zweierlei 

a)  Einmal  auf  die  zu  treffenden  Zahl-  nnd  Maassbe- 
stimmungen. Dieser  Vorwurf  ist  in  Etwas  begründet,  beweist 
aber  nichts  in  der  Sache.  Selbstverständlich  leiden  Zablenbe- 
stimmongen  für  Verh'ältniasey  welche  sich  ihrer  Natur  nach  nicht 
genau  in  Zahl  and  Maass  fassen  lassen,  stets  an  einer  gewissen 
WUlkttr,  z.  B.  wenn  der  Stenerfnss  ittr  Benteneinkommen  so  nnd 
so  vid  hoher  als  fttr  Arbeitseinkommen  oder  fttr  steigendes 
Einkommen  die  nnd  die  Progressivscala  des  Steuerfusses  fest- 
gesetzt wird.  Für  Theorie  und  Gesetzgebung  kann  es  sich  hier 
natürlich  immer  nur  um  die  Gewinnung  von  Naherungswerth  e  n 
handeln )  von  Scalen,  welche  ungefähr  angeben,  in  welchem 
Maasse  nach  Qaelle,  firwerbsart,  Höhe  des  Einkommens  nnd  nach 
den  genannten  anderwdten  Umstftnden  die  „Opfer'^  des  absolut 
gleichen  oder  proportionalen  Steuerbetrags  und  die  wahren  indivi- 
dnellen  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeiten  nngleich  werden. 
Bei  der  Feststellung  solcher  Näherungswcrthe  ist  das  Moment  des 
Willkührlichcn  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung.  In  einer 
Menge  analoger  Fälle  des  practischen  Lebens ,  wo  es  sich  um 
Zahlenbestimmungen  handelt,  ist  derselbe  Uebelstand  vorhanden 
und  muss  als  einmal  unvermeidlich  mit  hingenommen  weftten. 
Auch  in  der  rein  finanziellen  Besteuerung  liegen  dieselben  Schwierig- 
keiten bei  der  Bestimmung  der  Steuerfttsse  u.  dgl.  (z.  B.  fttr  Ein- 
kommen-, Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchssteuern)  vor.  Die  be- 
sondere „Willkühr^^  bei  Zahlenbestimmungen  in  der  socialpolitischen 
Besteuerung  ist  endlich  auch  immer  noch  kleiner  als  diejenige 
Willktthr,  welche  die  Proportionalbesteuemng  mit  ihrem  Absehen 
von  allen  Unterschieden  im  Druck  der  Steuer  und  mithin  in  der 
wahren  wirthschafklichen  Leistungsfähigkeit  mit  sich  ftthrt. 

ß)  Sodann  wird  etwa  auf  extreme  Fälle  hingewiesen ,  wo  bei 
fortgesetzter  Progression  der  weitere  Zuwachs  des  Einkommens 
und  Vermögens  durch  die  bestündig  steigende  Steuer  schliesslich 
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verscbluDgen  wflrde.    Das  ist  aber  bei  langsamer  nnd  mftssiger 

Steigerung  des  Steuerfasses  eine  ganz  entternte,  practisch  ge- 
nommen unwesentliche  Gefahr,  deren  Eintritt  nicht  einmal  ent- 
scheidende Bedenken  hätte.  Diese  Gefahr  lässt  sich  indessen  auch 
durch  eine  kleioe  Modifioation  des  Prineips  für  wenige  extreme 
Fälle  vermeiden. 

Die  Verwirklichnng  der  gleiehmftssigen  Bestenemng  naeh 
der  Leistnngsflihigkeit  im  Einseinen  vom  rein  finanziellen  nnd  vom 
socialpolitiscben  Standpuuetc  aus  ist  im  folgenden  Hauptabschnitt 
vom  iSteuersystem  mit  zu  behandeln. 
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Das  Steuerajrfiitem  und  die  Hauptarteu  der  Steueru. 

tJSo  nmfasäend  aucli  die  Bewegung  u.  Literatur  Uber  die  Steuerlchrc  ist,  so  ist 
dennoch  {gerade  in  Bozieli.  auf  das  „System"  der  Stenern,  dessen  Bedeutiiii^'  mau 
nicht  erkannte,  nur  wenig-  geleistet'',  sagt  Stein  mit  Kecht  (I,  479).  Kaum  weniger 
als  t(\T  das  Chaos  ron  Steuern  in  der  Praxis,  kein  einziges  Land  ausgenommen,  ist 
aiK  h  im  Grunde  in  der  Thewie  der  Ausdruck  „Steuersystem"  ein  sehr  anzutreffen* 
d<T  Euphemismus.  Denn  was  die  Theorie  hier  gegeben  hat.  ist  selten  mehr  als 
eine  mehr  oder  weniger  glückliche  kritische  (ilosse  zu  der  geschichtlich  überkommenen 
n.  zu  Hechte  bestehenden  Besteueraog  der  Praxis.  Hier  werden  wohl  einige  Forde- 
rungen in  Bezug  aof  Beseitigung,  Ab&ndemng^,  Erg&nzong  dieser  Besteaenuifr  gestellt, 
theils  allgemein  u.  iirinoipicll,  indem  man  die  Erörternnj!;  an  die  allgemeinen  Ver- 
hältnisse der  modernen  Besteuerung  in  den  Culturstaateii  anknüpft,  theils  für  bcötimmte 
einzelne  Lander  u.  Zeiten,  wie  natürlich  vor  Allem  das  Vaterland  u.  die  Zeit  des 
einzelnen  Autors.  Diese  Foidemngen  werden  aacb  als  GonseqDenzen  der  zoror  be- 
handelten o))ersten  Steuerprincipien  abgeleitet  und  letztere  dienen  überhaupt  der 
Kritik  zur  Kichtschnur.  Aber  Ernst  wird  eigentlich  auch  in  der  Theorie  ebenso 
wenig  mit  der  Verwirklichung  dieser  Principicn  gemacht  wie  in  der  Praxis.  Das  ist 
ein  um  so  grösserer  Febler  der  Theorie,  weil  dieselbe  doch  die  Bedeutung  der  Ge- 
rechtigkeits-  und  der  volkswirthschaftlichcn  Principien  so  hoch  stellt  und  von  dem 
berechtigten  Vorrang  der  von  ans  sogen,  „finanzpolitischen"  Principien  bisher  nicht 
ausgegangen  ist. 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  die  Theorie  sei  dch  mit  einer  solchen  Selbst- 
bescheidung nur  ihrer  wahren  Aufgabe  richtig  bewusst  u.  überschätze  ihre  Kraft 
nicht.  Sie  habe  auf  diesem  Gebiete  so  wenig  als  auf  anderen  des  practischen  Lebens 
eine  tabula  rasa  vor  sich,  auf  der  sie  kiüin  ein  grosses  systematisches  Gebäude  aul- 
fllhien  könne,  das  aber  ohne  Znaammenhang  mit  der  geschichtlichen  EntwicMang  der 
Besteuerung  in  der  Luft  schwebe  und  nur  eine  Gedankonspiolerci  des  Doctrinarisuius 
sei.  So  liegt  indessen  die  Sache  nicht  und  so  bescheiden  auf  kritische  Glossimng  des 
Bestehenden  beschränkt  ist  die  Aufgabe  der  Theorie  mitnichten. 

Gewiss  soll  dio  bestehende  Bestenernng  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  be- 
griflen  nnd  als  das  einmal  Bestehende  geachtet  nnd  zum  Ausgangspunct  practischer 
l?eformen  p}nommen  werden.  Gerade  die  streng  systematisch-principielle  Behandlung 
der  Steuerlehre  liefert  erst  zu  einer  richtigen  Würdigung  der  (ieschichte  und  des 
geltenden  Rechts  der  Besteuerung  die  nöthigen  Auhaltspuucte.  }iüv  sie  fuhrt  zu  einem 
tieferen  Yerstäudniss  der  Praxis  n.  ihrer  Einrichtungen  u.  deckt  denn  auch  in  dem 
.Bestehenden,  indem  sie  es  erklärt  u.  auf  seine  ursiicliliclien  Verhältnisse  zurückführt, 
das  weniji^stens  na'  h  gewissen  Seiten  Bereehtigte  auf.  Dadurch  wird  eine  oft  recht 
leichte  u.  an  sich  auch  nicht  unrichtige  Kritik  einzelner  Puncte,  gewi^iser  Sieuerartcu, 
Erhebnngsformen  u.  s.  w.,  erst  auf  die  wahre  Bedeutung  reducirt 

Aber  die  Theorie  hat  doch  noch  eine  weitere,  höhere,  eine  schwierigere  und 
zugleich  practisch  wichtigere  Auft;ahe,  nemlich  durch  die  Aufstellung  eines 
Steuer:;ystems  ein  bestimmtes  priucipielles  Ziel  der  Steuereutwicklung, 
wenn  auch  immer  nur  für  gegebene  ^twidtlungsporioden  der  Yolkswirthschaft,  der 
Kechtsordaung  u.  des  Volkslebens  UberhMipt,  au&urichten.  Dafür  ist  die  Erörterung 
der  obersten  Steuerprincipien  eine  unvermeidliche  werthvolle  Vorarbeit,  aber  doch 
nur  eine  Vorarbeit.  Nicht  ohne  Weiteres  au  diesen  Principien,  sondern  au  dem 
diesen  letzteren  möglichst  entsprechenden  theoretischen  Steuersystem  muss  die  Be- 
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Bteuerang  der  Praxis  gemessen  werdeu,  wenn  luau  in  ihr  zu  durchgrcifeudercu 
Befoimien  golangen  nod  dafttr  die  Bichtscliniir  und  das  Ziel  eihalten  will.  Alles, 

was  die  Lehre  von  den  einzelnen  Steuerprincipien  hervorfördeni  kann,  sind  doch  erst 
disjecta  membra,  ein  „Lied"  wird  auch  in  der  Theorie  daraus  erst  durch  Zusammen- 
£issang  aller  gcwoouenea  Grundsätze  in  einem  streng  systematischen  Auf-  uud  Ausbau 
der  Besteaerung.  Bd  einem  solchen  wird  überall  wieder  an  die  geschichlliebe  Ent- 
widdong  und  an  den  practisclicn  Bestand  des  Sfenerwesens  anzolcnilp&a  ssin ,  aber 
es  muss  dabei,  auf  Grund  der  Erörterungen  tlber  die  Steuerprincipien.  nun  gezeigt 
werden,  wo  die  bestehende  Besteuerung  Lacken,  Mängel  und  Unrichtigkeiten  entliält, 
derentwegen  sie  kein  oder  nnr  ein  sehr  nnrellkommenes  Stenersystem  danteUt. 

Allerdings  wäre  es  eine  Ueberbebnng  der  Theorie  u.  ein  falscher  DoctrinaiiBmils, 
den  man  mit  Recht  abweisen  .mtlssto,  wenn  nun  ein  solches  theoretisches  Steuersystem 
der  Praxis  ohne  Weiteres,  ohne  Kucksicht  auf  die  geschichtlich  überkommenen  Yer- 
hSltnisse,  avf  die  einer  Yerwirklichnng  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  aufge- 
drängt werden  sdite.  Davon  ist  aber  keine  Eede.  „Gompromisse''  zvischm 
idealen  Anforderungen  u.  practischeii  l  A'beiisverhältnissen  werden  in  d<  r  Praxis  immer 
nothwendig  und  deshalb  immer  zulässig  sein.  Das  kann  auch  die  Theorie  von  vorne- 
herein gern  anerkennen,  nur  soll  sie  nicht  selbst  das  Compromiss  und  die  Frincipien- 
lodgkelt  zum  Princip  erheben.  Das  yon  ihr  anfisnstellende  Stenefsyatem  soll  tat  die 
rationelle  Praxis,  und  mit  dieser  allein  Iiat  man  es  hier  zu  thun,  We{::weiscr, 
Richtschnur,  Ziel  sein,  um  in  Bezu^  auf  Kcformcn,  mit  denen  die  Praxis  gerade 
nach  ihren  cigeneu  Bedürfnissen  und  nach  denen  des  ganzen  Lebens  beständig  be- 
schSfligt  ist,  nieht  im  Blinden  umher  zu  tappen,  nicht  Alles  noch  viel  willkorlicher, 
ungerechter,  unölconomischer  zu  machen,  als  es  gewöhnlich  schon  ist:  um  mit  einem 
Worte  aus  der  gemeinen  Routine  herauszukommen.  Das  vermag  sie  nur 
unter  der  Führung  der  Wissenschaft,  —  einer  Wissenschaft,  von  welcher  freilich  die 
Prftxis  stndirt,  die  in  dieser  liegende  Er&hrang  verwerthet  werden  mnss,  welche  al>er 
nicht  in  der  Darstellung,  Erläuterung  und  Kritik  der  Praxis  den  Abschlnss  ihrer  Aof- 
gäbe  oder  vollends  ihre  alleinige  Aufgabe  zu  finden  hat. 

Bei  allen  Systematikeru  der  Finanzwissenschaft,  wie  auch  der  Steucrlehrc  spcciell, 
TOT  Stein  fehlt  nun  ein  solcher  systematischer  Aiifbait  der  ganzen  Besteoerang  völlig 
oder  es  werden  wenigstens  kaum  mehr  als  einige  ungenügende  Ansätze  zur  Lösung 
dieser  Aufgabe  gemacht.  Auch  Kau  kann  davon  nicht  ausgenommen  werden,  (S.  o. 
S.  141).  £r  stellt  sich  diese  Aufgabe  gar  nicht  u.  was  er  in  s.  allgcm.  Steuerlehre 
Uber  die  ?erwandten  Fragen  vom  „Znsammenliaagf"  n.  r.  d.  „Eintheilung'*  der  Stenern 
§.  276  ff.,  291  ff.  giebt,  genügt  in  keiner  Weise  mehr.  Manches  Bezügliche  kommt 
dann  bei  ihm  wie  bei  andren  Theoretikern  in  der  spec.  Steuerlehre  (B,  2")  vor,  aber 
hier  ohne  richtigen  Zusammenhang  und  nur  in  Verbindung  mit  Specialfrageu  der 
Bestenemng.  Es  ist  durchaus  nothwendig,  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  einen 
soldien  systesuitischen  Aufbau  der  Bestaaemng  der  Lehre  von  den  einzelnen  Steuern 
in  zusammenfassender  Darstellung  vorangehen  zu  lassen,  um  auch  für  die  specielle 
Steuerlehre  erst  den  richtigen  Siandpunct  zu  gewinnen.  Kau 's  V'orgängcr,  Zeit- 
genossen nnd  Nachfolger  haben  aber  die  Sache  nicht  anders  gemacht  als  er,  z.  B. 
Jacob,  I,  §.  514,  vgl.  mit  §.  465  ff.,  v.  Malchus,  I,  §.  38,  Murhard,  Bestener. 
S.  67  pass.,  ümpfenbach,  I,  §.  65,  Pfeiffer,  Staatseinn.  L  64  ff.,  70  ff.,  Leroy- 
Beaulieu,  l.  1.  2  in  den  ersten  Kapiteln.  Ueberall  nur  ein  paar  Worte  über  die 
Eintheilung  der  Steuern  und  eine  Yergleichung  der  Uauptarten,  so  nam.  auch  bei 
Leroy-Beanlien,  aber  keine  conseqtiente  Bildung  eines  Stenenystems,  nach  der 
Richtschnur  der  aufgestellten  Steuerprini  ipien.  Auch  Hoffmann  giebt  nur  Materialien, 
*  kein  System  selbst,  in  Betr.  der  Ausführung  der  „directen"  u.  „indirecten"  Steuern, 
in  der  von  ihm  diesen  Ausdrücken  beigelegten  Bedeutung.  S.  auch  Stein 's  (übrigens 
in  Bezog  nnf  Ban's  richtige  ünterscheidnng  yon  Schätzungen  n.  Aufwsndsteaem  nicht 
zutreffende)  Bemerk.  I,  479  ff. 

Neben  Stein  verdient  m.  E.  nur  Hock  für  sein  Streben  nach  Bildung  eines 
eigenen  Steuersystems  Anerkennung;  öff.  Abg.  §.  4,  14.  £r  stellt  die  oben  §.  427 
Note  12  gen.  S  Urstenem  n.  dann  als  deren  Surrogate  auf:  die  Yerforanchsabgaben, 
Ertragsst.,  Erwerbs-  n.  Uebertragongsabg.  n.  s.  w.,  ZöUe,  besond.  Einkommensteuern, 
Entgelte,  die  sich  mit  einander  zu  einem  die  ürsteuern  vertretenden  Steuersystem 
vereinigen  lassen,  S.  8d.   Hier  bleibt  manche  Lticke  und  Manches  auch  in  der  Aus- 
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HUmmg  n,  BegiOndnng  zn  bemängeln,  aber  es  wird  doch  die  finaiunnflseiiscliafldiclie 
Anl^be  richtig  erfasst. 

üeber  alle  seine  Vorgänger  erhebt  sich  dann  aber  Stein  gerade  durch  die  Be- 
handlung dieser  Aufgabe  weit:  eines  seiner  vielen  grossen  Verdienste  um  die  Ans- 
yUimg  einer  wiiUichen  FinanzwiBBenachaft  (s.  o.  8.  148),  wie  ich  aberniab  gern 
hervorhebe,  trotz  meiner  vielfachen  Abweichung  von  Stein  gerade  auch  in  Bezug  auf 
sein  Steuersystem  und  auf  einzebie  Glied.  r  desselben.  Alles,  was  die  Theorie  bisher 
in  der  allgemeinen  Stenerlehrc  an  vereinzelten  Gesichtspuncten  und  au  Bruchstücken 
für  die  Bildung  dnea  Syatema  der  gansen  Besteuerung  hie  und  da  geboten  hat,  ist 
durch  Stein 's  Leiahmg  jedenfidla  weit  ftberiudt.  so  daas  es  genflgt,  sich  an  Stein 
allein  zu  halten. 

„Das,  worauf  es  ankommt,  ist  doch,  —  so  sagt  Stein  mit  Recht,  I,  458  — , 
dass  man  irgend  eine  Anschauung  des  ganzen  Systems  eines  Steoerwesens  zu  Grunde 
legt,  ehe  man  zur  einzelnen  Steuer  über^^i  ht.  nn<l  dann,  dass  man  den  Begriff  von 
Kapital,  Arbeit  und  Einkommen  als  organische  Thcile  Eines  wirthschaftl.  Lebens- 
genusses (V)  ansehe  und  sie  nicht  aus  ihrer  lebendigen  Verbindung  herausschneide.** 
In  letztrer  Hinsicht  verweist  er  auf  seine  MYolknrirthschaftslehre''  (2.  A.  187SV 
(icradc  in  der  Zurückführung  seines  Steuersystems  auf  seine  eigenthiiinliche,  aber 
unklare  und  falsche  Theorie  der  Volkswirthschaft  kann  ich  Stein  nicht  beistimmen. 
Aber  sein  Ausgangspunct  bleibt  richtig.  Giebt  man  Stein  sodann,  wie  ich  es  nur 
theüweise  tiiun  liann,  seine  wirthschafUidien  Theorieen  Uber  die  „Factorcn  des  F.in- 
koBimens"  zu,  so  erhebt  sich  sein  Steuersystem  auf  dieser  Ba^is  streng  folgerichtig. 

Er  bezeichnet  als  die  b  Factoren  des  Einkommens  das  Kapital,  die  Arbeit 
Q.  die  wirthschaftl.  Individualität  (l,  457).  „Aus  dem  ersten  Factor  entstehen 
die  directen,  aus  dem  zweiten  die  indirecten,  aus  dem  dritten  die  Einkorn  men- 
stenern.  Zum  organischen  System  werden  diese  (Steuer-')  Arten,  indem  jede  der  drei 
Arten  innerhalb  des  Steuerwesens  wieder  ihre  besondere  Function  empfängt.  Die 
directen  Steuern  geben  dem  Steuerwesen  seine  Sicherheit,  die  indirecten  seine  All- 
gemeinheit, u.  die  Einkommensteuer  bildet  das  Gebiet,  in  welchem  die  Harmonie 
zwischen  dem  ,,finanziellen"  u.  dem  „wirklichen"  Einkommen  hergestellt  wird." 

Hier  ist  leider  nur  die  Terminologie  willkürlich  u.  so  abweichend  von  der 
üblichen,  dass  Irrthümer  u.  Missverstandnisse  kaum  zu  venneiden  sind  (s.  schon  oben 
Kote  8  zu  §.  3SS).  Dieser  Vorwurf  trifft  aber  das  Stein 'sehe  Steuersystem  nicht  selbst. 
Die  willkürliche  u.  m.  E.  auch  gezwungene  u.  unpassende  Anwendung  der  Ausdrücke 
„directe^  u.  „indirecte"  Steuern  für  diejenigen  Steuerarten,  weiche  Stein  dabei  im 
Sinne  hat,  kann  man  fedlen  lassen  und  ferindem,  womit  in  der  Sache  nidits  ver- 
Hiidert  wird.  Der  sachliche  Mangel  liegt  in  der  AniTassung  des  „Kapitals**,  in 
der  Annahme  einer  ganz  selbständigen  „Productivität"  desselben  u.  in  St  ein 's  Lehre 
vom  Verhältniss  der  Arbeit  n.  des  Kapitals  zu  einander.  Auch  ist  in  formeller  Hin- 
sicht wohl  nicht  zu  läugnen,  dass  ein  oft  gegen  Stein  erhobener  Vorwurf  gerade  hier 
(bes.  in  den  üiGrter.  Uber  die  „eigcntl.  Einkominensteuer  n.  ihr  System'*  S.  471  if.!) 
zutreflc:  er  com]ilicire  nemlich  durch  eine  neue  Terminologie  u.  Formgebung  ein- 
fache Dinge  ganz  unnöthig  u.  komme  auf  Umwegen  zu  altbekannten  Sätzen,  ja  selbst 
wieder  zu  einer  zu  weit  gehenden  Bechtfertigung  der  geschichtüdi  übeilKnnmenen, 
bestdienden  Besteuerung,  woran  es  ja  bei  dem  Hegelianer  nicht  an  Analogieen  fehlt. 

Eine  genauere  Kritik  des  ganzen  Stein'schen  Systems  würde  zuweit  führen.  Sie 
liegt  implicite  in  meinem  unten  aufgestellten  eigenen  Steuersystem  u.  in  dessen  Be- 
grundang.  Wo  ich  dabei  von  Stein  abweiche,  geschieht  es  in  bewusster  AbdcJii 

Eine  kurze  üebersicht  über  Stein's  System  ist  die  folgende  (I,  458  fF.):  L  Die 
directen  Steuern  (oder  die  „Besteuerung  des  Kapitals  u.  seiner  Productivität") 
müssen  selbst  wieder  ein  System  bilden,  das  drei  Gebiete  umfasst:  1)  die  £r- 
tragssteo«m(Grund-Hftuser-,  Beuten  Steuer),  für  „vomBesilzer  ToDstlindig  los- 
geschiedene"  Kapitalien;  2)  die  persönlichen  Erwerbssteuem  (Besoldungs-, 
Berufs-,  Gehalts  steuern),  durch  welche  das  „als  Kenntniss  oder  Geschicklichkeit 
erworbene,  sein  Einkommen  ^Gehalt,  Lohn,  Honorar)  erzeugende  persönliche  Kapital'* 
gctrolTen  wird;  endlich  3)  die  gewerbliche  oder  Gewerbesteuer,  auch  Erwerbs- 
steuer genannt,  für  die  Besteuerung  des  gewerblichen  Kapitals,  mit  Bemessung  nach 
der  Kapitalsanlage  oder  dem  Kapital  verkehr ,  wo  dann  wieder  3  Arten  entstehen. 
Gewerbest.,  Unternehmu ngsst  u.  (bei  einzeln en  Acten  des  Kapitalverkehrs 
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zo  Enrerbszvecken)  die  Yerkelirsst.  —  H.  Die  indireeten  Steuern  (oder  „die 
Besteuerung  der  Arbeit  und  ihrer  Consumtion"),  deren  S teuere bject  die 
„Summe  der  Verzehrungsgegenstände  der  arbeitenden  (sie!)  Persönlich- 
keit** ist.  Eintheilung  in  1)  „Yerzehrungssf  u.  2)  „Genussst.";  Object  jener 
„die  Gesammtbeit  aller  derjenigen  GegenBOade,  weldie  zur  Erbaltuag  jedes  (?) 
pefSOnl.  Lebens  u.  damit  der  persönl.  Arbeitskraft  überhaupt  nothwendig  sind'* ;  Ofajject 
der  zweiten:  die  besonderen  Genilssc  der  Besitzenden  (worin  ein  unverkennbarer 
AViderspruch  mit  der  Auffassung  der  indireeten  Steuer  überhaupt  bei  Stein  liegt).  — > 
HL  Die  eigentl  EinkommeBStener,  welche  den  Unterschied  des  finanziellen 
Ertrags  (ein  unklar  bleibender  Begriff)  u.  des  wirklichen  Einkommens  principidl 
u.  für  jeden  einzelnen  Fall  einer  der  directen  u.  indireeten  rnög-Iichst  gleichartigen 
Besteuerung  unterziehen  soll  ('?);  mit  Eintheilung  1)  in  Gesauimteink.-  oder  Per- 
Bonaleinkst.  n.  2)  in  eigentL  (indiriduelle)  EinluHnmenst,  Torttber  Stein's 
Erörterungen  mir  wenigstens  sehr  unklar  zu  sein  scheinen  n.  Ein&ches  in  nnlddÜcher 
Weise  complicirt  wird.  — 

Nach  Stein  sind  noch  Heid  u.  Neumaun  hier  kurz  zu  erwähnen.  Held  ver- 
sftanit,  Vöhl  absichtlich,  aber  mit  Unrecht«  die  Anfitellmig  eines  Stenersystems, 
kritisirt  aber  die  Elemente  eines  solchen  in  s.  Kap.  7,  freilich  zu  aphoristisch.  Er 
gelangt  dabei  auch  für  die  Staatsbesteucrung  zu  einer  zu  einseitigen  Hervorhebung 
der  Personal-  u.  Einkommensteuer  vor  den  Ertragssteuern  u.  will  ausser  jener  nur 
einige  anf  entbeluliGhe  Oegenstilnde  aUgemeinen  Yerbraachs  gelegte  indirocte  Steneni. 
Ein  solches  Steuersystem  wäre  zu  einfach,  um  den  richtigen  u.  durchfuhrbaren 
Grundsätzen  der  Yolkswirthschaft  u.  der  Gerechtigkeit  zu  entsprechen;  beispielsweise 
bleibt  hier  für  die  wichtige  u.  nothwendige  Function  der  V  erkehrssteuer  kein  Platz 
ttbrig.  S.  Held*8  Einlut  das  ganze  Kap.  7  bes.  am  Schlnss  8.  198.  —  Nenmann 
hätte  m.  E.  doch  auch  in  seine  wichtigen  u.  richtigen  Erörterungen  über  die  Prin- 
cipien  „Leistung  u.  Gegenleistung"  u.  „Leistungsfähigkeit"  u.  über  Ertrags-  u.  Ein- 
kommensteuern —  wesentliche  Vorarbeiten  für  die  Aufstellung  eines  Systems  der 
Schatzongen  oder  Enrerbs-  n.  Besitzstenem  —  die  Fragen  ^r  Yerbrauofasstenem 
mehr  hinein  ziehen  müssen.  Manche  Streitpuncte  der  directen  oder  Erwerbsbesteue- 
rung sind  nur  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems  n.  mit  steter  Kücksicht 
auf  die  Verbrauchssteuern  zn  lösen,  so  die  Puncte  betr.  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimnms,  proportionalen  u.  progressiven  Stenerfass,  höhere  Besteaemng  des  Itandirtoi 
Einkommens  u.  s.  w.  Es  zeigt  sich  auch  hier  S t e i n 's  Auffassung  richtig,  dass  man 
vom  Steuersystem  aus  zu  den  Fragen  der  einzelnen  Steuern  ubergehen  muss.  — 
S.  von  Neueren  sonst  noch  Laspeyres,  Art.  Stuatswirthsch.  in  Biuntschli's  Staats- 
wOrterb.  X,  128  ff.;  Eisenhart,  Knnst  d.  Besteuer. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  dieser  Hauptabschnitt  schliesslich  nach  genauer  Erwägung 
dem  folgenden  vierten  von  der  Steuerverwaltung  vorangestellt  worden  ist.  Auc}i  für 
die  umgekehrte,  in  einer  Hinsicht  systematisch  richtigere  Keihenfolge  beider  Haupt- 
abschnitte sprechen  Gründe.  Aber  in  beiden  FftUen  sind  vechseiseitige  Bezugnahmen 
nothwendig  u.  in  d.  jetz.  Anordnung  doch  noch  etwas  weniger.  Das  gab  den  Ausschlsg» 
V'oruemlich  zu  diesem  Hauptabschnitt,  aber  nicht  allein  zu  ihm,  gehört  auch  der 
historische  Anhang  am  Schlass  dieses  Bandes. 


1.  Abschnitt. 

Die  Uebereiusümmuiig  des  Steuersysleiiis  mit  den  Steaerprinoipien« 

1.  —  §.  430.  Das  Problem  des  Steuersystems.  Die 
])isheri£^en  Erörterungen  haben  wiederholt  von  verschiedeneu  Ge- 
sicbtspuncten  der  Betrachtung  aus  zu  dem  Ergebniss  geftlhrt,  dass 
eine  einzige,  wie  immer  geartete  Steuer  nicht  dazu  geeignet 
ist,  den  grossen  Bedarf  eines  entwickelteren  Qemeinwesmis,  nament- 
lich des  Staats  selbst  in  den  yerwickelten  Besitz-  und  Erwerbsver- 
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hältnissen  der  modernen,  tiberwiegend  privatwirthschaftlich  organi- 
sirten  Volkswirthschaften  zu  decken,  wo  sich  das  Volkseinkominen 
in  den  £inzeleinkommen  so  ausserordentlich  nicht  nar  quantitativ, 
sondern  auch  qualitativ  differenzirt')  Es  folgt  dies  noth- 
wendig  ans  der  Erwägung  der  Aufgaben,  welche  die  Besteuerung 
zu  erfüllen  hat.  Sie  soll  nach  den  zuvörderst  massgebenden 
finanzpolitischen  Grundsätzen  den  üftentlichen  Bedarf,  soweit  dafür 
nicht  andere  Mittel  vorhanden  und  zulässig  sind,  mit  Sicherheit  zu 
decken  gestatten,  aber  unter  möglichster  Berücksichtigung  der 
volkswirthschaftlichen,  der  Gerechtigkeits-  und  der  Grundsätze  der 
Steuerverwalbng.  Das  vermag  eine  einzige  Steuer  schwerlich 
flberhaupt  je  zu  thun,  jedenfalls  nicht  in  der  entwickelten  Volka- 
wirthschaft  auf  der  Grundlage  unserer  Rechtsordnung.  Wahr- 
scheinlich Hesse  sich,  auch  wenn  alle  andren  Rücksichten  zurück- 
träten,  ein  irgend  grösserer  Bedarf  durch  eine  einzige  Steuer 

^)  Daa  Streben  der  Physiok raten  nach  dem  imput  unique,  der  einzigen  allgfr- 
meinen  Grandsteucr,  war  die  Conscquenz  ihrer  einseitigen  Lehre  vom  prodult  net  nur 
in  der  Bodenarbeit.  S.  Ran,  Volk8W.sch.l.  8.  Aufl.  I,  §.  41.  üeber  die  Versuche  der 
Verwirklichung  der  physiokr.  einzigen  Grundsteuer  in  einigen  badischen  Dörfern 
8.  Y.  Drais,  Baden  unter  Karl  Friedr.,  I,  315;  Schlettwein,  Archiv  III,  480,  IV, 
264,  y,  34  und  neuerdings  Emminghaus  in  Uildebr.  Jahrb.  XIX,  1.  üebrigens 
haben  die  Phystokraten  selbst  nicht  allgeraelB  diese  Steuer  reitnlen.  Hirabean 
pfere  verlangt  z.B.  in  s.  throric  de  riuipnt.  ITfiO  für  Frankreich  2  directe  Steuern, 
eine  Grundsteuer,  die  Vo,  eine  Einkommensteuer  nach  Personnn  u.  Feucrstcllen ,  die 
*/g  des  Bedarfs  aufbringen  solle,  v.  Scheel  in  s.  Artikel  Uber  TUrgot,  Tub.  Ztsciir. 
1868  S.  255,  bemerkt  auch  nicht  nnrichtig,  die  physiokr.  einzige  Steuer  reiÜere  vid 
von  ihrer  Sonderbarkeit,  wenn  man  sich  die  physiokr.  Ordnung  tlbcr  die  ganze  Welt 
verbreitet  denke.  Beleuclit.  des  physiokr.  Satzes  durch  ('anard's  princ.  dVcon.  pol. 
und  Jacob,  Fin.wiss.  II,  502  Ii.  —  Des  Planes  einer  einzigen  Mahlsteuer  von 
einem  spanischen  Finanzmann  erwähnt  Ran  §.  278  nach  Deleconrt,  de  tiib.  ac 
rectig.  p.  60.  —  In  neuerer  Zeit  ist  eine  „einzip:c  allgemeine  Einkommen- 
steuer" von  Einzelnen  u.  von  ganzen  politischen  Parteien  wohl  befürwortet  worden, 
«am  mit  dem  geschichtlichen  Überkommenen  Chaos  von  Steuern  aufzuräumen,  durch 
eine  solche  „einfache**  Steuer  an  Tefraltangs-  und  Erhebungskosten  zu  sparan  und 
weil  man  spcciell  nur  so  eine  gerr  chto  Steuervertheilung  bewerkstelligen  zu  können 
glaubte.  Indessen  konnte  nur  der  linanztheoretischo  Dilettantismus  eine  solche  For- 
derung stellen.  Näheres  darüber  in  d.  spec.  Lehre,  bei  d.  Eink^t.  Die  Schwierig- 
keiten der  richtigen  Festsetzung  der  indi?iduellen  Einkommen  werden  hier  ganz  unter- 
schätzt. Sie  sind  aber  noch  viel  grosser  als  jetzt,  wo  besten  Falles,  wie  in  Preusscn, 
etwa  ein  Fünftel  des  gesammtcn  Steuere rtra^^s  durch  dirsc  Steuer  (Classen- u.  Eink.st.) 
gedeckt  wird,  weil  die  Fehler  der  Vertheilung  dann  unerträglich  würden.  Wichtiger 
noch  ist  der  Einwand,  dass  sich  das  Nationaleinkommen  vor  Allem  auch  qualitativ 
mit  der  Entwicklung  der  Volkswirfluchaft  so  ausserordentlich  differenzirt  (Rodbert uä). 
Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteuer,  selbst  auf  (irund  richtiger  Festsetzung  der 
Höhe  der  Einkommen,  würde  deshalb  ganz  unzureichend  sein.  Auch  die  Social- 
democratic  hat  dies  völlig  übersehen ,  wenn  sie  für  die  „Uebergangszeit  der  be- 
stehenden wirthschafU.  Rechtsordnung",  bevor  man  im  „reinen  Socialstaate"  bloss 
Arbeitseinkommen  habe,  für  eine  solche  Steuer  mit  progressivem  Steuerfuss  plaidirt. 
Eine  nach  ihren  ..socialistischen  Grundsätzen''  gerechte  Besteuerung  würde  dadurch 
nicht  erzielt  werden.  —  üeber  den  Plan  einer  allgcm.  Verbrauchsteuer  au 
Stelle  zahlreicher  einzelner  Steuern  bei  Pfeiffer  s.  u.  §.  491. 
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flberhaapt  nicht  bestreiten,  keine  irgend  denkbare  Steuer  sieh  da- 
fftr  entsprechend  ergiebig  machen.  Jene  genannten  anderen  Rttck- 
siehten  dfirfen  aber  immer  nnr  so  weit  znrtlektreten ,  als  es  snr 
Deckmig  des  Bedarfs  nnvermeidlich  ist.  Die  Verbindung  mehrerer 
Steuern  zu  diesem  letzteren  Zweck  ist  geboten ,  weil  dann  jene 
Rticksichten  leichter  zu  nehmen  sind  und  doch  zugleich,  ja  gerade 
deswegen,  der  finanzielle  Zweck  der  Besteuerung  leichter  und 
sicherer  erreicht  wird. 

So  muss  denn  die  Theorie  grundsätzlich  das  fordern,  was 
die  geschichtliche  Entwicklung,  wenn  schon  den  fttr  die  Bildung 
des  Steuerrechts  massgebenden  Factoren  vielfach  nnr  halb  bewusst, 
auch  tlbcrall  bei  steigendem,  anderweit  nicht  gedecktem  (»flfentlichen 
Bedarf  und  in  complicirteren  Wirthschaftsverhiiltnissen  mit  sich  zu- 
bringen strebt:  die  Verbindung  einer  Anzahl  verschieden- 
artiger  Steuern  zu  einem  Steuersystem,  d.  h.  einer 
solchen  Gombination  Ton  Steuern,  welche  die  Deckung 
des  Bedarfs  unter  gleichzeitiger  Berflcksichtigung 
aller  obersten  Besteuernngsgrnndsätze  sichert  (§.  332). 

Die  rationelle  Praxis  der  Steuerrechtsbildung  und  der  Aus- 
führung der  Besteuerung  in  der  modernen  staatsbürgerlichen" 
Periode  hat  dieses  niemals  ganz  ielilende  Ziel  nur  mit  immer 
klarerem  Bewusstsein  und  immer  grösserer  Folgerichtigkeit  auf- 
gestellt Die  Theorie  muss  ibr  in  der  Lösung  dieser  Aufgabe  zu 
Hilfe  kommen.  Sie  muss  aber  zugleich  diejenigen  Forderungen  in 
Bezug  auf  das  Steuersystem  vertreten,  welche  ans  der  Anerkennung 
der  social  politischen  neben  der  rein  finanziellen  Besteuerung  folgen 
und  auch  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  in  der  beginnenden 
„socialen^'  Epoche  der  Besteuerung  bereits  mehriach  zu  einer,  wenn 
auch  noch  schüchternen,  Anerkennung  gelangen. 

Das  Streben  nach  einem  Steuersystem  in  Theorie  und  Praxis 
ist  somit  nicht  Etwas,  das  nur  in  der  „willktlrlichen^S  ^»fehler- 
haften''  geschichtlichen  Entwicklung  und  jetzigen  Gestaltung  der 
Besteuerung  begründet  wäre  und  mit  der  \'erwirklichung  einer 
„einzigen  Steuer"  seinen  Zweck  verlöre.  Gerade  eine  Mehrheit 
und  selbst  Vielheit  und  eine  Verschiedenartigkeit  der 
Steuern  ist  eine  nothwendige  Folge  der  Entwicklung  des  öffent- 
lichen Bedarfs  und  des  (wenigstens  relati7)  steigenden  Mangels  an 
anderen  Einnahmen  einer-  und  der  Entwicklung  der  Volkswirth- 
scfaafl;  anderseits.  Und  das  Streben,  eine  solche  Reihe  von  Steuern 
zu  einem  Steuers}  st em  richtig  zu  verbinden,  ist  wieder  die  uoth- 
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wendige  Folge  der  wachsenden  Einsicht  in  den  Zusammenhang 
der  wirthschat'tiichen  Dinge,  der  steigenden  Fähigkeit,  steuer- 
technische Schwierigkeiten  zu  tösen  und  des  Einflnsses  der  Ge- 
rechtigkeitsideen und  Rechlwuuiehaaangen  fiher  Stenervertheilung. 
Nach  diesen  MomenteD,  namentlich  naeh  den  letzi^enannften, 
wechseln  denn  auch  wieder  die  Anfordeningen  an  das  Steuersystem. 
Dieses  ist  etwas  Organisches ,  sich  stetig  Forthildendes,  das,  wie 
der  öflFentliche  Bedarf  und  das  Wirthschaftslebeu  selbst,  daher 
auch  niemals  einen  eudgiltigen  Abschloss  seiner  Entwicklung  er- 
reichen kann. 

II.  —  §.  431.  Die  obersten  Steuerpriucipien  als 
leitende  Richtschnur  fttr  die  Bildung  des  Steuersystems. 

A.  Das  Steuci^ystem  mnss  aunftchst  den  frtther  au%estellten 
heiden  finanzpolitischen  Grundsätzen  und  practischen 
Postulaten  entsprechen:  es  mnss  im  Gesammtertrage  der  Stenern^ 
aus  denen  es  besteht,  ausreichend  und  es  muss  beweglich 
genug  sein  (§.  367).  Diese  Anforderungen  an  das  Steuersystem 
sind  allen  andern  voran  zu  stellen  und  sind  von  wesentlichem 
Einiluss  auf  die  Wahl  der  Steuergattungen,  der  einzelnen  Steuern, 
der  Erhebungssysteme  und  Veranlagnngsformen. 

1)  Der  Vorrang  der  beiden  finanzpolitischen  Grundsätze 
auch  Yor  den  Yolkswirthschaftlichen  und  selbst  Tor  den  Principien 
der  gerechten  Steuervertfaeilung  ist  frtther  schon  begründet  worden 
(§.  866).  Die  practisehe  Notbwendigkeit  dieses  Vorrangs  ist  un- 
bestreitbar und  wird  tiberall  von  der  Geschichte  der  Besteuerung 
bestätigt.  Sie  lässt  sich  aber  auch  wissenschaftlich  vollkommen 
rechtfertigen,  —  freilich  unter  einer  Voraussetzung,  welche  jedoch 
ittr  alle  wissenschaftlichen  Eröiterungen  über  Finanzwesen  gemacht 
werden  mnss,  speciell  für  die  hier  mitspielende,  bereits  im  1.  Bande 
entwickelte  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. Es  ist  nem- 
lieh  nothwendig  yon  der  Annahme  auszugehen,  dass  dieser  Bedarf 
naeh  seiner  H9he  und  nach  der  Zeit  seines  Hervortretens 
„richtig''  festgesetzt  und  dass  andere  Deckungsmittel  nicht 
verfügbar  oder  priucipiell  nicht  zulässig  seien.  Alsdann 
bildet  die  Deckung  dieses  Bedarfs  oder  der  betreffenden  Quote 
desselben  ein  erstes  Bedürfniss  der  Staats-  und  Rechtsordnung  und 
der  gemeinwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschafty 
welches  in  der  That  allen  anderen  Rücksichten  voran  geht 


*)  1.  Aufl.  §.  ^2  ff.,  2.  A.  §.  50  ff. 
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Vollständig  klar  ist  dies  nnr  zu  erkenneD,  bedarf  dann  aber 
anch  gar  keine»  weiteren  Beweises,  wenn  das  Wesen  und  die 
Fanetion  des  gemeinwirihBcluifUiehen  und  insbesondere  des  zwange- 
gemeinwiTthschafttiehen  Systems  in  der  Volkswirtliseluift  richtig  er- 
fasst  wird,  ffier  hftngt  diese  Lehre  Aindamentalster  Bedeatong,  die 
Gemein wirthscbaftslehre,  mit  der  Stenerlehre  eng  zusammen.  An 
dieser  Stelle  muss  es  genügen,  auf  die  Darstellung  jener  Lehre 
in  unserer  „Grundlegung"  und  auf  die  Bezugnahme  darauf  noch 
im  vorigen  Abschnitt  (besonders  §.  419)  zu  verweisen.  i^Das  Ganze 
ist  Tor  and  Uber  dem  Theil",  das  ist  ein  Satz,  weicht  hier  seine 
Conseqnenxen  seigt  Es  handelt  sieh  bei  der  Besteiiening  am  die 
ErfttOung  einer  der  wesentiiehen  Existenzbedingungen  des  Gänsen 
nnd  damit  freilich  auch  des  Einzelnen,  als  Glieds  dieses  Ganzen. 
Diese  Bedingungen  sind  nur  zu  erfüllen,  wenn  der  Vorrang  der 
finanzpolitischen  Steuerprincipien  vor  allen  anderen  anerkannt 
wird*  Davon  ist  eben  deswegen  bei  der  Bildung  des  Stenersystems 
auszugehen  und  demgem&ss  sind  solche  dnzehie  Stenern  in  wählen, 
welehe  yor  Allem  diesen  finanspolitisehenGrondsiltsen  ratspreehen. 

Dieselbe  Anffiumng  des  Zosammenhangs  sehwebt  eigentlieh 
bei  einer  scheinbar  ganz  anderen  Fofderang  vor,  nemlich  dass  die 
Besteuerung  in  der  richtigen  Verwendung  ihres  Ertrags 
ihre  innere  principielle  Rechtfertigung  und  zugleich 
ihre  Begrenzung  finde  oder  m.  a.  W.  dass  die  Froduotivi- 
tät  der  Besteuerung  xa  verlangen  sei,  diese  hänge  aber  von 
der  Prodaetivität  der  Verwendnng  ihres  Ertrags  ab«*)  Werden  die 
Ansdrtteke  ^^riehtige  Verjivendang^  and  „Frodnetivititt''  hier  un 
richtigen  Sinne  genommen,  so  kann  es  sich  am  niehts . Andres 
handeln,  als  um  die  Anerkennung  der  Thatsache,  dass  der  Steuer- 
ertrag die  unbedingt  erforderliche  ökonomische  Grund- 
lage der  vom  Gesammtinteresse  verlangten  gemein- 
wirthschaftlichen  Functionen,  namentlich  des  Staats, 
bilde.  Indem  diese  Fnnctionen  aneh  die  Vocanssetiang  and  das 
fördernde  HOfimittel  aller  einzelwirthsohafUiehen  |irodaetiven  TUitig* 


")  Stark  betont  70a  Stein,  w  I,  399,  470  (hier  mit  zweifelhaft  richtiger  An- 
wendang  auf  die  Yerzehrongssteiier  der  aibait  Glasse,  indem  der  Staat,  wenigstens 
beate,  <uftr  SntoimchendeB  dnrcli  die  Yenraltongf  fttr  die  Arbeiter  flnie,  —  womit 
man  auf  einem  Umwege  zur  „Genusatheorie"  n.  zum  Prindp  von  „Leistung  u,  Gegen- 
leistung" zurückkäme,  obwohl  Stein  S.  469  Letzteres  bestreitet).  Betrachtet  man 
eben  die  Yolkswirthschaft  als  eine  Combination  des  privat-  u.  gemein-,  bes.  auch 
swangigemeiiiwiidudi.  Syitons  (Qnmdkg.  §.  116,  120),  so  folgt  der  im  Tot  ent- 
wickelte Ged«nk<|«b  Conseqnens.  Im  Kern  ist  Steinas  Anibssmig  bSeimit  identisch, 

A.  Wagner,  riaattswiMMiMlialt  IL  24 


9 

Digitized  by 


370  d.B.  2.K.  I.A.  Allg. Steuerl.  S.U.-A.  I.A.  Steo^yst u. Stea.pcinc.  §.431,432. 

keit  siod,  schafft  sich  dann  auch  der  Einzelne  in  seiner  Steuer 
gleichzeitig  die  Bedingungen  seiner  Productivität.  Der  Fehler  ist 
nur,  dasBy  wenn  von  der  Prodaetintät  der  Besteuerung  die  Rede 
iat,  diese  Oftem  in  einem  %vt  engen,  ftneh  sit  materiellen  8inne  ge- 
nommen  wird* 

Ed  vmeMügt  nlehte,  das»  in  der  Wiikliebkdt  fteflieli  die 
Yerffendung  dee  Stenerertrags  oder  die  Feststeflung  des  Finanz- 
bedarfs nicht  immer  die  „richtigen",  in  dem  dargelegten  Sinne 
„productiven"  sind.  Gegen  das  Vorkommen  unpassender  öffent- 
licher Thätigkeiten ,  zu  grosser  Kostspieligkeit  derselben  u.  s.  w. 
sind  die  Garantieen  anderswo  zu  suchen,  im  Öffentlichen  Recht, 
Bndgetrecht.  Der  grundsätzliche  Vorrang  der  finanzpoUü^ 
seben  Prfaieipien  wird  dnrch  M&ngel  anf  diesem  Gebiete  nieht 
iMifgehoben.  Selbst  im  eoneieten  Falle  der  Praxk  würde  Ades 
noeb  s^fimmer;  wenn  neben  einer  nnriebtigen  Ißegelnng  der  Öffent- 
lichen Ausgaben  zugleich  eine  unzureichende  Besteuerung  einher- 
ginge  und  in  Folge  davon  die  Finanzlage  sich  verschlechterte. 

2)  Die  Geeignetheit  u.  s.  w.,  den  beiden  finanzpolitischen 
Grundsätzen  zu  entsprechen,  ist  oben  (§.  368)  schon  ftir  einige 
Hanptarten  der  Stenern  ebaracterisirt  worden*  Weitere  bezfiglicbe 
AneSIlbrangen  erfolgen  sjAter  in  Verbindung  mit  der  AnftteUnng 
des  Stenersysteins  selbst  (§.  488  iL),  hk  Bezug  anf  die  Bildung 
des  letateren  ist  bier  nnr  berrombeben,  dass  die  Verbindung  rer- 
schiedcnartiger  Steuergattungen  und  Eibebunga-  und  Ver- 
anlagungssysteme u.  8.  w.  gerade  auch  wieder  zur  sicheren  und 
zweckmässigen  Deckung  des  Finanzbedarfs  geboten  ist.  Da 
die  einzelnen  Steuern  und  die  genannten  Systeme  auch  in  diesen 
Poncten  verschiedene  Vorzüge  und  Ifttngel  besitsen^  sich  2.  B.  in 
yersebiedeBem  Haasse  der  dauernden  fiiehtnng  und  der  aeit- 
licbdn  Scbwanknng  des  Finanxbeda^  anpassen,  so  muss  das 
anob  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  eines  eonoreien  Staats  ge- 
bührend berfleksiebtfgt  werden.  Die  Theorie  hat  dafür  die  erforder- 
lichen Fingerzeige  zu  geben,  indem  sie  zeigt,  wie  Schätzungen 
und  Verbrauchssteuern,  Ertrags-  und  Einkommensteuern, 
Personal-  und  Realsteuem,  directe  und  indirecte  Besteue- 
mng  u.  s.  w.  der  gegenseitigen  Ergänzung  und  der  Ausgleichung 
ibrcnr  Mttngel  bedttrfai,  was  anf  die  Notbwendigkeit  eiier  passeadea 
Combbiation  diesem  Steuern  im  Steuersystem  binweirt. 
'  B.  —  §.  4^2«  In  Bweiter  Iiiaie  kommen  die  Tolkswirtb« 
scbaftlicben  Qrundsitser  für  die  Bildung  des  Steuersystems  in 
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Betracht.  Letzteres  muss  danach  so  eingerichtet  werden,  dass  die 
Besteuerung  die  richtige  volks-  und  einzelwirthschaftliche 
Stenerquelle  trifft  und  die  Umstände  berticksichtigt,  welche  für 
die  UeberwälzUBg  nasigebend  sind;  dass  fenier  die  Pxo^ 
dvotion  nicht  iftehr,  ab  es  diireli  die  Bestoaeiuig  eirnnal  sih 
▼eniiddlkh  ist,  beeintrl^ehtigt  und  die  Vertkeilang  deaPro» 
dnotioBsertrags  nicht  in  voHundräiselHilttiehnaclitheil  ig  es  Weise 
beeiüllusst  wird.  '  '    .  , 

1)  Das  richtige  Stenersystem  zur  Belastung  der 
wahren  Steuerquelle. 

Die  normale  Volks  wirthschaftliche  SteuerqneUe  ist  nach  den 
ürüheren  Erörterungen  (§.  370  ff.)  der  Beinertrag  der  Volks« 
wirthsehaft  oder  das  Volkseinkommen  Ittr  die  iBtaata* 
beetenemngi  die  betreffende  Qnote  jenes  Bdnertrags  im  einselnen 
Landestheil  Dir  dieCommnnalbesteverung.  Nir  ansaaliniBwelBe 
und  vorttbergehend  kann  das  National yermögen  daneben  nnt 
als  Steuerquelle  in  Betracht  kommen.  Das  richtige,  den  volks- 
wirthschaftlichen  Steuerprincipien  entsprechende  Steuersystem  muss 
daher  vor  Allem  der  zu  treffenden  volkswirthschaftlichen  Steuer- 
quelle,  regelmässig  also  dem  Beineitrag  der  Volks-  (oder  Volkslheil-) 
Wirthsdiaft  naehgdm. 

Aneh  xn  diesem  Zwecke  ist  wieder  die  Verbindnng  mehrerer 
und  verschiedenartiger  Stenern  im  Steneisystem  notinrenüg; 
Denn  der  Reinertrag  der  Volkswirthschaft  oder  das  Volkseinkommen 
ist  zwar  ein  ökonomisches  Ganzes  oder  eine  ökonomische 
Einheit  (nicht  bloss  eine  begriffliche  Abstraction) ,  aber  bei  uns 
*  kein  rechtlich  Ganzes  oder  Eines,  sondern  er  zertMt  in 
dne  unendliche  Anzahl  von  qualitativ  und  quantitativ  verschiedenen 
Antheilsreehten  Einzehier.  Diese  Antbeilsrecbte  beruhen  anf 
dem  AfMtianiheU  der  £inaeIncB|  welche  das  Velkseinkonunen 
piodnciiten,  als  Arbeiter  jeder  Art>  alaUnleffnehniern.s.  w.;.  ianifir 
anf  dem  (Privat-)  Becht  def  Binseinen  an  den  sadiHdien  PnOf 
ductionsmitteln  (Boden  und  Kapital)  ^  welche  bei  der  Production 
des  Nationaleinkommens  mitwirkten.^) 

Ftlr  die  Aufgabe  eines  volks wirthschaftlich  richtigen  Steuer- 
systems zeigt  sich  daher  hier  wieder  die  Rechtsgrundlage  der 


AaiA'  Mef  aind  %e8.  Rodbertus'  historische  Anfiassangen  und  principieUe 

Erörterungen  za  beachten.  S.  oben  S.  192  Note  und  unten  Ahaelin.  2.  Auch 
Bodbertus,  KormalaTbeitstag ,  Tub.  Ztschr.  XHl^  S.  331.  Geltsgentlich  ähnliche 
t^edanken  ih  Schäffle's  neueren  Schriften. 
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Volkswirthschaft  von  entscheidender  Bedeutung.  Kur  in 
einer  streng  socialistischen  oder  —  ein  hierin  bemerkens- 
werth  ähnlicher  Fall  —  in  einer  rein  despotistischen  Volks- 
wirthschaft, mit  voller  Unüreiheit  der  gesammten  Bevölkemng  mid 
ansaeUiesaUfilMiii  Gnmd-  und  KapitaleigeiiUiiiiii  dfls  Hensehera, 
würde  der  Tolkswirthsoluiftliehe  fieinertrag  auch  ein  i^reehiliehes 
Ganse 8*'  Bein.  Der  Aniwnnd  Hbr  Uffentlielie  Zwecke,  oder  das, 
was  unter  solchen  Verhältnissen  denselben  darstellte,  würde  hier 
sofort  durch  einen  Abzug  an  diesem  Totalertrag  bestritten  und 
dieser  Abzugsposten  wäre  das  Analogon  unserer  Besteuerung.  Bei 
Volkswirthschaften  mit  einer  freien  grundbesitzenden  und  gewerbe- 
treibenden VolksBcliicht,  neben  einer  unfreien,  fremden  Boden  be* 
bauenden  Volkamaieey  Üieiit  ach  das  Volkseinkommen  xwar  schon 
in  dne  nprosse  Aniahl  verachiedenartiger  EinBeleinkonunen  der 
Frdea,  Bonteeaden  nnd  Herren.  Es  lUsst  sieh  aber  bei  diesen 
TcrhlUnissmässig  leichter  fassen,  weil  vielfach  Gnmd-  und  Kapital* 
rente  noch  nicht  getrennt  sind,  grosse  Grundherrschaften  (Frohn- 
höfe)  vorwalten,  Creditgeschäfte  noch  wenig  vorkommen  und  das 
Einkommen  (richtiger:  der  zugewiesene  oder  als  Erwerbsrest  be- 
lassene Consumtionsbetrag)  der  Unfreien,  wenn  ttberhaup^  so  beim 
Herren  bestenert  wird,  da  es  rechtlich  zu  dessm  Einkommen  ge- 
hört So  ist  denn  aacfa  eine  volkswirthschafUieh  richtige  Be- 
steuerung in  derantiken  Welt  wieimmittelalterlich-standi* 
sehen  Staat  einfacher  and  leichter  sa  verwirklichra. 

Die  Schwierigkeit  wuchst  dagegen  ausserordentlich  in 
der  weiter  entwickelten,  der  modernen  Volkswirthschaft 
mit  ihrer  ganz  veränderten  Kechtsgrundlage  und  ihrer* 
ausgebildeten  Arbeits-,  Besitz-  und  Erwerbstheilung, 
ein  ökonomisch-technisches  nnd  ein  Bechtsmoment,  welche 
sieh  gegoisdtig  bedingen.  Dean  die  persönliche  Freiheit  der 
gamen  BeFOlkernng^  das  Frivatcigenthnm  an  den  sachlicfaen  Pro- 
dncüonsmitteln  oder  das  prirate  Gmnd-  nnd  Kapitaleigentham,  die 
Creditgeschäfle,  Darlehen,  Pacht,  Miethe,  die  Arbeits thcilung  zwischen 
Stadt  und  Land,  die  Trennung  der  agrarischen,  industriellen  und 
mercantilen  Thätigkeit,  die  Theilnng  jedes  dieser  Zweige  in  zahl- 
lose einzelne  Unternehmungen,  kurz  alle  die  bekannten  modernen 
Bechts-  und  Wirthschaftsverhältnisse  unserer  Überwiegend  privatr 
wirthsehafidioh  orgaaiairten  Volkswirthschaften  aerlegen  das  ßine 
Nationaleinkommen,  die  wahre  nnd  hanptsftehUche  Yolks- 
wirthschaftliche  SteuerqoeUcy  in  eine  unendliche  Anzahl  recht- 
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lieb  selbständiger  Einzeleinkommen,  oder  den  Einen 
YolkBwirtliseliaftlichen  Reinertrag  in  eine  Masse  versehif^den 
grosser  und  anf  versehiedenen  Privatreelitstiteln  be- 
mbender,  insofern  aneh  qnalitatlr  verseliiedener  Anfiieil»- 

recbte  Einzelner  daran.  Eben  deshalb  wird  auch  die  Durchführung 
des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  gerade  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  so  schwierig  (§.  403  ff.). 

Ftii  die  Bildung  des  Tolkswirthschaftlich  richtigen  Stener- 
iQrstems  ist  nun  die  ökonemisehe  Einheit  des  Volksein- 
kommens zürn  Ansgangspnnet  sn  nehmen.  Daher  mflssein 
in  diesem  System  solehe  Stenern  vereinigt  werden,  welohe  die 
länseleinkommen  oder  die  einselwirtlischaftliefaen  Ert^ge,  als  An- 
theile  am  Volkseinkommen,  so  treffen ,  dass  dies  letztere  wirklich 
vollständig  als  Steuerquelle  in  volkswirthsohaitUch  berechtigter  Art 
nnd  Umfang  fungirt. 

a)  So  zunächst  im  Staats  Steuersystem.  Da  die  Volkswirth- 
sebaft  eines  Landes  oder  besser  gesagt  eines  Staates  kein  ab- 
geseblossenes  Ganzes  ist»  sondern  doreh  eine  Menge  von  Besitss- 
yeriüUtnissen)  Credi^iesehftften  mä  Arbeits?erbmdnngen  herttbar 
ond  hmllber  mit  den  Angehörigen  anderer  Volkswirdisehaften  eng 
Terknfipft  ist,  so  muss  eben  zur  Erfnllnng  jener  Forderang  aneh 
4m  8 1 a a 1 8 Steuersystem  vor  Allem  eine  zweifache  Art  von 
Steuern  verbunden  sein:  Obj  ectsteuem,  welche  die  Quellen  der 
Erträge,  bez.  diese  letzteren  selbst,  ohne  Rücksicht  auf 
das  Rechtssnbjeet,  dem  der  Ertrag  als  Einkommen  zufällt,  und 
Snbject Stenern,  welohe  das  Einkommen  bei  dem  daiewelbe  be- 
ziehenden Reehts-  nnd  Wirthsehaftsieinbjeet  treffen.  Als 
Stenern  der  ersten  Art  ersehelnen  die  Real-,  die  Ertrags*  nnd 
^  Verkehrsstenern  (letztere  zum  Thei!  in  Anseblnss  an  oder 
verknflpft  mit  Gebühren  oder  halb  gebühren-  halb  steuerartigen 
Abgaben,  §.  286,  289  ff.);  als  Steuern  der  zweiten  Art  die  Per- 
sonal-, die  eigentlichen  nominellen  Einkommen-  und  etwaigen 
(gleichfalls  nominellen)  Vermögens  steuern  und  die  V  e  r  b  r  a  u  chs  - 
Stenern.  Je  mehr  sieh  die  Volkswirthschaften  wirklich  dnrch  immer 
regeren  Personen-  nnd  WirdisehaflsveriDehr,  besonders  aneh  dnreh 
internatioBale  Gieditrerhllltnisse  zn  «ner  nenen  Wirthsehafts- 
einheit  in  der  Weltwirthsohaft  entwiekeln,  desto  zwingender 
wird  ans  volkswirthschaftlichen  Gründen,  um  die  wahre  yolks- 
wirthschaftliche  Steuerquelle  richtig  zu  benutzen  (und  zugleich  aus 
Gründen  der  Gerechtigkeit,  am  die  Steuer  nach  den  Frincipien 
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der  Allgemeinheit  oad  Gleicbmässigkeit  richtig  za  vei*theUen)  ein 
solches  ans  Objeo^  und  Snbjectsteneni  eomlnnirtes  Steuersystem, 
das  daaii  ia  seiner  speeieUen  GestaUong  nur  wieder  dem  Weefaed 
■der  herflfaiieii  VeiliMtnisBe  folgen  muss.  • 

b)  So  aber  in  nodi  hHlierem  Maaese  im  Oommanaleteiier- 
System,  w"eil  hier  vollends  die  Verkettung  der  Besitz-,  Credit-  und 
Arbeitsverhältnisse  eine  so  innige  zwischen  den  verschiedenen 
Landestheilen  und  Gemeinden  ist  nnd  in  der  modernen  Volks- 
wirthschatl.  bei  steigender  Arbeitstheiiung,  industrieller  Entwicklung^ 
Aasdehnung  des  Pachtbetriebs  auf  dem  Lande,  des  Miethwohnnngs- 
waseas  in  den  Blädten,  des  OiBditwesenSi  bei  iVeigllgigkeit  und 
Wanderung  dar  Bevölkerung  immer  inniger  wird«  Hur  die 
rationelle  Verbindung  von  Snbjeot-  and  Objeetsteaeni 
führt  hier  zu  einer  volkswirthsöhafUieli  haltbaren  und  gerechten 
Besteuerung,  wie  dies  früher  in  der  Lehre  von  der  Allgemeinheit 
•der  Besteuerung  an  Beispielen  ausgeführt  worden  ist  (§.  410). 

Nach  ähnlichen  Gesichtspnnoten  ist  das  Steuersystem  einzu- 
richten,  wenn  es  sieh  ausnahaisweise  einmal  um  eine  reelle  Be- 
-steuerung  des  YoiksvermOgens  als  Steoerqaelie  bandet  fiine 
soiehe  Besteuerung  mtass  niift  ans  Objeetstenem  berteheui  nm 
ihre  Au%abe  au  lasen. 

§.4dd.--2)Das  volkswirthsehaftlieb  richtige  Steuer- 
system zur  Besteuerung  der  richtigen  Steuerträger, 
d.  h.  der  Personen,  welche  nach  den  volkswirthschaftlichen  und 
den  Gerechtigkeitsprincipien  die  wahren  Steuerträger  sein  sollen. 
Hier  treffen  Anforderungen,  welche  aus  diesen  beiderlei  Frincipien 
fttr  die  Bildung  des  Steuersystems  abzuleiten  sind,  zusammen. 

Das  dtenersystem  muss  hier  naeh  Möglichkeit  der  Stener- 
ttberwäiaung  Rechnung  tragrai:  d.  b.  den  allgemeinen  Regeln 
(§.  890  ff.) ,  welohe  sich  fttr  die  hier  Torhandenen  l%ndensen  auf- 
stellen lassen,  und  den  speciellen  Umständen,  welcbe  im  concreten 
FaH  nach  den  Verhältnissen  der  Zeit,  der  Volkswirthschaft  und 
der  Rechtsordnung  mit  darüber  entscheiden,  oh  und  wie  weit  jene 
Tendensen  sich  nun  auch  verwirklichen.  Soweit  es  die  immer 
Toraagdiende  Bflcksiebt  auf  die  Deckung  des  Finanzbedarüs  an- 
ttss^  muss  daher  bei  der  Bildnng  des  Stenersjstemt  nack  solchem 
Biener*  und  8teuererkebungB-  und  Veranlagungsartea 
gestrebt  werden,  welche  mit  thanliehster  Sicherheit 
denjenigen  auch  wirklich  treffen,  der  in  Gemässheit 
der  volkswirthschaftlichen  und  Gerechtigkeitsprinci- 
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pieu  getroffen  werden  äoli,  i4  dem  W^tl^SLiinisa, 
wie  es  hiernach  richtig  igt. 

Wenn  demnach  im  ISt^rsystem  aus  lÜLcksicbi  anf  die  noth- 
wendige  Deckung  dag  Bedarüs  sieh  Stenern  finden,  welche  gewk»^ 
Ckmenk  wnA  Simbie  too  vonm^erom  oder  nittela  UeberwIUziiBiga- 
y^rgängen  Btftrker  belaitei^  eis  dor  gleinljmfaiiigkeit  od^  der  Hd)ie 
des  AüAeils  entapricbt,  welehen  dieMlben  ¥om  VolksciakoiDmai 
beziehen y  so  mttssen  noth wendig  andere  Steuern  in  das  System 
auigenommen  werden^  welche  eine  Ausgleichung  herbeütlhren. 
So  verhält  es  sich  namentlich  in  dem  practisch  wichtigsten  Falle 
der  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  verbreitetere  Gegen- 
etände  dea  Consums.  Die^e  äteoem  £BiUan  diireh  Ueberwälanng 
meiateoB  anf  den  ConBnmenten  und  werden  iiir  aehr  «chwer  und 
4iii8ieiier  ven  Sm  weiter  Uxir  .oder  rM^newIUat  Sie  beanspraehen 
dann  ^e  grdsaere  Qiote  ▼om  Einkonnen  des  »klein^^ 
Mannes'' ,  ab  von  demjenigen  des  wohlhabenderen.  Können 
sie  trotz  dieser  und  ihrer  sonstigen  Mängel  nicht  entbehrt  werden,  — 
und  so  liegt  die  Sachlage  in  Wirklichkeit  regelmässig  —  so  ver- 
langen sie  auch  bei  der  Proportionalbesteuerung  eine  Er- 
gänzung im  Steuersystem  durch  Aufnahme  von  anderen,  nament- 
liob.  direeten  (nominellen)  Einkoipmenitenern  mitateigende« 
Siltien  fibr  das  grdasere  Sinkommen.  Wird  das  aoeialpoli- 
tisebe  Princip  anerkannt»  io  mnsB  die  Ergänzung  finaasiell  nnent- 
bebrlieher  VerbiaiiehfltleaBm  der  genanntw  Art  dweb  Einkommeih 
und  ähnliche  Steuern  mit  noch  entsprechend  höheren  SHtaen 
erfolgen. 

Ferner  sind  für  die  Bildung  des  richtigen  Steuersystems  nament- 
lieb  die  direete  und  indirecte  Besteuerung  fiorg£ält%  zu  prtlfen: 
io  ob  bei  jener  die  nicht  beabsiobtigte  oder  wenigstens  die 
niebt  Toranageaeliene  Ueberwäbtnng  niebt  doob  vorkommt 
and  ob  jdie  gewollte  ond  gemntbmaaate  Ueberwaianng  bei 
dieser  aaeb  wirklieb  eintritt,  nnd  in  beideii  FäUen,  in 
welchem  Maasse;  wie  es  sich  mit  der  Weiter  wälzung  verhält 
u.  8.  w.  und  wer  daher  und  in  welchem  Maasse  Jemand 
schliesslich  wirklich  Steuerträger  bleibt  oder  wird.  Da- 
nach sind  dann  wieder  Modificationen,  oder  wenn  diese  nicht 
mOgliob  od^r  niebt  ausreichend,  entsprechende  Ergänanngen 
des  SienenfyalSM  dnrob  andere  Stenern  erforderUeb. 

Im  Oanien  wJUre  immer  mOi^dist  naeb  einem  solcben  Steuer- 
system an  streben y  welebes  niebt  erst*  dnrob  eine  verwickelte,^ 
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in  ihren  Wirkungen  stets  unsichere  Ueberwäkung  volkswuthschaft- 
lieh  richtig  und  gleichmtoig  werden  mnss.  Leider  erlaahen  die 
immgiellen  Bflekeiehteii  nur  nicht  den  AneichlnM  der  gmeen  m- 
direeten  VerhranchaBtoaem  mit  ihfem  compliditen  Ueberwilinnge- 
process.  Damm  mnsB  wieder  das  ganse  Steaenystem  lelhst 
viel  verwickelter  werden,  weil  nun  gerade  ausgleichende  und 
ergänzende  Bestandtheile  aufzunehmen  sind.  Aber  je  sorgfältiger 
die  Wahl  der  letzteren  ausfällt,  desto  mehr  wird  doch  das  ganze 
Steaenystem  auch  den  ToUcewirtbachaftlichen  Aafordemngen  eot- 
apreehen. 

|.  4a4.  —  3)  Die  Bildung  des  Steiersystems  mit  Bftek 
sieht  auf  dieProdaetions-nndVertheilnngsinteresseB 

in  der  Volks wirthschaft. 

a)  Das  einzel-  und  das  volkswirthschaftlicheProductions- 
interesse  AUit  fieiUch  nicht  immer  zusammen.  Daher  ist  nicht 
jeder  Einwand  gegen  eine  Steuer  wegen  der  Verietaang  eines 
einsdwirihsehaftliehen  ProdaetionsinteraseSi  s.  B.  g^pen  den  und 
den  Zoll  oder  die  nnd  die  Tom  Fkodneenten  Torsaseliiessende  ¥e^ 
branehsstener  oder  gegen  ^e  specielle  Einriehtnng  einer  Steser 
beweiskräftig.  Auch  muss  selbst  ein  triftiger  Einwand  oft  ver- 
stummen, weil  eben  keine  andere  Steuer  den  finanziellen  Zweck 
erftillt.  Aber  in  vielen  Fällen  deckt  sich  doch  auch  das  eiuzel- 
nnd  das  Tolkswirthschaftliche  Productionsinteresse  und  steht  kein 
entseheidendes  finansidles  Bedenken  in  Betng  anf  die  gewttnsebte 
Anfhebmigi  Ersettnng  oder  Abindurang  ebier  Steuer  im  Wege. 
Hier  wird  mit  vollem  Beebte  eine  entspreebende  Umgestaltung 
im  Steuersystem  hinsichtlich  der  Wahl  oder  der  Erhebungs- 
und Veranlagungsart  u.  s.  w.  einer  Steuer  als  volkswirth- 
schaftlich  begründet  erscheinen.  Nach  diesem  Gesichtspunct  sind 
namentlich  oft  bei  Zöllen  und  inländischen  in  direeten 
Stenern  Beformen  geboten,  sowohl  in  der  Wahl  der  besteuer- 
ten Artikel,  wie  im  Verfahren  bei  der  Feststellung,  Er 
bebung  u.  s.  w.,  z.  B.  um  die  Entwiekhing  der  Teobnik  der  Pn^ 
duction  nicht  unnöthig  zu  hemmen ;  ähnlich  mitunter  auch  bei  den 
Ertrags-  und  Verkehrssteuern.  Endlich  haben  auch  die  zu- 
nächst bloss  einzelwirthschaftlichen  Productionsinteressen  einen 
begrtlndeten  Anspruch,  soweit  beachtet  zu  werden,  als  es  ohne 
Widerspruch  mit  den  leitenden  Gmndstttaen  der  Besteuerung  möglich 
ist:  so  wiederum  öfters  bei  den  eben  erwibnten  Steuerarten  und  bei 
maneben  einzelnen  Punetm  der  mneren  teebnisehen  Einriebtmig. 
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Aaf  lUe  thaolichste  Berücksichtigang  der  Prodaetionsrnteretiea 
bsfea  mm  Tlieil  auch  die  Anfarderangen  faiDW,  wiMe  nädi 
d«i  Frino^ii  rielitiger  Stenerverwaltiing  an  die  BMeaeriing  sv 
stellen  sind  (§.  365,  588  ff.).  Der  Graadsals  der  Bestimmtheit 

und  mehr  noch  der  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung  lUhrt 
hier  mehrfach  zu  Folgerungen  und  Forderungen,  wie  die  vorhin 
angedeuteten. 

b)  Dass  die  Besteuerung  endlich  niebt  in  einer  den  Prin- 
cipien  der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Weise  in  die 
Vertheilnng  des  Volkseinkommens  (and  implidte  des  Volks* 
venaOgeas)  eingreifei  ist  immer  in^eidi  aaoh  ein  wiebtiges 
▼olkswirtbseliaftHebes  Interesse.  Denn  dar  bieiM  etwa 
entstehende  Druck  der  Steuer  hemmt  die  richtige  Befriedigung  der 
Bedürfnisse,  damit  die  gesammte  Entwicklung  der  also  getroffenen 
Besteuerten,  lähmt  die  Erwerbs-  und  Sparthätigkeit ,  verletzt  das 
Rechtsgeilibl  und  übt  dadurch  direct  und  indirect  nachtheilige 
Wirkungen  auf  die  Volkswirthschaft  aus.  So  wird  es  sich  nur  za 
leiebt  mit  sebweien  Verbiaaelisstenem  auf  Massenartikel  ver* 
lullen  (§.  ^.).  Nar  darf  wieder  niebt  Qbenehen  w«den,  daas 
,,Oerecbtigkeit  in  SteoeraaelMB*'  eben  etwas  Bektives  (§.  396.)  ist 
und  sieb  namenflieb  Terscbieden  gestaltet,  je  naebdem  der  sociale 
politische  (resichtspunct  anerkannt  wird  oder  nicht.  Der  übliche 
Einwand  gegen  diesen  letzteren,  dass  ein  Eingriff  der  Besteuerung 
in  die  bestehende  Einkommenvertheilung  volkswirthsc haftlich  noth- 
wendig  naebtheilig  wirke ,  ttberschiesst  das  Ziel.  Es  wird  dabei 
das  Interesse  der  Volks-  und  der  etwa  betroffimen  Einzelwirtb- 
sehaften  ebne  Weitms  identifieni  and  das  Interesse  der  absiebtUek 
begünstigten  Einielwirtbsdmften  bintangesetsti  das  Mer  Toraoe- 
sstangsweise  gerade  das  ▼olkswktbselmflilebe  Ivfetesse  darstellt 

C.  —  §.  435.  Die  Gerechtigkeitsprincipien,  welche 
für  die  Bildung  des  Steuersystems  mit  als  Richtschnur  dienen 
müssen,  hängen  mit  den  richtigen  volk swirthschaf tlichen 
Grundsätzen  der  Besteuerung  vielfach  zusammen  und  können  dann 
gleiebmtig  mit  denselben  bertteksichtigt  werden,  wie  dies  in  den 
voiansgebendiia  firUitorangen  gesebab.  Namentiiob  ist  das  Frineip 
nnd  Poetnlat  der  Allgemeinheit  der  Besteaernng  in  seinen 
wiftbsebaftiieben  Conseqaensen  weseniüeh  idmitisoh  mit  dem  Qrand* 
satz  der  vollständigen  Besteuemng  der  richtigen  volkswirthschaft- 
liehen  Steuerquelle,  des  Volkseinkommens,  wo  dann  die  Aufgabe 
darin  besteht,  das  letzter4&  in  allen  Kanälen,  in  welche  es  sich  im 
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Verkelyr  vertheiU:,  si  Terfolgon»  d.  Il  es  in  d^  Foim  des  JQinsel- 
cMcommns  aofiiisiiebeD.  DerGnmdsalEderGlelslitn&ssigksil 

fmer  lässt  sieh  naeb  der  einen  nnd  der  wichtigsten  Seite  nur  » 
Anknüpfung  an  den  Begriff  der  wirthschaftlichen  Leistungs- 
f &  h  i  g  k  e  i  t  verstehen  und  durchführen  (§.  425  ff.).  Zu  dem 
Behnfe  mass  dieser  Begriff'  analysirt  and  gezeigt  werden»  wie  nsoh 
der  Art  and  Höhe  des  Einkommens  und  nach  der  ganzen  Erwerbs- 
ait  IL  8.  w.  diese  LeistangsfUhigkeit  verschieden  ist  Man  hat 
es  daher  bei.  den  beiden  Prindpien  der  gereoiiften  Steiervertheiliuig 
immer  avek  mit  ökonomischen  Postohiten  und  Problemen  an  thsn. 

Soweit  jene  Principien  aber  eine  selbständige  Bedeutung  i 
beanspruchen  dtirfen,  kann  ihnen  doch  nur  eine  Stelle  in  dritter  j 
Linie,  nach  den  tinanzpolitischen  und  den  volkswirtbscbaftlichen 
IStenerprineipien,  üttr  die  Bildung  des  Btenersystems  zugestanden 
werden.    Ein  Sats,  der  wiedem»  wegen  seiMr  inneren  Noth- 
wendigkeH  die  Praxis  wohl  aneh  immer  anerkannt^  den  aber  #i 
Theorie ,  gerade  äneh  in  der  neueren  Wissensebift  seit  A.  SwU^ 
öfters  Ubersehen  hat.   Zuerst  hat  das  Steuersystem  mit  absoltttn 
Nothwendigkeit  seinen  Zweck  zu  erfüllen:  den  Finanzbedarf  zu  | 
decken,  und  zwar  möglichst  nach  richtigen  volkswirthschafUichen 
Chmndsätzen,  wovon  die  sichere  Erreichung  jenes  finanziellen 
Zwecks  nnd  die  hierfür  erforderlieheKaehhaltigkeit  der  natio- 
nalen Stenerkraft  mit  abhftngt  Hier  li^  ein  prindbes  Intereeie 
des  Ganzen  vor.  Erst  danaeh  kommen  die  Einselintoreisen 
in  Betracht,  welche  gerechte  Steuervertheilung  erheischen,  aber 
mit  Recht  nur  soweit,  als  sich  dies  mit  der  finanziellen  Aus- 
reichendheit nnd  der  volkswirthschaMiehen  fiichtigkeit  des  Steuer-  i 
Systems  verbinden  lässt  (§.  366). 

Fflr  ^  Bildung  dieies  letsteren  folgt  hieiaiSi  dass  es  sine 
nnriefatigetheoieiisehe Forderung ist^  allemvoran,|gereehte^ 
Steuervertheibi]^  zu  verlangen  nnd  auf  den  GnmdslltBen  der  All- 
geraeinheit und  Gleichmässigkeit  das  Steuersystem  aufbauen, 
nach  diesen  Grundsätzen  in  erster  Linie  die  Steuer gattun gen 
nnd  die  einzelnen  Steuern  wählen  und  deren  technische 
Einrichtung  bestimmen  zn  wollen.  Vieknehr  mass,  wie  nach 
Aisweis  der  Steuergesehichte  es  aneh  die  Fnxiü  Stete  getban  hat 
und  nnvermeidlieh  ÜaA,  der.  Aufbau  des  Stenetsjstams  naeh  deo 
finanzpolitisehen  nnd  Tolkswirthsehaftlieken  .Principien 
eiiblgett  und  kann  erst  —  und  mnss  freilieh  auch  —  der  Ansbao 
dann  nach  der  Bichtscbnur  vor  sich  gehen^  welche  die  Gerechtig* 
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.  keitsprincipieii  angeben.  Pemgemlk»  sind  die  Hanpistenern 
des  SfyttanBf  die  eigentliehen  G-mdpfeiler  desadben,  b« 
wählen  mid  sind  dieselben  teebniseb  einsnr lebten  nach 

den  Gesichtspancten ,  welche  sich  aus  den  finanzpolitischen  nnd 
volkewirthschaftlichen  Grnndsätzen  ergeben.  Alle  weiteren  An- 
forderungen, welche  vom  Standpunct  der  Gerechtigkeit  aus  zu 
Btellen  sind  und  nicht  schon  durch  die  EritillnDg  der  volkswirth- 
lohaftlichen  FoBtalate  von  selbst  mit  beMedigt  werden,  müsien 
Bidi  dannif  beschrftBkea,  in  dem  deigestnlt  an%eliMten  Stone^ 
tsrstem  Modifieationen  in  den  Stenern  nnd  StenereinriGhluigen 
deeaelben  und  abermals  Ergllnsnngen  dnroh  weitere  einzelne 
Stenern  n.  dgl.  m.  eintreten  zu  lassen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  zeigt  auch, 
dass  dies  der  Gang  der  Dinge  bei  Ciilturvölkern  war,  welche  wirth- 
schaftiich;  politiscb  und  socialpolitiscby  daher  anch  in  den  Bechts- 
anschannngen  vorwärts  sehritten; 

Die  älteren  roheren  Stenersyateme  sdiwi  weaentbeh  nir 
Bnf  die  Gewionnng  des  StenerertragSy  mit  oberfläeUielnr  RHeksiofat 
aof  die  vottswirthschafldiolien  Wlrinmgen  nnd  Vormnssetsnngen  der 
fiestenerungy  auf  gerechte  Steaervertbeilnng  und  auf  stener-'  oder 
verwaltungstcchnisch  zweckmässige  Einrichtung  der  Steuern.  Dann 
werden  allmählich  mit  der  Erkenntniss  der  volkswirthschaftliehen 
Dinge,  mit  der  Aenderung  der  politischen  Lage  und  Classen  Ordnung 
der  Bevölkerung  nnd  mit  dem  Fortschritt  des  Beehtsgeitthls  jene 
anderen  Rttckslohtaa  mehr  genommen  nnd  treten,  aneh  nnabhängig 
von  dem  Zwang,  fftt  einen  erhl^heten  Finanzbedarf  an  sorgen, 
Beformen  des  Stooersystems  oder  eben  ein  j^Ansban'^  desselben  ein, 
wobei  der  leitende  Gedanke  ist:  keine  oder  nnr  nebenbei 
eine  ilrhöhung,  sondern  eine  volkswirthschaftlich  rieh* 
tigere  und  gerechtere  Vertheilung  und  technisch  zweck- 
mäs&igere  Einrichtung  der  Besteuerung. 

Wie  diese  tbatsächliche  Entwicklung  aber  es  auch  belegt  — 
namentüeh  fie  ttberall  auf  der  Tagesordnung  befindhohen  ,,Stetter* 
veionBen'^  mseras  Jahrhnnderts  beaengea  es,  —  so  sehaift  datnn 
gerade  aaeh  die  Steigerang  des  Volkseinkommens,  die 
Folge  der  verbesserten  Prednetionsteohnik,  die  dkonomisebe 
Möglichkeit  einer  gerechteren,  d.  h.  dem  veränderten  und 
entwickelteren  Rechtsgeftlhl  der  civilisirten  Welt  entsprechenderen 
Steuerv'ertheilnng.  Hier  gilt  für  letztere  etwas  Aehnliches,  wie  auf 
höheren  Wirthscbaits-  und  Biidongsstufen,  hei  grösserem  Volks- 
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reichthuni  itir  die  Vertheilung  des  Yolkseinkommeiis  überhaupt 
Die  tiefere  dkonomiscbe  fiegrttndang  und  Beehtferligiuig  einer  wtkt 
mig^eieben  Veräiettiiiig  und  deijenigeii  GeHteltmig  der  Beehtoord- 
Bimgy  wetohe  mit  ihren  SeobtsinstitaleBy  wie  der  Qdmnif  Lnb- 
eigensehaft^  der  Onrndherrsehafty  den  gewerblichen  und  merräitUen 
Privilegien  und  Monopolen  u.  s.  w.,  die  Grundlage  dieser  Ungleichheit 
der  Vertheilung  ist,  liegt  eben  in  der  Kleinheit  des  Volksein- 
kommens und  in  der  geringen  Ausbildung  der  Technik.  Hier 
kann  ökonomisch  erst  ein  Wandel  eintreten  mit  entsprechenden 
Fortschritten  nnd  darf  auch  ein  solcher  erst  dann  gefordert 
werden.'^)  Ebenso  verliftlt  es  siek  mit  der  „gereehteren^^ 
Steneryertheilnng  im  Steneraystem:  dne  Veibessermig der 
dkonoraisehen  Lage  der  Massen  des  Volks  geetaflet  es  bei  grösserer 
Volkszahl  und  Volksdichtigkeit,  auch  durch  kleine  Steuerbeiträge 
des  Einzelnen  (z.  B.  in  einem  System  passender  Verbrauchssteuern) 
in  Verbindung  mit  anderen  Steuern  für  die  Sicherung  der  Deckung 
des  Finanzbedaris  genügend  zu  sorgen  nnd  nunmehr  gerade  das 
Steuersystem  so  „auszubaaen'^  dass  es  die  Steuerlast  gerechter 
vertheilt  Auf  solehen  höheren  wirthsekallliclien  Entwieklnngsstofen 
ist  dann  anek  die  Okonomiseke  Ifög^dtkeit  nnd  damit  die  rioktige 
Zeit  nnd  Reektfertigung  ^ner  soeialpolitiseken  Besteaemng 
gekommen:  jetzt  erst,  aber  jetzt  auch  wirklich  ohne  Be- 
denken für  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultur.  Das 
fahrt  dann,  wie  unsere  Zeit  auch  lehrt,  zu  veränderten  Rechts* 
anschanongen  Uber  gerechte,  gleichmässige  Besteuerung  und  kündet 
in  der  „Volksseele"  den  Eintritt  der  socialen  Steuerepoche  an. 

§.  486.  Soweü  nnn  die  beiden  Gmndsittae  der  Allgemeinheit 
nnd  Gieiekmisaigkett  im  Stenersystm  anr  Qeltnng  kommen  kdnnea 
nnd  sollen,  werden  im  Einaelnea  die  Änlorderangen  zn  stellen  nnd 
im  eonereten  Fall  zn  prüfen  sein,  welofae  in  den  früheren,  diesen 
Principien  gewidmeten  Abschnitten  erörtert  worden  sind.  Besonders 
wichtig  ist  dann  wieder  die  theoretische  und  practische  Untersuchung 
der  Ueberwälzung.  Je  nach  dem  Ergebniss  dieser  Untei*suchung 
sind  Reformen  des  bestehenden,  wenn  auch  finanzpolitiseh  erprobtea 
nnd  sonst  ToUuwirthschatUieh  richtigen  Steuersystems  Yorzunekmen, 
nnd  zwar  in  versdiiedenem  Umfange  nnd  in  vemekiedener  Art 


.  *)  &  die  bezUgL  Ausfübruitgen ,  nam.  aber  den  Eiafluss  der  Techaik«  in  dor 
zweiten  Aufl.  meiner  Grandle^.  §,  104  if,,  und  ftberhaapt  ditk  guxen  doTtig«n 
5.  Hauptabschnitt  S.  134  tf. 
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vom  rein  finanziellen  und,  wenn  er  überhaupt  schon  iUr  SMÜttsaig 
galten  dan^  vom  socialpoUtischen  Standpuncte  aus. 

Ist  08  nach  gebflhFender  Rücksicht  auf  die  finanzpolitischen 
Gmndsftt^ .  und  im  conoreten  Fall  auf  die  specielle  FinanElago 
erlaii]>t,  90  kann  bei  bialier  iJiatsfteblicli  relativ  aitarkerer  Belastung 
der  unteren  Volkeelassen  anob  in  der  rein  finansiellen  Be- 
steuerung eine  Erleichterung  derselbe  in  der  Steuerlast  vor- 
genommen  werden ,  wenn  gleichzeitig  die  besitzenden  oder  die 
Schichten  höherer  EinkommenbezUge  den  etwaigen  Aus- 
fall im  Gesammtertrage  der  Steuer  zu  decken  vermögen,  —  denn 
Ton  einer  absoluten  Vermindernng  des  letzteren  kann  bei 
der  regelmässigen  Entwieklnng  des  Finanzbedaifs  nnd  der  sonstigen 
ordentlieben  Einnahmen  nor  ausnahmsweise  die  Bede  sein.  Jene 
Erleiehtemng  Ifisst  sich  erzielen  dnreh  ein  ge sehr änktere  An« 
Wendung  des  Princips  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässig- 
keit,  indem  z.  B.  die  unteren  Classen  von  gewissen  directen 
Schätzungen  befreit  oder  darin  ermässigt  oder  die  Ver- 
brauchssteuern fUr  gewisse  Massenartikel  beseitigt  oder 
herabgesetzt,  dagegen  die  höheren  Classen,  um  wenigslens  die 
proportionale  £inkommenbesteuemng  wirklieh  hennsteUeUi 
dureh  strengere  Dnrehftthrnng  und  angemessene  Pro-* 
gressivstttseder  (nominellen) Einkommensteuern,  Einfügung 
von  Ertrags-  und  Verkehrssteuern,  Ausdehnung  der  Ver- 
brauchssteuern und  Erhöhung  ihrer  Sät^e  für  Genussmittel 
dieser  Classen  u.  a.  m.  stärker  belastet  werden. 

Wird  die  socialpo litis  che  Besteuerung  bereits  für  gerecht- 
fertigt und  durchfuhrbar  gehalten,  so  ist  in  der  eb^  angedeuteten 
Biehtung  der  Erleichterung  nach  unten  su  und  d<ff  stär- 
keren Belastung  nach  oben  su  nur  nooh  eonsequenter 
fori  SU  gehen,  wie  es  tHiher  dargelegt  wnide,  um  imGanaen 
die  Progressivbesteuemng  herzustellen.  Daher  wohl  namentlich 
hier  noch  grössere  Einschränkung  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  durch  Freiheit  aller  Personen  unter  einem  gewissen 
Betrage  des  Einkommens,  speciell  des  Arbeitseinkommens  von 
directen  nominellen  Einkommensteuern;  Verminderung, 
wenn  nicht  Aussehluss  der  Verbrauehsbest^erong  noth« 
wendiger  Lebensmittel;  ferner  nur  leichtere  Belastung 
von  Voiks-Genussmitteln,  in  solcher  Auswahl  und  mit 
solchen  Sätzen,  wie  es  z.  B.  auch  nach  Btfcksichten  auf  das 
öffentliche  Gesundheitäwesen,  die  Sittlichkeit  u.  s.  w.  zweckmässig 
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erscheint.  Dagegen  für  die  höheren  Classen  verstärkte  Aus* 
bildang  und  stärker  steigende  Sätze  der  Einkommen- 
stener;  grösser e  Entwicklang  solcher  Ertrags-  nnd  Ver- 
kekrsBtenerny  wBlohe  flberwiegend  den  Besitz  mid  swinr 
den  grösseren  Besits  treflfon  (Kapitalrentensteaer^  Börsen-' 
Stenern  n.  dgl);  Umgestaltung  der  Verb  ran  chssteneni  ht 
Steuern  vornemlich  für  Genussmittel  der  Wohlhabenderen 
oder  Verbindung  solcher  Steuern  mit  Luxussteuern; 
Erhöhung  oder  Einführung  allgemeiner  Vermögens- 
steuern nnd  Erbschaftsstenem,  besonders  iHr  das  grössere 
Vwnögen  n.  s.  w. 

Amck  hier  ergiebt  sieh,  dass  es  sieb  bei  der  Befolgnag  der 
OrmidsittKe  der  Allgemeinbeit  nad  GlelebioSssigkeit  im  Stener' 
System  —  vollends,  aber  dttrehans  niebt  alMn,  in  einem  somal-' 
politischen  —  keineswegs  bloss,  und  gewöhnlich  nicht  einmal  in 
erster  Linie,  um  die  Wahl  der  Steuer gattun gen  und  einzelner 
Hauptsteuern,  sondern  nur  um  die  speciellere  Einrichtung 
einer  Steuer,  um  die  Wahl  der  Artikel  und  Steuersätze  bei 
der  Verbraaebsbestenening,  der  einzelnen  Stenern  im  Schatzungs^ 
oder  Ertrags-  nnd  Verkebrsstenen^stem  nnd  nm  die  Höhe  des 
Btenerfnsses  fai  diesen  und  in  ndmmellen  Efaikemmen-  nnd 
Vermögensstenem  handelt  Das  Verlangen,  ganze  Stener- 
gattnngen  ans  „Grflnden  der  Gerechtigkeit''  principiell  ans 
dem  Steuersystem  auszuschliessen ,  selbst  wenn  etwa  steuertech- 
nische oder  Gründe  der  Steuerverwaltung,  wie  es  leicht  der  Fall 
sein  kann,  ebenfalls  dafür  sprechen,  z.  B.  die  Forderung  der  ein- 
fachen Aufhebung  der  Verbrauchssteuern  oder  Hanptarten  derselben, 
ferner  der  Ertragastenem,  der  Verkebrssteami  oder  wenigstens 
gewisser  Hanptbestaadthelle  derselben  (Gewerbe*,  Gitind-,  Ham-, 
ImraoUlten^&eiritzweehselstener  n.  S.  w.)y  —  ein  solefaes  Verlangen 
schelteTt  meistens  schon  an  der  nnerbittlichen  Kothwendigkeit,  den 
Bedarf  zu  decken  und  an  der  Unmöglichkeit,  ihn  wenigstens  voll- 
ständig durch  andere  Steuern  decken  zu  können;  ferner  an  dem 
Umstände,  dass  man  nur  so  die  volkswirthschaftliche  Stenerquelle 
richtig,  d.  h.  Yollständig  in  Contribution  setzt,  z.  B.  durch  die 
Ertrags^  nnd  Verkehrsstenem  als  Objectstenem.  Jenes  Verlangen 
entsprieht  aber  anek  gar  ni<^kt  einmal  immer  der  Ge- 
reehtigkeit,  die  im  Gegenteil  s.  B.  bei  ebifaiAsr  nnen^elfliolier 
Anfbc^ynng  lange  bestehender  Ertragssteneni  iFon  immoblfien  ge- 
radezu verletzt  würde.  Was  dagegen  unter  den  gemachten  Voraus- 
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setzangen  allerdiogs  zulässig  und  dann  im  Interesse  gerechter 
Steaerrertheilnng  zu  veriangen  ist^  das  ist  die  Modifioation 
inniftirkalb  einer  Steaergattung,  in  der  Einriehtvng  einer 
einxelnen  Stener^in  denStenerobjeeten,  Bfttsen  und  Ftteeen 
die  Eliminirnng  eine»,  die  Einfügung  eiiiee  anderen  G-Heds, 
nm  so  im  CFanven  clas  gestellte  Ziel  der  rein  önanziefien  oder 
der  soeialpolitischen  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Steuer 
zu  erreichen.  Dass,  nebenbei  bemerkt,  eine  solche  Beschränkung 
des  Ziels  auch  in  der  Praxis  richtiger  ist  als  die  radicale  Unar 
stttrzimg  eines  ganzen  Steuersystems  und  sogleich,  dass  nur  sie 
einer  gesunden  geschiohtliohen  Entwicklong  entsprioht,  bedarf 
keines  Bewetses.*) 

Ans  dein  Yoransgelienden  f<^gt'ancfa>  dass  (Ue  bislang  meistens 
allein  tbiiebe  ISrMernng  Uber  proportionale  nnd  progressive 
Steuerung  bloss  als  über  eine  Specialfrage  der  (nominellen)  Ein- 
kommensteuer den  Standpunct  der  Betrachtung  viel  zu  eng  und  zu 
niedrig  nimmt.  Man  hat  es  bei  dieser  Frage  vielmehr  mit  einer 
gands  allgemeinen  Grundfrage  des  Steuersystems  zu  thon.^) 

D.  —  §.  437.  Die  ,,logischen'^  Principien  der  Sfteuer.- 
vorwaltnng,  speeiell  die  Postnlate,  dass  die  BeBteaerang  mOg- 
Udist  bestimmt)  bequem  nnd  mit  mOgliohst  kleinen  £r^ 
faebnngskosten  Terbnnden  sei,  sind  fttr  dle  Bfldnng.dnes 
steuertechnisch  richtigen  Steuersystems  natttiiicb  ebenfalls  sehr 
wichtig.  Aber  sie  stehen  im  Rang  der  leitenden  Principien  auch 
hier  doch  wohl  erst  in  letzter  Stelle,  soweit  sie  eine  selbständige 
Bedeutung  verlangen  und  nicht  schon  ohnehin  im  finanziellen, 
TolkswirthschaftUchen  und  im  Interesse  g^echter  Stenervertheiiang 
mit  befolgt  werden.  Sie  ergeben  sieh  so  nöthwendig  ans  dem 
Wesen  nnd  den  Wiikingen  aller  Besteaenrng,  dass  üne  Beftlgnng 
»ySeweit  als  mOglieb^'  selbstrosttadUoh  is^  weil  sie  die  Zmeke 
der  Bestenemng  sieberer  nnd  Idchter  «n  erreichen  gestattet  Aber 
in  den  Worten:  „soweit  als  möglich"  liegt  eine  starke  Schriiuke 
der  Befolgung  dieser  Grundsätze  in  der  Praxis,  eine  Schranke, 
welche  auch  die  Theorie  beachten  mnss,  indem  sie  in  den  Steuer- 
ferwakungsprineipien,  namentlieb  in  Betreff  des  Verlangens  naeh 

Die  Auaführangen  im  Text  stimmen  im  Wesentlichen  mit  denjenigen  Stein 's 
in  s.  Lehre  vom  Steuersystem  Uberein,  behandebi  aber  absichtlich,  wie  es  m.  £. 
wflDSoheiimreidi  ist,  an  nch  ganz  ein&clie  n.  Ideht  Terslindttclie  Pimete  d«0  StMM^ 
jqr^teBS  anoh  eiafMlieT,  als  es  Stein  hier  thut  Vgl.  bei  Um  bM.  I,  447  ff.,  464  ff. 

Hierin  stimme  ich  Stein  a.  a.  0.  z.  B.  S.  452  gegen  Nenmann  und  alle 
bisherigen  Autoren  ganz  bei.  S.  o.  Vorbem.  S.  SÜi,  . 
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möglichster  Beqaemliebkeit  und  naeb  Niedrigkeit  der  Erhebungs- 
kosten,  zwar  selbstverständliche  Klugheitsregeln  anerkennen  ^  aber 
ihnen  doch  nur  eine  untergeordnete  selbständige  Bedeotang  iür 
die  Bildung  des  Steuersystems  einräumen  wird. 

Deojk  die  vorangehenden  finanzpolitischen,  volkswirthschaft- 
liclieii  mid  Gerechtigkeitspostnlate  Umuk  Meh  eben  nolfaob  iiioht 
^flgend  eifllUeii,  obBC  HintMitelnmg  von  fltioemnnittBQgs- 
teebDiacben  Foidemngeiii  wenn  aoeb  ebie  Hfraionie  dtem  mU 
ienen  obne  Zweifel  das  Steuersystem  vollkemmener  saadit  mid 
seine  Leistungsiahigkeit  steigert. 

Je  einfacher  das  Steuersystem  und  die  Einrichtung  der 
Gesammtbestenerung  und  der  einzelnen  Steuern,  desto  gUnstiger 
im  Allgemeiiien  die  Lage  der  Steaerverwaltung;  desto  be- 
quemer, wenigstens  in  manchen  Pnncten,  das  Stenerwesen  für 
das  Volk;  desto  leicbter  di«  sebarfe  Bestimmtbeit  der 
einielnen  gesetslieben  und  Ausfübraags-Yorscbriften; 
desto  niedriger  mitunter  aiieb  die  Erbebnngskosten.  Aber 
die  finanzielle  Rücksicht  auf  die  Deckung  des  Bedarfs,  die 
volkswirthschaft liehe  auf  richtige  vollständige  Belastung  der 
wahren  Steuerqnelle,  die  Rücksicht  auf  gerechte  Steuerver- 
theilung  bedingen  gerade  ein  aus  mehrereui  selbst 
ans  vielen  nnd  ▼erscbiedenartigen  Steuern  zusammen- 
gesetstes  Steuersystem.  Diese  Steuern  yerlaogen  ans  den- 
selben Bfleksicbten  oft  wieder  eine  eomplieirte  Eiuricbtung 
in  Bezug  auf  Veranlagung,  Erbebung  u.  a.  m.  Da  mtlssea 
denn  die  Rücksichten  auf  die  vortbeilhafteste  verwaltungstechnische 
Seite  der  Steuern  zurücktreten. 

Diese  Schwierigkeiten  wachsen,  weil  die  einzelnen  Anforde* 
mngen  steuertechnischer  Art  öfters  selbst  mit  einander  in  Wider- 
spruch stehen,  ja  sich  wohl  direct  aosschliessen.  Besonders ubeqnem^' 
ist  s.  B.  naeb  einer  Sole  wenigstensi  eine  Steuer,  welebe  der  Be- 
steuerte  mskt  unmittelbar  ftdüt,  wie  etnra  die  Verbrancbssteuer, 
die  er  im  Preise  eines  Artikels  uut  besablt  Aber  eine  solebe 
Steuer  entbehrt  eben  deshalb  des  Merkmals  der  festen  Bestimmt- 
heit und  ihre  Erhebung  macht  oft  besonders  hohe  Kosten  und  Be- 
lästigungen. In  diesen  Beziehungen  hat  eine  feste  directe  Steuer, 
z.  B.  eine  Ertragssteuer,  VorzUge,  aber  sie,  wird  oft  für  besonders 
unbequem  gelten. 

An  den  Hauptarten  der  Steuern  und  der  Systeme  der  fir^ 
bebung  und  Einriebtung  (Veranlagung  u.  s.  w.)  I8sst  sieb  leiebt 


Digitized  by  Google 


Das  Steuersystem  und  die  YerwaltUDg-sphiicipieii. 


585 


zeigeD,  wie  die  und  die  Forderung,  welche  aus  finanziellen,  volks- 
wirtbsehaftlicben  und  Gerechtigkeitsgründeu  an  das  Steuersystem 
gestellt  wird,  mit  einer  oder  mehreren  Terwaltungstecbnischen 
Forderungen  in  Widerspmoh  geräih.  Die  indireeten  Ve.r- 
brancbs Stenern  anf  verbreitete  Consumptibilien  bedflHen  wir  nm 
ihrer  nnersetzliehen  Ergiebigkeit  Willen,  anch  weil  sie  gewisse 
steuerfähige  und  mit  Keebt  noeb  steuerpflichtige  Theilc  des 
Volkseinkommens  allein  oder  am  Besten  besteuern.  Aber  solche 
Steuern  erheischen  unvermeidlich  einen  grossen,  kostspieligen 
und  i'Ur  den  Verkehr  wie  für  die  Besteuerten  oft  ausser- 
ordentlieh  lästigen  £rbebnng8-  and  Controlapparat,  so 
dass  die  Regel  der  Bequemlichkeit  nnd  der  niedrigen  Erhebnngs- 
kosten  gewöhnlich  sehr  verletzt  wird.  Jene  Stenern  Verstössen 
ferner  stark  gegen  den  Grundsatz  der  Gleichmässigkeit. 
Deswegen  niuss  das  Steuersystem  wieder  durch  andere,  entgegen- 
gesetzt wirkende  Steuern,  wie  z.  B.  directe  Einkommensteuern,  er- 
gänzt werden.  Dadurch  wird  es  aber  für  die  Verwaltung  wieder 
complicirter  nnd  kostspieliger.  Objectsteaem,  wie  die 
Ertrags-  nnd  die  Verkehrs  Stenern,  sind  nothwendig,  nm  die 
volkswirthschafüiche  Steaer(|uelle  richtig  zn  treffen.  Sie  machen 
aber  wieder  manche  Schwierigkeiten,  die  Ertragssteuern  besondere 
Kosten,  die  Verkehrsstcuern  besondere  Belästigungen,  und  zwar 
um  so  mehr,  zumal  die  ersteren,  wenn  sie  „gerecht"  vertheilt 
werden  sollen,  was  umfassendste  Auinahmen,  Katasterarbeiten  u.a.  w. 
voraussetzt. 

Man  wird  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  die  Fostulate 
der  Steuerverwaltung  nach  Möglichkeit  berücksichtigen 

müssen,  aber  sich  keiner  Täuschung  darüber  hingeben  dürfen,  dass 
sie  gerade  hierbei  ziemlich  in  den  Hintergrund  treten. 
Gewöhnlich  werden  sie  nur  unter  übrigens  gleichen  Um- 
ständen für  oder  gegen  eine  Steuer  oder  Steuereinrichtung,  Er- 
hebung u.  s.  w.  den  Ausschlag  geben  können,  besonders  wohl  öfters 
das  Gewicht  sonstiger  Gründe  für  oder  gegen  steigern  oder  ver- 
mindern. Darüber  hat  sich  die  Praxis  begreiflicher  Weise  auch 
stets  viel  weniger  getäuscht,  als  die  nach  der  „besten^'  Steuer 
suchende  Theorie. 

In  zweierlei  Hinsicht  ist  die  Frage  nach  der  Berück- 
sichtigung der  Postulate  der  Steuerverwaltung  aber  auch  wieder 
eine  durchaus  historisch-relative.  Einmal  nemlich  ermög- 
lichen oft  erst  die  Fortschritte  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 

A.  Wagner,  FioraswissenselwfL  IL  2d 
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wisscuschaftliche  und  sonstige  Fortschritte  solche  stenertechnische 
Verbesserungen  in  den  Steuerarten  und  Steuereinrichtungen,  welchen 
früher  etwa  andere  Bedenken,  wie  die  Gefahr  verminderten  Ertrags, 
unrichtiger  V  ertheilnng  der  Steuerlast  u.  s.  w.  entgegenstanden. 
In  solchen  Fällen  mtissen  gerade  im  Interesse  besserer  Steuer- 
technik die  betreffenden  Beformen  verlangt  werden.  Deii^leichen 
kommt,  wie  sieh  in  der  speeieUen  Stenerlehre  seigen  wird,  nicht 
selten  vor  nnd  anf  verschiedenen  Gebieten  des  Stenerwesens.  Man 
macht  z.  B.  Fortschritte  im  Vermessungs-  und  Abschätzungsver- 
fabren  und  kann  dann  die  Grundsteuern  reformiren  oder  rationelle 
Grundsteuern  erst  einfuhren,  oder  man  erfreut  sich  eines  gesteiger- 
ten ßechtsgeimhls  und  einer  höheren  Bildung  der  Bevölkerung  und 
kann  daher  zu  einfacheren  und  wohlfeileren  Stenern,  z.  B.  zu  Ein- 
kommenstenem  greifen  oder  diese  im  Steuersystem  ausdehnen. 
Am  Bemerkenswerthesten  sind  wohl  gewisse  technische  Fortschritte 
im  Steuerverfahren  selbst  bei  gewissen  indirecten,  im  Anschluss 
an  die  Production  aufgelegten  Verhranchsstenem,  wodurch 
aus  rein  steuertechnischen  Gründen  Aenderungen  möglich 
oder  selbst  im  Interesse  der  Production  und  der  gleiclimässigen 
Steuervertheilung  geboten  werden,  so  bei  der  iksteaerung  des 
Branntweins,  Zuckers  u.  a.  m. 

Sodann  bringt  es  umgekehrt  die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschalt,  dias  Gommunicationswesens,  des  Verkehrs,  des  5ffent- 
liehen  Lebens  u.  s.  w.  auch  wohl  nnt  sich,  dass  gewisse  Stenern 
oder  Steuereinrichtungen,  Erhebungsformen  u.  dgl.  ausserordent- 
lich lästig  werden,  besonders  zur  Def raude  anregen,  so 
auch  steigende  Kosten  machen,  unergiebiger  und  ungleich- 
mässiger  werden.  So  kann  es  z.  15.  mit  directen  Personalsteuern 
auf  die  unteren  Classen,  mit  gewissen  Arten  von  Zöllen,  mit  städti- 
schen Thorsteuem  (Octrois),  mit  gewissen  Verkehrssteuern  gehen. 
Da  bei  einer  solchen  Entwicklung  der  Dmge  Ersatz  durch  andere 
passende  Steuern  gewöhnlich  nicht  sehr  schwer  sein  wird,  dürfen 
hier  wohl  die  steuertechniBchen  Rttcksichten  fflr  sich  den  Aus- 
schlag gegen  solche  Steuern  geben:  ein  Gesichtspunct ,  welcher 
bei  neueren  Steuerreformen  nicht  selten  massgebend  war.  ^) 


So  sprechen  z.  B.  die  Schwierigkeiten  der  Erliebuiig  der  preiiss.  Classcnsteuer 
in  deu  unteren  Stufen,  die  I.egion  der  Mahnungen,  Executiouen,  die  Kosten,  das  so 
en^e  Odium  hente,  bd  Fr^glgkeit  u.  s.  v.,  wesenflicli  mit  fflr  die  Anfhelmng 
dieser  Steuer  fUr  kleinere  Einkemmen. 


Digitized  by  Google 


387 


2.  Abschnitt. 

Uebersieht  über  die  Grandzfif^e  der  g:e$cliicht]ichen  Entwieklanji: 
des  Steuersystems  uad  der  Steuerarten. 

Ein  bezüglicher  Abschnitt  fehlt  bei  Kau,  einzelne  hierher  gehörige  Notizon  in 
soiaer  spcc.  Steaerlelire.  Auch  Stein  giebt  I,  402  ff.  in  s.  „Elementen  der  (iescbichte 
des  Stenerrweiis'*  nur  eine  Ueltenfcht  Uber  die  Entwiddimg  der  Gesammt-Beeteuerung: 
niiter  Henorhebang  der  leitenden  Principien  in  den  Hauptperioden,  welche  er  unter- 
scheidet. Erst  in  der  spec.  Steucrlehre  finden  sich  dann  bei  jeder  einzelnen  grösseren 
Steuergruppe  Skizzen  ihrer  geschichtl.  Entwicklung.  Die  Aufgabe  dieses  Abschnitts 
iai  eine  andere:  es  soll  gezeigt  irerden«  wie  die  fortschreitende  quantitative 
und  namentlich  qualitative  Differenzirnng  des  Nationaleinl^ommens 
u.  Vermögens  bei  den  Ei nzelwirth schaffen,  wesentlich  die  luilgc  wachsen- 
der u.  immer  feinerer  Arbeitstheilung,  mit  Nothwendigkeit  zu  einer 
immer  stärkeren  v.  rationelleren  Speclalisirnng  der  Bestenerusfr  n.  zar 
Entwicklung  eines  complicirten  Steuersystems  führen  mass,  wotHt  eben  die 
geschichtlichen  Thatsadicn  die  Belege  bilden.  Wie  stets,  so  hat  auch  hier 
die  Geschichte'"  vor  Allem  die  Aufgabe,  für  die  nach  der  Methode  der 
Dedaction  abgdeiteten  «^allgemeinen  Sätze"^  oder  ««Gesetze**  als  Gontrolmittel  und 
Verificationsverfahren  zu  dienen  und  sodann  im  Einzelnen,  namenllicli 
da,  wo  (He  Dediiction  wegen  der  C'»iitplicirtheit  der  Vcih.-lltnissc  schwieriger  anzn- 
weiiden  wird,  das  Material  zu  luductionsschlussen  zu  liefern«  durch  welche  aus 
den  Thatsachen  selbst«  als  den  Wirku  ngcn  ?on  hypothetisch  angeiunimeneii 
oder  unbekannten  Ursachen,  das  „allgemeine  Princip''  der  Entwicklung  der 
Steuerarten  ., inducirt"  wird.  Es  lie<rt  aber  niilit  allein  an  der  UnvoUkoninicnheit 
der  bisherigen  geschichtlichen  Untersuchungen«  bei  denen  kaum  auch  nur  auf  ein 
solches  allgemeines  Ökonomisches  und  socüiles  Entwicklnngsprincip  das  Augenmerk 
gelenkt  wurde,  sondern  im  Wesen  dieses,  wie  alles  nationalökonomischen  „StolPs", 
dass  die  Dciliiction  dauernd  auch  hier  den  Vorran?:  behält.  Die  (icfahr  falscher 
Oeneralisatiouen  ist  dai>ei  hier  wie  sonst  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirthschaftslehrc 
nicht  zu  I&ngnen.  Man  vermeidet  sie  freilich«  w^n  man  sich  bloss  auf  die  Stoff- 
anhäufung und  Zusammenstellung  beschränkt,  aber  mit  jener  „Gefahr**  fallt  auch  die 
Möglichkeit  fort,  zu  a  1 1  |r  e  m  c  i  n  e  r  (mi  Ergebnissen  zu  gelangen,  auf  die  es  schlieadich 
in  der  Wissenschaft  allein  ankommt. 

Die  einzige,  aber  freilich  hflchst  bedeatende  Yoiarbeit  für  die  LOsnng  der  be- 
zeichneten Aufgabe  sind  Rodbertus  classischo  Arbeiten  tlber  altröm.  Steuergeschichte. 
S.  bes.  oben  S.  192  Note  MI.  Dieser  gedankenreiche  „historische"  National- 
ökonom liefert  fUr  das  röm.  Kaiserreich  den  Beweis  im  Einzelnen,  den  ich  im  Folgen- 
den for  die  Bestenernng  fortschreitender  GnltnrrOlker  tlberhanpt  za 
bringen  suche.  Die  erste  Anregung  verdankt  dieser  Versuch  snmit  Rodbertus. 
Stein  hat  die  ganze  Aufgabe  wohl  nur  an  sich  vorbeigehen  lassen,  weil  er  diese 
historische  und  zugleich  principielle  Auffassung  des  Wirthschaftslebens «  wie 
sie  Rodbertas  fortritt«  Qberhaapt  nicht  gewonnen  hat  Auch  bei  Schmoller  in  dem 
schönen  Aufs.  Uber  die  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik  fehlt  doch  zu  sehr,  neben 
der  rein  historischen,  die  national  ökonomische  Behan<llung  der  einschlagenden 
Fragen,  so  dass  nur  einzelne  Bemerkungen  von  ihm  in  dun  Rahmen  der  folgenden 
ErOrterongen  fidlen. 

Eine  allgemeine  Steuergeschichte,  in  vergleichender  Weise  gearbeitet, 
fehlt  noch  ganz.  Die  spec i eile  Sti  ucrgeschichte  einzelner  Staaten  und  Zeiten  ist 
selbst  noch  zu  wenig  ausgebildet,  um  vollständiges  Material  /.im  Beleg  u.  zur  Controle 
für  die  Unteirsachong  in  diesem  Abschnitt  zn  bieten.  Sie  liefert  aber  immerhin  schon 
manehen  brauchbaren  Stoff.  S.  die  betreffenden  Schriften  zur  Finan/geschichte  über- 
haupt u.  zur  Steuergeschichte  speciell  im  1.  B.  1.  Aufl.  S.  27,  'I.  Aull.  S.  46  u.  oben 
S.  14U.  Die  Belege  fdr  die  einzelnen  Ausfiihruugen  u.  Satze  im  Text  lassen  sich  aus 
der  Stenergeschichte  der  in  Betracht  kommenden  antiken,  mitteblteriich«!  u.  modernen 
Völker  unschwer  zusammenstellen,  liefern  aber  doch  den  förmlichen  Beweis  dafür 
nicht  genügend,  weil  man  sich  dabei  unvermeidlich  auf  die  mehr  n  o  t  i  ze  n  a  r  t  i  g  e 
Hervorhebung  einzelner,  wenn  auch  characteristischer«  Thatsachen  beschränken  muss. 

25* 
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Ich  liabc  CS  vorgezogen,  m  eiuem  Aukaug  am  Scbluss  dieses  Banden  das 
Stenenresen  einiger  wichtigeren  Länder  vnd  Periodm  ia  einem  karzen  historischen 
üeberblick.  aber  doch  im  Zusammenhang,  vorzuführen.  Dadurch  werden  Belege  fllr 
das  im  Text  Entwickelte  geliefert  u.  zugleich  andere  finanzwissensoliaftliclie  u.  finanz- 
statistische Interessen  besser  befriedigt,  als  durch  das  Herausrcissen  einzelner  steaer- 
geschichdicher  und  stenerstatistischor  Thatsaclien  ans  dem  Zusammenhang.  Dieser 
Anhang  gehört  ilaher  auch  zu  der  ganzen  allgemeinen  Steuerlehre",  für  deren  ver- 
schiedene Abschnitte  er  manches  historische  Material  zum  Beleg  und  zur  Ergänzung 
liefert  Specielle  Belege  in  Noten  sind  deshalb  im  folg.  Abschnitt  unterblieben,  um 
Wiedediolnsgeii  m  Tcimeiden.  Weiteies  in  der  spedellen  Steneileliie. 

I.  —  §.  438.  Die  Aufgabe.  Bevor  vom  nächsten  (3.)  Ab- 
schnitt an  die  Aufgaben  untersucht  werden,  welche  für  die  Finanz- 
wissenschaft in  Bezug  auf  die  Bildung  des  Steuersystems  selbst 
vorliegen,  soll  in  diesem  Abschnitt  die  geschichtliche  Ent- 
wicklang des  Steuersystems  in  den  Grundzügen  vor- 
gefllbit  werden.  Es  handelt  sich  dabd  um  die  Gewinnung  ge- 
wisser allgemeiner  Sätze  (oder  ,,6esetze'')  der  fintwicklong, 
wie  sie  ans  dem  Wesen  der  Volkswiitbscliaft  und  der  wirtfaschaften- 
den  Menschen  einer-,  aus  den  geschichtiiehen  Thatsachen  im  Leben 
von  fortschreitenden  Cultuivölkern  audrerseits  zu  abstrahiren  sind. 
Ein  solches  Verfahren  der  „Generalisation"  und  der  „Abstraction** 
ist  auch  hier  geboten,  und  zwar  zunächst  im  Interesse  der  wissen- 
schaftlichen Erkenntniss  und  des  Verständnisses  der  einzelnen  ge- 
schichtlichen Vorgänge»  die  in  der  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie,  daher  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  schon  als 
solche,  sondern  nur  als  Symptome  nnd  Belege  der  gesetzmftssigen 
Entwicklung  und  des  Typischen  der  Erscheinungen  in  Betracht 
kommen;  sodann  im  Interesse  der  besseren  Lösung  der  theoreti- 
schen und  practiscben  Aufgaben  für  die  Bildung  eines  richtigen 
Steuersystems  selbst,  weil  dabei  immer  möglichst  an  die  geschicht- 
liche Ehitwicklung  anzuknüpfen,  die  bestehende  Besteuerung  daher 
nicht  umzustossen,  sondern  eyentuell  nur  zu  reformiren  ist.  Kieme 
Wiederholungen  von  Puncten,  welche  in  diesem  Abschnitt  berührt 
werden,  lassen  sich  bei  dieser  Behandinngsweise  in  den  folgenden 
Abschnitten  nicht  ganz  vermeiden.  Die  Betrachtungsweise  ist  da- 
bei aber  eine  verschiedene:  jetzt  ist  vornemlich  nur  die  Entwick- 
lung selbst  in  ihren  Grundzügen  darzulegen,  um  festzustellen, 
„was  ist"  und  „was  und  wie  es  geworden  ist'%  wobei  die 
Beurtheilong  der  Zweckmässigkeit  zwar  zum  Behuf  der  Erklärung 
nicht  immer  ganz  zu  vermeiden  ist,  aber  in  zweite  Linie  tritt  In 
den  Abschnitten  Ton  der  finanzvrissenschaftlichen  Bildung  des  Stener- 
systems  handelt  es  sich  dagegen  um  die  Beantwortung  der  Fragen 
„was  sein  soll''  und  „warum  es  sein  soll'S  damit  das 
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Steuersystem  theoretisch  richtig  und  practi  sch  branchbar 
und  in  möglichster  Uebereinstiramung  mit  den  obersten 
Stenerprincipien  sei.  Der  Hinweis  auf  die  geschichtliche  Enir 
wicklang  nnd  auf  die  bestehende  Einrichtaog  des  Stenemesemi 
hAt  dabei  aber  Öfter  mit  zu  Zweoken  der  Beweisfübniiig  zu  dienen. 

Die  hier  eingescblagene  Bebandlnngswdse  ermOglieht  dann 
aneb  wobl  in  formeller  Beziehung  eine  bessere  Uebeniieht  sowohl 
der  Entwicklnng  der  Besteuerung  als  der  zu  lösenden  Steuer- 
probleme. Bei  dem  grossen  Umfang  der  Aufgaben  in  Bezug  auf 
die  tinanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steuersystems  würde  es 
sonst  nicht  leicht  sein,  den  Faden  der  geschichtlichen  Entwicklung 
des  Stenersystems  immer  im  Auge  zn  behalten. 

n.  ~§.  439.  Abhängigkeitsverhältnisse  der  8tener-> 
ent  wie  klang.  Die  gesohichtliehe  Entwicklnng  des  Steaersystems 
oder  m.  a.  W.  der  einzelnen  Stenerarten,  welche  praetiseh  als  ein 
solches  System  —  wenngleich  vielleicht  nur:  wohl  oder  übel  — 
fungiren,  hängt  regelmässig  mit  den  früher  besprochenen  inneren 
politischen  und  mit  den  socialen  Verhältnissen  zusammen. 
Ueberwiegend  ist  sie  aber  stets  durch  die  Entwicklung  der 
Volks  wir  th  Schaft  selbst  bedingt:  direct  und  indirect,  daher 
letzteren  Falls  wieder  durch  das  Medium  der  inneren  politischen 
und  socialen  VerhältnisBe,  die  sich  ihrerseits  unter  dem  Einfluss 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  umändern.  Namentlich  die 
auf  dem  Princip  vermehrter  und  feinerer  Arbeitstheilung 
beruhende  Entwicklung  des  pri v at w i rth  sc haft Ii  eben  Systems 
in  der  Volkswirthschaft  und  seiner  Rechtsordnung  für  Besitz 
(Eigenthum)  und  Erwerb  ist  der  entscheidende  Factor  auch 
für  die  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Steuerarten. 
Es  ergiebt  sich  hier  eine  immer  grössere  und  mannigfaltigere 
quantitative  und  auch  qualitative  Differenzirung  des 
Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  der  sich  die  Be- 
steuerung durch  ihre  Specialisirung  und  systematische 
Ausbildung  anpassen  mnss  und  factisch  anpasst. 

Gewisse  gemeinsame  Grundzüge  in  der  Steucrentwick- 
lung  fortschreitender  Culturvölker ,  bei  aller  Verschiedenheit  im 
Einzelnen,  sind  .daher  von  vornherein  wahrscheinlich  und  werden 
durch  die  Erfahrung  bestätigt.  Denn  sie  gehen  aus  der  relativen 
Gleichartigkeit  der  volkswirthsehaftlichen  und  der  damit  zusammen- 
hängenden rechtlichen  nnd  technischen  Verhältnisse,  der  Arbeits-, 
Erwerbs-  nnd  Besitztheilung  hervor.  Die  öffentlichen  Ge- 
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mein wirthsc haften  entwickeln  sich  und  steigern  ihren  Finanz- 
bedarf, zugleich  um  so  mehr,  je  mehr  die  Natural wirthschaft 
im  Verkehr  durch  die  Geld  wirthschaft  verdrängt  wird  und  dem- 
nach anch  unmittelbar  verlangte  and  geleistete  Dienste 
(Wehrwesenl)  durch  solche  Dienste  ersetzt  werden,  Uber  welche 
erst  mit  Hilfe  Yon  Geld  oder  wenigstens  yon  naturalen 
Sachglitern,  die  znr  Zahlungsleistung  dienen,  yerfligt  wird. 
Erst  hier  wird  der  öffentliche,  besonders  der  Staatsbedarf 
immer  mehr  F  i  n  a  n  z  bedarf.  Zur  Deckung  desselben  reichen  die 
oft  sogar  absolut  sich  vermindernden  Domanial-  und  gebühren- 
artigen Einnahmen  nicht  aus:  die  S t e u e r wirthschaft  muss  sich 
entwickeln.  Diese  kann  aber  ihre  Zwecke  nur  erreichen,  wenn 
sie  wenigstens  einigennassen  der  quantitaliTen  und  qualitativen 
Differenzimng  des  VolksvermOgens  und  Yolksemkommens  folgt 
Daher  muss  sich  die  Besteuerung  seihst  entsprechend 
differenziren:  ein  Process,  den  man  das  „Gesetz  derDiffe- 
renziruug  des  Steuersystems"  nennen  kann. 

Nur  scheinbar  steht  damit  eine  bekannte  andere  Wahrnehmung, 
die  besonders  im  europäischen  Mittelalter  und  von  da  bis  in  die 
Neuzeit  hinein  hervortritt,  in  Widerspruch:  nemlich  das  Vor- 
handensein zahlreicher,  ja  fast  zahlloser  verschieden- 
artiger Abgaben  verschiedensten  Namens*)  gerade  in 
früheren  Zeiten  unter  unentwickelteren  Staats-  und  Wirthschafts- 
verbältnissen  und  die  allmähliche  Aufhebung  oder  Zus  ammen- 
Ziehung  dieser  Abgaben  in  einige  wenige  allgemeine  llauptsteuern 
oder  die  Ersetzung  jener  durch  letztere:  also  gerade  eine  Ver- 
einfachung des  Steuersystems  als  Product  der  geschichtlichen 
Entwicklung.  So  weichen  z.  die  unzähligen  Grundabgaben 
verschiedenen  Ursprungs^  Art  und  Namens  der  einen  einheitlichen 
G  runds  teuer,  die  mancherlei  Abgaben  der  Gewerke  der  einen 
allgemeinen  Gewerbesteuer,  die  verschiedenen  Bergwerks- 
abgaben der  einen  allgemeinen  Bergwerksteuer,  die  mehr- 
fachen Personal-,  Kopf-  und  ähnlichen  Steuern  der  einen 
allgemeinen  Einkommensteuer.  Allein  dies  sind  eben  nur  steuer- 
technischc  Verein lacbungcn  in  der  Steuer v c r w a  1 1 ii n g  und  Aus- 
scheidungen von  Abgaben,  welche  keinen  oder  keinen  reinen 
Steuer  character  besitzen.  In  den  älteren  mannigfachen  Grund- 


^)  Laug  bist.  £utw.  spricht  im  Yor\vort  ron  750  Arten  Abgabeu!  Und  fuhrt 
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nnd  Gewerbeabgaben  waren  neben  Bteuerrechtlichen  grundberr^ 
liehe  und  gebflhren artige  Slemente  YeraebiedeiiBter  Art  ent- 
halten, wie  sie  frttberen  politlsehen  und  wirthsehaftlichen  Rechts- 
ordnungen entsprachen.    Diese  Elemente  werden  grossentheüs 

beseitigt  und  dadurch  entsteht  schon  eine  grössere  Einfachheit. 
In  den  übrigen  verschiedenen  Abgaben  wird  aber  das  Gleich- 
artige erkannt  und  sie  werden  demgemäss  zu  einer  Uaaptsteaeri 
z.  B.  der  Grundsteuer,  zweckmässig  vereinigt  Aber  gerade  da- 
bei wird  es  dann  mn  so  ersichtiicher ,  dass  gewisse  Einkommen, 
ErtrSge,  YermOgensobjeete  n.  s.  w.  wegen  der  eingetretenen 
Entwiekinng  des  priratwirthschaftlichen  Systems 
dnrch  die  bisherigen  Steuern  und  deren  neuere  Stellvertreter  nicht 
oder  nicht  genügend  getroffen  werden:  daraus  entspringt  dann 
wieder  um  so  mehr  die  zwingende  Nothwendigkeit  einer  Diffe- 
renzirun^  der  Bestenernng  nnd  der  Ausbildung  eines 
eigentlichen  Stenersystems.  Diese  Erscheinung  kann  also 
recht  wohl  gleichzeitig  mit  einer  Vereinfachung  der  historisch  Über- 
kommenen, aus  zahlreichen  Spielarten  einer  Steuergattnng  be- 
stehenden einzelnen  Steuern  hervortreten,  wie  dies  in  der  neueren 
öteuergeschichte  der  europäischen  Völker  auch  der  Fall  war.  — 

Die  folgende  Skizze  schliesst  sich  an  die  früher  gegebenen 
Eintheilungen  in  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchs  steuern 
oder  in  wesentlich  direct  erhobene  Schätzungen  und  meist 
indireet  erhobene  Verbrauehstenem  an  (g.  334 ff.  u.  u. §. 452 ff.). 

A.  —  §.  440.  Schätzungen.  Primitive  Verhältnisse. 
Direete  Grund-  und  Personalsteuern. 

Die  direete  Schätzung  entspricht  den  einfachen  Verhältnissen 
der  unentwickelten  Volkswirthschaft  bei  gerinfcer  Arbeitstheilung. 
Sie  bildet  daher  auch  regelmässig  einen  der  Ausgangspuncte  der 
Besteuerung,  nur  dass  gewisse  theils  gebührenartigey  theils  steuer- 
artige indireete  Abgaben,  wie  namentlich  Zölle  und  Marktgelder, 
(§.  445  ff.)  bei  einzelnen  Völkern  wohl  Öfters  vorangehen. 

l)In  primitiven  Zuständen  des  Volkslebens,  jedoch  die 
Sesshaftigkeit  und  den  Uebergang  zu  regelmässigem  Acker- 
bau bereits  als  erfolgt  vorausgesetzt,  finden  sich  namentlich  ge- 
wisse Object-  und  Beal steuern  (wenn  auch  nicht  immer  gleich 
schlurf  des  rein  realen  Characters),  besonders  Grundsteuern. 
Dazu  treten  aber  nicht  selten  früh  Personalsteuem,  kopfstener- 
artige,  wie  Heeid-,  Familiensteuern ,  oder  eigentliche  Kopf- 
steuern. 
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a)  Die  Grundsteuern  sind  nicht  immer  reine  Steuern,  sondern 
öfters  verbunden  mit  oder  hervorgegangen  ans  grundherrlichen 
und  ähnliehen  Abgaben,  welehe  an  die  Gemeinschaft  oder  deren 
Vertreter  (KOnig,  Fttrst)  als  Entgelt  für  die  Ueberlassnng 
Ton  Öffentlichem,  Gemein-,  fürstlichem  n.  s.  w.  Boden  zur  Nutzung, 
entrichtet  werden  f mittelalterliches  Grund  z  i  n  s  wesen).  Ganz  all- 
gemein sind  Abgaben  vorwaltend  letzteren  Characters  in  unter- 
worfenen Ländern  für  die  ursprünglichen  L an  des  b  e wohner, 
die  im  Grundbesitz  belassen  wurden,  und  auf  erobertem  Boden, 
(wie  im  deutschen  Mittelalter,  in  der  zweiten  Hälfte  desselben  be- 
sonders auf  dem  slawischen  Boden  östlich  der  Elbe)  fttr  die  nenen 
Ansiedler,  denen  Gmndstttcke  zum  Anbau  ttberlassen  werden 
(„Königszins"  u.  dgl.).  Dem  Preiheitsbegriff  in  den  älteren  ger- 
manischen Verhältnissen  widersprach  aber  auch  eine  Grun  dsteuer 
vom  eigenen  Boden  des  Freien.  Bei  der  wesentlichen  Gleichheit 
der  ökonomischen  Lage  und  Landvertheilung,  der  landwirthscbaft- 
liehen  Guts-  und  Bewirthscbaftungseinheiten  (Hufen)  und  des  Acker- 
bausystems unter  ganz  extensiver  Landwirtbschaft  sind  die  von 
den  einzelnen  selbständigen  Besitzern  zu  zahlenden  Grundabgaben 
nnd  Grundsteuern  meistens  gleich  hoch.  Sie  pflegen  sich  dann 
auch  als  feste  Lasten  oder  Renten  zu  tixiren  und  stellen  so  einen 
bleibenden  Antheil  des  Staats  u.  s.  w.  am  Grundertrage  dar.  Auch 
in  den  Wohnplätzen  selbst  (Dörfern,  Höfen,  dann  später  in  den 
Städten)  finden  sich  solche  Grundabgaben  ähnlicher  Art  und  Ent- 
wicklung. Aus  ihnen  entsteht  wohl  mitunter,  aber  gewöhnlich  erst 
spät,  eine  besondere  Haussteuer,  welche  an  die  Stelle  der 
Grundsteuer  oder  selbst  neben  sie  tritt.  Der  ökonomischen  That- 
sache,  dass  das  Grundeigenthum  nnd  seine  Bewirthschaftung  die 
wesentlichste  Krwerbsfjuelle  des  Volks  in  diesen  Zeitaltern  ist,  ent- 
spricht diese  vorherrschende  oder  alleinige  Grundbesteuerung  voll- 
kommen. 

b)  Persona  labgaben  als  solche  sind  bei  freien  Völkern 
ttberall  besonders  missliebig.  Sie  finden  sich  daher  anfangs 
gewöhnlich  nur  in  ausserordentlichen  Nothfällen,  z.  B.  zur  Be- 
wältigung einer  Kriegsnoth,  zur  Abzahlung  eines  Kriegstributs  des 
Staats  oder  Volks  an  die  Fremde,  nicht  als  blei])ende  Einrichtung. 
Als  letztere  kommen  sie  am  Meisten  bei  unterworfenen  Völkern 
oder  bei  Volksclassen  vor,  denen  die  volle  Volksfreiheit 
fehlt.  Die  Form  einer  gleichen  Heerd-  oder  Familien  Steuer 
oder  einer  wirklich  allgemeinen  oder  auf  gewisse  Per- 
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sonen  —  männliche,  erwachsene  —  beschränkten  Kopfsteuer  ist  in 
ursprünglichen  Verhältnissen  (z.  B.  den  älteren  asiatischen  Des- 
potieen  der  antiken  Welt)  vielfach  zu  finden  nnd  durch  die  relativ, 
gleiehe*  Okonomisebe  Lage  aueh  bedingt  nnd  gerechtfertigt. 

§.  441.  —  2)  Fortbildangy  Einkommen-,  Vermögens- 
Btenern,  GensiiB.  Eine  Fortbildung  der  Grund-  nnd  nament- 
lich der  Personalabgaben  zu  mehr  einkommensten  er  artigen, 
bez.  zu  abgestuften  Personalsteuern,  speciell  der  Grundsteuern  zu 
eigentlichen  Vermögenssteuern  ist  mit  der  weiteren  Entwicklung 
des  Volkslebens  und  der  Volkswirthschaft  öfters  eingetreten.  Oder 
es  kommen  aueh  solche  Steuern  als  neue  neben  den  festen 
alten  Stenern  anf,  znnäcbst  etwa  als  Mittel  znr  Deckung  ausser- 
ordentlicher Bedürfnisse!  dann,  bei  der  geringen  Ergiebigkeit 
nnd  bei  der  rechtlichen  nnd  ökonomischen  Schwierigkeit  einer  Er* 
höhnng  der  alten  Grund-  und  Personalabgaben,  auch  als  bleibende 
ordentliche  Einnahme. 

Auf  solche  Entwicklung  drängt  theils  die  wachsende  Di f fe- 
ien zirung  der  ökonomischen  Lage  der  Einzelnen  und  der  Familien, 
theils,  in  Wechselwirkung  hiermit,  die  vermehrteArbeitsthei- 
Jung  hin,  welche  schon  in  die  Bodenbestellung  eindringt  nnd 
neben  dieser  andere  Erwerbsbemfe  hervormft.  Sind  die  bevor- 
rechteten Stände  nicht  rechtlich  von  der  direeten  Besteaemng 
überhaupt  befreit,  so  muss  auch  deren  regelmässig  günstigere 
ökonomische  Lage  bei  der  Bemessung  der  Steuern  berücksichtigt 
werden. 

So  ])ilden  sich  Stenern  auf  Grund  eines  Census  des  Vermögens, 
Einkommens,  des  Standes  u.  s.  w.  Begreiflicher  Weise  gern  und 
öfters  zuerst  in  Städten  oder  Stadtstaaten,  wo  die  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklung,  die  Arbeitstheilung  und  die  Diffe- 
renzimng  der  ökonomischen  Lage  immer  am  Frühesten  nnd  am 
Vollständigsten  Platz  greift  (antike  Republiken,  besonders  Demo- 
kratieen,  raittelalterKcbe  Städte).  Daraus  erklären  sich  die  Vorgänge 
im  städtischen  Steuerwesen  und  die  Abweichungen  auch  in  der 
Staatsbesteuerunp:  von  Stadt  und  Land,  wenn  der  Staat  (Flirst) 
dort  direct  landesherrliche  Steuern  erhobt.  Dies  ist  nicht  immer 
der  Fall,  sondern  die  Stadt  findet  sich  mit  dem  Herrn  auch  wohl 
über  einen  Gesammtsteuerbetrag,  als  ihre  „Schuldigkeit'^  ab' und 
bestreitet  ihn  aus  ihren  eigenen  Einnahmen  (deutsche  mittelalterliche 
Städtesteuem).  Eventuell  erhebt  sie  die  Steuern  dafür  nach  ihrem 
eigenen  System.   Also  eine  Art  Matricnlarnmlage. 
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§.  442.  —  3)  Besondere  Steuern  auf  andere  Erwerbs- 
arten  neben  dem  landwirthschaftliohen  Erwerb.  Er« 
tragssteaersygtem.  Neben  solchen  allgemeineren  direeten 
Stenern  anf  Vermögen,  Einkommen  n.  s.  w.  im|  entwickelteren 
Gemeinwesen  ftthrt  dier  fortsehreitende  Arbeitstheilnng  zwiscben 
Bodenbestellung  und  Robstoffgewinnung  einer-,  StoffVerarbeitung 
anderseits,  —  wie  sie  (im  Gegensatz  zum  Alterthum)  dem  Mittel- 
alter und  der  Neuzeit  und  deren  Besitz-  und  Erwerbsordnung 
eigen  ist,  und  wie  sie  sieh  sonst  aueh  innerhalb  der  Städte  selbst 
entwickelt,  —  zu  neuen  besonderen  direeten  Steuern  als  Seiten- 
stttck  zur  landwirthschaftlichen  Grundsteuer.  Die  Verselbständigung 
und  wachsende  Bedeutung  der  Gewerksarbeit  (Industrie;  Hand- 
werk, später  Fabrikation)  und  ihres  Ertrags  bedingt  dies.  Diesem 
neuen  stenerfähigen  Zweige  werden  besondere  Abgaben  aufgelegt. 
Anfangs  gebührenartige,  welche  gleichzeitig  oder  überwiegend 
specieller  Entgelt  für  specielle  öffentliche  Leistungen  an  die 
Gewerktreibcuden  sind,  aber  doch  schon  etwas  von  eigentlicher 
Steuer  an  sich  haben;  ferner  verwandte  Abgaben,  welche  für  Ge- 
währung TonRechten,  „Freiheiten^^,  Privilegien,  Vergttnstigungeni 
Exemtionen,  Ooneessionirung  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind;  so  mannig- 
faltig im  Mittelalter.  Schliesslicb  aber  gehen  aus  solchen  Abgaben 
gemischten  Gharaeters  reine  Steuern  hervor  oder  treten  als 
wichtigere  besondere  Abgaben  hinzu;  ei  gen  tlic  he  Gew  erbe- 
steuern, für  kleinere  und  grössere  Gruppen  von  Gewerken,  mit 
der  Tendenz,  allmählich  alle  die  letzteren  zu  umfassen.  In  ähnlicher 
Weise  entwickeln  sich  Abgaben  und  schliesslich  eigentliche  beson- 
dere Steuern  für  die  Handeltreibenden,  zuletzt  auch  für  die 
Angehörigen  der  liberalen  Professionen,  oder  die  „Gewerbe- 
Steuer*'  wird  auf  sie  als  „Erwerbsteuer'*  oder  dgl.  m.  mit  ausgedehnt 
In  den  städtischen  Steuern  kommt  diese  Entwicklung  zuerst 
zum  Dnrchbruch.  Das  Staatssteuersystem  folgt  nach.  Schon  die 
alte  Welt  zeigt  in  ihren  Stadtstaaten,  das  spätere  Mittelalter  in 
seinen  Städten,  nach  grösserem  Aufschwung  von  Gewerk  und 
Handel,  deutliche  Spuren  einer  solchen  Gestaltung.  Immer  folge- 
richtiger und  bewusster  tritt  sie  im  Staatssteuerwesen  der  Neuzeit, 
zumal  seit  der  Beschränkung  der  finanziellen  Autonomie  der 
StäcTte,  hervor. 

Die  Ausbildung  des  modernen  „rationellen''  „Ertrags Steuer- 
systems'' ist  der  einstweilen  letzte  Ausläufer  dieser  Bewegung. 
Das  „System*'  ist  hier  vervollständigt  durch  Kapitalrenten- 
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gteacrn  für  die  neue  ökonomische  Ciasse  von  ZiDsrcnten  lebender 
ijRentiers^^ ;  hie  und  da  auch  durch  ,,speoielle  Einkommen- 
Stenern"  von  Beamten  nnd  Lohnarbeitern.  Anch  die  Grnnd- 
stener  wird  reformirt,  weil  die  alte  Veranlagung  bei  der  einge- 
tretenen Verändemng  der  Bodenyertheilnng  nnd  der  nnnmehrigen 
Verschiedenheit  iu  der  Ackerbautechnik  oder  im  IjcwirthschattiiDgs- 
gystem  nicht  mehr  genügt  nnd  einfache  Erhöhung  der  alten  Sätze 
zu  ungleich  trifft.  Daher  die  neueren  „rationellen"  Grundsteuern 
auf  der  Basis  umfassender  Bodenkatastrirung,  —  ein  Hauplglied 
im  £rtrag8stener8jstem. 

Die  wirthsehafUiehe  Grundlage,  auf  welcher  sich  diese  ganze 
Entwicklung  yollzieht,  ist  aber  doch  die  Verselbständigung, 
immer  weitere  Differenzirung  und  immer  grösser  werdende 
Bedeutung  derjenigen  Zweige  des  Volkseinkommens  (oder  des 
Ertrags  der  Volkswirthschaft),  welche  nicht  ans  landwirthschaftlieher 
Bodenbenutzung  herrühren.  Die  ausgebildete  Berufs -Arbeitstheilung 
ilUlirt  zur  Bildung  ökonomischer  Besitz -|  Erwerbs-  und  Arbeits- 
chissen, an  welche  sieh  das  Volkseinkommen  yertheilt  und  welchen 
die  Steuerkategorteen  entsprechen. 

g.  443. —  4)  Ergänzende  Stenern,  von  Besitzwechsel, 
E  r  b  s  c  h  a  f  t  e  n  ,  V e r k e h r  s  s  t  e  u e r  n.  Eine  zum  Theil  schon  ältere 
Ergänzung,  welche  in  neuester  Zeit  nur  systematischer  durchgeführt 
wird,  finden  diese  verschiedenen  directen  Steuern  in  mancherlei 
Abgaben  oft  sehr  verschiedenen  Ursprungs  bei  Gelegenheit  des 
Besitzwechsels,  yon  ganzen  Vermögen,  wie  bei  Erb- 
schaften, odervon  einzelnen  Vermögensobjecten,  besonders 
von  Immobilien,  beim  Verkauf  und  dgl.  m.  Mitunter  liegt  der 
Ursprung  solcher  Abgaben  in  grundherrlichen  und  ähnlichen  Ver- 
hältnissen (Obereigenthum).  Die  Abgabe  erscheint  hier  als  eine 
Art  Gebühr  für  die  Zulassung  des  betreffenden  Txcehtsgcsehäfts, 
Eigenthumsübergangs,  Erbübergangs  u.  s.  w.,  oder  sie  ist  ein  Zeichen 
der  Anerkennung  des  ObereigenthumB  Seitens  der  Pflichtigen.  Mit-, 
unter  hat  die  Abgabe  in  anderer  Beziehung  einen  Gebtthrencbaracter, 
indem  sie  fttr  die  Mitwirkung  eines  Öffentlichen  Organs  (so  z.  B. 
schon  in  merovingischer  und  carolingischer  Zeit  ein  Zehntel  der 
P>bschaft  an  den  König  für  die  Schlichtung  von  Erl)streitigkeitcn), 
für  die  Gewillii  uni;  des  Rechtsschutzes  erfolgt.  Mit  der  Veränderung 
der  zu  Grunde  liegenden  Rechte  und  Anschauungen  schwindet  dies 
Gebuhrenelement,  aber  die  Abgabe  bleibt,  wird  mehr  reine  Steuer 
und  wird  umfassender  ausgebildet,  besonders  durch  Ausdehnung 
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auf  analoge  Fälle.  So  geschieht  es  in  der  Neuzeit  seit  dem  1 7.  Jahr- 
hundert im  Gehiete  des  „Stempelwesens",  dessen  mannigfaltige 
Kategorieen  gebtthrenartige  und  verkehrssteuerartige  Elemente 
Terelnen. 

Auch  hier  zeigt  sich  nun  die  Fortentwicklung  der  Volks- 
wirt h  s  c  h  a  ft  «ud  des  Verkehrs  von  Einfluss.  Neue  Gestaltungen 
darin,  im  Handelsbetrieb,  in  den  Creditgeschäften,  geben  die  äussere 
Möglichkeit  und  öfters  den  Anlass  zu  solchen  „Verkehrs- 
steuern'^  Hier  lassen  sich  aber  auch  Ertri&ge  und  Gewinne 
Toranssetzen,  welche  einem  neuen  Stadium  der  Arbeits- 
theilung  entsprechen  und  durch  die  bisherigen  Steuern  nicht 
genügend  getroffen  werden.  Bei  aller  gerade  auf  dem  Gebiet  des 
Stempels,  der  Verkehrssteuern,  Besitzwechselsteuern  vorgekommenen 
superfiscalischen  Tendenz  und  rohen  Durchführung  der  Besteuerung 
konnte  diesen  Abgabeformen  daher  auch  eine  gewisse  innere  Be- 
rechtigung nicht  abgesprochen  werden.  Erst  die  neueste  Phase 
der  Floanzwlssenschaft  hat  dies  freilich  erkannt  und  weiss  es 
näher  zu  begründen  und  zu  begrenzen  (§.  469  ff.).  Damit  sind 
aber  auch  diese  Steuern  in  den  Zusammenhang  mit  der  neueren 
Entwicklung  des  yolkswirthschaffllehen  Verkehrs  und  Erwerbs- 
systems gebracht.  Gerade  diese  Entwicklung  machte  die  ältere 
Besteuerung  lückenhaft,  ungleichmässig  und  erganzungsbedürftig 
und  rechtfertigt  und  verlangt  eine  Ergänzung  derselben  durch  ein 
Verkehrsteuer  System. 

§.  444.  —  5)  Moderne  Einkommen-  und  Ver mögen s- 
besteucrung.  In  gleicher  Weise  steht  auch  die  neueste  Ten- 
denz in  der  directen  Besteuerung  mit  abermaligen  Veränderungen  im 
privatwirthscbaftlichen  System  der  Volkswirthschaft,  seiner  Technik, 
seiner  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  und  seiner  Vertheilnng  des 
Grund-  und  Kapitaleigenthnms  unter  die  verschiedenen  Kategorieen 
der  Privatwirtbschaften  in  ursächlichem  Zusammenhang.  Freilieh 
machen  sich  gerade  hierbei  neuere  sociale  Ideen  in  derselben 
lliehtung  besonders  mit  geltend:  es  tritt  das  Streben  nach  allge- 
meinen Einkommensteuern  in  Theorie  und  Praxis,  theilweise 
auch  nach  allgemeinen  Vermögen  steuern  hervor.  Diese 
Steuern  sollen  ergänzend  neben  die  älteren  Ertragssteuern,  zum 
Theil  auch  als  Ersatz  statt  derselben  eintreten,  also  eine  Ge- 
staltung, welche  insofern  auf  frühere,  dem  ausgebildeten  Ertrag- 
Steuersystem  vorangehende  Steuerformen  znrttckgreiit.  Das  schein- 
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bar  Auft'alleude  dieser  Tendenz  findet  aber  in  der  That  in  neueren 
Veränderungen  des  Erwerbslebens  seine  vollständige  Erklärung 
und  Begründung. 

Das  moderne  Ertragsteuersystem  hat  seine  ^^rationelle^'  Aus- 
und  Dorehbttdung  eigentlieh  erst  zu  einer  Zeit  erfahren,  wo  es  der 
priyatwirthsehaftliehen  Organisation  und  Erwerbsordnung  schon 
nicht  mehr  recht  entsprach:  seit  dem  vorigen,  yielfach  erst  im 
Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts,  wo  die  neue  Technik  und  die 
neuen  politischen  und  volkswirthschaftlichen  Ideen  die  ohnehin 
theilweise  schon  Uberlebte  alte  Erwerbsordnung  sprengten  und  das 
ii^System  der  i'reien  Concurren^''  in  allen  Productiouszweigeu  durch- 
drang. Jenes  Ertragsteaersystem  beruht  auf  zwei  Voraussetzungen, 
einer  wirthsehaftlichen  nnd  wirthschaftspolitischen,  und  einer  tech- 
nischen, welche  beide  schon  zur  Zeit  der  Ausbildung  des  Systems 
nur  noch  theilweise  bestanden:  es  setzte  einmal  eine  gewisse  feste, 
wirthschaftlich  begründete  und  selbst  im  Erwerbs-  und  Berufsrecht 
einiger massen  fixirte  Arbeitstheilung  zwischen  den  grossen 
Zweigen  der  Production,  besonders  zwischen  ländlicher  und  städti- 
scher Arbeit,  Landwirthschaft,  Industrie,  Handel,  liberalen  Berufen 
nnd  den  einzelnen  Unternebmnngsgruppen  jeder  dieser  Abtheilungen 
und  es  setzte  sodann  eine  relativ  stabile  Technik  in  den  ein- 
zelnen Prodnctionsgebieten  voraus.  Alsdann  Hess  sich  mit  ihm 
der  Zweck,  die  einzelnen  productiven  Glassen,  die  zu  einer  jeden 
gehörigen  Unternehmungen  und  Personen  leidlich  gleichmllssig  zu 
besteuern,  einigermasseu  erreichen.  Aber  diese  Voraussetzungen 
zerfielen  mit  dem  Untergang  der  alten  Wirthschattsurdnungeii,  der 
Agrar-,  Gewerbeverfassung  (Zunftwesen)  u.  s.  w.  und  mit  der 
neuen  landwirthschaittichen  und  gewerklichen  Technik,  dem  neuen 
Communicationswesen  immer  mehr.  Das  Ertragsteuersystem,  welches 
auf  eine  relative  Festigkeit  nnd  Daner  dieser  Verhältnisse  berechnet 
war,  wurde  daher  schon  bei  gleichbleibender  Hohe  der  Besteuerung 
immer  mangelhafter.  Denn  die  wirthschaftliche  und  technische 
Entwicklung  der  Productionszweige  war  sehr  verschieden  und  auch 
bei  demselben  Zweige  örtlich  sehr  ungleich.  Der  Finanzbedarf  für 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskürper  wuchs  aber  immer  mehr. 
Eine  einfache  Erhöhung  der  Sätze  erwies  sich  nunmehr  doppelt 
unausführbar,  ohne  die  grössten  Härten.  Für  eine  anderweite  Yer- 
theilung  des  Steuerbedärfs  fehlte  aber  in  dem  Ertragsteuersystem 
der  Schill ssel  und  auch  Reformen  dieses  Systems  itthrten  unmöglich 
Bum  Ziele. 
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So  drängte  Alles  nach  einem  andren  System  directer  Be- 
steuerung, einem  beweglicheren,  welches  sich  den  steeteu 
Verschiebungen  zwischen  den  Productionszweigeii,  zwischen 
Gross-  und  Kleinbetrieb,  und  den  ewigen  Veränderimgen  der 
Technik  mehr  anpasste  oder,  m.  a.  W.,  von  den  obigen  YoraQS- 
Setzungen  mehr  absah:  das  ist  die  moderne  Einkommen-  nnd 
Vermögensbesteuerung,  auf  die  sie  wirthschaftlich  und  tech- 
nisch bedingenden  Momente  ziirücki^enihrt. 

B.  —  §.  445.    Die  Verbrauchsbesteuerung. 

1)  Primitive  Verhältnisse.  Eine  Besteuerung,  welche 
einzelne  Verbrauchsgegenstände  trifft  oder  sich  an  Yerbranchsaete 
anschliesst,.  fehlt  in  primitiren  Verhältnissen  regelmässig  sdange, 
als  nicht  ein  gewisser  Handels-  und  Marktyerkebr  und  die 
ihn  bedingende  Arbeitstheilung  eingetreten  ist.  Vordem 
mangeln  dafür  auch  die  nothwcndigen  steuertechnischeii  Be- 
dingungen, nemlich  ein  geeigneter  Erhebungs-  undControl- 
apparat.  Namentlich  aber  ist  mit  der  vorherrschenden  Natural- 
wirthschaft,  d.h.  hier  der  fast  ausschliesslichen  Eigenprodnetion 
fttr  den  eigenen  Consum,  eine  solche  Besteuerung  sogut  wie  unver- 
einbar. Machen  sich  doch  auch  später  bei  solcher  Naturalwirthsehaft 
fast  unflberwindliche  Schwierigkeiten  der  Verbrauchsbestenernng 
noch  geltend  (bei  der  Wein-,  Bier-,  Tabaksteuer  u.  s.  w.).  " 

2)  Die  erste  Entstehung  der  Verbrauchsbesteuerung  ist 
daher  regelmässig  an  die  Voraussetzung  einer  gewissen  Entwicklung 
der  Arbeitstheilung  und  des  Marktverkehrs  gebunden.  Hier, 
wo  sich  Producent  und  Consument  trennen  und  wo  eine 
Ortsveränderung  der  Sachgttter,  zunächst  der  landwirthschaft- 
Hchen  Erzeugnisse  und  gewisser  Handelswaaren  (Fabrikate,  Prodncte 
fremder  Zonen),  eintritt,  auch  jene  ersteren  Güter  eben  „Waaren" 
werden,  die  auf  einen  Markt"  gebracht  werden,  sehen  wir  sehr 
allgemein  Abgaben  entstehen,  aus  welchen  sich  mit  der  Zeit  immer 
reiner  eigentliche  Verbraiu  lissteuern  entpuppen.  Denn  aniangiicb 
haben  diese  Abgaben  letzteren  Character  nicht  oder  nur  zum 
Theil  und  sollen  ihn  wohl  auch  absichtlich  nicht  haben.  Sie  shid 
vieknehr  sehr  verschiedenartig.  So  finden  sich  Abgaben  in  der 
Form  von  Passage-  (Transit-)  und  Wegez($llen,  welche theib 
für  die  Erlaubniss  des  Transports,  der  Fortführung  aus  dem  Pro- 
ductionsort,  und  des  Rechts  zum  Handelsbetrieb,  theils  für  die  Ge- 
währung von  Rechtsschutz,  theils  für  die  Benutzung  des  Wegs u. s.w. 
entrichtet  werden  und  somit  Überwiegend  gebtthrenartiger  Katar 
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sind  oder  wenigstens  sein  sollen.  Oder  die  Abgaben  werden  als 
Marktabgaben  bei  der  Zuführung  zum  Marktort,  bei  der  Ein-  * 
bringiing  in  die  Stadt  (Thorabgaben),  bei  der  Benutzung  des 
MarktplatKes  nnd  der  Marktstände  entrichtet  nnd  sind  theilweise 
oder  sollen  sein  Entgelte  fttr  die  Gewähmng  des  Beehts,  in  ein 
fremdes  Marktgebiet  Waaren  einzuführen,  Marktschutz  zu  geniessen, 
Einrichtungen  des  Markts  zu  benutzen  u.  s.  w.:  also  auch  wieder 
„Gebtihren".  Die  wenngleich  schon  nicht  iuiiner  mehr  zutreffende 
Voraussetzung  bei  der  Auflegung  solcher  Abgaben  ist  auch  oftmals, 
dass  sie  von  den  Personen,  welche  sie  zunächst  zahlen,  endgiltig 
getragen  werden^  dass  sie  also  deren  Erwerb  nnd  Gewinn,  nicht 
die  Consumenten  treffen. 

Im  Wesentlieben  beruht,  bei  manchen  sonstigen  Abweichnngen, 
auch  die  Entwicklung  von  Zollabgaben  für  Waaren  im  Verkehr 
mit  der  Fremde,  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr,  auf  denselben  Grund-  . 
Sätzen.  Hier  kommen  dann  nur  zugleich  auch  allgemeine  Grund- 
sätze des  älteren  Fremdenrechts  zur  Geltung,  indem  die  Fremden 
als  solche  wohl  schon  für  das  Becht  des  ungestörten  Haudels- 
betriebs  Abgaben  erlegen  mflssen,  directe  Steuern,  welche  mehr 
eine  Art  Schutzgeld  sind,  Abgaben  yon  den  ein-  und  ausgeführten 
Gütern,  welche  sich  den  indirecten  Verbrauchssteuern  nähern.  Da 
der  auswärtige  Handel  noch  roher,  „barbarischer''  Völker  anfangs 
öfters  vorzugsweise  von  Angehörigen  wirthschattlich  höber  stehender 
Völker  besorgt  wird,  so  bietet  sich  hier  auch  schon  früh  die  selten 
versäumte  Gelegenheit  zn  einer  Besteuerung  dieses  Verkehrs  in  .der 
Form  T<m  Zivilen.  Um  so  mehr,  weil  dieser  Handel  häufig  feinere 
Prodncte,  Fabrikate,  Luxusconsumptibilien  dem  noch  unentwickelten 
Inland  zuführt. 

Die  vollständige  Durchführung  der  Geld  wir  thschaft 
dient  zur  grossen  Erleichterung  und  Begünstigung  der  Erhebung 
von  Verbrauchs-  und  ähnlichen  Abgaben.  Aber  die  Voraus- 
setzung dafür  ist  sie  nicht  Denn  diese  Abgaben  können  und 
werden  tbatsächlich  auch  in  gewissen  Geschichtsperioden  in  natura 
erhobeo,  d«  h.  gewisse  Quoten  (StUcke  u.  s.  w.)  der  naturalen  Pro- 
dncte werden  als  Abgabe,  als  Markfgeld,  Zoll  n.  s.  w.  entrichtet 
Dies  genügt  in  Zeiten  der  Naturalwirthschaft  auch  für  die  Deckung 
des  Finanzbedarfs,  ebenso  gut  wie  die  Naturaleinnahme  von  Do- 
mänen u.  s.  w. 

§.  446.  —  3)  Weiterentwicklung.  Städtische  Zölle, 
Landes-GrenzzöUe.  Neben  dem  Durchdringen  der  Geldwirth- 
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Schaft  uud  der  Beuutzuug  besserer  Commuuicatioüsmittel  werden 
*  solche  Abgaben  auf  hühercn  Stufen  der  volkswirthschaftlichen 
Entwicklung  besonders  durch  die  Bildung  eigentlich  städtischer 
Gemeinwesen  nnd  politisch  za  strengerer  Einheit  abgeschlossener 
Staatsgebiete  begünstigt  Dort  bildet  sich  ein  System 
städtischer  Zolle,  welche  bei  der  Einfahr  „fremder'' Waaren 
in  die  Stadt  zom  Consam  erhoben  werden,  namentlich  in  der 
Form  der  Thorsteuern  (Octrois,  Accisen).  Im  Staatsgebiet 
entsteht  ein  förmliches  Grenzzollsystem  iu  der  dreifachen 
Form  von  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrzöllen.  Die  E r - 
hebuugs-  uud  ControieinrichtaDgen  sind  hier  iu  der  ab- 
geschlossenen Stadt  und  in  der  oft  ohnehin  beaufsichtigten 
Grenzlinie  des  Staats  leicht  anzubringen.  Die  genannten  städti- 
schen Abgaben  sind  für  die  städtischen  Finanzen  bestimmt  Wo 
sich  aber  die  Stadt  zum  Stadtstaat  and  zum  eigentlichen  Staat 
entwickelt  (Alterthum,  zweite  Hälfte  des  Mittelalters),  oder  wo  sie 
ihre  autonome  Stellung  mehr  oder  weniger  verliert  und  unter  landes- 
herrliche Gewalt  kommt,  wie  seit  dem  IG.  und  17.  Jahrhundert 
iuuuer  mehr  bei  uns,  da  werden  diese  städtischen  Abgaben  auch 
mit  zu  Staats  abgaben  und  namentlich  in  der  letztgenannten 
Periode  mehrfach  ein  Mittel  der  Staatsbesteaerang  der  stildtischen 

Beyttlkerang  dyAccisesystem'')* 

Uebrigens  sind  auch  diese  sUldtischen  Zölle  and  die  Grenz- 
zölle nach  ihrer  Tendenz  und  der  ihnen  wenigstens  beigemessenen 

Wirkung,  besonders  im  früheren  Entvvicklungsstadium,  noch  nicht 
immer  reine  Verbrauchssteuern  und  selbst  nicht  immer  reine 
Steuern.  Sie  enthalten  auch  jetzt  noch  gebührenartige  Ele- 
mente in  sich,  als  Entgelt  fUr  Leistungen,  für  Benutzung  öffent- 
licher Einrichtung^  für  Schutzgewährong  (Zusammenhang  des  Zolls 
mit  dem  „Geleitsgeld''),  für  die  Gewährung  gewisser  Beehte  des 
Handels  a.  s.  w.  Soweit  sie  aber  Steuern  sind,  sollen  sie  den 
kaufmännischen  Gewinn,  eventuell  den  Erwerb  des  Pro- 
ducenten  trelfen.  Aber  mehr  und  mehr  treten  dann  diese  Seiten 
des  Verhältnisses  zurück  und  nach  Tendenz  und  thatsächlieher 
Wirkung  werden  diese  Zölle  immer  mehr  eigentliche  Ver- 
brauchssteuern, die  schliesslich  den  städtischen  Consumen- 
ten  und  bei  den  Grenzzöllen  den  Landes bewohner  im  Preis- 
aufschUig  belasten.  Dazu  trägt  auch  ihre  Erhöhang  bei,  die 
einerseits  hierauf  hinwirkt,  anderseits  dadurch  erst  ermöglicht  wird. 
Es  ist  in  den  Städten  die  Entwicklung  höheren  Wohl- 
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Stands  durch  Gewerbe  und  Handel,  Bildung  von  Kapital  u.  s.  w., 
welche  eine  grössere  Steuerfähigkeit  bewirkt  und  darauf  hinführt,  ' 
die  letztre  gerade  durch  Verbrauchssteuern  in  Contribution  zu  setzen. 

Die  einzelnen  Artikel,  welche  einer  solchen  Besteuenmg 
unterliegen,  sind  anfänglich  sehr  manniehfaltig  ond  zahl- 
reich. Die  Stadtahgahen  hetreffen  yomemlich  alle  Arten  land- 
wirthsehaftlicher  roher  Erzeugnisse  des  Marktrerkehrs 
und  Venvandtcs,  z.  B.  ordinäre  Gcwerksproducte  des  platten  Lands, 
soweit  diese  überhaupt  hier  producirt  und  dort  eingeftihrt  werden 
dürfen,  ferner  Wein,  und,  soweit  die  Bereitung  nicht  auf  die 
städtischen  Gewerke  beschränkt  ist,  Bier.  Die  Grenzzölle  umfassen 
wie  die  älteren  Passage-  und  Wegezölle  im  Allgemeinen  alle 
Handel 8 waaren,  welche  ttber  die  Grenzen  ein-  nnd  ausgehen, 
im  ersten  Falle  einerlei,  ob  zum  inländischen  Consum  oder  zur 
Dnrehfhhr  in  andere  Länder ,  femer  sowohl  die  zum  Consum 
als  die  zur  Verarbeitung  dienenden  Waaren,  und  sowohl  Nahrungs- 
mittel, Roh-  und  Hilfsstoffe  der  Gewerke,  als  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate. Daher  sind  die  älteren  Tarife  der  städtischen  Thor- 
accisen  und  der  Grenzzölle  sehr  umfangreich,  oder  sie  schreiben 
generell  von  allen  Waaren  oder  von  ganzen  grossen  Kate- 
gorieen  «einen  Zollsatz  (z.  B.  eine  Werthquote)  vor. 

Die  Fortentwicklung  besteht  regehnässig  in  einer  grossen 
Vereinfachung,  d.  h.  in  der  Verminderung  der  Zahl  der 
Sätze  solcher  Tarife.  Auch  dieses  hängt  mit  allgemeinen  volks- 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  zusammen.  Der  Consum  einzelner 
Producte  oder  Handelswaareu  ist  in  früheren  Perioden  nach  der 
Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  der  Bevölkerung  gewöhn- 
lich nicht  gross  genug,  um  durch  die  Bezollnng  weniger  Haupt- 
artikel ein  genügendes  finanzielles  Ergebniss  zu  erzielen.  £in 
Massenconsum  von  Quasi-Luxusarükeln  (Golonialwaaren!)  fehlt 
noch.  Nur  etwa  der  Wdn-,  Bier-  und  Branntweinconsum  ist  in 
einzelnen  Gegenden  (Weinbau!)  schon  erheblicher,  erträgt  aber, 
ebenso  wie  der  Consum  anderer  Waaren,  nach  Volkssitte  und 
Wohlstandsverhältnissen  noch  keine  hohen  bteuersätze.  So  muss 
sich  die  Besteuerung  auf  eine  grosse  Anzahl  Artikel  erstrecken. 

Soweit  aber  die  besteuerten  Gegenstände  w^irklich  Luxusartikel 
des  Gonsums  der  reicheren  Glasse  betreffen  (feinere  Fabrikate, 
tropische  und  ähnliche  Genussmittel),  werden  auch  die  Steuer- 
sätze gern  hoch  gehalten.  Luxuspolizeiliehe  und  Gesichtspuncte 
der  mercantilistischen  Handelspolitik  wirken  dabei  zumeist  mit 
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Aber  anoh  das  Fmanzinteresse  wird  so  am  Besten  gewahrt,  da 
die  Vertheuerung  des  Artikels  den  Consum  in  dem  kleinen  Kreise 
reicherer  Leute  nicht  vermindert  und  bei  dem  an  sich  geringfügigen 
Consum  doch  nur  solche  Sätze  etwas  eintragen.  Auch  das  Zoll- 
und  Accisetarifwesen  ändert  sich  daher  nach  der  Anzahl  und 
Höhe  der  einzelnen  Steuersätze  wieder  mit  der  ganzen  Yolks- 
wirthschaftiichen  Lage. 

§•  447.  —  4)  Erhebung  tob  Yerbranehssteiiern  beim 
Prodncenten.  Bei  einem  gewissen  Stadium  der  Arbeits- 
theilung  und  der  technischen  Entwicklung  kommen  dann  viel- 
fach auch  noch  andere  Formen  der  Verbrauchsbesteuerung  auf, 
besonders  die  Besteuerung  beimProducenten  selbst  und  mit 
Rücksicht  auf  oder  auch  genau  nach  der  Menge  des  besteuerten 
Products  oder  Fabrikats.  Steuern  dieser  Art  knUpfen  sieh  ilQr 
Mehl  an  die  Hflhlen  der  Bemfe-MttUer,  fttr  Bier  an  die  Bier- 
brauereien, für  Wein  an  die  Weingewinnung  der  Weinbauer,  für 
Salz  an  die  Salinen  und  Salzbergwerke,  um  hier  nur  die  wichtig- 
sten Fälle  zu  nennen.  Die  Voraussetzung  einer  derartigen  Be- 
steuerung beim  Producenten  ist  eine  gewerbliche  und  technische 
Entwicklung,  bei  welcher  die  üerstellung  solcher  Artikel  nicht 
mehr  bloss  naturalwirthschaftUch  in  der  eigenen  Wirthschai't  des 
Consnmenten  fUr  seinen  eigenen  Bedarf,  sondern  schon  mehr  oder 
weniger  fiberwiegend  oder  selbst  ausschliesslich  Verkehrs-, 
bez.  geldwirthschaftlich  in  demnach  auch  yerhältnissmässig 
grösseren  Productionsbctrieben  für  den  Absatz  an  Andere  erfolgt. 
Hier  kann  dann  auch  der  zu  dieser  Besteuerung  erforderliche  Er- 
hebungs-  und  Controlapparat  leichter  eingerichtet  werden. 

Die  Entwicklung  dieser  Steuern  ist  im  Mittelalter  und  in  den 
ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  durch  eigenthttmliche  Ver- 
hältnisse der  wirthschaftlichen  Beohtsordnung  und  doreh 
das  System  der  Finanzregalien  befördert  worden. 

In  ersterer  Hinsicht  führten  die  Prineipien  des  Bannreehts 
(Bannmühlen,  Bannbäckereien,  Bannkelterii,  Bannbrauereien  u.  s.  w.) 
und  der  Realgerechtigkeit  u.  dgl.  m. —  Verhältnisse,  welche 
mit  dem  ganzen  System  der  mittelalterlichen  wirthschaftlichen 
Beohtsordnung  in  Verbindung  stehen,  sich  übrigens  recht  wohl 
auch  aus  der  Gestaltung  der  damaligen  Volkswirtbschaft  und  Tedi* 
nik  erklären  und  vielfach  rechtfertigen  lassen  —  ohnehin  aas  der 
hauswirthsehafiliehen  mehr  in  die  verkehrswirthschaffliche  Pro- 
duction  und  zugleich  zu  einer  stärkeren  Gonceutration  der  letzteren 
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auf  eine  kleinere  Anzahl  Betriebe.  In  den  Städten  wirkte  die 
zttnftlerische  Gewerbeordnang  bei  einzelnen  etwa  für  solche  Steuer* 
zwecke  in  Betracht  kommenden  Gewerben  in  derselben  Richtang. 
Abgaben  der  Personeni  welche  ein  Bannrecht  n.  dgl.  für  ihren  Be- 
trieb gemessen  oder  eine  bezügliche  Öffentliche  Einrichtiing  benntzen, 
kommen  oft  vor. 

Die  Regalisirung  hat  wesentlich  dieselben  Folgen  gehabt 
und  regehnässig  den  Anlass  zn  Abgaben  von  denjenigen  privaten 
Unternehmern  gegeben,  welchen  die  Ausnutzung  eines  Regals  über- 
lassen wurde  (Bergwerkregal,  Erlaubniss  zur  Anlegung  von  Mühlen 
an  Öffentlichen  Fltissen,  gelegentlich  förmliches  Mtthlenregal). 

Zu  eigentlichen  Verbrauchssteuern  wurden  solche  oft 
sehr  alte  Abgaben  auch  erst  allmählich,  aber  doch  häufig.  Eine 
Tendenz,  die  Abgabe  im  Preisaufschlag  auf  den  Gonsumenten  zu 
tiberwälzen,  bestand  von  vorneherein.  Bei  den  Ausschlnssrechten 
des  Gewerbetreibenden  war  sie  auch  nicht  schwer  zu  verwirklichen. 
Aber  bei  Abgaben  in  festen  und  meistens  doch  nur  kleinen  Be- 
trägen war  dies  practisch  unwichtig.  Erst  wenn  die  Abgabe  nach 
dem  ungefähren  Umfang  des  Geschäfts  und  schliesslich 
nach  der  genauen  Grösse  der  Productiou  und  des  Absatzes, 
daher  besonders  wenn  sie  nach  Mengen-Einheiten  dieser 
letzteren  beiden  bemessen  wurde  (Gewicht-  oder  Volumeneinheiten 
u.  s.  w.),  wurde  sie  ihrem  Zweck  und  ihrer  Wirkung  nach  eine 
eigentliche  Verbrauchsstener. 

So  ist  die  Entwicklung  in  Hauptfällen,  wie  den  angeführten, 
gewesen,  bei  Mehl-,  Bier-,  Wein-,  Branntwein-,  Salzsteuern  u.  a.  m* 
Wenn  der  Staat  selbst  ein  Finanzregal  betrieb,  wie  besonders  das 
Salzregal  (Gewinnung  und  Verkauf  des  Salzes),,  war  der  Ueber- 
gang  zur  Verbrauchssteuer  mittelst  Regelung  des  Verkaufpreises 
besonders  leicht  zu  machen.  Die  neueren  Finanzmonopole,  welche 
seit  dem  17.  Jahrhundert  entstanden,  namentlich  das  Tabak- 
monopol, sind  dann  auch  gewöhnlich  gleich  zum  Zweck  eigent- 
licher Yerbrauchsbesteuerung  eingeführt  und  demgemäss  eingerichtet 
worden. 

§.  448.  —  5)  Die  Fortentwicklung  solcher  ,,beim  Pro- 

ducenten  erhobener''  (bez.  „von  ihm  vorgeschossener") 
Verbrauchssteuern  hing  wieder  mit  der  Entwicklung  des  Ge- 
werberechts, der  gewerblichen  Technik  und  der  Gestaltung  des 
städtischen  Thorsteuer-  und  des  Grenzzollwesens  zusammen. 
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Mit  der  Beseitigung  von  Finftiixregaleii  und  Finanzmonopolen 

wurden  die  in  dieser  Form  besteuerten  Artikel  entweder  steuerfrei 
(kleinere,  finanziell  unwichtigere  Reprale)  oder  einer  neuen  Ver- 
braucbssteuerform  unterzogen  (Robstotf-,  Fabrikatbesteueiung,  — 
SalZy  Tabak).  Die  Aufhebung  von  BanDrechten,  Kealgerechtig- 
keiten  und  anderen  BeschränkuDgen  des  älteren  Gewerberecbts 
hatte  dieselben  beiden  Folgen.  Blieb  die  Bestenemng  bestehen, 
so  traten  nur  gr((s8ere  Schwierigkeiten  der  Erhebnng  nnd  Controle 
ein:  es  waren  mehr  nnd  an  versehiedenen  Orten  gelegene  Pro- 
dnctionsstätten  zu  liberwachen  (Aufhebung  der  rechtlichen  Be- 
schränkung gewisser  Gewerbe  auf  die  Städte,  factische  Verbreitung 
derselben  tiber  das  platte  Land,  Vermehrung  der  Anstalten  unter 
dem  Einfluss  der  Gewerbefreibeit) ,  was  dann  wieder  zur  Wahl 
bestimmter  Steuerformen  nöthigen  konnte. 

Die  Verändemngen  der  gewerblichen  Technik  hatten  diese 
letztere  Wirkung  gleichfalls  Oftera.  Namentlich  die  Rohstoff- 
nnd  Fabrik atbestenemng  wechselten  nnd  innerhalb  jeder  traten 
Verändemngen  mit  ans  technischen  Grttnden  ein  (Bier-,  Brannt- 
wein-, Zucker-,  Tabakbcstcucrung  u.  s.  w.). 

Da  endlich  derselbe  Gegenstand  vielfacb  direct  beim  pri- 
vaten Producenten,  dann  in  Form  von  städtischen  Thor- 
ac eisen  und  von  Grenzzöllen  besteuert  wurde  und  nach  den 
Prodnctions-  nnd  Bezugsverhältnissen  besteuert  werden  mnsste,  so 
waren  diese  verschiedenen  Stenern  in  ein  gewisses  System  zn 
bringen.  Namentlich  galt  es,  eine  relative  Gleichmässigkeit 
in  der  Bestenemng  herbeiznftlhren ,  nm  fHr  die  Finanzen  nnd  fHr 
einzelne  Producenten  und  Productionsorte  nacbtbeilige  Wirkungen 
der  Verschiedenheit  der  Besteuerung,  besonders  des  Steuersatzes 
auf  die  Bedingungen,  welche  f(ir  Production,  Absatz,  Ein-  und  Aus- 
fuhr, Preis  massgebend  sind,  zu  beseitigen.  (Beziehung  der  „inneren" 
Verbrauchssteuern  zn  den  Einfuhrzöllen  und  zur  Ausfuhr,  bei  Wein, 
Spiritus  und  Branntwein ,  Zucker,  Tabak,  Salz;  Beziehung  der 
städtischen  Thoracclsen  fDr  eingeführte  Artikel  zn  den  beim  Pro- 
ducenten in  der  Stadt  erhobenen  Steuern,  bei  Wein,  Bier,  Brannt- 
wein, Mehl,  Brot,  Fleisch). 

Auf  diese  Weise  wurde  die  Weiterentwicklung  der  städtischen 
Thorabgaben,  der  Grenzzölle  und  der  beim  Producenten  erhobenen 
Steuern  noth wendig  in  einen  engen  Zusammenhang  gebracht. 
Gewissen  Verändemngen  in  einer  dieser  drei  typischen  Formen 
der  Verbrauchssteuer  mussten  aus  Bfleksicht  auf  das  betheiligte 
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Finaozinteresse  und  auf  die  Verhältnisse  der  wirthsohafüichen 
Goncnrreiiz  angemessene  Veränderangen  in  den  anderen  Formen 
entsprechen.  Die  nenere  Stenei^gesohichte  zeigt  immer  mehr,  dass 
die  Gesetzgebung  solche  Bfleksichten  nimmt»  weil  sie  die  Wechsel- 
wirkungen erkannte«  Anch  unterblieb  wohl  eine  Besteuerung  in 
der  einen  Form,  weil  sie  solche  in  den  anderen  nothwendig  ge- 
macht hätte  und  dagegen  technische  oder  ökonomische  Gründe 
sprachen.  Dadurch  wuchsen  die  steuertechnischen  Öchwierigkeiten 
rationeller  Verbrauchsbesteaerang  erheblich. 

§.  449.  —  6)  Die  moderne  Gestaltung  der  Verb ra uchs- 
b  es  teuer  ung.  Die  Verbrauchsbesteuerung  in  diesen  drei  typi- 
schen Hauptformen  y  emschliesslich  der  Begalisirung  oder  Mono- 
polisurung  als  einer  Abart  der  Besteuerung  beim  Producenten, 
erfordert  nun  unvermeidlich  viele  Gontrolen  und  ist  meistens 
weitläufig  und  kostspielig  zu  erheben,  wodurch  sie  den 
persönlichen  und  den  G literverkehr  stört  und  nicht  selten 
die  Technik  des  Betriebs  des  Producenten  hemmt  Daraus 
erklärt  sich  eine  volkswirthschaftspolitische  Reaotiou 
gegen  diese  Besteuerung,  welche  in  der  Neuzeit  wieder  zu  manchen 
Umgestaltungen  im  Umfang  und  in  der  Einrichtung  derselben  ge- 
ftohrt  hat  Diese  Bewegung  wurde  durch  volkswirthschaftliche 
Vorgänge  und  durch  Fortschritte  der  Technik  in  der 
Production  und  im  Comraunicationswesen  unterstützt,  welche  ins- 
gesammt  Veränderungen  im  Consum  der  besteuerten  oder  für  be- 
sonders zur  Verbrauchsbesteuerung  geeignet  geltenden  Artikel  in 
der  Bev<)lkerung  bewirkt  haben.  Dazu  kamen  endlich  Rticksichten 
auf  die  ungleiche  Belastung  der  verschiedenen  Consumenten- 
kreise  durch  manche  gerade  der  wichtigsten  Verbrauchssteuern^ 
was  ebeinfalls  zu  Beformen  in  der  Praxis  und  mehr  noch  zu  einer 
starken  Beaction  gegen  diese  Steuern  in  der  Theorie  geitihrt  hat 

a)  Die  speeiellen  städtischen,  besonders  in  der  Form  der 
Thoraccisen  erhobenen  staatlichen  und  communalen  Verbrauchs- 
steuern zerrissen  das  einheitliche  inländische  Marktgebiet,  hemmten 
den  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  und  widersprachen  auch 
dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Be- 
steuerung. Sie  trafen  ausserdem  besonders  wichtige  Lebensmitteli 
deren  Steuerfreiheit  als  nothwendig  im  Interesse  der  ärmeren 
Classen  und  der  Arbeitgeber  selbst  erkannt  wurde.  Sie  sind  daher 
vielfach  dem  Streben  nach  freier  wirthschaMicher  Bewegung, 
wenigstens  im  inländischen  Verkehr,  gewichen. 
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b)  Die  Ausdehnung  des  Welthandel s,  die  Vermehrung 
des  Wohlstands  und  neue  Consumtionssitten,  zum  Theil 
in  Verbindong  mit  neuen  besseren  Productionsmethoden ,  welche 
einzelne  Gennssmittel  wohlfeiler  herzastellen  gestatfeeten,  führten  zu 
einem  weit  Terbreiteten  Consnm  Ton  „Coloniaiwaaren"|  Yon 
denen  man  zwei  besondere  wiebtigei  Tabak  und  Zneker  aneh 
im  Inland  zu  gewinnen  lernte.  Man  konnte  so  ohne  Yerletzong 
des  Pinanzinteresses  die  Verbrauchsbesteuerung  in  Form  der  Ein- 
fuhrzölle und  der  inneren  beim  Froducenten  erhobenen  Steuern  auf 
eine  kleinere  Anzahl  wichtigerer  Artikel,  besonders  solche 
eines  relativen  Luxusbedürfnisses  und  doch  gleichzeitiger 
MasseneonsumtioD,  beschränken:  auf  die  Artikel  der  Coloniai- 
waarenbraDebe  nnd  einige  verwandte  (,,Slidfrttehte''  vl  dgL)  nnd 
aof  die  Getränke,  Wein,  Bier,  Branntwein«  Durch  eine  solche 
yereinfiM)hnng  des  Steneraystems  fiden  manche  Controlen  nnd  Vcr- 
kehnhemmnngen  fort  und  yerelnfacbte  sieh  aneh  wieder  die  Auf- 
gabe der  Ausgleichung  zwischen  Grenzzoll  und  innerer  Steuer. 
Die  Vermebrung  des  Consums  erlaubte  gleichzeitig  eine  Ermässigung 
der  Steuersätze  und  wurde  durch  eine  solche  öfters  selbst  wieder 
begtlnstigt  und  daher  absichtlich  auch  wohl  im^  Finanzinteresse 
mit  vorgenommen  (England).  Die  neueren  liberalen  handels- 
politischen Tendenzen  wirkten  in  derselben  Bichtang  der  Verein- 
fachung  der  Tarife  nnd  der  Ermässigung  der  Zollsätze,  indem 
namentlich  Schatz  Zölle  fortfielen  oder  Tcrringert  worden.  Aach 
die  Monopolisirung  als  Steuerform  wich  vieliach  vor  der 
liberalen  Verkehrspolitik  oder  wurde  durch  andere  Steuerl'ormen 
ersetzt  (Salz).  Die  Besteuerung  beim  privaten  Producenten  aber 
erfuhr  unter  dem  Einfluss  veränderter  Productionstechnik  immer 
wieder  von  Neuem  Aenderungen  (Zucker-,  Branntweinr,  Biersteuer). 

Spedell  die  Grenzzölle  wurden  mehr  und  mehr  aof  Ein- 
fuhrzölle beschränk^  da  die  TolkswirthschafUichen  Interessen  oder 
die  Ansichten  darttber  die  Durchfahr-  und  Ausfuhrzölle  unräthlich 
erscheinen  Hessen  und  die  Finanzinteressen  bei  deren  Forterhebung 
nicht  mehr  erheblich  betheiligt  waren,  vollends  nach  der  einmal 
eingetretenen  geschichtlichen  Entwicklung,  in  Folge  deren  auch 
diese  Zölle  sehr  vereinfacht  und  ermässigt  worden  waren,  während 
die  Einfuhrzölle  den  Ausfall  ersetzten. 

c)  Die  Berücksichtigung  der  Steuerfähigkeit  der 
einzehien  Volksdassen  und  der  gerechten  Steuervertheilung 
kam  in  der  Verbrauohsbestcaerang  einigermassen  zur  Geltang  in 
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der  Ausscheidung  der  uothwendigeii  Lebensmittel,  dann 
in  der  entsprechenden  Auswahl  der  einzelnen  besteuerten 
Artikel  and  in  der  Höhe  ihrer  Steuersätze.  Aber  das  finanzielle 
Interesse  hat  hier  eingreifendere  Beformen  meistens  verhindert. 
Des  erforderlichen  Ertrags  wegen  bestenerte  man  doch  vor  Allem 
die  Artikel  weit  verbreiteten  Consnms.  Eine  dem  G-randsatz  der 
Gleichmässigkeit  angemessene  Vertheil img  der  Steuerlast  wurde 
dabei  nicht  erreicht,  auch  wenn  man  die  nothwendigen  Lebens- 
mittel (Brot,  Fleisch)  wenigstens  grossentheils  ausschied  —  eine 
wichtige  Ausnahme  bildet  Salz  —  und  mehr  gewisse  Luxus-Massen- 
artikel (tiCrenossmittel^^)  zu  treffen  sachte,  dabei  Branntwem  and 
Tabak  anoh  trotz  der  vom  Standponet  der  „Gleichmttssigkeit"  sich 
bietenden  Bedenken  ans  consam-  and  sittenpolizeilichen  Bflok- 
sichten  mit  hohen  Sfttzen  (England,  Frankreich,  Bnssland).  Aach 
bot  gewöhnlich  die  Berücksichtigung  der  Qualität  bei  ein  und 
demselben  Artikel  für  die  Besteuerung  steuertechnisch  zu  viel 
Schwierigkeiten,  so  dass  meistens  ein  einziger  Steuersatz  von  allen 
Qualitäten  und  Sorten  erhoben  wurde,  was  abermals  die  Gleich- 
mässigkeit  verletzte  (Einfahr-Finanzzölle,  innere  Steuern  auf  Ge- 
trilnke,  Zneker,  Tabak).  Dnroh  eine  entsprechende  Gestaltung  der 
diiecten  Einkommen-  and  Ertragsstenem  hat  man  diese  Wlrkongen 
der  Verbranchsbestenerung  nar  hie  nnd  da  and  in  sehr  besehr&nktem 
Maasse  auszugleichen  gesucht.  Auch  durch  die  sogen,  directen 
Luxussteuern  auf  einige  specielle  Verwendungen  der  reicheren 
Classcn  ist  eine  solche  Ausgleichung  nur  in  einzelnen  Fällen  und 
nicht  in  genügendem  Grade  erfolgt. 

0.  —  §.  450.  Vorläufiges  Ergebniss  der  Entwicklung 
des  Steuersystems.  Der  ttberall  steigende  Finanzbedarf^  speciell 
derjenige  für  die  Verzinsung  der  Öffentlichen  Sebald,  die  Vermehnmg 
des  gesammten  Volkswohlstands,  die  Ausdehnung  des  Consnms 
gewisser  Genussmittel  in  allen  Schichten  des  Volks,  die  Entwicklung 
der  Productionstechnik,  des  Communicationswesens,  des  auswärtigen 
Handels,  die  politischen  Rücksichten  und  der  Wunsch,  den  Druck 
der  Steuern  nicht  unmittelbar  so  deutlich  empfinden  zu  lassen,  nicht 
am  Wenigsten  auch  die  wachsenden  steuertechnischeu  Schwierig- 
•  keiten,  welche  die  qualitativ  und  quantitativ  immer  stärkere  Diffe- 
renzirung  des  Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens  fttr  die 
richtige  Auflegung  directer  Einkommen-  und  Ertragsstenem  bei 
den  einzelnen  Einkommen-  nnd  Ertragsbeziehem  nnd  Vermögens- 
besitzern schuf  —  dies  Alles  führte  dann  zu  dem  Ergebniss,  dass 
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die  meist  indirect  erhobene  V erbr auchsbesteuerung  gegen- 
über der  meist  direct  erhobenen  Einkommen-,  Ertrags-  und 
sonstiger  ähnlicher  Besteuerung  wenigstens  im  Staatssteaer- 
System  unserer  Geschichtsperiode  stark  vorwiegt   In  den  ver- 
scbiedeoen  Staaten  freUioh  wieder  in  nngleiebem  Maasse^  was  sieh 
weniger  ans  der  Befolgung  yerBohiedener  ateaerpolitischer  Ziele, 
als  ans  der  ganzen  gesehichtliehen  Entwieklnng  des  Staatslebena 
sowie  ans  der  Höhe  und  den  Verwendungszwecken  des  gesammten 
Pinanzbedarfs  und  aus  der  Ergiebigkeit  sonstiger  Einnahmequellen 
erklärt.     Die  finanzstatistischen  Vergleichungen  leiden  übrigens 
häufig  an  der  ungenauen  und  ungleichartigen  Begriffsbestimmung 
der  einzelnen  Steuerarten.    So  besonders  bei  der  übliohen  Gegen- 
ttberstellnng  der  „directen^^  and  „indireeten^'  Bestenemng;  anch 
bei  der  TeiBebiedenen  Anffasanng  des  Ertrags  der  Staatsmonopole 
(Salz,  Tabak),  als  Steuer-  oder  als  gewerbliehe  Einnahme;  femer 
bei  der  yerscbiedenen  Behandlung  der     Verkehrs  steuern 
(Stempel  u.  s.  w.,  B esitz Wechsel-  und  Registerabgaben, 
sogar  Erbschaftssteuern),  deren  streng  genommen  überhaupt 
nicht  unbedingt  zulässige  Einreihung  unter  die  „directen"  oder  die 
„indirecten^^  Steuern  oder   die  hiermit   fälselüich  identificirten 
„Schätzungen''  und  „Verbrauehssteuem  dann  vollends  die 
Ver^^eiehbarkeit  versehiedener  Staatshaushalte  beeinträchtigt  Man 
kann  daher  nur  im  Grossen  und  Ganzen  von  dem  Ueber- 
wiegen  der  Verbrauchs besteuemng  sprechen. 

Im  Co  mm unal Steuersystem  ist  das  Ergebniss  ein  andres. 
Hier  sind  die  Verbrauchssteuern  —  selbständige  sowie  commuuale 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  —  vielfach  verschwunden  oder  doch 
seltener  geworden,  was  zum  Theil  mit  der  steuertechnischen  Um- 
gestaltung der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  (Wegfall  der  Thor- 
accisen)  zusammenhängt.  Die  directe  Ertrags-  und  Einkommen- 
besteuerung, durch  selbständige  Gommunalsteuem  oder  durch 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuem,  ttberwiegt. 

Ein  Blick  in  die  concrete  Gestaltung  des  Steuersystems  einiger 
grösseren  Staaten  wird  am  Schluss  des  historischeu  Anhangs  am 
Ende  dieses  Bandes  geworfen  werden. 

Die  Beurtheilnng  dieses  vorläufigen  Ergebnisses  der  geschieht-  • 
liehen  Entwicklung  und  die  finanzwissensehaftliche  Aufstellung 
weiterer  Zidpuncte  für  das  moderne  Steuersystem  findet  in  den 
folgenden  Abschnitten  mit  statt 
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3.  AbscbDitt. 

Me  fiBUizwImiisehafitliclie  Bildmif  des  Steuersystems,  fänleilmig. 
iDSlMSOiMiere  L  die  firweriM-,  namentlteh  A.  die  Bcstenemiii^  des 

bernftinftssigeii  Erwerbs. 

Mit  diesem  Abschnitt  beginnt  die  eingehende  Entwicklung  des  Steuersystems: 
wesentlich  eine  principielle  Untersuchung,  die  der  speciellen  Steuerlehre  Toraa- 
gehen  mnss,  um,  wenigstens  zunächst  in  der  Theorie,  zu  einem  wirklichen  Steiier- 
syBtem  za  gelangen,  das  als  Richtschnur  und  Maasstah  für  die  Praxis  dienen  kann. 
Es  werden  dabei  überall  die  \rirthschaftlicLen  und  socialen  Verhaltnisse  unserer 
modernen  Cultuirölker,  insbes.  der  mittel-  u.  westeuropäischen  in  der  (iegenvart  zum 
Ansgangspunct  genommen:  also  eine  Periode,  wo  das  „staatsbUrgerliclie**  Stener- 
wesen  im  Wesentlichen  durchgedrungen  ist  und  eine  „sociale''  Epoche  beginnt. 
Die  practischen  Einzelheiten  des  positiven  Steuerrechts  sind  dabei  im 
Interesse  strenger  und  consec^uenter  Systematik  möglichst  ausgeschieden,  sie  gehören 
ent  in  dlie  specielle  SteaeriehTe.  In  letzterer  rerein&cht  aich  almr  dafftr  aneh  die 
Aufgabe,  weil  alle  Hanptpnncte,  welche  Principienüragen  und  den  richtigen  Au f- 
u.  Ausbau  des  Steuersystems  betreffen,  jetzt  hier  in  zoflanunenli&Dfender  Behandlung 
vorweg  genommen  werden. 

Die  Literatur  Uefet  für  die  im  Folgenden  gestellte  Aufgabe,  mit  Ansnahme 
von  Stein,  nur  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steucrgattnngen,  nicht  in  Bezug 
auf  das  ganze  iSystem  die  wtinschenswerthe  Hilfe.  Icli  ver\veise  iu  dieser  Hinsicht 
auf  die  bezüglichen  Bemerkungen  an  der  Spitze  dieses  ganzen  Kapitels  S.  139  S.  und 
dieses  HanptalisdUiitts  8.  862  ff.  An  letzterer  Stelle  sind  aneb  die  sonst  in  Betracht 
kommenden  Schiifiien  genannt.  Bei  dieser  Lücke  in  der  Fachliteratur  können  die  nnr 
spärlichen  Bezugnahmen  auf  fachmännische  Ansichten,  ron  Theoretikoin  wie  Prac- 
tikem,  in  den  folgenden  Abschnitten  nicht  auffallen. 

Beim  Anf  ban  des  Steuersystems  wird  an  die  oben  in  §.  334  aufgestellte  EintheUung 
der  Steuern  in  Erwerbs-,  Besitz-  u.  Gebranchssteuern  angeknüpft,  welche  im 
Text  nunmehr  näher  erläutert  u.  begründet  wird.  Die  Zugrundelegung  dieser  Ein- 
theilung  empfiehlt  sich  m.  £.  mehr  als  die  Benutzung  der  EintheUung  in  Schätzungen 
und  Yerbrauchsstooein  ftir  diesen  Zweck.  Beide  Eintiieilungen  bertthren  sich  aber 
Tielfach,  wie  sich  im  Text  genauer  zeigen  wird. 

Meine  Abweichungen  von  dem  bedeutendsten  Steuersystematikcr,  von  Stein,  sind 
Tomemlich  auf  Abweichungen  iu  der  Auffassung  volkswirthscbaftlicher  Ver- 
hftltnisse  u.  Begriffe  zurttckzoführen.  In  dieser  Hinsicht  beziehe  ich  mich  wieder  auf 
meine  Grundlegung,  bes.  Kap.  1  —  3  der  1.  Abth.  (2.  A.),  und  auf  die  dortigen 
Erörterungen  über  GrundbegriflV- :  Erwerb  durch  eigene  wirthschaftUche  Thätigkeit, 
dorch  iiechte,  durch  Coniunctur  u.  s.  w. 

Spedell  tut  die  im  folg.'  Abschnitt  mit  beitthzte  Finge  ron  den  Einkommen-  und 
den  Ertragsteuern  s.  auch  die  gen.  Schriften  ron  Held,  Keumnnn,  die  socialpolit 
Gutachten  und  Yerhandlangen  ron  1875. 

I.  —  §.  451.  Die  drei  Wege  zur  Erfüllung  der  Auf- 
gaben des  Steuersystems.  Das  Steuersystem  kann  die  Auf- 
gaben^ welche  ihm  nach  den  Erörterungen  im  1.  Abschnitt  obliegen, 
nur  dadurch  annähernd  richtig  lösen,  dass  es  das  Nationaleinkommen 
und  Nationalvermögen,  die  elgentUcben  letzten  Steuerquellen,  Überall 
im  Einzeleinkommen  und  Einzelvermögen  anfsnoht  und  erfaset 
Zur  Erreiohnng  dieses  Ziels  bieten  sieh  regelmässig  drei  Wege, 
welche  jeder  allein  fflr  sich  oder  alle  zugleich  neben 
einander  beschritten  werden  können.    In  der  Steuergeschiehte 
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lind  im  positiven  Stcuerrecht  sind  sie,  wie  sich  ans  dem  voraus- 
gehenden Abschnitt  ergiebt,  im  Laufe  der  Entwicklung,  je  mehr 
bei  steigendem  Steaerbedarf  die  vier  Beihen  oberster  Stenergrund- 
sätze  zur  Anerkenming  gelangten,  immor  oonseqnenter  gleiehaeitig 
mit  einander  beschritten  worden.  Gerade  dadurch  haben  die 
modernen  Steuersysteme  der  Praxis  ihr  oharacteristisches  Gepräge 
erhalten  nnd  sich  immer  mehr  im  eigentlichen  Wortsinne  zu 
„Systemen''  entwickelt. 

Auf  dem  ersten  Wege  verfolgt  man  das  Einkommen  und 
Vermögen  des  Einzelnen  in  dem  Erwerb,  der  Gewinnung  oder 
der  technisch -ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm;  anf  dem  zweiten  Wege  in  seinem  Besitz;  auf  dem 
dritten  Wege  in  seinem  Gebrauch,  daher  in  der  Verans- 
gabung  ftlr  Einkäufe  von  Sachen  nnd  Ar  Vornahme  von  Genflssen 
(im  arbeitstheiligen  Tauschverkehr!)  und  in  der  Benutzung  von 
Vermögensobjecten.  Im  ersten  Fall  wird  Einkommen  und  Ver- 
mögen also  in  der  auf  ihre  Bildung  (beim  Einzelnen)  hinzielen- 
den Bewegung;  im  zweiten  Fall  im  Ruliepunct  und  bloss  in 
Bezug  auf  die  in  ihnen  liegende  F  Uhigkeit,  zu  wirthschaftlichen 
Zwecken  der  Production  und  des  Consnms  zu  dienen;  im  dritten 
Fall  endlich  wieder  in  der  auf  ihre  wirkliche  Benutzung  zur 
Bedflrfnissbefriedigung  hinzielenden  Bewegung  ms  Auge  gefaast 
Zwischen  den  beiden  ersten  Fallen  besteht  eine  nähere  Beziehung 
darin,  dass  der  Besitz  desjenigen  Vermögens,  welches  zu  Pro- 
ductionszwecken  dient,  d.  h.  des  (privaten)  Kapitals  und 
Bodens,  im  zweiten  Fall  schon  nach  seiner  Fähigkeit,  Ertrags- 
quelle zu  sein,  im  ersten  Fall  nach  seinem  (wirklichen  oder 
muthmasslichen)  Ertrage  selbst  für  das  Einkommen  einer 
Person  und  nach  der  Bewegung  seines  Werths  (Ooiyunctnren!) 
fitr  das  Vermögen  derselben  in  Betracht  kommt.  Aehnlieh  besteht 
eme  besondere  Beziehung  zwischen  den  beiden  letzten  FäUen  des 
Schemas  darin,  dass  der  Besitz  von  Gebrauch syermögen  Ge- 
nussmöglichkeiten constatirt,  welche  dann  bei  dem  V^er- 
brauch  des  Verbrauchs  Vermögens  und  bei  der  Benutzung 
des  Nutz  Vermögens  thatsächlich  verwirklicht  werden.  Diese 
eigenthttmlichen  Beziehungen  zwischen  dem  ersten  nnd  zweiten 
und  wieder  dem  zweiten  und  dritten  Fall  sind  auch  fttr  die  Be- 
steuerung, wie  sich  zeigen  wird,  wiobtig.  Sie  bewirken,  dass  die 
sich  an  den  Besitz  anlehnende  Besteuerung  nur  eine  geringe 
selbständige  Ausbildung  erfährt 
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TL  —  §.  452.  Die  drei  grossen  Steiiergruppen  des 
Steuersystems.  Au  diese  drei  Wege  knüpft  sich  nun  eine  drei- 
fache Gruppirung  von  Stenern  oder  Hauptarten  der  Steuern 
an:  eine  Untersebeidiing  nach  der  Bemessnngsgrnndlage  (oder 
den  „Stenerobjeeten^'  in  diesem  Sinne),  nicht,  was  damit 
leicht  verwechselt  wird,  nach  der  Stenerqnelle.  Diese  ist  vielmehr 
in  allen  drei  Gruppen  regelmässig  das  Einkommen  des  Einzelnen, 
als  Theil  des  Nationaleinkommens,  ausnahmsweise  das  Vermögen 
des  Einzelnen.  Leider  fehlen  passende  und  unzweideutige  tech- 
nische Namen  für  jede  dieser  Gruppen.  Diejenigen,  weiche  man 
etwa  brauchen  kann,  haben  in  der  Theorie  und  Praxis  gewöhnlich 
schon  eine  andere,  engere  Bedeutung.  Da  es  indessen  unver- 
meidlich ist,  die  betreffenden  Steuern  kurz  in  ein^em  Namen  zu- 
sammen zu  fassen,  so  mnss  man  wohl  oder  fibel  solche  sonst  in 
einem  anderen  Sinne  gebräuchlichen  Namen  hertthernehmen  und 
ihnen  hier  die  entsprechende  Bedeutung  geben. 

Die  Steuern,  welche  Einzeleinkommen  und  Vermögen  in  der 
Entstehung  beim  Einzelnen  aufsuchen,  können  Erwerbs- 
stenern; diejenigen,  welche  sie  im  Besitz  aufsuchen,  können 
Besitz  steuern;  diejenigen,  welche  sie  im  Gebrauch  veriblgen, 
Gebraueh Stenern  genannt  werden.  Die  einzdnen  Steuern  der 
beiden  ersten  Gattungen  gehören  grossentheils  (aber  nicht  immer) 
zu  den  „Sehatzungen''  und  stehen  als  solche  der  Hauptart  der 
dritten  Gattung,  den  Verbrauchssteuern,  auch  in  manchen 
äusserlichen  oder  formellen  Puncten  der  Einrichtung  und  Erhebung 
gegenüber.  Die  drei  Gruppen  sind  die  Hauptglieder  wenigstens 
eines  entwickelten  Steuersystems  und  müssen  darin  in  die  richtige 
Verbindung  mit  und  Stellung  zu  einander  gebracht  werden,  damit 
das  SteneisjBtaii  den  obersten  Steueiprincipien  entspreche  und 
theoretisch  richtig  und  practisch  brauchbar  seL 

Allerdings  ist  die  Beschriinkung  des  Steuersystems  auf  bloss 
eines  dieser  Glieder,  namentlich  auf  die  Erwerbs-  oder  die  Ge- 
brauchsbestcuerung,  wenn  die  zu  einer  jeden  Gruppe  gehörigen 
Steuern  passend  eingerichtet  werden,  nicht  undenkbar  und  practisch 
nicht  unmöglich.  Die  Geschichte  zeigt  auch,  dass  bei  geringem 
Steuerbedarf  und  einfacheren  Wirthschafts-  und  Kechtsverhältnissen, 
daher  im  Allgemeinen  in  früheren  Perioden  das  Steuer„system", 
soweit  hier  von  einem  solchen  überhaupt  schon  gesprochen  werden 
darf,  wirklich  sich  derartig  beschränkt  hat.  Aber  je  mehr  der 
Bedarf  wuchs  und  Arbeits-  und  Eigenthumstheilung  sich  ent-  und 
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verwickelten,  ferner  je  mehr  eben  die  volkswirthschaftlichen,  die 
Gerechtigkeits-  und  die  Verwaltungsgrundsätze  in  der  Besteuerung 
als  Richtschnur  mit  anerkannt  wurden,  desto  mehr  bildete  sich  das 
Steuersystem  thatsächlich  nach  jenen  drei  Seiten  conseqnent  ans 
und  mit  Beeht:  die  steigende  Gomplicirtheit  and  Kttnst- 
liehkeit  des  Steuersystems  ist  eine  nothwendige, 
durch  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  die  Aus- 
dehnung des  gemeinwirthschaftlichen  und  die  reichere 
Entfaltung  des  pr i vatwirthschaftlichen  Systems,  in- 
sofern selbst  „entwicklungsgesetzlich"  begründete 
Consequenz,  wie  wir  im  vorigen  Abschnitt  gesehen  haben. 

Dies  zeigt  sich  denn  auch  besonders  wieder  innerhalb  jeder 
der  drei  grossen  Steuergruppen.  Hier  giebt  sich  der  R^pflni^i  davon 
kundy  dass  eine  Menge  Okonomisch-techniseher  und  recht- 
licher Specialisirungen  imBrwerb,  Besitz  und  Ctebraucli  des 
Einkommens^  bez.  des  Vermögens  sich  ausbilden,  in  immer  grösserer 
Zahl  und  Manuichfaltigkeit,  je  mehr  sieb  Arbeitstheilung,  Eigen- 
thumstbeilung,  Creditverkehr  u.  s.  w.,  überhaupt  je  mehr  sich  die 
Volkswirthschaft  entwickelt.  Dadurch  werden  für  die  Lösung  der 
Aufgaben,  welche  einer  jeden  der  drei  grossen  Steuergruppen  oh- 
liegen,  wieder  rielfach  besondere  einzelne  Steuern  in  jeder 
Gruppe  und  ebenso  verschiedenartige  Einrichtungen  einer 
Steuer  nothwendig.  Oder,  m.  a.  W.:  die  Erwerbs-,  Besitz-  und 
G-ebranchsbesteuernng  muss  jede  In  sich  wieder  ein 
besondres  Steuersystem  bilden.^)  Auch  dies  beruht  nicht 
auf  Willkühr,  Zufall,  „Fiscalismus"  oder  technischer  Unvollkommen- 
heit  der  Steuerverwaltung,  sondern  auf  denselben  entwicklungs- 
gesetzlichen Bedingungen,  wie  die  Ausbildung  des  ganzen  Steuer- 
systems nach  den  drei  g^annten  Seiten.  Es  dürfte  und  ki^nnte 
nur  anders  sein,  wenn  man  sich  mehr  auf  den  Ueberwftlzungs- 
process  und  auf  die  sichere  Herbeiftihmng  einer  volkswirthsehaftlich 
richtigen  und  einer  gerechten  Steuer?ertheilnng  dureh  denselben 
verlassen  könnte,  als  es  nach  dem  Früheren  383  ff.)  statthaft 
ist.  Entwickelt  man  das  Steuersystem  im  Ganzen  und  in  seinen 
drei  Hauptgruppen  nicht  angemessen,  so  bleiben  unvermeidlich 
Lücken  und  Härten  bestehen,  welche  Verstösse  gegen  die  volks- 
wirthschai'tlichen  und  Gerechtigkeitsprlncipien  bilden«  Freilich  kann 

Vi  Stein  hebt  das  I,  461  nur  für  seine  sogen,  d  i  r  e  c  t  e  Besteuernng  hervor,  die 
„durch  die  Katur  ihres  Objecto  selbst"  wieder  za  einem  System  werden  müsse.  Das 
gilt  aber  ebenso  fttr  die  itidiiecte  YerbnmdiibeBteiieraüg. 
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man  das  ideale  Ziel  der  Besteuerung  auch  mit  dem  vollkommensten 
practisch  möglichen  Steuersystem  nicht  erreichen,  sondern  muss 
man  sich  stets  mit  einer  Annäherung  an  dasselbe  begnügen,  wie 
bei  der  Erörterung  der  Steuerprincipien  schon  zugegeben  wurde 
(§.  363).  Aber  die  möglichste  AnnäheniDg  an  dieses  Ziel  darf 
die  Theorie  von  der  Praxis »  also  vom  Steaerrecht  verlangen  nnd 
eben  deshalb  hat  sie  anf  die  Nothwendigkeit  immer  weiterer 
Specialisirung  der  Stenerarten,  einzelner  Steuern  und  Steuer- 
einrichtungen im  Steuersystem  hin-  und  die  Ursachen  dieser 
Entwicklung  in  den  genannten  Wirthschafts-  und  Kechtsverhält- 
nissen  nachzuweisen. 

III.  —  §.  453.  Die  Erwerbsbestenerung  gliedert  sich 
wieder  in  drei  grössere  Abtheilnn geh  nach  den  drei  Arten, 
anf  welche  sich  der  Erwerb  von  Einkommen  nnd  Vermögen  Seitens 
einer  Person  im  Verkehr  znrttcki^hren  Iftsst:  derbernfsmftssige 
Erwerb;  der  Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  einzelne 
Rechtsgeschäfte;  schliesslich  der  Erwerb  durch  Anfall  und 
durch  Werthzawachs  ohne  eigene  persönliche  wirthschaftliche 
Leistung. 

Diese  drei  Erwerbsarten  bilden  ökonomische  Kategorieen 
in VolkswirthscbaftcD,  welehe  wesentlichprivatwirthschaft- 
licb  organisirt  sind,  wie  die  nnsrigen,  wo  daher  Privateigenthnm 
an  Prodnctionsmitteln,  freies  Vertragsrecbt,  Erbrecht  and  Kecht  des 

Eigenthtimers  auf  den  ganzen ,  wie  immer  sich  bildenden  Werth 
seiner  Eigenthumsobjecte  und  wo  in  Wechselwirkung  mit  dieser 
Rechtsbasis  Arbeitstheilung  besteht.  Die  Unterscheidung  dieser  Er- 
werbsarten hat  aber  eine  sehr  verschiedene  geschichtliche  oder 
practische  Bedentang  je  nach  dem  Grade  derAusbildnng  des 
privatwirthschafilichen  Systems  nnd  seiner  Rechtsbasis.  Erst  in 
der  modernen  Volkswirthsehaft  mit  ihrem  ökonomisch  nnd  recht- 
lieh stark  individualistischen  Gepräge  nnd  ihrer  hochentwickelten 
Arbeits-  und  Eigenthumstheilung,  ihrem  regen  Creditverkehr,  ihrem 
leitenden  Wirthschafts-  und  Rechtsprincip  der  freien  Concurrenz, 
der  vollen  Berufs-,  Verkehrs-,  Eigenthums-,  Vertragsfreiheit  treten 
jene  Erwerbsarten  auch  thatsächlieh  voll  in  den  ihnen  prin- 
cipiell  inne  wohnenden  eharacteristischen  Gegensatz.  Sie  lassen 
sich  dann  anch  erst  hier  änsserlich  leichter  nnterscheiden, 
was  fBr  die  Anknflpfnng  der  Bestenernng  an  sie  wichtig  ist. 

IV.  —  §.  454.  Erste  Hauptart  der  E r we rbs besteue- 
ruug:  der  berufsmässige  Erwerb  und  seine  Besteue- 
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run^.  A.  Oharacteristik  dieses  Erwerbs  und  seiner 
Verbindiing  mit  den  zwei  andren  Erwerbsarten.  Der 

berufsmässige  Erwerb  bembt  auf  der  ökonomischen  und  recht- 
lichen Stelhing,  welche  der  Erwerber  oder  Bezieher  durch  seine 
regelmässige  wirthschaf'tliche  Thätigkeit  im  Organismus 
der  volkswirthschaftlichen  Aibeitsgliederung  und  durch  seinen 
(materiellen)  Besitz  in  der  Vermögensvertheilung  der  Volkswirth- 
sebaft  einnimmt.  Diese  BesitzFerbältnisse  des  Einzebien  kennen 
dann  in  der  Besitzbestenemng  nw^  zn  besonderer  Berück- 
siebtiguDg  kommen,  sie  greifen  aber  auch  immer  in  den  Erwerb 
und  speciell  in  den  bemfsmässigen  Erwerb  ein,  weshalb  sie  doch 
vornemlich  in  der  E  r  w  e  r  b  s  besteuerung  selbst  ihre  richtige  Stellung 
erheischen. 

1)  Für  die  Besteuerung  ist  nun  die  Thatsache  wichtig,  dass 
nicht  nur  der  weitaus  grösste  Tbeii  des  Volkseinkommens  und 
Volksverml^gens  von  den  Einzelnen  ^ybernfsmässig^'  erworben, 
prodncirt  wird,  sondern  dass  sich  auch  die  Vertheilnng  des 
Volkseinkommens  und,  dayon  meist  abhängend,  des  Volksvermögens 
z ansiehst  nnd  practiseh  in  der  Regel  liberwiegend  aneh  anfdie 
Dauer  in  Gcmässheit  des  berufsmässigen  Erwerbs  geirtaltet 
(„ursprüngliche'^  Vertheilung).  Daraus  folgt,  dass  die  Besteue- 
rung doch  immer  vor  Allem  diesen  Erwerb  zu  treffen  oder 
m.  a.  W.  die  bteuervertheilung  uach  demselben  einzurichten  suchen 
mnss.  Dies  geschieht  auch  durch  gewisse  Arten  der  Erwerbs-, 
Besitz-  und  Verbrauebsbestenernng  in  erster  Linie. 

2)  Die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  nnd  Volksvermögens, 
wie  sie  sich  durch  den  bernfiimässigen  Erwerb  bildet,  wird  aber 
dann  mehr  oder  weniger  umgestaltet  durch  die  beiden  anderen 
llaupterwerbsarten.  Theils,  aber  im  Ganzen  in  geringerem  Maasse 
so,  dass  gleichzeitig  die  Grösse  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens selbst  oder  wenigstens  des  davon  dem  Volke  zur  Ver- 
ittgnng  bleibenden  Theils  eine  Verändeining  erleidet;  theils  nnd 
Uberwiegend  so,  dass  %  jene  Grösse  gleich  bleibt,  aber  die  Grösse 
der  An t heile  der  Einzdnen  daran,  mitfam  die  absolute  Grösse 
der  einzelnen  Einkommen  und  Vermögen  sich  verilndert.  Beides 
ist  im  Steuersystem  zu  «beachten. 

a)  Fälle  der  ersten  Art  und  zwar  des  Erwerbs  durch 
einzelneActe  liegen  vor,  wenn  Volksangehörige  durch  einzelne, 
gewöhnlich  nicht  zu  ihrer  Berufsthätigkeit  zählende  Acte  sich 
und  dadurch  der  Volkswirthschaft  einen  „Werth''  erwerben,  z.  B. 
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durch  Anffindimg  nnbekaimter  Natnrseliätzei  wie  Lager  von  Mineral- 
Stoffen,  oder  einst  vergrabener  Metallsehätze  u.  dgl.  Spielt  hier, 
wie  oftmals ;  rein  der  Zufall,  so  würde  der  betreffende  Erwerb 

unter  die  dritte  Haupterwerbsart,  zum  Erwerb  durch  Anfall  u.  s.  w. 
gehören.^)  Practisch  und  deshalb  auch  für  die  Besteuerung  un- 
gleich wichtiger  sind  aber  die  Fälle,  w^o  es  sich  um  Vermögens- 
übertragangeu  zwischen  verschiedenen  Volkswirtb- 
Schäften  oder  „Steaergebieten^^  durch  die  zweite  und  dritte 
unserer  Erwerbsarten  handelt.  So  greifen  namentlich  gegenwärtig 
bei  dem  regen  internationalen  Personen-,  Geschäfts-  und  Kapitalien- 
verkehr  einzelne  Acte  im  internationalen  Werthpapiergeschäft,  der 
Erbgang  und  die  werthbestimmeude  Conjunctur  öfters  bedeutsam 
iu  die  Vertheilung  des  „ Welteinkomiiiens''  und  „Weltvermögens" 
zwischen  verschiedenen  Ländern  und  Völkern  und  den  zu  diesen 
gehörigen  Einzelnen  ein.  Daraui  hat  die  Besteuerung  thunlich 
Rücksicht  zn  nehmen,  indem  sie  besonders  die  Verkehrs-,  Erb- 
schafts-,  Ertrags-  nnd  Einkommenstenem  zweckentsprechend  ein- 
richtet») 

b)  Koch  weit  mehr  kann  aber  nnd  wird  thatsächlieh  anch 

unter  den  obwaltenden  Verkehrs-  und  Rechtsverhältnissen  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  die  urs])riingliche  Vertheilung  des  in 
der  Grösse  unverändert  bleibenden  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens nach  dem  berufsmässigen  Erwerb  rein  innerhalb  der 
heimischen  Volkswirthschaft  durch  die  zweite  und  dritte  einzel- 
wirthschaftUche  Erwerbsart  verändert  Einzelne  Verkehrsgeschäfte 
specnlativer  Art,  wo  anf  voraussichtliche  und  gehoflfle  Werth- 
nnd  Ertragsdifferenzen  absichttich  ,,speculirt'<  und  derentwegen  das 
Geschäft  vorgenommen  wird,  aber  anch  nicht-speculati ver 
Art,  wo  solche  Werthveränderungen  eintreten,  Spiel,  dann  Erbgang, 
Conjunctur,  welche  hier  Werthzuwachs,  dort  Werthverminderung 
des  Einzelvermögens  bewirken,  greifen  nach  allen  Seiten  in  die 
ursprüngliche  Vertheilung  ein.  Diesen  Veränderungen  zu  folgen, 
ist  stenertechnisch  schwierig,  kann  auch  solange  allenfalls  auf  die 


''j  Die  Abgabeu  beim  Bergregal,  beim  Schatzfinden  (s.  o.  §.  326  ff.)  sind 
anderer  Art  n.  liaben  ein«  andere  historische  Begründung  als  entsprechende  Steuern 
auf  einen  solchen  „zufalligen''  Emrerb.  Sie  lassen  sich  aber  mit  ans  dem  Gesichts- 
jnmct  einer  solchen  Besteuerung:  hegrUndcii. 

')  Die  Börsenoperationen  in  internationalen  „Spielpapieren"  übertragen  öfters 
grosse  WeTthsQinmen  zwischen  verschiedenen  Yolkswirthscbaflen,  bald  als  Gewinn,  bald 
als  Verlust.  Die  Börsenblätter  wissen  daron  zn  reden.  Hier  liegen  Lüd[en  im  Steuer* 
recht  Tor,  die  zu  beachten  sind. 
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leicbter  zu  berfleksicbtigendeD  Fülle  besehriinkt  oder  selbst  gänz- 
lich unterbleiben,   (wenn  auch  stets  mit  entsprechender  Hintan- 
setzung oberster  Steuerprincipien),  als  thatsäcblich  einzelne  Ver- 
kehrsgeschäfte und  Conjunctur  noch  einen  geringeren  Einfluss  üben. 
Aber  gerade  mit  der  Entwicklung  der  Verkehrstechnik 
(Commimicationsweseol),  der  Verkehrsökonomik  (Ausbüdang 
Ton  Handel,  Bankgesebäfty  Betbeillgang  der  Privatkreise  an  der 
Speenlation  anf  Werth-  nnd  Ertragsdifferenzen  des  Grund- ,  Haas- 
eigenthums, vollends  der  börsengängigen  Wertbpapiere  u.  s.  w.!)  | 
tind  des  Verkehrsrechts     freies"  Eigenthum,  in  den  Formen  ! 
immer  einfacheres,  inhaltlich  immer  „freieres''  Vertragsrecht,  spe-  ■ 
culativer  Besitzwechsel  auch  in  Folge  dessen!)  —  mit  der  Ent- 
wicklung dieser  drei  massgebenden  Factoren  wird  es  immer  un- 
zulässiger ,  bei  der  Bestenemng  sich  nur  an  den  bernfsmässigeo  | 
Erwerb  nnd  an  den  ans  „eigener  Arbeit''  nnd  ans  ,yErspaniog"  | 
henUbrenden  „angelegten''  Werth  des  Besitzes  zu  halten.   Anch  .  | 
die  rationellste  Verbrauchsbesteuerung,  selbst  diejenige,  welche  ! 
höhere  Leistungsfähigkeit  durch  höhere  Besteuerung  der  feineren 
Gennssmittel,  durch  Luxussteuern  u.  dgl.  m.  zu  treffen  weiss,  reicht  | 
für  die  hier  vorliegende  Aufgabe  volkswirthschaftlich  richtiger  und 
gerechter  Bestenemng  durchaus  nicht  ans.  Hier  mnss  ?iel' 
mehr  theils  schon  innerhalb  der  Bestenemng  des  berafsmüssigen 
Erwerbs  nnd  des  Besitzes  selbst  durch  besondre  einzelne  Stenein, 
Stenereinrichtnngen  nnd  Regelung  des  Steuerfnsses, 
theils  durch  richtige  Ausbild  ung  der  Verkehrs-,  (Börsen-), 
Erbschafts-  und  der  Besteuerung  der  Spiel-,  Hpeculatious- 
und  C  onj  unctur  enge  Winne  das  Steuersystem  in  richtige  üeber- 
einstimmung  mit  den  Steuerprincipien  gebracht  werden. 

B.  ->  §.  455.  Die  Bestenemng  des  „berufsmässigen^' 
Erwerbs  gliedert  sich  im  Anschluss  an  eine  doppdtei  eme 
„snbjectiye"  und  eine  y^objective"  Auffassung  desselben,  in 
eine  Snbjeet-  und  eine  Objectbesteuerung.  Jene  hält  sieb 
an  die  erwerbende,  Einkommen  beziehende,  Erträge  in  letzterem 
und  dann  in  sich ,  ebenso  Vermögen  in  sich  zusammenfassende 
Person  als  das  steuerpflichtige  Rechts-  und  Wirthschafts- 
subject;  die  zweite  an  die  Objecto,  welche  als  Ertragsquelleo 
fähig  sind,  der  rechtlich  Uber  sie  verfllgenden  Person,  daher  ge-  | 
wohnlich  dem  Eigenthflraer,  Erträge,  d.  i.  einzelwirthsohafUicbe 
Reinerti^e,  mithin  Einkommen  zu  gewähren  nnd  welche  regel- 
mässig auch  wirklich  einen  Ertrag  liefern. 
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1)  Bei  der  Subjectbesteuerung  des  berufsmässigen  Er- 
werbs wird  letztrer  als  ein  Ganzes,  eine  ökonomische  (und  zwar 
einzelwirthschaftliche)  und  rechtliche  Einheit  betrachtet  und  so 
zu  ermitteln  und  zu  erfassen  gesucht.  Hierilir  bieten  sich  wieder 
drei  Wege,  welche  das  Steuerrecht  auch  nach  Ausweis  der  Ge- 
schichte theils  nach  theüB  neben  einander  zu  beschreiten  pfl^. 
Sie  fahren:  der  erste  %vat  reinen  (directen)  Personal-  (anch 
Kopf-y  Familien-y  Heerd-)  und  Claas  enstener,  anch  wohlsu 
gewissen  Formen  allgemeiner  Vermögens-,  Grnnd-,  Haas- 
steuern; der  zweite  zur  nominellen  (directen)  (Gesammt-)  Ein- 
kommensteuer, auf  Grund  einer  dies  Einkommen  als  Ganzes 
auffassenden  generellen  Schätzung  oder  Declaration  des 
bteuerpjäichtigen ;  der  dritte  zu  einer  solchen  Einkommensteuer 
auf  Grand  einer  Sammimng  der  einseinen  geschätzten  oder 
genaaeri  besonders  dorch  die  Formen  der  Ertragsbesteaerang 
festgestellten  Erträge. 

a)  Aaf  dem  ersten  Wege  hält  man  sich  an  gewisse  That- 
sachen  nnd  Merkmale,  besonders  solche,  welehe  aagenfällig  oder 
leicht  zu  ermitteln  sind,  und  schliesst  aus  ihnen  auf  einen  gewissen 
persönlichen  Erwerb  oder  wenigstens  auf  persönliche  Erwerbs- 
fähigkeit  tiberhaupt  und  mitunter  zugleich  auf  einen  Erwerb  in  un- 
gefähr der  und  der  Grösse  and  Art  Für  die  Aaswahl  solcher 
Thatsachen  hat  man  einen  gewissen  Spielraum ,  entscheidende 
Zwecfcmässigkeitsgrilnde  Tcrengen  aber  die  Anzahl  der  emstlich  in 
Betracht  kommenden.  Die  richtige  Wahl  selbst  lü&ngt  wieder  eng 
mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwioklong  der  Volkswirtbschafty 
der  Arbeitstheilung,  der  Besitzverbältoisäe  u.  s.  w.  zusammen. 

a)  Die  vielfach  geschichtlich  älteste,  im  Ganzen  roheste  Form 
sind  reine,  nicht  weiter  abgestufte  allgemeine  Kopf-,  Familien-, 
Hausstands-,  Heerd  steuern  oder  ähnliche  Steuern,  welche  sich 
auf  die  männlichen  oder  auf  die  erwachsenen  Köpfe  der 
ganzen  steaerpflichtigen  fievölkerang  beziehen.  Steaertechnisch 
einfach  amlegbar  sind  sie  aaeh  nicht  Yolkswirthsohafidich  and  vom 
Standpanct  der  Gerechtigkeit  ans  betrachtet  so  mangelhaft^  solange 
die  Beschäftigung  und  daher  die  Ökonomische  Lage  der  Einzelnen 
meist  dieselben  sind,  oder  das  Nationaleinkommen  sich  quantitativ 
und  qualitativ  im  Einzeleinkommeii  uoch  wenig  dififerenzirt  (§.  440). 

ß)  Auch  allgemeine  Grundsteuern  gehören,  besonders  in 
frtthen  Perioden  der  Yolkswirthschaft  hierher,  fongiren  zugleich  als 
Haus-  and  Ho&teaer  oder  haben  eine  solehe  noch  neben  sich.  Bei 

A.  Wagner,  FlaMswiMeBieluilt  II.  27 
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noch  fast  ausschliesslich  agrarischer  Thätigkeit,  ungetahrer  Gleich- 
heit der  Landloose  oder  der  Quoten  derselben,  wie  sie  primitiven 
Aubauverhältnissen  und  Besiedelungen  entspricht,  bei  wesentlich 
gleicher  Technik  des  Betriebs  und  bei  last  fehlender  Verselbständi- 
gnog  von  StofEVerarbeitnDg  und  geriDgem  Handel  sind  solche  Grand- 
Stenern  relativ  genllgend  (§.  440). 

y)  Eine  Ansbildnng  erfolgt  dnreh  Abstnfnng  der  be- 
treffenden Stenern  nnd  dnreh  Classenbildnng,  indem  man  sieh 
an  Merkmale  hält,  aus  welchen  sich  die  Differenzirung  der 
Art  und  der  Grösse  des  Erwerbs  ergiebt.  Solche  Merkmale 
finden  sich  im  Stand,  Beruf,  in  der  Besitzgattun g,  Besitz- 
grösse,  wo  dann  impiicite  auch  schon  die  Art  des  Einkommens, 
Arbeits-  oder  Renten einkommen,  unterschieden  wird.  Eine 
solche  Ausbildung  ist  geboten  und  tritt  denn  auoh  meistens  ein 
mit  der  vennehrten  Arbeits-  nnd  Besitztheüung,  der  Trennung 
agrarische  und  stoffveredehider  Arbeit  zu  selbstSndigen  Berufen, 
woraus  dann  in  Stadt  und  Land  auch  dne  loeale  Trennung  wird, 
und  mit  der  Folge  dieser  Verhältnisse  für  die  Vertheilimg  des 
Nationaleinkommens,  der  generischen  und  quantitativen  Dififeren- 
zirung  desselben  (§.  441,  442).  Solange  das  bewegliche  Kapital 
und  der  Creditverkehr  dabei  nicht  sehr  ausgebildet  sind, 
bieten  sieh  im  sichtbare  oder  leicht  nachweisbaTNi  Vermögen 
der  Einselnen  wohl  gentigende  Anhaltspuncte  Ar  die  Aufstellnng 
allgemeiner  Vermögenssteuern,  welche  wesentlioh  mit  als 
Steuern  des  bernfsmftssigen  Erwerbs  ftingiren  kennen;  eventuell 
auf  Grund  von  Selbstschätzungen,  welche  unter  diesen  Voraus- 
setzungen noch  leidlich  genau  sein  werden,  da  sie  nicht  allzu- 
schwer zu  controliren  sind.  In  der  Bestimmung  des  Steuersatzes 
als  Quote  vom  Vermögen,  wobei  die  Art  des  letzteren,  der  Stand 
und  Beruf  und  die  davon  mit  abhängige  gesammte  5konomisehe 
Lage  einer  Person  sich  ebenfalls  berttcksichtigen  lassen,  hat  man 
dann  das  Mittel  einer  ausreichenden  Abstnfhng  der  Steuer. 

Sonst  aber  bietet  die  Ausbildung  von  Classensteuern,  unter 
Combination  Ökonomischer  und  socialer  Momente,  das  erforderliche 
Hilfsmittel.  Hier  werden  nach  dem  ökonomischen  Beruf,  nach  der 
ungefähren  Durchschnittslage  in  Bezug  auf  Einkommen  und  Ver- 
mögen, nach  dem  socialen  und  politischen  Stand  Classen  von 
annähernd  gleicher  Steneriähigkeit  gebildet,  mit  bestimmten  festen 
steigenden  Steuersätzen.  In  diese  Classen  werden  dann  die 
Einzelnen,  namentlich  etwa  die  Selbstthfttigen  oder  die  sdbstindigen 
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Personen  nach  den  betreffenden  Anhaltspuncten  eingeschätzt.  Unter 
einfacheren  Erwerbsverhältnissen,  wie  sie  tibrigens  in  dem  wichtig- 
sten neueren  Beispiel,  der  preussischen  Classensteaer,  bereits  nicht 
mehr  vorhanden  waren  ^  kann  eine  solche  Steuer  für  leidlich  ge- 
nllgend  znr  Bestenemng  des  berufsmässigen  Erwerbs  gelten.  Sie 
bildet  schon  einen  Uebergang  in  die  folgende  Kategorie. 

§.  456.  —  b)  Diese,  die  nominelle  direete  (Gesammt-) 
Einkomm  enstener,  einerlei  snnSehst,  welohe  Mittel  und  Wege 
zur  Feststellung  dieses  Einkommens  ergriffen  werden,  wird  offen- 
bar statt  jener  roheren  Steuerformen,  einschliesslich  selbst  die  eben 
characterisirte  Classensteuer,  immer  nothwendiger  unter  drei 
Voraussetzungen:  wenn  einmal  das  Nationaleinkommen  sich 
mit  fortsohreitender  Entwicklang  des  privatwirthschaftliehen  Systems 
immer  mehr  qualitativ  nndqnantitatiT  differenzirt;  wenn  zweitens 
der  Offentliehe  Bedarf  und  besonders  der  dnrob  diese  Steuer  zn 
deckende  Theil  desselben  immer  mehr  wftehst,  so  dass  Ungleich- 
heiten der  Stener  fUr  die  Einzelnen  empfindlicher  werden;  und 
wenn  drittens  die  volkswirthschaftlichen  und  die  Gerechtigkeits- 
principien  mehr  erkannt  werden  und  im  Volksbewusstsein ,  daher 
bei  der  gesetzgebenden  Gewalt  mehr  zur  Geltung  gelangen.  Die 
Stenergeschichte,  zumal  der  modernen  Zeit,  zeigt  auch,  wie  mit 
dem  Eintreten  dieser  Voraussetzungen  das  Bedürfniss  nach  einer 
formlichen  Einkommensteuer  sQdi  Stelle  der  frttheren  Formen 
hervortrat  (§.  444).  Die  Anerkennnng  der  persönlichen  Freiheit 
nnd  staatsbürgerlichen  Gleichheit  im  Volksbewosstsein  und  im  Recht 
der  „staatsbürgerlichen'*  Periode  hat  zur  Consequenz  die  Beseitigung 
von  Steuerprivilegien  und  die  Anerkennung  gleicher  Steuerpflicht 
alles  Einzeleinkommcns,  aus  welcher  Erwerbsart  es  auch  her- 
rühre, wer  immer  es  auch  beziehe:  daraus  musste  sich  wiederum 
die  Forderang  auch  der  förmlichen  Einkommenstener 
als  einer  Hanptart  der  Bestenemng  bemfsmässigen  Erwerbs  er- 
geben (S.  362,  404). 

Sobald  man  soweit  gelangt  ist,  tritt  dann  notiiwendig  die 
Frage  nach  der  Ermittelung  dieses  Einzeieinkommens  in  den 
Vordergrund.  So  entstehen  dann  die  beiden  Arten  förmlicher 
(Gesamm^)  Einkommenbesteuerung. 

Die  erste  Art  ist  an  sich  die  einfachste  und  nächstliegende: 
man  schätzt  durch  Organe  der  Steuer  Verwaltung  oder  durch 
Gommissionen  der  Besteuerten  selbst  das  Einkommen  eines  Jeden 
oder  man  nOthigt  ihn  (direct  oder  indirect)  zu  einer  Selbst- 
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Schätzung  oder  Declaration  seines  Einkommens ,  mit  dem 
Recht  der  Controle  für  die  Steuerverwaitung  oder  Itir  Steuer- 
commissionen. Zu  jener  amtlichen  Schätzung  wie  zu  dieser  Controle 
bedarf  es  der  Anhaltspuncte,  welche  sich  wiederum  in  Thatsachen 
und  Merkmalen,  wie  den  bei  dem  ersten  Verfahren  erwähnten, 
femer  nnt^  UmBtänden  anch  bereits  In  den  Grundlagen  bestehen- 
der andrer  Stenern,  wie  namentlich  der  Ertragssteuem,  ergeben. 
Im  letzteren  Falle  nähert  sieh  diese  Art  der  Einkommensteuer 
schon  der  folgenden.  Bei  der  unvermeidlichen  Unsicherheit  der 
amtlichen  Sehätzung  und  bei  dem  Mangel  an  sicheren  Thatsachen 
zur  Controle  der  Declarationen,  ferner  bei  der  häutigen  Abneigung 
vor  schärferen  sich  etwa  bietenden  Controlmitteln  Seitens  der 
Gesetzgebung  und  der  Steuerverwaltung  selbst  führt  diese  erste 
Art  der  Einkommensteuer  aber  auch  heute  noch  wie  frflhery  ja 
wegen  der  viel  stärkeren  Ihdividualisirung  der  EinkommenverhSlt- 
nisse  heute  mehr  als  jemals  frfiher,  nur  zu  wenig  genügenden 
Ergebnissen,  wenigstens  für  grosse  Länder  mit  sehr  ver- 
schiedenen Wirthschafts-,  Social-  und  C ultur Verhältnissen ,  zum 
Unterschied  von  einzelnen  Städten  und  kleineren  Ländern, 
die  mitunter  ein  günstigeres  Bild  zeigen.^)  Diese  Erfahrung  legt 
es,  neben  anderen  Umständen,  nahe,  bei  der  Einkommensteuer  den 
dritten  der  obigen  Wege  einzusehlagen: 

§.  457.  —  o)  Man  bildet  nemlieh  durch  ein  Summirungs« 
y erfahren  eine  Einkommensteuer,  indem  man  möglichst  auf  die 
einzelnen  unterscheidbaren  Ertragsquellen  des  Einkommens 
zurückgreift,  deren  wirkliche  Erträge  durch  ein  ins  Detail 
gehendes  amtliches  Schätzungs-  und  Berechnungsver- 
fahren, unter  etwaiger  Zuhilfenahme  von  Seibstschätzungen 
oder  Declarationen  des  Steuerpflichtigen  Air  emzelne  Ein- 
kommenposten  oder  Ertragsarten,  zu  ermittehi  sucht  und  dann 
eventuell  die  dnzelnen  Posteii  addirt  oder  yom  Steuerpflichtigen 
selbst  (mitunter  in  dessen  Interesse)  addiren  lässt:  die  Einkommen- 
steuer als  ein  „System  der  Ertragsbcsteuerung'^,  wie  in 

*)  Bes.  lehrreich  sind  die  neaereo  Erfahrungen  mit  der  Einkommen-  (incL  prema. 
Classen-)  Steuer  einmal  in  Preussen,  sodann  im  K.  Sachsen,  in  Hamburg.  Jkxt 

hat  man  allerdings  zu  viel  Rücksicht  auf  die  Scheu  der  Steuerpflichtigen  genommen, 
ihre  Einkommenverhaltnisse  darzulegen  oder  den  Schätzuugscommissionen  genügende 
Einblicke  zu  gewähren.  Mit  daher,  aber  nicht  allein  deshalb,  die  zu  niedrigen 
und  zu  ungleichen  GesammC-Einschätzungen  in  Preussen,  TMi^clien  mit  Sachsen« 
S.  u.  A.  A.  Sötbeer,  Unifantj:  u.  Vcrtheil.  d.  Volkseink.  in  Preussen  1872—78,  Leipz. 
iS79,  dessen  Schlüsse  in  Betr.  Preussens  aber  anlechtbar  sind.  S.  spec.  Steaerl.  im 
Abschnitt  7on  der  Einkommensteuer. 
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England  allgemein^)  und  wie  theilweise  auch  in  den  con 
tinentalen  Einkommensteuern,  soweit  sich  dabei  wenigstens  mit 
auf  die  Daten  der  Ertragsbesteuemng  gestützt  wird. 

Hier  erfolgt  daher  eine  nähere  Verbindung  der  Subject- 
besteuerung  mit  der  Objectbesteuerang.  Gewisse  Mängel 
dieser  beiden  Besteaemngsarten  lassen  sieh  auf  diese  Weise  be- 
seitigen oder  wenigstens  yermindem.  Aber  andre  dieser  Objeet- 
bestenening  inhftrente  H&ngd  bleiben  bestehen  und  werden  dnreh 
diese  Verbindiing  nun  aneb  in  die  Sabjeetbestenernng  binliber  ge- 
tragen. Was  die  Einkommensteuer  daher  durch  dies  „objectivere" 
Verfahren  zur  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Einkommen  ge- 
winnt, geht  ihr  leicht  auf  der  andren  Seite  gerade  durch  die  Aus- 
scheidung des  yySabjectiven'^  Moments  wieder  mehr  verloren.  Dies 
eigiebt  sich  schon  ans  der  folgenden  vorläufigen  und  notbwendig 
noeh  gans  allgemein  gehaltenen  Betrachtung  der  Objectbestenemng; 
soh&rfer  noeh  ans  der  Untersnehnng  der  einzelnen  Ertragsstenem 
m  der  speeieUen  Steaerlebre* 

§.  458.  —  2)  Die  zweite  Hauptart  der  Besteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  im  Erwerbsteuersystem  ist  die  eben 
genannte  Objectbesteuerung  oder  die  Besteuerung^  der  vom 
wirthschaftenden ,  bez.  Rechtssubject  losgelösten,  verselbständigten 
Ertragsquellen,  aus  denen  jener  Erwerb  ganz  oder  in  Theilen 
fliesst  Als  Bestenemng  der  Ertragsquellen  führt  sie  passend  den 
Namen  Ertragsbestenernng. 

a)  Die  ältere  Ertragsbestenernng.  Die  wiehtigste 
einzelne  hierher  gehörige  Stener,  die  Grnndstener,  yomemlich 
von  dem  landwirthschaftlich  benutzten  Boden,  ist  eine  der  ältesten 
und  verbreitetsten  Steuern.  Sie  stellte  sich,  wie  im  vorigen  Ab- 
schnitt schon  gezeigt  wurde  (§.  440),  leicht  begreiflich  überall  da 
gern  ein,  wo  das  Volk  bereits  sesshafit  geworden  war  und  regel- 
mftssigen  Ackerbau  trieb,  aber  noch  wenig  weitere  Arbeitstheilnng 
bestand,  Tielmehr  die  grosse  Mehrzahl  nnr  die  eigenen  landwirth- 
sohaftlichen  Prodnete  ynarbeitete  und  selbst  verzehrte.  Sie  blieb 
dann  aber  in  der  alten  Gestalt  oder  mit  gewissen  Verftndenmgen 
bestehen,  nahm  mehr  oder  weniger  den  Character  einer  Reallast 
an  und  wurde  etwa  nur  mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirth- 
schaft,  der  Entstehung  städtischer  Wohnsitze  und  Berufe  und  selb- 
ständiger stoffveredelnder  Gewerbe  durch  andere  ähnliche  Ertrags- 

^  S.  Uber  diese  Anfbas.  d.  eofL  Einkommfliutoaer  bes.  Yooke,  biit  Stenern 
B,  553  «nd  in  der  speoielleii  Ldue. 
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Btenem,  wie  HansBieaeni,  Gewerbesteaem  ergSaxitf  Stenem, 

welche  dann  ebenfalls  wieder  den  Character  von  Object-  und  Er- 
tragsquellensteuern an  sich  trugen,  das  Haus,  den  Hof,  den  Platz, 
den  einzelnen  Gewerbebetrieb  als  solchen,  ohne  jede  oder  doch 
ohne  nähere  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Ertrag  und  auf  die 
innehabende  nnd  wirthschaftende  Person  belasteten.  Die  Besteuerung 
verwandter  Uiprodnetions-Qaellen,  des  Waldes,  der  Fiseherei- 
gründe,  war  mit  der  nrsprlli^Hoben  agraiisdien  Gnindstener 
gleieb  TÖrbnnden  oder  trat  auch  wobl  noeh  besonders  hinzo«  Die 
Besteuerung  der  Bergwerke  konnte  zwar  ebenfalls  ans  der 
Grundsteuer  hervorgehen,  hat  sich  aber  wohl  meistens  selbständig 
in  Verbindung  mit  dem  Bergrecht,  besonders  mit  dem  Berg- 
regal entwickelt.  Die  Besteuerung  der  Handelsgewerbe  ging 
ans  einer  Ausdehnung  der  Gewerbesteuern  hervor,  wenn  der  Handel 
sich  von  der  €lewerksarbelt  trennte.  Die  Schank-,  Gast-  nnd 
ähnliche  Gewerbe  für  persOnliehe  Dienstleistangen  wurden 
mit  ihrer  Verselbstandigang  ebenfalls  der  Gewerbesteuer  unter- 
worfen, aber  auch  wohl  schon  frttb  nnd  häufig,  besonders  die  ersten, 
apart  mit  Steuern  belegt,  welche  als  Gegenleistung  ftir  die  Concession 
zum  Betrieb,  für  Privilegien  und  Rechte  etwas  Gehtihrenartiges  an 
sich  haben  (wie  ähnlich  z.  B.  speciell  die  Mühlenbesteuerung) 
oder  auch  wohl  Keime  indirecter  Verhraachsbesteaerong  enthalten. 

Solche  Ertragsstenem  finden  sich  in  den  älteren  und  mittleren 
Wirthsehaftsperioden  der  Völker  überall  mit  henroisteebendem 
Character  der  Objeotsteiler  und  demgemftss  etwa  nur  mit  rohen 
Glassenstufen  naeb  der  ungefähren  GrOsse  und  ErtragsfShIg- 
keit  des  Bodens,  des  Gewerbes,  unter  Vemachlässigang  der  sab- 
jectiven  Momente,  welche  vom  leitenden  Rechts-  und  Wirthschafts- 
suhject  ausgehend  den  wirklichen  Ertrag  der  Quelle  qualitativ 
und  quantitativ  so  stark  beeinflussen.  Nicht  selten  stehen  die  alten 
Grund-,  Haus-  und  einzelne  Gewerbesteuern  in  Verbindung  mit 
ähnliehen  grundberr liehen  Abgaben,  die  emen  traten  zu  den 
anderen  hinzu  |  vennisehten  sieh  auob  wobl  später ,  so  dass  im 
Einzelnen  der  Ursprung  oft  niebt  sieber  naehsnweisen  ist  Nur  im 
Princip,  niebt  immer  im  concreten  Fall  blieb  die  steuerartige  Ab- 
gabe veränderlich  nach  einfacher  Anordnung  der  Staatsgewalt 
neben  der  unveränderlichen  grundherrlichen  Abgabe,  so  dass 
dies  Moment  kein  unbedingt  sicheres  Kriterion  ist.  Auch  andere 
rein  privatrechtlicbe  Lasten,  wie  Zinsen  und  GtUten  aus  Credit- 
geschäften  (Reatenkanf),  gebtthrenartige  Abgaben,  wie  Geriohts- 
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md  Vogteigelder,  kommen  nebOE  den  genannten  Stenern  nnd 
gninflherrliohen  Abgaben  bei  Hof,  Hans  nnd  Grand  yor  nnd  Mden 

mit  ihnen  eine  oft  sehr  alte  und  nicht  selten  ziemlich  hohe  Ge- 
sammtbelastung  des  Grundbesitzes,  welche  trotz  ihres  verschiedenen 
geschichtlichen  Ursprungs  späteren  Geschlechtern  als  „Besteuerung" 
dieses  Besitzes  erschien  und  in  diQ  moderne  Besteuerimg  mit  tlber- 
gingi  selbst  bei  Steuerreformen. 

%,  459.  -r  b)  Die  nenere  reformirte  nnd  ausgebildete 
Ertragsbestenernng.  Bationelle  BefoFm  der  alten  Er- 
tragsstenern. Die  Fortentwieklnng  der  alten  Ertragsbestenernng 
in  den  Gnltnrstaaten  war  dann  wieder  die  Folge  der  Entwicklung 
derVoIkswirthschal't  und  der  Erkenntniss  der  richtigen  Besteuerungs- 
grundsätze. Sie  ist  daher  überall  ziemlich  gleichmässig  in  der 
Periode  des  aufgeklärten  Despotismus  begonnen  und  in  der  staats- 
bürgerlieben  Periode  durchgefühlt  wordeui  und  zwar  in  doppelter 
Biobtnng.  Einmal  sncbte  man  die  gesebichtUeh  ttberkomm^e 
Ertragsbestenernng  gleiehmässiger  zn  machen,  selbst  wenn  es 
sieh  nicht  nm  Erhöhung  des  Gesammtertrags  der  Stenern  handelte, 
Yollends  wenn,  wie  gewöhnlich,  diese  Kothwendigkeit  vorlag; 
so  da  DO  dehnte  man  jene  Besteuerung  systematisch  aus  und 
ergänzte  sie  durch  Steuern  auf  einzelne  bisher  nicht  oder  nicht 
gentlgend  besteuerte  Erträge  anderer  Ertragsquellen. 

a)  Gerade  die  öfters  absolute  und  stets  relativ  sehr  grosse 
Stabilität  der  älteren  Ertragssteuem  mnsste  eine  grosse  Ungleich- 
heit  der  letzteren  mit  der  Zeit  herbeiftthren,  sowohl  zwischen  den 
einzelnen  Stenorkat^orieen,  der  Grand-,  Hans-,  Gewerbestener  n.  s.  w., 
wie  zwischen  den  Stenera  der  einzelnen  Stenerobjecte  einer  Kate- 
gorie. Vorkommende,  in  gleichen  oder  in  willkührlich  gegriffenen 
Quoten  erfolgende  Erhöhungen  der  Steuern  mussten  diese  Ungleich- 
heit noch  steigern  und  noch  drückender  machen.  Mit  dem  Nieder- 
gang des  ständischen  Patrimonialstaats,  mit  dem  Zurücktreten  der 
ihm  zu  Grunde  liegenden  Ideen  von  der  Berechtigung  der  scharfen 
sttndiseben  Gliederang  der  BeTölkenrng,  mit  der  gleichzeitigen 
Steigerang  des  Stenerbedarfs  mnssten  jene  Ungleiohheiten  immer 
nnertiSglieher  werden.  Die  verschiedene  Entwicklung  des  Verkehrs, 
der  Technik,  die  Betriebsftnderungen  in  der  Landwirthschaft  wirkten 
in  derselben  Richtnng.  So  musste  die  der  ständischen  Macht  sich 
entringende  Staatsgewalt  in  ihrem  eigenen  und  des  Staats  wie  im 
Interesse  der  Bevölkerung  auf  eine  grössere  Gleichmässigkeit 
der  Ertragsbesteuernng  hinzielen,  wie  es  besonders  im  vorigen 
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Jahrhundert  henrortritt  und  imyermeidMeh  war,  wenn  man  ttbeiv 
hanpt  den  steigenden  Bedarf  deeken  wollte.    In  der  sieh  an- 

schliessenden  modernen  staatsbürgerlichen  Periode  wirkten  nicht 
nur  dieselben  Umstände  in  verstärktem  Maasse  weiter,  es  machten 
sich  nun  auch  die  neuen  politischen  und  volkswirthschaftlichen 
Ideen  über  richtige  Steuervertheilung  geltend. 

So  entstand  jene  Bewegung ,  die  namentlich  in  der  ersten 
Hälfte  unseres  Jahrhunderts  nnd  darüber  hinans  anf  eine  „Beform 
der  alten  Ertrags  Stenern'^  mittelst  „rationeller^  Kataster- 
Systeme  für  die  Gmnd-,  Hans-  nnd  Gewtfbestener  abzielte  nnd 
bei  letzterer,  nach  der  ükonomisehen  Katar  des  Gewerbebetriebs 
yehr  begreiflich,  selbst  die  mehr  individuellen,  subjectiven, 
die  Höhe  des  wirklichen  Ertrags  (nicht  nur  die  „obj ective** 
Ertragsfähigkeit)  bedingenden  Momente  öfters  mit  zu  berück- 
sichtigen sachte.  Das  Besnltat  war  die  Bildung  des  modernen 
Realstenersy  Sterns,  das  ans  drei  grossen  Gliedern,  der  „ratio- 
nellen'' Grand-,  Hans-  nnd  Gewerbestener  besteht  Es  worde  be- 
sonders in  Dentsehland,  Oesterreich,  me  znm  Theil  sehon  Mher 
in  Frankreich  entwiekelt,  als  Grandlage  nnd  Hanpttheil  der 
directen  Staats besteuerung  und  begegnet  uns  ähnlich  auch  in 
anderen  continentalen  Staaten,  besonders  in  Folge  des  directen 
nnd  indirccten  Einflusses  der  französischen  Gesetzgebung.  Da  die 
C  cm  man  al  besteuerung  seit  Alters  ebenfalls  vomemlich  an  diese 
Stenern  sich  anlehnte,  so  wurde  das  Bedtirfniss  nach  einer  grösseren 
Gleiehmässigkeit  der  Ertragsstenem  nnr  noeh  dringender. 

§.  460,  —  ß)  Systematisehe  Ansdehnnng  nnd  Er- 
gftnsnng  der  Ertragsbestenernng.  Die  vermehrte  Arbmts- 
nnd  Besitztheilnngy  die  schärfere  qualitative  und  quantitative  Diffe- 
renzirung  des  Nationaleinkommens  bei  der  Trennung  von  Stadt 
nnd  Land,  Urproduction  und  Gewerk,  materiellen  und  liberalen 
Berufen,  Kapital  und  Arbeit,  Hand  in  Hand  hiermit  die  Entwick- 
Inng  des  Greditverkebrs  —  das  Alles  bewirkte  aber  nun,  dass  anoh 
die  alten  nnd  selbst  die  reformirten  neueren  Grund-,  Haus-  nnd 
Gewerbestenera  Uberbanpt  nieht  mehr  dn  aosreiehendes  Ertrags- 
stenersystem  bildeten.  So  mnsste  sieh  denn  ^e  zweite  grosse 
Beformbewegung  anf  diesem  Gebiete  entmekeln:  «ne  syste- 
matische Ausdehnung  und  Ergänzung  jener  drei  typischen 
Hauptsteuern  und  zwar  wieder  in  dop p  elter  Weise,  entsprechend 
den  obwaltenden  Verhältnissen,  wie  dies  die  Steuergeschichte  aber- 
mals ziemlich  gleichmässig  in  verschiedenen  Gnltarländern  Earopas 
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zeigt;  die  älteren  Hauptsteuern  werden  nemlich  für  gewisse 
Erträge,  welche  sie  zwar  im  Princip  bereits  belasten^  aber  iür 
die  sie  in  ihrer  allgemeinen  Form  nicht  mehr  recht  passen,  speeia- 
lisirt  and  neue  Ertragsstenem  treten  ftlr  gewisse  andere  Erträge, 
bes.  Ertragsquellen,  welche  bisher  von  den  alten  Stenern  nicht 
getroffen  wnrden,  hinzn. 

aa)  Die  erste  Entwicklung  ist  eigentlich  nur  eine  Fortsetzung 
einer  älteren,  welche  aus  der  ursprünglich  allgemeinen  alleinigen 
Grundsteuer  zu  besondern  Haus-  und  Gewerbesteuern  geführt  hatte. 
Die  völlige  Trennung  der  Grund-  and  Haussteuer  ist  selbst  in 
unseren  Staaten  noch  nicht  Überall  oder  erst  jttngst  vollzogen 
worden.  Sie  ist  eine  richtige  Consequenz  der  specifischen  Diffe- 
renzirnng  der  Gmndstttcke  nach  Zwecken  der  Benutzung  (agrarische 
und  Bauplatz-Benutzung)^  weshalb  namentlieb  in  den  Städten  be- 
sondere Haussteuern.  Dasselbe  Princip  der  Dilferenzirung  der 
Besteuerung  nach  derjenigen  der  Bodenbenutzungsarten  zeigt  sich 
in  der  Beschränkung  der  eigentlichen  Grundsteuer  auf  den  land- 
wirthschaftlich  benutzten  oder  so  benutzbaren  und  nur  aus  Neben- 
grllnden  nicht  wirklich  so  benutzten  Boden  und,  —  das  Oorrelat 
hierzu  —  in  der  Ausbildung  aparter  Grundstenemörmen  für  den 
Wald  und  sogar  ganz  selbständiger  Waldsteuem,  ferner  in  der 
Entwicklung  der  Berg  werk  steuern,  und  —  der  neueste  Fall  — 
der  Eisen  bahn  steuern,  für  den  Ertrag  der  Eisenbahn,  neben 
denen  freilich  noch  Grundsteuern  für  den  Boden  der  Bahn  vor- 
kommen können.  Bei  den  Haus  steuern  besteht  die  analoge  Ent- 
wicklung in  der  Verschiedenheit  der  Steuernormen,  nach  der 
Lage  (Grösse  der  Orte),  der  Beschaffenheit  und  dem  Zweck  der 
Gebäude,  wo  sich  dann  auch  wohl  förmlich  verschiedene  selbstän- 
dige Haussteuem  ausbilden  (Hauszinssteuer,  Hausclassensteuer, 
Oesterreich;  ähnlich,  aber  im  Rahmen  einer  Steuer,  in  Preussen). 
Aebnlich  in  der  Gewerbesteuer  eine  immer  grössere  Speciali- 
sirung  nach  Arten,  Technik,  Umfang,  Standort  der  Gewerbe  und 
die  Ausbildung  aparter  Gewerbesteuern  für  gewisse  Gewerbe,  von 
denen  auch  hierher  der  Eisenbahnbetrieb,  Bergwerksbetrieb,  sodann 
das  Actiengesellschaftswesen  mit  ihren  vorkommenden  Sondersteuem 
zu  rechnen  sind. 

§.461.  —  bb)  Die  zweite  Entwicklung  desErtragsteuersystems, 
die  Entstehung  eigener  neuer  Steuern  für  bisher  nicht  be- 
steuerte Erträge  oder  Ertragsquellen,  tritt  deutlich  erst  in  der 
neueren  und  neuesten  Zeit  der  modernen  Colturvölker  hervor,  was 
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sich  auch  aus  den  Social-  und  Wirthschaftsverhältniösen  leicht  er- 
klären lässt.  Von  Nebensächlichem  abgesehen  sind  es  vomemlich 
drei  neue  Ertragssteuern,  mit  denen  man  es  hier  zuthunhat:  die 
Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  der  liberalen  Berufe,  sowohl 
der  selbständig  als  der  in  einem  Dienstverhältniss  ausgeübten 
(im  letzteren  Falle:  Besoldungssteuer  des  „Beamten"  u.  s.  w.); 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  gemeinen  Handarbeit  und  der 
sonstigen  niederen  Arbeit  (materielle,  „illiberale''  Arbeit  aDer 
Art,  Gesindearbeit)  oder  die  directe  Lohnsteuer;  endlich  die 
Leihzins-  (Kapitalrenten-,  ,,Kapital'<-)  Steuer  auf  den  Ertrag 
des  yerliebenen  umlaufenden,  besonders  des  Geldkapitals. 

cca)  Die  beiden  ersten  Steuern  auf  den  Ertrag  der  „Arbeit'^ 
bilden  das  Personalsteuer-Eiement  des  modernen  Ertragssteuer- 
systems neben  dem  Realsteuer-Elementi  der  Grund*  und  Hans- 
steuer. Sie  fuhren  leieht  in  die  ft^rmliebe  Subjeetbesteuemng, 
die  Einkommensteuer  hintlber,  da  die  Lostrennung  des  Ertrags 
der  „blossen  Ertragsquelle",  hier  der  „Arbeit  als  solcher"  vom 
arbeitenden  Subject  nattirlich  noch  misslicher  ist  und  noch  un- 
sicherere Fiotionen  bedingt,  als  dies  Verfahren  bei  den  anderen 
Ertragssteuem,  wo  Ertragsquelle  und  wirthsehaftende  Person  immer- 
bin nieht  so  eng  verbunden  smd.  Daraus  erklärt  es  sieh  aueh, 
dass  mitunter  aueh  jetzt  noeh  in  Li&ndem  mit  einem  sonst  ent- 
wiekelten  Ertragssteuersystem  die  Besteuerung  des  Arbeitsertr^ 
nicht  durch  besondere  Ertragssteuem ,  sondern  nur  mit  durch  die 
Einkommensteuer  (bez.  Classensteuer)  erfolgt.  Die  selbständig 
zu  Erwerbszwecken  ausgeübten  liberalen  Berufe  (Arzt,  Advocat, 
Privatlehrer,  Sebriftsteller,  Kttnstler,  Techniker  u.  s.  w.)  stehen  im 
Uebrigen  ökonomiseh  den  gewl^hnliehen  Gewerben  näher  und  kOnnen 
daher  aueh  wohl  dureh  eine  Ausdehnung  der  Gewerbesteiler  auf 
sie  mit  besteuert  werden.  Die  Besoldungen  u.  s.  w.  liberaler  Bemfs- 
„diener^'  sind  ökonomisch  eine  Art  Dienstlohn,  nur  durch 
Dauer,  Sicherheit,  Zahlungstermin,  Höhe  vom  gewöhnlichen  Arbeits- 
lohn unterschieden.  Sie  können  mit  diesem  durch  eine  gemeinsame 
„Lohnsteuer"  oder  „Arbeitssteuer"  (dann  etwa  mit  zwei 
Gliedern,  für   Gehalt"  und  „Lohn"  i.  e.  S.)  getroffen  werden. 

ßß)  Die  Leihzinssteuer  reiht  sieh  der  Grund-  und  Haus- 
steuer am  Näehsten  an,  soweit  aueh  diese  den  Ertrag  von  Benten 
„aus  Besitz''  treffen.  Wie  beide  genannte  und  die  Gewerbesteuer, 
aber  in  noch  höherem  Maasse  als  diese,  selbst  als  die  ihr  am 
Meisten  ähnliche  Haussteuer,  kann  sie,  weil  bei  dem  Leihzins- 
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Ertrag  der  Einfluss  des  subjectiven  Moments,  des  Wirthschafts- 
subjects  noch  geringer  ist  als  bei  einer  der  anderen  Ertragsarten, 
aach  in  der  Form  einer  Besitzsteuer,  z.  B.  einer  Vermögenssteaer 
nach  dem  Kapitalwerth  des  verliehenen  Betrags  erhoben  werden. 
Die  besondere  Leihsinsstener  ist  so  ziemlieh  das  gesehiehtUeh 
späteste  Glied  des  neneren  rationellen  Ertragsstenerqnitems  und 
fehlt  noch  hente  vielfach,  indem  der  Leihzinsertrag  entweder  als 
eine  Art  „Personalcinkommen"  nur  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer unterworfen  oder  selbst  gar  nicht  besonders  als  solcher 
(wenn  auch  etwa  nebenbei  mit  durch  gewisse  Verkehrssteuern) 
besteuert  wird.  Diese  unzulängliche  Besteuerung  der  Leihzinsen 
steht  ausser  mit  den  gleich  zu  erwähnenden  historischen  Gründen 
wohl  wesentlich  mit  den  grossen  stenertechnischen  Schwierigkeiten, 
das  Vorhandensein  nnd  die  Hohe  des  Ertrags  Tcrliehener  Kapitalien 
richtig  zu  Bestenemngszwecken  zu  ermitteln,  in  Znsammenhang. 

§.  462.  Das  Fehlen  dieser  wie  der  beiden  anderen  neuen 
Ertragsteuern  erklärt  sich  im  Uebrigen  geschichtlich  einfach  aus 
den  früheren  Verhältnissen  der  Volkswirthschaft  und  der  Rechts- 
ordnung, speciell  der  älteren  Personalstands-  and  politischen 
Standesordnung. 

Die  liberalen  Berufe  wurden  noch  wenig  zn  Erwerbs- 
zwecken  nnd  flberwiegend  von  Angehörigen  der  privilegirten,  ohne- 
hin stanerfrden  Stände  sowie  als  Ehrenamtsdienst  ansgeflbi  Das 
Beamtenthum  war  viel  geringer  entwickelt  nnd  für  sein  Dienstein- 
kommen steuerfrei.  Erst  die  moderne  Auffassung  der  Allgemein- 
heit der  Steuer  führte  daher  zu  dem  Verlangen,  dass  auch  der 
Ertrag  der  Arbeit  in  solchen  Berufen  zu  besteuern  sei.  Die  Idee 
der  allgemeinen  Einkommensteuer^  eine  Folge  dieser  Auffassung, 
wirkte  in  derselben  Richtnng.  Wo  aber  eine  solche  Einkommen- 
steuer fehlte,  war  es  nur  consequent,  wenigstens  dne  neue  Ertrags- 
steuer gerade  für  den  Ertrag  dieser  Arbeit  einzufahren  oder  eine 
der  alten  Ertragssteuem  entsprechend  auszudehnen,  z.  B.  die  Ge* 
werbesteuer  zu  einer  umfassenderen  „Erwerbssteuer"  zu  machen. 
Die  practische  Nothwendigkeit  einer  Besteuerung  des  Ertrags- 
liberaler Arbeit  aber  wuchs  mit  der  allgemeinen  Steigerung  des 
Steuerbedarfs  und  der  grösseren  Anzahl  und  wirthschaftliohen  Be- 
deutung der  Angehörigen  dieser  Berufe. 

Die  untere  arbeitende  Classe  hat  in  den  häufigen  Kopf- 
nnd  ähnlichen  Steuern  fttr  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  gesteuert  Im 
Zustand  der  Unfteiheit  oder  ähnlicher  Abhängigkeit  zahlte  der 
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Herr  für  sie.  Mit  dem  Wegfall  allgemeiner  Kopfsteuern  und  mit  der 
Entwicklung  des  Taglöhnerwesens  auf  dem  Lande,  des  Handwerks- 
gesellenthums und  vollends  des  gewerblichen  Grossbetriebs  in  den 
Städten  trat  dann  erst  die  Nothwendigkeit  einer  besonderen  Be^ 
steaenmg  dieser  Olassen  mehr  her?or.  Die  indireeten  Verbrauehs- 
stenem  haben  aneh  dazu  mit  gedient,  bewnsstermassen  zuerst  in 
den  Städten,  später  aoeh  in  den  Territorien  nnd  Staaten.  Nach 
der  völligen  politischen  Emancipation  des  Arbeiterstands  war  es 
dann  unter  dem  Einfluss  der  Idee  der  staatsbürgerlichen  Gleich- 
heit wieder  nur  consequent,  jetzt  auch  den  Ertrag  der  gewöhnlichen 
Handarbeit  direct  za  besteuern,  wiederom  entweder  mit  durch  die 
allgemeine  Einkommenstener  (Glassenstener)  oder  doroh  eine  be- 
sondere nene  Arbeitsstener,  bez.  mittelst  einer  Ansdebnnng  der 
Gewerbe-  oder  Erwerbsstener.  In  den  deutschen  Ländern  mit 
stärker  entwickeltem  direeten  nnd  Ertragsstenersystem  nnd  schwächer 
gebliebenem  Verbrauchssteuerwesen  ist  man  auch  so  vorgegangen. 

Der  Ertrag  verliehener  Gcldkapitalien  ist  schon  frtlher, 
so  in  Städten,  in  Nothzeiten  bei  Extrasteuern,  wohl  durch  all- 
gemeine Vermögenssteuern  grundsätzlich  mit  besteuert  worden. 
Eme  besondere  Erfaragsbestenemng  dafür  war  vor  der  erheblicheren 
Entwieklung  des  Greditwesens  kein  so  grosses  Bedttrfhiss  nnd  hot 
immer  stenertechnisch  besondere  Schwierigkeiten.  Als  in  der  Neu- 
zeit aber  überhaupt  das  Ertrag8Bteuer83r8tem  rationell  ausgebildet 
wurde,  war  es  nur  consequent,  einen  so  eminent  steuerfähigen  Er- 
trag wie  den  Zinsertrag  auch  besonders  zu  besteuern.  Obwohl 
nun  Rücksichten  auf  „Schonung  des  Kapitals^%  £eitirchtungen, 
„das  Kapital  nicht  durch  Stenern  aus  dem  Lande  zu  treiben",  hie 
nnd  da  anch  die  Idee,  dass  dieser  Zinsertrag  durch  Ueberwälaning 
anderer  Ertragssteuem  auf  ihn  wenigstens  in  einem  alten  Ertrags- 
steuersystem von  Grund-,  Hans-  und  Gewerbesteuern  schon  reell 
mit  besteuert  sein  könnte,'')  vor  Allem  aber  die  handgreiflicbe 
fiteuertechnische  Schwierigkeit,  gerade  diesen  Ertrag  richtig  zu  er- 
fassen, ein  zaghaftes  Vorgehen  erklärlich  machen,  so  hat  man  sich 
doch  mit  Becbt  mehrfach  (so  in  deutschen  Staaten)  entschlossen, 
eine  besondere  „Kapital'^-  oder  „Kapitalrenten Steuer'^  da- 
für einzuführen.  Erst  dadurch  ist  die  nothwendige  Veryoll- 
ständigung  des  Ertragssteuersystems  erfolgt  und  wenigstens  Im 
Prindp  das  „mobile  Kapital''  (abgesehen  yom  Steuerfhss)  ebenao 

S.  Uber  dies  AUes  Helferich  in  dem  AofuUz  Uber  die  Binfth™°g  einer 
Kapitalientenstener  in  Baden«  Tub.  Ztachr.  1846. 
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gestellt  worden >  als  das  längst  besteuerte  „immobile*',  Grund 
und  Boden  nnd  Gebäude.  Die  einlaohe  Unterstellung  des  Zins- 
ertrags nnter  die  allgemeine  £inkommenstoner  (Preussen)  reieht 
zur  Herbdfltlmmg  dieser  Gleiehstellnng  nicht  ans,  wenn  daa  Ein- 
kommen aus  Grund,  Gebinden  nnd  Gewerben  doppelt,  durch  die 
Ertragsbesteuerung  und  die  Einkommensteuer,  getrotten  wird.  Für 
die  Bildung  des  ganzen  Steuersystems  ist  nur  von  der  unbestreit- 
baren Thatsache  Act  zu  nehmen,  dass  der  Leihzinsertrag  auch 
durch  die  rationellste  directe  Ertrags-  und  Einkommensteuer  regel- 
mässig nur  viel  unsicherer  und  wohl  fast  immer  unvoll- 
ständiger getroffen  wird,  als  der  durch  andere  Ertrags-  und 
durch  die  Einkommensteuer  besteuerte  sonstige  bmfsmässige  Er- 
werb. Daraus  Iblgt,  dass  es  sich  gerade  jenem  Ertrag  gegenüber 
darum  handelt,  ihn  noch  durch  ganz  andere  Steuerarten, 
als  etwa  bloss  die  Verbrauchsbesteuerung,  zur  genügenden  Be- 
steuerung heran  zu  ziehen.  Dazu  dienen  namentlich  die  Ver- 
kehrssteuern. £s  liegt  hier  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Erwerb 
durch  einzelne  Acte  und  durch  Anfall  vor,  die  schon  hier  hervor- 
gehoben werden  mag. 

§.  463.  —  c)  Allgemeine  Beurtheilung  des  Ertrag- 
steuersystems, "^j  Die  dargelegte  Entwicklung  der  Object-  oder 
Ertragsbesteuerung  ist  eine  durchaus  consequente  und  rationelle, 
die  zur  annähernden  Erreichung  des  Ziels  volkswirthscbaftlich 
richtiger  und  vollständiger ,  sowie  leidlich  gleichmässiger  Besteue- 
rung aller  Theile  des  berufsmässigen  Erwerbs  unvermeidlich  war. 
Die  Ertragsbesteuerung  mit  den  genannten  sechs  Gliedern  (Grund-, 
Haus-,  Gewerbe-,  dann  liberale  Berufs-,  Lohn-,  Leihzinssteuer)  und 
ihren  Unterarten  und  Specialisimngen  verdient,  als  zusammen- 
gehörige Steuergruppe  betrachtet,  auch  mehr  als  irgend  eine  andere 
Gruppe  den  Namen  eines  „Systems". 

Aber  noch  abgesehen  von  den  diesen  Steuern  allen  gerade 
als  Objectsteuern  anklebenden  Mängeln  hat  dies  Ertragssteuersystem 
doch  wesentliche  Schwächen:  es  besteht  aus  sehr  ungleichen 
Elementen  von  sehr  verschiedener  Erfassbarkeit  Dies 


^  S.  u.  A.  Neumann  in  d.  Sehr.  Eitiagsst.  oder  persöul.  Steaera  u.  Uberlianpt 
die  neueste  Liter.,  wie  Held,  die  Gutachten  d.  Yer.  1  Sodalpolit.  u.  die  Yerhandl. 
auf  d.  Versamml.  v.  1875  u.  1877.  Auf  der  Versammlung  v.  1875  wurde  GenseTs 
These  aDgeiionimcn  (Bericht  S.  68):  „Die  bisher  noch  in  einer  Mehrzahl  deatschei 
Staaten  besteheiideii  sogen.  Ertragssteuern  erweisen  sich  bei  gesteigertem  Bedarf  als 
onzaieiclieDd.**  In  der  spec.  Steaerlehre  die  genaueren  thatsIchUclien  Belege  Dir  die 
eiMdacn  Sttse  im  Text 
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hindert  schon,  grosse  Quoten  eines  grossen  und  wachsen- 
den (Staats-  und  Commimal-)  Steuerbedarfs  dadurch  zu  decken, 
was  sich  überall  bald  als  nnmöglich  erwiesen  hat,  so  in  Oester- 
reich, Frankreich  nnd  in  den  dentochen  Staaten  in  neuerer  Zeit 
Namenflich  hringt  dieser  innere  FeUer  des  Ertragsstenersystems 
grosse  Ungleichmftsaigkeiten  der  Belastung  mit  sieh,  trotz 
aller  entgegengesetzten  Bemtthnngen,  sowohl  zwischen  den  Objecten 
(bez.  den  dafür  Steuerpflichtigen)  der  verschiedenen,  als 
zwischen  demjenigen  einer  und  derselben  Ertragssteuer. 

a)  Die  reinen  Realstenem  des  Systems,  die  Grnnd-  nnd 

mehr  noch  die  Gebäudesteuer  bieten  den  Vortheil,  dass  sich  das 
Vorhandensein  und,  wenn  auch  bei  der  Grundsteuer  auf  sehr 
complicirte  Weise,  wenigstens  innerhalb  gewisser  Grenzen  doch 
auch  die  ungefähre  Höhe  der  Ertragsfähigkeit  und  des  Bein- 
ertrags selbst  leidlich  sicher  ermitteln  lassen.  Bei  der  Gewerbe- 
Steuer  einschliessMch  der  Steuer  der  selbständig  ansgefibten  liberalen 
Berufe  liegt  die  Sache  wesentlicli  nngflnstiger.  Vorhandensdn  nnd 
Hohe  des  Ertrags  ron  Leihzinsen  entziehen  sich  leicht  ganz 
derOontrole,  während  wieder  der  Ertrag  der  liberalen  Dienst- 
arbeiten (Beamte)  und  der  niederen  Arbeits  arten  an  sich  und 
in  seiner  Höhe  leichter  zu  ermitteln  ist.  Daraus  droht,  wie  auch 
die  Erfahrung  bestätigt,  eine  üeberlastung  des  immobilen 
Besitzes  und  seines  Ertrags  hervorzugehen,  zumal  hier  ge^ 
wöhnlich  eine  hohe  alte  Besteuerung,  die  freilich  vom  jetzigen 
Besitzer  nicht  mehr  immer  als  Steuer  angesehen  werden  kann, 
geschichtlich  fiberkommen  ist  Und  auch  der  Arbeitsertrag  droht 
schwerer  sogar  durch  diese  dhrecte  Besteuemng  getroffen  zu  werden, 
als  der  gewerbliche  Unternehmergewinn  und  vollends  als 
der  Leihzinsertrag.  Der  Ertrag  von  Gebäuden,  besonders 
von  städtischen,  regelmässig  im  Wege  der  Vermiethung  be- 
nutzten, ist  besonders  leicht  richtig  zu  ermitteln,  der  nahe  ver- 
wandte Ertrag  von  Leihkapitalien  oftmals  gar  nicht,  mdstens 
Bckwer  (Werthpapiere!). 

ß)  Innerbalb  des  Gebiets  einzelner  Steuern  erheben 
sich  nicht  geringere  Schwierigkeiten,  besonders  bei  der  Grund-, 
der  Gewerbe-  und  der  Steuer  der  selbständigen  liberalen 
Berufe,  auch  bei  der  Leihzinssteuer.  Nach  den  landwirth- 
sehaiUichen  Betriebssystemen,  den  Verkehrs-  und  Absatzverl^t- 
nissen  u.  s.  w.  ist  der  isteuerfoare  landwiräisehallliche  Beiimt»£^ 
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des  Grttnd  und  Bodens  ausserordentlich  verschieden  und 
unter  dem  steten  Wechsel  der  zahlmohen  einwirkenden  Ursachen 
nach  Ort  nnd  Zeit  sehr  veränderlich:  mit  der  höheren  Entwick- 
lung der  Volkswirtbschaft  (intensiTcr  Anbau,  Oommunieationen!) 

in  immer  höherem  Maasse.  Dies  macht  die  nmfassendsten  zeit- 
und  geldraubenden  Operationen  zur  Feststellung  des  Reinertrags 
nothwendig,  die  gleichwohl  nicht  einmal  für  den  Moment,  ge- 
schweige fUr  längere  Zeit  den  Zweck  erreichen,  dass  man  nun  die 
Grundsteuer  wenigstens  unter  den  einzelnen  Grundbesitzern 
gleiehmässig  aufzulegen  vermöchte.  Bei  den  einzelnen  Ge- 
werben,  deren  Ertrag  die  Gewerbesteuer  belasten  will,  ist  wieder 
die  Erfassbarkeit  nicht  nur  nach  der  hier  besonders  massgebenden 
Persönlichkeit  des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects  — 
ein  wie  bei  allen  Objecteteuern  auch  hier  gar  nicht  oder  nur  wenig 
berücksichtigtes  Moment  — ,  sondern  auch  nach  den  Gattungen, 
dem  Umfang,  der  technischen  Natur  der  verschiedenen  Gewerbe 
ganz  ungleich:  bei  den  Handels-,  vollends  den  Bank-  und  ähn- 
lichen Gewerben  meist  viel  schwieriger  (als  bei  den  Gewerken, 
beim  Grossbetrieb  schwerer  als  beim  Kleinbetrieb ,  bei  der  Fabrik 
als  beim  Handwerk.  Und  in  welchem  Grade  differirt  wieder  die 
Erfassbarkeit  des  Ertrags  und  seiner  Höhe  bei  den  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmungen  auch  des  nemlichen  Zweiges! 
Aehnliches  gilt  von  den  verschiedenen  liberalen  Berufsarten.  Nicht 
minder  aber  ist  der  Leih  Zinsertrag  je  nach  der  Kapitalanlage 
ganz  verschieden  erfassbar:  bei  Hypotheken  in  Grundbüchern,  un- 
versicherten Privatschulden,  Werthpapieren,  in-  und  ausländischen 
Papieren  u.  s.  w.  Die  immer  grossere  Kttnstlichkeit  und 
Kostspieligkeit  des  Ertragssteuersystems  ist  die  noth- 
wendige  Folge  dieser,  gerade  in  der  modernen  Welt  aus  ?rirth- 
schaftlichen,  technischen  nnd  socialrechtlichen  Gründen  steigenden 
Schwierigkeiten,  die  einzelnen  Erträge  einigermassen  richtig  zu 
erfassen:  daher  jene  staunenerregenden  Werke  der  „rationellen" 
GrundsteuerkatasteXi  jener  riesige  Classenschematismus  neuerer  Ge- 
werbesteuern. Aber  man  kann  sich  nicht  verhehlen,  dass  das  Pro- 
blem volkswirthschaftlich  richtigeri  vollständiger  und  gleichmässiger 
Besteuerung  durch  das  Ertragssteuersystem  auch  in  dieser  relativ 
vollkommensten  Ausbildung  doch  nur  sehr  unvollkommen  und 
wegen  der  immer  grösseren  Individuaßshrung  und  Beweglichkeit  aller 
einwirkenden  Momente  sogar  wachsend  unvollkommener 
gelöst  wird. 
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§.  464.  —  y)  Eine  bcbondeie  Schwierigkeit  macht  im  Ertrags- 
steaersystem  das  Scbuldenwesen,  namentlich  die  Belastung 
der  Realitäten  mit  Schulden.  Diese  Sehwierigkeit  wächst  an 
praetiflcher  Bedeutung  mit  der  Vennehrung  dieser  Versehuldung, 
wdche  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  sichtbar  ist  und  hier  mit 
ganz  modernen  Verhältnissen,  namentlich  mit  der  neueren  liberal- 
individualistischen  Rechtsordnung,  der  freien  Veräusserlichkeit  und 
beliebigen  Verse huldbarkeit  des  Grundbesitzes  und  der  Erbtheiiung 
unter  den  Geschwistern  zusammenhängt.  Dadurch  entsteht  eine 
Masse,  vielleicht  die  Hauptmasse  aller  Grundschulden  in  Folge 
der  Belastung  des  Bodens  mit  Restkaufgeldem,  mit  Darlehen,  welche 
ein  Käufer  nur  zum  Zweck  des  Ankaufs  eüies  Grund-  oder  Haus- 
besitses  aufgenommen  und  mit  Erbanthdlen.  ^  Die  Belastung  der 
Zinsen  ftlr  solche  Schulden  mit  dem  aliquoten  Tbeil  der  Grund- 
und  liauösteuer  ist  gewöhnlich  nicht  durchzutlihren ,  selbst  wenn 
das  Gesetz  sie  vorschreibt  oder  begünstigt.^)  Der  Besitzer  wird 
vielmehr  genöthigt,  damit  ihm  das  fremde  Kapital  geliehen,  oder 
das  einmal  eingetragene  Kapital  (das  bei  Restkaufgeldern  und  Erb- 
antheilen  nach  Rodbertus'  richtiger  Auffassung  allerdings  gar 
nicht  „Kapital"  ist,  sondern  durch  die  Recfatsform  der  Verschul- 
dung nur  als  Kapital  erscheint  und  vielmehr  emen  Gutsantheil 
repräsentirt)  —  nicht  gekündigt  wird^  die  ganze  betreffende  Steuer 
auf  sich,  mithin  auf  den  Rest  des  Reinertrags  zu  nehmen, 
welcher  ihm  nach  Abzug  der  Schuldzinsen  bleibt.  Dadurch  wird 
der  verschuldete  Besitzer  besonders  schwer  gedrückt  und  stellt  sich 
wieder  eine  grosse  U n gleich m äs sigkeit  in  der  Steaer- 
belastung  zwischen  schuldenfreien  und  Tcrschuldeten  und 
unter  letzteren  zwischen  den  in  verschiedenem  Maasse  ver- 
schuldeten Besitzern  heraus.  Das  Steuenreeht  pflegt  auch  aus- 
drücklich bei  der  Grund-,  Hans-  und  ähnlichen  Steuern,  als  Object- 
steuern,   welche  die  Ertragsfähigkeit  des  Objects  als  solchen 

Für  die  ganze  Frage  s.  £odbertuä,  „Zur  Erklär,  u.  Abhill'u  d.  heut  Credit-^ 
noüi  des  OnmdbesitzeS**,  der  in  Batkanfgeldern  u.  ErbantheUen  bei  uns  die  wiolitigste 
Verschuldungsursache  sieht.   Vgl  auch  Grandleg.  §.  822. 

•)  Das  kommt  vor,  z.  B.  in  dem  System  der  Ertragsbesteuerung  in  der  engl. 
iÜnk.ät,  aber  aach  auf  dem  Continent  bei  eigentlichen  Ertragssteaern.  So  wird  in 
Oeeteireioh  das  Einkommen  ans  Oioiidstttcken  u.  Gebftitden  nach  dem  Eiak.8t.gies. 
?.  29.  Oct.  IS  19  in  der  Form  des  Zuschlags  von  einem  Drittel  des  Ordinariums 
(16®/f,)  der  Grund-  u.  Gobäudest.  erhoben,  doch  hat  dafttr  der  Grand-  »i  Hausbesitzer 
d&ö  iiecht,  5^io  von  den  hypothek.  Zinsen  u.  s.  w.  seinem  Gläubiger  in  Ab^:u^  zu 
bringen,  —  was  factisch  irohl  sehr  selten  geschielit  Beeil  liegt  hier  daher  doch 
nnr  die  entsprechende  Erhöhung  der  Chnmd-  und  Qeb&adeBteiitt  ror.  Ygt  Ghlapp, 
dir.  Steü.  Oesterr.  6.  Aufl.  181. 
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besteuern  sollen,  auf  den  Umstand  der  Verschuldung  gar  keine 
Rücksicht  zu  nehmen,  es  dem  Verkehr  liherlassend,  ob  und  in  wie 
weit  der  Eigeuthümer  des  Objects  die  Steuer  auf  den  Gläubiger 
ttberwälzen  kann:  in  der  Tbat  die  Consequenz  der  reinen  ,,0b- 
jeet"-£esteaenug.'^)  Gegentiber  den  VerhältniBsen  des  wirth- 
sohafüiohen  Lebens  räeht  sich  aber  diese  Ignorimng  der  Verschal- 
dnng,  indem  namentlich  eine  hohe  Besteuerung  des  Realbesitzes 
und  vollends  eine  weitere  Steigerung  derselben  wegen  der 
grossen  Härte  und  Ungleichmässigkeit  der  wirklichen  Belastung 
ganz  unhaltbar  wird. 

Trotz  aller  dieser  inhärenten  Mängel  sind  die  Ertragssteuern 
in  der  Staats-  und  Tollends  in  der  Oommnnalbesteaenmg  nicht 
entbehrlich.  Man  wird  sie  nur  immer  wieder  von  Kenem^  o.  A. 
auch  durch  Special isirnngy  zu  Terbessem  suchen  müssen.  Aber 
ihre  Stelle  wird  wohl  namentlich  in  der  Staatsbesteuerung  eine 
relativ  beschränktere  werden,  indem  andere  Steuern,  be- 
sonders für  die  Deckung  eines  vermehrte n  Finanzbedarls,  neben 
sie  treten.  Eine  e i n  i'ac h e  A uf he b ung  lauge  bestehender  Real- 
steuern,  besonders  der  Grund-  und  Gebäudesteuern,  zum  Theil  aber 
auch  gewisser  Gewerbesteuern,  wäre  anderseits  durchaus  nicht 
angebracht,  selbst  wenn  die  betreffenden  Steuerpflichtigen  dann 
angemessene  Einkommensteuern  statt  der  erlassenen  Realsteuem 
zahlten.  Eine  solche  Massregel  wäre  ein  ungerechtfertigtes 
Geschenk  auf  Staats-  und  Gemeinschaftskosten  an  die  bisherigen 
Realitätenbesitzer,  nicht  nur  im  Betrage  der  Steuer,  sondern  im 
Betrage  des  Kapitalwerths  der  Steuer.  Eher  empfiehlt  sich 
die  Ueberweisung  der  Staats-Realsteuem  oder  eines  Theils  davon 
an  die  SelbstverwaltnngskOrper,  besonders  die  Ortsgemeinden,  wie 
nach,  neueren  proussischen  Plänen. 

Nur  innerhalb  der  im  Vorausgehenden  gezogenen  Grenzen 
wird  mau  demnach  auch  die  allgemeine  directe  Einkommen - 

In  den  Grundsteuergesetzen  wird  es  wohl  besonders  aasgesprochen,  dass  die 
Schulden,  auch  die  auf  den  Grundstöcken  hypothekaiisch  haftenden,  nnberftckrichtigt 
bleiben. 

Hiermit  übereinstiinmeiid  der  Beschluss  des  Vereins  f.  Soc.polit.  auf  Antrag- 
Gen  s  e  1  's  und  M  a  s  s  e  's  in  Bez.  auf  Steuern  auf  unbewegliches  Vermögen ,  die  seit 
langer  Zeit  in  einer  die  übrigen  Ertragsstenern  wesentlich  tü>entnlgenden  Höhe  be- 
standen liaben.  S.  auch  daaelbet  £e  feinere  Noanciioog  dieaei  These  durch 
lieum^Qn.    Ber.  S.  69. 

Vgl.  auch  Gneist,  Steuencf.  in  Picusscu,  Beri.  1876,  S.  25,  wo  die  Postulate: 
^dle  B  e*l8teueni  der  Gemeinde,  die  Personalateoem  dem  Staate,  die  Yerbranchs- 
stetteni  dem  Beiche'*  nur  etwaa  n  sehr  zugespitzt  Verden« 

A.  W»f  B«r,  Fisaazwisseuelialt  U.  2S 
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Steuer  als  die  passende  hauptsächlic he iSchatziing und  directe 
Staatssteuer  der  Zukunft  ins  Auge  fassen  dürfen.^*) 

Dies  Ergebniss  der  allgemeinen  Beurtheilung  des  Ertragssteuer- 
systems findet  durch  die  veigleichende  Gegenüberstellung  der  Ob- 
ject-  und  Sabjectbesteneroiig  des  benif8ma«sigeii  Erwerbs  in  Folgen- 
dem seine  Bestätigniig. 

C.  —  §.  465.  Nothwendige  Verbindung  derSubject- 
QU'd  Objectbestenernng.  Eine  vollsülndige  Bestenening  des 
berufsmässigcD  Erwerbs  würde  sieb  unter  zwei  Voraussetzungen, 
einer  practischen  und  einer  principiellen ,  sowohl  durch  die  Sub- 
ject-  und  Einkommenbesteuerung  allein  als  durch  die  übject-  und 
Ertragsbesteuerung  allein  erreichen  lassen:  einmal,  wenn  es  ge- 
länge, die  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  welche  sich  einer  streng 
conseqnenten  Durchführung  einer  jeden  dieser  beiden  Besteue- 
rungsarten  entgegenstellen;  sodann,  wenn  die  doreh  die  Arbeits- 
und Besitztheilung,  den  Creditverkehr  und  die  locale  nationale  wie 
internationale  Personenbewegung  bewirkte  Complication  der  Er- 
werbs Verhältnisse  eben  nicht  grundsätzlich  eine  Object-  und 
Subjectbesteuerung  neben  einander  fUr  den  Staat  und  mehr  noch 
für  die  Commune  verlangte. 

1)  Die  Ueberwindnng  jener  Schwierigkeiten  ist,  wie  im  Voraus- 
gehenden schon  mehrfach  angedeutet  wurde,  erfahningsgemilss  nicht 
mOgUch.  Deshalb  erscheint  von  vorneherein  wieder  eine  Combi- 
nation  von  Subject-  und  Objectbesteuerung  (wie  auch 
beider  mit  der  Verkehrs-  und  Anfallbesteuerung,  der  Besitz-  und 
Gebrauchsbesteuerung)  zweckmässig,  um  auf  verschiedenen  Wegen 
von  verschiedenen  Ausgangspuncten  aus  das  Ziel  zu  erreichen. 

2)  Auf  die  principielle  Nothwendigkeit  einer  Ver- 
bindung von  Object-  und  Sulyectbesteuerung  hat  die  Untersuchung 

Auf  dies  Postulat  läuft  iui  ^Ves<^ntl.  Held 's  Scbr.  übet  d.  Emk.st.  hinans, 
s.  bes.  Kap.  7,  nam.  am  bchlass.  lu  d.  VersaiumL  ?.  187Ö  nahm  d.  Yer.  t  Socpoliu 
die  TbeM  in  Held 's  Ftssnng  aa:  empfiehlt  uch  daher  (d.  h.  iregen  der  Un- 
soTeicheodheit  der  Ertragasleniwn ,  s.  Note  7  oben)  eine  in  den  unteren  Stufen  pro- 
»jressive  allgemeine  Einkommenst.  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  VermögensL 
/.ut  hauptsäclilichsten  directeu  Steuer  (sc.  des  Staats)  zu  machen.''  —  Leber  die 
ErtTagsstenem  n.  8.  in  der  Oommunalbesteuerong  s.  die  Thesen  n.  mein  Befenat 
in  der  Vers.  d.  Ver.  f.  Socpolit.  ?.  1877  u.  über  z.  Th.  abweichende  Ax^ßumBgea. 
Xasse's,  Held 's  u.  A.  die  dortige  Debatt»;.  In  den  abgeschwächten,  aus  Com- 
promissen  her?orgegangcnen  Eesolationen  wurden  in  Städten  und  Landgemeinden 
«.Rot^lstenem,  nam.  von  Grond  n.  Boden  n.  ClebiadM'*,  vu  twvr  ,,nnabhäDglg  foii 
ähnlichen  Staatsäteuern*\  femer  ,,PersonaIsteuem  von  allen  in  d.  Commune  lebeDdea, 
okonomiscli  selbständigen  physisrhen  Personen",  und  zwar  diese,  bes.  ..Einkommen-- 
iiteuern  im  Anschlass  au  die  entsprechenden  Staatssteuern*'  fUr  geboten  erachte. 
Berieht,  S.  lOS. 
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Irüiier  bei  der  ErörteruDg  der  volkswirthschattlichen  und  der  Ge- 
rechtigkeitsgrundsätze in  der  Besteaeriing  wiederholt  hingefUhrt 
(s.  bea.  §.  411,  414,  415). 

a)  Die.iBtaatBbeBteaenmg  vermdehte  mit  jeder  der  beiden 
Bestenemngsarten  allein  nnr  unter  einer  niebt  zntrefifenden  nnd 
gerade  im  modernen  Wirthschaftsleben  immer  weniger  zutreffenden 
Voraussetzung  auszukommen:  wenn  nemlich  die  heimische  Volks- 
wirthschaft  als  eine  ganz  abgeschlossene  angesehen  werden 
könnte,  die  Bewohner  des  Inlands  kein  Eigenthum  und  Erträge 
daraus  in  der  Fremde,  die  Fremden  keines  im  Inland  besässen, 
nnd  ttberhanpt  die  internationale  Personen-  nnd  Kapitalienbewegnng, 
die  „weltwirtbscbaltüche''  Verbindung  fehlte.  Frflher,  Yor  der  gross- 
artigen  modernen  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  blieb  zwar  bei 
einem  blossen  Einkommen-  oder  Ertragssteuersystem  die  Lücke 
principiell  dieselbe,  aber  practisch  hatte  sie  viel  geringere  Be- 
deutung. Jetzt  würde  bei  einer  reinen  Subjectbesteuerung  ein 
grosser  Theil  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft ,  welcher  in 
Folge  von  Eigenthnms-  und  obligatorischen  Bechten  an  fremde  Be- 
sitzer hinaus  geht,  nicht  getroffen  werden.  Dies  führte  namentlich 
in  stark  an  das  Ausland  verschuldeten  Volkswirth- 
Schäften  und  in  solchen,  deren  Grund  und  Boden  (Grossgüterl) 
und  Gewerksanlagen  (Bergwerk e,  Fabriken)  in  grosserem  Um- 
fange ausländischen  Eigenthümern  (eventuell  Actionären)  ge- 
hören, zu  einer  grossen  Einbusse  der  Steuereasse  und  indirect 
nothwendig  zu  einer  um  so  stärkeren  Belastung  der  heimischen 
Bevölkerung.  Umgekehrt  würde  in  einem  Lande,  dessen  Bewohner 
bedeutende  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  haben  und  daraus  Renten 
beziehen,  die  reine  mländische  Objeet-  oder  Ertragsbesteuemng 
dieses  „Einkommen*'  nicht  genügend  treffen.  Die  Verbindung 
beider  Besteuerungsarten  muss  daher  verlangt  werden. 
Sie  reicht  noch  nicht  einmal  zur  richtigen  Gestaltung  der  Gesammt- 
besteuerung  aus.  Vielmehr  sind  gerade  wegen  der  erwähnten 
Verhältnisse  noch  ganz  andere  Steuern,  besonders  Verkehrs- 
und Verbrauchssteuern,  principiell  nothwendig,  um  mög- 
lichst jeden  Theil  des  heimischen  Volkseinkommens  irgendwie  zu 
besteuern. 

b)  Alles  Gesagte  gilt  üi  yerstärktem  Maasse  noch  ron  der 
Communalbesteuerung.  Denn  die  einzehie  Commune  (Gememde, 

Kreis,  Provinz)  ist  noch  viel  mehr  mit  anderen  Comrounen  durch 
Kapitalienverkehr,  obligatorische  Verhältnisse,  Persouenbewegung  etc. 

2B* 
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verkettet.  Man  gelaogt,  Dach  den  irUhereu  Austührangeu ,  zu 
ganz  unhaltbaren  Zuständen,  wenn  man  hier  nieht  Subject- 
nnd  Objeetbestenenmg  rationell  verbindet  Von  soleben  Zuständen 
kann  man  sieb  gerade  in  Dentsobland  (Preussen!)  im  gegenwSrtigen 
Communalsteuerwesen  ein  Bild  machen,  obgleieh  hier  nach  keiner 
der  beiden  Seiten  die  volle  Consequenz  gezogen  werden  konnte. 
Sonst  würde  die  Sachlage  einen  noch  deutlicheren  Beweis  liefern. 

D.  —  §.  466.  Vergleichung  der  Subject-  und  Ob- 
jectbesteuerung.  Einen  weiteren  Einblick  in  die  Notbwendig- 
keit  einer  Combination  von  Subject-  und  Objeetbestenerung,  nebst 
Anhaltspuneten  fUr  die  Art  und  Weise  der  Durchftihmng  dieser 
Verbindung,  ergiebt  eine  vergleichende  Betrachtung  beider  Besteoe- 
rungsarten  nach  ihren  Vorzügen  und  Mängeln.  Diese  Betrachtung 
niuss  sich  aber  hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  auf  einige  ge- 
meinsame Hauptpuncte  beschränken.  Weiteres  Einzelne  gehört  erst 
in  die  specielle  Steuerlebre. 

Die  Subjectbesteuerung  hat  den  Vorzug,  dass  sie  das- 
jenige Moment  in  den  Vordergrund  schiebt,  welches  die  Objeet- 
besteuerung  meistens  ganz  unbeachtet  l&sst:  die  Persönlichkeit 
des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects.  Diese 
ist  in  der  Regel  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Art  und  Höhe 
des  Einkommens  oder  der  dasselbe  bildenden  einzelwirthschaftlichen 
Reinerträge.  Je  mehr  dies  der  Fall  ist,  desto  richtiger  verfährt  im 
Princip  die  Subject-,  desto  unrichtiger  die  Objectbesteuerung.  Um 
aus  diesem  Satze  die  Folgerungen  für  Theorie  und  Praxis  der  Be- 
steuerung zu  ziehen,  mnss  man  dann  unterscheiden:  einmal 
die  zeitliehe  oder  geschichtliche  nnd  Örtliche  Entwick- 
lung des  Wirthsc haftslebens,  zweitens  die  Kategorie en 
des  Er w  er bs. 

1 )  Hei  grösserer  Individualisirung  der  Einzehvirthschat'ten, 
wie  sie  die  gescbichtlicbe  Entwicklung  der  Volkswirtbsc baft  Uber- 
haupt und  besonders  in  der  modernen  Zeit  und  in  vorgeschrittenen 
Ländern  mit  sich  zu  fitthren  pflegt,  wird  die  Object-  und  Ertragg- 
besteuerung  nothwendig  mangelhafter,  die  Subject- 
nnd  Einkommenbesteuerung  passender.  Die  ersterekann  nnd 
muss  mehr  nach  D luch Schnitts verhältnibscn  geben,  sich  daher 
schablonenhaft  gestalten.  Das  ist  zulässig,  solange  auch 
im  Wirthschaftsbetrieb  Gleichmässigkeit  der  Technik,  der  Ge- 
schicklichkeit» der  Bezugs-  und  Absatzverhältnisse  vorherrscht  und 
etwa  vollends  noch  von  der  Rechtsordnung  vorgesehrieben  wird. 
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So  ist  es  In  d^m  gegcbichüich  wichtigsten  Falle,  bei  der  Besteue- 
rung der  Landwirthe.  Bei  extensivem  Betriebe  und  unter  den 
älteren  Agrarverfassungen  (Flurzwang!),  bei  bäuerlicher  Wirth- 
schaft  und  fast  ausschliesslicher  Selbstbewirthschaftung ,  also  Iden- 
tität von  Eigenthümer  und  Landwirth,  bei  fehlender  Verschuldung 
reicht  die  Object-  und  Ertragsbesteuerong  in  der  Form  einfacher 
Grundsteuer  ziemlich  aus.  Aehnliches  gilt  von  einer  Gewerbe- 
steuer des  Handwerks  anter  Zun ftordnan gen.  Die  indiyi- 
doeUe  Ökonomische  Lage  der  einzelnen  Stenerpffiehtigen  ist  hier 
nicht  verschiedeu  genug,  richtet  sich  vornemlich  nach  Grösse,  Güte, 
Lage  der  Grundstücke,  nach  der  Art  des  Gewerbes,  -  lauter 
Momente,  welche  auch  eine  einfache  Grund-  und  Gewerbesteuer 
mit  Stufen  und  Classen  unschwer  berücksichtigen  kann,  —  so  ge- 
nügt die  Ertragsstener.  Das  ändert  sich  mit  der  Umgestal- 
tung und  Individualisirung  der  Technik,  der  Betriebs- 
art, und  —  Wirkung  und  wieder  Ursache  davon*  —  mit  der 
Veränderung  dar  bezüglichen  wirthschaftlichen Rechts- 
ordnung, in  der  modernen  Welt  daher  mit  dem  Zeitalter  der 
freien  Concurreuz.  Hier  drängt  Alles  darauf  hin,  die  Erträge 
der  Einzelwirthschaften  zu  differenziren.  Dem  vermag 
die  Objectbesteuerung  nicht  genügend  zu  folgen,  weshalb  nun 
wenigstens  zur  Ergänzung  die  Subjectbesteuerung  noth- 
wendig  wird.  Diese  Entwicklung  ist  mit  ganz  allgemeinen  Vor- 
gänge und  Erseheinungen  des  socialen  Lebens  in  Emklang:  das 
Individuum  gelangt  zu  selbständigerer  Geltung,  was  nirgends 
unberttcksicbtigt  bleiben  kann. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher,  in  Lcbereiustimniuug  mit  der 
Erfahrung,  resumiren:  die  Objectbesteuerung  passt  mehr 
für  frühere,  einfachere,  schablonenhaftere  Verhältnisse 
der  Technik  und  mehr  unter  den  älteren  wirthschaft- 
lichen Rechtsordnungen,  die  Subj  ectbesteuerung  mehr 
fttr  die  moderne  Technik  und  fttr  die  Gestaltungen  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  unter  dem  Rechts- 
princip  freier  individueller  Concurreuz. 

2)  Andrerseits  lässt  sich  eine  Subjectbesteuerung  in  der  Form 
einer  Personen-,  Classen  -  oder  directen  Einkommen  -  und 
allgemeinen  Vermögen  Steuer  doch  auch  in  der  modernen  Zeit 
nur  schwieriger  leidlich  richtig  gestalten,  als  unter  jenen  ein- 
facheren Verbältnissen  der  Wirthschaft  und  Technik  und  unter  den 
lUteren  Rechtsordnungen.   Die  Entwicklung  des  Creditverkehrs, 
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namenflieli  die  Belastnng  des  Realbesifzes  mit  Sebalden,  die 

Trennung  von  Eigenthumssubject  und  Wirthschaftssubject  (Pacht-, 
Miethverhältnisse) ,  die  Vereinigung  verschiedenartiger  Erträge  im 
Einkommen  einer  Person  n.  A.  m.  rufen  immer  neue  und  ver- 
schiedenartigere Erwerbskategorie en  hervor  and  er- 
schweren dadurch  jetst  die  Aufgaben  der  Subjectbestenening  sehr. 
So  mnss  man  ans  stenertechnischen  Gründen  neben  der 
Sabjectbestenerong  gleichwohl  anch  jetzt  eine  Objectbestene- 
rnng  haben  oder  behalten,  ja  für  die  DnrchfBhrung  der  ersteren 
fast  unvermeidlich*  mit  auf  Thatsachen  zurückgreifen,  welche  sich 
einigermassen  zuverlässig  nur  durch  die  Objectbesteue- 
rung  ermitteln  lassen,  z.  ß.  für  die  Einkorn menbesteuerung  des 
Landwirths  und  ländlichen  Grundbesitzers  braucht  man  wieder 
Daten  aus  dem  Katasterwerk  der  Grondsteaer.  Es  zeigt  sich  dies 
auf  den  beiden  Wegen,  auf  welchen  man,  wie  oben  daigelegt 
wurde,  die  directe  (allgemeine)  Einkommensteuer  henildlt  (§.  456). 
Auf  dem  zweiten  der  genannten  Wege  (§.  457)  tritt  es  nur  noch 
offener  hervor. 

Um  aber  wieder  die  Objectbesteuerung  auch  den  technischen, 
Betriebs-  und  Rechtsverhältnissen  der  Keuzeit  einigermassen  an- 
zupassen, müssen  die  Ertrags  steuern  eben  jene  geschilderte  Ent- 
wicklung nach  der  Richtung  grösserer  Specialisirnng 
nehmen.  Dadurch  wird  auch,  wenigstens  etwas  und  indirect^  dem 
„individualistischen''  Moment  Rechnung  getragen.  Das  com* 
plicirte  Katasterwesen  der  modernen  Grundsteuern  ist  ein  Haupt- 
beispiel hierfttr.  Wenn  es  auch  entfernt  nicht  die  Schwierigkeiten 
der  richtigen  und  gleichmässigcn  Beste iieiLing  der  Landwirthschaft 
bei  stark  intensivem  und  immer  individualistischerem  Betrieb,  bei 
stets  complicirter  und  variabler  werdendem  Zusammenwirken  von 
Natur,  Arbeit,  Kapital  und  Unternehmerthätigkeit  völlig  zu  lösen 
vermag,  so  fasst  es  doch  die  schwere  Aufgabe  richtiger  auf. 

Aus  allem  Gesagten  folgt  auch,  dass  Ertragsteuem  des  Staats 
unvennddlich  mangelhafter  als  solche  der  Gommunen  und 
Kreise  u.  s.  w.  sind.  Denn  hier  wird  immer  den  individuelleren 
Gestaltungen  noch  leichter  zu  folgen  und  werden  dieselben  auch 
nicht  so  verschieden  als  im  Staate  sein.  Man  kann  ferner,  was 
dann  freilich  auch  nicht  unterbleiben  sollte,  die  Grundlagen  der 
Ertragssteuern,  besonders  auch  der  Grand-  und  Gebäudesteuem 
leichter  und  öfter  revidiren  und  durch  ein  Bepartitionssteaer- 
System  sogar  den  persönlichen  Momenten  etwas  Rechnung  tragen* 
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Im  Staate  ist  schon  der  ungeheuere  Umfang,  die  Kostspieligkeit 
und  die  Zeitdauer,  z.  B.  eines  ordentlichen  Grundsteuer-Kataster- 
werks, zu  gross,  als  dass  man  durch  Revisionen  den  vor  sich  gehen- 
den £rtragsänderangen  irgend  genügend  folgen  könnte.  Hiernach 
masB  auch  die  Selbständigkeit  commnnaler  Realsteaern,  nieht 
die  unbedingte  Anlehnung  an  die  betreffenden  Staatsstenern  in 
Form  von  Znsehlägen,  als  das  Bielitige  erseheinen. 


4.  Absohnitt 

Die  finanzwissenschaftliche  Bildung:  des  Steuersystems.    I.  Die 
Urwerbsbesteuemni^.    B.  Die  Besteueruni^  einzelner  Erwerbsacte 
oder  Rechtsgesehftlle  (Yerkehrsbestenenuig). 

In  dur  ixulieren  Literatur,  im  Weseiitl.  bis  auf  Steiu,  ickit  ilaü  Verbtäudnibä  fttr 
djflse  prindidell  beiechtigte  und  in  gewisieiii  Umfang  nolbirendige  und  pncttBch 
widitige  Besteuerungsart  fast  ganz.  Theils  hat  man  dieselbe  mit  gewissen  Gebtthren 
zasammenj:;^e\vorfcn,  mit  denen  sie  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  in  der 
Steuerpraxis  allerdings  im  sogen.  Stempel-  und  Regia terabgabcnwescu  in  enger 
YerUndong  stand  n.  stellt,  theUs  hat  man  zwsr  «ine  Aeoietisohe  Scheidnng  erstrebt, 
aber  ohne  diese  Besteuerung  in  ihrem  Wesen  richtig  zu  erfassen.  Als  Gebühr  licss 
sie  sich  nicht  oder  nar  gezwungen  in  einzelnen  Fällen  rechtfertigten.  Aber  aucli  wenn 
dies  eingesehen  wurde,  vermochte  man  sich,  gegentiber  der  Verbreitung  in  der  Praxis, 
nidit  zn  dner  Tom  Standpnnct  des  Gebahremrenens  folgerichtigen  VenrerfiDng  m  ent- 
sdiliessen.  Zu  dieser  hätte  man  jedoch  gelangen  mUssen,  wenn  man  diese  Besteuerung 
nicht  in  andrer  Weise  durch  Ztirückführung  auf  ein  aUgemeiiics  Princip  und  durch 
Entdeckong  einer  richtigen  Stellung  im  Steuersystem  zu  begründen  vermochte.  Dazu 
fehlte  es  mangels  richtiger  principieller  n.  systematischer  Behandlung  der  allgemeinen 
Steaeriehre  meistens  sogar  an  Versnchen,  jedenfalls  an  gelungenen  Versuchen.  Auch 
Bau  ist  ron  diesem  Vorwurf  im  Gründe  genommen  nicht  auszunehmen.  S.  s.  Lehre 
I,  §.  227  ff.  Umpfenbach  erkennt  das  Wesen  der  Gebühren  richtig,  aber  7er- 
wim  die  Stempelabgaben  zn  einsdti^,  indem  er  sie  zwar  mit  Recht  nicht  nnter  den 
Gebtthienbegritt'  reiht,  aber  eine  andre  Auffassung  nicht  ßndet,  I,  §.  23  ff. 

Erst  durch  Stein's  Lehre  von  den  „Verkehrssteuern'*  (s.  bes.  d.  1.  Aufl. 
8.  412  ff.,  2.  A.  S.  289,  466  tt.,  3.  A.  S.  398,  519  fi.,  eine  seltsame  Preisgebung  seiner 
allerdings  nur  im  Kern  richtigen  Theorie  dagegen  in  der  neuesten  4.  AniL,  I,  463, 
bes.  IL  150  ff.  s.  u.)  ist  der  richtige  Weg  zur  Beseitigung  dieses  Mangds  mid  zur 
Ausfüllung  dieser  Lücke  im  theoretischen  Steuersystem  eingeschlagen  worden.  Seine 
Aoffassong  bildet  den  Ausnapponct  fUr  die  neue,  tiefere  und  klarere  Behandlung 
dieser  ganzen  Gattong  Ton  Stenern,  für  ihre  Abtrennnng  7on  den  Bechfs-  und  Yer- 
waltungs-Gebiihren  und  für  den  damit  zusammenhingenden  Ponct,  die  Betrachtung 
des  Stempels  als  Erhebungsform  von  Gebühren  und  Steuern,  nicht  als  selb- 
ständige Steuerart.  Alle  diese  Verhältnisse  sind  aber  schon  frllher  in  diesem  Werke 
hehandelt  werden,  auch  mit  Rttchsioht  auf  die  Literatur,  s.  bes.  Fin.  1, 1.  Aufl.  §.  95  ff. 
und  2.  A.  §.  137,  139,  dann  nnm.  oben  Kap.  I,  S.  3  ff.,  27,  29  ff.,  42,  49  C,  117  fl. 

In  der  Begründung  u.  Begrenzung  des  ganzen  Gebiets  dieser  Bosteuernng  weichl- 
ich aber  von  Stein  ab,  in  Folge  dessen  auch  iu  Bezug  auf  die  Ausführung  oder  auf 
die  einzelnen  hierhergehOrigen  Steuern  u.  deren  Einrichtang.  Dass  Stein  in  s.  bis- 
herigen Theorie  selbst  nicht  ganz  richtig  vorgegangen  ist,  u.  zwur,  weil  seine  Theorie 
von  den  Factoren  des  Einkommens  schief  ist  u.  ihm  eine  allgemeine  Erwerbstheorie, 
(oder  „Theorie  der  Eingänge''  in  eine  WirthscL)  fehlt,  beweist  wohl  die  merkwUidigu 
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v.  m.  TL  wiedar  viel  za  veitgehende  Preisgebnng  in  d.  4.  Aufl.,  die  niclit  einmal  ili 
solclie  von  Stein  bes.  hervorgehoben  wird.  Iii  d.  ].  Aafl.  (S.  412)  bezeichnet  Stein 

die  Verk.steuern  oder  „indir-  cten  Einkommensteuern"  als  „die  Abgaben ,  welche  von 
den  einzelnen,  den  Oebergang  der  Kapitalien  in  irgend  einer  Weise  vermittelnden 
Acten  «rhoben  werden**.  Ein  „Uebcrgaug  eines  Kapitals  oder  eines  Rechts  sei  nicht 
denkbu',  ohne  dass  dabei  von  der  einen  oder  anderen  Seite  ein  wirklicher  Mehrwerth 
gewonnen  wird.  Dieser  MehfÄ'crth  ist  mithin  ein  selbständiger  Reinertrag,  der  nicht 
mehr  auf  der  Production,  boudcrn  bio^s  auf  dem  Ucbergang  des  Kapitals  beruht  und 
der  durch  die  Acte  dieses  Uebergangs  vermittelt  wird.  Der  Gewinn,  der  darin  liegt, 
ist  die  Steuerquelie  der  Yerkehrsbteuer  ..."  hk  der  2.  Aafl.  S.  467  wird  diese  Steuer 
dann  in  der  Ausfahrung  des  früheren  Gedankengangs  richtig  folgend ermassen  begründet: 
„Da  die  Erwerbsteuer  bereits  alle  Producte  einer  ünternebmong  nach  ihrem  Ertrage 
besteuert  f?  unklar],  so  kann  es  nur  noch  Ein  Steuerobject  geben,  das  durch  dieselbe 
als  nicht  besteuert  erscheint  Das  sind  diejenigen  Verkehrsgesch&fte,  welche 
nicht  durch  die  Natur  der  Production  des  betreffenden  Unternehmens  grgi.-ben  sind, 
sondern  als  selbständig  neben  derselben  stehend  betrachtet  werden  müssen 
und  dadurch  einen  selbständigen  Beinertrag  neben  dem  regelmässigen  Erwerbe 
darbieten.  Dies  nun  ist  nur  da  der  Fall,  wo  der  Werthvorkehr  eintritt,  d.  L  wo  ein 
bestimmter  Werth  in  Umlauf  gesetzt  und  an  demselben  ein  Gewinn  gemacht 
wird.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Verkehrssteucr  zu  ihrem  Übjecte  nur  Werth- 
erwerbungen im  weitesten  Sinne  haben  kann  u.  dass  die  Steuerquelie  derselben 
stets  der  Werthgewinn  ist,  der  bd  jedem  Werthgesch&ft  vorhanden  sein  mnss  (?), 
sei  es  bei  Geber  oder  Nehmer,  da  sonst  das  Geschäft  nicht  gemacht  werden  würde." 
Dieser  im  Kern  richtigen  Begründung  fehlt  nur  die  allgemeine  theoretische  Basis 
einer  richtigen  Erwerbstheorie  und  mit  in  Folge  dessen  eine  richtige  Begrenzung 
der  Yerfcehrssteoer.  War  es  dies  Geflkhl,  das  Stein  bestimmte,  in  s.  3.  Aufl.  jene 
Motivirnng^  u.  allgemeine  Urazeicliming  des  Gebiets  fortzulassen?  In  d.  4.  Aufl.  scheint 
Stein  aber  sofrar,  wenn  ich  ihn  richtif;-  verstehe,  seine  frühere  Bejrrilndunsr  ?anz  auf- 
zugeben und  schiicsst  eine  Eruricrung,  in  der  er  den  engen  Zubammeuhang  des 
einzelnen  Terkehrsacts  mit  dem  gesammten  Erwerbsprocess  betont,  mit  dem  Satze: 
„Es  ist  daher  geradezu  unmöglich,  die  Verkehrssteucr  jemals  rationell 
zu  begründen,  möge  sie  nun  erscheinen,  wie  sie  will!"  ,,Die  Verk.st.  kann  nie 
durch  die  Wissensch.,  sondern  nur  durch  das  Bcdurfniss  des  Staats  erklart  werden." 
,,AlIe  Behandlnne  der  Teikehrsstenem  mnss  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  dass  die- 
aelbeu  an  und  für  sich  falsch  sind."  II,  152.  Das  heisst,  die  Theorie  wirft  die 
Flinte  ins  Korn.  Eine  ganz  unhaltbare  Stellung,  zu  der  man  auch,  unter  Festhaltung 
des  Kerns  von  Stein 's  älterer  Theorie,  gar  nicht  genöthigt  ist  Von  Stein's  neuem 
Standpuncte  ans  mtlsste  man  eigentlich  in  der  Theorie  die  ganze  Yerkehnbesteaerong 
verwerfen.  Das  ist  aber  theoretisch  falsch  wie  es  practisch  unmöglich 
ist.  Die  Praxis  hat  sich  in  der  Ausbildung  dieser  Besteuerung,  auch  ohne  Klarheit 
über  die  princlpielle  Begründung  u.  Begrenzung  derselben,  von  einem  ganz  richtigen 
„Geftlhl**  leiten  lassen. 

Die  Vcrkehrsbestcuerung  ist  begründet,  wo  nach  der  Natur  u.  ganzen  Einrichtung 
der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung  (Ertrags-  und  Einkommensteuer)  gewisser  durch 
einzelne  Verkchrsacte  oder  liechtsgeschäftc  rcalisirter  Erwerb  (Gewinn)  nicht  ge- 
troffen werden  kann  oder  thatsäehlich  nicht  oder  nnr  ganz  nnsiclier  n.  ungenügend 
getroffen  wird.  Es  ist  also  einmal  darauf  zu  sehen,  ob  und  welche  L ticken  die 
sonstige  Besteuerung  bat.  zweitens,  wo  ein  solcher  nicht  oder  nicht  ausreichend  be- 
steuerter Erwerb  oder  Gewinn  vorkommt.  Hier,  wie  so  oft  im  Steuerwesen,  handelt 
es  sich  dabei  fteilich  nm  die  Ermittlang  yon  Dnrohschnittsverhftltnissen  n.  dnrch- 
schnittlichen  Wahrscheinlichkeiten.  Damit  wird  zugleich  das  Gebiet  dieser 
Besteuerung  richtig  begrenzt,  was  auch  in  Stein's  früherer  Theorie  der  Mangel 
war.  Denn  es  ist  unhaltbar,  bei  jedem  Verkehraact  einen  solchen  Gewinn  oder 
eine  Lacke  in  der  sonstigen  Bestonerang  anzunehmen.  S.  nnten  §.-469  ff. 

Ausser  Stein  s.  noch  v.  Hock,  öff.  Abg.  §.  31,  32,  B6sobrasof,  impöts  sur 
les  actes,  1.  partie.  Petersb.  ISOG  (Mem.  de  l'Acad.  X.  Nr.  11),  der  diese  Steuern 
noch  zu  sehr  als  eine  gebührenarlige  Abgabekategorie,  Vergütung  für  den  allgemeinen 
präventiven  Rechtsschutz  n.  s.  w.,  ansieht  Auf  diesem  Standpuncte  steht  die  denfsdie 
Freihandelsschiile  (Fancher,  AI.  Heyer,  s.  dessen  Anis.  Stempelst,  In  d.  roUsw« 
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YierteQjolkr.  1869,  B.  S,  S.  51  ff.),  ffier  wird  der  alte  ,Jka8eciinnz*'-Stand|Hiiict  und 
das  Steaerpiindp  tob  Leistung  und  Gcgcnleistang  wieder  hervorgeholt,  um  zu  einer 

allgremeineren  prlncipiellen  Rcchtfcrtigang  der  „Stempelsteuern"  zu  gelangen. 
Dieser  Aas^angspuuct  ist  aber  falsch  (s.  o.  §.  419)  u.  die  Anwendung  des  gen.  Princips 
auf  die  Stempelstenem  ist  hOchst  villktthrtich  v.  gezwungen,  wofHr  der  AnfB.  Meyer's 
den  Beleg  liefert.  Aehnliche  Gesichtspnncte  bei  Leroy-Beaulieu,  I,  1.  2,  ch.  11. 
S.  auch  noch  Vocke,  brit.  Steuern  S.  217,  223,  der  die  „Gebühren  in  Stempelform" 
und  die  „Yerkehrssteuem  in  Stcmpelt'orm''  hier  fUr  England  scharf  trennt.  Dann 
V.  Bilinski,  YennOg.-  u.  Veikehrsst  im  St«ii.87Bt.,  Hirth'e  Annalen  1876,  S.  71d  ff. 

Die  einzige  beachtensverthe  die  Wissenschaft  fördernde  deutsche  Arbeit  zur 
Theorie  dieser  Steuergattunp  ist  ausser  Stoin's  Lehrbuch  der  Aufs,  „zur  Theorie  der 
Stempelbteuern''  von  Dr.  Kob.  Friedberg,  in  KUdebrand's  Jahrb.  1878  B.  31  S.  6S 
•womit  zu  Torglaicben  de>8.  Verf.  „die  Böneostener*',  Berl.  1875.  Friedberg  polemisiit 
in  dem  Aufs,  ganz  richtig  gegen  die  frühere  Theorie  Stoin's  (S.  76  ft'.)  u.  wirft  es 
dem  letzteren  vor,  dass  er  gerade  von  seinem  Standpuncte  aus  nicht  zu  einer  Vor- 
werfung vieler  Yerkehrstcuera  der  Praxis  gelangt  sei.  Er  bezeichnet  dann  ebenfalls 
die  Enielnog  eines  Gewinns  bei  jedem  G«ichJ^  als  eine  Fiotion  und  verlangt  die 
Verkchrsbestcuerung  als  selbständige  Steuerart  neben  den  (eigentlichen  oder  all- 
gemeinen) Ertrags-  u.  den  Einkommensteuern.  Fried  borg  leitet  darauf,  im  Anschluss 
an  meine  Lehre  v.  Einkommen  u.  von  den  „Eingängen''  u.  s.  w.  in  d.  (irundleg.,  die 
Yeikeimnenern  ab  die  Stenern  von  einem  ausserhalb  des  gewöhnlichen  Erwerbs 
erfolgenden  Erwerbe  ab,  S.  81.  Er  kommt  dann  dabei  zur  Besteuerung  realisirter 
Gonjuncturengewinrie.  ferner  der  Erbschaft  u.  Schenkung.  Davon  handle  ich  erst  im 
nächstfolgenden  Abschnitt,  ohne  den  Zusammenhang  zwischen  dieser  u.  der  Yerkehrs- 
bestauemng  so  veilrennen.  In  diesen  EfOrterangen  stimme  ichPriedberg  bei,  ober 
ich  plädire  auch  noch  für  die  Auffassung  der  Verkehr-  oder  Stempelsteuern  als  ein 
Mittel  zur  Ergänzuiif^  der  bestehenden  Eink<vnmen-  und  Ertragssteuern  für  Theüe 
des  regelmässigen  Erwerbs,  die  man  durch  letztere  Steuern  nicht  sicher  trifft. 

FOr  die  theoi^ische  Unterscheidung  der  Erwerbsarten  n.  s.  w.  beziehe  ich  mich 
auf  die  Grundlegung,  bes.  §.  63 — 65.  Die  von  Einzelnen,  z.  B.  von  TT  cid,  bezweifelte 
pract.  Bedeutung  der  hier  gegjebenen  Unterscheidung  der  .,Eing&nge"  tt.  S.  W,  bew&hrt 
sich  iu  diesem  und  dem  nächsten  Abschnitte  doch  wohl. 

1.  —  §.  467.  Entwicklung..  Das  Eingreifen  des  Erwerbs 
daroh  einzelne  Acte  in  die  VerÜlieilnDg  des  Volkseinkommens  nnd 
Vermögens  nnter  die  Einzelnen  ^  wie  sie  sieh  dnrch  den  bemft- 

mässigen  Erwerb  ursprünglich  vollzieht,  ist  oben  dargelegt  worden 
(§.  454).  Für  die  Frage  der  Besteuerung  jenes  Erwerbs  durch 
einzelne  Acte  ist  die  Thatsache  wieder  besonders  wichtig,  dass 
dieser  Erwerb  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft  nnd  des  Verkehrs,  daher  auch  in  verschiedenen  Ländern 
nnd  Volkskreisen,  eine  sehr  yerschiedene  Ansdehnung  nnd 
Bedentnng  bat.  Seine  Bestenemng  ist  grnndsätzlich  immer 
zn  verlangen,  nm  die  reelle  Besteuerung  alles  Volkseinkommens 
im  Einzeleinkommen  dnrobznsetzen  nnd  die  Bestenemng  gerecht 
zu  vertheilen.  Aber  sie  ist  gewJihnlich,  oft  sogar  ausserordentlich 
schwierig.  Sie  wird  ferner  pr  actisch  immer  noth  wendig  er 
erst,  je  mehr  mit  der  Entwicklung  des  Verkehrs  dieser  Erwerb 
dnroh  einzelne  Acte  an  Bedeutung  gewinnt,  aber  gleichzeitig  wird 
sie  dann  anch  stenertecbnisch  gerade  wieder  schwieriger.  So  ist 
es  begreiflieh,  dass  sieh  diese  Bestenemng  erst  sp&t  entwickelt 
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Ihr  frflheres  Fehlen  ist  auch  practisch  nach  der  Lage  der  Dinge 
nicht  sehr  bedenklich  gewesen,  während  es  später  eine  empfind- 
liche Lücke  im  Steuersystem  darstellt. 

In  der  Gesetzgebung  und  Praxis  waren  besondere  Steuern  aui' 
einzelne  Verkehrsacte  oft  in  Verbindung  mit  bezüglichen  Gebtthren 
gelegt  worden  (§.  286  ff.)  oder  sind  naeh  der  Art  der  Veranlagiing, 
der  Gelegenheit  der  Erhebang  nnd  der  Höhe  der  Sätze  die  Ge- 
bühren thatsSehlich  in  Stenern  tibergegangen.  Dnreh  diese  Ver- 
mischung von  Abgaben  verschiedenen  Characters  ist  manche  Ver- 
wirrung entstanden,  welche  auch  für  die  Theorie  verhängnissvoll 
werden  sollte.  Entweder  zwängte  man  die  betreflfenden  Abgaben 
unzulässig  anter  den  Gebtthrenbegriff,  um  sie  vermeintlich  so  zu 
rechtfertigen  y  was  aber  gerade  auf  diese  Weise  nioht  geschah« 
Oder  man  sah  Letzteres  ein  nnd  verwarf  sie  prineipielly  weil  sie 
gar  nioht  Gebühren  wären,  indem  man  ttbersah,  dass  sie  sich  zwar 
nicht  allgemein  nnd  nicht  immer  in  der  in  der  Praxis  bestehenden 
Art  und  Höhe,  aber  doch  öfters  iu  andrer  Weise  als  wahre 
Steuern  rechtfertigen  und  selbst  verlangen  Hessen.  Es 
genügt,  für  diese  beiden  Irrthiimer  auf  die  Eröilerungen  in  der 
früheren  Gebührenlehre  zu  verweisen. 

In  den  älteren  einfacheren  Verhältnissen  der  Volkswirthscliafk 
und  bei  festen  bernfeständischen  Ordnungen,  wie  sie  früher  in  der 
Agrar-  nnd  Gewerbeverfassung  für  die  ländliche  und  städtische 
Arbeit  vorlagen,  war  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte  des  Verkehrs, 
welche  nicht  zu  denjenigen  des  berufsmässigen  Erwerbs,  also  z.  B. 
zu  den  hierbei  regelmässig  vorkommenden  Käufen  und  Verkäufen 
gehörten,  selten.  Hier  konnte  daher  das  Einkommen  einer  Person 
dnreh  eine  richtige  Einkommen-  oder  Ertragsbesteuernng  genügend 
besteuert  werden.  Wenn  sich  trotzdem  auch  hier  in  besonderen 
Besitzwechselabgaben,  z.  B.  bd  dem  Verkauf  von  Grundeigenthum, 
Abgaben  finden,  welche  den  neueren  (Verkehrs-)  Steuern  dieser 
Art  zu  vergleichen  und  mehrfach  auch  wohl  deren  historische  Vor- 
gänger sind,  so  war  doch  Ursprung  uud  innere  Begründung  solcher 
Abgaben  gewöhnlich  auf  einem  anderen  Gebiete  als  demjenigen 
der  Besteuerung  zu  suchen.  Die  betreffenden  Abgaben  waren  bei 
bäuerUohem  und  ähnlichem  Grundbesitz  grundherrlicher  Natur  oder 
standen  bei  diesem  und  anderem  Besitz  mit  gerichtsherrlichen 
Rechten  des  Landesherm  oder  allgemeinen  Hoheitsrechten  der 
Staatsgewalt  in  Verbindung,  hatten  daher  auch  wohl  etwas  Ge- 
btthrenartiges  an  sich  (für  die  Gewährung  der  Erlaubniss  oder  ftir 
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die  Zustimmung  zur  Veräusserung  u.  dgl.  ra.).  Die  betreflfeiidcn 
Abgaben  gehörten  deshalb  auch  staatsrechtlich  zu  den  Einnahmen 
aas  der  Grandherrlichkeit  (zum  sogen.  ^,Kammergut") ,  oder  aus 
Hoheitsreehten,  nieht  za  den  Stenern,  die  der  ständischen  Mit- 
wirkung unterlagen,  und  finanzwiribschafUloh  wurden  sie  ebenfalls 
nieht  als  Steuern  angesehen. 

Zuerst  war  es  dann  die  Entwicklung  des  Oredityerkehrs 
und  des  speculativen  kaufmännischen  Geschäfts,  welche 
einen  Erwerb  anzeigten,  der  sich  mit  dem  berufsmässigen  Erwerb 
nicht  völlig  deckte  oder  doch  durch  die  Steuern  auf  denselben 
nicht  genügend  getroffen  wurde,  schon,  weil  er  sich  zu  sehr  in 
seiner  Existenz  und  vollends  in  seiner  Höhe  der  Controle  entzog. 
Dies  musste  darauf  fllhren,  entweder  die  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteuerung des  beruflsmilssigen  Erwerbs  entspreehend  zu  reformiren, 
was  aber  eben  wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  des  Er- 
werbs aus  Creditgeschäften  oder  aus  Speculation  sehr  schwierig 
blieb  und  deshalb  selten  genügend  geschehen  konnte;  oder  man 
dehnte  die  Verbrauchs ,  die  Luxusbesteuerung  aus,  um  den  Erwerb 
▼ollständiger  zu  treffen;  kein  unrichtiger,  aber  ein  ebenfalls  noch 
unzulängUoher  Weg;  oder  man  griff  endlich  zu  besonderen 
Steuern,  um  jenen  besonderen  Erwerb  noch  apart  zu  treffen. 
Dies  geschah  durch  die  Anknüpfung  der  Steuer  an  die  Rechts- 
geschäfte  und  besonders  an  die  sie  formulirenden  schriftlichen 
Urkunden,  welche  meistens  zur  Beurkundung  von  Creditgeschäften 
oder  von  Kauf-  und  ähnlichen  Geschälten  in  Bezug  auf  Grund- 
eigenthum  dienen  oder  im  kaufmännischen  Verkehr  vorkommen. 
Die  hauptsächliobe,  einfache,  beliebte  und  in  der  That  vieliiach 
recht  praotisohe  Form  hierfttr  war  die  Vorsohrift,  jene  Urkunden 
mit  einem  Stenerstempel  zu  yersehen,  oder  auf  gestempeltes 
Papier  zu  schreiben  oder  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte 
unter  Mitwirkung  öffentlicher  Organe  (Gerichte,  Notare) 
abzuschliessen  und  auch  wohl  sie  in  öffentliche,  von  den  Ge- 
richten oder  anderen  Behörden  ohnedies  aus  rechts-  und  verwal- 
tnngstechnischeu  Gründen  geftlhrte  Bttoher  (wie  die  Grund-  und 
Hypoth^enbtteher)  oder  in  erst  neu  nur  für  Finanzzwecke  zu 
diesem  Behuf  eingeführte  Bttcher  ei  n  tr  a  g  e  n  zu  lassen :  Register- 
und Ein tragungs,, abgaben'',  theils  gebtthrenartiger,  theils 
steuerartiger  Katar  (i?.  293).  Das  Unterbleiben  der  Stempelung 
oder  Eintragung  wurde  dann,  ausser  mit  fiscalischen  Strafen,  auch 
mit  Eechtsuachtheilen  für  die  Contrahenten  oder  wenigstens  die 
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erfolgte  Eintragung  mit  Kechtsvortheilen  in  Betreff  der  Giltigkeit 
des  Geschäfts  u.  s.  w.  verbunden. 

Dieses  Abgabewesen  wurde  nun  freilich  wegen  seiner  Ver- 
miscbuDg  mit  Gebühren  und  wegen  seiner  Erhebungsform  theore- 
tisch bis  in  die  Gegenwart  hinein  vielfach  falsch  aufgefasst  und 
praotiseh  unrichtig  behandelt  Das  kann  aber  nicht  hindern,  in  ihm 
ein  an  sich  ganz  richtiges  und  bedeutsames  Glied  eines  modernen 
Steaersystems  sn  erkennen.  Seit  dem  17.  Jahrhnndert,  bemerkens- 
werther  Weise  mit  zuerst  und  am  Umfassendsten  in  Holland,  dann 
bis  in  die  Neuzeit  hinein  überhaupt  am  Meisten  in  Ländern  mit 
grossem  kaufmännisebcD  und  Creditverkehr  (England)  dehnt  sich 
diese  Besteuerung  immer  mehr  aus.  ^) 

II.  —  §.  468.  Unrichtige  Gestaltung  in  der  Praxis. 
Gerade  diese  Besteaemng  war  indessen  nach  ihrer  einfachen,  be- 
quemen Erhebnngsform  and  nach  den  Gelegenheiten,  an  welche 
sie  sich  knüpfte,  besonders  geeignet,  einseitig  fiscalisch  auf- 
gefasst, anf  unrichtige  Fälle  ausgedehnt  und  in  zu  grosser 
Höhe  aufgelegt  zu  werden.  Die  gewöhnlichen  Credit- 
ge Schäfte,  das  Darlehen  ohne  Pfand  oder  auf  beweg- 
liche Pfänder,  dann  die  Kaufgeschäfte  des  Handels  in 
Bezug  auf  bewegliche  Sachen  hätten  zwar  von  solchen  Steuern 
grundsätzlich  besonders  getroffen  werden  mtissen,  weil  sie  auf  Ein- 
kommen oder  Erträge  hinwiesen,  welche  sich  der  sonstigen  directen 
Besteuerung  besonders  leicht  entziehen.  Sie  wurden  daher  anch 
Yom  Steuergesetz  wohl  mit  aufs  Korn  genommen.  Aber  diese 
Geschälte  verm<igen  sich  nach  ihren  Rechtsformen  auch  leicht 
einer  solchen  besonderen  Steuer  in  Form  des  Stempels  oder  der 
Registerabgabe  zu  entziehen,  trotz  der  etwa  drohenden  Rechts- 
nachtheile.  Andrerseits  ist  der  Besitzwechsel  von  Immobilien, 
der  Verkauf,  die  Vermiethung,  Verpachtung  und  sind  die 
hypothekarischen  Oreditgeschäfte  der  Natur  der  Sache  und 
dem  betreffenden  formellen  Rechte  nach  viel  leichter  zu  controliren. 
So  erklärt  es  sich,  dass  gerade  die  Rechtsgeschäfte,  welche  sich 
auf  Immobilien  beziehen,  vorzugsweise  von  solchen  Stempel- 
und  Eintraguiigsstcuern  getroffen  wurden.  Einmal  knüpfte  mau 
hier  ötters  an  ältere  Abgaben  an  und  lag  die  Versuchung  für  die 
Staatsgewalt  zu  nahe,  bei  der  Ausbildung  solcher  Steuern  die 

S.  oben  in  der  Vorbem.  S,  die  Stellen  im  1.  B.  u.  in  der  Gebülirenlehrc. 
Ueber  die  EinfllbruDg  dieser  Abgaben  in  üollaud:  Fin.  I,  2.  A.  S.  317  Note  10; 
in  England:  Yocke«  biit  Stenern  S.  215  £ 
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Rechtsgeschäfte  iu  Bezug  auf  Immobilien  wegen  dir  dabei  be 
sonders  in  Aussiebt  stehenden  Ergiebigkeit  der  Besteuerung  dem- 
gemäss  im  Steuerrecht  ins  Auge  zu  fassen.  Sodann  aber  wurden 
die  steuerpflichtigen  Rechtsgeschäfte,  bez.  die  darüber  abgefassten 
Urkunden  hier  aach  in  Wirkliohkeit  viel  sicherer  erfasst,  als 
die  Beohtsgeschüfte  des  sonstigen  Creditverkehrs  und  in  Being  anf 
Kanf  n.  s.  w.  von  Mobüien,  welche  ohnehin  regeknllssig  formloser 
oder  in  einfacheren  Formen,  unbeschadet  ihrer  rechtlichen  Giltig- 
keit  und  thatsäclilicheu  Sicherheit,  sich  vollziehen.  Da  bei  den 
Rechtsgeschäften  in  Beziiij;  auf  Immobilien  ausserdem  der  Natur 
der  Sache  und  dem  geltenden  Rechte  nach  eine  Mitwirkung,  wenig- 
stens eine  Notiznahme  öffentlicher  Behörden,  Gerichte  erfolgen,  für 
diese  Geschäfte  öffentliche  Bttcher  (Grand-  and  Hypothekenbiloher 
n.  dgl.)  geftlhrt  werden  mnssten,  wo  dann  Gebtthrenhebang 
ganz,  am  Plalze  and  aaeh  in  der  Regel  yorgeschrieben  war,  so 
entwickelte  sieh  dnrch  die  Verbindung  der  Stener  mit  der  Geblihr 
vollends  leicht  das  neue  Abgabewesen  gerade  hier. 

In  Folge  hiervon  ist  die  Besteuerung  der  Acte  oder 
Rechtsgeschäfte  oder  die  sogen.  Verkehrsbesteuerung  aber 

,  vielfach  in  ganz  falsche  Bahnen  gerathen,  schon  rechtlich, 
noch  mehr  nach  ihrer  factischen  Wirksamkeit:  es  ist  (Iber- 
wiegend  das  Immobiliarvermögen,  der  Grand-  and  Haqs- 
besitz,  welcher  anch  diese  Stenern  trägt,  weit  weniger  das 

"MobiliarvermOgen,  das  bewegliche  Kapital.  Nach  der  ge- 
schichtlichen Kntwicklnng  der  Bcisteueruug  und  luu  Ii  deren  neuerer 
Fortbildung  in  den  Kealsteuern  des  Ertragssteuerdystenis  war  aber 
das  Immobiliarvermögen  ohnehin  schon  stärker  belastet  und  konnten 
seine  Erträge  thatsäcblich  von  den  bestehenden  Steuern  auch  leichter 
erfasst  werden,  als  das  bewegliche  Vermögen,  der  gewerbliche 
Untemehmergewinn,  der  Arbeitsertrag  n.  s.  w.  So  wurde  vielfach 
durch  die  an  sich  durchaas  richtige  Verkehrsbesteuerung  die  ge- 
sammte  Erwerbsbesteuernng  nur  noch  nngleichmftssiger 
und  nicht  selten  wirklich  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Ötand- 
puncte  aus  schädlich,  statt  die  ihr  zukommende  Ausgleichungs- 
fnnction  zu  erfüllen,  namentlich  in  den  hohen  Steuern  vom  Eigen- 
thumswechsel des  Grundeigenthums  unter  Lebenden,  von  Ver- 
pfändungen, Vermiethungen,  Verpachtungen  desselben  (französisches 
Enregistrement).  Besonders  der  ländliche  Grundbesitz, 
welcher  gleichzeitig  hohe  Staats-  und  Gommunal-Grundsteuem  trug, 
wurde  in  Wahrheit  oftmals  flberlastet,  die  Städte,  als  Hauptsitz 
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des  mobilen  Kapitals,  der  Geweike,  der  liberalen  Berufe,  weni^'stens 
relativbegtinstigt.  Die  Verkehrssteuern  wurden  bei  Geschäften 
in  Bezug  auf  Immobiliarvermögen  nicht  selten  in  bedenklicher 
Weise  zu  reellen  Vermögenssteuern. 

Die  Schuld  hiervon  lag  aber  nicht  in  emem  an  und  für  sich 
fftlsehenPrincip  dieser  Bestenenmgi  sondem  in  der  falschen, 
einseitig  fisealischen  Dnrchfflhrnng  eines  richtigen 
Prindps.  Auch  darf  man  nicht  üheraehen,  dass  die  Wirkung  dieser 
Besteuerung,  wenigstens  in  fortschreitenden  Völkswirthschaften, 
sogar  neben  hohen  Realsteuem,  in  der  Wirklichkeit  doch  für  den 
Grundbesitz,  diesen  als  Ganzes  aufgefasst,  durch  einen  anderen 
gtlnstigen  Umstand  gegenüber  dem  mobilen  Kapital,  den  Gewerben 
nnd  den  Berufen  mit  Arbeitseinkommen  einigermassen  ausgeglichen 
wnrde,  vollends  wenn  jene  Bealstenem,  wie  so  häufig,  lange  Zeit 
stahil  waren:  dem  Gmnd-  nnd  Hansbesite  wnehs  in  solchen  Yolks- 
wirthschaften  anch  in  der  steigenden  Rente  immer  wieder  ohne  , 
oder  ohne  entsprechende  neue  persönliche  Leistungen  oder  Kapital- 
verwendungen seiner  Eigenthümer  ein  grösserer  Ertrag  und,  zumal 
bei  sinkendem  Zinsfuss,  höherer  Kapitalwerth  zu,  von  dem 
der  Staat  gewissermassen  in  der  Besitzwechselabgabe  u.  s.  w.  nur 
seinen  „gesellschaftlichen  Antheil^^  nahm.^) 

III.  —  §.  469.  Begründung  und  Begrenzung  der 
Verkehrsbesteuerung.  Soll  nun  die  Besteuerung  der  Aete 
ein  richtiges  Glied  im  ganzen  Steuersystem  werden,  so  muss  man* 
sie  richtig  begrflnden  und  begrenzen,  letzteres  in  dop- 
pelter Weise,  nach  den  Kategorieen  von  Fällen,  wo  sie 
eintritt,  und  nach  der  Höhe  der  Steuersätze.  Mit  dieser  Auf- 
gabe bat  sich  denn  auch  die  neuere  liuanzwisseuschaftliche  Theorie 
zu  beschäftigen  begonnen,  weniger  bisher  noch  die  Praxis,  wenn 
auch  die  Klagen  und  Agitationen  der  überlasteten  Interessenten, 
besonders  der  ländlichen  Grundbesitzer,  immer  dringlicher  fieformen 
yerlangen. 

A.  Auch  noch  neuerdings  hat  man  gelegentlich  für  diese  Be- 
steuerung der  Acte,  bez,  der  Rechtsgeschäfte  eine  falsche  Begrün- 
dung versucht,  nemlich  die  alte  nach  dem  Grundsatz  von 
Leistung  und  Gegenleistung.^)  Die  Abgabe  erscheint  hier 

*)  Grandleg.  §.  78,  81. 

')  S.  d'io  in  d.  Vorbem.  gen.  Arbeiten  v.  Faucher,  bes.  AI.  Meyer,  auch 
Leroy- B  e  a  ulic  u  u.  llberh,  die  Franzosen,  Rt-sobrasof.  Dag'egen  Friedberg 
a.  a.  0.  S.  73.  —  Meyer  will  hier  2  Fuactioriüü  staatliciier  Tbätigkeit  auf  dem 
Bechtsgebiete  nntefscliMfton,  eiiunal  Ordnung  n.  Noim  zu  geben,  nmdlefactische 
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als  Gegeuleistuiig  liir  den  Rechtsschutz,  den  der  Staat  dem 
Rechtsgeschäft  gewährt  und  wird  daher  nach  Analogie  einer  Gebühr 
gerechtfertigt.  Allein  diese  Begründung  ist  unhaltbar,  soweit  die 
Abgabe  eben  nicht  wirklich  Gebühr^  sondern  Steuer  ist,  also  nicht 
spedeli  Kosten  ersetzt  oder  Dienste  vergfltet  Oefters,  z.  B.  bei 
gmndbttoherlichen  Eintragungen,  hat  eine  an  ein  Rechtsgeschäft 
geknüpfte  Abgabe  diesen  Character,  aber  eben  nur  in  bestimmten 
Fällen  und  namentlich  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen,  mit  dem 
Werth  des  Diensts  oder  der  Grösse  der  Kostenverursachung  in 
Einklang  stehenden  Höhe.  Darüber  hinaus  ist  sie  nicht  Gebühr, 
sondern  Steuer,  welche  dann  eventuell  verworfen  oder  auf  eine 
andere  Weise  begründet  werden  muss.  Bei  jedem  Rechtsgeschäft 
einen,  gewissermassen  latenten  „Dienst'^  des  Staats,  wegen  des 
in  Aussicht  stehenden  Rechtsschutzes  vorauszusetzen,  das  ist  eine 
unzutreffende  Fiction.  Auch  kann  bei  den  dureh  die  Verkehrs^ 
besteuerung  meistens  getroffenen  Rechtsgeschäften,  z.  B.  den  Credit- 
geschäften,  den  sonstigen  Geschäften  in  Bezug  auf  Immobilien, 
nicht  ohne  Weiteres  von  besonderen  ,,Kostenvcrursacbungen*', 
von  einem  besonderen  andersartigen  Rechtsschutz  die  Rede  sein. 
Selbst  bei  Specialrechten,  z.  B.  beim  Wechselrecht,  nach  welchem 
ein  Geschäft  abgeschlossen  wird,  ist  diese  Auffassung  unzulässige 
Es  handelt  sich  zunächst  immer  nur  um  ein  Vorgehen  der  Contra- 
hauten  auf  dem  Boden  des  Eigenthums-  und  Vertragsrechts  bei 
den  Rechtsgeschäften.  Die  allgemeinen  Kosten  der  gesammten 
Rechtsordnung  sind  durch  die  allgemeinen  Steuern  zu  decken,  zu 
welchen  letzteren  eventuell  auch  die  auf  andere  Weise  zu  begrün- 
denden Verkehrssteuern  gehören  können.  Und  für  die  specielle 
Rechtshilfe,  welche  der  Staat  z.  B.  bei  Rechtsstreiten  durch  die 
Gerichte  gewährt,  sind  dann  erst  nach  dem  Gebtthrenprincip  in 
den  Gerichtssporteln  u.  s.  w.  specielle  Gegenleistungen  am  Platze. 

B.  Die  allgemeine  Begründung  der  Verkehrssteuern 
liegt  darin,  dass  man  die  letzteren  als  richtige  Oonsequenzen 
aus  den  obersten  volkswirthsc haftlichen  und  Gerech- 
tigkeitsprincipien  für  die  Einrichtung  und  Vertheiiuug 

Herrschaft  in  Becht  zu  venrandeln:  dalnr  die  Stempelsteuern;  sodann  den  in 

der  ersten  Function  angedrohten  Zwang  wirklich  auszuführen:  dafür  die 
<ierichtskosten.  „Der  rohe  Barren  thatsächlicher  Gewalt"  wird  so  „in  die  ge- 
prägte MUnze  anerkannten  Bechts"  Terwandeit.  Das  sei  eine  wirthschaftliche  Leistung 
des  Staats,  die  durch  die  Stempelsteuer  bezahlt  werde.  S.  57 — 59.  Um  das  Priuci[< 
zu  retten,  das  nach  diesem  spätesten  Ausläufer  der  Smith'schen  Schule  in  der  Volka- 
wirtlischaft  das  allein  richtige  ist  und  überall  herrschen  muss,  ist  diese  Begründung 
erdacht  S.  oben  aber  das  Piiacip  ron  Leist  u.  Gegenleist  in  d.  Besteuerung  §.419. 
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der  Steuern  nachweist  und  sie  aus  der  Beschaffenheit 
des  gesammteu  Steuersystems  als  dessen  nothweudige 
Ergänzungen  und  Ersatz iiii  11  el  ableitet. 

Jene  Principien  verlangen  die  gieichmäfisige  Besteuerung  alles 
einzelwirthschaftiicben  Erwerbs.  Wenn  dieser  nun  durch  die  Object- 
nnd  Sabjectbesteoemog  des  berufsmttssigeii  Erwerbs  nicht  toU- 
ständig  oder  nicht  immer  im  richtigen  Maasse  getroffen  wird, 
dann  mnss  nnTonneidlioli  eine  Lttcke  im  Sleneisystem  anerkannt 
werden. 

Eine  solche  liegt  in  zwei  Fällen  vor:  einmal  wenn  der 
berulsmässige  Erwerb  durch  die  ftir  ihn  bestimmte  Besteuerung 
nicht  ausreichend  getroffen  wird,  und  wir  haben  gesehen, 
dass  weder  durch  die  Einkommen-  noch  durch  die  Ertragsbeatene- 
rong  dies  Ziel  richtig  erreicht  wird;  sodann,  wenn  eben  neben 
dem  bemfsmässigen  Erwerb  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
Torkommt,  auf  den  sich  jene  andere  Besteuerung  auch  principiell 
gar  nicht  bezieht.  Im  ersten  Falle  tritt  die  Verkehrsbesteue 
rung  ergänzend  hinzu,  um  mit  der  Einkommen-  und  Ertrags 
besteueruDg  vereint  mögiiclist  die  volkswirthschattlich  richtige 
und  die  gleichmässige  Besteuerung  alles  berufsmässigen  Erwerbs 
zn  bewirken,  d.  h.  hier  auch  deiyenigen  Theil  des  letzteren  zu 
treffen,  welcher  sich  that sächlich  wegen  der  (vermeidliehen  oder 
nnvermeidliehen)  Mängel  der  fOr  diesen  Erwerb  zunächst  bestimmten 
Steuern  dieser  dennoch  entzieht.  Im  zweiten  Falle  sucht  die  Ver- 
kehrsbesteueruDg  speciell  denjenigen  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
auf,  welcher  im  berufsmässigen  Erwerb  gar  nicht  enthalten  ist, 
daher  überhaupt  von  dessen  Besteuerung  principiell  und 
rechtlich  gar  nicht  getroffen  werden  soll  liier  tritt  die  Ver- 
kehrsbestenerong  als  Ersatz  der  Einkommen-  nnd  Ertrags- 
bestenemng  ein.^) 

§.  470.  Die  Verkehrsbestenerung  als  Ergänzung  und 
als  Ersatz  der  sonstigen  Erwerbs besteuerung. 

1)  Den  ersten  Fall  anlangend,  so  ist  hier  auf  das  Bezug  zu 
nehmen,  was  früher  über  die  in  den  einzelneu  Berufen  und  Ge- 
schäften so  verschiedenen  Schwierigkeiten  gesagt  wurde,  die  per- 

*)  Fried  borg  a.  a.  0.  erkeimt  nur  die  zweite,  nicht  die  erste  Function  der 
Verkehisbesteueruug  aa.  Seine  Eiuweudimgeu  gegen  Bilinski  S.  90  könnten  auch 
gegen  diese  ente  Function  angeftünt  Verden.  Indessen  gehen  dieselben  m.  £.  z« 
weit  u.  beracksichtigen  nicht  die  inbännten«  schwer  oder  gar  nicht  zu  beseitig-en(!eu 
Mängel  der  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  u.  die  Möglichkeit,  hier  durch  ein« 
geeignete,  nicht  unmögliche  Veikejmibesteueruug  passend  em/ugreifen. 
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sOoHchen  Einkommen  Im  Beruf  oder  die  Erträge  bestimmter  Er- 
werbsquellen richtig  zn  ermitteln.    Besonders  der  Ertrag  von 

Creditgeschäften ,  schon  das  Vorhandensein  solchen  Ertrags  bei 
allen  Geschäften  des  Mobiliarcredits,  dann  der  Ertrag  der  Handels- 
geschäfte des  Kaufmanns  sind  nur  sehr  unsicher  zu  controliren, 
weil  .äussere  Anhaltspuncte  dafür  grossentheils  fehlen.  So  kommt 
es,  dass  die  Einkommenbesteuemng  der  Bentiers,  Banquiers,  Kauf- 
leute und  ähnlicher  Ghissen,  die  Ertragsbesteuerung  der  Leihsinsen 
tmd  aller  Gewerbe  mercantller  Natur  so  wenig  zutreffend  zu  sem 
pflegt.  Bei  diesen  Olassen  und  Ertragsquellen  kommen 
nun  aber  jene  Rechtsgeschäfte,  welche  zu  einem  Er- 
werbe durch  einzelne  Acte  ftihren,  wieder  besonders 
häufig  vor.  Sie  werden  hier  selbst  wieder  „berufsmässig" 
yorgenommeu  und  ihr  Gesammtertrag  soll  allerdings,  wenigstens 
im  Princip,  schon  durch  die  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung 
getroiFen  werden.  Da  dieses  Ziel  aber  nicht  genfigend  erreicht 
wird,  ist  es  ein  zwar  immer  ziemlich  roheS|  aber  grund- 
sätzlich richtiges  nnd  practisch  angemessenes  Verfahren, 
welches  deshalb  wieder  den  finanzpolitischen  Steuerprincipien  ent- 
spricht, mittelst  der  Verkehrsbesteuerung  den  wirklichen 
oder  muthmasslichen  Erwerb  des  einzelnen  Rechtsgeschäfts 
oder  Verkehrsacts  zu  besteuern.  Das  geschieht  mit  Erfolg  durch 
Abgaben  von  den  Urkunden  der  einzelnen  Credit-  und 
Handelsgeschäfte  in  Stempelform,  durch  Besteuerung  der 
kaufmännischen  Bttcher,  der  Noten  u.  s.  w.,  in  denen  diese 
Qeschäfte  schriftlich  yerzeichnet  werden  u.  dgl.  m. 

2)  Indem  solche  Geschäfte  dann  allgemein  besteuert  werden, 
zahlt  freilich  Jedermann,  welcher  ein  solches  schliesst,  nicht  bloss 
der  Kaufmann,  Banquier  u.  s.  w.  die  Steuer.  Hier  trifft  dann  die 
soeben  gegebene  Motivirung  nicht  mehr  zu,  aber  um  so  mehr  die- 
jenige, welche  für  die  Verkehrsbesteuemng  als  Ersatz  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbesteuerung  gilt:  es  werden  eben  hier  öfters 
Erwerbe  vorkommen,  welche  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteue-, 
rang  des  Beziehers  rechtlich  gar  nicht  mit  getroffen  zu  werden 
pflegen  und  ohne  solche  besondere  Verkehrsbesteuerung  daher  mit 
Unrecht  steuerfrei  blieben. 

Allgemeiner  finden  sich  solche  Erwerbe  oder  Gewinne"  sowohl 
bei  den  Handels-  und  gewissen  Bankgeschäften,  als  bei 
einzelnen  Geschäften  der  Tcrschiedensten  Benifskreise  nun  be- 
sonders beim  speculativen  oder  mehr  zufälligen  und  ge« 

A.  W  FiMmswissMuelwft  IL  29 
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legentlichen  Besitzwechsel  von  wirthsdiAfUicben  Gfitem  Bükt 
Art,  wo  in  Folge  ron  Werthdifferenzen  gegen  den  Ankauf  ' 
beim  Verkauf  ein  Gewinn  realisirt  wird.  Der  Ertrag  des  Handels 
mit  Waaren  (beweglichen  Sachgtitern)  besteht  wesentlich  in  solchen  I 
Gewinnsten.  Er  wird  im  Princip  durch  die  betreffende  directe  Er- 
tragssteuer oder  durch  die  Einkommensteuer  des  Kaufmanns  ge-  1 
troffen.  Die  besondere  V erkehrsbesteuernng  tritt  hier  wieder 
nur  ergänzend  hinzn  nnd  lässt  sich  dem  Handel  gegenfiber 
grundsätzlich  auch  nnr  rechtfertigen,  wenn  nnd  soweit  als  sie 
mit  der  Ertrags-  oder  Einkommenstener  zusammen  eine  voll- 
ständige und  gleichmässige  Besteuerung  des  Handels  verglichen 
mit  andren  Gewerben  herbeiführt.  Auch  diejenigen  Unternehmungen, 
weiche  das  Bank- und  Börsengeschäft  in  Fonds,  Wechseln 
u.  s.  w.  (Arbitrage)  berufsmässig  betreiben,  bezieben,  wie  der 
Handel,  ihre  Ertrilge  wesentlich  mit  ans  solchen  Werthdifferenzen« 
Die  Verkehrsbestenerung,  welche  die  einzelnen,  von  solchen 
Untmehmungen  geschlossenen  Geschäfte  n.  s.  w.  bcstenert,  ist  nnr 
unter  derselben  Beschränkung,  wie  sie  soeben  beim  Waarenhandel 
aufgestellt  wurde,  richtig.  Dagegen  wird,  wenn  Personen  aus 
anderen  wiithschaftlichen  Berufen  durch  solche  einzelne  Geschäfte, 
welche  nicht  zu  ihrem  gewöhnlichen  Berui'skreise  gehören,  Gewinne- 
machen,  hier  die  Verkehrsbesteuemng  unbedingt  zu  verlangen 
sein.  Es  ist  daher  wieder  die  stenertechnische  Unyoll- 
kommenheit  der  Ertragsbesteuemng  fOr  Handels-,  Bank-  und 
yerwandte  Geschäfte  nnd  der  Einkommenbesteuerang  der  Rechts- 
subjecte  dieser  Geschäfte  einerseits,  das  Vorkommen  von  solchen 
einzelnen,  aus  der  Realisirung  von  Werthdifferenzen 
Gewinn  bringenden  Geschäften  in  allen  Kreisen  des  Volks 
andrerseits,  welche  Umstände  auf  die  Entwicklung  einer  besonderen 
Besteuerung  gewisser  -Beditsgeschäfte  eben  wegen  der  dabei 
gemachten  nnd  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteuernng 
nicht  oder  nicht  genägend  getroffenen  Gewinne  hhstdrängen. 

Wesentlich  sind  es  hier  nun  wieder  ganz  moderne  Gestal- 
tungen des  Verkehrs,  denen  das  Steuersystem  Rechnung  zu 
tragen  hat:  der  häufige,  oftmals  rein  speculative  Eigen thums- 
wechsel  des  Grund-  und  Gebäudeeigenthums  im  Kauf  und 
Verkauf  und  das  Differenzgeschäft  in  Werthpapieren 
an  den  Fondsbitarsai.  In  diesen  beiden  Fällen  geht  das,  Oftera 
erfolgreiche,  Streben  anf  Realisirung  von  Gewinnen  aus 
Werthdifferenzen.  Diese  Gewinne  werden  durch  die  sonstig 
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Erwerbsbegtenenuig  nicht  oder  nicht  genfigend  bestenert  Die  be- 
züglichen Geschäfte  kommen  auch  immer  mehr  oder  immer  hänfiger 

unter  den  „nicht-geschäftlichen"  Classen  vor,  je  mehr  sieh 
das  Börsenspiel  u.  s.  w.  ausdehnt.  Hier  ist  daher  eine  be- 
sondere Besteuerung,  welche  gerade  diese  Gewinne  zu 
erfassen  sucht ,  in  Gemäsaheit  der  volkswirthschai'tlichen  nnd  der 
Gerechtigkeitsprincipien  der  Besteaerong  dnrehaus  geboten. 
Die  Ertrags-  imd  EinkommenbesteneroDg  kann  dies  bei  den  Be- 
ruf sckussen,  welche  eolche  Geschäfte  „benif8mä8B]g<'  betreiben  — 
wenn  man  dergleichen  flberfaanpt  für  zulässig  hält,  was  beim  Grund- 
stück verkehr  selbst  nach  der  heutigen  liberal- indiyidualistiBchen 
Rechtsordnung  mindestens  noch  zweifelhaft  ist^)  —  nicht  hin- 
länglich, bei  den  Angehörigen  anderer  Berufe  gar  nicht  er- 
reichen. Die  Gebraucbsbesteuerung  ist  zu  diesem  Zwecke 
ebenflaUs  nnzolänglich:  nnr  die  Verk eh rsbe Steuerung,  als 
Besteuerung  der  einzelnen  bezttgUohen  Bechtsgesehäfte  möglichst 
naoh  Hassgabe  der  dabei  realisirten  Gewinne,  yermag  wenigstens 
annähernd  die  dem  Btenersystem  hier  vorliegende  Aufgabe  zu  Itfsen. 

IV.  —  §.  471.  Auswahl  nnd  Höhe  der  Verkehrs- 
steuern. Hiermit  ist  das  Gebiet  bezeichnet,  auf  welchem  die 
Verkehrsbesteuerung  principiell  am  Platze  ist.  Die  Einrichtung 
derselben  bietet  auch  dann  immer  noch  besondere  Schwierigkeiten, 
sowohl  was  die  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Kategorieen 
von  Fällen  als  was  die  richtigen  Normen  fttr  die  Bemessung 
imd  die  Höhe  der  Steuer  anlangt  Die  Gesetzgebung  ist  auch  hier 
meistens  noch  zu  fiscalisoh  und  zu  schablonenhaft)  ohne 
gentlgende  Unterscheidung  der  Fälle,  yorgegangen.  Die 
Theorie  hat  sich  entweder  auf  rein  negativen  Standpunct  gestellt, 
oder  die  Bestimmungen  des  Steuerrechts  ohne  genauere  Kritik  hin- 
genommen, oder  sie  wieder  in  viel  zu  weitem  Umfang  allgemein 
an  reehtfertigen  gesucht^) 

Naoh  dem  Vorausgehenden  hat  die  Verkehrsbesteuerung  eine 
doppelte  Aufgabe:  sie  soll  ergänzend  ehitreten,  wo  that- 
sä  eh  Ii  ob  durch  die  sonstige  Erwerhsbesteuerung  der  Erwerb  nicht 
genügend  getroffen  wird  und  sie  soll  solchen  Erwerb  durch 
einzelne  Bechtsgesehäfte  oder  Verkehrsacte  treffen,  welcher  s  teuer - 

Za  den  «^MkdelsifeBGhSften**  im  nM,  Bban.  g«hOrt  der  specnlatlve  An*  und 
Veduinf  von  Grundstücken  jedenfalls  bei  uns  noch  nicht  D.  Handelsges.b.  Art.  271.  272. 

^  Dieser  Vorwurf  triflt  doch  auch  Stein,  jetzt  vie  früher  (s.  Vorbem.).  Mit  Recht 
bezoichnet  Fried berg  S.  76  a.  a.  0.  die  Systemisirong  der  Yerkehrssteucrn  bei 
Stein  ab  eine  „Gopirang  der  üeiUerliiaeii  Pnms"*. 
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rechtlich  unter  die  Emkoiamcn-  und  Ertragshestenerang  nicht 
fällt  mid  gewöhnlich  auch  nicht  wohl  fallen  kann. Die  Praxis 

und  die  sich  ihr  einlach  anschliessende  Theorie  begehen  nun  oft- 
mals den  Fehler,  jene  factische  Lücke  in  der  sonstigen  Erwerbs- 
besteuerung und  diesen  Erwerb  oder  Gewinn  bei  solchen 
einzelnen  Qeachäfiten  immer  gleich  ohne  Weiteres  allgemein  ak 
vorhanden  anzunehmen.  Damit  wird  der  Knoten  der  hier  vor* 
tieg^den  Schwierigkeit  dnrchhaneni  aher  nicht  gelOst  und  die  Ver- 
kehrtheatenening  zn  weit  ansgedehnt  Alsdann  droht  letztere 
gerade  wieder  die  Gleichmässigkeit  der  Stenervertheilnng  im  Steuer- 
System  zu  stören,  statt  sie  zu  verbessern.  Die  rationelle  Verkehrs- 
besteuerung muss  also  solche  Lücken  und  solche  (Extra  )  Ge- 
winne aufsuchen  and  nachweisen  und  alsdann  in  zweck- 
entsprechender Weise  eintreten,  indem  sie  die  einzelnen  Fälle 
richtig  auswählt  nnd  dem  Steuersatz  eine  richtige  Hohe 
giebi  Die  Auswahl  sowie  diese  Bestimmung  der  Höhe 
hSngen  daher  von  der  Gestaltung  der  Übrigen  Besteuerung 
und  von  der  Höhe  der  realisirten  Gewinne  ab, 

A.  So  wird  der  Erwerb  aus  manchen  Arbeitsarten,  aus  der 
Unte rnehm erth ätigkeit  im  Gewerbe,  aus  der  Benutzung 
des  mobilen  Vermögens  (Kapitals)  schwer  durch  die  Er- 
trags- und  Einkommensteuern  richtig  und  genflgend  getroffen,  der 
Erwerb  aus  der  Benutzung  Ton  Immobiliaryermögen  (Grund- 
und  Gebftudebesitz)  immerhin  leichter.   Daher  müssen  sich  Ver- 
kehrsstenem,  gerade  umgekehrt  wie  in  der  Praxis,  imAB- 
gemeinen  mehr  an  einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Verkehrsacte,  ' 
die  bei  dem  erstgenannten  Erwerb  vorkommen,  weniger  an  solche  ^ 
bei  dem  zweiten  Fall  anschliessen.  Dies  führt  z.  B.  zu  n  i  e  d  r  ig  er  eu  I 
Steuern  für  Geschäfte  des  Immobiliarcredits  und  des  entgelt-  | 
liehen  Besitzweehsels  des  Grundeigentfaums  und  zu  all-  j 
gemeineren  (wenn  auch  in  den  Sätzen  niedrigen)  Steuern  fttr 
Geschäfte  des  Mobiliareredits  und  des  Verkaufs  n.  s.  w.  von 
Werthpapieren,  („Börseusteueru"),  beweglichen  Sachen. 

.  B.  Ein  Gewinn  ferner  ist  nicht  ohne  Weiters  bei  allem 
Besitzwechsel  von  Grund-  und  anderem  Eigenthum  im  Wege  des 
Kaufs  u.  s.  w.  zu  muthmassen,  sondern  nachzuweisen. 

£s  Vksst  sich  dies  auch,  wie  vou  Friedberg  geschieht,  noch  etwas  anders 
als  ron  mir  im  Yoraasgehenden  geschah,  ableiten,  nemlich  indem  man  ron  den  techn. 

Ausdrücken  „Einkommen"  nnd  „Ertrag"  ausgeht  und  zeig-t,  dass  darunter  dieser 
».sonstige"  Erwerb  nicht  fallt,  nam.  auch  nicht  nach  d.  gesietii.  Defimtioji  jener 
Auadrücke  iu  den  Einkommen-  und  Ertragäteuergesetzen. 
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Ohne  solchen  Naehweis  wftre  eine  allgemeine  Besitzweehselabgabe 

eigentlich  zu  beanstanden,  prineipiell  und  practisch  jedoch  auch 
hier  wohl  in   geringer  Höhe  zuzulassen  für  die  zahlreichen 
Fälle,  wo  sich  die  Bemessung  der  Höhe  des  Gewinns  der  Steuer- 
controle  entzieht,  z.  B.  im  Fonds-Börsengeschäft,  wo  aber  auf  einer 
▼on  beiden  Seiten  ein  Gewinn  zu  mnthmassen  sein  wird.  Das 
Oesetz  kann  hier  bestimmen,  wer  der  Steuerzahler  sein  soll;  wer 
der  Steuerträger  von  den  beiden  Parteien,  das  riehtet  sieh  doeh 
nach  den  für  die  Ueberwälzung  massgebenden  Factoren.  Jeden- 
falls dürfte  aber  eine  Besitzwechselabgabe  nicht  von  vornherein 
eine  grössere  Höhe  bei  Immobilien  als  bei  Mobilien  haben,  — 
eher,  aus  den  wiederholt  berührten  Gründen,  umgekehrt.  Dagegen 
Uisst  sich  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Höhe  des  realisirten  Ge- 
winns wenigstens  einigermaasen  sicher  zu  ermitteln  ist,  prineipiell 
dne  höhere  Verkehrssteuer  (Besitzwechselabgabe)  rechtfertigen, 
wdehe  eine  Quote  dieses  Gewinns  in  Anspruch  nimmt  So 
besonders  beim  Besitz  Wechsel  des  Grund-  undGebäudeeigen- 
thums.    Das  positive  Steuerrecht  begeht  hier  nur  den  Fehler,  eine, 
noch  dazu  meistens  absolut  und  im  Verhältniss  zu  ähnlichen  Steuern 
beim  Besitzwechsel  von  beweglichen  Gutem  and  Werthpapieren 
ziemlich  hohe  Steuer  vom  ganzen  (Kapital  )  Werth  des 
Gmndeigenthums,  auf  das  sieh  das  Bechtsgeschäffc  bezieht,  zu  er- 
heben, nieht  nur  von  der  Differenz  des  Werths,  welche  den 
Gewinn  gegen  den  Ankaufispreis  u.  s.  w.  darstellt.   Eine  solche 
Besteuerung   artet   zur   reellen  Vermögeusbesteuerung  aus, 
vollends  wenn,  wie  nicht  selten,  von  einem  besonderen  „Gewinn" 
bei  dem  Geschäft  gar  nicht  die  Rede  ist.    Denn  die  stete  Voraus- 
setzung eines  solchen  Gewinns  bei  jedem  solchen  Verkehrsgeschäft 
(Besitzwechsel)  (L.  Stein)  beruht  auf  einer  Fiotion  und  steht  mit 
den  Tfaatsachen  des  wirthschafUichen  Lebens  in  Widen^ruch.  *)  — 
Im  Ergebniss  flihrt  diese  Untersuchung  der  Yerkehrsbestene- 
rung  daher  zn  der  Forderung  von  Stenern  auf  die  einzelnen 
Creditgeschäfte,  Handelsgeschäfte  und  vielfach  auf  den 
Besitz  Wechsel  von  Eigenthum  unter  Lebenden  überhaupt. 
Dazu  dienen  Urkundenstempel  und  Register-  oder  Ein- 
tragnngsab gaben  verschiedener  Art,  wie  sie  nach  dem  modernen 

*)  Obber  die  Duchfllliinnir  Yerkfllmbfltteiioninif  nach  dem  OttTinn  ans 
einem  Besitzwechscl  7on  Gmndeigenthum ,  nicht  nach  dem  ganzen  Werth  des 
letzteren  s.  unten     479.    Auch  meine  „Gomnustfinge''  S.  39 ff.  nnd  beistimmead 
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Steuerrecht  vielfach,  aber  oft  zu  ausgedehnt,  in  unrichtigen 
Fällen,  nach  falschen  Massstäben  und  in  zu  hohen  Sätzen 
erhoben  werden.  Ftlr  die  richtige  Gestaltung  des  Verkehrssteuer- 
systems im  Einzelnen  und  für  die  Kritik  des  Stenerrechts  im 
Detail  ist  aaf  die  speoieUe  Stenerlehre  sä  Terweiflen. 

V.  —  §.  472.  Die  Stellung  der  ersten  beiden  Hanpt- 
arten  der  Erwerbsbestenerling  gegenüber  der  dritten. 
Die  im  Vorausgehenden  erörterten  beiden  Hauptarten  der  Erwerbs- 
besteucrimg,  die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  durch 
die  Subject-  und  Object-,  d.  h.  im  Wesentlichen  durch  die 
Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung,  und  die  Besteuerung 
des  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  oder  Rechtsgeschäfte 
durch  die  Verkehrsbestenernng  mflsste  in  der  angegebenen 
Hiehtong  wenigstens  in  der  entwickelten  modernen  Volkswirthsohaft 
ansgebildet  werden ,  eineriei  ob  man  sieh  prindpiell  anf  den  rein 
finanziellen  Standpnnct  in  der  Besteuerung  beschränkt  oder 
den  socialpolitischen  mit  beiücksichtigt.  Geschieht  Letztres, 
so  kann,  nach  den  früheren  Untersuchungen  über  die  Steuerprin- 
cipien,  die  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen,  ein  verschiedener 
Stenerfhss  von  Arbeits-  nnd  von  Renteneinkommen ,  auch  von  be- 
mfismäSBigem  nnd  von  Erwerb  dnroh  einzehie  Acte,  endlich  yon 
grösserem  nnd  kleinerem  Einkommen  (proportionale  odmr  progressi?« 
Bestenerung)  in  Frage  kommen.  Danach  gestaltet  sich  dann  die 
Einrichtung  dieser  beiden  ersten  Hauptarten  der  Erwerbsbesteuerung 
im  Einzelnen  verschieden.  Aber  die  Grundlagen  der  letzteren 
bleiben  die  nem liehen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  dritten  Haaptart  der  Erwerbs- 
bestenening  (§.  453):  diese  gehört  folgerichtig  nur  in  ein  Steaer- 
system,  welches  den  socialpolitischen  neben  dem  rein  finan- 
ziellen Standpunot  in  der  Bestenemng  aneriLonnt  Eine  Theorie 
nnd  Praxis,  welche  den  ersten  Standpnnct  yerwerfen,  gleichwohl 
aber  doch  Steuern,  wie  die  Erbschaftssteuern,  Spielgewinnststeuern 
u.  dgl.  m. ,  wenigstens  in  gewissen  Fällen  und  in  gewissem  Um- 
fang, billigen,  kommen  mit  sich  selbst  in  Widerspruch :  sie  müssten 
nun  auch  solche  Stenern  verwerfen.  Wenn  sie  das,  ganz 
mit  Bechty  nicht  thnn,  so  liegt  in  der  zogestandenen  Berechtignng 
dieser  Stenern  implicite  anch  die  wenigstens  bedingte  Anerkennung 
der  Berechtigung  des  socialpolitischen  Standpnncts  in  der  Bestene- 
mng  entiiaUen.  Darttber  sollte  man  sich  nicht  Hinsehen  oder  — 
nicht  täuschen  wollen.   Die  Verbreitung  von  Erbschafts-  und  Spiel- 
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gewiniwtstetieni  in  der  Praxis  oder  im  Stenerrecht  und  die  wachsende 

Propaganda,  welche  für  solche  Steuern  in  der  Theorie  gemacht 
wird,  sind,  richtig  ausgelegt  und  auf  den  grundlegenden  Gedanken 
zurückgeführt,  nur. Symptome  der  „socialen  Epoche^^  der  Be- 
steuerung, in  welche  wir  ans  der  „staa  Ubttrgerlichen''  Epoche 
hinübertreten. 


5.  Abschnitt. 

Me  ftnanzwIsseiiMlialiaiehe  BfUmif  des  Steucroystens.  L  IMe 
ErweriMsbesteiieniiif .    €.  Die  Besleiiemiiic  des  Erwerbs  dnrdi 

Anfall  und  durch  Werthzawachs  ohne  eigene  persönliche  wirth- 
schaltliche  Ldstnng  (Conjunctnren^ewiuns-  und  Erbschafts - 

bestenerunit;). 

Auch  in  den  theoretischen  Steuersystemen  findet  sich  eine  rationelle  folgerichtige 
Darchführong  dieser  Besteuerung  bisher  noch  nicht.  Die  Praxis  tappt  mit  ihren 
Steuern  auf  Lotteriegewinuste,  ihieu  Erbschafts-  u.  Sehenkungssteuem  u.  dgL  m.  noch 
ziemlich  planlos  ohne  fortes  piindpielles  Ziel  umher.  Der  einzige,  wegen  eeinn 
falschen  Einrichtung  mit  Recht  wieder  aufgegebene  Versuch  einer  Art  Besteuerung 
des  Conjuncturengewinns  an  städtischen  „Baustellen"  ist  meines  Wissens  in 
Bremen  erfolgt.  In  anderen  grossen  Städten  (Berlin,  Wien)  war  wohl  von  einer 
£xic»be8le«ening  der  imbehaiit  Uegea  bleibenden  BsoBlellea  die  Bede,  doch  hat  man 
iißtL  dazu  noch  nicht  entschliessen  können. 

Zu  unterscheiden  sind  namentlich  die  Steuern  auf  Conjunctur  enge  Winne 
und  aul  Erbschaften. 

Die  BQ^pcOndong  fftr  die  enteren  liegt  in  der  gansen  Lehre  Ton  der  Con- 
junctur, emer  Frucht  des  wissenschaftlichen  Socialismus  (bes.  Lassalh).  welche 
in  die  allgemeine  Nationalökonomie  aufzunehmen  ist.  Dies  ist  in  meiner  .,Gnind- 
legung''  geschehen  und  dort  auch  ein  solches  Vorgehen  näher  erläutert  und  motivirt 
▼Ofden.  Was  daaelbat  dargelegt  wurde,  mosB  ich  hier  als  bekannt  Toraassetien. 
S.  §.  76 — 81.  Die  F<Mldenmg  einer  rationellen  Besteuerung  der  Conjuncturengewinnste 
ist  die  Consequenz  der  Auffassung  der  Conjunctur  im  Wirthschaftsleben,  nam.  innerhalb 
der  Bechtsordnung  des  privj^wirthsch.  Systems  der  freien  üoncurrcnz.  Sie  lässt  sich 
stenertechniseh  ans  Opportnnitfttsgrnnden,  vegen  der  Schwierigkeit  oder,  wie 
bisher  gewöhnlich  über  derartige  Pläne  genrtheilt  worden  ist,  wegen  der  Unmög- 
lichkeit einer  genügenden  Ausscheidung  des  Conjuncturengewinns  angreifen:  nach 
meiner  Ansicht  aber  nicht  mit  durchschlagenden  <irtüiden.  Die  Eiurichtung  und 
Dmchildirbaihdt  wird  vnten  (§.  478  C)  m  leigen  reisacht,  etwas  eingehender,  als  es 
streng  genommen  in  die  allgemeine  Steueile^e  gehört  Da  es  sich  aber  hier,  im 
Unterschied  von  der  übrigen  Besteuerung,  wo  die  bezüglichen  Fragen  in  die  specielle 
Lehre  yerwiesen  sind,  um  eine  erstmidige  Begründung  dieser  ganzen  Steuergattung 
handelft,  war  ein  seldies  genaueres  Eingwen  sdion  in  diesem  Abschnitte  wohl  noth- 
wendig.  Principiell  lässt  sich  Uber  diese  Bestenerong  nur  urtheilen,  wenn  sie  im 
Zusammenhang  mit  der  Lehre  7on  der  Conjunctur  und  ?om  „Leben  der  Einzelwirth- 
schaft  in  der  Volkswirthschaff'  (Grundleg.  zweite  Aufl.  S.  80  ff.)  aofgefasst  und 
er5rtert  wird.  Die  Kritik  wird  sidi  daher  gegen  diese  ganze  Lehre,  nicht  gegen  ihre 
blosse  Consequenz,  wenden  müssen,  wenn  sie  irgend  zutreffend  sein  soll.  In  der 
Grundlegung  (bes.  §.  76  u.  Note  10  u.  §.  80  d.  2.  A.)  habe  ich  auch  bereits  die 
Function  einer  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  festgestellt.  Die  dort  für  den 
2.  Band  der  Finanz  Tenprochene  genaoeie  Mftenmg  erfolgt  nunmehr  In  diesem 
AbSGhnHte. 

Eine  Befürwortung  solcher  Besteuerung,  nebst  kurzer  Ausführung  über  die  Ein- 
richtong  in  dem  pracüsch  wichtigsten  Falle,  bei  der  Bealisirung  Ton  Gewinnen  ans 
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Verkanf  von  Grundstücken  und  Gebäuden ,  erfolsjtc  bereits  andeutnngrsweise  in  mein« 
Köde  zur  Wohnuiit'sfrage  auf  d»^r  1.  Eisenachcr  socialpolit.  Versamml.  1S72  (Bericht 
S.  241),  danu  uam.  iii  meiucm  Referat  über  die  Commuualät.frage  auf  der  BurÜner 
YenuBBL  Ter.  f.  SocpoUi  im  J.  1877;  8.  Ber.  TImm  9  «ab  c  il  8. 16,  enraitirt 
in  d.  selbständ.  Ausg.  jenes  Referats  S.  39,  40.  Ge^en  die  Forderung  solcher 
Steuern  auf  d.  Berl.  Versamml.  1S77  Held,  Ber.  S.  SS,  dagcfren  meine  Replik  S.  100. 
S.  auch  Held  ia  d.  krit.  Referat  über  neuere  Communakteuerliter.  iu  Conrads 
JfthrlK  1878  II,  236.  Held  Ubersieht  den  vesdntL  Untersdiied  zwischen  Gmod- 
und  beweprl.  Eigenth.  in  dieser  Frage.  S.  dagegen  die  treffenden  Ausfiihrungeii 
V.  Friedberg,  z.  Theorie  d.  Stempelst,  Conr.  Jahrb.  31,  83.  Friedberg  tritt  in 
diesem  Aafs.  auch  meiner  Theorie  d.  Besteuer.  d.  Conjonctgevinne  bei  u.  behandelt 
die  ganze  Frage  in  beacliteosirerther  Weise, 

In  Bremen  war  durch  ein  Gesetz  v.  13.  Würz  1ST3  (in  der  Blüthezeit  des 
grossstädt.  Baustellen-  und  Baugeschäfts)  eine  eigenthUmliche  höhere  laufende  Be- 
steuerung von  gewissen  Gruudsttlckcn  eingeführt  worden,  welche  aus  der  ländlichen 
(agrailschen)  Benntzong  in  diejenige  zn  stidtisehen  Baastellen  in  der  Hlhe  der  Stadt 
übergingen  (s.  u.  §.  4SI).  Sie  unterlagen  dieser  Steuer,  selbst  wenn  sie  wirklich 
noch  landwirthschaftlich  fortwährend  benatzt  worden.  Daraus  haben  sich 
schwere  Missstände  u.  begreifliche  Klagen  der  Besitzer  ergeben,  zumal  als  die  Gon- 
jnnctnr  Tttdoeblug  n.  die  bisher  in  Aussicht  stehende  Yerwendang  jener  Gmndstacke 
zu  Baustellen  vorigst  für  absehbare  Zeit  nicht  eintrat,  sondern  die  bisherige  land- 
wirthschaftliche  Benutzung  andauerte.  Ein  in  dieser  Angelegenheit  eingeholtes  Gut- 
achten Haussen 's  verurtheilte  denn  auch  ans  dem  Gesichtspuncte  der  Ertragssteuer 
heraus  diese  höhere  Bestenerang  durchaus.  Die  darQher  eingeholten  26  SnperarMtiiea 
andrer  theoret.  u,  pract.  Fachmänner  traten  Haussen  bei.  Das  meinigo  (S.  34  d.  unten 
gen.  Sehr.)  allein  hat  geltend  gemacht,  dass  dem  betreff,  bremischen  Gesetz  ein 
richtiger  Gedanke  zn  Grunde  liege,  der  nur  in  ganz  falscher  Weise  durchgefiihrt  sei: 
eben  der  Gedanke  einer  Extra besteuerung  des  grossen  Gewinns,  der  dnich  den 
üebergang  von  agrarischen  Grundstücken  in  Baustellen  in  der  Nähe  sich  erweiternder - 
Städte  ohne  irgend  eine  persönliche  Leistung  des  Eigenthümers  von  diesem 
letzteren  erzielt  werde.  Ich  plädirte  daher,  wie  Haussen  und  die  übrigen  Gutachter, 
für  die  Aufhebung  des  Gesetzes  in  Bezog  auf  wirklich  noch  landwirth- 
schaftlich benutzte  Grundstücke,  die  nur  von  der  gewöhnlichen  Grundsteuer 
getroffen  werden  sollten,  aber  ich  befürwortete  zugleich  eine  laufende  Eitra- 
bestenerung  der  unbenutzt  liegen  bleibenden,  bloss  auf  die  aufsteigende  Bau- 
conjonctur  wartenden  Banstellen  und  eine  hohe  Besitzwechselabgabe  (event.  Erbschafts- 
steuer) auf  den  Gewinn,  welcher  am  Kapitalwerth  solcher  Grundstücke  früher  oder 
später  wegen  ihres  Debergangs  zur  Benutzung  für  Bauten  erzielt  würde.  S.  35.  Von 
den  übrigen  Gutachtern  wiid  der  tiefere  Grund  jenes  Gesetzes  nur  aosnahmsweiso 
hertthrt,  so  nam.  von  Helfer  ich  S.  23,  der  diese  Beetoaemng,  die  der  «gsodalistisch* 
oommunistischen  Anschauung"  entsprungen  sei,  ablehnt,  aus  mich  nicht  überzragMidflli 
Grdnden.  Jenes  brem.  Gesetz  wurde  in  diesem  anstössigen  Puncte  beseitigt  durch 
Ges.  V.  II.  Oct  1878  (GeselzbL  Bremens  1878  Nr.  19).  S.  über  die  sehr  interess. 
Frage  das  vortreffliche,  eingehende,  aber  eben  ganz  einseitig  auf  dem  Standpunct  der 
gewöhnlichen  Ertragsbestenerung  stehende  Gutachten  Haussen 's  v.  Dec.  1S76  (als 
Msc  gedruckt)  an  d.  LandwirthscLkammer  in  Bremen  (in  d.  Anlagen  Abdruck  d.  betr. 
Gesetze).  Dann  die  „Gutachtlichen  Aensserungen  Uber  das  Gutachten  Hanssen's  betr. 
d*  brem.  Gmndst.verhältni8se*%  Bremen  1877.  — 

Auch  die  seit  lange  weit  verbreitete  u.  practisch  in  einigen  Lfindern,  besonders 
in  Grossbritannien,  Frankreich  sehr  wichtige  Erbschaftsbesteuerung  ist  erst 
in  jüngster  Zeit  von  deutschen  Theoretikem  unter  dem  richtigen  Gesichtspunct  be- 
trachtet worden,  nemUch  im  principiellen  Zusammenhang  mit  der  ganzen 
Erbrechtsordnung.  Das  Inteatat- Familienerbrecht  wird  dabei  auch  ganz  richtig 
als  Correlat  gewisser  Verpflichtungen  der  Unterstützung  u.  s.  w.  an  Ver- 
wandte auf  Grand  des  Yerwandtscbaftsverhältnisses  aufgefasst.  Mit  dem  Wegfall 
dieser  Verpflichtungen  md  deren  Üebergang  an  Staat  und  Gemeinde  mOsste  sich 
folgerichtig  auch  jenes  Erbrecht  ändern.  Diese  und  ähnliche  Gesichtspuncte  vertritt 
namentlich  die  wichtigste  hierhergehörige  Arbeit:  H.  v.  Scheel's  „Erbschaftssteuera 
nnd  £rhreehl8i8fiDnn**,  2.  Anfl.  1878  (s.  daselbst  auch  Liter,  u.  Gesetzgeb.);  ferner 
T.  Seheers  Anft.  in  Births  Annalen  1877,  S.  97:  Tolkswiithsch.  Bemexkiuigen  zur 
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snf  d.  Erbrecht,  Berl.  1S77.  Die  Gonseqaenz  des  angedeuteten  rechtlichen Gesichts- 
pnncts  ist,  dass  die  Erbschaftssteuer  eigentlich  den  Character  einer  Steuer  verliert 
und  als  ein  gesetzlicher  Erbantheil  des  Staats  n.  s.  w.  erscheiat  Auf  der 
anderen  Seite  fahrt  aber  die  Betrachtung  des  Erbanfalls  als  ein  Enreib  ohne  per- 
sönliche Leistung,  der  die  Leistungsfähigkeit  ^öht,  nicht  minder  zu  einer  rich- 
tigen principiellen  Begründung  der  Erbschaftssteuer,  zumal  vom  Gosicbtspanct  des 
Stonerpnucips  der  Leistungsfähigkeit  aus  n.  in  unserer  luoderueu  Zeit  bei  der  geriogen 
piactiMlMii  BedeDliuig  des  lunulioireEbandB  n.  des  Familienvermögens  im  Ontor* 
schied  vom  IndiTidnalromOgen.  Von.  ganz  verschiedenen  Seiten  gelangt  man 
daher  zur  Forderung  eines  umfassenden  Systems  der  Erbschaftssteuern. 
Der  Mangel  eines  solchen  ist  eine  der  emphndlichsten ,  wiederum  vomemlich  den 
wohlhahenderBn  besitzenden  dassen  zn  Gnte  kommenden  Lücken  des  dentsiäien  Be- 
steuerungsrechts. S.  das  bezUgL  Material  darüber  in  d.  oben  S.  85  gen.  bundesräthL 
Commissionsbericht  "Nr.  98  von  1877.  Auch  die  deutsche  Finanztlieorie  ist  aber  in 
Bezog  auf  die  Erbschaftssteuern  ausserordentlich  dUrftig«  sogar  Stein  eingeschlossen, 
der  sie  gar  nicht  genauer  behandelt,  wohl  weil  sie  in  sein  Steuersystem  nicht  recht 
passen,  ver|^  I,  475.'  Rau  handelt  von  ihnen  noch  als  von  „ErbschafÜsgebOhrai'^, 
(l,  §.  237,  womit  II,  §.  405  zu  vcrgleiehen,  wo  er  bei  d.  allgem.  Vermögenst.  TOn 
d.  Erbsch.abgabe  spricht):  ein  ganz  unhaltbarer  Standpuuct,  man  müsste  denn  die 
Gonseqnenz  ziehen  wollen,  dass  die  Erbschaftssteuer  eine  Art  specieller  Entgelt  &a 
die  Gewährung  des  Erbrechts  selbsf  sei  ■ 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  u.  im  geltenden  Kecht  stehen  die  Erbschafts- 
steuern mit  den  Besitz  wechselabgaben,  den  in  Form  von  Stempel  u.  dgL 
erhobenen  Stenern  in  engem  Zusammenhang,  so  dass  die  betr.  gesetzlichen  Bestimmungen 
öfters  gar  nicht  in  eigenen  Gesetzen,  sondern  in  doien  lU>er  Stempel-  n.  Regtster* 
abgaben  enthalten  sind.  S.  oben  S.  29,  33  ff.  u.  spec.  Steuerlehre.  Aus  der  Gesetz- 
gebung ist  die  englische  u.  französische  bes.  wichtig.  S.  über  jene  Vocke, 
brit.  Steuern  S.  223  £,  über  diese  Leroy-Beaulieu  I,  489  E  (kritisch,  ohne 
Gewinnung  des  richtigen  Staadponoto  n  der  Ffage)i  Knzze  Uebeis.  d.  Gesetigeb.  bei 
?•  Soheel  a.  a.  0« 

I.  —  §.  473.  Characteristik  des  hierher  gehörigen  Er- 
werbs. Das  Verständniss  dieser  Besteuerung  und  ihrer  Berechtigung 
hängt  von  der  richtigen  ökonomischen  Würdigung  des  Erwerbs  ab, 
wdoben  sie  treifea  soll.  Dieser  Erwerb  lässt  sich  aber  nur  im  Zu- 
Bammenhang  des  ganzen  Yolkswirthsehaftliohen  Getriebes 
nach  der  SteUnng,  welche  die  Einzelwirthschaft  darin  einnimmt, 
richtig  würdigen  nnd  tlberhanpt  nur  so  yerstehen.  Es  mnss  daher 
hier  auf  die  betreffenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Volks- 
wirthschaftslehre ,  uamentlich  m  der  „Grundlegung"  Bezug  ge- 
nommen werden,  wie  hiermit  ausdrücklich  geschieht.  An  dieser 
Stelle  mnss  es  genügen,  ans  jenen  Erörterungen  einige  fUr  die 
Besteaenmgsfrage  besonders  wichtige  Ponete  in  kurzer  Recapi- 
tidation  hervorzuheben.^) 

,,Jede  Einzelwirthschaft  führt  ein  zweiseitigeB  Leben,  d.  h.  sie 
wirkt  zweckbewnsst  auf  die  Aussenwelt  ein  und  sie  unterliegt 
unabhängig  von  ihrem  Willen,  Thun  und  Lassen  den  Einwirkungen 
der  Aussenwelt"   Dies  gilt  speciell  auch  für  den  Erwerb  der 

*)  S.  die  in  d.  Voxbeni.  geu.  tStelleu  der  üruudleg.,  uam.  in  d.  2.  Ausg.  S.  80 
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Einzelwirthschaft  im  Arbeitstheilnngsprocess  nnd  im  Verkehrssystem 
der  Volkswirthschaft,  an  sich  stets,  in  sehr  verschiedenem  Grade 
aber  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
d.  h.  nach  dem  Stande  der  Verkehrstecimik,  Verkehrsökonomik  und 
des  Verkehrsrechts.  Die  vollen  Conseqnenzen  des  doppelseitigea 
Lebens  der  Binzelwirtbsehaft  im  Erwerbssystem  treten  erst  in  der 
modernen  Volkswirthsehaft  mit  ibrer  fein  ausgebildeten  Arbeito- 
ond  Eigenthnmsäieilang,  ibrer  wesentlieb  privaitwirüisehaftliebett 
Organisation  und  ihrer  liberal -individualistischen  Rechtsordnung 
hervor.  Erst  hier  ist  daher  gerade  auch  für  den  Zweck  volks- 
wirthschaftlich  richtiger,  vollständiger  und  gerechter  Erwerbs- 
besteuerung immer  schärfer  zu  unterscheiden  zwischen  deu^jenigeu 
Erwerb  einer  Einzel wirthsebaft  (bez.  ihres  Rechts-  nnd  Wirth- 
sohaflssalyeets),  welcber  anf  bestimmte  ThUtigkeiten  dieser 
Wurthsohafk  mit  einem  bewnsst  erstrebten  wirtbsebaftlieben 
Ergebniss  znrtickzuflthren  ist,  und  demjenigen  Erwerb,  weleher 
ihr  ganz  oder  jedenfalls  grösstentheils  unabhängig  hiervon  durch 
allgemeine  Ursachen  oder  Vorgänge  nach  der  Gestaltung  der 
allgemeinen  wirthschaftlicben  Rechtsordnung,  namentlich  der  Eigen- 
thums- und  Erbrechtsordnung  zufällt  Der  Erwerb  der  ersten 
Art  gliedert  sieh  in  einer,  wie  sich  zeigte,  anch  fllr  die  Bestenening 
widitigen  Weise,  in  den  berufsmässigen  nnd  in  den  Erwerb 
dnroh  einzelne  Verkehrsacte  oder  Rechtsgeschäfte.  Der 
Erwerb  der  zweiten  Art  lässt  sich  ökonomisch  näher  als  Erwerb 
durch  Anfall  und  durch  Werthzuwachs  ohne  eigene  per- 
sönliche wirthschaftliche  Leistung  des  Erwerbers  be- 
zeichnen. 

XI.  —  §.  474.  Nothwendigkeit  der  Bestenernng 
dieses  Erwerbs.  Dieser  Erwerb  ist  nnn  ein  Objeet,  welches 
zum  Zweck  der  TolkswirthschaiUioh  richtigen  nnd  der  gcreehien 
Stenervertbeilnng  bei  dem  Erwerber  —  zomal  in  einer  ganz 

individualistischen  Erwerbsrechtsorduung ,  wo  das  Individuum, 
nicht  die  Familie  als  „Ganzes"  oder  der  Stamm,  dem  der  Einzelne 
angehört,  das  unterste  selbständige  eiuzelwirthschaiUiche  Glied 
ist,  —  besteuert  werden  muss. 

Die  Bestenernng  des  bernfsmässigen  Erwerbs  kann  zwar 
so  eingeriehtet  werden,  dass  sie  jenen  Erwerb  nnter  Umsttnden 
mit  trifil,  aber  sie  Ümt  es  gewöhnlich  nicht,  niemals  genügend, 
was  anch  seine  guten  theoretischen  nnd  practischen,  z.  B.  bei  der 
Einkommensteuer  mit  Begriö*  und  Wesen  des  „Einkommens'^  zu- 
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sammenhängenden  Gründe  hat.  Die  Besteuerung  des  Erwerbs 
durch  einzelne  Acte  oder  Rechtsgeschäfte,  die  Verkehrs- 
besteuerung trifft  jenen  Erwerb  durch  Anfall  oder  durch  ökonomisch 
nnrardienlen  Weiiliziiwachs  Idehter  and  principiell  and  practisoh 
mit  Raeht  mit,  nemlich  wenn  derselbe  mit  dem  Erwerb  dareb 
Specolation  aaf  Werthdifibrenzen  in  Verbindung  stebt  and  dureb 
diesen  letzteren  Erwerb  realisirt  wird,  was  nicht  selten  der  Fall 
ist  Aber  sie  nimmt  sodann  eigentlich  schon  einen  anderen  Character 
an  und  muss  auf  besondere  Weise  begründet  und  mehrfach  ab- 
weichend eingerichtet  werden.  £s  liegt  daher  in  diesem  Fall  die- 
selbe Aufgabe  wie  bei  einer  aparten  Besteuerung  dieser  dritten 
Hanpterwerbsart  ror,  d.  h.  es  gilt,  die  Verkehrsbesteaerong  bier 
nidit  nor,  wie  es  oben  gesobeben  ist,  ftlr  die  Besteaemng  des 
Erwerbs  dareb  einzelne  Acte,  sondern  zugleich  als  eine  Form 
der  Besteuerung  des  Erwerbs  durch  Anfall  und  durch 
Werthzuwachs  zu  behandeln  unji  sie  als  solche  zu  begrün- 
den. Es  bleiben  aber  immer  noch  Fälle  übrig,  wo  diese  letztere 
Besteuerung  nicht  mit  der  gewölmlichen  Yerkelusbesteueruug 
zusammentrifft,  sondern  noch  besonders  neben  ihr  ausgebildet 
werden  muss. 

Die  tiefere  Begründung  einer  Bestenerong  des  Erwerbs 
durch  Anfall  oder  durch  WerHizuwaobs,  mag  sie  nnn*init  in  der 

Form  der  Einkommen-,  der  Ertrags-,  der  Verkehrsbesteuerung  oder 
durch  besondere  neue  Steuerarten  geschehen,  liegt  in  dem  schon 
angedeuteten  Verhältniss  des  Individuums  und  der  Einzel- 
wirthschaft  zur  Volkswirthschaft  Es  ist  eine  unbestreitbare 
Thataaehe^  dass  der  Einzelerwerb  im  bmfsmässigcn  und  im  Erwerb 
durch  einzelne  Bechtsgesohäfte  oder  Acte  mit  bewusst  bezwecktem 
wirthschaftUcben  Eigebniss  nUitt  aufgeht,  zumal  nicht  in  der  ent- 
wickelten Volkswirthschaft  Auch  ohne  eigene  Arbeitsleistung  oder 
neue  Kapitalbildung  wächst  dem  Einzelnen  durch  Conjunctur, 
Spiel  und  Erb  gang  Vermögen  hinzu.  Der  ökonomische  Cha- 
racter des  „Conjuncturengewinns'^  ändert  sich  auch  nicht  irgend 
wesentlich  dadurch,  dass  dieser  Gewinn  öfters  absichtlich  („spe- 
culatiy'O  erstrebt  und  durch  eine  besondere  Handlung, 
ein  Verkehrsgeschftft,  z.  B.  den  Verkauf  eines  im  Preise 
durch  die  Conjunctur  gestiegenen  Objects  realisirt  wird,  ebenso 
wenig,  wie  der  Character  des  Spielgewinns  dadurch,  dass  es  zu 
des  letzteren  Erlangung  des  bewussten  Eingehens  auf  das  Spiel 
und  seine  Cliancen  bedarf,  oder  der  Character  de^  Erwerbs  aus 
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Erbsehaft  und  Legat  dadurch,  dass  der  Erbe  u.  s.  w.  „annehmen", 
also  einen  Willensact  oder  eine  Handlung  ausüben  muss,  noch  im 
einzelnen  Fall  selbst  dadurch,  dass  der  testamentarische  Erbe  oder 
Legatar  sich  beim  Erblasser  etwa  gerade  zum  Zweck  der  Berück- 
sicbtigaiig  im  Testament  hat  zn  insinuiren  gewnsst.  Denn  das 
eigene  Wollen  nnd  Thnn  des  Erwerbers  ist  in  allen 
diesen  Fällen,  im  Untersehied-  Tom  beniftmSssigen  nnd  Tom  Erwerb 
doreh  einzelne  Aete,  meistens  gar  nieht,  jedenfalls  in  ganz 
secundärer  Hinsicht  das  causale  Moment  des  Erwerbs,  höch- 
stens, und  auch  nicht  nothwendig  und  nur  selten,  das  begleitende. 
Das  bedingt  den  durchaus  verschiedenen  ökonomischen  Character 
und  auch  die, verschiedene  Steilang  dieses  Erwerbs  gegenüber  der 
Besteuerong. 

III.  —  §.  475.  Beschränkung  dieser  Bestenernng 
anf  den  Fall  des  soeialpolitischen  Steuersystems.  In 

letztrer  Hinsicht  ist  nnn  ein  Pnnct  wesentlich:  der  Bezug  von 
Conjuncturengewinn,  wie  umgekehrt  die  Tragung  des 
Conj uncturen verlusts,  und  der  Erwerb  aus  Erbschaft 
sind  integrirende  Bestandtheile,  im  einzelnen  Falle  Con- 
seqnenzen  der  geltenden  Eigenthnms-  und  Erbrecbts- 
ordnnng.  Selbst  mit  dem  Spielgewinn  verhält  es  sieb  ebenso, 
wenn  einmal  das  S|iiel  reebtlich  ttberbanpt  gestattet  ist  Stellt 
man  sieh  nnn  anf  den  rein  finanziellen  Standpnnet  in  der 
Besteuerung,  nach  welchem,  gemäss  den  frühereu  Erörterungen 
(§.  397),  in  die  aul'  Grund  der  Rechtsordnung  einmal  „gewordene" 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  als  Einzel- 
einkommen und  Vermögen  nicht  eingegriifeni  sondern  dieselbe 
mögliehst  intact  belassen  werden  soll,  so  ist  es  in  der  That 
wieder  nnr  folgeriehtig,  diesen  Erw«rb  nnbestenert  zn  lassen 
und  sieh  mit  der  Bestenernng  der  beiden  andren  Hanptarten  des 
Erwerbs  zn  begnügen.  So  ist  die  Praxis  aneh  bisher  meistens 
verfahren.  Die  grundsätzliche  Besteuerung  der  Conj uncturen- 
ge Winne  ist  kaum  auch  nur  noch  versucht  worden  und  nicht 
allein  wegen  der  steuertechnischen  Schwierigkeiten  unterblieben. 
Die  Spiel gewinnstbesteuernng  ist  gleichfalls  erst  im  Beginn 
ihrer  Entwicklung.  Erbse  haftsstenem  sind  zwar  einzehi  schon 
fHlber  vorgekommen  nnd  in  der  neneien  Zeit  allgemeiner  ge- 
worden. Aber  sehilebtem  nnd  zaghaft  ist  man  docb  aneh  mit 
ihnen  bisher  nur  vorgegangen,  besonders  in  den  practisch  wieh- 
tigsten  Fällen  j  in  denen  es  sich  aber  eben  auch  am  Dentlicbsten 
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um  eine  Veränderung  der  individaellen  VermögensvertheiluDg  bloss 
nach  der  Erbrechtsordnung  handelt,  nemlich  bei  Erbschaften  unter 
den  nächsten  Verwandten,  Und  nicht  minder  hat  die  bisherige 
nationalökonomisohe  nnd  finanzielle  Theorie,  wohl  nicht  ohne  Beein- 
flussung dnreh  die  Ansichten  in  juristischen  Kreisen,  jene  Besteue- 
mng  noch  nicht  allgemeiner  empfohlen,  selbst  die  Erbschaftsstener 
nicht  recht  in  den  Vordergrund  zu  schieben  gewagt.  Auch  die 
Nationalökonomen  und  Finanzmänner  sahen  vielmehr  in  solchen 
Steuern  einen  leicht  verhängnissvollen  „ersten  Schritt  zum 
Socialismus  und  Gommunismus^*,  einen  ,,Angriff  auf 
Eigenthnm  und  Erbrecht'^,  die  Grandpfeiler  der  socialen- 
and  wirthschaftUchen  Ordnung'',  wo  es  mit  Becht  heisse  :  principüs  ' 
ohsta!  Sie  .  scheuten  solehe  Steuern  ausserdem  aus  wirthschaft- 
liehen  Grflnden  als  reelle  Vermögens-  oder  Eapitalsteuem,  in  der 
gewöhnlichen  Identificirung  des  einzel-  und  des  volkswirthschaft- 
lichen  Standpunets  in  dieser  Frage  (§.  372). 

Der  letztere  Einwand  bedarf  nach  dem  Früheren  keiner  Wider- 
legung mehr.  Denn  eine  Steuer  auf  das  einzelwirthschaftliche  Ver- 
mögen oder  Kapital,  nicht  bloss  auf  den  Erwerb  oder  das  Ein- 
kommen, Iftsst  sich  unter  Umständen  rechtfertigen  und  seihst  yer- 
langen  und  ist  keineswegs  nothwendig  immer  eine  Steuer  auf  das 
Volks  vermögen.  Aber  der  p  rineipielle  Eünwand  gegen  die 
Anfall-  und  Werthzuwachs-Bestcuerung  möchte  nur  dann  für  unzu- 
länglich zu  erklären  sein,  wenn  man  die  bestehende  Privatrechts- 
ordnung und  die  auf  ihrer  Grundlage  sich  vollziehende  Vermögens- 
and Einkommenvcrtheilung  flberhaupt  nicht  als  Noll  me  tangere 
betrachtet,  d.  h.  wenn  man  sich  in  Volkswirthscbaft,  Becht  und 
Besteuerung  auf  den  soeialpolitisehen  Standpunet  stdlt.  Hier 
nimmt  man  dann  Act  davon,  dass  der  Erwerb  von  Einkommen 
und  Vermögen  so  vielfach  nicht  auf  persönlicher  w!r(hsehaftlicher 
Leistung  beruht  und  zieht  die  Consequenz  daraus  auch  für  die 
Besteuerung,  indem  man  gerade  den  Erwerb  ohne  solche  Leistung 
Seitens  des  Einzelnen  als  ein  bei  ihm  besonders  steuerfähiges  und 
nach  volkswirthschaftiichen  sowie  nach  den  Principien  gerechter 
Steuervertheilung,  namentlich  nach  der  richtigen  Auslegung  des 
Prindps  der  Besteuerung  „nach  der  Leistungsfähigkeit'' nodi- 
wendig  besonders  su  benfceuemdes  Ohject  ansieht  Man  recht- 
fertigt und  verlangt  aber  ein  solches  Vorgehen  vollends  in  der 
modernen  Volkswirthscbaft  mit  ihrer  liberal-individualisti- 
schen Verkehrsrecbtsbasis.    Denn  hier  erst  spielt  die 
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Conjunctur  eine  so  entscheidende  Bedeutung  für  die  Ver- 
theilang  dos  YolksvermögenB !  Hier  erat  sind  es  so  sehr  allge- 
meine gesellschaftliche  Entwicklungen  und Zasammenhängey 
welehe  Einzelnen  C^ewinne  kraft  des  blossen  Eigenthnms- 
reehts  snfttlnen,  namentlich  den  Werth  gewissen  privaten 
Grnndbe Sitzes  und  gewisser  Gebände  so  regelmässig  in  fort- 
schreitenden Gemeinwesen  steigern.  Hier  erst  verbindet  sich  so 
systematisch  die  Speculation  mit  der  Ausbeutung  der  Conjunc- 
turen,  ohne  dass  der  betreffende  Erwerb  dadurch  seinen  Character 
des  ökonomisch  nicht  durch  eigene  Leistungen  des 
Beziehers  verdienten  irgend  wesentlich  verändert  Hier 
aneh  erst  ist  die  bttrgerliche  Gesellschaft  so  durchaus  vom  Prindp 
des  Individnalismns  dniehsogen  nnd  die  persdnlich^,  wirfhsehaflr 
liehe  nnd  reohtlkhe  Bedentnng  des  Famitienverbands  so  gering- 
fügig geworden,  dass  das  P  r  i  v  at  vermögen  in  allen  Hanptbeziehnngen 
als  Individual-,  nicht  als  F a mi He n vermögen  auch  ökonomisch 
erscheint,  wie  es  lange  schon  rechtlich  diesen  Character  trägt. 
Damit  aber  entfällt  auch  ein  Mher  viel  gewichtigerer  Einwand 
gegen  Erbschaftssteuern. 

Während  denmach  Spielgewinnst*  und  Erbschafts- 
stenern in  einem  rein  finanziellen  Stenersystsm  ab  etwas 
Abnormes  erscheinen,  weist  ihr  Vorhandensein  eben  doeh 
daraufhin,  dass  ein  solches  Steuersystem  nach  dem  Rechts- 
bewusstsein  der  Zeit  nicht  mehr  streng  aufrecht  zu  er- 
halten ist.  Mit  der  offenen  Anerkennung  des  socialpoliti- 
schen  Gesichtspuncts  in  der  Yolkswirthschaft  und  im  Becht, 
namentlich  auch  im  Privatrecht,  ist  es  dagegen  nur  consequent, 
auch  ein  socialpolitisches  Stenersystem  zn  postnliren. 
In  diesem  mnss  dann  eine  rationelle  Ansbildnng  der  StsnetD  aaf 
den  Erwerb  ans  Anfall  nnd  ans  Werthsawaohs  ohne  persOnUdie 
wirthsehaftliche  Leistungen  erfolgen.  Das  führt  in  d«r  Hauptsache 
zu  drei  Steuern:  nemlich  auf  den  eigentlichen  Spielgewinn, 
auf  den  Conjuncturengewinn  und  auf  den  Erwerb  aus 
Erbschaft. 

In  welcher  Weise  alsdann  diese  Steuern  im  Einzelnen  einsn- 
richten  sind,  das  ist  erst  in  der  speeteUen  Stenerlehre  darzulegen. 
Schon  an  dieser  StdUe  erseheinen  abw  bei  der  bisherigen  Stdkmg 
aneh  der  Theorie  zn  diesen  Fragen  noch  einige  besondere  Ans* 

fdhrungen  Uber  die  Besteuerung  der  Conjuncturen gewinne 

und  Über  die  Erbschaftssteuern  am  Platze,  theils  noch  zur 
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weiteren  Begründung  und  zur  Widerlegung  von  Einwänden,  theils 
zur  SkizziniDg  der  stenertecbniscben  Grundlagen  für  diese  Steuern. 
Denn  aaeh  yom  stenerteohnisehen  Opportnnitätsatandpunete 
hat  man  gerade  die  Bestenemng  der  Gonjnnetn rengewinne 
angegriffen  nnd  selbst  fiBr  ganz  unmöglich  erklärt 

IV.  —  §.  476.  Die  Besteuerung  der  Gonjuncturen- 
gewinne. 

Die  Einwände  gegen  diese  Besteuerung  sind  principieller 
und  steuertecbnischer  Art:  eine  solche  Besteuerung,  heisst  es, 
sei  ein  Brach  in  die  bestehende  und  nothwendig  auch  im  Ge- 
sammtinteresse des  Volks  nnd  seiner  Wirthschaft  streng-  aofrecht 
zn  haltende  Beehtsordnnog;  sie  komme  auch  in  Widerspruch  mit 
den  Verhältnissen,  wenn  sie  nicht  von  einer  EntsohidigUDg  bei 
Conjnttctarenveiliisten  begleitet  sei;  sie  lasse  sieh  endlieh,  selbst 
wenn  man  sie  principiell  zu  rechtfertigen  vermöchte,  nicht  irgend 
genügend  steuertechniscb  einrichten  und  durchführen,  woraus  sieh 
dann  wieder  grosse  Ungleicbmässigkeiten  ergeben  müssten. 

Diese  Einwände  sind  gewiss  beacbtenswertb,  aber  doch  nicht 
durchschlagend,  wenigstens  nicht  in  den  Verhältnissen  der  modernen, 
Volkswirthschaft  und  wirthschaHQichen  Beohtsordnung.*) 

A.  Ein  Eingriff  in  die  Bechtsordnung,  spedell  in  die 
E%enthumsordnung  liegt,  wie  schon  zugegeben  wurde,  allerdings 
hier  vor.  Nach  dieser  Ordnung  sind  es  die  E  i  g  e  n  t  h  ü  m  e  r ,  welche 
die  Werthscbwankungen  ihrer  Eigenthumsobjecte  nach  der  günstigen 
wie  nach  der  ungünstigen  Richtung,  als  Gewinne  und  Verluste 
tragen.  Ein  socialökonomischer  VorÜieil  hiervon  auf  für  das  ge- 
sammte  Wirthschaftsleben  soll  auch  gar  nicht  bestritten  werden. 
Gerade  wegen  dieses  Tragens  der  Chancen  der  Werthschwankungen 
wird  der  Eigenthflmor  nicht  bloss  m  seinem  dgenen,  sondern  mehr 
oder  weniger  auch  im  Oesammtinteresse  sein  Eigenthnm  richtig 
zu  behandeln,  zu  verwalten  suchen.  Viele  der  practischen  Zweck- 
mässigkeitsgründe, welche  für  die  Institution  des  Privateigenthums 
überhaupt  mit  grösserem  oder  geringerem  Recht  angeführt  werden, 
gelten  auch  flOr  die  Verknüpfung  des  Recbtssatzes  mit  diesem 
Eig^thnmi  dass  der  Eigentiifimer  die  Werthschwankungen  des 
EigenthumsobjeetB  tr&gt  Aber  es  ist  doch  nicht  zn  Übersehen, 
dass  diese  Begründung  principiell  und  yomemlieh  auch  prac- 
tiseh  nur  zutrifft,  wenn  das  eigene  Thun  und  Lassen 

*)  Vgl.  (irundleg:.  §.  76—81,  {19—107,  dann  d.  ganze  Abtlieil.  v.  Volksw^ch.  Q. 
Kecht,  bes.  YenaOgeu»recbt  0-  Auü  Kap.  5),  nam.  iu  d.  2.  Aufl.  S.  343  S. 
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des  Eigeuthttmers  das  causaie  Moment  jener  Werth- 
»ehwanknngen  ist. 

in  Betreff  der  dnreh  die  Gonjnnctur  bewirkten  Werth- 
Beliwanktingen  liegt  die  Saehe  wesentlieh  anders.  Dafür  kann  hier 
wieder  nnr  anf  di^  Lehre  ron  der  Gonjonotnr  im  gmndlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  verwiesen  werden. 
In  der  werthbestiramendeu  Conjnnctur  verschwindet  der  persönliche 
Einfluss  des  Eigenthlimers  oder  tritt  er  doch  ganz  zurück.  Eben 
deshalb  fehlt  für  den  Privat  bezag  des  Coiünnctarengewinns  das 
Moment  des  individuellen  ökonomischen  Verdienens. 
Nun  steigt  aber  der  massgebende  Einfloss  der  Goiyonctor  gerade 
in  der  modernen  Volkswirtbsohaft  naeh  der  Teehnik,  Oeko- 
nomik  nnd  dem  Reeht  des  Verkeim.  Die  Vertbeflong  des  Volka- 
vermögens  und  Einkommens  richtet  sich  weniger  als  frtlher  nach 
der  persönlichen  wirtbschaftlichen  Leistung,  nach  Fleiss,  Tüchtig- 
keit, Sparsamkeit.  Ein  neuer  Uebelstand  tritt  hinzu,  indem  die 
Ausbeatung  der  Conjanctur  zum  Gegenstand  der  Specn- 
lation  wird.  Dadurch  nimmt  der  wirthsebaftUehe  Verkehr  nnr 
immer  mebr  den  Cbaraeter  des  Spiels  an  nnd  wird  vielfaeh  mit 
unlauteren  Gesebftftspraetiken  veiquiekt.  Von  mem  „Oko* 
nomiseben  Verdienen^'  des Conjoneturengewinns,  weleber  dureb 
Speculationen  erzielt  wird,  kann  daher  auch  doch  höchstens  aus- 
nahmsweise und  nur  in  geringem  Maasse  gesprochen  werden. 
Eine  Menge  tiefer  wirthschaftlicher,  sittlicher  und  socialer  Schäden 
sind  die  Folge  dieser  Verhältnisse,  namentlich  der  Ausdehnung 
des  Speculationsmoments.  Man  braucht  nur  auf  das  Geschäft  an 
den  Fondsbörsen  (Differenzgescbäfi),  anf  viele  Vorgänge  im  Waaren- 
bandel  nnd  anf  den  speculativen  Besitawecbsel  im  Grund-  und  Gk- 
bäudeeigentbum  binsuweisen.  Nach  den  vorliegenden  Erfabrangcn 
erscheint  dann  eine  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  gerade 
auch  als  ein  Mittel  zur  Beschränkung  der  Speculation 
erwünscht,  der  Eingriff  in  die  Rechtsordnung  aber,  welcher 
eine  solche  Besteuerung  enthält,  durch  die  mangelhalte  Func- 
tion dieser  Rechtsordnung  in  unserer  Zeit  sogar  geboten. 
Die  Rechtsordnung  ist  eben  nichts  Unveränderliches,  sondern  muss 
sieb  der  Umgestaltung  der  Tecbnik  und  Oekonomik  anpassen. 
Anf  dieses  durchaus  gerechtfertigte  Verlangen  läuft  die  prmdpielle 
Forderung  einer  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  binaus. 
Durch  eine  solche  erreicht  man  auch  andere  wichtige  social- 
ökouomische  Vortheile;  einmal  den,  dass  alsdann  sehr  erhebliche 
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Einwände  gegen  das  ganze  privatwirthschaftlicbe  System  nnd  seine 
grundlegenden  Rechtsinstitnte,  besonders  gegen  das  Privateigenthnm 

an  Kapital  und  mehr  noch  an  Boden,  hinweg  fallen  oder  doch 
sehr  vermindert  werden;  sodann  den  weiteren  Vortheil,  dass  nun 
der  Uebergang  zum  gemeinwirthschaftlichen  System  nicht  auch 
noch  aus  GrUnden,  welche  in  den  Schäden  der  privatwirthschaft- 
lichen  Speculation  und  der  GoigQnctorenYerbältnisse  Hegen,  so 
dringlich  wird.  Gerade  die  Anhänger  der  priTatwirtbschaMehen 
Organisation  der  Volkswurlfascbaft  hätten  daher  Gmnd  genng^  die 
Eyentnafität  deif  Einftthning  einer  solchen  Bestenenmg  emstlich 
zu  erwägen. 

B.  —  §.  477.  Das  Tragen  der  Conjuncturenverluste 
durch  den  Eigenthtimer  oder  durch  das  Wirthschaftssubject 
ist  ohne  Zweifel  bei  der  steigenden  Bedeutung  des  werthbestimmen- 
den Einflusses  der  Co^junctur  in  der  modernen  VolkswirÜischaft 
ebenfalls  eine  missliche  Folge  des  erwähnten  Bechtssatzes.  Die 
Notbwendigkeity  diese  Folge  fttr  den  einzelnen  Betroffenen  nach 
Möglichkeit  gut  zn  machen,  wird  aber  aneh  anerkannt  and  durch 
practische  Institutionen ,  wie  das  Versicherungswesen ,  wird  dem . 
Einzelnen  Hilfe  in  einigen  Fällen  gewährt.  Die  Unfall-Versicherung 
im  weitesten  Umfang  beniht  auf  demselben  Princip  wie  die  hier 
geforderte  Besteuerung.  In  beiden  Fällen  sind  es  ,,Gemein- 
schaften'^,  welche  hier  gewisse,  vom  Thun  und  Lassen  des 
Einzefaien  nnabhängige  Wjdrthschwankongen  flttr  diesen  letzteren 
paralysiren  und  auf  sich  selbst  nehmen.  Solche  Unfälle  sind  et- 
was der  ungünstigen  Conjnnctnr  Aehnliches.  Ein  weiteres  Ein- 
treten von  Gemeinschaften  bei  Verlusten  aus  der  Conjunctur  ist 
nicht'  principiell  unzulässig,  sondern  nur  bisher  nicht  practisch 
durchführbar.  Auch  bei  der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne 
ist  es  dieser  letztere  Umstand,  nicht  die  Fraglichkeit  des  Priucips, 
welcher  eine  umfassendere  Ausdehnung  und  damit  ein  weiteres 
Eintreten  der  staatlichen  Gemeinschaft  hindert. 

Der  Einwand,  dass  dne  allgemeine  Bestenening  der  Gon- 
jonctorengewinne  ohne  eine  allgemeine  Uebemahme  der  Coigtmc- 
turenverluste  auf  das  Gemeinwesen  selbst  ein  Widersprach  in  sich 
und  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Besteuerten  sei,  trifft  aber 
auch  nach  Lage  der  practischen  Verhältnisse  häufig  gar  nicht  zu, 
namentlich  nicht  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  diese  Besteuerung 
vornemlich  handelt.  Die  Steuer  hat  regelmässig  für  den  bereits 
realisirten  Gewinn,  also  z.  B.  nach  dem  Verkauf  eines  im 
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Preise  gestiegenen  Objeots,  ferner  ftlr  den  in  gewissen  Zeitpnncten 
(z.  B.  beim  Erbesfibergang)  in  einem  Objeet  hoher  gestiegenen 
Werths  steckenden,  noch  nicht  realisirten,  aber  jeden  Augenblick 
realisir baren  Gewinn  einzutreten:  so  in  dem  principiell  und 
practisch  wichtigsten  Fall,  bei  Grund-  und  G e b ii u d e eigenthum, 
das  duroh  die  Conjunctur;  namentlich  durch  den  Fortschritt  des 
Gemeinwesens  an  Volkszahl,  Reichthnm  u.  s.  w.  im  Werthe  ohne 
die  enti^reohende  Mitwirkung  des  £igenthttmers  gestiegen  ist 
Hier  hat  im  ersten  FaUe  eine  bestimmte  private  Kapitalanlage 
Dank  der  Conjnnetar  mit  einem  Gewinne  fttr  den  Interessenten 
abgeschlossen  und  kann  sie  dies  im  zweiten  Falle  sofort  thun. 
Ein  Conjuncturenverlust  würde  hinterher  bei  demselben  Interes- 
senten ein  andres  Objeet  oder  bei  demselben  Objeet  einen 
anderen  Interessenten  treffen,  was  kein  .Grund  ist,  die  Besteuerung 
für  den  früheren  Gewinn,  zumal  im  letztgenannten  Falle,  zu 
unterlassen.*)  Namentlich  bei  Grund-  und  gewissem,  besonders 
städtischem  Gebäudeeigenthnm  geht  aber  die  Coiyunetiir, 
trotz  gelegenflieherRttcksdiläge,  regelmässig  in  werthsteigernder 
Richtung.  Die  Gesellschaft  nimmt  hier  durch  die  genannte 
Besteuerung  nur  gerechtfertigt  Antheil  an  der  ihren  Leistungen, 
ihrer  Entwicklung  zumeist  allein  zu  verdankenden  Werth-  und 
Rentensteigeruug  des  Iiodens.  Es  ist  namentlich  wieder  die  Grund- 
rententheorie,  welche  dieser  Besteuerung  allgemeiner  und  prinei- 
pieller  zur  Rechtfertigung  dient 

G.  —  §.478.  Die  praetische  Einrichtung  und.  Durch- 
ftlhrung  der  Besteuerung  der  Conjunetnrengewinne  maeht  erheb- 
liehe Schwierigkeiten,  besonders  auch  nm  die  Allgemein- 
heit und  0  leichmässigkeit  dieser  Besteuerung  in  allen  unter 
sie  gehörenden  Fällen  zu  erreichen,  sobald  sie  einmal  im  Princip 
angenommen  ist.  Dieser  Schwierigkeiten  wegen  sind  in  der  Praxis 
wieder  Compromisse  in  Betreff  der  strengen  Durch- 
führung mit  dem  Princip  nothwendig,  was  aber  so  wenig  gegen 
diese  als  gegen  andere  Steuern,  wo  die  Sache  meist  ebenso  liegt, 
ein  durchschlagender  Emwand  ist  Unter  Voraussetzung  eines  solchen 
Zugeständnisses  sind  die  Schwierigkeiten  schon  zu  ttberwinden,  wenn 
es  nur  au  dem  energischen  Willen  dazu  nicht  fehlt. 


S.  Fried  ber^  in  den  Jahrbüchern  R.  3J  S.  8J{,  S4,  wo  nam.  mif  don  Unter- 
schied zwischen  tiea  Üoiijuuctureagewiiinen  im  Handel  u.  bei  der  Vuräusücruug  von 
(imndst&ckeii  hingewiesen  Q,  bei  d.  toteren  gezeigt  wird,  wie  die  Trfger  des  Gewinns 
und  Yerlnsts  rerscliiedene  Penonen  sind. 
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V.fi  bieten  sich  zu  diesem  Zweck  vier  Wege,  welche  gleich- 
zeitig neben  einander  eingeschlagen  werden  müssen:  einmal  ist 
die  Einkommen-  und  besonders  die  Ertrags besteuerung  des 
berafsmässigen  Erwerbs  so  einzurichten^  dass  sie  Conjunctureii- 
gewinne^  welche  sich  mit  dem  Einkommen  oder  den  Erträgen  ver- 
binden, mOg^ebst  mittriffik;  zweitens  hat  dieVerkebrabestenening 
der  einzdnen  Acte  oder  Reehtsgescbftfte  in  den  geeigneten  Fällen 
speciell  diese  (Gewinne  mit  zu  treffen;  nnd  drittens  müssen  letztere 
mitunter  noch  auf  besondere  Weise  erfasst  werden,  zu  welchem 
Zwecke  namentlich  der  Besitzwechsel  beim  Erbes  Übergang  zu 
verfolgen  und  eventuell  die  Erbschaftssteuer  angemessen  ein- 
zurichten ist;  endlich  ist  in  einem  wichtigen  Speciali'ali  eine 
aparte  Besten  ernng  einzuleiten,  nemlich  bei  dem  Gewinn,  welcher 
doreh  den  Uebergang  des  in  Privateigenthnm  stehenden  Bodens 
ans  einer  dkonomisehen  Benntznngskategorie  in  eine 
specifiscb  andere,  rentablere,  ohne  eigene  Leistung  des 
EigenthUmers  für  diesen  abfällt. 

1)  Die  Ertragsbesteueruug  hat  nach  ihrer  ganzen  Ver- 
anlagung unvenneidlich  einen  etwas  stabileren  Character  und 
vermag  nicht  wohl  jeder  kleinen  Veränderung  des  Ertrags  einer 
einzelnen  Ertragsquelle  zu  folgen.  Besonders  gilt  dies  von  der 
Grund-  nnd  GewerbesteaeTi  weniger  von  der  Gebäude-,  der 
Leihzins-  nnd  der  Arbeitsstener.  Die  Ertragsbestenerung  kann 
daher  gewdhnlieh  nur  solehra  Oonjunoturengewinnen  einigermassen 
folgen,  welche  sich  als  etwas  dauerndere  Ertragserhöhungen 
niederschlagen,  so  namentlich  als  Erhöhungen  der  Grund-  und 
Gebäuderente.  Gerade  diese  Gewinne  aber  sind  von  der  Steuer 
zumeist  zu  erfassen,  denn  eben  sie  sind  regelmässig  uberwiegend 
allgemeinen  gesellsehaftlichen  und  yolkswirthsebafUichen  Fort- 
sehritten mit  zu  veidanken.  Daher  mnss,  wie  aus  anderen,  in  der 
speeieilen  Stenerlebre  naehznwdsenden  Grflnden,  so  auch  zum 
Zweck  einer  Bestenemng  der  Goiynnctnrengewinne  eine  regel- 
mässige Erneuerung  der  Ertragsermittlungen,  nach 
welcher  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  umgelegt  wird, 
in  nicht  zu  langen  Perioden  erfolgen.  Diese  Perioden  müssen 
um  so  kürzer  sein,  je  rascher  die  Erträge  unter  dem  Einiiuss  der 
Coiyunctur  steigen  und  je  mehr  es  gerade  die  letztere,  nicht  die 
persönliche  wirthsehaftliche  Leistong  des  Ertragsbeziehers  ist,  welche 
den  Ertrag  steigert:  daher  dnd  namenüieh  in  rasch  sich  ent- 
wickeUiden  Städten  Bensionen  der  Gnmdhigen  der  Gebäode- 

80» 
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Steuer,  selbst  in  jährlichen  Perioden,  zu  verlangen,  um  die  steigenden 
Nutzungen,  bez.  die  Mietherträge  sofort  zu  treffen.  Die  Grundsteuer 
kann  immerhin  länger  unverändert  bleiben.  Im  Einzelnen  wird 
sich  hier  Vieles  nach  dem  Tempo  des  Fortschritts  und  Rente- 
steigens, nach  den  Localverhältnissen  und  der  Verschiedenheit  der 
Entwicklang  bei  den  yerschiedenen  ErtragsqneUen  (auch  hd  den 
verschiedenen  Bodennutzungen,  z.  B.  bei  Acker-  nnd  Waldboden) 
richten  mUssen.  Aber  das  Princip  selbst  nnd  das  Ziel  ist  wohl 
klar  und  gerade  in  dem  wichtigsten  Fall,  bei  der  G ebäudesteuer, 
sind  die  steuertechuischen  Schwierigkeiten,  das  Ziel  der  Besteuerung 
der  in  der  Rente  steckenden  Coiyoncturengewinne  zu  erreichen, 
gar  nicht  so  gross. 

Die  £  inkomme  nbesteuemng  ist  ihrer  Natur  nach  beweg- 
licher, als  die  Ertragsbestederung  und  kann  sich  daher  den  Ein- 
flüssen der  Schwankungen  der  Conjunctur  auf  die  H()he  des  Ein- 
kommens leichter  anpassen.  Das  ist  nnn  auch  wieder  principi eil 
zu  verlangen.  Bei  günstiger  Conjunctur  (bei  steigenden  Preisen 
der  Bodenproducte  im  Fortschritt  der  volkswirthschaftlichen  Ent- 
wicklung, daher  meist  andauernd;  in  Speculationszeiten  auch 
der  Fabrikate,  daher  mehr  vorübergehend)  müssen  deshalb  die 
*  Einkommen  der  Personen,  welche  notorisch  hier  besondere  Vor- 
theile ziehen,  möglichst  rasch  entsprechend  fttr  die  Steuer  hoher 
angesetzt  werden,  so  bei  den  Hausbesitzern,  den  ländlichen  Grund- 
besitzern, in  gewissen  Zeiten  bei  den  Bergwerksbesitzem ,  den 
Fabrikanten,  auch  bei  den  Angehörigen  solcher  liberaler  Berufe, 
denen  eine  Hausse-  und  Speculationsperiode  (oder  hier  auch  um- 
gekehrt eine  Krise)  zu  Gute  kommt  (Advocaten,  Notare!),  endlich 
.  auch  bei  den  Vertretern  der  gewöhnlichen  Handarbeit  in  Zeiten 
steigender  Lohne.  Die  revidirten  Grundlagen  der  Ertragssteuem 
können  mitunter  zum  Zweck  der  Einkommenbestenerung  mit  be- 
nutzt werden.  Bei  Bttckschlägen  der  Conjunctur  (bei  gewerb- 
lichen, Credit-,  Baukrisen,  steigender  Concurrenz  fremder  Boden- 
producte nach  Verbesserung  der  Comraunicationsmittel,  bei  stocken- 
dem Erwerb  und  sinkenden  Löhnen)  wird  dann  billiger  Weise  auch 
o;erade  in  den  Anschlägen  des  Einkommens  für  die  Einkommen- 
besteuerung eine  Ermässigung  eintreten.  Das  entspricht  aber  nur 
der  allgemeinen  »Forderung,  dass  die  Besteuerung  den  Einfluss  der 
Coiguncturen  berttcksichtagen  müsse. 

§.  479.  —  2)  Die  Verkehrsbesteuerung  erscheint  mehrfach 
besonders  geeignet,  mit  zu  einer  rationellen  Besteuerung  der  Con- 
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juncturengewinne  zu  dienen.  Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  früheren 
Begründung  und  Begrenzung  dieser  Steuergattung  (§.  469  ff.).  Gerade 
durch  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs,  besonders  durch  den 
Verkauf  zu  einem  höheren  Preise,  aber  auch  durch  die  Credit- 
anfnahme  in  höherem  Betrage  mittelst  Verpfändnng,  durch 
die  Vermiethnng,  Verpachtung  zu  einer  höheren  Beute, 
werden  Conjnnetnrengewinne  von  dem  Berechtigten  yomemlieh 
realisirt.  An  diese  Geschäfte  knüpfen  sich  die  Verkehrssteuem. 
Hier  bietet  sich  die  Möglichkeit  am  Ersten ,  nicht  nur  die  That- 
Sache  des  l^ezugs  eines  Conjuncturengewinns,  sondern  auch  in  den 
practisch  wichtigsten  Fällen,  nemlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien,  die  Höhe  dieses  Gewinns  festzustellen.  Nachdem 
Früheren  (§•  471)  soll  hier,  namentlich  bei  Besitzweehselsteuem, 
die  Abgabe  nioht  nach  dem  ganzen  Kapitalwerth,  sondern  nach 
dem  Gewinn  an  letzterem  bemessen  werden.  Wo  nun  z.  B.  dieser 
im  Verkauf  realisirte  Gewinn  nicht  auf  nachweisbare  neue  Arbeits- 
leistungen und  Kapitalverwendungen  (bei  Gebäuden,  bei  Meliorationen 
in  der  Landwirthschaft  u.  s.  w.)  zurückzufahren  ist,  erscheint  er 
wesentlich  als  Frucht  der  Conjunctur,  wenn  auch  eventuell  einer 
solchen,  welche  durch  eine  Specalation  absichtlich  mit  auszubeuten 
gesueht  wurde.  Gerade  dieser  Gewinn  muss  das  Objeet  der- 
jenigen Yerkehrssteuer  werden,  welche  als  Besteuerung  der  Con- 
juncturengewinnc fnngiren  soll.  Die  Formalien  der  Vertrag- 
Schliessung  bei  Immobiliargeschäften  und  die  theils  bestehenden  — 
Grund-  und  Hypothekenbücher  für  den  Verkauf  und  die  Verpfän- 
dung von  Immobilien  — ,  theils  leicht  einzurichtenden  öffentlichen 
Bücher  oder  Register  —  so  etwa  für  Pacht-  und  Miethgeschäfte  — 
bieten  auch  die  steuertechnischen  Grundlagen,  eine  solche  Verkehnh 
besteuemng  der  Goi^juncturengewinne  ebenso  gut  einzurichten  und 
so  sicher  durchzuführen,  wie  die  meist  schon  bestehende  Vei^ehrs- 
besteuerung  auf  ihrer  viel  irrationelleren  Grundlage  und  mit  ihrem 
viel  härteren  Druck  (Steuerbemessung  nach  dem  ganzen  Kapital- 
werth des  Grundstücks  u.  s.  w.  beim  Besitzwechsel!). 

Auch  ein  grosser  Theil  der  sonstigen  Verkehrs besteue- 
rang,  welche  namentlich  Handels-  und  Mobiliaroreditgeschäfte 
in  der  Form  von  Urkundenstempel  u.  dgL  m.,  dann  Fonds- 
b  Orsengeschäfle  triffi,  kann  mit  als  Besteuerung  von  Coiyuneturen- 
gewinnen  dienen.  Allerdings  stenertechniseh  unTollkommener  als 
in  den  vorausgehenden  Fällen,  aber  kaum  unvollkommener  als 
diese  Besteuerung  überhaupt  auch  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe 
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dient.  Der  Mangel  ist  hier,  dass  gewöhnlich  das  Vorhandensein 
von  Erträgen  und  Gewinnen  lür  den  Durchschnitt  solcher  Geschäfte 
nur  gemuthmasst,  nicht  genau  nachgewiesen  und  noch  weniger  die 
Höhe  der  Erträge  und  Gewinne  festgestellt  werden  kann,  wenn 
man  nieht  zn  einem  sehr  weitgreifenden  nnd  nnvermeidlieh  sehr 
lästigen  Zwang  der  affentiiehen  Beg^trirnng  u.  dgl.  greifen  will 
So  fehlt  es  an  festen  rechnerischen  Grandlagen  fär  die  Verkehrs- 
besteueruDg.  Man  hat  sich  aber  gleichwohl  in  der  Praxis  und 
Theorie  dadurch  nicht  von  dieser  Besteuerung  abspänstig  machen 
lassen,  und  mit  Hecht  nicht,  wenn  dabei  nur  den  offenkundigen 
Sohwierigkeiten  durch  zweckmässige  Normirung  der  steuerpflich- 
tigen Objeete  (d.  h.  hier  der  betreffenden  Aete  oder  Beehtsgesohäfte) 
nnd  der  StenersfttEe  thnnHeh  Beehnnng  getragmi  whrd.  Denn  man 
darf  sieh  immer  sagen,  es  müssen  hier  Ertrilge  Yorkommen,  sonst 
würden  die  Geschäfte  nicht  regelmässig  gemacht  werden,  und  es 
sind  dies  Erträge,  welche  durch  die  Ertrags-  und  Einkommen- 
besteuerung nicht  genügend  erfasst  werden.  Ein  grosser  Theil 
dieser  Geschäfte,  so  im  Handel,  bei  Oreditaufnahmen,  im  Börsen- 
geschäft, zumal  beim  Differenzen -Spiel,  bezweekt  nun  aber  notorisch 
die  Specnlation  anf  die  Conjnnetnr:  im  Einzehien  mit 
nnsicheremi  jedenfiills  wechselndem,  im  Ganzen  shet  doch  mit  dem 
thatsäohliehen  Erfolge,  dass  anf  diese  Weise  yielfaeh  mehr  oder 
weniger  erhebliche  Gewinne  realisirt  werden.  An  diese  Thatsache 
hält  sich  die  Besteuerung  und  knüpft  sich  daher  vornemlich  an  die 
speculativen  Handels-  und  Börsengeschäfte  und  an  diejenigen 
Credit-  und  Kaufgeschäfte  (von  Werthpapieren  u.  dgl.)  an,  durch 
welche  eine,  meistens  verzinsliche,  zugleich  aber  den  Gewinn  ans 
Goi^nnctnren  mit  ins  Ange  Zusende  Kapitalanlage  bewerkstelligt 
whrd.  Diese  Anffassnng  liegt  Urknndenstempeln  fBr  Kanf-  nnd 
Mobiliarcreditgesohllfte,  „BOrsenstenern''  anf  Sehlnsszettel ,  Rech- 
nungen und  auf  Werthpapiere,  allgemeinen  Quittungsstempeln  u.  s.  w. 
zu  Grunde,  soweit  diese  Abgaben  mit  als  Steuern  auf  Coi\juucturea- 
gewinne  in  Betracht  kommen. 

§.  480.  —  3)  Die  Verfolgung  der  Gonjnncturengewinne 
beim  Erbesttbergang  n.  dgl.  In  den  Yoransgehenden  beiden 
FÜkn  wird  der  Conjnnctnrengewinn  getroffen  entweder  im  Ertrag 
nnd  Einkommen  fttr  den  ihm  zn  verdankenden  (lanfenden)  Za- 
wachs  dieses  Ertrags  nnd  Einkommens,  daher  namentlich,  soweit 
er  als  Rentenerhöhung  erscheint;  oder  zweitens  in  den  Fällen, 
wo  er  durch  ein  Verkehrsgeschäft;  hauptsächlich  einen  Verkauf, 
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als  Kapitalwerth-Zuwachs  einer  Sache,  besonders  eines  Rente 
gebenden  Objects  (Grund-  und  Hausbesitz,  Werthpapier)  speciell 
realisirt  worden  ist.  Nun  bleiben  aber  noch  Fälle  übrig,  wo 
eine  durch  die  Conjunctur  ermöglichte  Preis-  und  £eDten8teigernn^, 
z.  B.  die  betreffende  Pacht-  oder  MietherhOhimg  ganz  oder  theil- 
weise  unterblieb,  so  dass  die  laufende  Ertrags-  und  Einkommen- 
beetwerang  nicht  erhöht  wurde;  femer  Fttllei  wo  wenigstenB  der 
eingetretene  Eapitalwerthznwachs  nicht  dnreh  ein  Verkehrsgeschäft 
realisirt  wurde,  indem  kein  Besitzwechsel,  Verkauf  u.  s.  w.  eintrat. 
Solche  Fälle  sind  bei  der  speculativen  Mobilisirung  fast  allen  Be- 
sitzes, selbst  des  ländlichen  Grundbesitzes,  heute  seltener  als  früher, 
aber  sie  fehlen  doch  glücklicher  Weise  durchaus  nicht  und  nehmen 
besonders  beim  Grundbesitz  noch  immer  einen  grossen  Baum  ein. 
Dazn  treten  dann  gewisse  Fftlle,  wo  es  sieh  um  NntsTermOgen 
(z.  B.  Sammlungen  von  Kunstwerken)  liandelt,  das  vom  Besitzer 
regelmässig  dauernd  besessen  wird;  endlich  Fälle  einer  recht- 
lichen Gebundenheit  des  Besitzes,  z.  B.  bei  Fideicomraissen, 
beim  Besitz  der  todten  Hand.  Conjuncturengewinne  wachsen  nun 
auch  hier  tiberall  hinzu,  ohne  in  höherem  Ertrag  oder  in  rcalisirten 
Gewinnen  beim  Verkauf  u.  s.  w.  zum  Vorschein  zu  kommen.  In 
der  gestiegenen  Ertragsfähigkeit  und  im  höheren  Verkaufs w er th 
sind  sie  latent  enthalten.  Eine  Besteuerung  ist  daher  auch  hier 
geboten,  nur  muss  dieselbe  auf  andere  Weise  eingerichtet  werden. 

In  den  meisten  Fällen  wird  sie  an  den  Erbestibergang  der 
betreffenden  Eigenthumsobjecte  geknüpft  werden  können.  Die 
ohnehin  grundsätzlich  zu  fordernde  Erbschaftssteuer  wäre  dann  nur 
gerade  auch  zu  diesem  Zweck  der  Besteuerung  der  Conjuncturen- 
gewinne entsprechend  einzurichten.  Dies  bietet  hier  geringere 
Schwierigkeiten  als  die  Besteuerung  dieser  Gewinne  bei  Verkehrs- 
geechäften  unter  Lebenden.  Zum  Zweck  der  Erbschaftssteuer  muss 
ohnedem  eine  Feststellung  des  Werths  aller  Objeete  stattfinden, 
wobei  dann  aus  einem  Vergleich  mit  dem  Werth  bei  Mheren 
Käufen,  Erbesttbergängen  und,  soweit  dergleichen  nicht  mehr  fest- 
zustellen ist,  aus  der  Schätzung  der  während  der  constatirten  oder 
muthmasölichen  Besitzzeit  eingetretenen  Werthsteigerung  die  Höhe 
.des  zu  besteuernden,  der  Conjunctur  zu  verdankenden  Zuwachses 
zum  Kapitalwerth  zu  ermitteln  ist  Der  Steuersatz  würde  nicht 
für  alle  FäÜe  der  gleiche  sein  kl^nnen,  sondern  sich  nach  Perioden 
der  Besitszeit  abstufen  müssen.  Der  Ehrbesttbeigang  der  Nutzungen 
Ton  Fideicommissen  pflegt  schon  durch  die  bisherigen  Erbsehafls- 
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steuern  getroffen  zu  werden.  Er  lässt  sich  für  den  hier  vorliegenden 
Fall  ganz  analog  wie  der  ErbesUbergang  des  Eigentbiims  selbst 
behandeln.  Beim  Vermt^gen  der  todten  Hand  aber  wäre  eine 
Ersatzstener  aaeh  in  Bezog  auf  die  Besteaenmg  des  Conjnne- 
tnrengewinns  an  diesem  YermSgen  zn  verlangen,  wie  sie  grond- 
sätzKeh  für  die  sonstigen  Besitzweehselabgaben ,  die  bei  diesem 
Vermögen  wegfallen,  zu  fordern  ist  und  mehrfach  besteht  (Oester- 
reich, Frankreich). 

§.  481.  —  4)  Es  ist  endlich  noch  der  besondre  Gewinn 
ins  Auge  zn  fassen,  welcher  bei  privatem  Gründe igenthnm 

durch  den  Uebergang  des  Bodens  aus  einer  Benutzungs- 
kategorie in  eine  andere  specifisch  verschiedene  und  I 
rentablere,  öfters  in  ungewöhnlich  hohem  Maasse,  I1lr  den 
Eigenthflmer  ohne  irgendwie  nennenswerthe  eigene  wirthschaftliche 
Leistung  des  letzteren  hervorgeht.  Der  praotisch  wichtigste  Fall 
ist,  besonders  in  den  Verhältnissen  der  Gegenwart,  die  Vmrand- 
Inng  bisherigen  „agrarischen'',  bez.  Gartenbodens  in  „Bau- 
stellen'', welche  theils  einstweilen  als  solche  ohne  Wechsel  des 
Eigenthtimers  liegen  bleiben ,  um  die  ans  der  Entwicklung  der 
Stadt  hervorgehende  Werthsteigerung  „aufzusaugen",  theils  mit  ! 
grossem  Gewinne  sofort  zum  Zweck  der  Specuiation  in  Baustellen 
oder  der  Bebauung  veräussert  oder  vom  EigenthUmer  selbst  mit 
Bauten  besetzt  werden.  Andere  mehr  oder  minder  wichtige  Fälle 
sind  der  Uebergang  von  bisher  anderweit  benntztem  oder  gar  nieht 
benutztem  Boden  in  Bergwerksboden  in  Folge  der  Auffindung 
von  Mineralien  oder  in  Boden  ftlr  öffentliche  Wege  m  Folge 
neuer  Wegeanlagen. 

Alle  diese  FlUle  smd  besonders  characteristlsehe  und  praotisch 
wegen  der  Hohe  der  Gewume  oft  besonders  wichtige  Beispiele  von 
Coi^uncturengewmnen,  welche  dem  Eigenthttmer  nur  kraft  seines 

Eigenthumsrechts  zufallen  als  Folge  einer  bestimmten 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  und  wirthschaft- 
lichen  Lebens  und,  wie  bei  Bergwerksboden,  in  Folge  des  — 
oft  auch  nur  zufälligen  oder  von  Dritten  geschehenden  — 
Auffindens  von  Naturschätzen,  welche  der  Boden  zufällig  birgt. 
Die  Behandlung  dieser  Fälle  un  Recht  ttberhaupt  und  specieU 
dann  im  Steuerrecht  wird  nch  folgerichtig  wieder  mit  nach  der 
principiellen  sodalOkonomischen  Auffassung  des  privaten  Grund- 
eigenthums  richten  müssen.    Dafttr  ist  hier  abermals  auf  die 
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Erörterungen  in  der  „Grundlegung"  Bezug  zu  nehmen.*)  Nach 
to  dort  begründeten  Auffassmig  rechtfertigt  es  sich  und  ist  es 
sogar  zu  verlangen,  auch  (ja  gerade ! )  bei  der  nothwendigen  Fest- 
haltuig  der  Institutioo  des  privateii  Gnindeigeiithimis  solche  be- 
sondere Oewinne,  welche  dem  Eigenthfimer  nur  doieh  Zufall  oder 
dnrch  die  geBellschaftliehe  Entwicklung  znTheil  werden, 
möglichst  für  die  Gesellschaft,  bez.  den  Staat  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Das  setzt  freilich  wieder  eine  Modification  des 
bestehenden  Rechts  voraus,  für  welche  es  indessen  schon  im 
älteren  Hecht  nicht  an  bemerkenswerthen  Analogieen  fehlt:  eine 
Modification,  welche  nach  den  ökonomisch-technischen  und  socialen 
Verhältnissen  der  Neuzeit  praetiseh  viel  nothwendiger  geworden 
ist  und  Aber  welche  man  nur  umhin  käme,  wenn  der  Grand  und 
Boden  Überhaupt  nicht  im  PriTateigenthnm,  sondern  ausschliess- 
lich im  „öffentlichen"  Eigenthum  stände.  Unter  Voraussetzung 
der  Billigung  des  „socialpolitischen"  Gesichtspuncts  im  Finanz-  und 
Steuerwesen  erscheint  es  alsdann  insbesondere  geboten,  durch 
die  Besteuerung  den  gesellschaftlichen  Antheü  an  diesem 
Ooiyunctnrengewinn  zu  realisirenr 

a)  Aeltere  Analogieen  hierfür  liegen  in  fiscalischen 
Antheilen  an  dem  Gewinn  aus  der  Auffindung  von Schätzen'' 
und  aus  derjenigen  von  Mineralstoff  lagern  und  der  Anlage 
von  Bergwerken  zum  Zweck  der  Förderung  dieser  „Natur- 
schätze". Die  specielle  Rechtsbildung,  z.  B.  im  römischen  Recht 
in  Bezug  auf  Schatzfinden,  (z.  Th.  von  da  in  neuere  Rechte  über- 
gegangen, s.  0.  §.  326,  327)  oder  in  der  Entwicklung  des  mittel- 
alterlichen und  neueren  europäischen,  besonders  des  deutschen 
Bwgrechts,  kann  dabei  ja  sehr  wohl  ganz  oder  theilweise  Ton 
anderen  Gesichtspuncten  ausgegangen  sein.  Sie  war  etwa  die 
Consequenz  bestimmter  allgemeiner,  im  Begriff  gewisser  Hoheits- 
rechte enthaltener  Rechtsprincipien.  Die  tiefere,  wenn  auch  nicht 
immer  klar  zum  Bewusstsein  kommende  Begründung  solcher  Rechts- 
ansprtlche  der  Staatsgewalt  lag  jedoch  auch  hier  in  dem  ökono- 
mischen Character  des  privaten  Erwerbs,  in  dem 
Mangel  oder  der  Geringfügigkeit  eigener  wirthschaft- 

*)  S.  Grundleg.  §.  808—386  (Kap.  4  B.  6  d.  2.  A)jtli.  d.  2.  Aufl.)  über  das  prirate 
Grundeigenth.  u.  d.  Zwangsentei£!;nung,  womit  zu  vergleichen  d.  Abschnitte  über  die 
Theorieen  z.  Begründung  des  Eigenthums  eb.  §.  254  —  282.  Bes.  wichtig  fllr  die 
Fnge  im  Text  sind  die  Yerlilttnisse  des  stftdt  Grund-  n.  Hanselgenthnms  G,Wo]i- 
nnngsboden") ,  weil  bei  ihm  die  Entwicklung  von  „Conjunctxiren-Sprinffwerthen"  am 
Sch&ifsten  herrortntt  S.  darüber  eb.  §.  352  S,  mit  d.  mancberlei  Statist.  Daten. 
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licher  Leistung  des  Interessenten,  im  Mitspielen  des  Zu- 
falls u.  dgl.  m.  Eben  deswegen  erschien  es  billig,  an  dem  Erwerb 
dem  Vertreter  der  Gemeinschaft  einen  Antheil  zu  gewähren.  Erst 
dem  Zeitalter  des  remen  Ökonomisehen  IndindnalisrnnS;  in  welchem 
selbst  das  Gnmdeigeiithun  sieh  immer  absolater  eh  Gunsten  des 
Priyateigners  entwiokelte,  sind  solehe  G^sichtspuncte  nur  zn  sehr 
verloren  gegangen.  Sie  sind  aber  an  sich  richtig,  wenn  anch  oft- 
mals zu  einseitige  fiscalische  Folgerungen  aus  ihneu  abgeleitet 
wurden.  In  den  oben  genau nteu  Fällen  des  Uebergangs  der 
ökonomisch  minderwerthigen  in  die  höherwerthige  Bodenkategorie 
müssen  sie  mit  Recht  wieder  zur  Anerkennung  gelangen. 

b)  Die  Bestenernng  dieser  Gewinne  lässt  sieh  nun  dnmal 
wieder  dnreh  die  Ertrags-  nnd  Einkommenbesteuänng^  sodann 
dnreh  die  Verkehrsbestenerung  und  die  Erbschaftsstener  mit 
bewirken.  Ersteres,  wenn  der  Conjnnctnrengewinn  bei  demselben 
Eigenthtimer  wesentlich  im  höheren  Ertrag  realisirt  wird,  so 
z.  B.  beim  Betrieb  eines  Bergwerks  auf  bisher  landwirthschaftlich 
benutztem  Boden  oder  bei  der  Anlage  von  Wohugebäuden  auf 
letzterem.  Die  Verkehrsbestenerung  tri£ft  in  der  Form  der  Besitz- 
wechselabgabe den  Gewinn  aneh  an  Kapitalwerth,  welcher  bei 
der  Veränssernng  des  betreffenden  Grandstiicks  gemacht  worde, 
die  Erbschaftsstener  den  Gewinn,  welcher  zur  Zeit  des  Erbes- 
Übergangs  noch  in  dem  unveräussert  gebliebenen  Objecte  steckt. 
Iiier  würde  es  dann  nur  die  Aufgabe  sein,  etwa  durch  abweichende 
Normirung  des  Steuerfusses  gerade  den  hier  besprochenen  Conjonc- 
tarengewinn  besonders  stark  zu  besteuern. 

c)  Aber  durch  diese  Steuerarten  lässt  sich  die  hier  vorliegende 
Anfgabe  nicht  in  allen  Fällen  genügend  tösen^  so  namentlich 
nicht,  wenn  Boden  als  ^jBanstelle^'  länger  nnbenntast  liegen 
bleibt,  nm  „Werth  aafzosangen'S  nnd  wenn  Boden  zn  öffent- 
lichen Zwecken,  besonders  zu  Wegeanlagen  (städtische 
Strassen,  Eiseub ahnen)  erworben  werden  muss. 

«)  Die  „Baustelle"  trägt  hier  vorläufig  keine  höhere,  vielleicht 
gar  keine  Beute.  Sie  würde  also  ohne  besondere  Bestimmung  nicht 
stärker  zur  Ertragsbesteuernng  herangezogen  werden,  als  etwa  bei 
ihrer  bisherigen  landwirthschaftlichen  Benntznng,  —  ein  Schlnss, 
den  die  bisherige  Gesetzgebung  anch  meistens  gezogen  hat  Gerade 
dadurch  aber  wird  es  nnr  nm  so  leichter  möglich,  in  einer  für 
das  Gemeinwesen  sogar  uachtheiligen  Weise  den  Boden 
„aus  dem  Markt  zu  halten*^  und  unbenutzt  liegen  zu  lassen 


uigiii^ca  by  Google 


Bebteaerimg  von  BaostcUcu.  475 

und  wird  daher  von  demselben  nur  noch  mehr  Werth  aufgesogen 
werden  können.  Bei  einer  endlichen  späteren  Veräusserung  oder 
einem  Erbesilbergang  würde  dieser  gestiegene  Werth  dann  zwar 
Ton  der  Steuer  getroffen  und  bei  endlicher  Bebaaung  dnrch  den 
Eigenthflmer  selbst  auch  der  £rtrag  oder  die  höhere  Bodenrente. 
Aber  es  wurd  sich  vielfach  nothwendig  erweisen,  anch  in  der 
Zwischenzeit  bis  dahin ^  den  —  einstwdlen  latenten  —  Renten- 
und  Kapitalwerth-Zuwachs  zu  besteuern,  sowohl  aus  finanziellen 
Gründen,  um  vollständiger  und  sicherer  als  durch  die  später  ein- 
tretenden Steuern  den  Staat  (eventuell  gerade  in  diesem  Fall  die 
Gemeinde)  an  dem  Gewinn  theünehmen  zu  lassen,  als  auch  ans 
socialpoli tischen  nnd  ökonomischen  Gründen,  nm  eine 
solche  Speenlation  zn  erschweren  nnd  den  Boden  der  ge- 
sellschaftlich nothwendigen  Verwendung  frtther  znzn- 
ftthren.  Zn  diesem  Zweck  empfiehlt  sich  eme  laufende  Extra- 
besteuerung solchen  Bodens  durch  ein  starkes  Multip lum 
der  agrarischen  oder  sonstigen  gewöhnlichen  Grund- 
steuer, eventuell  nach  einem  Anschlag,  in  welchem  der  Ertrag 
nach  der  Höbe  des  Zinses  aus  dem  jeweilig  beim  Yerkanl'  zu 
erzielenden  Kapitalwerth  geschätzt  wird.^) 

ß)  In  dem  Falle,  wo  Privatboden  zu  öffentlichen  Zwecken 
erworben  werden  muss,  liegt  regelmassig  eine  besonders 
günstige  „Conjnnctur''  für  den  Eigentfattmer  vor,  um  einen  hohen 
Extragewinn  am  Kapitalwerth  solchen  Bodens  zu  erzielen.  Dieser 
Gewinn  trägt  in  eminentem  Maasse  den  Character,  welcher  im 
Vorausgehenden  als  dem  Conjuncturengewinn  ei genth timlich  nach- 
gewiesen worden  ist  und  dem  Privatinteressenten  möglichst  ent- 
zogen werden  muss.  Das  wird  hier  aber  nicht  allein  und  nament- 
lich nicht  unmittelbar  durch  die  Besteuerung,  sondern  durch 
eine  richtige  (Gestaltung  des  Expropriationsrechts,  besonders 
in  Bezug  auf  die  Entschädigung,  zu  erreichen  sein.  Die  letztere 
ist  hier  so  mftssig  zu  normiren,  dass  sie  möglichst  den  Con- 
juncturengewinn überhaupt  ausschliesst    Eine  solche 

*)  In  dem  iu  d.  Yorbemerk.  S.  456  besprochenea  Biemi^chen  Gesetz  v.  1873 
var  ^  höhere  laufende  Ertngsbesienertuig  der  eveatnell  in  Baustellen  ftbergehenden 
Itedllfihfip  Grundstücke  (im  sogen.  „Geltungsgebiet"  um  Bremen  herum')  dadurch  erzielt 
worden,  dass  bei  der  Schätzung  behufs  der  Besteuerung  der  Verkaufsworth 
der  Grundstücke  zu  Grunde  gelegt  wurde  (§.  2  d,  Ges.).  S.  darüber,  bez.  dagegen 
Hanssen's  gen.  Gutachten,  S.  10  ff.  Dadurch  wurde  rom  gegenwftrtigen  Er-  . 
trag  dieser  Grundstücke  als  Ackerland  abgesehen,  was  für  das  noch  ferner 
regelmässig  landwirthschaftlich  benutzte  Land  zu  Härten  führte,  bei 
wirklich  mussig  liegendem  Baustellen-Land  aber  nicht  ungcrcchiierügt  war. 
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Einrichtung  des  Zwangsenteignnngsrecbts  ist  finanziell  betraehtet 
ein  Correlat  der  besprochenen  Besteuerung:  letztere  führt  dem 
Staat  eine  Einnahme  zu,  jene  Einrichtung  erspart  ihm  eine  Aus- 
gabe, in  beiden  Fällen  ohne  dass  der  private  Interessent  sich  über 
„Verletzung"  beklagen  kann,  da  er  dort  nnr  erntet >  hier  nur 
geemtet  haben  würde,  wo  er  nicht  gesät  bat.^)  — 

In  dieser  Weise  ist  die  Einriehtong  der  Bestenemng  der  Gon- 
jonoinrengewinne  in  den  Gnindzflgen  zu  denken.  Die  stener- 
teobnischen  Aufgaben  dabei  sind  nicht  gering ,  aber  doch  nicht 
grösser  als  bei  manchen  anderen  lange  bestehenden  Steuern,  z.  B. 
den  Ertragssteuern.  Ein  hochwichtiges  social  politisches  Ziel  wird 
aber  durch  eine  solche  Bestenemng  erreicht,  welche  mehr  als  die 
meisten  anderen  Steuern  die  richtige  Gleichmässigkeit  in  der 
yySoeialen  £peche"  des  Stenerwesens  zu  Terwirklichen  helfen  wflrde. 

y.  ^  §.  482.  Die  Erbschaftsstener. 

A.  Die  tiefere  Begründung  derselben  kann  nur  im  Zu- 
sammenhang mit  der  principiellen  socialükonomischen  Untersuchung 
des  Erbrechts  und  seiner  Ordnung  geliefert  werden,  daher  über- 
haupt nicht  hier  in  der  Finanz  Wissenschaft ,  sondern  nur  in  der 
Allgemeinen  Volkswirtbschaftslehre  nnd  zwar  in  deren  grundlegen- 
dem Theil. Die  Erbsehaflsstener  erscheint  dann,  nach  einer  Seite 
betrachtet,  als  notiiwendiges  Glied  der  ganzen  Erbordnung, 
gar  nicht  nnmittelbar  als  eigentliche  Steuer.  Ihr  Ertrag  stellt  den 
Antheil  am  Volksvennögen  dar,  den  der  Staat  als  Vertreter  des 
Volks  (oder  delegirt  vom  Staate  etwaige  beantheiligte  Selbstver- 
waltungskörper) kraft  seines  Erbrechts  aus  den  im  Erbes- 
übergang begriffenen  Einzelvermögen  bezieht.  Diese  Auffassung 
ist  auch  der  Betrachtung  der  Erbschaftssteuer  in  der  Finanzwissen- 
schaft mit  zu  Grande  zn  legen.  Vom  Gesichtspnncte  der  Be- 
stenemng ans,  nnd  speciell  in  Gemftssheit  des  „Princips  der 
Leistungsfähigkeit''  ist  aber  dann  noch  hkizazaftigen,  dass 
die  Erbschaft  für  den  Erben  (bez.  das  Legat  Air  den  Legatar) 
einen  Erwerb  oder  Vermögensanfall  darstellt,  welcher  demselben 
ohne  Gegenleistung  zufällt  und  die  wi rthschaftlich e 
Leistungsfähigkeit  des  neuen  Besitzers  steigert.  In  einem 
Zeitalter  des  Individualismus,  wie  dem  nnsrigen,  lässt  sich 

•)  S.  Grundlegung  §.  3S5. 

^  lu  d.  FortseU.  der  g^rondlegenden  Eröiteiuiigeu  im  2.  Baude  meiner  „AUg^eiiu 
yo1]»v.BchJehre*^  wird  dies  geechebea.  S.  bes.  die  Arbeiten  r.  y.  Scheel  o.  Baron. 


Digitized  by  Google 


Begründung  der  Erbschaftssteuer. 


477 


auch  auf  diese  Weise  die  Forderung  von  Erbschaftssteuern  mit 
begründen. 

1)  Im  Einzelnen  sei  nur  auch  hier  noch  aus  der  „Grundlegung" 
hervorgehoben  (bez.  anticipirt),  dass  privates  Erbrecht,  wenn  aach 
ttberall  im  rechtsgeschiebtliohen  und  poBitiv-reehÜiehen  Zusammen- 
hang  mit  dem  PriTateigenthnmi  das  dnreh  das  EIrbreeht  flbertragen 
wird,  doeh  nicht  als  nothwendiger  Beetandtheil  des  PriTateigenthnms, 
wie  das  „Gebrauchs"-,  das  „Vertrags"-,  das  „Sehenkungs"-Kecht 
erscheint.  Es  ist  vielmehr  ein  „selbständiges  (absolutes) 
Privatrechtsinstitut  neben  dem  Ei^^enthuni."**)  Auch 
als  solches  und  nach  Ausweis  der  Kechtsgeschichte  kann  es  voUends, 
und  in  noch  höherem  Maasse,  wenigstens  noch  offenbarer  nnd 
direeter  als  das  Privateigenthnm  selbst,  als  Pirodnet  des  Staats- 
willens hesdehnet  nnd  den  BeddrÜDissen  des  Volkslebens  gemäss 
gestaltet  werden.*) 

Die  Entwicklung  der  Familie  und  ihres  Vermögensrechts  ist 
es  nun,  welche  in  der  neueren  Zeit  bei  unseren  Culturvölkern  eine 
Beschränkung  des  Familienerbrechts  und  eine  Aus- 
dehnung des  Staatserbrechts  in  der  Form  der  Erbschaftssteuer 
(richtiger :  der  „Öffentlichen"  Erbbetheilignng  neben  der  „priyaten^' 
der  „Familie'O  grandstttslich  nnd  practisch  in  immer  weiterem 
Maasse  rechtfertigt.  So  lange,  wie  in  früheren  Gesehichtsperioden 
auch  nnsrer  Völker,  die  „Familie^  im  engeren  oder  im  weiteren 
Sinn,  das  Geschlecht,  grössere  privatrechtliche  Verpflichtungen 
für  ihre  Angehörigen  trägt  und  der  Einzelne  überhaupt  wesent- 
lich nur  als  Glied  solchen  Verbands  auch  im  öffent- 
lichen Leben  erscheint,  ist  es  folgerichtig  und  auch  erfahnmgs- 
mässig  der  Rechtsordnung  entsprechend,  das  Erbrecht  strenger  anf 
diesen  Verband  zu  beschränken.  Das  FriTatvermOgen  fonghrt  hier 
ttberhanpt  überwiegend  als  „Familienyermögen",  nicht  als  Einzel- 
yermOgen,  was  auch  im  Rechte  selbst  anerkannt  sein  kann,  so 
dass  eigentlich  das  einzelne  Geschlechts-  oder  Familienhaupt  mir 
die  Nutzung  des  Vermögens  hat  und  innerhalb  gewisser  Grenzen 
bloss  die  Regelang  dieser  Nutzung  frei  bestimmen  kann.  Einer 
solchen  ökonomischen  sei  es  factischen,  sei  es  rechtlichen  Stellung 
des  Priyat^ermOgens  widerspricht  im  Ganzen  ein  „öffentliches'' 
Erbrecht  melir«  Je  geringer  dagegen  die  rechtliche  nnd  practische 
Bedeutung  nnd  namenffich  die  priyatreehtliehen  Verpflichtungen 

•)  Grundleg.  §.  28G. 

^  Grondleg.  277—279. 
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des  Falllilienverbands  gegen  den  einzelnen  Familienangehörigen 
werden,  Je  mehr  letzterer  sich  von  der  Familie  „emancipirt*',  je 
reiner  das  Privatvermögen  rechtlich  als  Individualvermögen  gilt 
und  ökonomisch  factisch  als  solches  fangirt,  je  mehr  gewisse  Ver« 
pflichtongen ,  der  Hilfeleistung,  Armenuntersttttzung  u.  s.  w.,  za 
Onnsten  des  Einzelnen  an  öffentliche  Verbände,  an  Gemeinde  nnd 
Staat  flbergehen,  m.  a.  W.  je  mehr  statt  der  strengen  Familien- 
nnd  GeseUeehtarordnnng  der  Inditidnalismas  im  Volksleben 
Platz  greift:  desto  begründeter  im  Princip,  desto  nothwen- 
diger  und  gerechter  in  der  Praxis  wird  eine  Betheiligung 
der  öffentlichen  Körper,  besonders  des  Staats,  an  der 
Erbschaft,  daher  desto  gerechttertigter  ein  System  aasgedehnter 
Erbscbafltssteaem. 

2)  Wie  vom  Standpnnete  der  Erbordnong  ans  lässt  sich  aber 
aneh  gerade  in  einer  solchen  Entwicklnng  der  VwUUtnisse  die 
Erbschaftssteuer  billigen  nnd  sogar  fordern  in  der 
Gonseqnenz  der  frflher  dargelegten  Auffassung  des 
„Erwerbs  durch  Anfall  oder  ohne  eigene  wirthschaft- 
liche  Leistung"  des  Erwerbers.  Das  Individuum,  das 
hier  nunmehr  das  hauptsächliche  selbständige  unterste  ökonomische 
und  sociale  ülied  statt  der  Fanulie  geworden  ist,  erwirbt  in  dieser 
Weise  das,  was  ihm  dnrch  Erbschaft  oder  Legate  ab  intestato 
nach  der  allgemeinen  Erbordnang  oder  nach  den  testamentarischen 
Bestimmnngen  des  Erblassers  snflUlt.  Für  diese  Znlassong  hat  es 
in  der  Erbsehailsstener  dem  Gemeinwesen  einen  Antiieil  abzutreten, 
was  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  UAd  der  Forderung  gerechter  Steuervertheilung 
entspricht 

B.  —  §.  483.  Einwände.  Nach  dem  Vorausgelienden  ist 
1)  der  eine  der  beiden  hauptsächlichen  Einwände  gegen  Erb- 
schaftssteuenii  der  rechtliche  ^oder  „rechtspolitische''),  dam 
diese  Steuern  ein  „Eingriff  in  das  Erbrecht''  seira,  unhaltbar. 
Die  Erbsohaflssteuer  hat  diesen  Character,  aber  das  befreist  nicht 
gegen  sie,  sondern  für  die  Nothwendigkeit  einer  richtigen  social- 
ökonomischen  Gestaltung  des  Erbrechts.  Und  die  Einführung 
dieser  Steuer  ist  wieder  eine  Consequenz  des  socialpolitischen 
Gesichtsponcts  im  Steuer-  und  Finanzwesen  überhaupt 


")  8.  Bai  Oll  iii  liildebr.  Jahrb.  B.  20,  S.  282  ü.:  „Verliältü.  d.  Erbscksteuer 
znm  ErbiedifS  S.  289;  r.  Scheel,  ErbscLstener  2.  AqS.,  S.  81,  37  f.,  46  ff. 
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2)  Der  zweite  Haupteinwand  ist  ökonomischer  Art:  man 
sieht  in  der  Erbschaftssteuer  eine  „Vermögens-",  eine  „Kapital- 
steuer". Das  ist  sie  allerdings  nominell  immer  und  reell  für 
den  betroffenen  Einzelnen  gewöhnlich  ebenfalls.  Jedoch 
auch  dies  beweist  noch  nichts  gegen  die  Zulässigkeit  der  Steuer, 
da  eine  Eapitalstener  im  einzelwirthsehaftliehen  Sinne  nicht  noth- 
wendig  eine  solche  im  yolkswirthschaiUichen  ist  nnd  sieh  der 
Eingriff  in  die  private  Kapitalvertheilnng  socialpoUtteeh  rechtfertigen 
lässt.  Hierfür  ist  auf  die  früheren  Erörterungen  über  die  obersten 
volkswirthscbaftlichen  Principien  der  Besteuerang  Bezog  zu  nehmen 
(§.  372  —  378). 

C.  —  §.  484.  Auch  die  Einrichtung  und  Durchführung 
der  Erbschaftssteuern  im  Einzelnen  steht  mit  der  prin- 
cipiellen  soeialöiLonomisehen  Auffassung  des  Erbrechts  in  enger 
Verbindung.  Wird,  wie  es  nothwendig  ist,  an  dem  privaten  Erb- 
recht innerhalb  einer  gewissen  Verwandtschafl»-  nnd  FamiUengruppe 
von  Personen  und  am  testamentarischen  Erbrecht  mit  gewissen 
Beschränkungen  auch  im  Ge sam mtinteresse  festgehalten, 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  tiberall  bestehenden  Recht  und  mit 
der  socialökonomischen  Bechtfertigung  des  privaten  Kapital-  und 
Grundeigenthums  neben  dem  Privateigenthum  an  Gebrauchsver- 
m($gen,  so  ergeben  sieh  fttr  das  „öffenüiche''  Erbrecht  des 
Staats  u.  s.  w.  oder  fltr  das  System  der  Erbschaflsstener  folgende 
Hauptsätze,  deren  prineipielle  BegrHndung  in  der  „Grundlegung" 
und  deren  weitere  finanz-  bez.  steuertechnische  Durchführung  in 
der  speciellen  Steuerlehre  zu  erfolgen  hat. 

1)  Das  I n t e s t a t erbrecht  ist  mit  einem  nicht  allzu  fernen 
Verwandtschaftsgrade  abzuschliessen,  über  welchen 
hinaus  die  Erbschaft  unter  den  Begriff  der  „erblosen  Ver- 
lassenschaft" oder  besser  direet  des  „öffentlichen"  Erb- 
rechts des  Staats  föUt^^)  . 

S)  Einerlei,  ob  ab  intestato  nach  der  gesetzlichen  Erbfolge 
oder  in  Folge  testamentarischer  Bestimmung  Vermögen  übergeht, 
immer  traten  im  Princip  Erbschaftssteuern  ein,  auch  für 
die  nächst  verwandten  Erben.  Nur  für  ganz  kleine  Erb- 

^)  S.  r.  Scheel  a.  a.  0.  S.  H2,  Von  modernen  Godilicationen  des  Erbrechts 
scUiesst  z.  R  der  Code  Napolten  Alt  755  mit  d.  12.  Oi«d,  d.  österr.  bOigeil.  G«8otz- 

buch  §.751  mit  d,  5.  Parentel  das  gesetzl.  Erbrecht  ab  intestato  unter  Verwandten 
ab.  J)ie  älteren  deutsclien  Rechte  schliessen  d.  gesetzl.  Kr)»rr»(  ]it  der  ehelichen  Sipp- 
schaft da,  wo  die  canonischen  Eheverbote  wegen  ülutsverwaudtächait  nicht  mehr  Platz 
greifen.  Vgl  Beseler,  D.  Fiiyjecht  §.  150. 
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Schäften,  Erbantheile  oder  Legate  ist  es  aus  socialpulitiscben  uud 
ans  practischeu  steaertechnischen  Gründen  ätatthaft,  die  Steuer  zu 
erlassen. 

3)  Die  Höhe  der  Erbschaftssteuer  richtet  sich  einmal  nach 
dem  Verwandtschaftsgrade,  sodann  nach  der  absoluten 
Höhe  des  Erbantheils  oder  Legats.  Die  Erbschaften  unter 
den  nächsten  Verwandten  und  FamUiengenossen  (Ascendenten  und 

Descendenten,  Ehegatten)  werden  daher  zwar  auch  besteuert, 
aber  mit  niedrigen  Sätzen,  die  entfernteren  höher,  die  noch 
gesetzlich  erbberechtigten  entferntesten  abermals  höher  und  die 
testamentarisch  eingesetzten  Nicht -Erbberechtigten  am  Höchsten» 
der  üblichen  gesetzlichen  Einrichtung  entsprechend.  Die  grossen 
Erbschaften,  bez.  (und  richtiger)  die  Erbportionen  ferner  höher 
als  die  kleinen,  eine  Einrichtung,  die  in  der  Praxis  zwar  nicht 
mehr  immer  gänzlich,  aber  grösstentheils  noch  fehlt,  jedoch  dem 
Wesen  des  socialpolitiscben  Steuersystems,  dessen  Glied  die  Erb- 
schaftssteuer bildet,  entspricht. 


6.  Abschnitt 

Die  finanzwissenschaftlidie  Bildung  des  Steuersystems. 
!!•  Die  Besitzbesteueniug. 

Die  in  der  neaenn  Theorie  ziemlich  Toniachlisilgten  und,  wo  gie  behandelt 

wurden,  eher  abgelehnten  „allgemeinen  Vermögenssteuern"  (s.  Rau,  II,  §.  402 
bis  404,  im  Ganzen  abweisend,  ältere  Vorschlii^nj  v.  Krüncko,  Anleit.  S.  21  und 
Ueber  Grunds,  einer  gerechten  Besteuer.  Abb.  1 ;  Mathy ,  Vurschläge  über  die  EiiifOhr. 
einer  gerechten  yerm.st  in  Baden,  Karlsr.  1881)  aind  in  neaester  Zeit  in  der  denfscheii 
TlH'uric  wieder  mehr  und  sympathisch  besprochen  worden.  So  befiir^rortet  sie  nam. 
Neu  mann  in  d.  progr.  Eink.st.  und  z.  Th.  wohl  in  Folge  der  von  ihm  ausgehenden 
Anregungen  auch  Andere,  so  (iutachter  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  u.  Uberh.  dieser  Verein 
in  d.  Eisen.  YemmmL  1876  in  d.  Yerhandi  Uber  d.  £inkeoiiDeii8t«ii«r.  &  iL  A. 
Gensel's  Gutachten  („Pers.besteuer.",  Schriften  d.  Ver.  f.  Soc.pol.  Nr.  H,  187'{,  S.  41  ff. 
(„sobald  d.  Eink.st.  ein  trewiss^  Maass  erreicht  liat,  werde  man  geuöthigt  sein,  sie 
mit  einer  Verniügeaät.  zu  combiniren").  Ders.  in  s.  Thesen  zu  s.  Belerat  auf  der 


Der  practische  Hauptmangel,  der  die  geringe  Eintr&gfiehkeit  unserer  Erl>> 
schftfltssteiiern  wesentlich  mit  erklärt,  ist  die  in  den  deutschen  Gesetzen  (auch  nodi 
dem  preussischen  vom  30.  Mai  IST 3)  übliche  Erbschaftssteuerfreilieit  der  Descen- 
denten und  Ascendenten,  während  in  England,  Frankreich,  Oesterreich  und  sonst  im 
Ausland  gewöhnlich  auch  die  nächsten  verwandten  steneipflichtig  sind,  wenn  andi 
mit  dem  kleinsten  Satze,  meist  1  "/q.  Vgl.  die  legislat.  Materialien  bei  Scheel  S.  Sl  ffl 
In  England  sind  Erbschaften  unter  20,  bez.  bei  nnbeweglichem  Gnt  100  Pf.  St,  in 
Preussen  Beträge  unter  50  Thlr.  frei. 

^  Li  England  bestehen  ziemlich  wÜlkOhri.  Stenenätze,  im  Allgem.  fUr  grosse 
Erbsihaften  sogar  niedrigere  als  ftkr  Ueinore.  In  Pieossen  sind  Beträge  unter 
800  Thlr.  stener&ei  bei  Uansstandsgenossen  in  einem  Dienstrerhiltniss,  gritaseie 
zahlen  1 
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Tenammlmig  ron  1873  Nr.  2,  o  und  in  d.  Referat  selbst  8.  21,  26  d.  betr.  Beiiolits 

(Verhandl.  v.  1875,  Nr.  11  d.  Schriften,  Lpz.  1875).  Aehnlich  Held,  als  Corref., 
eb.  S.  36  These  2  u.  S.  82.  Ebendaselbst,  etwas  abw^eicbond  Neamann,  S.  40  ö".. 
Nasse  S.  52.  Beschlossen  wurde:  „eine  in  d.  unteren  Stufen  progressive  allgemeine 
EinlLSt.  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  Yermögensst.  als  hanptsich- 
lichste  directe  (Staats-)  Steoer''  zu  empfehlen.  S.  69. 

Auf  diese  Strömung  zu  Gunsten  der  Vermögenssteuer  hat  wohl  eingewirkt:  in 
stüuertechnischer  Hinsicht  das  ungünstige,  allerdings  theil weise  begründete  ürtheil 
aber  die  Ertragsstenem  n.  die  MisslicAkeit,  anderswie,  z.  B.  doicli  bOneren  Steaerftns 
des  Benteneinkommens  oder  durch  Luxussteuem  den  Besitz  passend  in  Gemässheit 
seiner  grösseren  Leistungsfähigkeit  zu  treflen;  in  principieller  Hinsicht  die  Hin- 
neigung zur  höheren  (progressiven)  Besteuerung  des  grösseren  und  nam.  des 
grosseren  Besitzeinkommens.  leb  stimme  in  beiden  Beziehnngen  dem,  was  man  zn 
Gnnsten  g  rade  der  Vermögensbesteuerung  entfuhrt  hat,  im  Ganzen  bei.  Nnr 
kann  ich  die  stcuertechiiischen  Vorzüge  nicht  ganz  so  hoch  schätzen  u.  meine,  dass 
die  priucipielle  Kechti'ertigung  einer  höheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens 
als  des  Arbeitseinkommens  mittelst  der  VecmOgensstener  eben  Ton  der  Annahme  des 
socialpolitischen  Besteuemngsstandpuncts  Oberhaupt  abhängt.  Vom  Standpnnct 
der  Befürworter  der  Vermögcnsst.  aus  (Neumann  u.  d.  Andren)  scheint  mir  die  ganze 
Frage  folgerichtig  zu  einer  trage  der  steuertechnischen  Zweckmässigkeit  zusammen- 
sebnunpfen  zu  mtlssen,  was  aber  nicht  immer  deutlich  hervortritt  Ausser  den  Ge- 
nannten 8.  auch  Maurus,  Freih.  in  d.  YoUiswjgIl,  Heidelb.  1873,  S.  179  if.  und 
ders.  Besteuer.  S.  115  ff. 

In  der  Praxis  hat  die  Vermögensst.  im  Altertbum,  im  Mittelalter,  bes.  in  Städten 
(s.  d.  interess.  Beispiele  aus  Basel  in  SchOnberg's  Bas.  Fin.),  hie  n.  da  auch  in 
neuerer  Zeit  als  Extrasteuer,  z.  B.  in  FinanznOthen  eine  Rolle  gespielt  (s.  die  Noten 
in  Rau  H,  102;  Weiteres  in  meiner  spec.  Steuer!.).  Nicht  unwichtige  Beispiele  der 
neusten  Zeit  liefern  die  Cantone  der  Schweiz  u.  die  Einzclstaaten  der  nordamcric. 
Union,  Yorbilder,  welche  auch  auf  die  neueste  Bewegung  in  der  deutschen  Theorie 
wobl  mit  von  Einfloss  waren.  S.  Patten,  F1n.we8en  amer.  Staaten  n.  Stftdte  in 
Conrad's  Samml.  v.  Abhandl.  1878. 

Vermügenssteuerü  auf  specielle  einzelne  Vermugeusobjecte,  bes. sogen,  directe 
Lux  US  steuern  sind  in  der  neueren  Theorie  ebenfalls  wohl  mitunter,  aber  seltener 
empfohlen,  überhaupt  sehr  wenig  genauer  behandelt  worden.  S.  Ban  II,  §.  42a,  427 
(Daten  in  d.  Noten).  Eine  allgemeinere  Befürwortung  finden  Luxusstcuern  als  Cou- 
sumtionsabgabeu,  jedoch  nur  ausnahmsweise  als  directe  Aufwandsteuern  in 
der  fleissigen  und  umsichtigen  Monographie  von  v.  Bilinski,  die  Luxussteaer  als 
Orarecti?  der  Einkommensteuer,  „finanzwissenschaftl.  Beitrag  zur  Lösung  der  socialen 
Frage",  Lpz.  1S7.5;  s.  das.  S.  141  iW,  wo  nur  4  dir.  Lu.xusst.  (auf  Wohnung,  Bedienten, 
Equipagen  u.  Pferde,  Hunde)  verlangt  werden,  üeber  Bilinski's  sonstige  Auffass.  u. 
Forderungen  s.  d.  Noten  zu  den  späteren  Abschnitten  v.  d.  Gebrauchsbesteuerung. 
Eine  gute  nnd  reichhaltige  Uebersicht  über  die  bisherige  literar.  Erörterung  giebt  B. 
S.  30  ff.,  im  Anfange  s.  Werks  auch  über  d.  Luxusst.  in  d.  Praxis.  Für  umfassende 
Besteuer.  des  Verbrauchs  der  Artikel  des  Genusses  u.  Luxus  auch  Maurus,  Besteuer. 
S.  319  Ü'.,  Eisenhart,  Besteuer.  S.  169,  181  if.  Hier  geht  dann  die  Frage  wie  bei 
Bilinski  in  diejenige  der  Gebrancbsbesteuerang  über.  DarQber  unten  §.  494.  Ich 
kann  principiell  die  Luxussteuern  (auch  die  directen")  ebenso  wie  die  Vermögens- 
steuern billifien,  steuertechnisch  sind  mir  directe  Luxussteuern  von  zweifelhaftem 
Werth,  jedenfalls  von  massiger  praktischer  Bedeutung.    S.  §.  4S9. 

I.  —  §.485.  Nominelle  uud  reelle  Besitzbesteueruug. 
Die  BeisitzbesteueruDg  kommt 

A.  dnmal  als  ein  Mittel  zur  reellen  Besteuerung  des  Ein- 
kommens in  Betracht y  ist  also  dann  eine  nominelle  oder  dient 
als  BemessQDgsgrundlage  der  Besteuerung:  als  steuertecb- 
nisches  Hilfsmittel  der  Erwerbsbestenerung  zur  LOsuug  der 
Aufgaben  deisell)en  mittelst  eines  anderen  Verfahrens,  indem 
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Yom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die  Erwerbsföhigkeit  und  die  Steuer- 

fähigkeit  zurückgcscblossen  wird.  Mit  Ausnaliaie  des  Falls  der 
Erbschaftssteuer,  welche  auch  zu  den  nominellen  Besitzsteuern  ge- 
hört, ist  die  Besitzbesteucrung  in  der  Regel  nur  eine  solche  nomi- 
nelle und  soll  das  gewöhnlich  auch  nur  sein.  Mit  ihr  haben  wir 
nns  im  Folgenden  Yomemlich  zu  beschäftigen. 

B.  Dooh  kann  sie  absiehtlieh  oder  nnabsiehtiüeh  eine  reelle 
werden,  wo  der  Besitz  die  eigentliche  Stenerquelle  wird. 
So  die  Erbschaftssteuer,  in  gewissen  Fällen  die  Verkebrsstener 
(Besitzwecbselabgabe),  die  Steuer  auf  den  Conj  uncturengewinn, 
so  aber  auch  allgemeine  Vermögenssteuern  in  dem  aller- 
dings sehr  seltenen  Fall,  dass  eine  solche  Steuer  nach  ihrer  be- 
deutenden üöhe  und  auch  wohl  nach  ihrer  Veranlagungs  -  und 
Erhebungsart  nicht  ans  dem  Einkommen,  entrichtet  werden  kann« 
Aach  eine  Besitzstener  als  reelle  Vermögenssteuer  ist  nach  dem 
Früheren  nicht  schon  an  sich  immer  unzulässig.  Denn 
eine  reelle  Besteuerung  des  einzelwirthschaftlichen  Vermögens  ist 
nicht  unbedingt  eine  solche  des  volkswirthschaftlichen  Vermögens 
und  lässt  sich  in  Staatsnotlilagen  und  auch  sonst  unter  Umständen 
(§.  373 — 376)  vom  socialpolitischen,  wenn  auch  nicht  vom  rein 
finanziellen  Besteuerungs-Standpuncte  (§.  398)  aus  billigen.  Femer 
kann  ausnahmsweise  auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Volks- 
yermögens  yorkommen  (§.  371).  Nothwendig  wird  aber  immer 
soi^ltig  zu  prüfen  sein,  ob  die  stets  seltene  Eventualität  einer 
reellen  Vermögenssteuer  wirklich  rorliegt,  was  im  Allgemeinen  nnr 
in  Betreff  der  schon  betrachteten  Fälle  der  Erbschafbsstener  und 
der  Besteuerung  von  Spiel-  und  von  gewissen  Conjimcturengewiimen, 
welche  dem  augelegten  Vermügeuswerth  hinzu  wachsen,  zu  sa^eu 
ist;  sodann,  ob  die  nominelle  Besitzsteuer  nicht  wider  die  Absicht 
des  Gesetzgebers  zu  einer  reellen  wird,  was  natürlich  möglichst 
verhütet  werden  muss. 

Die  nominelle  Besitzbesteuemng  ist  als  steuertechnisches  Hilfs- 
mittel der  Erwerbsbesteuerung  schon  in  den  vorangehenden  Ab- 
schnitten ausdrücklich  oder  implicite  mehrfach  mit  berührt  worden. 
Es  sind  aber  noch  einige  weitere  Ausführungen  über  sie  zur  Er- 
gänzung an  dieser  Stelle  nothwendig,  welche  namentlich  ermitteln 
sollen,  ob  und  welche  steuerpolitischen  Zielpuncte  durch 
sie  sich  etwa  zweckmässig  erreichen  lassen. 

Die  Untersuchung  über  die  reelle  Besitzbesteuerung  ist  in  den 
früheren  Erörterungen  über  die  Wahl  der  Stenerquelle  (§.  3B9  ff.). 
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Aber  die  Auffassung  der  GerechtigkeitBgrandsätze  der  Besteuemo^ 
Yom  soeialpolitischen  Standpnnote  ans  (§.  d98ft.)i  dann  in  den 
letzten  Abschnitten  in  den  Betraehtnngen  Aber  'die  Yerkehra- 
(§.  467  ff.),  die  Gonjunctnrengewinns-  (§.  ^73  ff.)  und  die  Erb- 
schaftssteuern (§.  482  ff.)  im  Wesentlichen  schon  geführt  worden. 

II.  —  §.  486.  Formen  der  nominellen  Besitzbesteue- 
rung.   Dieselbe  kann  in  vier  Formen  vorkommen. 

A.  Einmal,  indem  sie  die  Gesammtheit  des  Besitzes  einer 
Person  (Wirthseliaflk)  ins  Auge  £aBst:  dann  erscheint  sie  als  all- 
gemeine Vermögens  stener. 

B.  Zweitens  kann  sie  den  ererbten  Besitz  im  Angenblick 
des  Erbesttbergangs,  bez.  der  Erbesantretung  treffen:  dann  nimmt 
sie  die  Gestalt  der  Erbschaftssteuer  an. 

C.  Oder  sie  knüpft  sich  drittens  au  gewisse  Kategorieen 
des  Besitzes,  nemlich 

1)  an  das  ProductivvermOgen  (Kapital)  oder  an  das  Ge- 
branch s  vermögen  einer  Person  je  in  seiner  Gesammtheit  oder 

2)  an  die  einzelnen  Ertragsquellen,  welche  das  Pro- 
dnctiyvermOgen  nmfasst,  insbesondere  an  den  Boden,  dieGe- 
bände,  das  bewegliche  oder  das  Geldkapital,  nnd  von  den 
beiden  Abtheilungen  des  Gebrauchsvermögens  speciell  an  das  Nutz- 
vermügen:  dann  luugirt  sie  als  partielle  Vermögenssteuer  immer 
je  für  eine  dieser  Kategorieen  oder  deren  Unterarten. 

D.  Endlich  viertens:  sie  trifft  ganz  specielle  einzelne 
Objecto,  des  Natzvermögens :  so  namentlich  als  sogen,  direete 
Lnxnsstener,  aber  gelegentlich  auch  in  dem  einen  oder  anderen 
sonstigen  Falle. 

A.  —  §.  487.  Die  Besitzbestenerung  als  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer. Iiier  wird  die  Steuer  nach  dem  Wert  he  des 
Vermögens  bemessen  und  dieser  Werth  durch  Anschläge  oder 
anf  Grund  von  Declarationen  festgestellt  Öteuern  dieser  Art 
sind  schon  früheri  z.  B.  in  Städten,  vorgekommen,  finden  sich 
anch  nenerdings  wieder  in  der  FrtaiB  (Nordamerica)  nnd  sind 
mitunter  in  der  Theorie  gerade  für  mo  dorne  Verhältnisse  empfohlen 
worden  (Nenmann). 

1)  Durch  eine  solche  Steuer  lässt  sich  im  rein  finanziellen 
Steuersystem  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommen- 
steuer in  Bezug  auf  die  besitzenden  Classen  mit  durchführen, 
indem  man  aas  dem  Vermögen  auf  das  £^kommen  zurückschliesst 
In  Fällen  f  wo  das  Einkommen  schwer  zu  ermitteki  ist,  kann  eine 
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allgemeioe  Vermögenssteuer,  fUr  welche  man  wenigstens  gewisse 
Anbaitspimcte  öftm  leichter  gewiant,  z.  B.  in  der  Art  und  Grösse 
des  NntzyermOgenSy  wohl  erwflnsoht  Hilfe  gewähren.  Aber  die 
einzelnen  Vermögensobjeete  sind  doch  in  sehr  ungleichem  Grade 
schwer  oder  leicht  zn  ermitteln  und  der  Rttckschlnss  auf  das  Ein- 
kommeu  bleibt  ebenfalls  oftmals  misslich.  Eine  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer als  allgemeine  Einkommensteuer  der  Besitzenden 
möchte  daher  doch  nur  ausnahmsweise  räthlich  sein.  Neben  einer 
solchen  macht  sie  doppelte  Mühe  und  empfiehlt  sich  wohl  nur  unter 
Umständen  im  folgenden  Falle. 

2)  Sie  kann  nemlich  im  social  politischen  Steuersystem 
neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zum  Zweck  der  höheren 
Besteuerung  der  besitzenden  Classen  In  Betracht  kommen. 
Hier  erfüllt  sie  dieselbe  Aufgabe  wie  die  directen  Luxussteuern 
und  wie  Verbrauchssteuern  (eventuell  mit  entsprechend  höhcrem 
Steueifusse)  auf  Genussmittei  der  Wohlhabenderen  und  priuci- 
piell  besser,  weil  sie  gleichmässiger  als  diese  Stenern 
wirkt  Auch  dieselbe  Aufgabe  wie  ein  System  der  Ertrags - 
besteuemng;  mit  dem  die  Benteneinkommen  etwa  noch  besonders 
besteuert  werden;  im  Ganzen  zwar  wohl,  trotz  der  Mängel  der 
Ertragssteuern,  kaum  besser,  aber  doch  so,  dass  diese  allgemeine 
Vermögenssteuer  mitunter  vor  solchen  Steuern  VorzUge  haben 
könnte.  Ein  Vorzug  ist  es  z.  B.,  dass  sie  das  sonst  leicht  un- 
besteuert  l)lcibende  Nutz  vermögen  mit  trilft,  welches  Personen 
höheren  Wohlstands  öfters  auch  in  relativ  grösserem  Betrage 
besitzen.  Namentlich  muss  dieser  Weg  der  höheren  Besteuerung 
der  Besitzenden  aber  mit  dem  anderen  sich  bietenden  verglichen 
werden;,  diese  Personen  durch  einen  höheren  Steuerfuss  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  flir  das  „Einkommen  aus 
Besitz stärker  zu  belasten.  Wenn  man  bei  letzterer  Steuer, 
dem  richtigen  Einkommenbegriff  gemäss,  eine  „fictive  Rente" 
des  Nutzvermögens  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  schlägt,  so 
hat  der  erste  Weg  der  Vermögenssteuer  keinen  principiellen 
Vorzug  vor  dem  anderen.  Aber  in  der  Praxis  kann  er  Vor- 
theile bieten  und  gerade  der  Schwierigkeit,  eine  solche  Berttck- 
sichtigung  des  Nutzvermögens  bei  der  Einkommensteuer  unmittel- 
bar eintreten  zu  lassen,  wird  man  dabei  überhoben.  Wird  einmal 
das  socialpolitisch  richtige  Princip  angenommen,  Renten-  oder 
Besitzeinkommen  höher  als  Arbeitseinkommen  zu  besteuern,  so 
darf  daher  wohl  die  Verbindung  einer  allgemeinen  Vermögens- 
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Bleuer  za  diesem  Zweck  mit  der  Eilikommensteiier  ernstlich  erwogen 
werden. 

3)  Eine  allgemeine  Vermögenssteuer  lässt  sich  theilvveise  mit 
als  Objectbesteuerung  wie  die  Ertrags-  oder  Ertragsqaellen- 
besteaerung  behandein.  Sie  vemaag  dann  Aufgaben  zu  lösen,  für 
welehe  die  Einkommensteuer  als  Sabjectbestonenmg  nicht  aus- 
reicht und  sonst  Ertragssteuem  nothwendig  wfirden  (§.  410,  415). 
Hier  kann  es  dann,  namentlich  wenn  diese  letzteren  fehlen,  in 
Frage  kommen,  ob  man  nicht  statt  ihrer  auf  eine  solche  Ver 
mögenssteuer  recurrirt,  da  diese  steuertechnisch  vielleicht  einfacher 
herzustellen  und  bei  ihrer  Ausdehnung  auf  alle  Vermögensbestand- 
thcile,  auch  im  Nutzvermögeo ,  mitunter  noch  geeigneter  ist,  als 
Objectbesteuerung  zu  dienen.  Besässen  wir  in  unseren  Staaten 
nicht  meistens  ausgebildete  Ertragssteuem,  so  würden  gewisse  Be- 
dtlrfhisse  der  Staats-  und  mehr  noch  der  Ck)mmunalbesteuerung 
auf  solche  Vermögenssteuern  hindrängen,  so  in  den  praetisch 
häufigen  und  wichtigen  Fällen,  dass  der  Ort,  wo  ein  Vermögens- 
object  (namentlich  eine  Realität)  liegt  und  wo  der  Eigenthümer 
wohnt,  verschiedene  sind  (§.  410).  — 

In  Bezug  auf  die  zweite  Form  der  Besitzsteuer,  die  Erb- 
schaftssteuer kann  auf  das  Frühere  verwiesen  werden  (§.  482  bis 
484),  so  dass  wir  uns  gleich  zur  dritten  Form  wenden: 

B.  —  §.  488.  Die  Besitzbesteuerang  als  partielle  Ver- 
mögenssteuer. Auch  hier  wird  die  Steuer  nach  dem  ermittelten 
Werth  der  Kategorieen  von  Vermögensobjccten ,  auf  welche  sich 
die  Besteuerung  bezichen  soll,  bemessen. 

1)  Bei  dem  Pro  du ctiv vermögen  einer  Person  oder  Wirth- 
schail,  welches  durch  die  Steuer  in  seiner  Gesammtheit  oder  in 
Bezug  auf  die  einzelnen  Ertragsquellen  umfasst  werden  soll, 
wird  dann  wieder  Ton  dem  Werth  auf  den  Ertrag  geschlossen. 
Die  Besitzstener  erschemt  hier  als  das  indirecte  Verfahren  der 
Ertragserniittlung  im  Gegensatz  zu  dem  directen  Verfahren  in  der 
gewöhnlichen  Ertragsbesteuerung.  Bei  der  Grund-,  der  Gebäude- 
und  der  Zinsrenten-  oder  der  i.  e.  S.  sogenannten  „Kapitalsteuer", 
selbst  bei  der  Gewerbesteuer  kommt  jenes  indirecte  Verfahren 
mitunter  vor,  theils  selbständig,  theils  zur  Ergänzung  des  directen 
Verfahrens,  wie  dies  in  der  speoiellen  Steuerlehre  näher  angegeben 
werden  wird.  Die  Besitzsteuer  kann  hier  vor  der  directen  Ertrags- 
ermittlung Vorzüge  haben,  so  z.  B.  beim  Grund  und  Boden  den 
3er  einfacheren  und  sichereren  Feststellung  des  Werths  („Verkehrs- 
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werüis^')  als  des  Reinertrags,  zum  Tbeil  deshalb,  weil  man  sieb 

dort  an  objective  Momente,  an  Thatsacben  des  Verkebrs  selbst, 
welche  nicht  so  schwer  zu  ermitteln  sind  (Kaufpreise),  hält.  Aber 
das  Missliche  bleibt  immer  der  Schluss  vom  Werth  auf  den  Er- 
trag, wie  sieb  gerade  beim  Grundstück,  auch  bei  Geldkapitalien 
(Wertbpapieren  u.  dgl.)  am  Deatlichsten  zeigt  Im  Ganzen  wird 
die  Besitzstener  liier  doch  wohl  nur  allgemeiner  empfohlen  werden 
können,  wenn  es  an  einer  soigfUtigen  Brtragsstener  fehlt;  sodann 
eben  als  Hilfsyerfahren  (eyentaell  als  Hauptverfiidiren)  zur 
Einrichtung  der  Ertragsstener. 

2)  Bei  dem  Nutz  vermögen  einer  Person  oder  Wirthscbaft 
hat  die  Besitzsteuer  dagegen  eine  grössere  Bedeutung,  aus  den 
oben  schon  angedeuteten  Gründen  (§.  487  sub  2).  Denn  hier 
kommt  kein  reeller  Ertrag  im  gewöhnlichen  Sinne  vor,  sondern 
nnr  jene  „fictive  Bente'%  welehe  allerdings  in  den  Genüssen  und 
Gennssmöglichkeiten  des  Nntzyermögens  liegt,  aber  sieh  reehne- 
riseh  nnr  ziemlieh  willkflbrlioh  bestimmen  läset.  Der  Werth 
dieses  Nntzrermögens  ist  dagegen  etwas  Ooneretes  md  nieht  allzn 
schwierig  zu  ermitteln.  Auch  im  rein  finanziellen  Steuer- 
system ist  nun  die  M itbesteuerung  des  Einkommenstheils,  welchen 
die  Genüsse  u.  s.  w.  des  Nutzvermögens  darstellen,  in  der  social- 
politischen  Besteuerung  sogar  die  Höherbestenening  dieses  Theilg 
als  eines  aus  Besitz  herrtthrenden  Einkommens  geboten.  Hier 
kann  daher  eine  Besitzstener  anf  das  NntZTormOgen  ein  y erhält- 
nissmässig  einfaehes  nnd  zweckmässiges  Mittel  neben 
der  Einkommensteuer  zur  Erreiehnng  dieses  Ziels  sein.  Man  wird 
dadurch  mitunter  die  reicheren  und  reichsten  Classen  für  die  in 
ihrem  grossen  und  verschiedenartigen  Nutzvermögen 
liegende  Öteuerfähigkeit  recht  passend  zur  Besteuerung  heran- 
ziehen. Nicht  zu  übersehen  ist  tlbrigens,  dass  die  Besitzstener 
vom  Nutzvermögen,  von  dem  gesammten,  wie  hier,  oder  von 
einzelnen  Objeeten,  wie  in  der  folgenden  Form,  eigentUeh  zugleich 
eine  Gebranchsbesteuerung  ist,  welche  eyentuell  auch  durch  eine 
andere  Form  dieser  letzteren  yerwirklicht  werden  kann.  Die  Be- 
sitzsteuer erscheint  aber  auch  von  diesem  Gesichtspunct  aus  be- 
trachtet nicht  ungeeiti:net. 

C.  —  §.  4b9.  Die  ßesitzbesteuerung  als  Steuer  auf  einzelne 
Objecto  des  Nutz  Vermögens,  besonders  als  directe  Luxus- 
steuer. Hier  werden  diese  Objecte  beim  Besitzer  mit  periodisch 
(jährlich)  wiederkehrenden  Steuersätzen  belegt   Gerade  hierbei 
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erscheint  die  Steuer  als  Gebrauchssteuer.  Die  Erörterungen  in 
den  folgenden  Abschnitten  beziehen  sich  daher  auf  sie  mit.  Prin- 
cipiell  läBst  sie  sich  sowohl  Tom  rein  finanziellen  als  vom 
8  ocialpo  Ii  tischen  Standpanete  ans  billigen ,  soweit  Uberhanpt 
eine  Gebranchsbestenemng  einzelner  Gegenstände  zn  vertreten 
ist  Practisch  nnd  stenertechnisch  m5ohte  sie  nur  aus- 
nahmsweise räthlich  sein. 

1)  Der  Besitz  von  einzelnen  solchen  Objecten  weist  auf  Ein- 
kommen, daher  auf  Stcuerfähigkeit  hin,  derjenige  bestimmter  Arten 
solcher  Gegenstände  (,,Luxussaehen^')  auf  höheres  £iDkommen, 
nnd  in  beiden  Fällen  liegt  Besitzeinkommen  vor.  An  nnd  fUr  sich 
kann  man  daher  die  rein  finanzielle,  proportionale  nnd  die  soeial- 
politische,  progressiTe  nnd  das  Besitzeinkommen  hoher  belastende 
Einkommenbestenemng  durch  eine  solche  Besitzsteuer  yerwurktichen. 
Ob  und  wie  weit  genügend,  das  hängt  von  der  richtigen  Aus- 
wahl der  Objecte  und  der  richtigen  Höhe  der  Steuersätze 
ab.  In  beiden  Hinsichten  ist  eine  ziemlich  weitgehende  Willkühr 
unvermeidlich.  Deshalb  scheint  uns  eine  andere  Besteuerung, 
welche  demselben  Ziel  der  Einkommenbestenemng  zustrebt,  zweck- 
mässiger, mindestens  die  vorerwähnte  Form  der  Besitzsteuer  des 
ganzen  NutzrermOgens. 

2)  Steuertechnische  GrKnde  ftthren  zu  demselben  Ergeh- 
niss.  Jene  Willkühr  in  der  Auswahl  der  Steuerobjecte  und  in  der 
Höhe  der  Steuersätze  ist  steuertechnisch  ein  grosser  Uebelstand. 
Die  Besteuerung  verlangt  ein  leicht  besonders  lästiges  Eindringen 
in  die  Privatverhältnisse,  das  nicht  einmal  durch  ein  günstiges 
finanzielles  Resultat  beschönigt  wird.  Denn  wegen  der  Willktthr 
in  der  Wahl  der  Objecte  und  wegen  der  leicht  drohenden  Ein- 
schränkung des  betreffenden  Besitzes  sind  hohe  Steuersätze,  des- 
wegen und  wegen  der  meist  geringen  Verbreitung  solchen  Lu:sus- 
consums  ist  wieder  ein  hober  Steucrertrag  ausgeschlossen. 

Es  steht  au  und  für  sich  nichts  im  Wege,  auch  einzelne  Gegen- 
stände des  Productivvermögens,  z.  B.  gewisse  Bestandtheile  der 
Betriebseinrichtungen ,  Maschinen  n.  dgl.  mit  Steuersätzen  zu  be- 
legen. Auch  dies  ist  eine  Form  der  Besitzsteuer,  welche  gelegent- 
lich Torgekommen  ist  und  auch  wohl  noch  vorkommt  Eine  solche 
Steuer  erscheint  dann  aber  wieder  nur  als  ein,  meist  ziemlich 
rohes  Verfahren  zur  indirecten  Ermittlung  des  Ertrags 
einer  Unternehmung,  indem  aus  dem  Besitz  solcher  Objecte 
auf  den  Umfaug  des  Geschäfts  u.  s.  w.  zurückgeschlosseu  wird. 
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Die  weitere  Beurtheilnng  kann  auf  die  Darstellung  der  Ertrags- 
besteiierung  in  der  speciellen  Steiierlehre  verschoben  werden. 

Es  ergiebt  sich  aus  dem  Yoraosgehenden ,  dass  die  selb- 
ständige Bedeatang  der  nominellen  Besitzbesteaernng 
doch  im  Ganzen  nnr  gering  ist.  Bloss  als  allgemeine 
Vermögen 8 Steuer,  welche  inNothzeiten  als  Extrastener  dient, 
dann  im  socialpolitischen  Steuersystem  und  als  partiefle 
Vermögenssteuer  des  g csa mmte n  Nu tz verm ögens  auch  im 
rein  finanziellen  Steuersystem  wtirde  sie  grössre  Wichtigkeit 
erlangen. 

7.  Abschnitt 
IMe  finanzwissenschaftHche  Bildung  des  Steuersystems. 
IIL  Die  Gebraachshesteaerang.  A.  Ihre  Art«n  und  Formen.  . 

Die  Finanztheorie  hat  bisbor  in  iluer  Benitlieilniig  der  YerbranGbetenern, 

des  HaupttheUs  der  von  mir  sogen.  Gebraiichsboäteucrung ,  gewöhnlich  zwei  nahe 
liegende  F«'hler  nicht  genügend  vermieden.  Diese  Steuern  sind  einmal  l-ncht  als 
unentbehrlich,  wenigstens  da,  wo  es  sich,  wie  in  unseren  uoderneu  Staaten,  um 
die  Deckung  eines  grossen  Staatsbedarfe  handelt,  nachxnveisen  und  nicht  minder 
lassen  sich  bei  ihnen  schvere  Verstösse  gegen  die  obersten  Steuer- 
principien,  besonders  gegen  die  gerechte  Steoervertheilung  unschwer  aufdecken, 
uameutlich,  wenn  man  sich  an  die  üblichsten,  und  aus  practischuu  Gründen  wenigstens 
in  gewissem  ümfimg  nothwendigsten  Arten  dieser  Stenen  Ult  Der  eine  Fehl«r  der 
Theorie  liegt  nun  darin,  dass  man  sich  mit  der  Praxis  wegen  der  Unentbehrlichkeit 
dieser  Steuern  über  jene  Verstösse  hinwegsetzt  oder  sich  dureh  optimistische  An- 
nahmen in  Betreti  der  ausgleichenden  Wirkung  der  Ueberwälzong  dartlber  täuscht 
oder  —  tinschen  will  und  so  namentUch  das  Ziel  gerechter  Stenerrertheilong  grossen» 
flieils  und  jedenfalls  viel  mehr,  als  es  nOthig  ist,  aus  den  Augen  verliert  Der  zweite 
Fehler  besteht  in  der  Hinwegsetzung  «Iber  die  ünentl>ehrlichkftit  und  über  die  ent- 
wicklungsgesetzmässige  Bcgnlndung  dieser  Steuergattung  in  der  modernen  Welt,  indem 
ans  jenen  YerstOssen  gegen  die  Stenerprincipien ,  bes.  gegen  die  gerechte  Stenffi^ 
verthdlnng  ein  nnbediagtes  Yerdict  gegen  die  ganze  (ilattnng  abgeleitet  wird.  Die 
Neigung  zu  dem  erstgenannten  Fehler  hndet  man  in  der  soit-disant  pract  Richtnng 
mancher  neueren  eclectischeu  Finanztheoretiker,  in  Deutschland  auch  bei  Ban,  sogar, 
implidte  wenigstens,  bei  den  „Socialpoiitikem**,  bes.  hei  Held,  aher  im  letzten  Grande 
selbst  noch  bei  Stein,  trotz  der  scheinbar  sehr  abweichenden  Aufbssnngen  des 
letzteren.  Der  zweite  Fehler  tritt  bei  jenen  theoretisclien  National'ikonomen  hervor, 
weiche  die  Verbrauchstonurn  aliein  für  sich,  ohne  Zusammenhang  mit  der  sonstigen 
Bestenerang  n.  ohne  Rücksicht  anf  die  geschiehtUchen  Bedingungen  der  Entwicklung 
dieser  Steuerg.ittung  beurtheilen:  er  findet  sich  schon  vor  den  Physiokiaten  Q.  A.  Sfflith 
bei  einzelnen  Tlieoretikern.  dann  bei  vielen  ii.  bedeiitendtMi  NationalOkonomen  u.  Finanz- 
schriftstelleru  der  Smith'schen  Schule,  ausserdem  bei  radicalen  Politikern  u.  neuerdings 
daher  besonders  bei  des  Socialisten.  Ein  Hanptreitreter  letzterer  Richtung  ist 
Lassallo.  Seine  Auffassung  ist  bei  aller  ihrer  Einseitigkeit  viel  tiefer  n.  grossartiger, 
als  diejenige  der  sonstigen  Gegner  der  Verbrauclisfeneni.  Sie  steht  in  Zusammenhang 
mit  einer  bedeutsamen  geschichtsphilosophischou  Betrachtung  des  ganzen  Steuerweseus, 
die  zwar  aneh  sehr  emseitig,  aber  keineswegs  schlechtweg  unrichtig  ist.  Dadurch 
wird  es  gerochtfeitigt,  Lassallc  als  den  bedeutendsten  neueren  Gegner  der  Ver- 
brauchsteuern anzusehen  u.  auf  ihn  mehr  Gewielit  als  auf  irgend  einen  andcn  ii  (letrner 
dieser  Steuergattung  zu  legen.  Er  fasst  dabei  auch  so  ziemlich  Alles  zusammen,  wa& 
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die  Kationalökonomen  u.  Politikpr  vom  Staudpunct  der  (ierechtigkeit  auä  gegen  diese 
BaBtenerang  einwenden.   Wamm  liat  Stein  Lassalle  gar  nicht  berftcksichtigt  ? 

Es  handelt  sich  hier  namentlich  nm  zwei  literar.  Auslassungen  Lassalle 's.  Er 
hat  zuerst  in  einem  Vortrag  im  Berl.  Handwcrkerrerein ,  der  u.  d.  T.  „Arbeiter- 
programm. Ueber  den  besond.  Zas.hang  der  gegenwärt.  Geschichtsperiode  mit  der 
Idee  des  Arbeiterstands"  in  Zürich  1863  erscMenen  ist,  die  Fnge  der  indirecten 
Steuern  kurz  berührt  (S,  20  ff.).  Wegen  dieser  Aiisführongen ,  als  geeignet.  .,die 
besitzlosen  Classen  zum  Hass  u.  z.  Veraclit.  tregen  d.  Besitzenden  öffentl.  angereizt  zu 
haben'%  gerichtlich  angeklagt  u.  iu  1.  lastauz  vcrurtbeilt,  hielt  er  dann  in  derAppcll.- 
instuiz  Tor  dem  K.  Kammergericht  in  Berlin  eine  Yertheid.rede ,  die  u.  d.  T.  .,Die 
indirecte  Steuer  und  die  Lage  der  arbeitenden  Classen"  ebenfalls  in  Zürif^h  1SG3  er- 
schienen ist  (136  S.).  Diese  Schrift  ist  bei  aller  tendenziösen  u.  gatgläubigcn  Ueber- 
treibuog,  die  ihr  den  Character  einer  Parteischrift  giebt,  doch  von  erheblichem 
Werth.  Sie  ist  zugleich  mit  einem  umfassenden  geschichtlichen  u.  namentlich  literar^ 
geschichtl.  Material  ans;^estattet,  so  dass  sie  in  Ictztrer  Hinsii  ht  wohl  das  vollständigste 
Repertorium  von  Ausführungen  hervorragender  Natiooalökouomeu  u.  Finanztheoretiker 
n.  Politiker  von  Bodin,  Boisguilbert,  Forbonnais  an  bis  auf  die  neueste  Zeit 
ge Ifen  die  YerhranchsCeiiem  bildet  (S.  14  ff.). 

Lassalle  bringt,  ungleich  tiefer  als  irgend  ein  anderer  Gegner  oder  Aiihänsrer 
der  Verbrauchsteuern,  die  Entwicklung  der  letzteren  in  Zusammenhang  mit  der  Ent- 
wicklung der  Geschichte  der  modernen  Gesellschaft  u.  ihrer  Classen.  Einzeln 
fieilich  schon  früh  vorkommend,  bes.  in  den  Städten,  in  den  letzten  Jahrhund*  rtcn  sich 
ausdehnend,  im  17.  u,  18.  Jahrhund,  von  d.  absoluten  Staatsgewalt  des  unaufgeklärten 
und  aufgeklärten  Despotismus  weiter  entwickelt,  sind  sie  in  der  „Staatsbürger!. 
Periode"  oder  in  der  ökonomischen  Periode  der  „Vorherrschaft  des  beweg- 
lichen Kapitals"  (der  JBovfSdOisie**)  m  einem  Hanpttheil  der  practischen  Staats- 
besteuerung ausgebildet  worden.  Oder  wie  Lnssalle.  allerdings  bereits  «ber- 
treibend, wörtlich  in  s.  1.  Rede  (S.  27,  2te  Red'-  S.  0)  sag^:  der  Betrag  aller 

indirecten  Steuern  [wie  er  mit  vielen  Anderen  die  Verbrauchst,  nenntj,  statt  die 
Individuen  nach  Yerhältniss  ihres  Kapitals  und  Einkommens  zu  tr^en,  (wird)  seinem 
bei  Weitem  grössten  TheUe  nach  von  den  Unbemittelten .  von  den  ärmeren  Classen 
der  N.'itioii  gezahlt.  Nun  hat  zwar  die  Bourgeoisie  die  indirecten  Steuern  nicht  eigent- 
lich erfunden;  sie  cYistirten  schon  früher.  Aber  die  Bourgeoisie  hat  sie  erst  zu  einem 
unerhörten  Systeme  entwickelt  n.  ihnen  beinahe  den  gesammten  Betrag  der  Staats» 
bedürfnisse  aufpcburdet."  Letztere  Uebertreibung  erklärt  sich  z.  Th.  daraus,  dass 
Lassalle  in  unzulässiger  Weise  (.bei  der  Grundsteuer  unter  Hinweis  auf  eine  hier  irrige 
Lehre  Ricardo 's)  auch  dieGrundst.  als  eine  „auf  den  Getreidepreis  abgewälzte  und 
somit  definitiv  von  den  Getreideconsumenten  bezahlte"  [die  oben  S.  277  Note  22  er- 
wähnte, in  ofticiellen  Kreisen  bei  uns  vertretene  Theorie!],  ferner  die  Gewerbest., 
die  gesammten  Justizkosten  runter  Absehen  vom  Gebührenelemente  darin)  zu  den 
„indirecten"  Stenern  rechnet  (Gerichtsrede  S.  7,  97).  was  dann  an  der  prenss. 
Steneistatistik  ausgeführt  wird. 

Der  richtige  Kern  in  Lassalle's  Auffassung,  für  den  ihm  der  „Autoritäteii- 
b 6 weis"  auch  vollständig  gelingt,  ist,  dass  durch  die  wichtigsten  der  üblichen  Ver- 
brauchsteuern eine  relative  Stener^ Ueber lastung  der  unteren  Classen  herbeigefllhrt 
wird,  welche  sich  durch  Ueberwälzung  in  keiner  Weise  genügend  aus- 
gleicht (Ger.rede  S.  3fi  iJ.).  Darin  liegt  eine  un))estreitbarc  Verletzung  der 
Gleich mässigkeit  der  Besteuerung.  Von  diesem  (iesichtspunct  aus  haben 
anch  80  zahlreiche  NattonalOkonomen  gegen  diese  Steuern  Bedenken  geäussert  ind 
mitunter  die  Beseitigong  dieser  Abgaben,  bez.  die  Ersetzung  derselben  durch  directe 
Schätzungen  n.  dgl.  verlangt.  Bei  I. assalle  a.  a.  O.  finden  sidi  hi  r,  allerdings  mit 
besond.  Auswahl  der  polemischen,  seinem  Zweck  dienenden  Kraitsteüen  der  Autoren, 
reidiere  literar.  Ausweise  als  sonst  irgendwo,  S.  14  ff.  S.  auch  Bau  Ii,  406, 
Hote  a;  Stein  II,  200  fl.  Die  NationalOkonomen  heben  dabei  gewöhnlich  auch  die 
sonstigen  Nachtheile  der  Verbr.steuem ,  ihre  Verstösse  ti-Mr-  ii  die  volkswirthschaftl. 
Interessen  und  gegen  die  Grundsätze  richtiger  Steuerverwaltung  hervor.  Die  Physio- 
Itraten,  wie  Quesnay  selbst,  mussten  schon  von  ihrem  princip.  Standponcte  ans 
vollends  die  Verbr.-  oder  indir.  Steuern  Terwerfien.  A.  Smith,  b.  A'.  ch.  2,  sect.  2, 
in  einem  Abschn.  d.  4.  Artikels  (..taxes  upon  eonsumable  eoinmodities")  (Asher 
II,  399  iL)  urtheilt  streng  Uber  Uie.se  Steuern ,  wenn  er  ihren  Eiaflnss  anf  die  uoUi- 
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weudigsten  Lcboosmittel  mit  dorn  Eiofiass  eines  unfraclitbaren  Bodeus  oder  eines 
schlechten  Klimas  Tcrgleicht  und  Uber  die  üebenrSlzang  denkt  er  in  dem  praetiscli 
wichtigsten  Falle  nicht  optimistisch.  Yen  einer  Stencr  auf  die  von  ihm  sogen,  neccs- 
saries  of  life  nimmt  er  an,  dass  t<ie.  wie  directe  Lohnsteuern,  wenigstens  nach  einiger 
Zeit  zu  einer  Lohnerhühung  u.  üchlieäslich  zu  höheren  Waarenpreisen  für  den  Gon- 
sumenten  führe.  Stenern  anf  andere,  Ton  Smith  humries  of  the  poor  gen.  Artikel 
bewirken  nach  ihm  aber  nicht  nothwendig  eine  Erhöhung  des  Arbeitslohns.  (Lassalle's 
Citate  aus  Smith,  Indir.  St.  S.  21  tf".,  nach  d.  französ.  Uebersctzung  v.  Garnier  sind 
etwas  tendenziös  herausgesucht).  J.  B.  Say  hebt  den  stark  umgekehrt  progress. 
Ghancter  der  Yerbnnchst  scharf  herror  (oonrs  compl.  d*6con.  polit  VHI  putie  eh.  4); 
ähnlich  Sismondi  in  s.  nouv.  princ.  II,  1.  6,  ch.  6  (2.  ed.  p.  210  ff.  Je  riche  6chappe 
k  prcsqiio  tous  les  imputs  sur  sa  consommation ;  r^duire  tons  les  impöts  h  celai  sur 
la  consommation  c'est  ramener  le  Systeme  f6odal,  oa  le  noble  et  le  riche  ue  payent 
rien**,  ans  d.  Table  analyt  II,  485).  Aehnlieh  anch  Dentsche.  So  bes.  sdmif  Lötz, 
Handb.  III,  175  (Kraftstellen  bei  Lassalle,  Ind.  St.  S.  25  ff.).  Von  älteren  Finanz- 
schriftsteilem  Eschen  mai  er,  tlb.  d,  Consumtionsst.  Heidelb.  1813,  Kröncke,  Grunds. 
N.  3,  Y.  Liochtenstern,  Aphorism.  u.  Notizen  Uber  wichtige  Zweige  d.  Fin.wes. 
Altenb.  182t  S.  31 ,  ?.  Almenstein,  üb.  d.  Voizflfe  v.  Mingel  d.  indir.  Bestener. 
Düsseid.  1831.  Von  Neueren  s.  Pfeiffer,  Staatseinn.  II,  342—367,  der  Typus  der 
liberalen  Oekonomik  in  dieser  Frage:  bes.  gegen  die  Verbr.steuern  die  unjrleiche 
Belastung  des  Einzelnen,  die  theure  Erhebung,  die  Reizung  zur  Umgehung  geltend 
gemacht  n.  im  Sdilnsrartheil  ^^xih  EntBchiedenste  die  Anfhebong  der  Terbraiichst 
n.  bes.  der  indirecten  unter  ihnen'*  Teilangt  (S.  364),  —  freilich  nar  als  Ziel,  das 
nicht  sofort  zu  erreichen  sei. 

Jener  anderen  Kichtung  in  der  Literatur  u.  in  der  Praxis,  welche  sich  mit  den 
Yerbranchsteaem  mehr  oder  weniger  gut  abfindet  oder  sich  selbst  mit  ihnen  befirenadet 
n.  dieselben  bes.  befürwortet,  rouss  man  den  Vorwurf  machen,  dass  sie  die  hervor- 
gehobene Schattenseite  dieser  Steuern  zu  leicht  nimmt  und  nicht  genügend  auf  Aus- 

{^leichungsmittel,  bes.  im  Gebiet  der  directen  Erwerbsbestouorung,  sinnt.  Das  Bichtige 
legt  andi  hier  in  der  Mitte  zwischen  den  Ansichten  n.  Forderungen  der  unbedingten 
Gegner  und  der  zu  willfährigen  und  zu  optimistischen  Anhänger  dieser  Stenern. 

Man  wird  nemlich  Lassalle's  und  der  Socialisten  Auffassung  der  indirecten 
Verbrauchsteuern,  als  derjenigen  Steuej^orm,  durch  welche  die  besitzende  Classe  im 
Zeitalter  der  Yorhemchaft  des  mobilen  Kapitals  die  formell  aufgegebene  n.  gesetdieh 
aufgehobene  Steaeifreiheit  reell  im  Wesentlichen  wieder  herstelle,  doch  nnr  in  be- 
schränktem Maasse  als  richtig:  zugeben  können,  auch  wenn  man  nicht  zu  den 
Anhängern  der  Optimist  Ueberwälzongstheohe  der  indirecten  Lohnsteuern  gehört 
Lassalle  selbst  Impntirt  der  „Bourgeoisie**  nicht  den  bemusten  nackten  Egdsmos  in 
diesen  Dingen.  Er  macht  nur  mit  Recht  geltend,  dass  jede  auf  die  Staatsgesetz- 
gebung Einfluss  gewinnomle  Classe  «rleichsam  instirutiv  ihr  Classeninteressc  vertritt 
und  deshalb  den  Besitzenden  heutzutage  die  Yerbrauchstcuem  viel  8ym|>athischer  als 
directe  Einkommen-  XL  fthnliche  Stenern  sind.  In  diesem  Umfang  ist  die  Anf&ssung 
wohl  richtig  und  psychologisch  begründet,  auch  durch  manche  Thatsachen  bestätigt 
(Frankreichs  Steuerpolitik,  bes.  auch  seit  1S71 !  Gunstiirc  Beurthoilung  der  Ver- 
brauchsteuern in  Deutschland  seit  187b}.  Es  ist  dieselbe  Erscheinung,  als  wenn  die 
nicht-besitzenden  Classen  progress.  Einkommenstenem  n.  dgl.  wünschen  (s.  o.  %.  35t 
Uber  „sociale"  Steuerkämpie). 

Aber  Lassalle's  «geschichtliche  Beijründung  der  Entwicklung  der  Ver- 
brauchsteuern ist  eine  einseitige  und  seine  ganze  Theorie  enthält  daher  anch  eine 
wesentliche  LUcke.  Der  Erld&rangs-  und  Rechtfertigungsgrund  der  Zunahme  der 
Gesammtbesteuerung  u.  der  absoluten  u.  relativen  Vermehrung  der  Verinanchstenem 
liegt  in  der  Steigerung-  des  flirentlichen  Bedarfs  u.  des  Nationaleinkommens,  sowie  in 
einer  derartigen  DiiTerenzirung  des  letzteren,  dass  auch  den  unteren  arbeiten- 
den Glassen  ein  Betrag  davon  zufällt,  welcher  bei  der  erforderlichen  grösseren 
Gesammtbesteuerung  nicht  unl)edingt  nnbffitenert  bleiben  kann.  Das  Einkommen  des 
einzelnen  „Arbeiters"  ist  für  die  Bestcueninj::  unwesentlich,  das  Einkommen  der 
Gesammtheit  der  unteren  Classen  bildet  aber  eine  so  grosse  Quote  vom  Volks- 
einkommen, dass  es  in  der  Kegel  mit  besteuert  werden  muss.  Das  Einkommen  einer 
grossen  Zahl  von  Personen  u.  Familien  der  unteien  Cflasse  entfallt  anoh  einen  gewissen, 
wennglelcb  Ideinen  Betrag  „freien'*  Einkommens,  wie  sich  gerade  ans  den  Con* 
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sumtionsverhältuissen  mit  orgiebt.  Dieser  Betrag  kann  nach  dem  Priucip  der 
Leifltnngsfähigkeit  mit  besteuert  weiden.  Ohne  dass  ferner  hier  die  Mher  abgewiesene 
fmlsche  Anwendung  desPrincips  von  Leistung  u.  Gegenleistung  stattfandfi  (s.  §.  419\ 
ist  doch  in  der  Frage  der  Verbrauchsbesteucrang,  als  eines  Ilauptmittels  zur  Be- 
steuerung der  unteren  Classen,  auf  den  inneren  ürund  der  Zunahme  des  Finanz- 
bedarfe  hinzuweisen,  ans  der  wiedw  die  Nothwendigkeit  hftherer  Bestenernng  herror- 
geht:  die  Gemeinwirthschaft  tthenümmt  immer  m  c h r  Thätigkeiten  u.  fuhrt  sie 
immer  besser  aus  u.  zwar  wesentlich  auch  mit  im  Interesse  der  unteren 
Classeu.  Ein  Punct,  der  von  Lassalle  ganz  bei  Seite  gesetzt,  dagegen  namentlich 
von  Stein,  nnr  in  etwas  abweichender  FoimnliTong,  sachlich  aber  Hhereinstimmend, 
mit  Becht  für  die  Frage  der  Verbrauchsbesteuerung  als  wichtig-,  ja  als  entscheidend 
hervorgehoben  wird:  Stein  (IT,  172  u.  a.  a.  Stellen)  verlangt  mit  Recht  als  Ersatz 
der  Steuerzahlung  die  Reproducti vität  der  Steuer  in  den  Leistungen  der 
Verwaltung.  Hier  ist  nun  anch  für  die  nnteren  Glassen  an'  alles  das  zu 
eiinnem,  was  gerade  der  moderne  Staat  u.  seine  Commnnen  direct  u.  indirect 
für  die  ganze  Bevölkerung  n.  vielfach  speciell  fUr  die  unteren  Classen  leisten:  Unter- 
richt, Sanitäts-,  Armen-,  Verkehrswesen  u.  s.  w.,  aber  auch  „ Sicherheitswesen 
kommt  in  Betracht,  wenn  man  nnr  bedenkt,  in  welchem  Maasse  die  innere  n.  ftossere 
Sicherheit  im  Staate  gegenüber  den  Gewaltthaten  und  Kriegszügen  früherer  Perioden 
auch  dem  ,, Arbeiter"  zu  (iute  kommen.  Der  moderne  Staat  hat  dies»*  Aulfraben 
an  sich  genommen,  er  braucht  dafür  Mittel  zur  Kostendeckung  und  wenn  er  selbst 
durch  eine  manches  Unbillige  enthaltende  Vertyranehsbestenerang  diese  Mittel  anch 
den  unteren  Classen  mit  abnimmt,  so  verbessern  diese  dnrch  eine  solche  rechtlich 
ereordnete  regelmässige  Contribation  ihre  Lage  immer  noch  wesentlich  srctren  früher. 
Man  darf  nicht  Übersehen,  dass  hier  vielfach  nur  ein  Theil  der  älteren  Frohnden  und 
Orandabgaben,  Schnt^lder  n.  dgL  Air  die  Schntzgew&hrung  an  den  Grnnd- 
und  Schutzherrn  in  die  neue  Fonn  der  Staatssteuer  verwandelt  wird.  Zur  Berich- 
tigung und  zur  Ergftnzong  von  Lassalle *8  Anf&ssong  ist  es  nothwendig,  dies  sehr 
zn  beachten. 

Von  dem  hier  gegen  Lassalie  ver|jetenen  Gesichispunct  aus  möchte  die  Ver- 
branchsbesteuerung und  zwar  gerade  eine  solche  von  nothwendigen  Arbeiter- 
consumtibilien  (Salz,  Petroleum!)  sogar  noch  ein  besonderes  Hilfsmittel  bieten, 
nm  wichtige  ökonomische  Probleme  der  Arbeiterfraj^e  leichter  ihrer  Lösunjr  entgegen 
zn  führen.  So  erscheint  z.  B.  selbst  die  Salzsteuer  (ähnlich  die  Branntwein-  und 
Schanksteuer)  sofort  in  andrem  Lichte,  wenn  man  etwa  aus  ihrem  Ertrage  die  Mittel 
zur  Garantie  und  Dotation  eines  umfassenden  Arbeitervmsicherungswesens  zur  Ver- 
filg:un£r  stellte,  ein  Plan,  den  ich  mir  anderswo  weiter  zu  verfolgen  vorbehalte.  Der 
stcuertechnische  Vorzug  der  „indirecten"  vor  der  „directen  Erhebung  "  liesse  sich 
dabei  einmal  unmittelbar  in  einer  Angelegenheit  fundamentalsten  Arbeiterinteresses 
rerwerthen. 

Statt  aber  in  der  obigen  oder  in  dmlicher  Weise  die  entwicklnngs- 

gesetzmässipre  Beprründunp:  der  Verbrauchsteuern  zu  liefern,  haben  die  Anhänger 
der  letzteren  die  gar  nicht  zu  bestreitenden  Mängel  dieser  Steuerart  beschöniget  oder 
ignorirt  und  es  so  versäumt,  die  richtigen  Forderungen  zur  Ergänzung  des  ganzen 
Stenersystems  n.  mr  Ausgleichung  jener  Mftngel  zu  steUei.  Oer  Moese  Hinweis 
auf  die  „practischc  ünentbehrlichkeit"  ist  keine  genügende  wissenschaftliche 
Begründung.  Die  Bewei^fuhrnn«;  der  mehr  oder  weniger  bedingten  oder  unbedingten 
Anhänger  der  Verbrauchsteuern  bedarf  deswegen  ebensowohl  eine  Einschrani<^uug  als 
diejenige  der  Gegner.  Von  Froheren  s.  z.  B.  Sonnenfels,  Fin.  §.  165  if.,  Jacob, 
Fin.  I,  §.  683  ff,  (geht  v.  d.  pract.  Unmöglichkeit  aus,  mit  d.  Einkommenst.  allein  bei 
starken  öffentl.  Bedürfnissen  auszureichen),  Fulda  §.  202  ü";  v.  Malchus,  Fin.  I, 
§.  GO,  öl,  S.  2S3 — 299  (Vorfülirung  der  Gegengrttnde  gegen  Verbr.steuern  u.  Versuch 
der  Widerlegung,  aber  bei  manchem  Bichtigen  gewiss  nicht  mit  dem  ton  Stein 
n,  201  gerühmten  Erfolg,  dass  „seit  dieser  Zeit  kein  ernstlicher  Zweifel  gegen  diese 
Steaen»  mehr  erhoben  worden  sei";  der  alte  bequeme,  aber  grossentheils  unrichtige 
Verlars  auf  Ueberwälzung  auf  die  Beieben  (s.  u.  ^.  511)  ist  auch  Malchus'  Einwand 
gegen  den  Yonniif  einer  Uebeilastang  der  nnteren  Glassen  dnrch  die  yerbr.stenem, 
S.  2S0);  Hoff  mann,  Steu.  S.  245  11'.  (sehr  kurz  und  ohne  piindp.  BegrOndong) ; 
M'Calloch,  tazation  p.  148;  Miil,  princ  b.  Y,  ch.  4  o.  6. 
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Auch  die  BevaUfidmiDg  von  Ran  u.  anderen  neueren  Flnanztheoietikern  befriedigt 

nicht.  Rau  (II,  §.  400 — 424)  sieht  in  den  von  ihm  mit  Vorliebe  sogen.  Aufwand - 
steuern  nur  einen  anderen  Weg  zur  Besteuerung  des  Einkommens ,  als  mittelst  der 
Schätzungen  (§.  406).  In  der  Erörterung  über  d.  Verhältn.  d,  Steuer  zu  den  Ein- 
kttnflten  (§.  407)  tritt  ein  klares  Uitheil  nicht  herror,  doch  ist  Bau 's  roniclitige 
Zurückhaltung  in  der  günst.  Benrtheilung  dieser  Steuern  nicht  zu  verkennen.  Er 

bchliesst :   es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  auch  die  sorirfältig  ahgrefassten  Gesetze 

über  die  Aufvrandsteuern  eine  vollkommen  gleichförmige  Belastung  alier  Familien  nach 
ihrer  Steu  rt  tiiigkeit  bewirken."  Nach  reiscbiedenen  Erörterungen  Aber  cL  volkswirthsch. 
u.  finanz.  \\  irkung:en  d.  Verbrauchsteuern,  wobei  kaum  haltbare  Meinungen  über  den 
Zusanmienhang  zwischen  der  Verbr.besteuer.  u.  dem  Sparen  u.  Kapitalbilden  (§.  408) 
unterlaufen,  kommt  in  §.  415  gleichwohl  das  Ergebniss:  „Die  Erfahrung  hat  die 
Unschädlichkeit  der  nach  gelänterton  Grundsätzen  angelegten  Auf wandsteuem ,  ihre 
Verträglichkeit  mit  den  Fortschritten  des  Wohlstands  u.  ihre  Zweckmässigkeit  in  den 
meisten  Staaten  dargethan."  Kicht  selten  von  den  practischen  Anhaltern  dieser 
Steuern  geäusserte  Ansichten,  aber  schlechterdings  so  gar  nicht  zu  beweisende  Sätze. 
Ean  meint  dann  in  §.  416*.  „bei  den  gegenwftrtigWL  Znst&nden  im  Stenerweseo  sei  es 
nützlich,  die  Aufwandsteuem  neben  den  Schatzun-ren  bestehen  zu  lassen,  um  durch 
eine  Verbindung  beider  Gattungen  die  unvermeidlichen  Fehler  und  Nachtheile  einer 
jeden  zu  verringern*  .  Darauf  kommen  ^.  417  11.  einige,  im  Ganzen  richtige,  aber 
nicht  ausreichende  Grundsätze  f.  d.  Einriditnng  der  Anfwandstenem.  In  Betr.  der 
Uebcrwälzung  urtheilt  auch  Rau  §.  421,  422  skeptisch,  selbst  in  Bez.  auf  Steuern 
auf  die  nöthigen  Lebensmittel  u.  meint,  dass  auch  da,  wo  die  Ueberwälzunc:  gelingt, 
sie  nicht  ohne  bedeukl.  Folgen  sei.  Diese  ganze  Behandlung  der  wichtigen  Frage 
ist,  wie  Stein  II,  201,  richtig  bemerkt,  bei  älem  Zutreffenden  u.  BeachtenswerChen, 
das  sie  enthält,  doch  durchaus  ohne  festes  Princip  iiber  das  Wesen  und  die  vahre 
Steuerquelle  dieser  Steuerart.  Aehnliches  gilt  von  der  aucli  sonst  nichts  Bemerkens- 
worthes  bietenden  Behandlung  von  Umpfcnbach,  I,  §.  9ü  Ii.,  w^orin  über  die  Be- 
denken in  Betr.  der  ungleichen  Bdastnng  hinw^  gegnngen  wird.  —  Hock  betrachtet 
die  Yorlir. steuern  nur  vom  Staiidpunct  der  steuertechn.  Zweckmässigkeit  aus  als  einen 
Ersatz  der  Personalsteuer  der  unbemittelteren  u.  als  eine  ErL^änzung  der  Einkommen- 
steuer der  wohlhabenderen  (Jlassen  (S.  82,  152),  ganz  richtig,  aber  ohne  auüreichende 
principiclle  Begründung  u.  anders.  Begrenznng  des  Yeibniiiciisteiiefsystenis. 

In  Hinsicht  auf  die  principielle  Begründung  liegt  nun  wieder  ein  unver- 
kennbarer Fortschritt  in  dem  Kern  der  Stein 'sehen  Ansicht  (bes.  II,  170  fl"),  dass 
„die  indirccte  (worunter  er  hier  trotz  seiner  abweichenden  Terminologie  wesentlich 
die  Terbr.8t.  versteht)  Steuer  die  Bestenemng  der  Arbeit  sei."  Nur  hat  Stein  diese 
eigentlich  ziemlich  einfache  Auffassung:,  die  von  keinem  anderen  Autor  oder  Practiker 
ganz  verkannt  werden  konnte ,  in  unnothig*  weitläutiger  Weise  mit  einem  Aufwand 
schwer  vei-ständlicher  u.  doch  ganz  entbehrlicher  Dialectik  entwickelt,  so  dass  diese 
sachlich  vielfach  richtigen  Partieen  in  formeller  Hinsicht  zu  den  schwerst  geniessbsren 
des  ganzen  Werks  gehören.  Hier  wird  wirklich  Einfaches  höchst  unnütz  complicirt 
(s.o.  S.  143).  Für  sachlich  falsch  u.  bedenklich  halte  ich  ferner  St  ein 's  eben- 
falls noch  zu  weitgehende  II  in  wegsetzung  über  den  Einwand  der  „üngleichm&ssigkeit" 
nnd  der  üeheriastung  der  unteren  Glassen.  Die  an  sich  richtige  Ausbildung  der 
Genusssteuer",  die  Auswahl  der  Sfeucrobjccte  und  die  rationelle  Bestimmung  der 
Steuerfüsse  helfen  nicht  allein  ab.  zumal  Stein  selbst  wiederliolt  die  Unmöglichkeit 
zugestehen  muss,  durchgreifend  zwischen  den  Artikeln  zu  unterscheiden,  welche  der 
„Teizehrangsstenor**  auf  Nahrungsmittel  n.  der  „Genossstener**  angehören  (II,  182  IT., 
anders.  170).  Vielmehr  muss  gerade,  soweit  Verbrauchsteuern  für  die  Deckung  des 
Finanzbedarfs  unentbehrlich  sind  u.  eine  üeberlastunjr  gewisser  Classen  u.  Personen 
(Familien !)  durch  sie  anzuuehmen  ist,  ohne  dass  man  sich  auf  Oeberwälzung  vorlassen 
kann,  eine  Ausgleichung  durch  Ifawrageln  in  der  Erwerbs-  n.  Besitimteuorung, 
im  Stenerfnss  der  Einkommensteuer  u.  s.  w.  erfolgen  (s.  u.  §.  530).  Für  steuer- 
tcchnisch  unrichtig  und  auch  principiell  nicht  g-eboten  halte  ich  ferner  S  t  e  i  n 's 
wiederum  dialectisch  abgeleitete  Conseciucnz,  dass  die  Verzehrungssteuor  durch  eine 
directe  Glassrastener  (die  „dirocto  Form  der  indirecten  Besteaerung  als  Einkommen- 
steuer" — !  wie  sie  Stein  in  dtx  Gonsequenz  seiner  absonderlichen  Terminologie 
nennt!)  ersetzt  werden  müsse,  wo  denn  der  preuss.  Vorgang  besonders  gepriesen 
wird  (II,  1S9  Ii'.,  207,  231  ff.).   Die  preuss.  Erfahrung  spricht  nicht  hierfür.  Stein 
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unterschätzt  S.  2^3  fi.  die  steuertechu.  Schwierigk.  einer  solchen  directen  Steuer  der 
Arbeit  erheblich.  S.  unten  §.  500,  bes.  Note  S. 

Unter  den  neuesten  Schriften  Uber  Steuerwesen«  welche  sich  näher  mit  der  Ter- 

brauchsbestcuerang  beschäftigen,  verdient  auch  wegen  einer  cigenthUmlichen  prin- 
cipiellon  Bcgriuuiuiig  inid  Empfehlung  gewisser  A  rten  von  Vorbrauchsteueni, 
nemüch  der  hohen  Branntwein-  u.  Tabaksteuer,  die  vorzügliche  vergieichend- 
finnnzstatistiflche  Arbeit  von  Fh.  Gerstfeldt,  Beiträge  z.  Keichssteuerfrage,  Lpz.  1879 
trotz  ihres  vornemlich  practischen  Inhalts  hier  in  der  allgem.  Steuerlehre  bes.  her?or- 
ffehoben  zq  werdeu.  üerstfeldt  stellt  keine  neue  Ansicht  auf,  sondern  eine  bes.  in 
Betr.  der  Branntweinsteuer  öfters  von  der  Gesetzgebung  angenommene,  aber  er  fuhrt 
sie  beachtenswerth  ans.  Er  sacht  die  Yerbranchsteoerobjecte  nach  ihrer  grosseren 
u.  geringeren  Schädlichkeit  u.  ünschftdlichkeit  zu  classificireu  u.  verlangt  eine 
möglichste  Freifrebun^  unentbehrlicher  Objecte  (SaLz^i ,  eine  nur  niedrige  Besteuerung 
absolut  unschädlicher  Genussmittel  (Zucker,  Kaifee,  Thee),  eine  höhere  der  relativ 
nnschSdlichen  (Bier,  Wein)  nnd  eine  sehr  hohe  der  „relatiT  schädlichen^ 
(Branntwein  u.  Tabak).  Bei  einer  Vcrgleichung  der  Besteuerung  Deutschlands  u.  des 
Auslands  wird  dann  namentlich  die  bisher  so  überaus  niedrige  deutsche  Tabak-  und 
Branutw  ein  beste  uerung  beklagt.  Indessen  beruht  jene  Classihcation  doch  etwas  auf 
sabjecti?er  Anffaasimg  und  behandelt  auch  den  Bianntweinconsnm  n  unbedingt  als 
schädlich,  wie  von  Conrad  (Jahrb.  1879,  U.  307)  mitBecht  entgegnet  wird.  Nament« 
lieh  aber  wird  der  sittenpolizeilich c  (jCbichtspunct  hierbei  zu  einseitig  betont  u. 
Ubersehen,  da^s,  selbst  wenn  er  ganz  richtig  u.  das  dabei  erstrebte  Ziel  ganz  sicher 
erreichbar  vftie,  hier  immer  doch  eine  bedenkliche  Verletzung  der  Gleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung  bei  der  hohen  Tabak-  u.  Branntweinsteuer  bleibt: 
ein  von  Gerstfeldt  mit  Unrecht  ganz  bei  Seite  gesetzter  Gesichtspunct.  Möglicli  sogar, 
dass  bei  der  sehr  hohen  Branntweinsteuer  der  Säufer  sich  nicht  nur  physisch  und 
psychisch,  sondern  zugleich  auch  ökonomisch  minirt,  gerade  wegen  der  Steaer. 
Die  einseitige  Hervorhebung  des  sittenpolizeil.  Gosichtspuncts  in  diesen  Dingen  hat 
auch  sonst  ihre  Bedenken,  bei  aller  partiellen  Richtigkeit.    S.  u.  §.  503  a. 

In  der  sonstifren  iii'ueren  u.  neuesten  deutschen  Finanzliter,  ist  die  Verbrauchs- 
besteuerung  mei:»tcus  nur  in  Betr.  stuuer technischer  Einzelheiten  genauer  be- 
handelt wwden.  Ein  Iffaagel  bleibt  in  d<m  Untennchnngen  über  Eiakommenst,  Yer- 
mögenst,  Steuerfuss,  dass  dabei  auf  das  Nebenhergehen  (und  in  welchem 
Maasse!)  der  Vc rbr.ätcuern  wenig  oder  gar  keine  Rücksicht  genommen  wird. 
Das  ist,  worin  ich  Stein  ganz  beistimme  (II,  175,  202),  auch  den  Schriften  von  Neu - 
mann  u.  Held  vorznirerfen:  Was  Letztrer  in  dieser  Hinsicht  im  7.  Kap.  s.  Eink.st. 
sagt,  reicht  bei  Weitem  nicht,  auch  von  dem  Standpuncte  seines  speciellen  Themas 
nicht  aus,  um  die  wichtige  Frage  der  Yerbr.steuern  u.  die  conne  ve  der  angemessenen 
Einrichtung  der  Gesammtbesteuerung  dadurch  zu  erledigen:  jene  Steuern  stOrten  und 
besöhSdigten  zwar  die  Prodnction,  seien  aber  den  Gonsamenten  ans  den  niederen 
Ständen  gegenüber  die  einzig  mögliche  Art  der  Besteuerung.  Damit  ihre  Vortheile 
überwögen,  müssten  sie  auf  entbehrliche,  aber  allgemein  consumirte  Artikel  gelegt 
sein  und  dCLrften  nicht  auf  Kosten  der  directen  Steuern  unnötliig  ausgedehnt  werden, 
S.  170  ff.,  wo  die  Flage  der  gerechten  Stenervertheilong  aber  ganz  znracktritt  und 
was  „unnöthige**  Ansaehnnng  der  directen  Steuern  sei«  fraglich  bleibt.  — 

Der  Standpunct  unserer  neiic-ten  ,  der  Entwicklung  der  Verbrauchsteuern  so 
gtlnstigen  deutschen  Praxis  wird  am  Deutlichsten  von  Fürst  Bismarck  selbst  ver- 
treten, bes.  in  s.  Reden  im  Reichstage,  1S7S,  1879,  z.  B.  in  d.  Sitz,  am  28.  Febr.  187i), 
Beichstagsrerhandl.  stenogr.  6er.  S.  142.  Was  andere  Piactiker  u.  Theoretiker  neaer^ 
dings  in  ähnl.  Richtung  geleistet  haben,  läuft  auf  eine  Paraphrase  dieser  Bismarck*- 
schen  Steuerpolitik  hitiaus.  Vgl.  dardber,  in  einer  Hinsicht  beistimmend,  in  andrer 
ergänzend,  berichtigend  u.  ablehnend,  meinen  Auls.  Uber  d.  schwebenden  deutschen 
FiB.fragen  in  d.  Tab.  Ztsehr.  1879,  8.  92  ff.,  auch  Gonrad's  gen.  Anidge  ?on 
Gerstfeldt  und  ebendaselbst  ron  Geffcken. 

Aus  der  fremden  Liter,  verweise  ich  auf  die  vielfa  li  /iitrrfTeiide  Kritik  von 
CliffeLeslie  in  s.  finauc.  reform.,  nam.  aber  auf  die  zwar  wieder  der  principiellen 
Erfassung  der  Probleme  entbehrende,  aber  vom  Standpunct  der  pract.  Zweckmässigkeit 
IL  der  Steneitechnik  ans  gut  die  Frage  behandelnde  eingehende  Erörterong  von  Leroy- 
Beanlien,  ch.  4,  II,  210  ff.  aber  d.  dir.  n.  indir.  Stenern.  Die  „indnctiren**  Beweis- 
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fohrongea  sind  freilich  auch  hier,  wie  gewöhnlich,  nur  mehr  oder  weniger  zutreifende, 
im  Ganzen  fUr  sich  nicht  viel  beweisoide  stalistiflche  Belege  dedncti?  gevMuiener  Sfttze. 

In  den  folgenden  Abschnitten  werden  die  Verbrauchsteuern  vornemlich  als  solche, 
mehr  nur  nebenbei  als  indlrecte  unteisaclU.  £rgän|uiigea  ia  ietztiei  Hinsicht  in 
Hauptabschiutt  4. 

Die  Tcrvandte  Frage  der  NntzreimOgens-  n.  Luaastever  8.  oben  in  §.  489  n. 
nnten  in  §.  494,  nebst  der  Note  5  in  §.  493  über  Bilinski's  Theorie. 

Mit  Kücksiclit  auf  die  vorausgehende  längre  literar.  Note  sind  die  Citate  in  den 
Koten  der  folgenden  Abschnitte  möglichst  knapp  gehalten  worden.  Die  Anfuhrung 
einzelner  Ansichten  hat  anoh  nur  lelatiron  WeiUi,  d»  dieselben  im  Zusammenhang  mit 
der  ganzen  Aoffusong  eines  Autors  beortheilt  veiden  mOssen. 

1.  —  §.  490.  Die  Stellung  der  Gebraiichsbesteue- 
rung  in  der  Gesam mtbesteueruug  und  ihre  Formen. 
Die  Gebrauchs- y  namentlich  die  im  engeren  Sinn  sogenannte  Ver- 
branchsbesteuernng  ist  nach  der  geschichtiichen  Entwicklang  die 
zweite  grosse  practiseh  wichtige  Hauptgruppe  der  Besteneriing 
neben  der  Erwerbsbesteuerang,  da  die  Besitzbestenerang,  wie  sich 
zeigte,  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  erlangt  hat.  Nach  der 
Grösse  ihres  Antheils  vom  Ertrage  der  Gesammtbesteuerung, 
wenigstens  der  staatlichen,  nimmt  die  Gebraucbsbesteuerung  so- 
gar die  erste  Stelle  ein  (§.  450).  Die  eigentliche  Verbrauchs- 
bestenening  ist  zugleich  fast  ganz  sogen,  indirecte,  die  £r- 
werbsbesteuerongy  dieser  Haapttheil  der  Sehatzangen,  zugleich 
grossentheils  directe.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  darum ,  die 
Geeignetheit  der  Gebranchsbesteuerung  zu  prttfen, 
unter  möglichster  Berücksichtigung  der  obersten 
Ste uerprincipien  statt  und  neben  der  Erwerbsbesteue- 
rung zu  einer  richtigen  reellen  Besteuerung  des  Ein- 
kommens der  steuerpflichtigen  Personen  zu  führen. 
Denn  davon  hängt  das  Urtheil  über  die  Stellnng  dieser  Steuer 
gattang  im  Steuersystem  ab  und  sind  dann  entsprechende  An- 
forderungen an  die  Einrichtung  des  Systems  zu  stellen. 

Die  Gebrauchsbesteuerung  kann  nun  möglicher  Weise  folgende 
drei  Formen  annehmen: 

A.  Erstens  kann  sie  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer 
sein,  ein  Seitenstück  zur  allgemeinen  Einkommensteuer,  indem  sie 
den  Gesummt  verbrauch  einer  Person  an  wutbschaftlichen  Gütern, 
bez.  an  Geld  in  einer  Wirthschaftsperiode  (Jahr)  in  einer  Wertb- 
snmme  (Geld)  veranschlagt  und  besteuert,  wobei  folgerichtig  eine 
Quote  für  die  Abnutzung  des  NutzvermOgens  einzurechnen  sein  wOrde. 

B.  Zweitens  kann  sie  eigentliche  oder  Verbrauchsstener 
im  engeren  Sinne  sein,  indem  sie  gewisse  einzelne  Sach- 
güter (Artikel)  des  Consums,  welche  vor  erfolgtem  Cousum, 


üigiii^ca  by  Google 


Allgemeine  Yerbrauchssteaer.  495 

momentan  wenigstens,  wesentlich  zum  Verbrauchs  vermögen  ge- 
hören, belastet:  der  weitaus  wichtigste  Hauptfall  der  Gebrauchs- 
besteaernng. 

G.  Drittens  endlieh  kann  sie  sieb  an  das  NntzTermögen 
knüpfen  nnd  dessen  Nntznngen,  sowie  gewisse  persönliche 
Genttsse  treffen.    Hier  wird  sie  dann  meistens  wieder  eine 

partielle  Vermögenssteuer  oder  eine  Luxussteuer,  mithin 
nach  der  früheren  Terminologie  eine  nominelle  Besitzsteuer. 

II.  —  §.  491.  Eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  ist 
statt  der  Einkommensteuer  principiell  gefordert  worden,  weil  sie 
mehr  als  diese  der  Gereolitigkeit  und  riohtigen  wirthschaftlichen 
Grandsätzen  entspreche  nnd  stenertechnisch  leichter  nnd  sicherer 
aufzulegen  sei.^)  Diese  Begründung  kann  aber  nicht  ftlr  zu- 
treffend gelten.  Die  ausdrücklich  beabsichtigte  Consequenz  wäre, 
dass  das  Einkommen  einer  Person  nicht  vollständig,  sondern  ver- 
schieden nach  seiner  Verwendung  besteuert  würde:  nur  der  ver- 
brauchte, nicht  der  „ersparte'^  Theil  würde  zum  Maassstab 
flOr  die  Steuervertheilung.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
practischen  Dnrchftthrang  einer  solchen  Trennung,  welche  bei 
manchem  j^Verbrauch'^  z.  B.  ftlr  Erziehung  und  Unterricht  der 
Kinder  in  der  Familie,  überhaupt  kaum  möglich  ist,  da  dieser 
„Verbrauch"  hier  eigentlich  eine  Kapitalanlage  darstellt,  —  so  ist 
auch  das  Princip  selbst  unhaltbar.    Unter  dem  Anschein  einer  ge- 

^)  S.  diesen  Yorsclilag  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  II,  538 — 554.  £r  gelaugt 
am  ScUnas  seiner  ETOiteroiigea  Uber  Besteuemnr  dazu,  indem  er  den  VoTtbeU  eioer 
einzigen  Steuer  gegenüber  der  üblichen  Vielheit  der  Abgaben  auf  diese  Weise 
erreichen  will.  Die  Steuer  soll  „nach  der  Gesammtsumme  tler  Ausgaben  eines 
Jeden  bemessen  werden,  nicht  nach  seineu  Einnahmen''  (S.  540).  Pfeilier  rühmt 
seinem  Plane,  der  so  einfacli  sei,  dass  man  sich  inmdeni  werde,  wie  man  eist  so 
spät  darauf  komme,  lauter  YoizQge  nach  u.  widerlegt,  in  wenig  genügender  Weise, 
die  dagegen  zu  machenden  Einwände.  Schon  die  Prämisse,  dass  „allein  durch  eine 
einzige  Steuer  die  tileichmässigkeit  der  Belastung  auf  die  Dauer  denkbar  sei*' 
(S.  536)  ist  nach  unseren  Mheien  Erörterungen  unhaltbar.  Die  historische,  ent« 
iricklungsgesetzliche  Nothwendigkeit  der  Differenzirung  des  Steuenresens 
wird  dabei  ganz  verkannt.  Die  einzige  allgemeine  Verbrauchs-  oder  richtiger 
Ausgabesteuer  würde  aber  noch  besondere  Bedenken  haben  u.  am  Wenigsten,  wie 
der  yesrt  S.  543  meint,  dem  Piincip  der  Gleichheit  der  Opfer  entsprechen.  Der  Yor- 
schlag  kann  in  einer  Hinsicht  als  eine  Consequenz  der  einseitigen  Theorie  der  neueren 
Nationalökonomie  in  Bezug  auf  die  Bildung  des  „Kapitals"  durch  „Ersparang"  g:elten. 
£r  beruht  auch  auf  der  Annahme  einer  „sittliclien"  Leistung  des  Einzelneu  hierbei. 
S.  dagegen  meine  Grandleg.  §.  287  £,  auch  306.  —  Aehnlicher  Yorschlag  Übrigens 
in  d.  Sehr,  „üebcr  d.  billigste  VertheiLregel  d.  Steuern",  Bcrl.  1850  (nach  Kau  II, 
i?.  406  Note  a);  die  Steuer  soll  nur  nach  den  Ausgaben  der  Bürger  angelegt  ii.  die 
Ausgaben  sollen  in  Steuereinheiten  ausgedruckt  worden,  weiche  in  dem  geringsten 
Einkommen  einer  Familie,  auf  den  Kopf  ausgeschlagen,  bestehen.  Aefanlich  der  Vor- 
schlag von  J.  Berans,  a  percentugc  tax  on  domestic  expenditme  to  supply  the  vhole 
of  the  public,  rarenne,  1847,  bei  Mill,  B.  5,  £.  3,  §.  5. 
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rechten  und  wirthscbaftlich  richtigen  Begünstigung  des  „Sparens" 
und  „Kapitalbildens"  führte  ejs  nur  zu  einer  Begünstigung  der 
Personen  mit  höherem  und  mit  Besitzeinkomnien ,  deren  Spar- 
lähigkeit  absolut  und  meist  auch  relativ  viel  grösser  als  diejenige 
der  yykleinen  Leute"  ist.  Aach  die  Ermittliing  des  wirklichen  Qte- 
sammtverbranchs  einer  Person  oder  Familie  möchte  nnr  ansnahms- 
weise  leichter  als  diejenige  des  Einkommens  sein.  Wo  man  den 
Verbrauch  oder  Hanpttheile  desselben  (z.  B.  den  Wohnungsaufwand) 
erforschen  kann,  lassen  sich  die  Daten  auch  für  die  Einkommen- 
steuer verwerthen.  Wo  Einkommen  und  Verbrauch,  wie  bei  der 
Masse  der  Bevölkerung  ziemlich  identisch  sind,  verändert  der  Vor- 
schlag an  der  Sachlage  nichts.  In  vielen  Fällen  wird  die  Ermitt- 
lung des  Einkommens  gerade  das  leichtere  sein,  man  denke  nnr 
an  die  grosse  Schwierigkeit  der  Anfstellnng  der  Statistik  der  Hans- 
haltansgaben!^)  So  darf  wohl  von  der  allgemeinen  Verbranchs- 
besteuerung  abgesehen  werden.  Einige  Vorzüge  hätte  sie  aller- 
dings vor  den  gewiihnlichen  Consumtioussteuern :  sie  träfe  die 
Einzelnen  nicht  so  willkührlich  und  ungleichmUssig  nach 
der  zufälligen  Art  des  GonsumS;  und  dem  Vorwurf,  dass  man 
sich  durch  Regulimng,  bez.  Einschränkung  seines  Consmns  der 
Besteuerung  mehr  oder  weniger  entziehen  kOnne,  wäre  sie  nicht 
in  gleichem  Grade  ausgesetzt  Aber  diese  Vorzüge  hStte  sie  nur, 
weil  sie  eben  in  der  Hauptsache  doch  wie  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer fuugirte. 

III.  —  §.  492.  Die  eigentliche  Verbrauchsbesteue- 
ruug  einzelner  Cons u mptibilien.  Zur  besseren  Uebersicht 
lässt  sich  für  diese  Stenern  folgendes  Schema  bilden,  das  gleich- 
zeitig die  Erhebungsformen  veranschaulicht,  daher  auch  für  die 
Frage  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  und  fflr  die  sonstigen 
Steuenrerwaltungsfragen  wichtig  ist.*) 

'•'i  Erst  in  so  speciellen  Arbeiten  wie  Hen  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1879,  S.  147  tF. 
rAosgaben  einer  Familie  von  6  Personen  aui  einer  sclilesw.-holst.  UaJJig)  u.  eb.  ISSO 
S.  183  (Wirtlscliaft  einer  schwRizirftlder  Dhnnaclier-FamiUe,  fon  6.  Schnapper) 
reiOffendichten  ersieht  man  die  volle  Schwierigkeit 

^)  Vgl.  Kau  II,  §.  4'H.  Et  unterscheidet  nur:  unmittelbar  erhobene  oder  directe 
Aufwandsteuern;  mittelbar  erhobene  oder  indirecte,  nemlich  von  Waareu,  die  im 
Inneren  des  Landes  im  Verkehr  sind,  Accise  oder  Aufschlag  und  von  Vaaren, 
welche  die  (irenzc  des  Staatsgebiets  Uberschreiten,  GrenzzOlle  oder  Zolle  in 
eigeutl.  Sinne.  Eine  feinere  Casiiistik  ist  auch  hier  in  der  all^t^n.  Steuerlehre  schon 
noth wendig.  Die  Erheb ungsarten  erörtert  Kau  dann  nur  je  bei  den  einzelneu 
Acdsen.  Sie  lassen  sich  aber  bei  den  ?erschiedenen  Accisen  wieder  auf  allgemeine 
Typen  znrtickf lUir^ ,  die  sich  dann  nur  wieder  bei  den  einz^nem  Steuern  specia> 
lisiren.  —  Solche  generelle  Betracht,  der  Erhebungsarten  in  vorztigl.  Weine  bei 
iiock,  oti.  Abg.  S.  155  11.    S.  sonst  auch  hier  Stein,  XI,  170  tt.,  210  ü. 
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A.  Unterseheidang  der  Yerbraaebssteuefn  nach  der  Art  der 
Erhebnng. 

1)  Steuern  auf  die  iu  der  eigenen  Wirthschaft  des  Cou- 
sumenten  selbst  erzeugten  Güter.  Hier  ist  die  Erhebung  noth- 
wendig  regelmässig  eine  d  i  r  e  c  t  e ,  indem  der  Consunieutselbst 
die  Steuer  zahlt,  so  z.  B.  wenn  der  Weinbauer,  Bierbrauer  für 
seinen  eigenen  Wein-  und  Biereonsnm  besteuert  wird. 

2)  Steuern  auf  die  in  einer  anderen  Wirthschaft  erzeugten, 
vom  Gonsumenten  zum  Zweck  des  Consums  erst  eingekauften 
Guter  oder  m.  a.  W.  auf  solche  Güter,  welche  als  Waaren  zum 
Verkauf  an  Dritte  bestimmt  sind.  In  diesem  schon  nach  der 
früheren  geschichtlichen  Entwicklung  und  nach  dem  heutigen  Steuer- 
recht der  Culturvölker  practisch  weitaus  wichtigsten  Fall  wird  die 
Yerbrauchsbesteuerung  regelmässig  indirecte  Besteuerung.  Ihre 
Formel»  sind  mehrfach  verschieden,  fttgen  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache unter  folgende  fünf  Bubriken. 

a)  Steuern  auf  Artikel,  welche  im  Inland  von  privaten  Pro 
ducenten  erzeugt  werden  und  wo  die  Steuer  gleich  bei  dem 
Producenten  erhoben  wird.  Letzterer  schiesst  sie  also  vor, 
unter  der  Voiaussetzung,  sie  durch  Fortwiilzung  vom  Käufer,  bez. 
Consumenten  wieder  ersetzt  zu  erhalten.  Diese  Steuern  bilden  regel- 
mässig einen  iiaupttheil  der  sogen,  „inneren^'  Verbrauchssteuern. 
Man  kann  bei  ihnen  wieder  zwei  Formen  unterscheiden,  in  denen 
sie  bemessen  und  erhoben  werden:  Formen^  welche  nicht  nur  für 
die  steuertechnische  und  administrative  Seite,  sondern  auch  für  die 
principielleBeurtheilung  der  Verbrauchsbesteueruug  zu  beachten  sind: 

a)  Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Rohstoff,  aus  welchem 
der  steuerpflichtige  Artikel  hergestellt  wird,  wobei  wieder  ent- 
weder die  Menge  des  Rohstoffs  ilireet  genau  bestimmt 
oder  nach  Betriebsmerkmalen  des  technischen  Troduc- 
tionsapparats  ermittelt  wird.  Ersteres  z.  B.  bei  der  Rüben- 
zuckersteuery  wenn  sie  nach  der  Menge  der  rohen  Rflben,  letzteres 
bei  der  Branntweinsteuer^  wenn  sie  nach  der  Grosse  der  Maisch- 
bottige  bemessen  wird. 

ft)  Bemessung  der  Steuer  möglichst  nach  dem  steuerpflichtigen 
fertigen  Product  (Fabrikat)  selbst:  „Fabrikatsteuer",  ent- 
weder genau  nach  der  Menge  und  Güte  des  Products  oder 
doch  nach  Merkmalen  während  des  Verarbeitun  gs- 
processes,  aus  denen   mit  annähernder  Sicherheit  auf  die 

A.  Wagner,  FiunnriMenseliiifL  IL  32 
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Qaantität  und  Qaalität  des  Prodaets  geschlossen  werden  kann. 
So  bei  gewissen  Formen  der  Getränke  ,  Znckerstenem. 

b)  Verbraucbsstenem  in  Form  eines  heimischen  Staats- 
monopols,  wo  die  Verwaltung  des  letzteren  zu  den  Produetions- 
kosten  einen  Steuerzuschlag  im  Verkaufspreise  macht.  So  in  den 
beiden  heute  wichtigsten  Fällen  des  Salz-  und  T a b a k monopols. 
Das  Monopol  (Begal)  hat  gerade  wesentlich  den  Zweck,  einen 
solchen  Steaerznschlag  zn  ermöglichen  and  ist  vor  Allem  Be- 
sten erungsform,  wenn  auch  im  Reinertrag  des  Monopols  Kapital- 
zins,  gewerblicher  Gewinn  mid  Stener  zusammen  enthalten  sind 
(§.  347,  348).'*)  Der  Consument,  welcher  unmittelbar  von  der 
Monopolverwaltung  kauft,  zahlt  die  Steuer  hier  eigentlich  direct. 
In  dem  regelmässigen  Falle,  dass  der  Verkehr  zwischen  der  Ver- 
waltung und  den  Cousumenten  durch  besondere  Personen,  welche 
freilich  eine  Art  halbamtlicher  Stellang  einnehmen  können ,  ver- 
mittelt wird  (Tabakyerschleisser  a.  s.  w.),  tritt  wie  bei  der  gewöhn- 
lichen Verbranchsbesteaernng  der  Gharacter  der  indirecten  Steuer 
auch  bei  der  „Monopolsteuer"  herv  or,  indem  diese  Zwischenglieder 
den  SteuerzuBchlag  im  Uebernahnispreise  (Taxe)  vorschiessen  und 
beim  Verkauf  wieder  ersetzt  erhalten. 

c)  Verbrauchssteuern,  welche  beim  Umlauf  der  steuerpflich- 
tigen Artikel  auf  dem  Wege  derselben  vom  Producenten  zum  Händler 
und  Cousumenten  erhoben  werden.  Hierhm  gehören  drei  Fälle: 

a)  Erstens:  Die  Einfuhr-Grenzzölle  fUr  ausländische 
Waaren,  welche  zum  Consum  im  Inland  bestimmt  sind.  Nach  der 
Art  der  Bemessung  sind  sie 

aa)  speci fische,  insbesondere  Gewichtszolle,  welche  nach 
Maass-  und  Gewichtseinheiten  der  Waaren, 

bb)  Werthzölie,  welche  nach  dem  Werth  der  Waaren  be- 
messen werden. 

Nach  dem  Hauptzwecki  für  den  sie  aufgelegt  werden, 
sind  sie 

aa)  Finanz-(Steuer-)Zülle,  welche  eine  Verbrauchssteuer 
in  Zollform  darstellen, 

bb)  Schutzzölle,  welche  in  erster  Linie  die  Concurreoz  der 
ausländischen  Production  auf  dem  heimischen  Markte  erschweren 
sollen,  sonst  aber  aueh  eine  Verbrauchssteuer  bilden. 

*)  S.  auch  I,  1.  Aufl.  §.  SÜ  Note  a  und  2.  Aufl.  §.  130,  131  Note  6.  Bes.  bei 
Stein  scharfe  Auffassung:  dos  Monopols  als  Besteuerungsform,  wem  aach  nicht 
zuerst  bei  ihm.    S.  auch  Huck,  Ahg.  S.  155  if. 
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ß)  Zweitens:  Die  bei  der  Einftthrung  von  Waaren  in  ab- 
geschlossene kleinere  Gebietstheile,  insbesondere  fSr  Staats-  nnd 
Commun  alz  wecke  beim  Eingang  in  die  Städte  erhobenen  \  er- 
brauchssteuern :  „Thor steuern",  „Thqraccisen",  Octrois 
und  dergleichen. 

y)  Drittens:  Die  sonst  beim  Transport  der  Waaren  er- 
hobenen Verbrancbssteuem,  wie  sie  hie  und  da,  z.  B.  beim  Wein- 
yersand  yom  Prodncenten  nnd  Händler  an  den  Wirth  nnd 
Consnmenten,  vorkommen. 

d)  Verbranchsstenemy  welche  nnmittelbar  an  den  eigent- 
lichen Consumtionsact  angeknüpft  werden,  namentlich  in  der 
Weise,  dass  der  private  Consument  in  Betreif  seiner  Vorräthe 
des  steuerpflichtigen  Artikels  controlirt  und  für  die  zu  seinem 
eigenen  Consum  bestimmten  Mengen  besteuert  wird  (z.  B.  bei 
Wein)  und  dass  der  ewerbsmässige  Klein  Verkäufer 
(Debitant^  Wirth)  ähnlich  iUr  die  durch  seine  Vermittlung 
zum  Consum  gelangenden  Mengen  die  Steuer  zu  entrichten 
hat  („Zapfgebtthr"  bei  Wein  n.  s.  w.).  Diese  Form  kann  mit 
der  vorher  unter  y  erwähnten  verbunden  werden  oder  letztere  ganz 
in  sie  übergehen.  Auch  steht  sie  wohl  mit  der  folgenden  in 
Verbindung." 

e)  Verbrauchssteuern  in  der  Form  von  Licen z-Abga b eu, 
indem  diejenigen  Personen,  welche  gewisse  Gegenstände  produciren, 
damit  Handel  treiben  und  namentlich  sie  im  Kleinverkehr  an  die 
Consumenten  absetzen  (Wirthe)  für  das  Recht,  diese  Geschäfte 
zu  betreiben,  eine  Abgabe  entrichten  müssen.  Diese  kann  zwar 
zugleich  als  eine  Special -Gewerbesteuer  gelten,  aber  auch  in 
diesem  Fall  und  bei  ihrer  häufig  bedeutenden  Hohe  fungirt  sie  doch 
im  Wesentlichen  als  eine  indirecte  Verbrauchssteuer. 

B.  —  §.  493.  Unterscheidung  der  Verbrauchssteuern  nach 
der  Art  der  Gegenstände,  welche  sie  treffen.^)  Hier  bieten 

'"i  Vergl.  Stein  I,  464  fl'.,  II,  211  lt.,  230  H".  Seine  Neben oinandcrstelluiig  von 
Vei2ohruDgs Genusästeaer  und  Zoll  ist  iusotern  unlogisch,  als  dies  nickt 
coordiniite  GUeder  sind  und  hier  renchiedene  Eintheilongsprindpi^  benutzt  werdm. 
Auch  die  Art  u.  Weise,  wie  Stein  II,  211  ff.  zwischen  Verzehrungs-  u.  Genusssteuem 
unt'Tsclieidet,  lässt  sich  bei  der  von  ihm  selbst  zugegebenen  flttssig^en  Grenze 
zwischen  Nabrangs-  u.  Genussmitteln  bemängeln.  Die  Verzehrangsst.  theilt  Stein  in 
dio  auf  Fiuzen-,  Fleisch-  und  mineial.  NaliTung,  die  Oenusflsteuem  sind  ihm  die 
Getränke-  (Wein,  Bnnntvein,  Bier),  die  Zucker-,  die  Tabak-,  die  Zeitungsst.,  letztere 
als  Restcuening  des  ic^eistigen  Consums.  Mehr  wie  anf  die  physiologische  Unter- 
scheidung ist  zum  Theil  wohl  auf  die  „sociale'',  durch  die  Yolkssitto  u.  dgl.  be- 
stimmte Gevicht  zu  legen.  S.  auch  Gerstfeldt^s  in  der  Vorbem.  gen.  Schrift.  — 
Vgl.  ausserdem  r.  Bilinski's  Schrift  Uber  Luxussteuer  (s.  oben  Yorbem.  zu  Abschn.  6 
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ieh  mehrere  Unterseheidirngs-  oder  ClaBsificationsmerk- 

Diale,  nach  denen  sich  aber  die  einzelnen  besteuerten  Artikel, 
bei  dem  engen  Zusannnenhang  der  wirthschaftlichen  Zwecke  und 
VerweuduDgen ,  nicht  immer  absolut  genau,  sooderu  nur  im 
Grossen  und  Ganzen  rubriciren  lassen. 

1)  Unterscheidimg  nach  dem  nächsten  Zweck  der  Ver- 
wendung der  Guter  : 

a)  Verbranchsstenem  aaf  Artikel ,  welehe  regelmässig  un- 
mittelbar zum  Zweck  der  Bedttrfnissbefriedigung  selbst 
erworben,  besessen  und  verzehrt  werden:  „fertige^'  Artikel,  welche 
das  letzte  Stadium  der  Verarbeitung,  nur  mit  etwaiger  Ausnahme 
der  Zabereitung  im  Haushalt  selbst,  zurückgelegt  haben  oder 
yyGenu  SS  mittel  in  diesem  (von  dem  unten  zu.  erwähnenden 
unterschiedenen)  Sinne.  Die  betrefifenden  Steuern  kann  man  daher 
wohl  als  Verbrauchssteuern  im  engsten  oder  wörtlichsten 
Sinne  bezeichnen.  Hierhin  zählt  die  grosse  Mehrzahl  sämmtlicher, 
namentlich  der  modernen  Verbrauchssteuern.  Die  meisten  zur 
folgenden  Kategorie  geh(>rigen  Ausnahmen  von  diesem  Satze 
landen  sich  früher  und  finden  sich  theilweise  noch  bei  den  städti- 
schen Thor  steuern  und  besonders  bei  den  Einfuhrzöllen. 

b)  Verbrauchssteuern  auf  Artikel,  welche  sich  noch  in  einem 
Verarbeitungsstadium  im  Verkehr  befinden,  daher  meistens 
auch  noch  nicht  „fertigt'  fHr  den  unmittelbaren  Gonsum  sind. 
Diese  Artikel  sind  also  eigentlich  noch  Bestandtheile  der  Produc- 
tiousmittelvorräthe  oder  des  Kapitals,  nicht  des  Gebranchs- 
Termögens.  Bilden  sie  den  c  in cn  Hauptstoff  (Verwandlungs- 
stoff) der  Productiou,  wie  z.  B.  die  Ettbe  für  den  Zucker,  so  liegt 

S.  4SI).  Er  nimmt  das  Wort  „Luxussteucr'  in  einem  vesentlich  weiteren  als  dem 
ilblichäu  Sinu,  indem  er  diese  Steuer  als  drittes  Glied  eines  allgomeiaeu  Systems 
der  GonsiimtioiisstefDeni  neben  die  Stenern  von  „unentbehrlichen**  und  rem 
««entbehrlichen**  Gegenständen  stellt  (S.  107).  Die  Luxusst  ist  dem  Verf.  dann 
nothwendig  zur  natürl.  u.  logischen  VervüllstäiidiG^ung  des  Systems  der  Consumtions- 
steueru  u.  zugleich  zur  Oorrectur  der  Einkommensteuer  (S.  11  d,  120  IL,  133).  Auch 
betrachtet  er  sie  als  logisch  nnentbehiliche  Yonnusetznng'  eines  rationellen  Zollsystems, 
S.  124.  Diese  Auffassung,  welche  durch  ^e  eingehende  allgemeine  theoretische 
Erörterung  über  das  Stt-ncrsystem  zu  bejrründen  gesucht  wird,  enthält  manches  Richtige. 
Aber  die  vom  Verf.  befürworteten  Gcsichtspuncte  der  Luxasbesteueraug  fehlten  doch 
schon  bisher  in  den  Positionen  n.  StenerfUssen  der  Zolle  u.  Acdsen  nicht.  £s  scheint 
mir  wenigstens  nicht  nothirendig,  die  Luxusst.  so  besonders  hervortreten  zu  lassen. 
Auch  wird  bei  der  immer  unvermeidlich  w illkiihrlichen  Auswahl  von  Steuerartikeln 
doch  der  alte  Mangel  gegenüber  einem  progressiven  Steuerfuss  und  einem  höheren 
Steuerfuss  des  fundirten  Einkommens  oder  gegenüber  der  Verbindung  einer  Ver- 
mOgenstener  mit  der  Einkommenst.  bestehen  bleioen:  nemlich  der,  dass  ebeu  aadi  die 
rationellste  Verbrauchs-  und  Lu.TiisbesteuerDng  einzelner  Objecte  nur  eine  selir 
ungleichmässige  Besteuerung  bewirkt. 
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hier  mitunter  nnr  ein  bestimmteB  Verfahren,  das  oben  er- 
wähnte ^  för  die  Besteuerung  desjenigen  fertigen  Artikels,  welcher 
besteuert  werden  soll,  vor.  In  anderen  Fällen,  wo  noch  weitere 
Verarbeitungsstadien  zn  durchlaufen  sind,  der  besteuerte  Artikel 
nur  einer  der  Hauptstoffe  oder  bloss  ein  Hilfsstoff  ist,  gestaltet  sich 
das  Verhältniss  aber  doch  anders,  z.  B.  bei  dem  Octroi  auf  Ban- 
iind  Brennmaterial,  bei  den  Zöllen  anf  Bobstoffe  und  Halbfabrikate. 
Die  betreffenden  Stenern  werden  za  Verbranebsstenem  für  den 
Gonsnmenten  dnreb  ihre  eyentnelle  VertbeiluDg  anf  die  Preise  aller 
der  fertigen  Producte,  zu  deren  Herstellung  die  besteuerten  Artikel 
verwendet  werden  mussten.  Hier  entstehen  daher  auch  viel  ver- 
wickeitere Verhältnisse  der  Ueberwälzung  u.  s.  w.  Die 
Stenern  sind  zunächst  eigentlich  „Productions^^steuem. 

2)  Untersebeidnng  der  Yerbranehsstenem  naeb  der  natttr- 
lioben  Gjpbysiologisehen'O  sooialeni  d.  b.  dnreb  die 
Sitte  bestimmten  Stellung  der  besteuerten  Artikel  in  der  Con- 
snmtion.  Hier  handelt  es  sich  nm  die  vorher  erwähnten,  „zum 
Consum  fertigen"  Güter.  Die  Rubricirung,  welche  bei  der 
Veränderlichkeit  der  Consumtionssitten  gerade  hier  nur  eine  rela- 
tive Richtigkeit  erreicben,  deshalb  genauer  nnr  für  bestimmte 
Zeiten  und  Völker  erfolgen  kann,  mnss  sieh  an  die  ökono- 
mische Rangordnung  der  Bedürfnisse  anknflpfen,  denen 
die  betreffenden  Güter  dienen.  Sie  wird  alsdann  doeb  fttr  die 
Boeialökonomische  Benrtheilung  der  einzelnen  Verbranchsstenem 
wichtig.  Hält  man  sich  an  die  Verhältnisse  unserer  heutigen  Cultur- 
völker  Europas  und  theilweise  Americas  und  beschränkt  man  sich 
anf  die  wichtigeren,  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  vorkommenden 
Stenerobjecte  (daher  mit  Auslassung  der  zahlreichen  frttheren  Accise- 
artikel),  so  ergiebt  sieb  etwa  folgende  £intheilung.  *) 

a)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenzbedttrfnisse 
ersten  Grads:  Säle,  Brot  (Mehl,  Getreide),  meist  aucb  Fleiseb; 
andre  heimische  ordinäre  Agrarproductc  zur  Ernährung  (Gemüse); 
Brennstoffe;  Heleuchtungsstoffe (Petroleum);  Reinigungsstoffe  (Seife); 
ferner  Wohnung,  welche  sachlich  hieher,  aas  formellen  steuer- 
techniscben  Gründen  zur  dritten  Hanptform  der  Gebrauchs^ 
bestenerung  (§.  4M)  gehört. 

b)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenzbedttrfnisse 
zweiten  Grads:  mitunter  ist  Fleisch,  femer  feineres  Biot 


S.  ttber  die  Eintheil  d.  BedUrfoiäse  tiimdleg.  §.  96. 
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(Weizen)  erst  bieher  za  stellen;  meist  Bier  in  Nieht-Weinländern, 
Wein  in  Weinl&ndern;  Kaffee  oder  je  nachdem  Thee;  Zucker  sehen 
ziemlich  allgemein;  auch  bisweilen  einzelne  ordinärere  andere 

Colonialvvaaren  (grobe  Gewürze),  gewisse  ISüdfrüchte  u.  dgl.  m. 
Fraglieh  bleibt,  ob  Tabak  hieher  oder  zur  nächsten  Abtheilong  zu 
rechnen  sei. 

c)  Artikel  zur  Befriedigung  von  relativ  entbehrlichen  Bedtlrf- 
nissen  eines  höheren  nnd  feineren  materiellen  Lebens- 
gennsses  oder  von  g€|wissen  Lnxusbedtlrfiussen:  Wein  in  Nicht 
Weinländer Branntwein;  Tabak,  eventaell  hieher  zi stellen;  feinere 

Colonialvvaaren  oderProducte  südlicher  Lander;  verschiedene  feinere 
Esswaareii  („Delicatesseu''j  u.  dgl.  m. 

d)  Artikel  zur  Befriedigung  gewisser  geistiger,  geselliger 
Bedürfnisse:  Zeitungen,  Kalender,  auch  Papier,  Inserate  in  Privat- 
angelegenheiten n.  s.  w. 

Hieran  würden  sich  dann  Stenern  auf  die  Befriedigung  ge- 
wisser persönlicher,  nicht  oder  nur  indirect  durch  Sachgtiter  ver- 
mittelter Genüsse  reihen,  wie  die  in  §.  494  unter  der  dritten  Haupt- 
form der  Gebrauclisbesteuerung  aufgeführten. 

Ue])ersieht  iiiaii  nicht  das  durchaus  Relative  und  Flüssige  in 
der  Unterscheidung  und  das  Schwankende  im  iSprachgebrauch,  so 
kann  man  wohl  auch  um  eine  kurze  Bezeichnung  zu  erlangen,  die 
Verbrancbssteuem  auf  relativ  nothwendige  Consumptibilien  zu- 
sammenfassend (mit  L.  Stein)  Verzehrungssteuem  nnd  diejenigen 
auf  relativ  entbehrliche,  mehr  nur  zum  Genuss  dienende 
Artikel  G CD uss steuern  nennen.  Sieht  mau  von  den  weniger  wich- 
ti^^en  einzelnen  Artikeln,  welche  früher  und  vollends  jetzt  mehr 
nur  ausnahmsweise  in  die  Verbrauchsbesteuerung  eingereiht  wurdcD, 
ab,  so  kann  man  unter  den  übrigen,  den  Hauptartikeln,  die  Stenern 
auf  nothwendige  Lebensmittel,  besonders  für  die  Ernäh- 
rung (namentlich  nach  der  durch  die  Volks sitte  gegebenen 
Weise),  denjenigen  auf  Luxus^Nahrungs-  nnd  Reizmittel  nnd 
auf  Getränke  gegenüber  stellen.  Die  ersteren  sind  bei  uns 
meistens  inländischen  Ursprungs,  die  Luxusnahrungs-  und  Reiz- 
mittel gewöhnlich  Producte  fremder  Zonen  und  Klimate  („Colonial- 
waaren  und  Südfrüchte"),  wenn  auch  hie  und  da  ihre  Produetion 
ins  Inland  verpflanzt  worden  ist  (Zucker,  Tabak).  Unter  den  Ge- 
tränken kommt  der  Wein  als  solches  fremde  Prodnct  in  Ländern 
ohne  oder  mit  wenig  Weinbau  in  Betracht,  wogegen  Bier  nnd 
Branntwein  überwiegend  heimisches  Product  zu  sein  pflegen.  Für 
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die  BenrtheUnng  der  betreffenden  Verbmncbsstenem  sind  diese 
Untersebiede  nicbt  nnwicbtig. 

Die  kritiscbe  Prttfnng  der  biermit  aebematiscb  vorgcnibrteii 

zweiten  Hauptform  der  Gebrauchsbesteuerung,  der  Verbrauchssteuer 
von  einzelnen  Sachgütern  des  Cousuuis,  kann  sich  passend  zugleich 
auf  die  dritte  Hauptform  mit  erstrecken,  weshalb  hier  zunächst 
aucb  von  den  zu  dieser  gehörigen  einzelnen  Stenern  eine  Uebersioht 
gegeben  wird. 

IV.  —  §.  4M,  Die  Besteaerung  von  Natzungen  des 
Nntzyermögens  und  yon  persOnlieben  Genflssen.  Im 
ersten  Fall  liegt  angensebeinlicb  aneb  eine  Gebranebsbestenerang 

vor.  Im  zweiten  Falle  ist  von  einer  solchen  zu  sprechen,  weil  die 
Vornahme  solcher  Genüsse  einen  speci fischen  Gebrauch  des  Ein- 
kommens (bez.  Vermögens)  einer  Person  in  sich  schliesst,  wegen 
welches  Gebrauchs  eben  die  Steuer  aufgelegt  und  nach  welchem 
sie  bemessen  wird.  Sachlich  ist  die  Einreihong  der  Stenern  auf 
perstfnlicbe  Genüsse  an  dieser  Stelle  daber  wobl  zu  recbtfertigen, 
wenn  aucb  dem  Spracbbraucb  niebt  ganz  entsprecbend.  Die  bieber- 
gebörigen  Nutzungs-  und  persOnlicben  Genussstenem  werden  regel- 
mässig von  demjenigen,  der  sie  tragen  soll  und  luuthmasslich  trägt, 
auch  gleich  gezahlt,  sind  daher  directe,  worin  ein  weiterer  Unter- 
schied von  den  meisten  eigentlichen  Verbrauchssteuern  liegt.  Doch 
kommt  auch  indirccte  Erhebung  durch  Vermittlung  Dritter  vor| 
so  z.  B.  mitunter  bei  der  Wobnungssteuer  des  Bewohners. 

A.  Die  Besteuerung  der  Nutzungen  von  KutzvermOgen  ist 
gewöbttlieb  identiscb  mit  einer  betreffenden  Besitzbesteuerung  in 
Bezug  auf  dies  Vermögen.  Hier  wird  auf  die  durcb  das  Besitzen, 
dort  auf  die  durch  das  Benutzen  documeutirte  Steuerfähigkeit 
gesehen.  Die  Identität  tritt  völlig  hervor,  wenn  mau  beachtet,  dass 
es  sich  häufig  practisch  für  Jemanden  nur  darum  handelt,  Etwas 
durch  den  Besitz  für  etwaige  Benutzung  blos  zur  Verfügung 
zu  haben.  £s  kommt  dabei  gerade  in  dem  wichtigsten  FaU^  bei 
der  Wobnung,  aucb  gar  nicbt  notbwendig  der  Besitz  des  Eigen- 
tbflmers  allein,  sondern  des  Bewobners  als  solcben,  speciell 
des  Mietbers  in  Betracbt.  Die  bauptsäcblicben  biebergebörigen 
Fälle  sind  nun: 

1)  Die  eben  genannte  Besteuerung  der  Wohnung  für  das 
Besitzen  oder  Nutzen  derselben,  als  Beweis  und  zugleich  als 
Maassstab  ftlr  eine  entsprechende  Steuerfähigkeit,  welche  in 
dieser  Nutzung  oder  in  der  dafür  zu  leistenden  Ausgabe  liegt. 
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Hier  tritt  die  saehliche  Gleichartigkeit  mit  den  eigentUohen 
Verbrancbsstenem  hervor.    Die  formelle  Verschiedenheit  . 

erklärt  sieb  aus  der  ökonomisch  -  technischen  Eigenartigkeit  der 
Befriedigung  des  Wohnungsbediirfnisses.  Eine  solche  Wohnungs- 
steuer triflft  daher  den  E ii;e n t h  ii  m  er,  weil  er  und  für  den 
Umfang,  in  welchem  er  einen  Wohuungsgenoss  hat,  und  den 
Miether  in  derselben  Weise.  Sie  ist  principiell  verschieden  von 
der  Gebändestener,  welche  der  Eigenthtlmer  für  den  Ertrag  ans 
dem  Hanse  zahlt  Streng  genommen  femer  gehört  hierher  nnr  die 
Steuer  anf  die  Privatwohnnng.  Wo  sie  gewerbliche  Rftome 
n.  dergl.  mit  trifft,  ist  sie  pro  tanto  eigentlich  eine  Erwerbs-,  speciell 
eine  Gewerbesteuer.  Bei  der  häufigen  practischen  Vermengung 
oder  Verbindung  von  Räumen  beiderlei  Art  bat  die  Woboangssteuer 
(oft  einen  gemischten  Character. 

2)  Gewisse,  meistens  nnter  dem  Namen  ,,Lnxnsstenem''  za- 

sammengefasste  Steuern  auf  einzelne  Objecte  des  beweglichen 
Nutz  Vermögens,  bez.  für  die  daraus  fliessenden  Nutzungsgentisse, 
wo  dieselbe  Motivirung  wie  im  vorigen  Falle  zutrifft.  Auch  hier 
liegt  eine  Gebrauchs  Steuer  eigentlich  nur  bei  Objecten  vor,  welche 
ausschliesslich  dem  persönlichen  G^nnss  dienen.  Werden 
dieselben  za  Erwerbszwecken  mit  benutzt-,  so  geht  die  Steuer  in 
eine  Erwerbs-,  (bewerbe-  n.  dgL  Steuer  über.  Beispiele  sind:  in 
Zeiten  der  persönlichen  Unfreiheit  Steuern  auf  Haussclaven  ftlr 
persönliche  Dienste  (analog  den  nnter  B  erwähnten  Dienstboten- 
steuern). Ferner  in  unseren  Zeiten :  Steuern  auf  Hunde,  Pferde, 
Wagen;  gelegentlich  auf  a  n  d  c  r  e  Luxussachen",  wie  Gold-  und 
Silbersachen,  Piauos^  Billards  u.  dgl.  m.,  wo  die  Steuer  regelmässig 
vom  Eigenthümer  zu  zahlen  ist 

Hieran  reibt  sich  nun  noch 

B.  Die  Besteuerung  persönlicher  Genüsse,  welche  ohne 
oder  nur  secundär  durch  Mitwirkung  von  Sachgtltern  verwirklicht 
werden.  Der  innere  Grund  der  Steuer  ist  hier  das  „Aufwand- 
machen" oder  das  „Sich  einen  ftusserliehen  Prunk  er- 
lauben" oder  das  „Sich  einem  Genuss  oder  Reiz,  hin- 
geben", was  durch  eine  Steuer  getroffen  werden  soll.  Neben 
dem  Gesichtspunct  der  Besteuerung  eines  spccifischen  Gebrauchs, 
den  man  von  seinem  Einkommen  macht,  spielen  hier  mitunter 
andere  Momente  mit,  socialpolitische,  sittenpolizeiliche,  handels- 
politische (bei  ausländischen  Waaren)  und  gelegentlich  nimmt  die 
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Steuer  auch  wohl  etwas  Gebtihrenartiges  mit  au:  sie  wird 
Bezahlang  fttr  eine  im  gemeinen  Kecht  yorenthaltene  speciellc  Er- 
lanbnisB  zu  einer  persdnlieben  TbSügkeit  u.  dgl.  Die  einzelnen 
bierber  zn  zäblenden  Steuern  sind  daber  trotz  der  inneren  Ver- 
wandtschaft unter  einander  und  mit  den  vorerwähnten  Lnxnsstenern 
doch  nicht  ganz  homogen.  Zu  den  Lnxussteuern  pllegt  man 
mehrere  von  ihnen  tlbrigens  ebenfalls  zu  rechnen.  Beispiele  sind: 
Steuern  auf  Dienstboten,  besonders  Bedienten  (genauer :  auf 
das  im  Halten  von  Dienstboten  sieb  zeigende  Gebraneben  des  Ein- 
kommens), anf  Fttbrang  von  Wappen,  anf  Branehen  von  Haar- 
pnder  (Alles  drei  in  England);  anf  Spielkarten  (genauer:  anf 
den  Im  Spiel  mit  Karten  liegenden  Ghnnss);  anf  Beibeiligung  an 
sonstigen  Glücksspielen  (Stempel-  und  ähnliche  Besteuerung  von 
Lotterieloosen,  Promessen  u.  s.  w.);  Steuern  l'Ur  Jagdkarten,  für 
Clubs  und  ähnliche  geseilscbaftlicbe  Vereine  u.  dgl.  m. 

V.  —  §.  495.  Bestimmung  der  Aufgabe.  Mit  dieser 
ziemlieb  yoUständigen  Uebersiebt  der  eigentlicben  Verbrauebs- 
steuem  und  der  Steuern  auf  Nutzungen  des  NntzvermOgens  und 
auf  persönliebe  Gentlsse  könnte  der  speciellen  Steuerlebre  schon 
vorgegriffen  zu  sein  scheinen.  Indessen  ist  diese  grössere  Specia- 
lisirung  des  Gegenstands  für  die  Erörterungen  Uber  die  Gebraucbs- 
steuer  auch  hier,  in  der  allgemeinen  Steuerlchre  geboten ^  weil 
dabei  unvermeidlich  neben  der  Gesammtheit  dieser  Steuern  auch 
die  wichtigeren  einzelnen  Kategorieen  und  deren  Unterarten  zu 
untersuchen  sind,  um  zu  einem  begrttndetra  Urtbeil  ttber  diese 
ganze  Steuergattung  zu  gelangen.  Man  wtirde  sonst  zu  sehr  in 
Allgemeinheiten  stecken  bleiben,  was  gerade  hier  bei  der  durch 
die  Erfahrung  gelehrten  finanziellen  Unentbehrlichkeit  der  Ge- 
brauchsbesteuerung vollends  vermieden  werden  muss.  Wie  die 
folgende  kritische  Prüfung  ergeben  wird,  unterliegt  diese  Besteue- 
rung im  Ganzen  wie  in  Bezug  auf  viele  ibrer  tlblichen,  im  obigen 
Schema  vorgeführten  Glieder  manchen  schweren  Bedenken,  ffir 
sich  selbst  betrachtet  und  Im  Vergleich  mit  der  Erwerbsbesteuerung. 
Sie  verstösst  mehr  oder  weniger  gegen  die  Principien  der  Allge- 
meinheit und  Gleichmässigkeit,  gegen  die  volkswirthscbaftlichen 
Stenergrundsätze  und  f^egcn  diejenigen  rationeller  Steuerverwaltung. 
Aber  —  sie  erreicht  notorisch  den  ersten  Zweck  aller  Besteuerung, 
die  Deckung  des  Finanzbedarfs,  ohne  dass  ihr  Druck  so  empfindlich 
als  derjenige  der  hauptsächliohen  Steuern  der  Erwerbsbesteuerung 
gefühlt  wurd. 
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Bei  dieser  practischen  Unentbehrlicbkeit  der  Verbrauchsbesteue- 
roDg  gilt  es,  die  bedenklichsten  Glieder  aas  ihr  aas- 
zascheiden  and  die  verbleibenden  so  auszuwählen 
und  einznrichten,  dass  die  Bedenken  gegen  sie,  wenn 
nicht  ganz  wegfallen,  was  kaum  möglich  ist,  so  doeh 
erheblich  yermindert  werden.  Die  hier  vorliegende  Auf- 
gabe Iftsst  sich  dahin  zusammenfassen:  dieGebranchsbestene- 
riing  muss  in  sich  ein  rationelles  System  bilden  und 
wieder  mit  der  Erwerbs-  (und  eventuell  der  selbständigen 
Besitz-)  Besteuerang  zasammen  zu  einem  rationellen 
Gesammt-Steaersystem  combinirt  werden.  Zur  Lösung 
dieser  positiven,  wie  der  ihr  vorangehenden  kritischen  Aufgabe  ist 
es  aber  erforderlich,  auch  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  schon 
mehr  ins  Detail  der  Verbrauchsbesteuerung  einzugehen,  in 
grösserem  Maasse  als  dies  bei  der  Untersuchung  der  Erwerbs- 
besteuerung nothwendig  war. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  dann  zunächst  eine  kritische 
Prüiang  der  gesammten  Gebrauchsbesteuerung  als  Ganzes, 
dann  einzelner  wichtigerer  Glieder  derselben.  Auf  den 
Gharacter  dieser  Steuern  als  indirecter  wird  dabei  nur  soweit  ein- 
gegangen, als  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt  Eine  Yer- 
gleichnng  zwischen  Gebrauchs-  und  Erwerbsbesteue- 
rang,  welche  gleichzeitig  noch  zur  Ergänzung  der  früheren 
kritischen  Betrai  htung  der  letzteren  Anlass  giebt,  wird  sich  mit 
der  Prüfung  der  Verbrauchsbesteuerung  verbinden.  Aus  dieser 
Vergleichung  ergeben  sich  dann  die  positiven  Schlüsse  und 
Forderangen  für  die  Bildung  des  ganzen  Steuersystems, 
mit  deren  Formulirung  der  vorliegende  Hauptabschnitt  seinen  Ab- 
Bchluss  findet 

8.  Abschnitt 

Die  finanzwlssensehallliche  BOdung  des  Steuersystems. 
III.   Die  Oebniuchsbesteuerung.    B.   Kritische  Prüfung. 

§.  496.  Eine  so  allgemeine  geschichtliche  Erscheinung  wie  die 
Entwicklung,  die  grosse  Ausdehnung  und  der  allen  Angriffen 
trotzende  Bestand  der  Verbrauchsbesteuerung  bei  den  CulturvOlkem 

muss  tiefe  innere  im  Volksleben  ruhende  Gründe  haben,  welche 
durch  eine  bloss  negative,  die  Bedenken  gegen  diese  Besteuerung, 
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wennschon  ganz  richtig,  aufdeckende  Kritik  noch  nicht  widerlegt 
und  oft  eigentlich  kaum  bertthrt  werden.  Denn  man  kann  die 
Richtigkeit  der  Kritik  zugeben  und  doch  an  der  Verbrauchsbestene- 

rung  festhalten  -  aus  dem  Ausschlag  gebenden  practischen  Grunde, 
dass  sie  das  Ziel  aller  Besteuerung,  die  Deckung  des  Finanz- 
hedarfs,  am  Sichersten  und  doch  immer  noch  verhältnissmässig 
am  Leichtesten  erreicht  An  dieser  Behauptung  der  Anhänger  der 
Verbrauchshesteuerung  ist  aber,  bei  aller  unterlaufenden  Ueber- 
treibnng,  theils  wirklich,  theils  nach  dem  Stande  der  Volksmemung, 
wie  diese  nun  einmal  empfindet  und  nrtheilt,  etwas  Wahres. 

Die  folgende  Erörterung  soll  zuerst  (I)  die  relativ  richtigen 
allgemeinen  Erklärnngs-  und  Rechtferti gungsgrllnde, 
dann  (II)  die  speciellen,  aber  Uberwiegend  falschen  derartigen 
GrUnde  (§.  501  flf.),  endlich  (III)  die  principiellen  und  practi- 
schen Mängel  der  Verbrauchshesteuerung  (§.  505  ff.)  behandeln. 

I.  Die  allgemeinen  Erkl&rnngs-  undRechtfertignngs- 
gr finde  liegen  wohl  einmal  (A)  in  den  besonderen  Schwierig- 
keiten der  Vermehrung  der  directen  Erwerbsbesteue- 
rung; sodann  (B)  in  dem  zu  Gunsten  der  Verbrauchs-,  zu 
Ungunsten  der  Krwerbsbesteuerung  mit  spielenden  psychologi- 
schen Momeuty  ferner  (C)  in  der  Nothwendigkeit  oder  doch  dem 
Wunsch  massgebender  Kreise,  gewisse  T heile  des  National- 
einkommens, welche  sich  der  directen  Erwerbsbestenemng  leicht 
entziehen,  aber  nicht  nnbesteuert  bleiben  können  und  dttrfen 
oder  wenigstens  —  nieht  so  bleiben  sollen,  doch  Oberhaupt  zu 
besteuern  und  in  der  specifischen  steuertechnischen  Ge- 
eignetheit der  Verbrauchshesteuerung  hierzu;  weiter  (D)  in  ge- 
wissen Volks-  und  einzelwirthschattlichen  und  technischen 
Entwicklungsverhältnissen,  welche  die  Einrichtung  und  Durch- 
führung der  Verbrauchsbesteuemng  erleichterten,  wührend  sie 
mitunter  gerade  di^enige  der  Erwerbsbestenemng  mehwerten; 
endlich  (E)  in  einem  practisch  in  der  Tbat  nicht  unwichtigen 
Unterschied  zu  Gunsten  der  Verbrauchshesteuerung,  dass  nemlich 
bei  dieser  die  elt'ective  Steuerzahlunc:  einer  consumirenden 
Person  in  zahlreiche  kleine  Theilzahlungen  zerlegt  werden 
kann  und  vielfach  auch  zerlegt  wird,  wozu  noch  eine  gewisse 
Freiheit  in  der  Wahl  der  Zeitpuncte  der  Zahlung  kommt 

A.  Die  Schwierigkeiten  der  Vermehrung  der  Er- 
werbs best  enerung.  Ueberblickt  man  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Verbrauchshesteuerung,  wie  sie  oben  in  den  Grund 
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Zügen  skizzirt  wurde  (§.  438  ff.),  so  lassen  sich  ja  die  Umstände 
und  Verhältnisse,  welche  hier  ursächlich  ein-  oder  doch  mitwirkten, 
unschwer  feststellen.  Der  steigende  Finanzbedarf  mnsste  gedeckt 
werden.  Die  directe  Erwerbs-,  besonders  die  Ertrags-  und  Ein- 
kommen- nnd  Vermögensbestenerong  Hess  sich  aber  ans  politi- 
schen Grttnden  nnd  bei  dem  nnter  allen  Staatsformen  mehr  oder 
weniger  massgebenden  Einfluss  der  besitzenden  Classen  gewöhn- 
lich nicht  einmal  soweit  in  der  Praxis,  bez.  im  Steuerrepbt  aus- 
dehnen, als  es  ökonomisch  und  steuertechnisch  möglich 
gewesen  wäre.  Die  wachsende  qualitative  und  quantitative  Diffe- 
renzirung  des  Nationaleinkommens  nnd  Vermögens  im  Volke  be- 
reitete jedoch  auch  wirklich  immer  mehr  stenertechnische 
Schwierigkeiten,  die  doch  meistens  noch  stärker  wuchsen,  als 
die  stenertechnischen  Hilfsmittel,  sie  zu  Qberwinden.  Bei  der  noth- 
wendigen  grösseren  Höhe  der  gesammten  Bestenernng  mnsste  ferner 
jede  doch  so  unvermeidliche  Ungleichmässigkeit  der  Steuerver- 
theilung  härter  empfunden  werden.  Die  unteren,  nicht  oder  wenig 
besitzenden,  meist  nur  auf  Arbeits-  und  kleines  gewerbliches  Ein- 
kommen angewiesenen  Glassen  boten  nach  ihrer  ökonomischen 
Lage  und  ihrer  Stimmung  noch  besondere  steuertechnische  Schwierig- 
keiten für  die  directe  Erwerbsbesteuemng,  mehr  noch  in  Bezug 
auf  die  Erhebung  als  auf  die  Veranlagung  derselben.  So  kam 
man  immer  bald  an  die  Grenze  dessen,  was  bei  den  höheren  und 
niederen  Classen  an  directen  Erwerbssteuern  aufzulegen  möglich 
war  oder  —  iiir  möglich  galt.  Denn  gewiss  ist  diese  Grenze 
meistens  nicht  wirklich  erreicht  worden,  wie  schon  die  beständige 
und  rasche  Zunahme  auch  dieser  Steuern  in  kurzer  Zeit  in  manchen 
characteristiscben  Beispielen  gezeigt  hat 

B.  —  §.  497.  Mitspielendes  psychologisches  Moment 
Aller  man  hatte  hier  in  der  Praxis  eben  auch  mit  einem  wichtigen 
psychologischen  Moment  zu  rechnen,  das  namentlich  grosse 
Staatsmänner,  welche  für  die  Erfüllung  der  ötaatsaufgaben  „mehr 
Geld'^  brauchten,  begreiflich  immer  besonders  beachtet  haben:  mit 
dem  psychologischen  Moment,  wie  die  Leute  sich  unmittelbar  zur 
meist  directen  Erwerbs-  und  zur  meist  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung  in  ihrem  Gemttthe  verhalten.  Da  ist  es  denn  nicht 
zu  leugnen,  dass  fast  allgemein  nnd  ttberall  die  erstere  Besteuerung 
unangenehmer  empfunden  wird  als  die  zweite,  denn  „die erstere 
sieht  man,  die  zweite  sieht  man  nicht'%  auch  wenn  sie  voihanden 
und  im  Grunde  viel  höher  als  die  andere  ist   Bei  der  ersten 
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zahlt  man  unmittelbar,  den  und  den  ziffermässig  bestimmten  Geld- 
betrag, an  den  und  den  Terminen,  wie  irgend  eine  andere  Aus- 
gabe, aber  mit  dem  Unterschied,  nicht  wie  bei  dieser  eine  specielle 
Gegenleistang  zu  empfangen,  höchstens  mit  dem,  den  Meisten  ohne- 
hin unbekannten,  Bewnsstsein,  eine  wichtige  sittliche  und  Rechts- 
pflicht  gegen  das  Gemeinwesen  erfttllt  zn  hahen,  nnd  höchstens  m 
der,  den  Meisten  wiederum  unbekannten,  oft  auch  unerfüllbaren, 
immer  unsicheren  Hoffnung,  die  gezahlte  Steuer  auf  Andere  fort- 
wälzen zu  können.  Die  Verbrauchssteuer  verschmilzt  mit  dem 
Preise,  sie  hat  ihn  vielleicht  stark  gesteigert,  aber  Preisschwankungen 
kennt  der  Consnment  ohnedem.  Die  Ausgabe  fttr  den  Kauf  einer 
besteuerten  Waare  hängt  in  gewissen  Grenzen  Tom  Willen  des 
Gonsnmenten  ab,  er  kann  sie  eventaell  unterlassen,  zn  einer  anderen 
Zeit,  in  anderem  Betrage  vornehmen.  Macht  er  sie,  so  erlangt  er 
im  Besitz  oder  Genuss  der  Waare  unmittelbar  eine  Gegenleistung, 
um  die  es  ihm  ja  bei  seiner  Handlung  überhaupt  nur  ankommt. 
Diese  Gegenleistung  ist  um  den  Betrag  der  Steuer  verkleinert. 
Aber  in  vielen  Fällen  weiss  der  Käufer  das  gar  nicht,  und  „was 
er  nicht  weiss,  macht  üm  nicht  heiss'',  in  den  meisten  entzieht  es 
sich  seiner  genauen  Berechnung  und  immer  wird  ihm  die  Pein  der 
Zahlung  versttsst  durch  den  Genass,  den  gewflnschten  Consum  vor- 
nehmen zu  können.  So  ist  dieses  psychologische  IMfoment  sicher- 
lich ein  Hanpterklärungsgrund  für  die  relativ  geringe  Unpopnlarität, 
um  nicht  zu  sagen  für  die  t'ürmlicbe  Popularität  der  Verbrauchs- 
besteuerung und  für  die  Vorliebe  der  „practisclien  Politiker^'  für 
diese  Steuerform,  selbst  solcher,  welche  die  Einwände  dagegen 
kennen  und  zu  würdigen  suchen,  geschweige  derer,  welche  sich 
darüber  ohne  Weiteres  als  Uber  „doctrinäre  Bedenken hin- 
wegsetzen. 

Gewiss  ist  es  nun  hier  wie  fiberall  nnd  allezeit  die  Aufgabe  der 
Theorie,  der  Wissenschaft,  nach  der  Parole  „was  man  sieht  nnd 

was  man  nicht  sieht"  —  aber  sehen  sollte,  den  Causal/usauiuieu- 
hang  der  Dinge  nachzuweisen  und  die  Bedenken  der  Verbrauchs- 
besteuerung zu  zeigen,  welche  die  letztere  zum  Theil  sogar  ge- 
rade deswegen  hat,  weil  jenes  psychologische  Moment  zu  ihren 
Gunsten  spricht.  Die  Reactiou  gegen  die  Verbrauchsbesteuernng 
in  der  Finanzwissenschaft  und  Staatslehre  sowie  in  der  practisch 
politischen  Agitation  deijenigen  politischen  Parteien,  welche  das 
Interesse  der  unteren  Classen  und  gewisse  Ideale  der  Volksfreiheit 
gegenüber  der  Regierung  schärfer  vertreten  („Fortschrittspartei", 
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„Socialdemocratie*'),  ist  kns  dieser  Erkenntniss  des  Causalzusammen- 
liangs  denn  auch  hervorgegangen.  Aber  dass  der  Erfolg  dieser 
Beaction  in  der  Praxis  des  Steuerrechts  8o  geriogfügig  ist,  kann 
wie  aus  anderen  practischen  Gründen,  so  auch  namentlich  wegen 
der  Macht  eines  solchen  psychologischen  Moments  nicht  Wunder 
nehmen. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  die  directe  Erwerbshestenerung, 

namentlich  in  einzelnen  ihrer  Glieder,  wie  der  Einkommensteuer, 
unvermeidlich  ein  Eindringen  in  die  persönlichen  und  wirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  des  Privaten ,  eine  gewisse  Controle  tiber 
ihn  verlangt,  dass  bei  ihr  das  der  Besteuerung  innewohnende 
Moment  des  Zwangs  schärfer  hervortritt ,  so  wird  die  Abneigung 
aller  Völker  und  Zeiten  gegen  diese  Besteuerung  wiederum  be- 
greiflich. Das  Alterihum  und  Mittelalter  sah  in  ihr  oder  doch  in 
Hauptformen  derselben  eine  Minderung  der  Freiheit,  die  Neuzeit 
mit  ihrem  stark  ausgeprägten  Individualismus  und  Freiheitsgefühl 
sieht  sich  durch  sie  in  diesen  ihren  Gefühlen  verletzt.  Die  Ver- 
brauchsbesteuerung hat  ja  zwar  gewöhnlich  einen  viel  compli- 
cirteren,  lästigeren  Oontrolapparat  nüthig»  aber  ihre  Oontrolen, 
vollends  bei  der  modernen  ökonomischen  und  technischen  Ent- 
wicklung der  Production  und  des  Verkehrs,  beschränken  sich  auf 
gewisse  Gegenden  (wie  bei  den  Grenzzöllen  und  Thorsteuem), 
öfters  auf  gewisse  Zeiten  im  Jahre  (wie  bei  gewissen ,  dem  Pro- 
ducenten  auferlegten  Steuern  auf  die  Zeit  des  Betriebs)  und  nament- 
lich auf  gewisse  Personen-  oder  Geschäftskreise,  die  Kaufleute, 
gewisse  Fabrikanten  u.  s.  w. ,  die  sich  nicht  wohl  so  beklagen 
können,  da  sie  freiwillig  das  Geschäft  unter  den  ihnen  bekannten 
durch  die  Besteuerung  geschaffenen  rechtlichen  Bedingungen  be- 
treiben. 

0.  —  §.  498.  Geeignetheit  der  Gebrauchsbesteue- 
rung,  sonst  unbesteuert  bleibende  Einkommentheile 

zu  treffen.  Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  der 
sie  bedingenden  Entwicklung  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitz- 
theilung,  mit  jenem  öfters  erwähnten  Process  der  (luantitativen  und 
qualitativen  Differeuzirung  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens 
gelangen  nun  auch  immer  mehr  Theile  der  letzteren  in  solcher 
Weise  in  Privathände,  dass  sie  durch  die  £rwerbsbe8teue- 
rung  schwer  oder  gar  nicht  mehr  zu  erfassen  sind.  Die 
Erwerbsbestenerung  mnsste  durch  ihre  eigene  entsprechende  Diffe- 
renziruug  dem  zu  begegnen  suchen  und  sie  hat  sic|i  in  der  Fiuanz- 


uiLjui^Lü  Ly  Google 


Besteueiung  sonst  anbesteuert  bleibender  Einkonunentheile.  511 


geschichte  regelmässig,  wie  die  frühere  Darstellung  zeigte  (g.  4A1  ff., 
459  ff.),  der  Lösung  dieses  Problems  gewidmet.  Aber  sie  yermochte 
es  nirgends  genflgend  zu  lösen,  weder  dnreh  die  Speoialisining 
der  Bestenemng  des  berufsmässigen  Erwerbs,  die  Verbindung  der 
snbjeetiven  Einkommen-  mit  der  objectiyen  Ertragsbesteuernng, 
noch  darch  die  Combination  beider  mit  der  Verkehrs-,  der  ADtall- 
imd  Gewinnbesteuerung.  Hier  bot  sich  nun  der  in  der  Steuer- 
geschichte denn  auch  regelmässig  beschrittene  Weg  der  Ge- 
brauchs-, besonders  der  Verbrauchsbesteuerung,  wenn  nicht  als 
völlige  Abhilfe,  so  doch  als  erwünschte,  ja  in  gewissem  Umfange 
nothwendige  Aushilfe. 

Und  zwar  in  den  beiden  hier  TorDemlich  in  Betracht  kommen- 
den Richtungen:  für  die  Besteuerung  desjenigen  Einkoramens  der 
besitzenden  und  namentlich  der  wohlhabenderen  Classen, 
welches  sich  der  Erwerbsbesteuerung  am  Ehesten  entzog,  und  ander- 
seits namentlich  der  nicht-besitzenden  und  ärmeren,  wesent- 
lich auf  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Classen,  wo  die 
Erwerbsbesteuerung  theils  steuertechniseh  ebenfalls  nicht  ausreichte, 
theils  zu  drfickend  empfunden  wurde.  Indem  die  Verbrauchs- 
besteuerung diese  beiden  ökonomischen  und  socialen  Classen  unter 
richtiger  Auswahl  der  zu  ihren  Consumtionen  gehöri- 
gen Steuero bj ecte  und  zweckmässiger  Normirung  de? 
Steuersätze  dafür  besteuerte,  half  sie  in  der  That,  eine  Lücke 
im  ganzen  Steuersystem  auszufüllen  und  dies  zu  verbessern.  Durin 
liegt  ihre  principielle  Berechtigung  vom  Standpunct  des  Steuer- 
systems aus  beurdieilt,  welche  auch  durch  weitere  Verbesserungen 
der  Erwerbsbesteuerung  und  durch  unvermeidlich  verbleibende 
Mängel  der  Verbrauchysteueiu  nicht  beseitigt  wird:  das  Einkommen 
der  „höheren''  Classen,  welches  man  bei  der  Verwickeltheit  der 
Erwerbsverhältnisse  durch  die  Erwerbsbesteuerung  nicht  erlassen 
konnte,  traf  die  richtig  gestaltete  Verbrauchsbesteuerung  in  dem 
Gebrauch,  welcher  davon  gemacht  wurde  und  welcher  gerade  eine 
besondm  Steuerfähigkeit  verrieöi.  Und  das  Einkommen  de^ 
„unteren'^  Classen,  der  „kleinen  Leute",  welches  im  einzehien  Fall 
unbedeutend  und  daher  auch  für  die  Besteuerung  gleichgiltig,  doch 
in  »Summa  einen  sehr  grossen  Theil  des  Nationaleinkommens,  jener 
letzten  Steuerquelle,  ausmachte,  der  meistens  nicht  unbesteuert 
gelassen  werden  konnte,  dies  Einkommen  traf  wiederum  statt  der 
unzureichenden  oder  unzweekmässigen  Erwerbsbesteuerung  die 
Verbrauchssteuer  auf  die  Consumtion  dieser  Classen.  In  der  That, 
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von  der  Frage  der  speeiellen  Ausführung  dieser  Steuer  noch  ab 
gesehen,  auch  theoretisch  betrachtet  eine  ganz  rationelle  Ent- 
wicklung und  im  ZusammenliaDg  der  Wirthscbafts-  und  GeseU- 
schaitsgeschichte  betrachtet  auch  eine  geschichtlich  ganz 
folgerichtige  Entwicklong,  welche  mit  der  Emaneipation  der 
unteren  von  den  höheren  Glassen,  mit  dem  steigenden,  in  der 
Cousumtiou  von  bessereu  und  von  Lux us- Nahrungsmitteln ,  von 
Genuss-  und  1  Reizmitteln  hervortretenden  Wohlstand  der  Volks- 
massen sich  hervorringen  musste.  Dass  dabei  die  Staatsgewalten 
and  die  besitzenden  und  höheren  GJassen  einer  solchen  Entwick- 
lung mit  Uebereifer  durch  eine  zn  weite  nnd  oft  anrichtige  Aas^ 
dehnnng  der  Verbraachsbesteaemng  Vorschob  leisteten,  damit  der 
alte  Satz  Ton  der  misera  eontribnens  plebs  auch  anter  neaen 
socialen )  wirthschaftlichen  und  Rechtsverhältnissen  nicht  nngiltig 
werde,  lässt  sich  wieder  nicht  principiell  gegen  eine  die  unteren 
Classen  belastende  Verbrauchsbesteuerung,  sondern  nur  gegen  deren 
etwaige  concrete  Gestaltung  als  Beweisgrund  anführen. 

Ans  dem  Gesagten  ergeben  sich  die  richtige  theoretische 
Auffassung  der  Verbraucbsbesteuerung  ttberhaupt,  sowie 
die  positiven  Zielpunote  fttr  ihre  Einrichtung.  Sie  ist 
als  Ergänzung  nnd  als  Ersatz  der  Erwerbsbesteuemng  vor 
Allem  nach  den  beiden  genannten  Richtungen  anzuerkennen  und 
demgeniäös  einzuriebten.  Daraus  folgt,  dass  sie  nicht  allein  für 
sich,  sondern  nur  im  Zusammenhang  mit  der  übrigen  Besteuerung 
zu  beurtheilen  und  practisch  zu  ordnen  ist  Die  verschiedene 
Ausbildung  und  Einrichtung  der  direeten  Erwerbs- 
besteuerung involyirt  auch  eine  entsprechende  Ver- 
schiedenheit der  Verbrauchsbesteuerung,  und  umge- 
kehrt. Die  einfache  Uebertragung  des  Verbrauchssteuerrechts  des 
einen  Landes  auf  ein  anderes  ist  schon  deswegen  unzulässig.^) 
Dauer  und  Umfang  der  Berechtigung  der  Verbrauchsbesteuerung 
wird  ferner  wesentlich  vom  Stande  der  Steuertechnik  in  der 
Erwerbsbestenerung  mit  bedingt  Mit  der  Verbesserung  dieser 
Technik  kann  und  muss  auch  oft  eine  Veränderung  oder  fie- 
schrl^nknng  der  Verbrauchssteuern  eintreten.  Ob  und  wie  weit 
diese  Überhaupt  zur  Besteuerung  der  „kleinen  Leute" ,  wozu  sie 

')  Daher  die  iiciicrding's  bei  uns  bcliebtt-n  Beweisführungen,  dass  wir  in  DeiitM.li- 

huü  durchaus  mehr  Verbrauchastcueru  bedurfteu,  mit  dem  Hinweis  uui"  Frankrcicli, 

England,  Oesteneicli  (selbst  iu  den  amtl.  Aetenstttcken  ans  18TS  n.  79)  selir  venig 
beweisen. 
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principiell  geeignet  sind,  wirklich  benutzt  werden  sollen ,  hängt 
endlich  wieder  mit  davon  ab,  ob  das  Stenersystem  ein  rein 
ÜDanzielles  oder  ein  socialpolitisches  sein  soll  (Frage  von  der  Frei- 
heit des  Existenzminimnms  u.  s.  w.,  §.  405).^ 

D.  —  §.  499.  Es  ist  feruer  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
Verhältnisse  der  einzel-  und  volkswirthschaftlicheu 
wie  der  technischen  Entwicklung  gerade  in  der  Neuzeit 
die  VerbraachsbesteueruDg  stenertechnisch  begünstigen,  die 
Erwerb 8 bestenenmg  erschweren. 

Die  Grundlagen  fttr  Hauptarten  der  letzteren  (Ertrags-,  Ein- 
kommensteuern!) sind  immer  schwieriger  herzustellen,  maehen  mehr- 
fach selbst  immer  grössere  Kosten  (Grnndsteuerkataster !)  und 
ermöglichen  trotz  aller  Mühe  ol't  keine  auch  nur  leidlich  gleich- 
massige  Besteuerung  von  Beruf  zu  Beruf  und  von  einem  zum 
anderen  Steuerpflichtigen  im  nemlichen  Beruf  oder  Erwerb.  Da- 
durch verliert  diese  Besteuerung  Vorzüge,  die  sie  sonst  gerade 
vor  der  anderen  zu  haben  pflegt. 

Die  letztere,  die  Verbrauchsbesteuerung  dagegen  knttpft  sich 
in  ihren  Hauptformen,  bei  den  Einfuhrzöllen  und  bei  den  inneren 
beim  Prodncenten  erhobenen  Stenern  ^  auch  in  der  Monopolform, 
an  einen  verhältnissmässig  kleinen  Person enkreis  und 
an  eine  kleine  Zahl  Productionsstätten:  um  so  mehr,  je 
mehr  sich  gewisse  Geschäfte  concentriren.  Sind  hier  auch  scharfe 
Controlen  uotbwendig,  so  stören  dieselben  doch  nicht  so  allgemein. 
Mit  ein  und  demselben  Erhebungs-  und  Ooutrolapparat  werden 
grosse  Summen  auf  einmal  erhoben.  Anoh  hier  konmit  m  den 
Beziehungen  zwischen  der  steuerzahlenden  Bevölkerung  und  der 
Steuerverwaltung  eine  Art  Arbeitstheilungsprincip  zur  Gel- 
tung: bestimmte  Geschäftskreise  der  Kaufleute  und  Fabiikanten 
übernehmen  so  zu  sagen  mit  ihrem  regehuässigen  wirthschaftlichen, 
Beruf  auch  gleichzeitig  die  Function  von  Steuererhebern  unter 
ihren  Kundenkreisen,  so  dass  diese  letzteren  in  weitem  Umlange 
mit  der  Steuerverwaltung  nicht  in  direote  Berührung  kommen. 

Diesen  Vortheilen  stehen  zwar  auch  speciell  stenerteeh- 
nisohe  Nachtheile  gegenüber.  Eme  „rationelle"  Verbrauchs- 
besteuerung wkd  bei  hoher  technischer  und  wirthschafUicher  Enl- 


*)  Nameutlich  Stein  a.  a.  0.  betout  mit  Kecht,  aber  viel  zu  eiuseitig',  die  Auf- 
üasaung,  dass  die  indirecte  Yerbraucliäbesteuerung  die  Fuuctiou  der  liestuueruug  der 
„Arbeit''  habe. 

A.  Wagner,  Fiiumswineiiielwft  IL  33 
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wicklnng  in  wachsendem  Maasse  ersebwert  dnrch  die  immer 

Dothwendiger  werdende  Rücksichtnahme  auf  die  Concurrenzverhält- 
nisse  zwischen  in-  und  ausländischen,  städtischen  und  ländlichen, 
Gross-  und  Klein-Producenten  eines  steuerpflichtigen  Artikels.  Die 
Verbrauchsbesteuerung  in  der  Form  von  Einfuhrzöllen  auf  aus- 
ländische Waaren  bleibt  nur  bequem,  wenn  dieselbe  Waare  nicht 
auch  im  Inland  hergestellt  wird.  Die  Uebertragnng  fremder  Pro- 
dnctionssweige  ins  Inland  wird  aber  Ökonomisch  und  technisch 
vielfach  leichter  (Zucker,  Tabak,  Bier).  Dann  treten  schwer  zu 
lösende  Conflicte  zwischen  dem  Interesse  der  Finanzen  und  der 
heimischen  Production  ein.  Erstercs  kann  nur  gewahrt  bleiben, 
wenn  der  heimische  Artikel  auch  und  meistens  nur,  wenn  er 
gleich  hoch  besteuert  wird.  Dies  steuertechnisch  dorchznftihren 
ist  schvderigi  zamal  da  die  innere  Verbraachsstener  in  ganz  anderer 
Weise  als  der  Zoll  eingerichtet  und  erhoben  werden  muss.  Werden 
innere  Steuern  noch  in  der  Form  der  städtischen  Thorabgaben 
erhoben,  so  ergeben  sich  analoge  Conflicte  zwischen  städtischen 
und  ländlichen  Producentcn  (Fleisch-,  Mehlbesteuerung).  Die 
Modalitäten  mancher  Verbraucbssteuern  sind  auch  öfters  unver- 
meidlich in  ungleichem  Maasse  günstig  oder  ungünstig  für  die 
einzelnen  betroffenen  Producentcn  eines  Steuerartikels,  je  nach  dem 
Stande  der  Betriebstechnik  und  -Oekonomik  der  emzelnen  Ge- 
schäfte, am  Meisten  wohl  je  nachdem  dasselbe  mehr  Gross-  oder 
mehr  Kleinbetrieb  ist.  Dadurch  wirkt  die  Steuer  ungleichmässig, 
was  abermals  Bedenken  erregt  (Rohstoff- Besteuerung  bei  der 
Zucker-,  Brennerei-Industrie).  Bei  dem  steten  Wechsel  der  Tech- 
nik ist  dem  auch  schwer  zu  begegnen. 

Aber  die  Erfahrung  zeigt  doch,  dass  alle  diese  Missstände 
schliesslich  nicht  für  entscheidend  und  immer  noch  ffir 
geringer  gelten,  als  die  Schwierigkeiten,  welche  die  moderne 
ökonomische  und  technische  Entwicklung  der  Ausdehnung  der  Er- 
werbsbesteuerung entgegenstellt.  Die  grosse  Vermehrung  gewisser 
Cousumtionen  in  allen  Volkskreiseu,  der  Verzehrung  der  Getränke, 
des  Tabaks,  der  übrigen  Colonialwaaren,  steigert  die  Ergiebigkeit 
der  Verbrauchssteuern  so  sehr,  dass  sogar  gewisse  dem  Finanz- 
interesse an  sich  nachtheilige  Mängel  der  Steuertechnik  bei  diesen 
Steuern  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  und  werden  können.  — 

E.  —  §.  500.  Die  Auflösung  der  Steuerzahlung  bei 
der  Verbrauchsbesteuerung  in  kleine  und  z u  beliebiger 
Zeit  zu  leistende  Theilzahiungeu. 


Digitized  by  Google 


Yoirthefl  der  ThdlzaUimgeB  bd  Yerbnnchasteneni.  515 


1)  Die  grosse  Masse  der  Bev^lkemng  lebt  bei  ibrer  Ökonomie 

seilen  Lage  „von  der  Hand  in  den  Mnnd"  oder  hat  wenigstens 
nicht  leicht  die  Einsicht  und  die  Willensstärke,  aus  ihrem  Ein- 
kommen auch  nur  ein  wenig  grössere  Beträge  für  bestimmte 
spätere  Zeitpuncte  aufzusammeln.  Die  Folge  ist,  dass  diesen 
Leäten  regelmässig  eine  einmalige  etwas  grossere,  vollends 
eine  solehe  an  einen  bestimmten  Termin  gebundene  Zab- 
lung  sebwerer  zn  leisten  wird,  als  die  im  Betrage  gleicbe  Zablung, 
wenn  sie  in  kleine  Theilzahlungen  aufgelöst  wird.  Dies  zeigt 
sich  bei  den  gewöhnlichen  hauswirthschaftlichen  Ausgaben,  die 
täglich  in  kleinen  Summen  bestritten  werden,  verglichen  mit  den 
grösseren  Terminzahlungen  z.  B.  für  Miethe  der  Wohnung  u.  dgl. 
Dieselbe  Wahmehmnng  hat  man  vielfach  bei  der  directen  Be- 
stenemng  der  „kleinen  Leute'*  und  der  ibnen  zunäcbst  stehenden 
Volksscbiebten  gemacht,  wobei  dann  jenes  erwäbnte  psychologiscbe 
Moment  aucb  noeb  einwirkt  Die  Folge  ist  eine  geringe  Er- 
giebigkeit solcher  Steuern,  die  Nothwendigkeit  niedriger 
Steuersätze,  der  Gestattung  mehrerer  Zahltermine  im 
Jahre,  selbst  monatlicher,  was  das  Zahlen  zwar  erleichtert,  aber  die 
£rbebung8kosten  vertbeuert  und  trotzdem  zablreicbe,  ja  unter  Um- 
stibiden  zabUose  Mabnungen  und  Steuerexecutiouen,  wodurch  die 
Bitterkeit  nur  gesteigert  und  der  Zweck  docb  niebt  immer  erreicbt 
wird.^  Die  örüicbe  Bewegung  der  arbeitenden  Glassen  erscbwert 
dabei  die  Controle  und  die  Erhebung  noch  ausserordentlich.  So 
bat  namentlich  die  Ausdehnung  der  directen  Einkommensteuer  auf 
die  unteren  Classen  oder  die  Erhebung  specieller  Ertragssteuern 
vom  Arbeitslohn  mit  grossen  steuertecbniscben  und  socialpolitiscben 
Scbwierigkeiten  zu  kämpfen. 

Diese  fallen  bei  der  Einricbtung  einer  Verbraucbsbesteuerung 
auf  MassenconsumptibUien  grossentbeils  fort.  Viel  Odium  wird 
erspart  und  der  finanzielle  Zweck  wird  vollständiger  und  fUr  die 
Steuerverwaltung  wie  für  die  Steuerzahler  bequemer  erreicht.  Denn 
in  der  That  ist  die  reelle  Steuerfähigkeit  der  kleinen  Leute  und 

')  Zahlreiclie  Belege  bei  der  preuss.  Glassens  teuer,  bes.  vor  d.  Novelle  ?.  1873, 
als  auch  ganz  kleine  Einkommen  stenerpflichtig  waren.  Kach  einer  damal.  amtl. 
Denkschr.  d.  preuss.  Fin.min.  waren  im  J.  1871  für  je  tOO  Thlr.  Classensteu er 
in  den  classenst.-pfliclit.  Städten  erforderlich:  kostenpflicht.  Mahnungen  des 
Executors  in  Gl.  la  (frühere  niederste  Classenstufe,  c.  bis  100  Thlr.  Eink.)  228,  ver- 
fügte Executionen  95,  vollstreckte  dsgl.  41»,  fruchtlos  vollstreckte  dsgl.  37;  in  allen 
übrigen  Classen  znsammen  an  Mahnungen  31,  verfügten  Exec  11,  vollstreckten  4, 
fruchtlos  vollstreckten  1.  YennlagJcoflten  t  100  Tblr.  Steuer  in  GL  la  8*5,  in  allen 
aadem  Classen  1-67  Thlr. 
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selbst  der  Schichten  bis  in  die  ökonomischen  Mittelstände  hinauf 
bei  der  Auflösung  der  Steuerzahlung  in  kleine  Beträge  grösser, 
die  EmpfinduDg  des  Drneks  der  Steuer  in  Wirklichkeit  kleiner. 

2)  Mit  diesem  Argument  dttrfen  die  Anhänger  der  Verbrancbs- 
bestenerong  ihre  Saebe  fahren.  Aber  die  begrenzte  Giltigkeit 
und  Beweiskraft  desselben  ist  anderseits  doeh  anch  nicht  zu 
tibersehen. 

a)  Einmal  trifft  das  Argument  streng  genommen  überhaupt 
nur  beim  Baarkauf  genau  zu.  Wo  statt  desselben  die  besteuerte 
Waare,  also  namentlich  nach  unseren  Verhältnissen  die  Krämer- 
waare  vom  Gonsumenten  auf  Borg  gekauft  und  in  grösseren  Be- 
trägen bezahlt  wird,  fällt  der  Vortheil  grossentheils  fort  Oder  die 
Mahnungen  und  Executionen  des  Privatgläubigers  treten  an  die 
Stelle  derjenigen  des  Fiscus.  Durch  eine  starke  Besteuerung,  mithin 
Vertlieuerung  gewisser  nothwcndiger  oder  nach  der  Consumtious- 
sitte  einmal  beliebter  Consumptibilien  wird  aber  der  Baarkauf  zu 
Gunsten  des  Kaufs  auf  Borg  erschwert. 

b)  Sodann  hört  eine  Steuer  dadurch,  dass  sie  „unmerklich*^ 
und  „minder  drückend"  durch  die  Art  ihrer  Erhebung  wird,  natttr- 
lich  nicht  auf,  eventuell  doch  sehr  ungleichmässig  zu  sein. 
Gerade  wegen  der  besprochenen  Eigenschaften  droht  aber  eine 
besonders  starke  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und  ist  sie 
sicher  wohl  deswegen  so  allgemein  mit  eingetreten.  Es  ist  ja  ganz 
richtig;  dass  z.  B.  eine  Salzsteuer^  wie  die  deutsche,  trotz  des  enorm 
hohen  Steuersatzes  von  6  Mark  für  den  Centner,  vom  Consnmenten, 
der  pfundweise  seinen  Bedarf  bezieht,  kaum  empfunden  wird.  Aber 
im  ganzen  Jahre  belastet  sie  doch  die  Arbeiterfamilie  im  Durch- 
schnitt wohl  mit  4 — 5  Mark,  d.  h.  im  Verhältniss  zum  Einkommen 
mit  vielleicht  nahezu  1  Procent:  relativ  viel  stärker,  als  durch  diese 
und  eine  iranze  Anzahl  anderer  Verbrauclis-  und  sonsti"rer  Steuern 
zusammen  geuomnien  mitunter  eine  reiche  Kentierfamilie,  deren 
Einkommen  schwer  zu  erfassen  ist,  getroffen  wird.  Und  diese 
4  oder  5  Mark,  wenn  auch  pfennigweise  ausgegeben,  fehlen  doch 
nothwendig  der  Arbeiterfamilie  irgendwo  sonst,  entweder  ftir  andere 
Ausgaben  und  Genllsse  oder  auch  ftlr  die  Zurtfcklegung  als  Spar- 
pfennig.  Dies  bleibt  bei  der  an  und  ftir  sich  ganz  richtigen 
psychologischen  und  ])ractiscben  liechtfertiguug  der  Verbraucbs- 
ßteueru  zu  leicht  unbeachtet.  — 

Das  sind  die  allgemeinen  Erklärungs-  und  ßechtfertigungs- 
grttode  der  starken  Ausdehnung  und  des  meistens  bestehenden 
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Uebergewichts  der  Verbrauchssteuern  im  Staatssteuersystem.  Der 
einzelne  Grund  hat  sicherlich  meistens  nur  eine  relative  Be- 
deutung, aber  die  Gesammtheit  der  Gründe  wiegt  practisch  schwer 
und  darf  auch  theoretisch  nicht  so  leicht  genommen  werden,  wie 
es  oft .  Ton  einseitigen  doctrinären  Gegnern  dieser  Bestenernng 
geschehen  ist. 

Einige  weitere  specielie  Gründe,  welche  von  Anhängern  der 
Verbraachsbesteuemng  geltend  gemacht  werden,  können  dagegen 
einen  solchen  auch  nnr  reiatiTcn  Werth  sebwerlich  beanspruchen, 
sondern  mtlssen  im  Wesentlichen  als  falsch  bezeichnet  werden: 

II.  —  §.  501.  Specielie,  aber  falsche  Gründe  für  die 
Verbrauchsbesteuerung.  Dieselben  sind  theils  selbständige, 
von  den  vorher  besprochenen  verschiedene,  theils  laufen  sie  auf 
eine  Uebertreibang  der  relatiren  Wahrheit  hinaus,  welche 
in  jenen  Grttnden  enthalten  ist,  wobei  dann  falsche  weitere  Motivi- 
rnngen  etwa  noch  hinzutreten.  Die  wichtigsten  derartigen  Grttnde 
sind  wohl:  einmal  (A)  die  einfache  Berufung  auf  und  Beruhi«;un<; 
bei  der  Steuerüberwälzung,  welche  die  Hauptbedenken  gegen 
diese  Steuerform  beseitige ;  sodann  (B)  die  Betonung  des  Umstands 
als  eines  unbedingten  Vorzugs,  dass  bei  der  Verbrauchsbesteue- 
rung theils  das  Steuerzahlen  überhaupt,  theils  wenigstens  die 
Höhe  der  Steuer  fdr  den  Einzelnen  „frei  stehe^^  oder  von 
seinem  Willen  abhänge,  je  nachdem  er  selbst  seinen  Gonsum 
„regle'',  eventuell  mit  der  weiteren  Motivirung,  dass  sich  durch 
eine  rationelle  Yerbrauehsbesteuerung  der  Gonsum  der  Be- 
völkerung in  deren  eigenem  Interesse  richtig  regeln  lasse 
(Branntwein-,  Tabaksteuer  I) ;  endlich  (C)  die  ausschliesslich  günstige 
Beurtheilung  der  Form  indirecter  Verbrauchssteuer  vom  finan- 
ziellen und  vom  politischen  Standpuncte  aus,  weil  dadurch 
das  Moment  der  Steuerzahlung  meistens  überhaupt  ganz 
verhttUt  werde.  Es  lässt  sieh  leicht  zeigen,  dass  diese  Grttnde, 
abgesehen  von  dem  Korn  Wahrheit,  das  sie  enthalten  und  das 
schon  in  den  vorausgehenden  Erörterungen  anerkannt  wurde,  mehr 
Gründe  gegen  als  für  die  Verbrauchsbesteueruug  sind. 

A.  —  §.  502.  Vielleicht  am  Schwächsten  und  eben  deshalb 
am  Gefährlichsten  ist  der  Hinweis  auf  die  Ueberwälzung,  welche 
„schon  Alles  gut  machen  werde'^  Es  genügt  an  dieser  Stelle,  auf 
die  frflhere  Darstellung  der  UeberwIUzungstfaeorie  Bezug  zu  nehmen 

(§.  383  ff.). 
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1)  Das  Gttnstigstey  was  sich  sagen  iSsst,  ist,  dass  naeh  einem 
langen  Uebemälznngsprocess  und  durch  denselben  eine  gewisse 
Gleiehmässigkeit  der  Bestenernng  anter  besondere  günstigen  Um- 
ständen hergestellt  werden  kann.  Ob  und  wie  weit  sie  wirklich 
endlich  eintritt,  bleibt  durchaus  die  Frage.  In  der  Zwischen- 
zeit aber  können  die  grossten  Härten  vorkommen.  Unter  gewissen 
wirthschaftlichen,  technischen,  socialen  und  rechtlichen  Verhält- 
nissen mnss  die  Hofifnnng  auf  die  günstige  aasgleichende 
Wirkung  der  Ueberwälznng  aber  als  Tänschnng  und  Optimis- 
mus bezelobnet  werden.  In  dem  theoretisch  und  practiseh  wich- 
tigsten Falle,  bei  der  Besteuerung  der  unteren  Glassen  oder  ,,kleinen 
Leute"  durch  hohe  Steuern  auf  deren  nothwendige  Verzehrungs- 
und auf  deren  Genussmittel  lässt  endlich  die  Ueberwälzung  grossen- 
theils  im  Stich  oder  vollzieht  sich  nur  mittels  eines  hoch  bedenk- 
lichen Drucks  auf  diese  Personen  (§.  511).  Darüber  kann  sich  nur 
der  oberflächlichste  Optimismus  täuschen  oder  die  frivolste  Rück- 
sichtslosigkeit hinwegsetzen.  Sind  die  betreffenden  Steuern  einmal  — 
wirklich  oder  vermeintlich  —  nicht  entbehrlich,  dann  mnss  wenig- 
stens offen  und  ehrlieh  und  muthig  anerkannt  werden,  dass  der 
Verlass  auf  die  gflnstige  Function  der  Ueberwälzung  aus  nachweis- 
baren Gründen  ein  trügerischer  ist.  Daraus  wird  doch  das 
Gute  hervorgehen,  dass  man  sich  bei  ihr  nicht  beruhigt,  auf 
Reformen  der  Besteuerung,  auf  Ersatz  der  bedenklichsten 
Verbrauchssteuern  und  auf  die  Einfügung  von  Compensations- 
steuern  in  das  Steuersystem  sinnt,  durch  welche  wenigstens  die 
durch  die  Verbrauchsbestenerung  unverhältnissmässig  ge- 
schonten Ghissen  und  Penonen  zur  verhältnissmftssigen 
Betheiligung  an  der  Tragung  der  Gesammtsteuerlast  heran- 
gezogen werden. 

Das  sind  die  Schlüsse,  zu  welchen  die  unbefangene,  keinem 
Parteiinteresse  dienende  wissenschaftliche  Theorie  nach  ihrer  bereits 
erlangten  Kenntaiss  der  Causalzusammenhänge  im  Ueberwälzopgs- 
process  kommen  muss.  Von  den  Anhängern  der  anderen  Ansicht 
darf  sie  daher  den  Gegenbeweis  Terlangen,  der  aber  nicht  ge* 
ftlhrt  werden  kann  und  kaum  auch  nur  venueht  worden  ist:  man 
hat  es  bei  Behauptungen,  Hofihungen  und  Achselzucken  bewenden 
lassen. 

Man  darf  auch  repliciren:  nun,  wenn  wirklich  die  ausgleichende 
Function  der  Ueberwälzung  so  sicher  anzunehmen  ist,  warum 
lassen  sich  dann  z.  £.  nicht  die  besitzenden  und  höheren  Glassen 
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zunächst  mit  directen  Erwerbssteuern  stärker  belasten,  in  der  Voraus- 
sicht, diese  schon  auf  die  unteren  und  ärmeren  Classen  durch  die 
Lohnregelung  u.  s.  w.  fortzuwälzen?  Unter  allen  Umständen  mlisste 
eine  derartige  Ueberwälznng  sicherer  und  leichter  sein,  als  die 
Ueberwälzang  in  der  enlgegengesetzten  Richtnng,  „von  Unten  nach 
Oben^',  wie  sie  im  Fall  der  Beruhigung  bei  hohen  indirecten  Yer- 
branehsstenem  auf  den  Gonsum  der  Massen  vorausgesetzt  wird. 
Die  höheren  Classen  haben  von  ihrem  Interessenstandpuncte  aus 
ganz  recht  mit  ihrer  Ablehnung  eines  solchen  Vorgehens,  weil  sie 
jene  Voraussicht  der  Fortwälzung  als  eine  trügerische  kennen. 
Aber  nicht  minder  haben  doch  die  unteren  Classen  recht,  aus  dem- 
selben Grunde  den  Trost  abzulehnen,  sie  könnten  sich  durch  Rück- 
wälzung der  auf  sie  in  den  Preisen  der  gekauften  Waaren  fort- 
gewIUzten  indkecten  Yerbrauchssteuem  leicht*  helfen.  Wie  die 
Dinge  hier  in  Wirklichkeit  liegen,  wird  unten  bei  der  Darstellung 
der  principiellen  und  practischen  Mängel  der  Verbrauchsbesteuerung 
nachgewiesen  werden  (§.  511). 

2)  In  einem  Puncte  gehen  aber  die  unbedingten  Gegner  von 
Verbrauchssteuern  auf  Massenconsumptibilieu  freilich  auch  wieder 
zu  weit  und  verfallen  sie  eigentlich  in  denselben  Fehler  wie  die 
unbedingten  Anhänger,  nemUch  volle  Ueberwälznng  in  zu  weitem 
Maasse  anzunehmen.  Nach  ihnen  ist  es  immer  der  ganze  Betrag 
der  Steuer,  welcher  (noch  verbunden  mit  Nebenspesen,  Zmsenu.B.w.) 
aut  den  Preis  des  Artikels  fällt  und  um  welchen  sie  daher  „den 
Consumenten''  voll  belastet  ansehen.  Hier  wird  der  Ueberwälzungs- 
tcndenz  bis  zum  Consumenten  hin  ebenso  eine  zu  grosse 
practische  Stärke  und  eine  zu  unbedingte  allgemeine  Verwirklichung 
zugeschrieben,  wie  Seitens  der  anderen  Partei  derjenigen  vom 
Consumenten  weiter  oder,  in  der  frttheren  Terminologie:  wie 
hier  die  Rfl  ek wälzungsffthigkeit,  wird  dort  die  Fähigkeit  der 
Fort^lzung  äberschätzt  und  ohne  genügende  Rücksicht  auf 
die  Verhältnisse  des  practischen  Lebens  benrtheilt.  Es  ist 
vielmehr  ein  weiterer  Uebelstand,  dass  sich  die  Fortwälzung  prac- 
tisch  nicht  so  einfach  zuträgt,  wie  hier  angenommen  wird.  Würde 
nur  und  voll  der  Consument  getroffen,  so  Hesse  sich  dies  leichter 
compensiren.  Aber  ein  Theü  der  Steuer  bleibt  in  verschiedener 
Weise  oft  auf  dem  Wege  vom  ersten  Steuerzahler  zum  Consumenten 
an  einzelnen  Z wisch enpersonen  oder  auch  an  euizehien  Pro du- 
centen  selbst  hängen,  mindert  deren  Einkommen,  Gewinne  etc., 
so  namentlich  wohl  bei  deiyenigen  indirecten  Verbrauchssteuern, 
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welebe  beini  inlttBdiscben  Prodocenten  oder  in  der  Form  von  Z(5lleii 

erhoben  werden.  Diese  Sachlage  bildet  sogar  von  einem  anderen 
Gesichtspnncte  aus  unter  Umständen  eine  relative  Rechtfertigung 
solcher  Steuern,  indem  dieselben  nemlich,  ähnlich  wie  Verkehrs- 
stenern, als  eine  Art  Gewerbesteuer  und  EinkonimeDSteuer  der 
Kanfleute^  Fabrikanten,  also  solcher  Ciassen  und  Personen  mit 
angeseben  werden  können,  deren  Gewinne  nnd  Einkommen  sieb 
der  sonstigen  direeten  Erwerbsbestenening  leiebter  entzieben.  Die 
Anhänger  der  Verbrauchssteuern  machen  das  nicbt  selten  geltend, 
principiell  nicht  mit  Unrecht,  wenn  auch  gewöhnlich  mit  starken 
Uebertreibungen.  Sie  ttberseheu  nur  als  Vertreter  dieser  Auffassung 
wieder  zweierlei. 

a)  Einmal,  dass  sie  damit  in  Widerspruch  mit  ihrer  optimisti- 
schen Ansicht  von  der  Rück-  und  Weiterwälzung  der  Verbrauchs- 
steuern Seitens  der  Consumenten  kommen :  wenn  die  gleichmässige 
Fortwälzung  bis  zum  Consumenten  schon  so  unsicher  ist,  wie 
sehr  vollends  diese  Rttckwftlznng!  FOr  letztere  liegen  die  Ve^ 
bältnisse  doch  viel  angtinstiger,  weil  es  sieb  eben  um  „Consumenten*' 
ohne  Organisation  zu  gemeinsamem  Handeln,  ohne  Ökonomische 
Machtmittel  (untere  Ciassen!)  zur  Durchsetzung  der  Rückwälzung 
handelt,  während  in  dem  anderen  Fall  „Producenten'^  in  Betracht 
kommen,  welche  doch  für  den  Concurrenzkampf  besser  organisirt 
sind,  ihr  Kapital  nötbigenfalls  eher  aus  dem  Geschäft  ziehen 
können  u.  s.  w. 

b)  Sodann  der  zweite  Mangel  der  Beweisführung:  gerade  die 
ungloichmässige  Fortwälzung  der  zunächst  vom  Producenten, 
Fabrikanten,  Kaufmann  iL  s.  w.  ausgelegten  Steuer  ist  ein  neues 
Argument  dafttr^  dass  man  mit  der  Becbtfertignng  der  Verbrauchs- 
besteuemng  durch  den  Hinweis  auf  die  Ausgleicbungsfunction 
der  Ueberwälzung  sehr  vorsichtig  sein  muss.  Die  einzelnen 
J'roducenten  sind  nach  einer  Menge  persönlicher,  wirthschaftlicher 
und  technischer  Verhältnisse,  im  Gross-  und  Kleinbetrieb,  nach  der 
Vertheilung  des  Kapitals  auf  Anlage-  und  Betriebskapital^  nach  der 
örtlicben  Lage  ihrer  Anstalten  u.  s.  w.  in  ganz  ungleichem 
Maasse  zur  Fortwftlzung  der  von  ihnen  ausgelegten  Steuern 
befähigt  Oefters  bleiben  Tbeile  dieser  Steuern  auf  ihnen  sitzen, 
aber  da  dies  einzeln  in  durchaus  verschiedenem  Maasse  geschiebt, 
sind  diese  Steuern  auch  wieder  keine  richtige  und  gerechte 
Gewerbe-  oder  Einkommensteuer  der  Betrofifeuen,  gaoz  ab- 
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gesehen  von  dem  Umstände,  dass  nur  gewisse  Gewerbe  indirect 
besteuert  würden.  ^) 

So  darf  man  behaupten,  dass  der  Verlass  aaf  die  Ueber- 
wälznng  in  jeder  Hinsieht  ein  sehwaohes  Argument  zn  Gunsten 
der  Verbranehsbesteiierang  des  Ck>nsiimenten  selbst  nnd  anderer, 
mit  der  Herstellung  und  dem  Vertrieb  der  steuerpflichtigen  Waaren 
in  Verbindung  stehenden  Personen  ist. 

B.  —  §.  503.  Die  Selbstregelung  der  Besteuerung  des 
Einzelnen  dureh  die  Kegelung  seines  gebrauchssteaer- 
pfliehtigen  Consnms.  Auch  dureh  die  Berufung  hierauf  wird 
keine  richtige  Begrflndnng  der  Verbrauchs-  und  Nutzungsbesteuemng 
gewonnen.  Einmal  ist  in  yielen,  praetisch  wichtigen  Fällen  eine 
solche  Macht  des  Einzelnen  nur  scheinbar  vorhanden;  sodann 
aber  steht  dieselbe  überhaupt  mit  dem  wahren  Wesen  der 
Besteuening  in  Widerspruch. 

1)  Bei  einer  Besteuerung  von  nothwendigen  Lebens- 
mitteln (Salz!  Volksbrot  [Boggenbrot  bei  uns],  Fleisch)  ist  von 
einer  solchen  Macht  theils  gar  nicht  die  Bede,  tiieils  wttrde  sie  nur 
auf  Kosten  der  Gesundheit  und  Arbeitskraft  des  Gonsumenten  aus- 
geübt;  also  auch  gegen  das Gemeinsehaftsinteresse.  Bei  anderen 
Steuerobjecten  stemmt  sich  wenigstens  die  Consumtionssitte  der 
Einschränkung  des  Consums  entgegen.  Die  letztere  kann  ebenfalls 
ihre  sanitären  und  sonstigen  Bedenken  bieten.  Auch  trifft  der 
allgemeine  Einwand  gegen  die  Gebrauchsbesteuerung  zu,  dass  die- 
selbe eben  einzelne  Artikel  des  Consums  ziemlich  willklihr- 
lich  herausgreift  Die  Gleichmässigkeif  wird  so  von  Neuem 
verletzt,  indem  dem  Consnmenten  eines  besteuerten  Artikels,  gegen- 
über dem  Consumenten  eines  unbestenerten ,  entweder  zugemuthet 
wird,  die  Steuer  im  höheren  Preise  der  Waare  zu  entrichten  oder 
auf  den  Consum  zu  verzichten.  So  liegt  die  Sache  selbst  bei  den 
sogen.  Luxussteuem. 

2)  Gewichtiger  und  principieller  ist  aber  noch  der 
zweite  Emwand  gegen  diese  BegrQndung  der  Gebrauchsbesteue- 
rung: es  sollte  dem  Einzelnen  eben  gar  nicht  „frei  stehen'^ 
durch  eine  Handlung,  welche  wie  die  Regelung  des  Consums  mit 
der  individuellen  Steuerpflicht  absolut  keinen  Zusammenhang  hat, 

*)  Auch  diese  BegrOndnng  liegt  implicitc  einem  grossen  Thefl  des  A^amente 

der  practischen  Befürworter  (von  dem  leitenden  Staatsmanne  an  bis  weif  herab)  der 
Tcrbrauchssteuern  bei  den  neuesteu  deutschen  Steuerreformplänen  zu  Grunde:  ein 
guter  Beleg  daftlr,  dass  es  „ohne  Theorie"  antor  denkenden  Menschen  einmal  nicht 
abg^t,  duä  aber  auch  hier  die  „Theorie**  ihren  Haken  hat. 
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sich  dieser  Pflicht  zu  entziehen  oder  das  Maass,  in  dem  er  sie  er- 
füllt, zu  bestimmen.  Wie  man  die  Besteuerung  des  Einzelnen  auch 
immer  auffasse  und  begründe:  ob  man  sie  als  einen  Entgelt  der 
Dienste  des  Staats,  der  Yortheile  der  StaatSTerbindnng  oder  rich- 
tiger als  eine  Pflicht  ansieht,  welche  ans  der  natomothwendigen 
güedlicben  Angehörigkeit  des  Einzelnen  znr  Staatsgesellsohaft  folgt: 
die  Steuerzahlung  an  sieh  und  da8  Maass  ihrer  Höhe  mtoten 
richtiger  Weise  von  der  Art  nnd  der  Grösse  des  Gonsnms 
einzelner  Güter  unabhängig  sein.  Practische  Gründe, 
jenes  besprochene  psychologische  Moment  u.  A.  m.  mögen  trotzdem 
für  eine  solche  Verbindung  sprechen.  Aber  ein  Vortheil,  dass 
das  Individuum  alsdann  durch  Regelung  seines  Gonsums  seine 
Steuer  regeln  könne,  ist  dies  nicht:  die  Glebrauchsbesteaemng 
lässt  sieh  mit  solchem  Argument  sieht  begründen  nnd  rechtfertigen, 
sondern  gerade  angreifen. 

§.  503 a.  Aneh  die  weitere  Motivimog  verwandter  Art,  dass 
sich  durch  eine  rationelle  Verbrauchsbesteuerung  der  C o n s u m  der 
Bevölkerung  in  deren  eigenem  wahren  Interesse 
richtig  regeln  lasse,  begegnet  doch  erheblichen  principiellen 
und  practischen  Bedenken.  Man  argumentirt  hier  ans  den  sich 
berührenden  Gesichtspuncten  der  Sanitäts-,  Sitten-,  Lnxns- 
und  allgemeinen  Wohlfahrtspolizei*)  Es  mag  zugegeben 

')  Dies  ist  implicite  der  Standpunct  der  in  der  Vorbemerkung  S.  493  genaimteu 
tinanzsiatistischen  Schrift  von  Gerstfeldt.  Da  SAnliclie  Auffassungen  in  gewisBeii 
Kreisen  verbreitet  sind .  scheint  es  kein  liors  d'oouvre  auf  die  Prüfung  dieses  Stand- 
puncts  etwas  näher  einzugehen,  weshalb  ich  diesen  noch  zusätzlich  hier  eingefügt 
habe.  Die  finanzstatistischen  Thatsachcn  sind  allerdings  beruckend,  aber  um  so  noth- 
wendiger  ist  eine  nnbe&ngene  BeiirtheUnng.  Nach  Gerstfeldt,  bes.  Taib.  S  und  7 
eigiebt  sich  für  die  neaeate  Zeit: 


Branntwein. 

Deutscheij 

üross- 
britaunieii 

Frank- 
reich 

Weat- 

üsterreich 

BU88- 

laud 

45-21 

422-05 

65  00 

18-00 

567-27 

oder  7o        Steuern  .... 

700 

30-b4 

3-38 

3*31 

42-88 

1*06 

12*42 

1*76 

0-82 

8*10 

Dnrchschn.satz  d.  Steuer  p.  100  % 

Alkohol  p.  Hectol. 

30-0 

400-0 

900 

24*0 

? 

17-0 

800-0 

60*0 

301) 

1250 

Abgabebelast  YerbnacbsmjBnge 

6*14 

3-87 

2*86 

4-10 

6*48 

Tabak. 

Einnabine  MilL  IC  

14*38 

163*00 

357*18 

75*49 

45*55 

oder  ®/o  aller  Steaem  .... 

2-25 

11S.5 

13'30 

13-86 

3-44 

0-34 

4-77 

6-95 

3-43 

0-65 

Durchschn.satz  an  Steuern  (iucL 

Uonop.)  p.  Gentner 

an  Zoll  M  

15-00 

350*0 

700 

an  Steuer  (Monop.)  M.    .  . 

2-30 

380-0 

110-0 

50-0 

Beiast.  Yerbr.menge  p.  Kopf  Pfund 

3-36 

1-30 

1-88 

312 

ri9 

Digitized  by  Google 


Sauitäts-  uud  ütteupolizeiliche  Regelung  des  Gousams  diucli  die  Steuern.  523 


werden,  dass  solche  Gesicbtspuncte  etwas  mitsprechen  dürfen, 
besonders  bei  der  Branntwein-  und  auch  noch  bei  der  Tabak - 
besteaernng.  Aber  man  überzeugt  sich  leicht,  dass  man  hier  zu 
sehr  missliehen  Oonseqnenzen  gelangt  ^  sobald  man  einen  dieser 
Gesichtspnnete  emstlieb  zur  Begründung  einer  hohen  Verbrauebs- 
besteuerung  auf  wdohe  Gegenstände  immer  benutzt. 

1)  Von  einer  auch  nur  einigermassen  bereehtigten  sanitäts- 
und  Sitten  polizeilichen  Regelung  kann  hier  doch  bloss  gegenüber 
einem  wirklich  physisch  und  psychisch  schädlichen  Uebermaass 
des  Gonsums  die  Rede  sein,  wenn  man  selbst  von  allen  princi- 
piellen  Einwänden  gegen  solche  Einmischung  absehen  wollte.  Nun 
wäre  aber  hier,  wenn  sie  Überhaupt  richtig  und  erfolgreich  sein 
sollte,  eine  ganz  individuelle  Gontrole  des  Gonsums  des  ein- 
zelnen Trinkers  und  Bauchers  nothwendig.  Eine  solche  erfolgt 
dureh  die  Verbrauehsbesteuerung  and  durch  einen  hohen  Steuerfnss 
der  Branntwein-  und  Tabaksteuer  natürlich  gar  nicht.  Aus  den 
Durchschnittssätzeu  des  Gonsums  für  den  Kopf,  wie  sie  die 
übliche  Statistik  allein  berechnen  kann,  lässt  sich  nicht  ohne  Weiteres 
auf  ein  Uebermaass  des  individuellen  Gonsums  schliessen, 
auch  wenn  sich,  wie  z.  B.  bei  uns  in  Deutschland,  viel  höhere 
Kopfquoten  als  in  anderen  Staaten  mit  hoher  Besteuerung  eigeben. 
Denn  ob  und  wie  weit  ein  solches  Uebermaass  vorli^  das  hängt 
in  entscheidender  Weise  von  der  zeitlichen  Vertheilung  des 
Gonsums  einer  jeden  Person  ab.  Der  Durchschnittsconsum  kann 
sehr  hoch  sein  und  doch  wegen  einer  günstigen  zeitlichen  Ver- 
theilung dieses  Einzelconsums  eine  wirklich  schädliche  über- 
mässige Gonsumtion  fehlen,  und  umgekehrt.^)  Die  entgegen- 
gesetzte Auffassung  beruht  auf  der  unhaltbaren  Annahme  der 
absoluten  Schädlichkeit  des  Branntweins  und  Tabaks,  Diese 

Selbst  wenn  der  hier  (ob  bei  Branntwein  ganz  richtig?)  berechnete  enorm  holio.  Durch- 
ächnittsconsoin  aa  Braontwein  u.  Tabak  in  Deutschland  doich  eine  der  au&ländischea 
ähnlioko  liobe  Bestevemng  auf  die  HSlfle  ledocirt  wttrde,  an  sich  vielleicht  wttnscheos- 
Werth,  80  ▼ürde  die  Ausgabe  einer  Peison  für  diesen  halben  Consam  wegen  der 
hohen  Steuer  doch  noch  viel  grösser  sein  als  jetzt,  was  demnach  klärlich  auf  eine 
starke  Ueberlastang  der  betrefienden  Consumenten  mit  Steuern  oder  m.  a.  W.  auf  eine 
grosse  Ungleichmftssigkeit  der  Besteaernng  hinansliefe.  Das  Usst  sich  doch 
unmöglich  in  dieser  Frage  so  leicht  nehmen. 

S.  Conrad  in  d.  Ilecens.  v.  (lerstfeldt's  Sehr.,  Jahrb.  1879  II,  der  gewiss 
richtig  ausführt,  dass  das  Zuvieltrinken  von  Branntwein  durch  die  hoho  Steuer  nur 
wenig  gemindert  wird,  während  der  tägliche  Geuuss  einer  geringen  Menge  zur  Mahl- 
zeit, was  im  Jahre  ein  bedeutendes  Quantum  ausmacht,  für  den  Arbeiter  durchaus 

zuträglich  ist  u.  ihm  dieser  Genuss  durch  die  Forderung  des  Verf.  mehr  als  gerecht- 
fertitrt  orsrliwort  wird.  Ebenso  kann  man  bei  den  Arbeitern  n.  s.  w.  doch  auch  au 
das»  Berechtigte  Ucü  Tabakgenuääeä  denken.  — r^-^ 
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Annahme  müsste  folgerichtig  dazu  ftihren,  den  Consum  dieser 
Artikel  nicht  durch  ISteueru  hloss,  zu  erschweren,  sondern  ihn  ge- 
setzlich zn  verbietCDy  mindestens  wie  in  den  Staaten  derTemperance- 
Gesetze  den  offenen  Yerkaof  zn  untersagen. 

2)  Gegen  den  Inxns-  nnd  wohlfabrtspolizeilielien  Stand- 
pnnct  erheben  sich  von  yomeberein  prineipielle  Bedenken ,  wenig- 
stens innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft  und  ihrer  sonstigen  Rechts- 
ordnung. Selbst  wenn  man  davon  absieht  und  zugiebt,  dass  ein 
grosser  Theil  der  kleinen  Leute durch  den  Aufwand  für  ihren 
Branntwein-  und  Tabakconsum,  zumal  für  den  tibermässigen,  grosse 
Unwirthschaftliehkeit  zu  ihrem  eigenen  Nachtheil  beweisen,— 
ist  es  zn  rechtfertigen ,  sie  dafnr  mit  hohen  Stenern  zn  bd^gen 
nnd  gemssermassen  zn  bestrafen?  Die  Bedürfnisse  des  Staats 
grosseutheils  auf  Kosten  der  Unwirthschaftliehkeit  jenes 
Volkstheils  zu  bestreiten ?  Folgerichtig  mtisste  man  dann  über- 
haupt den  Leuten  die  freie  Verwendung  ihres  Einkommens  ent- 
ziehen, mindestens  den  Betrag,  der  über  den  uothwendigen  Bedarf 
hinaosgeht,  in  Beschlag  nehmen,  alsdann  ihn  aber  anch  zn  Zwecken 
im  speoieUen  Interesse  dieser  unter  Ouratd  gestellten  Leute,  nicht 
zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsbedttrfnisse  yerwenden.  Ifit 
der  besonders  hohen  Branntwein-  und  Tabakbesteuerung  profitirt 
doch  jetzt  im  Grunde  der  Staat  nur  für  seine  fiscalischen  Interessen 
von  Lastern  und  Unsitten  der  Bevölkerung,  und  zwar  von  solchen, 
die  er  nicht  wohl  sonst  unter  Strafe  stellen  kann.  Gerade  das 
polizeiliche  Bevormundungsprincip  würde  eine  ganz  andere  Behand- 
lung unwirthschaitlicher  Gonsnmtionen  bedingen,  als  dictjenige  ver- 
mittelst hoher  Verbrauchsbesteuerung.  Wenn  man  durch  letztere 
selbst  dne  Verminderung  anstOssiger  Consumtionen  erreicht,  so 
wird  doch  in  der  Regel  der  gesammte  Aufwand  einer  Person  für 
die  betreffenden  Objecte  bei  hoher  im  Vergleich  mit  niedriger  Be- 
steuerung noch  grösser,  daher  die  wirthschaftliche  Verwendung  des 
ganzen  Einkommens  noch  schlechter  ausfallen.  D.  h.  man  fttgt 
durch  solche  Besteuerung  noch  die  Gefahr  raschmn  und  stärkeren 
wirthschafUichen  Ruins  zu  allen  anderen  flblen  Folgen  bedenklicher 
Consumtion  hinzu.  Viel  heilsamer,  aber  freilich  auch  viel  mehr 
gegen  das  doch  zumeist  einseitig  sich  geltend  machende  fiscalische 
Interesse  wären  z.  B.  gegenüber  dem  Tabak-  und  Brauutwein- 
consuni  Vorkehrungen,  die  Gelegenheit  zu  diesen  Consumtionen 
zu  erschweren,  wie  in  Betreff  des  Branntweins  (und  indirect  des 
Tabaks)  durch  eine  richtige  Schankstättengesetzgebung  und 
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in  Betreff  des  Tabaks  durch  umfassendere  Rauchverbote  in  öffent- 
lichen Localitäten  u.  s.  w.  (zugleich  eine  wahre  Wohlthat  für  die 
Dicht  rauchende  Menschheit!). 

G.  —  §.  504.  Die  (indireote)  VerbrauchsbesteuernDg 
als  Mittel,  das  Moment  der  Steuerzahlung  zu  TerhfllleD. 
Der  psychologische  Vortheil)  welcher  hierin  liegt,  wurde  oben 
zugegeben.  Aber  mit  diesem  Vortbeil  sind  gewichtige  Nach- 
theile verbunden,  sowohl  in  Bezug  auf  den  Besteuerten  als 
auf  den  Staat. 

1)  Jener  verkennt  eben  deslialb  so  leicht  den  nothwendigen 
Zusammenhang  zwischen  Besteuerung  und  öffentlicher  Leistung, 
zwischen  Steuerzahlung  und  Steuerpflicht  Sem  eigener  Verbrauch, 
seme  Ausgaben  erscheinen  ihm  nicht  im  wahren  Licht  Darin  nur 
Yortbeile  zu  sehen,  nur  zu  rühmen,  dass  dieser  mangelnde  Ein- 
blick in  die  wirklichen  Verhältnisse  über  manches  Unliebsame  und 
Lästige  hinweg  helfe,  heisst  doch  sehr  kurzsichtig  urtheilen,  etwa 
SO,  als  ob  Uberhaupt  die  genaue  Rechnungsführung  in  der  Priva^ 
wirthsehaft  besser  unterbleibe,  damit  man  sich  in  Betreff  seiner 
Ausgaben  in  „angenehmer''  Unwissenheit  befinde. 

S)  FQr  das  ganze  Gemeinwesen  oder  den  Staat  selbst 
ergeben  sich  aber  nicht  geringere  Bedenken.  Zugestanden,  dass 
die  Deckung  eines  grossen  Finanzbedarfs  durch  Verbrauchssteuern 
leichter,  weil  wenig  unpopulär  als  durch  Schätzungen  sei  und  dass 
deswegen  Staatsmänner  politische  Gründe  für  ein  solches  Vor- 
gehen geltend  machen  kOnnen:  nicht  minder  sind  politische  und 
finanzielle  Gegengrttnde  anzufahren.  Die  Controle  des 
Staatshaushalts,  die  Prflfung  der  Nothwendigkeit  und 
Zweekmftssigkeit  einer  Ausgabe  wird  fast  unvermeidlich 
weniger  ernst  genommen.  Die  parlamentarischen  Körper  be- 
willigen begreiflich  genug,  auch  wenn  sie  dabei  gar  nicht  specielle 
Interessen  der  Besitzenden  vertreten,  indirecte  Verbrauchssteuern 
leichter  als  directe  firwerbssteuem,  weil  sie  sieh  durch  letztere 
beim  Volk  eher  unpopulär  zu  machen  furchten.  £ine  absolute 
Staatsgewalt,  der  kerne  Volksyertretnng  zur  Seite  steht,  greift  eben- 
falls leichter  zu  der  „unfHhlbaren''  Verbranchsbesteuerung.  Der 
Finanzbedarf  droht  aber  dann  um  so  rascher  und  stärker  zu  steigen, 
die  reelle  Macht  der  Parlamente  um  so  kümmerlicher  zu  werden: 
Letztres  desto  mehr,  je  mehr  schon  die  ganze  steuei technische  Ein- 
richtung der  Verbrauchssteuern  mechanisch  weiter  fungirt  und  aus 
finanziellen  Gründen  in  Function  erhalten  werden  muss,  wenn  der 
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Steuerapparat  einmal  gebildet  worden  ist/')  Gerade  je  schärfer 
die  Steuer  vom  Einzelnen  und  im  Volke  als  Steuer  empfunden 
wird,  desto  vorsichtiger  wird  man  an  ihre  Ansdehnang,  desto  sorg- 
fiUtiger  an  die  Prttfnng  des  Bedarfs  gehen.  Gewiss  yennVgen  sich 
hier  die  Interessen  zu  kreuzen  und  kann  eine  nothwendige  nnd 
erwttnsehte  Entwicklung  der  ^^öffentlichen  Thätigkeiten''  durch  zu 
knappe  Bemessung  des  Bedarfs  und  zu  grosse  Abneigung  gegen 
eine  Vermehrung  der  Steuern  gehemmt  werden.  Aber  die  Klippe 
auf  der  anderen  Seite  ist  auch  nicht  zu  übersehen:  die  Gefahr 
einer  Schädigung  der  ,,Freiheitsinteresse n^'  des  Volks 
nnd  einer  zu  willfährigen  Vermehrung  der  öffentlichen 
Aasgaben,  damit  einer  Allmacht  der  Staatsgewalt 

Diese  Betrachtung  führt  schon  zu  der  folgenden  Erörterung 
hmtther: 

III.  —  §.  505.  Die  principiellen  und  practischen 
Mängel  der  Gebrauchsbesteuerung.  Dieselben  waren  im 
Vorausgehenden  schon  mehrfach  zu  berühren.  Sie  lassen  sich  zu- 
sammenfassen und  übersehen  als  Verstösse  gegen  die  vier 
Reihen  oberster  Stenerprincipien.  Die  Gebrauchsbesteue- 
mng  als  Ganzes  betrachtet  zeigt  hier  grosse  Milngel,  welche  kaum 
bei  emer  emzelnen  hierhergehörigen  Steuer  und  Eihrichtungs-  und 
Erhebungsform  ganz  fehlen,  wenn  auch  hier  in  grösserem,  da  in 
geringerem  Grade  hervortreten. 

A.  Verstösse  gegen  die  f inanzp olitisch en  Principien 
der  Ausreichendheit  und  Beweglichkeit.  Die  Hiuiptarten 
der  Besteuerung  sind  schon  oben  bei  der  Erörterung  dieser  Prin- 
cipien kurz  in  ihrer  Beziehung  zu  diesen  letzteren  beurtheilt 
worden  (§.  368).  Gerade  wegen  der  engen  Verknttpfung  der  Ver- 
brauchsstener  an  gewisse  Waaren  hängt  der  Steuerertrag  wesent- 
lich von  den  Productions-  und  Consumtionsverhältnissen, 
den  Conjuneturen  dieser  Waaren,  vom  Gang  des  ganzen  Wirth- 
schaftslebens,  von  der  ungestörten  Function  des  Erhebungs- 
und Coutrolapparats  mit  ab.  Der  Steuerertrag  sinkt  daher 
leicht  in  „ungünstigen^^  Zeiten,  wo  man  ihn  am  Nothwendigsten 


•)  Als  „politisclie  Garantie"  haben  daher  z.  B.  Bewilligungen  eines  Tabak- 
monopols auf  eine  bestimmte  Reibe  von  Jahren,  wie  gesetzlich  in  Frankreich  un<i 
wie  es  bei  dem  deatächeii  Tabakmonopolproject  luituuter  vorgeschlagen  worden  ist, 
isxam  itgead  einen  Werth.  Wenn  man  nach  einem  hngen  nnd  kostspieligen  Expro- 
priationsveirfahren  i)ci  uns  ein  solches  Monopol  einmal  eingeführt  haben  sollte,  wird 
man  doch  eine  Wiederau i'hebang  des  Monopols  in  unabsehbarer  Zeit  nicht  ernstlich 
ins  Auge  fassen  können. 
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bedarf,  und  steigt  leicht  in  „günstigen''  Zeiten,  wo  man  das  eher 
entbehren  könnte.  Dort  daher  eine  Störung  des  Gleichgewichts 
im  Staatshaushalte,  die  schwer  sofort  gut  zu  machen  ist  Steuer- 
ansfiUle  lassen  sich  dabei  auch  nicht,  wie  theilweise  wenigstens  bei 
directen  Erwerbsstenern,  naehiri^;lioh  wieder  einbringen.  In  den 
günstigen  Zeiten  aber  entsteht  eine  Versnchang  za  nenen  öffent- 
liehen  Ausgaben,  weil  die  Mittel  dazu  vorhanden  sind.  Manches 
weniger  Nothwendige  wird  dann  leicht  unternommen,  für  das  hinter- 
her die  Mittel  fehlen,  wenn  die  allgemeinen  Verhältnisse  \^eder 
schlechter  werden.  Eine  rasche  Vermehrung  des  Ertrags 
anf  einmal  im  Bedarfsfall  lässt  sich  aber  gerade  durch  die  Ver- 
brauchsbestenening  auch  nicht  leicht  bewirken,  nm  so  weniger,  je 
mehr  die  bevorstehende  Steaervermehmng  (Aosdehnung  oder  Er- 
höhung) von  der  Specnlation  ausgebentet  wird,  wie  jetzt  regelmässig 
in  unseren  Verkehrsyerhftltnissen.  Durch  eine  gewisse  Mannig- 
faltigkeit dieser  Besteuerung,  durch  richtige  Auswahl  der 
einzelnen  Steuerobjecte  und  durch  passende  Steuerform  • 
(z.  B.  die  Monopolisirung)  sind  diese  Mängel  wohl  zu  ver- 
mindern, aber  nicht  zu  beseitigen. 

Die  Schlüsse  für  die  richtigen  Zielpuncte  des  Stenerieiystems 
eigeben  sich  von  selbst  Hervorgehoben  sei  hier  bloss,  wie  rer^ 
fehlt  es  sein  wttrde,  die  Staatsbestenemng  nnr  oder  fast  nur  anf 
Verbranchsstenem  zn  begrflnden. 

B.  —  §.  506.     Verstösse    gegen  die  volkswirth-' 
schaftlichen  Steuerpri n c  ipien.    Eine  Steuer  muss  hier  der 
richtigen  Wahl   der  Steuerquelle   entsprechen  und  den 
Ueberwälzungsverhältnissen  gehörig  Rechnung  tragen. 

1)  In  erster  Hinsicht  möchten  die  Verbrauchsbesteuemng  im 
Ganzen  nnd  die  einzelnen  Stenern,  auch  die  ttbliehen  Steuern  anf 
Nntznngen  des  Nntzvermögens  n.  s.  w.  keine  allgemeinen  Bedenken 
bieten.  Sie  werden  meistens  als  reelle  Einkommenstenem ,  prin- 
cipiell  richtig,  fungiren.  Aber  sie  belasten  die  Steuer  quelle 
des  Einkommens  bei  den  Einzelnen  zu  ungleich,  was  nicht  nur 
den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  volkswirthschaft- 
lichen  Interessen  widerspricht  Aus  der  folgenden  Darlegung 
(§.  507  ff.)  der  Verstösse  gegen  die  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  wird  sich  dies  näher  ergeben. 

2)  Die  Ueberwälzungsverhältnisse  werden  in  der  Ver- 
brauehsbesteuerung  nnd  besonders  bei  wichtigeren  einzelnen  Stenern 
regelmässig  nicht  gehörig  berücksichtigt    Daraus  entsteht  eine 
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neue  grosse  U  n  1  e  i  c  Ii  m  ii  s  s  i  g  k  e  i  t  der  Belastung ,  welche  wie- 
derum auch  volkswirthschal'tlich  bedenklich  ist.  Auch  dies  folgt 
schon  aus  dem  Früheren  (§.  383  ff.)  und  wird  unten  im  §.  511  fUr 
einen  Hauptfall  noch  näher  begründet. 

3)  Zu  den  YolkswirthsehafUiehen  Naohtheilen  der  Verbranehs- 
stenern,  aller  snsammen  in  gewissem  Maasse,  der  einzelnen  mehr 
oder  weniger,  gehören  femer  diejenigen,  welche  anch  vom  Stand- 
punct  der  Steuer  Verwaltung  hervorzuheben  sind  und  unten 
(§.  516)  besprochen  werden,  sowie  andere  verwandter  Art.^)  Die 
Controlen  und  Erhebuugsformen  belästigen  und  hemmen  den  Ver- 
kehr, die  richtige  locale  und  internationale  Arbeitstheilung,  hemmen 
die  Entwicklung  der  Technik  nicht  selten,  begünstigen  den  Gross- 
betrieb mitunter  einseitig,  reizen  za  besonders  schlimmen  Formen 
der  Defiraude,  des  Sohmnggelsi  der  Bestechnng,  wirken  dadurch 
anch  yerderblich  auf  die  Concnrrenzyerhältnissey  corrumpiren  so 
das  Geschäftsleben  n.  s.  w.  Anch  die  meist  höheren  Erhebnngs- 
kosten,  die  Herbeiführung  von  Nebenspesen  für  den  Steuerzahler, 
von  besonderem  Zeit-  und  Arbeitsaufwand  sind  unverkennbare 
Uebelstände,  welche  bei  einem  Vergleich  mit  der  directen  Erwerbs- 
l>esteueruDg  nicht  unbedeutend  zu  Ungunsten  der  Verbrauchssteuern 
ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie  anch  meistens  nicht  den  Ausschlag 
geben  können. 

C.  —  §.  507.  Verstösse  gegen  die  Principien  der 
gerechten  Steuervertheilung  oder  gegen  die  Allgemein- 
heit und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Diese  Ver- 
stösse sind  wohl  die  wichtigsten.  Ihretwegen  wird  vor  Allem  auf 
die  Beseitigung  wenigstens  gewisser  Verbrauchssteuern  oder 
auf  deren  Ersatz  zu  sinnen  und  im  Falle  der  unvermeidlichen 
Beibehaltimg  solcher  Steuern  wird  eine  Ausgleichung  ihrer  un- 
gerechten (und  meist  zugleich  anch  yolkswirthschaftlich  nach- 
theiligen)  Wirkungen  durch  andere  Verbrauchs-  und  Nntzungs- 
und  namentlich  durch  directe  Erwerbs  steuern  zu  verlangen 
sein.  Nur  so  kann  ein  Steuersystem,  in  welchem  sich  viele  und 
schwere  Verbrauchssteuern  befinden,  wenigstens  die  Gesammtlast 
der  Besteuerung  leidlich  allgemein  und  gleich  massig  ver- 
theilen. Die  Forderung  einer  solchen  Ausgleichung  der  Wirkungen 
der  Verbrauchsbestenemng  beschränkt  sich  anch  nicht  auf  das 


^)  Sehr  gut,  an  Beispielea  u.  s.  w.  dargelegt  von  Giiffe  Leslie,  on  financ 
lefonn,  D.  t.  BiOmel. 
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socialpolitische  Steuersystem:  sie  gilt  auch  für  das  reiu  finan- 
zielle. In  diesem  wird  das  leitende  Princip  einer  wenigstens 
annähernd  gleichen  proportionalen  Höhe  der  Besteuerung  des 
Einkommens I  einerlei,  welches  die  Quelle  und  die  Grösse  des 
letzteren  ist,  gerade  dnreh  die  Verbrauchsbestenerang  verletzt  zu 
Ungunsten  der  Bezieher  von  Arbeits-  nnd  von  kleinem  Ein- 
kommen. Das  mnss  dorch  die  Gestaltung  des  Steuersystems  wenig- 
stens möglichst  gut  gemacht  werden. 
Die  Hauptbedenken  sind  folgende: 

1)  Die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  wird  verletzt,  weil 
gewisse  einzelne  Consumptibilien  und  Nutzungen,  welche  nicht 
von  Jedermann  genossen  werden,  der  Steuer  unterliegen. 

2)  Die  Gleichmässigkeit  wird  verletzt^  weil 

a)  auch  die  besteuerten  Ofc^jeete  n.  s.  w.  von  den  Gon- 
snmenten  nicht  in  gleicher  Menge,  Gttte,  noch  in  einem  zum 
Einkommen  in  gleichem.Verhttltniss  stehenden  Betrage 
gebraucht  werden  ;  ferner 

b)  weil  die  Verbrauchsbesteuerung  sich  in  dem  Gesammt- 
umfang,  welchen  sie  für  den  Besteuerten  erreicht,  zunächst  nach 
der  Grösse  des  Verbrauchs,  nicht  des  Einkommens  richtet, 
die  Grtfsse  des  Verbrauchs  aber  mehr  oder  weniger  von  der  Per- 
sonenzahl abhängt,  welche  auf  das  Einkommen  eines  Besteuerten 
angewiesen  ist 

c)  Endlich  wird  die  Gleichmftssigkeit  der  Besteuerung  auch  in 

Bezug  auf  diejenigen  Personen  und  Wirthsc haften  ver- 
letzt, welche  als  „Producenten"  (Fabrikanten,  Kaufleute)  zu- 
nächst die  Steuer  auszulegen  haben,  wegen  der  unvermeidlichen 
Mängel  der  complicirten  Steuertechnik  der  meisten  Ver- 
brauchssteuern. 

Diese  Bedenken  treffen  princip iell  alle  Gebranchsbesteue- 
rung, auch  diejenige  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  die  Luxus- 
steuem  u.  dgl.  Dem  Grade  nach  haben  sie  aber  bei  den  einzelnen  . 

hierhergehörigen  Steuern  und  Steuerformen  (z.  B.  bei  der  Mono- 
polisirung,  bei  der  Besteuerung  durch  Vermittlung  des  privaten 
Producenten,  im  Falle  etwaiger  Berücksichtigung  der  Qualität 
oder  des  Werths  im  Steuersatz  der  Zölle  und  inneren  Verbrauobs- 
steuem)  ein  verschiedenes  Gewicht.  Daraus  ergeben  sich 
Fingerzeige  ftUr  die  richtige  Ausbildung  des  Gebrauchssteuersystems, 
wenn  dasselbe  einmal  unentbehrlich  ist  Femer  lassen  sich  durch 
entsprechende  Regelung  der  directen  Erwerbabesleuerung  jene  Be- 

A.  Wtgaer,  Fiaumriumtebafk  IL  S4 
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denken  yermindern.  Fflr  die  Art  und  Weise,  wie  dies  sn  gesebehen 

hat,  ergeben  sich  gleichfallB  ans  einer  Prütüng  der  Verbrauchs- 
besteuerung selbst,  im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Hauptarten 
und  Formen,  werthvolle  Winke.  So  erlangt  die  folgende  ünter- 
Buchnng  eine  allgemeinere  Bedentong  fUr  die  Fragen  der  Ein- 
richtung des  ganzen  Steneraystema. 

§.  508.  —  1)  Die  Verletsnng  des  Princips  der  All- 
gemeinheit. Die  Thatsache  einer  solchen  Verletsimg  bedarf  bei 
der  notorischen  G^taltnng  der  Gonsomtionen  nnd  der  diese  toeffen- 
den  Gebrauchsbesteuerung  keines  weiteren  Beweises.  Man  bestrebt 
sich  deswegen,  möglichst  allgemeine  Verbrauche  zu  besteuern 
und  fügt  etwa  noch  gewisse  Steuern  auf  Nutzungen,  sogen.  Luxus- 
stenern u.  dgl.  hinzQ,  um  den  L  ticken  in  der  Allgemeinheit  des 
Consnms  von  Massenartikeln  Bechnong  zu  tragen.  M.  a.  W.:  man 
bildet  ein  Gebranchsstenersjstem  ans.  Principiell  ganz  mit 
Becht,  aber  practiscb  doch  niemals  mit  genügendem 
Er  f  0 1  g ,  denn  im  Ausgangs  puncto, in  der  Besftenenmg  gewisser 
einzelner  Waaren  und  Nutzungen  liegt  der  Mangel.  Selbst  bei 
der  Besteuerung  von  Artikeln  wie  Tabak,  Branntwein,  die, 
wenn  einmal  die  Verbrauchssteuer  gut  geheissen  wird, 
gewiss  mit  die  geeignetsten  Objecto  für  eine  solche  sind,  — 
eine  Ansicht^  welche  mit  der  Erörterung  in  §.  503 a  nicht  in  Wider- 
spruch steht  —  bildet  die  betreffende  Steuer  bei  der  fehlende 
Allgemeinheit  des  'Consums  einen  Verstoss  gegen  die  Grunds&tze 
gerechter  Steuenrertheilung.  Die  Verallgemeinerung  des  Prin- 
cips der  Steuerpflichtigkeit  einzelner  Genüsse  lässt  sich  aus  steuer- 
technischen und  Volks wirthschaftlic'ben  Rücksichten  nicht  genügend 
durchführen.  iSie  würde  aber  immer  jenen  Verstoss  nur  dem 
Grade  nach  verringern,  nicht  ihn  beseitigen. 

Am  Ungenttgendsten  bleibt  das  Hilfsmittel  der  directen  „  Luxus - 
steuern'%  denn  diese  können  vollends  aus  steuertec^nischen 
Grttnden  nur  ganz  einzelne  Nutzungen  oder  Genttsse  treffen, 
wo  von  „Allgemeinheit^  der  Gonsumtion  auch  nur  innerhalb  einer 
kleinen  Gesellschaftsschicht  noch  weniger  die  Bede  ist.') 

')  Dor  neueste  und  überhaupt  bedeutendste  theoret.  Vertreter  der  Luxnssteuer, 
Y.  Bilinski,  verkennt  das  nicht.  £r  weiät  scharf  eine  weitere  Ausdehnung  der 
directen  Lnziust.  Uber  die  4  ron  ihm  befttnrort^n  v.  praetisdi  rerbrcdtetston  ab  v. 
will  nur  den  Luxusstenorgesichtspunct  Uberhaupt  mehr  und  folgerichtiger  im  ganzen 
System  der  indirecten  Verbrauchssteuern  durchgeführt  wissen.  A.  a.  0.  S.  150.  Auch 
hier  bieten  sich  nur  zu  viele  Schwierigkeiten!  Erreicht  mau  da  mit  einer  aUgem. 
YemOgensteaer  oder  einer  progress.  Einkommenstener  nioht  das  gletohe  ZÜel  Ylel  bener? 
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§.  509.  —  2)  Die  VerletzuDg  desPrincips  derGleieb- 

mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  des  Consums  der 
besteuerten  Objeete  selbst.  Auch  hier  liegt  eine  notorische 
Thatsache  vor.  Nach  der  von  Naturverhältnissen  abhängigen 
Nothwendigkeit  der  Consumtion  (Nahrongsbedarf,  Qualität  der 
Nabrnngsmittel) y  nach  der  Consamtionssitte  and  vor  Allem 
naeh  der  Grösse  des  Einkommens  ist  der  Consam  der  steaer- 
Pflichtigen  Objecto  in  Bezog  aof  die  Menge  and  Gute  derselben 
indiyidaell  ond  familienweise  and  namentlicb  naeh  den 
Okonamisehen  und  socialen  GlasBenschichten  der  Be- 
völkerung ausserordentlich  verschieden,  demgemUss  dann 
auch  der  Steuerbetrag.  Auch  hiergegen  lässt  sich  durch  das  vor- 
her erwähnte  Mittel  einer  systematischen  Ausdehnung  der  Ver- 
branchsbesteuerong  keine  genügende  Abhilfe  schaffen,  auch  nicht 
doreh  die  Torschiedene  Höhe  der  Steuersätze  für  verschiedene 
Objeete  oder  Qaalitiiten  desselben  Objects,  selbst  wenn  ein  solches 
an  and  für  sich  ganz  richtiges  Vorgehen  in  grösserem  Umfange 
möglich  wäre,  als  es  thatsächlich  stenertechnisch  der  Fall  ist.^) 

Unter  den  verschiedenen  Nachtheilen,  welche  auf  diese  Weise 
der  Verbrauchsbesteuerung  mehr  oder  weniger  ankleben,  sind  wohl 
die  beiden  wichtigsten  die  regelmässige,  wenigstens  rela- 
tive Ueberlastung  der  unteren  Glassen,  welche  ohne  er- 
hebliehen Besitz  eigener  sachlicher  Prodactionsmittel  meist  nur  von 
einem  kleinen  Arbeitseinkommen  leben,  durch  die  haaptsäoh- 
lichen  Verbraachssteaem,  und  die  directe  Begünstigung  der 
höheren  Olassen  durch  die  fehlende  oder  ungenügende  Berück- 
sichtigung der  Qualität  der  Stcuerobjecte  in  der  Verbrauchs- 
besteuerung, speciell  in  deren  Steuersätzen  (§.  512).  Diese  Nach- 
theile muss  man  um  so  schärfer  erkennen  und  unbefangen  ins 
Auge  fassen,  weil  nur  dann  die  Wege  zu  ihrer  Bekämpfung  (wenn 
aach  nicht  zo  ihrer  anmögUchen  völligen  Beseitigang)  richtig  er- 
kannt and  beschritten  werden  können. 

a)  Die  wichtigsten,  finanziell  meist  allein  sehr  ergiebigen  und 
deswegen  beliebten  Verbranchssteuern  betreffen  unentbehrliche 
Lebensmittel,  wie  Salz  und  Brot,  oder  verbreitete  Vo Iks- 
Genussmittel,  wie  die  Getränke,  Bier,  Branntwein,  Wein,  ^ 
den  Tabak,  Coloniaiwaar en,  besonders  Zucker,  dann 
Kaffee  oder  Theo,  nach  den  Gonsumtionsverhältnissen  unserer 

^)  S  t  ü  i  u  uberäicht  dies  bei  seiuen  ganz  rieht,  üeäiclitspauctea  f tir  seine  „(icuuss- 
Stenern'*  zu  sehr  oder  txigt  dem  Umstände  wenigstens  nicht  gwtgaid  Bechnong. 

84* 
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hentigen  Cnltanrölker.')  Diese  Steaeni  fangiren  bei  der  wenigstens 

verhältnissmässigen,  obgleich  doch  immer  nur  ganz  anDähemden 
Allgemeinheit  der  betreffenden  Consumtionen  wie  eine  Art  all- 
gemeiner Einkommensteuer  und  speciell  auch  wie  eine  allgemeine 
Steuer  auf  das  Einkommen,  daher  namentlich  auf  den  Arbeitsertrag 
der  y^kleinen  Leute'^  Wegen  dieser  Function  hat  man  sie  gerecht- 
fertigt  und  selbst  vom  Standpnnct  der  Bestenenmg  des  gesammten 
Nationaleinkommens  sowie  von  den\)enigen  der  Allgemeinbeit  nnd 
Gleichmässigkeit  aus  gefordert,  sie  auch  steuertechnisch  viel- 
fach der  directen  Erwerbsbesteuerung  vorgezogen.  Diese  Auffassung 
soll  hier  auch  nicht  bestritten  werden:  ihre  relative  Richtigkeit  ist 
im  Früheren  wiederholt  eingeräumt  worden.  Aber  gerade  Ver- 
braachsstenem  wie  die  genannten  Verstössen  in  hohem  Maasse 
gegen  die  Gleiohmllssigkeit,  indem  sie  nmgekehrt  progressiv 
das  kleine  gegenüber  dem  grossen  and  druckender  das  Arbeits- 
einkommen gegenüber  dem  Besitzeinkommen  belasten,  ohne  dass 
auf  eine  Ausgleichung  durch  Ueberwälzung,  Seitens  der 
betroöenea  Classen  und  Personen  irgend  ausreichender  Ver- 
iass  ist. 

§*  510.  —  a)  Je  kleiner  das  Einkommen ,  desto  grösser  die 
Qnote,  welche  davon  auf  die  Befriedigang  des  nothwendigen  Lebens- 
bedarfs,  namentlich  der  Nahmng  verwendet  weiden  mnss.  £ine 
Verbrauchssteuer  auf  hierher  gehörige  Consumtionen,  vollends  eine 

solche,  welche  den  gleichen  Steuersatz  für  alle  Qualitäten  (Sorten) 
eines  und  desselben  Nahrungs-  und  Genussmittels  hat,  trifft  eben 
deswegen  das  kleine  Einkommen  relativ  stärker,  als  das 
grosse,  d.  h.  „umgekehrt  progressiv'':  sie  steigt  als  Quote 
mit  der  Abnahme  des  Einkommens.  So  schon  in  dem  regel- 
mässigen Falle  y  wo  die  Leute  (Familien)  mit  kleinem  Einkommen 
absolut  viel  weniger  von  einem  steuerpflichtigen  Artikel,  z.  B. 
von  Fleisch,  Colonialwaaren,  verzehren  als  die  wohlhabenderen. 
So  aber  natürlich  noch  viel  mehr  in  dem  anderen,  nicht  fehlenden 

*)  StetistischeB  daittber  erst  in  der  spec.  Stenerldire.    Vgl.  u.  A.  die  Statist 

Zosammenstellungeii  und  Berechnungen  von  Fr.  X.  Neumann-Spallart  (Wien)  in  s. 
„üebersichten  über  Productioii  n.  s.  w."  über  Consum  gewisser  Waaren ,  dann  bes. 
Gerstfeldt  a.  a.  Ü.  mit  den  Daten  u.  s.  w.  Uber  die  Steuei-batzc  u.  Ertrage  einiger 
wichtiger  yeTlir.8t.  S.  oben  §.  60Sa  Note  a  in  Betr.  Bianntrein  n.  Tabak. 

Hauptvertreter  der  Auffa^ung  der  gen.  Verl)rauclissteuern  als  „Besteuerung 
der  Arbeit"  ist  Stein  a.  a.  0.  (s.  oben  Vorbem.  8.  492),  nur  dass  hier  wie  so  oft 
bei  ihm  die  nothweudigo  Begrenzung  der  Triftigkeit  ded  Arguments  fehlt  Steinas 
oben  S.  260  enrihnte  Ansidit  Ton  der  UebenrSIzong  zeigt  hier  ihre  besonders  bedenk- 
lichen Folgen  für  die  Theorie  o.  Praxis  der  Yeibianchsbesteaening. 
")  S.  oben  S.  357  Kote  18  die  Literatur  Qber  diesen  Satz. 
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Fall;  dasB  gerade  gewisse  steueipflichtige  Artikel  die  Haapt* 
versehnmg  der  ärmeren  Leute  bilden  und  davon  mitnnter  selbst 
absolut  mehr  von  ihnen  als  von  den  Reichem  verzehrt  wird: 

Volksbrot  (Roggenbrot  in  Deutschland),  dann  Salz,  etwa  auch 
Bier,  Branntweia,  einzelne  zollbare  Artikel  wie  z.  B.  Häringe 
lassen  sich  als  Beispiele  anführen.  Eine  solche  Steuer  wird  die 
bloss  proportionale  Gleichmässigkeit  der  £inkommeu- 
besteuemng  gewöhnlich  sehr  erheblich  yerletzen.^^)  Das 
ist  anzuerkennen  und  fordert  Ausgleichung,  selbst  bei  Brannt- 
weinsteuern, so  sehr  diese  auch  den  unteren  Glassen  gegenttber 
sonst  gerechtfertigt  erscheinen  mögen  (§.  503  a),  geschweige  bei 
den  Steuern  aui'  die  genannten  anderen  Artikel.  Die  Folge  einer 
solchen  relativen  Ueberlastiing  der  unteren  Classen  ist  nothwendig 
auch  eine  für  diese  Classen  ungünstigere  Vertheilang  des 
Volkseinkommens  und  Vermögens,  als  sie  bei  einer  wenigstens 
streng  proportionalen  £inkommenbesteuerung  bestehen  würde: 
die  Ueberlastung  dieser  Glassen  hemmt  doch  auch  wieder  deren 
Kapitalbildung  und  ist  von  einer  relativen  Unterlastnng  der  höheren 
Classen  begleitet,  was  auf  eine  vermehrte  Fähigkeit  zur  Kapital- 
bUduDg  bei  denselben  hinauskommt,  —  meist  übersehene,  aber 
thatsächlich  vorhandene  Zusammenhänge  zwischen  Besteuerung  und 
Vertheilung  des  Einkommens  und  Besitzes. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  das  übersteuerte  kleine  Einkommen 
meist  auch  Arbeitseinkommen  ist,  in  welchem  ceteris  paribus 
ein  geringerer  Betrag  „freien''  £uikommens  und  eine  kleinere 
Stenerfähigkeit  steckt,  als  in  dem  Benteneinkommen  gleicher  Höhe, 
so  tritt  die  Verletzung  der  Gleichmässigkeit  noch  schärfer  hervor. 

§.  511.  —  ß)  Diese  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteueruug 
werden  nun  nicht  sicher  and  genügend^  öfters  gar  nicht 
oder  nur  um  den  Preis  schwerer  anderer  Uebelstände 
durch  die  Ueberwälzung  ausgeglichen,  wie  eine  oberflächliche 

Auf  Grand  genauer  hanshaltstatist.  Daten  lässt  sich  das  wohl  berechnen. 
Welche  Summen  schliesslich  doch  auch  „kleine  Leute"  auf  ihre  üblichen  Consum- 
artikei  au  Steueru  eutnchteu,  zeigt  z.  B.  folgeude  Berechnung.  Die  in  d.  Tab.  Ztschr. 
1879  in  ibrem  Hanslialt  yoigefUute  Familie  7.  6  Personen  anf  einer  scUeBW.  Hallig 
giebt,  unter  ZngnuidelegBng^  der  bisherigen  Zollsitze  (roll,  aber  aadi  ohne  Zn« 
schlag  für  NeVienspcscn  u.  s.  w.),  an  Verbrauchssteuern  auf  ihren  Consum  an  Salz, 
Tabak,  Zucker,  Kosinen,  Kaliec,  Thee,  Kcis  c.  18*2  M.  aus,  d.  h.  c.  1*6  ^/q  des  Ein- 
kommens T.  IHTM.  Hier  Ist  der  Theeconsnm  allerdings  ungewOlmUch  gross  (16Vt  P£) 
nach  d«  Landessittc,  dafar  der  KaJTeecousum  nur  klein  (i  Pf.)  (S.  toS).  Mit  Zuschlag 
andrer  verwandter  Abgaben  mag  an  20  M.  oder  c.  X'lh^i^  des  Einkommens  heraus- 
kommen. Die  directen  bteuoru  an  deu  Staat  (Classeust  6,  Gebäadest.  0*6  M.)  sind 
nur  6*6  IL,  also  ein  Drittel  so  hoch. 
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optimistische  Auffassung  es  annimmt.  Die  letztere  ist  aber  so  ver- 
breitet,  spielt  in  den  Steoerdebat^n  der  Praxis  eine  solche  BoUe 
und  ist  so  gefährlich ,  dass  sie  trotz  der  siehtlichen  Schwäche  der 
ihr  zn  Gmnde  liegenden  BeweisfUhmng  an  dieser  Stelle  noch  eine 

besondere  Widerlegung  erfordert.  Damit  wird  zugleich  ein  Special- 
punct  der  Ueberwälzungslehre,  dessen  Behandlung  früher  (§.  387) 
absichtlich  verschoben  wurde,  erledigt:  die  Frage  von  der  Weiter- 
wälz ung  von  (directen,  wie  in  Verbranchsstenerform  erhobenen 
indireeten)  Stenern  anf  den  Ertrag  der  gewöhnlichen 
(Hand-)Arbeit  oder  von  sogen.  „Lohnstenern''. 

Die  Yertheidiger  dieser  Stenern,  welche  tiberhanpt  solche  Ein- 
wände wie  den  der  verletzten  Gleichmässigkeit  berticksichtigen, 
machen  geltend,  von  einer  Uebersteuerung  des  Arbeiters  sei  keine 
Kede,  weil  die  Steuer  in  solchen  Fällen  zu  einer  Erhöhung  des 
Lohns  oder  zu  einer  Weiterwälzung  der  Steuer  auf  den  Arbeit- 
geber nnd  eventuell  noch  weiter  anf  den  Känfer  der  von  den  ttber- 
stenerten  Arbeitern  hergestellten  Prodncte  mittelst  einer  Frm- 
Steigerung  der  letzteren  ftthren  werde.  Es  würden  also  schliesslich 
die  Gewinne  der  Unternehmer  oder  die  Einkommen  der  Con- 
sumenten  reell  belastet,  nicht  die  P^inkommen  der  Arbeiter,  in 
deren  Einnahmen  und  Ausgaben  die  Steuer  nur  ein  du rchlaaf en- 
der Posten  sei. 

Diese  Lehre  übersieht  die  ansserordentiichen  practi- 
schen  Schwierigkeiten!  welche  unter  allen  Umständen  bei 
einer  solchen  Entwicklung  der  Dinge  überwunden  weiden  müssen, 
namentlich  diejenigen,  welche  schon  in  der  ganzen  Ökonomischen 

Lage,  socialen  Stellung  und  in  der  Untrennbarkeit  des  Arbeiters 
von  der  von  ihm  zu  Markte  gebrachten  „Waare"  Arbeit  liegen. 
Gar  nicht  beachtet  werden  dabei  ferner  die  Uebergangs- 
Verhältnisse  bis  zu  der  Zeit,  wo  auch  günstigsten  Falls  nur 
eine  solche  Ueberwftlznng  durchgesetzt  sein  künnte.  Endlich  aber, 
der  entscheidende  Umstand,  jene  Lehre  beachtet  nicht  die 
Factoren,  von  denen  nach  der  wissenschaftlich  feststehenden 
nnd  von  der  Erfahrung  allgemein  bestätigten  Theorie  derBe- 
stimmgrtinde  des  Arbeitslohns,  die  Regelung  des  letz- 
teren abhängt,  —  überhaupt  und  vollends  auf  der  Basis  der 
heutigen,  durch  das  Princip  des  freien  Eigenthums-  und  Vertrags- 
rechts und  der  freien  Goncurrenz  characterisirten  wirthschaftlichen 
oder  Verkehrs-  nnd  Erwerbsrechtsordnnng.  Aus  dieser  Lohntheorie 
folgt,  wie  es  früher  schon  formulirt  wurde  (§.  387)  nnd  nunmehr 
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kurz  bewiesen  werden  soll,  dass  „entweder  eine  Ueberwälzung 
trotz  der  daraai'  hindrängenden  Verkehrsgestaltungen  nicht  ein- 
tritt oder  nnr  unter  Vorgängen  sich  vollzieht,  welche 
schlimmer  als  das  Uebel  der  nngleichen  Bestenernng 
selbst  sind.^' 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen,  —  eineVoranssetznng, 
von  welcher  hier  ausgegangen  werden  muss,  aber  auch  ausgegangen 
werden  darf,  da  in  der  That  die  Verbrauchsbesteuerung  an  sich 
in  den  Bedingongen  der  Lohngestaltung  unmittelbar  nichts  ändert 
und  die  etwaigen  sonstigen  Veränderungen  dieser  Bedingungen 
nach  wie  vor  dieselbe  Wirkung  austtben  würden;  etwas  anders 
kann  die  Sache  bei  rationellen  Schutzzöllen  liegen  —  kann  eine 
Weiterwälzung  der  Steuer  in  der  Form  der  Lohnsteigerung  sich 
nur  durch  eine  Verminderung  des  Ausgebots  von  Arbeits- 
kräften behufs  Erlangung  von  Beschäftigung  voll- 
ziehen. Eine  solche  ist  auf  viererlei  Weise  möglich:  einmal 
durch  freiwilliges  Aus-dem-Markt-Halten  eines  Theils 
der  Arbeit;  sodann  durch  Auswanderung  von  Arbeitern; 
weiter  durch  grössere  Sterblichkeit  unter  den  arbeitenden 
Classen;  endlich  durch  schwächere  Vermehrung,  bez.  ge- 
ringere Geburtsfrequenz. 

aa)  Die  Beschreitung  des  ersten  Wegs  setzt  entsprechende 
Einsicht,  Standesbewusstsein ,  Verfügung  über  Unterhaltsmittel 
während  der  Arbeitspause,  daher  vor  Allem  eine  angemessene 
Organisation  der  Arbeiter  zu  Gewerk-  und  ähnlichen  Vereinen 
und  die  Gewährung  des  erforderlichen  Goalitions-  und 
Vereinsrechts  an  die  Arbeiter  voraus.  Selbst  wenn  diese  letzte 
rechtliche  Bedingung  erfüllt  ist  und  die  Arbeiter  auch  gar  nicht 
irgendwie  in  der  practischen  Verwirklichung  des  Coalitionsrechts 
gehindert  werden,  genügt  es,  auf  die  ausserordentlichen  Schwierig- 
keiten hinzuweisen,  welche  für  die  practisch  wirksame  Organisation 
der  Arbeiter  ans  ihrer  ganzen  socialen  und  ökonomischen  Lage, 
aus  ihrer  Vielköpfigkeit  und  aus  ihren  Fehlem  selbst  m  Fällen 
hervorgehen,  wo  noch  viel  stärkere  ökonomische  Schädigungen 
als  durch  eine  Steuerflberlastung,  in  Lohnreductionen,  Verweigerung 
von  Lohnerhöhungen,  Verlängerung  der  Arbeitszeit  in  Frage  stehen. 
Theoretisch  kann  man  zugeben,  dass  die  richtig  organisirten  Arbeiter 
im  Stande  sind,  auf  ihren  Lohn  in  gewissen  Fällen  und  in  be- 
scheidenen Grenzen  einen  günstigen  Einflnss  auszuflben,  practisch 
will  das  Überhaupt  selten  viel,  ia  der  „üallenden  Coqjunctur"  oft 
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gar  nichts  bedeuten,  weil  eben  die  complicirten  Bedingungen  für 
die  Arbeiterorganisation  und  für  die  Durchsetzung  der  Wünsche 
der  Arbeiter  zu  schwer,  zu  selten  zu  erfüllen  sind.  In  der  Frage 
der  Weiterwäizaog  von  Steuern  mittelst  Lohnsteigerung  hat  dieses 
Hilfsmittel  eine  ganz  untergeordnete,  practiscb  wohl  m^stois 
gar  keine  Bedentnng. 

bb)  Sehwftohere  Volksyermehrnng  oder  geringere 
Gebnrtenfreqnenz  kann  auch  aus  anderen  Grttnden  im  Interesse 
der  unteren  Classen  liegen  und  wäre  nicht  unbedingt  für  den  be- 
sprochenen Zweck  von  der  Hand  zu  weisen.  Aber  das  Mittel  kann 
günstigsten  Falles  nur  sehr  langsam,  practiscb  schon  des- 
halb und  noch  ans  anderen  Gründen  meist  so  gut  wie  gar 
nicht  wirken.  Aneh  läge  dabei  wiederum  nur  eine  Zumuthnng 
yor,  die  speciell  in  Folge  der  Besteuerung  bloss  an  die 
unteren  Classen  gestellt  wUrde,  was  gleiehfiyis  nicht  billig 
erseheint. 

cc)  Grössere  Auswanderung  und  grössere  Sterb- 
lichkeit aber  sind  selbstverständlich  Mittel,  die  schlimmer,  für 
den  Arbeiter  tragischer  als  die  Ueberlastung  mit  Steuern  selbst 
sind  und  deshalb  als  Wege,  um  die  Ueberwälznng  durchzusetzen, 
principiell  verworfen  werden  mflssen,  im  Arbeiter-,  wie  meist  auch 
im  ganzen  Volksinteresse.  Dass  sie  aber  auch  nur  ausnahms- 
weise, im  Falle  sehr  grossen  Umfangs,  eine  erhebliche  lieber- 
wSlzung  ermöglichen  würden,  ist  klar. 

So  kommt  man  zu  dem  Resultate,  dass  die  Steuer 
sehr  leicht  auf  dem  „kleinen  Mann",  dem  Arbeiter 
sitzen  bleiben  wird.  Denn  wenn  auch  etwa  aus  anderen 
Grttnden,  wegen  erhöheter  Productivthätigkeit  und  grösserer  Nach- 
frage nach  Arbeitskräften,  eine  Lohnsteigerung  eintritt,  in  Folge 
deren  der  Arbeiter  die  Steuer  lichter  tragen  kann  und  letetere 
auch  wirklich  eine  kleinere  Quote  von  seinem  Einkommen  aus- 


Der  eifrig-ste  deutsche  theoret.  Vertreter  der  Gewerkvereinsorganisation  zu 
Zwecken  der  Verbesserung  der  Lohnbedingungen  der  Arbeiter,  L.  Brentano  (in  s. 
„Arbeitergilden  d.  Gegenwart"  n.  in  d.  späteren  Wiederholungen  u.  Ausführungen  der 
Gedanken  dieses  Werks  in  dem  „ArbeitSFertrag  gemSss  d.  heut.  Bedit",  „Arbeiter^ 
Versicherung"  u.  s.  w.)  formulirt  überhaupt  die  Bedingungen,  unter  denen  durch  solche 
Organisation  der  Lohn  günstig  beeinünsst  werden  kann,  schon  in  der  Theorie  nicht 
correct  und  trägt  dabei  nicht  allen  zu  beachtenden  Momenten  Rechnung.  Er  täuscht 
sich  aber  vollends  Uber  die  practische  Tragweite  des  Einflusses  der  Gewerkvereine 
auf  das  Lohnwesen  u.  s.  w.  und  unterscheidet  nicht  genügend  die  auf-  und  die  ab- 
steigende Bewegung  der  ganzen  Gonjunctur  des  Markts  für  den  Absatz  der  Arbeits- 
prodncte  und  folgeweise  fUr  die  Yerlaii&bedingungen  der  Arbeit  selbst. 
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macht,  80  würde  dadurch  doch  die  Steuer  nicht  vom  Arbeiter 
i'ortgenommen,  wie  es  bei  der  Ueberwälzung  angenommen 
wird.  Nur  wenn  der  Lohn  in  Folge  der  Bednetian,  welche  er 
dnreh  eine  solche  Steuer  erfährt,  unter  das  zum  Lehen  und  zur 
Eräfteerhaltnng  und  Erneuerung  unentbehrliche  Minimum 
gesunken  wäre  —  eine  glücklicher  Weise  doch  wohl  nur  seltene 
Folge  der  Verbrauchssteuer  —  wUrde  eine  neue  Steigerung  bis  auf 
dies  Minimum  allerdings  nach  den  Sätzen  der  Lohntheorie  eintreten 
mUssen.  Aber  auch  sie  wttrde  sich  nur  mittelst  jener  bedenklichen 
Vorgänge,  der  Vergrösserung  der  Sterblichkeit,  der  Auswanderung, 
der  Abnahme  der  Gehurten,  Yollziehen  könuen.  Ein  Trost  liegt  also 
auch  in  diesem  Hinweis  auf  das  unerlftssliche  Lohnminimum  nicht 
§.  512.  —  b)  Aus  dem  Vorausgeheoden  ergab  sich  schon,  dass 
die  übliche  Verbrauchsbesteuerung  eine  indirecte  Begünsti- 
gung der  höheren,  reicheren,  besitzenden  Classen  in  sich  schliesst: 
diese  werden  relativ  nicht  so  hoch  als  die  unteren  Classen 
durch  diese  Besteuerung  getroffen.  Dazu  kommt  aber  auch  noch 
eine  directe  Begünstigung,  weil  die  Qualität  (Sorte)  oder 
der  Werth  eines  und  desselben  Steuerobjects  gewöhnlich  nicht 
oder  nur  w en  i  g  bei  der  Feststellung  der  Steuersätze  berflcksichtigt 
wird.  So  pflegen  die  Einfuhrzölle  auf  Colonialwaaren  u.  dgl. 
specifische  zu  sein,  insbesondere  Gewichts  zolle,  welche  für 
bestimmte  Gewichtseinheiten  einer  Waare,  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Qualität  oder  Sorte  erhoben  werden.  Aehnlich  ist  es  bei  städti- 
schen Thorsteuern  und  bei  den  meisten  der  üblichen  Formen 
der  inneren,  beim  Produoenten  erhobenen  Verbrauchs- 
steuern. Hierin  liegt  eine  neue  Verletzung  der  Gleiehmässigkeit 
der  Besteuerung.  Denn  der  Consum  der  besseren  Sorten  der  Artikel 
durch  die  Wohlhabenden  wird  so  nicht  so  hoch  besteuert,  als  der- 
jenige der  schlechteren  Sorten,  welche  die  ärmeren  Schichten  ge- 
niessen.  Dies  wird  auch  allgemein  anerkannt.  Der  Forderung 
einer  angemessenen  Abstufung  der  Zoll-  und  Steuersätze  nach 
den  Qualitäten  stehen  aber  steuertechnische  Schwierigkeiten 
entgegen,  welche  sieh  nur  ausnahmsweise  tthermnden  lassen.  Eme 
solche  Ausnahme  bildet  die  Monopolisirung,  z.  B.  bei  Tabak,— 
einer  der  Vorzüge  dieser  Verbrauchssteuerforni.  Soweit  Schutz- 
zölle auf  Fabrikate  als  Verbrauchssteuern  mit  in  Betracht 
kommen,  hat  eine  Werthbezollung  oder  ein  rationell  abgestufter 
specifischer  ZoUtarü',  der  immerhin  leichter  anzuwenden  ist,  den 
Vorzug,  dem  genannten  Einwand  nicht  ausgesetzt  zu  sein. 
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Solange  die  üblichen  Steuerformen  benutzt  werden,  ergeben 
sich  wieder  zur  Herbeiführung  wenigstens  einer  gewissen  Aus- 
gleiohang  dieser  direeten  UnterlastODg  der  wohlhabendem 
Olassen  dnreh  die  Verbranebsbestenernng  einige  Anforderungen  in 
Bezng  anf  die  (^estaltang  des  Stenersystems.  Davon  wird  im 
nächsten  Abschnitt  9  mit  gehandelt  werden. 

§.513.  -  3)  Die  Verletzung  des  Princips  der  Gleicb- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleicbheit  der  auf  ein  Ein- 
kommen angewiesenen  Persouenzahl.  Auch  hier  sind 
die  Wirkungen  der  Verbranehsbesteuening,  yergliehen  mit  denen 
der  direeten  Erwerbsbestenerang,  z.  B.  der  (nominellen)  Etnkommen- 
stener  ungerecht  Es  ist  zunächst  klar,  dass  ceteris  paribns  die 
Summe  von  Verbrauchssteuern  einer  Haushaltung  sich  nach  der 
Grösse  der  zu  ihr  gehörigen  Personenzahl  (unter  combinato- 
rischer  BerUcksichtignng  der  für  gewisse  Consumtionen  mit  mass- 
gebenden Verhältnisse  des  Geschlechts  und  des  Alters)  richtet, 
daher  namentlich  in  der  Familien hanshaltnng  grösser  als  in 
der  Einzelhaushaltung,  in  der  stärkeren  grltoser  als  in  der 
schwächeren  Familie  ist  Die  Dienstbotenhaltung  richtet  sich 
doch  da,  wo  überhaupt  solche  erfolgt,  auch  einigermassen  nach 
der  Familiengrösse.  Die  Verbrauchsbesteueruiig  bewirkt  daher  hier 
eine  relative  liebe rlastiing  der  Familienwirthschaft,  im  steigen- 
den Maasse  mit  der  Vergrösserung  der  Familie. 

Darin  liegt  nun  eine  Verletzung  der  Gleichmässigkeit,  von 
welcher  man  nicht  sagen  kann,  dass  sie  eben  die  unvermeidliche 
Folge  rein  privater  Verhältnisse,  z.  B.  der  Grösse  der  Einde^ 
zahl  sei,  wie  es  allerdings  die  verschiedene  hiervon  abhängige 
Grösse  der  Ausgaben  für  den  Consum  selbst  ist  Vielmehr  er- 
schwert der  Staat  die  Lage  der  Familie  gegenüber  z.  B.  derjenigen 
des  Junggesellen  hier  direct  durch  die  specifische  £igen- 
thttmlichkeit  der  Steuer  form.  Bei  der  direeten  Einkommen- 
steuer wird  zwar  das  Einkommen  auch  gewöhnlich  ohne  Rücksicht 
auf  die  Personenzahl  besteuert,  welche  darauf  angewiesen  ist  Aber 
hier  zahlt  wenigstens  die  Familie  doch  nur  bei  gleichem  Ein- 
kommen die  gleiche  Steuer  wie  der  Junggeselle,  bei  der  Ver- 
brauchssteuer dagegen  die  höhere  und  bei  gewissen  einzelnen 
Steuern  eine  sehr  bedeutend  höhere.  Bei  der  direeten  Einkommen- 
steuer hat  man  gleichwohl  schon  begonnen,  die  die  Leistungsfähig- 
keit der  gleichen  Einkommen  verschiedener  Personen  bedingenden 
Umstände  mit  zu  berttcksichtigen  und  z.  B.  das  Einkommen  der 
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grossen  Familie  mit  einem  kleineren  Steuersatz  zu  belegen.  Darin 
Hegt  wieder  eine  Anerkennung  soeialpolitischer  Momente  in  der 
ßestenemng,  welehe  an  sieh  richtig;  wenn  anoh  mit  dem  rdn 

finanziellen  Besteuerangsgesichtspuncte  in  Widerspruch  ist  (§.  397). 
Jedenfalls  erkennt  man  aber  hier  eine  Verletzung  der  wahren 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  an,  welche  bei  der  Verbrauchs- 
steuer viel  schärfer  hervortritt. 

Auch  ans  diesen  Verhältnissen  sind  wieder  gewisse,  im  nächsten 
Absehnitt  (bes.  §.  523  ff.)  aufzustellende  Forderungen  in  Bezug  auf 
die  Gestaltung  des  ganzen  Steuersystems  bei  verbleibender  Ver- 
brauchsbesteuerung abzuleiten. 

§.  514.  —  4)  Nicht  gering  sind  endlich  die  Verletzungen 
der  Gleichmässigkeit  gegenüber  den  „Producenten" 
n.  s.  w.|  welche  bei  den  Hauptformen  der  Verbrauchssteuern  die 
Steuer  auszulegend^  haben.  Vieles  Einzelne  kann  hier  erat  im 
folgenden  Hauptabschnitt  von  der  Steuerverwaltnng  und  mehr  noeh 
in  der  speciellen  Steuerlehre  heryorgehoben  werden.  Hier  genügt 
es,  einige  Puncto  zu  erwähnen,  die  zum  Theü  sehon  in  früheren 
Abschnitten,  so  bei  der  Beurtheilung  der  Ueberwälzung  (§.  385  ff., 
390  ff.)  berührt  wurden. 

a)  Die  Fähigkeit  der  einzelnen  Producenten  (Kaufleute, 
Fabrikanten  u.  s.  w.)  zur  Ueberwälzung  der  Steuer  selbst  und  der 
mit  ihr  yerbundenen  Nebenspesen  (ftlr  zollamtliehe  Manipulationen, 
für  das  Gesohäftspenonal  zur  Besorgung  der  ZoUgesohäfte  u.  dgL) 
ist  ausserordentlich  ungleich,  naoh  persOnliohen ,  teeh- 
nischen,  wirth schaftlichen  Verhältnissen,  nach  den  Conjuncturen 
des  Markts,  nach  der  thatsächlichen  Bewältigung  von  Schmuggel 
und  Defraude  Seitens  der  Steuerverwaltung.  Grössere  und  geringere 
Beträge  der  Steuern  und  Nebenspesen  bleiben  daher  auf  einzelnen 
Producenten  sitzen,  werden  zu  Steuern  anf  deren  Erwerb  (Gewinn), 
statt  zu  Gonsnmtionsstenem  Dritter.  Mit  der  steigenden  Gompli- 
eation  der  fietriebstechnik  und  -Oekonomik  nur  immer  Öfter.  Wo 
z.  B.  Schmuggel  und  Defraude  und  Bestechlichkeit  der  Steuer- 
beamten einreisst,  wird  der  Geschäftsmann  gezwungen,  entweder 
sich  daran  zu  betheiligen  oder,  wenn  er  ehrlich  bleibt,  das  Feld 
zu  räumen  oder  nun  vollends  einen  Theil  der  Steuern  —  z.  B.  die 
Differenz  zwischen  dem  Zollsatz  und  der  Schmuggelprämie  —  anf 
sieh  zu  nehmen. 

b)  Werden  ▼erbrauchssteuerpfliehtige  Waaren  aus  dem  Aus- 
land in  den  freien  Verkehr  gebraeht  und  zugleich  im  Inland  von 
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beimischen  Producenten  iiir  den  Verkauf  erzeugt,  so  ist  es  unver- 
meidlichy  die  Einfuhrzölle  und  die  inneren  Verbrancbs- 
Btenern  m  yOlKges  oder  mindestens  in  ein  gewisses  Gleichgewicht 
ZQ  bringen,  so  unter  unseren  Verhältnissen  namentlich  bei  Zucker, 
Tabak;  Spiritus,  Salz,  eirentnell  auch  bei  Wein  und  Bier. 
Eine  Begliiistigimg  im  Zoll  schädigt  die  heimische  Production,  eine 
solche  in  der  inneren  Steuer  das  Finanzinteresse  mehr 
oder  weniger.  Ein  solcher  Gleichgewichtszustand  lässt  sich  aber 
schon  wegen  der  steuertechniseben  Verschiedenheit  des  Zoll-  und 
des  VerbrauchstenerTerfahrens  auch  beim  besten  Willen 
vielfach  nur  annähernd  erreichen,  so  dass  zwischen  ganzen  Pro- 
ducenten gruppen  und  einzelnen  Producenten  wieder  viele  ün- 
gleichmässigkeiten  in  der  wirklichen  Steuerlast  bleiben,  welche 
durch  Ueberwälzung  durchaus  nicht  immer  ausgeglichen  werden. 
Aehnlich  verhält  es  sich  bei  steuerpflichtigen  Waaren,  welche  in 
einer  Stadt  hergestellt  und  vom  Lande  in  dieselbe  eingeführt 
werden  und  hier  einer  Thorsteuer  unterliegen  (Bier,  Mehl, 
Brot,  Fleisch). 

c)  Bei  einzelnen  Verbrauchssteuern  wird  das  Product  in  ver- 
schiedenen Verarbeitungsstufen  besteuert,  z.  B.  im  Roh- 
stoff, als  Halbfabrikat,  als  Ganzfabrikat  (Zucker,  auch  Tabak 
und  Fabrikate  daraus).  Hier  ergeben  sich  grosse  Schwierigkeiten 
für  die  richtige  Abstufung  des  Steuersatzes,  was  leicht  zu 
neuen  Ungleichmässigkeiten  der  reellen  Besteuerung  unter  den  be- 
theiligten Producentengmppen  und  den  einzelnen  Producenten  fshrt 

d)  Gewisse  Besteuerungsformen,  wie  die  nach  der 
Menge  des  Rohstoffs,  belasten  die  einzelnen  Producenten  je 
nach  der  Qualität  der  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Stoffe 
(Rüben,  Materialien  für  Spiritusbrennerei)  und  nach  der  Betriebs- 
technik und  -Oekonomik  oft  wesentlich  ungleich.  Die  bei 
ein  und  derselben  Steuer  möglichen  verschiedenen  Steuerformen 
(Rohstoff-,  Fabrikatsteuer  bei  Zucker,  Spiritus,  specifi- 
scher  Zoll,  WerthzoU)  wirken  vielfach  in  derselben  Weise, 
günstiger  fUr  den  einen  als  den  anderen  Producenten.^^) 

e)  Gewisse  im  Inland  erzengte  steuerpflichtige  Waaren,  welche 
in  das  Ausland  abgesetzt  werden  sollen,  müssen  aus  Rücksichten 
auf  die  internationale  Concurrenz  steuerfrei  hinausgehen 
(Zucker,  Tabak,  Spiritus,  Salz,  u.  a.  m.)*  I>ie  Steuertechnik  und 

^*)  Vgl  die  Ausfuliruiigea  über  die  Methoden  der  Zuckerbesteaeruug  iu  der 
ToizOgliclieii,  inbaltreichen  Sobr.  B.  t.  Kftnfmftnn's,  Znderindiutrie,  Bed.  1878. 
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die  Gefahr  der  Defraudation  bedingen  es  aber  meistens,  dass  auch 
diese  Waaren  ebenso  wie  die  für  den  heimischen  Consum  be- 
stimmten zunächst  der  Besteuerung  unterliegen.  Dann  wird  beim 
£xport  ein  Steuerrestitutionsvertahren  oder  die  Gewährung 
einer  sogen.  Exportbonification  noth wendig.  Die  richtige 
Bmnesstmg  derselben  bietet  in  einigen  Fällen  grosse  Schwierig- 
keiten, namentlieh  da,  wo  eine  Bohstoffbesteuerang  vorliegt,  ans 
deren  Betrag  anf  den  Stenersatz  erst  geschlossen  werden  mnss, 
welcher  auf  das  Prodact  selbst  in  einem  späteren  Verarbeitnngs- 
stadiura,  eventuell  auf  das  fertige  Fabrikat  eigentlich  entfällt.  Da 
hier  unvermeidlich  eine  Bestimmung  nach  Durchschnittsverhält- 
nissen getroffen  werden  muss,  so  ist  es  klar,  dass  die  einzelnen 
Prodncenten  wieder  in  verschiedenem  Maasse  die  Steuer,  welche 
sie  auslegten,  rflokvergtttet  erhalten,  also  verschieden  concnrrenz- 
fähig  sind,  weil  oft  em  Tbeil  der  Steuer  und  ein  einsebi  wieder 
ungleicher  Theil  auf  ihnen  sitzen  bleibt.  Selbst  wenn  die  Steuer, 
wie  das  vorkommt,  mehr  als  vollständig  rückvergütet  wird, 
so  ergiebt  sich  nach  den  Betriebsverhältnissen  der  Einzelnen  eine 
Ungleich mässigkeit  in  Bezug  auf  die  „Exportprämie^^,  in  welche 
die  Rückvergütung  hier  übergeht.  ^•'^)  — 

§.  515.  —  5)  Es  zeigt  sich  danach  die  vielseitigste  und 
zum  Theil  bedenklichste  Verletzung  der  Grundsätze  ge- 
rechter Steuervertheilung  durch  die  Gebrauchsbesteuemng. 
Auch  noch  weitere  Verstösse  verwandter  Art  kommen  vor. 
Ist  z.  B.  der  Grundsatz  anerkannt  worden,  dass  ein  Einkommen 
unter  einem  gewissen  Betrage  steuerfrei  bleiben  müsse,  so  ist 
es  widerspruchsvoll,  diesen  Satz  auf  die  Befreiung  von  gewissen 
directen  Steuern,  wie  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommensteuer 
zu  beschränken,  während  die  regelmässig  viel  höhere  Belastung 
mit  Verbrauchssteuern  bleibt  Auch  bei  der  Anknttpfung  von 
politischen  Wahlrechten  an  die  Steuerverhältnisse  erscheint 
es  unbillig,  diese  letztere  Behistung  unbeachtet  zu  lassen  und  sich 
nur  an  gewisse  directe  Stenern  der  Steuerzahler  zu  halten.  Ein 
„Wahlcensus"  nach  Steuerverhältnissen  wird  daher  mit  der  Ent- 
wicklung der  Verbrauchssteuern  bedenklicher  als  in  Perioden, 
wo  man  wesentlich  nur  directe  Erwerbs-  oder  Besitzsteuern  hat. 

8.  auch  darftber  Kaufmann 's  gen.  Sehr.,  bes.  Uber  Oosterreicb,  wo  man 

schon  einmal  (1876 — TO)  mehr  rückvergütet  hat,  als  die  ganze  Einnahme  aus  der 
Zuckersteuer  betrug,  so  dass  die  inländ.  Coiisumtion  reell  steuerfrei  war,  wahrsclieinlicli 
fast  nur  zu  Gunsten  der  Fabrikanten,  u.  aucli  dieser  nicht  einmal  in  gleichem  Maasse, 
S.  lOS  ff.  Eb.  8.  171  aber  die  internat.  Zackeiconfeutton. 
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D.  —  §.  516.  Verstösse  gegen  die Prineipien  zweck- 
mässiger Steuerverwaltung.  Auch  in  dieser  Beziehung  sind 
endlich  sehr  erhebliche  Bedenken  gegen  die  Verbrauchsbesteuerung 
geltend  zu  machen  und  vieUach  in  stärkerem  Maafise  als  gegen 
die  direote  Erwerbsbesteaernng.  Dieselben  waren  oben  in  §.  506 
schon  kurz  zu  bertthren,  weil  sie  meist  zugleich  Tolkswirthschaft- 
liche  NachÜieile  in  sich  schliessen«  Aach  an  dieser  Stelle  können 
sie  nur  angedentet  werden.  Genauer  im  Einzelnen  ergeben  sie 
sich  aus  den  Erörterungen  von  der  Steuerverwaltung  im  folgendeü 
Hauptabschnitt  und  in  der  speciellen  Steuerlehre. 

Vom  Standpunct  der  Steuerverwaltang  aus  ist  zu  fordern,  dass 
die  Besteuerung  möglichst  bequem,  bestimmt,  und  mit  ge- 
ringen Erhebnngskosten  verbanden  seL 

1)  Diesen  GrondsStzen,  bez.  Fordemngen  entspricht  die  ye^ 
braachsbestenerung  nar  insofern,  als  sie  für  den  Consnmenten 
steuerpflichtiger  Artikel  allerdings  „bequem"  ist,  aber  um  den 
Preis  grosser  Unbequemlichkeit  für  den  ganzen  Verkehr 
und  zumal  Itlr  die  nächstbetroffenen  Producenten,  Fabrikanten, 
Kanfleute,  welche  die  Steuer  auszulegen  haben.  Man  denke  nur 
an  die  Absperrang  and  Bedachung  des  Grenzzollgebiets, 
der  städtischen  Gebiete  innerhalb  der  „Yerzehrangssteaerlinien^' 
(wo  denn  auch  für  den  Consnmenten  selbst  die  „Bequemlichkeit" 
aufhört!),  an  das  Zollverfahren,  an  die  Controlen  über  die 
verbrauchssteuerpflichtigen  Productionszweige  undeinzelnen 
Betriebe  (Tabakbau,  eventuell  Tabakfabriken,  Salzbergwerke 
und  Salinen,  Bierbrauereien,  Spiritusbrennereien,  Rübenzucker- 
fabriken  u.  s.  w.),  wo  fast  überall  die  Belästigungen  und  Plackereien 
sprichwörtlich  und  doch  mit  der  ganzen  Besteuenmgsform  im  Wesent- 
lichen nothwendig  yerbunden  sind.  Kaum  eme  der  yerschieden- 
artigsten  Erwerbssteuern  zeigt  etwas  nur  entfernt  Aehnliches.  Die 
„Unbequemlichkeit"  an  und  für  sich  ist  mitunter  so  bedeutend, 
dass  Defrauden  erfolgen,  nur  um  ihr,  nicht  um  der  Steuer  selbst 
zu  entgehen,  wie  im  gewöhnlichen  Beiseverkehr  bei  der  Ver- 
zollung Yon  Waaren. 

2)  Auch  in  Bezug  auf  die  Bestimmtheit  der  Steuer  lassen 
die  Verbrauchssteuern  viel  und  wiederum  im  Ganzen  mehr  als 
wenigstens  die  meisten  Erwerbsstenern  zu  wttnsehen  übrig. 

a)  Dem  Consuraenten  selbst  gegenüber  ist  von  einer 
solchen  Bestimmtheit  von  vornherein  nicht  die  Rede,  was  ja  gerade 
auf  der  anderen  Seite  als  ein  relativer,  mit  der  Verhüllung  des 
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Moments  der  Steuerzahlung  verbundener  Vorzug  gilt.  Der  Con- 
sument  erhält  eben  soviel  von  der  Steuer  und  den  mit  dieser  ver- 
bundenen weiteren  Spesen  Uberwälzt,  als  es  die  Verhältnisse  ge- 
statten, jedenfalls  nicht  immer  einen  gleichen,  fest  bestimmten  Betrag. 

b)  Die  Zwischenpersonen,  weiehe  in  der  Stellung  der 
Kanf  lente  nnd  Fabrikanten  bei  der  Hanptform  der  Verbrauchs- 
Stenern y  der  indirecten,  die  Steuer  vorschiessen ,  leiden  aber  bei 
der  Üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen  Einrichtung 
dieser  Steuern  vielfach  unter  dem  Mangel  an  Bestimmtheit 
der  Besteuerung.  So  schon  oftmals,  was  die  wirklichen  Steuer- 
sätze selbst  anlangt,  so  aber  vollends  in  Bezug  auf  die  Ne ben- 
las ten^  weiehe  mit  dieser  Bestenerong  verbunden  sind  und  sieb 
schliesslich  in  Zuschläge  zu  den  Steuersätzen  auflösen.  Beider 
Verzollung  bringt  der  Qnalitätsfnss  des  Zolls  oder  der  Werth- 
zoll,  so  richtig  beide  im  l'riocip  gegenüber  einem  einheitlichen 
Gewichtszoll  für  eine  ganze  Waarenart  sind,  welche  viele  Quali- 
täten oder  Sorten  umfasst,  viel  Unsicherheit  uut  sich,  beim  Gewichts- 
zoU  können  dies  die  Bestimmungen  Über  die  Abstufung  der  Zoll- 
sätze nach  der  Qnali^  des  Artikels  (Fabrikate  1)  u.  dgL  thun. 
Richtet  sich  bei  inneren  Verbrauchssteuern  die  Steuer  nach 
dem  Robstoff  oder  nach  Betriebseinriehtungen,  so  ergeben 
sich  auch  für  den  Producenten  grosse  Unsicherheiten  und  Schwan- 
kungen in  Bezug  auf  den  wirklich  zu  zahlenden  Steuerbetrag  und 
auf  dessen  Verhältniss  zum  Product.  Das  Zollverfahren  hat 
man  mitunter  fär  den  Besteuerten  wichtiger  als  die  Zollzahlung 
selbst  genannt,  weil  von  ihm  die  Höhe  der  Nebenksten  wieder 
abhängt,  natOrUch  ein  in  Geld  nicht  leicht  genau  anzuschlagender 
Factor.  Von  dem  Verfahren  bei  den  inneren  Verbrauchs- 
steuern  gilt  dies  wohl  noch  in  höherem  Grade,  weil  davon  die 
Technik  und  Oekonomik  des  ganzen  Betriebs  oft  eingreifend  beein- 
iittsst  wird;  lauter  in  Geld  wieder  schwer  oder  gar  nicht  zu  ver- 
anschlagende Momente,  welche  aber  wesentliche,  nur  im  Betrage 
sehr  an  bestimmte  Steuerposten  bilden.  Diese  ,,Unbestimmtheit'^ 
der  Steuer  wächst  endlich  auch  fär  den  dnzefaien  Producenten  noch, 
weil  för  ihn  die  Verhältnisse  des  Schmuggels  nnd  der  Defrande 
ein  neues  störendes  Moment  in  die  Aufstellung  einer  richtigen 
Rechnung  über  die  Besteuerung  bringen,  auch  wenn  er  sich  selbst 
von  solchen  ßechtswidrigkeiten  frei  hält.  Denn  die  Bedingungen 
der  wirtbschaftiichen  Concurrenz  hängen  für  jeden  Einzelnen  hier- 
von mit  ab« 
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3 )  Die  E  r  h  e  b  u  n  g  s  k  0  s  t  e  n  endlich  sind  gewöhnlich  bei 
den  indirecten  Verbrauchssteuern  ziemlich  hoch  und  namentlich 
meifit  höher  als  bei  den  directen  Erwerbssteuern.  Freilich  finden 
sich  zwischen  den  einzelnen  Arten  beider  Kategorieen  in  dieser 
Hinaicht  manche  Verschiedenheiten  nnd  in  verschiedenen  Ländern 
and  Zeiten  ist  das  Vwh&ttniss  ehenfaUs  ungleich.  Die  tthUchen 
ünanzstatlstiBchen  y^gleiche  sind  auch  nicht  immer  richtig,  indem 
die  „Erhebungskosten"  vollständiger  bei  den  indirecten  Verbrauchs- 
ais  bei  den  directen  Erwerbssteuem  zusammengestellt  werden. 
Bei  letzteren  schiebt  z.  B.  der  Staat  manche  Kosten  auf  die  Selbst- 
verwaltungskörper  (Gemeinden)  ab,  und  die  oft  bedeutenden  Kosten 
für  die  Herstellung  der  Grundlagen  der  Besteaerong  (Kataster- 
wesen der  Ertrags-,  besonders  der  Grundsteuer)  werden  bei 
der  Berechnung  der  laufenden  Kosten  nicht  berttcksichtigt  Aber 
auch  wenn  die  Berechnungen  möglichst  berichtigt  und  swlsehen 
den  einzelnen  Kategorieen  vergleichbar  gemacht  werden,  bleibt  ein 
absolut  und  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum  Rohertrag,  grösserer 
Betrag  der  Erhebungskosten  bei  den  Verbrauchssteuern  meistens 
eine  Thatsache,  welche  zur  voUständigeu  Würdigung  dieser  Steuern 
doch  nicht  unwichtig  ist.  ^'^) 

IV.  —  §.  517.  £rgebniss.  Viele  und  schwere  Mängel 
kleben  nach  der  vorausgehenden  kritischen  Untersuchung  der  ge- 
summten Gebrauchs-,  wie  namentlich  der  Verbrauchsbesteuerung 
und  ihren  einzelnen  Arten  nnd  Formen  an.  Es  ist  nicht  zu  ver- 
wundern und  ganz  berechtigt,  dass  diese  Steuerkategorie  von  ver- 
schiedenen Standpuncten  aus  uud  in  stellertechnischer  und  social- 
politischer  Hinsicht  Angriffe  erfahren  hat,  deren  Abweisung  nur 
theiiweise  gelungen  ist  Wie  die  Dinge  sJ>er  einmal  liegen,  kann 
man  trotzdem  diese  Steuergattung  nicht  entbehren, 
sondern  muss  ihr  nur  >so  viel  als  möglich  eine  richtige 
•  Stellung  und  Gestaltung  im  Steuersystem  zu 
geben  suchen. 

Unentbehrlich  sind  diese  Steuern  vor  Allem  aus  ent- 
scheidenden finanzpolitischen  Gründen:  gegenüber  dem 
grossen  und  waclisenden  Finanzbedarf  des  Staats  und  der  Selbst- 
verwaltungskörper  bei  den  modernen  Calturvölkern ,  ein  Bedarf, 
welcher  sich  auf  keine  andere  Weise,  weder  durch  privatwirth- 
schallUche  OffentUche  Einnahmen  und  Gebühren,  noch  durch  andere 
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Steuern  überhaupt  vollständig  decken  lässt.  Unentbehrlich 
flmd  sie  ferner  im  Steuersysteui,  weil  auch  die  anderen^ 
namentlich  die  directen  Erwerbsstenern  aller  Art,  an 
sehweren  Mängeln  leiden^  welche  nicht  genügend  beseitigt 
werden  können  und  sich  mit  steigendem,  grössere  Stenerertrilge 
▼erlangenden  Bedarf  nnd  nnter  modernen  ökonomisoben,  teebnisehen 
und  Rechtsverhältnissen  des  Verkehrs  noch  vermehren.  Wie  durcii 
diese  Sachlage  schon  absolut  und  relativ,  so  sind  sie  endlich  auch 
doch  durch  ihre  eigene  steuertechnische  Beschaffenheit 
und  ihre  Verbesserungsfähigkeit  noch  relativ  gerecht- 
fertigt Sie  werden  unmittelbar  meist  weniger  lästig  empfunden, 
sie  bestenem  gewisse  Einkommen  oder  Einkommentheiie,  deren 
Besteiierang  principiell  zn  fordern  ist,  besser  als  dies  andere 
Stenern  einreichen,  öfters  fiberhanpt  erst  Sie  gestatten  durch 
richtige  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtionen ,  richtige 
Bestimmung  der  verschiedenen  Steuersätze,  passende  Einrichtung 
der  Erhebuugsart  u.  dgl.  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Verringerung  der  Bedenken,  welchen  sie  an  und  lür  sich 
ansgesetit  sind.  Nicht  als  etwas  wirklich  Gutes,  sondern  als 
etwas  relativ  nicht  immer  Schlechteres,  mitunter  selbst 
relativ  Besseres  im  Vergleich  mit  den  directen  Erwerbsstenern 
sind  sie  daher  in  dem  modernen  Steuersystem  anzuerkennen,  auch 
wenn  sie  eben  nicht  aus  den  angedeuteten  Rücksichten,  in  ge- 
wissem Umlaug  wenigstens,  unentbehrlich  wären. 

9.  Abschnitt 

Die  finanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steuersystems. 

IV.  Absehllessende  Ergebnisse, 

I.  —  §.  518.  Aufgaben,  welche  der  Aufstellung  des 
Steuersystems  voran  zu  gehen  haben.  Alle  vorausge- 
schickten Erörterungen  haben  den  Beweis  geliefert,  dass  die  Bildung 
eines  rationellen,  theoretisch  richtigen,  practisch  brauchbaren  Steuer- 
systems eine  in  jeder  Hinsicht  ausserordentlich  schwierige  und 
immer  nur  mehr  oder  weniger,  meistens  sehr,  unvollkommen  zn 
lOsmde  Aufgabe  ist  Diese  Schwierigkeiten  steigen  immer  noch 
mit  der  Vermehrung  des  durch  Stenern  zn  deckenden  Finanzbedarfs 
und  mit  der  wachsenden  Gomplication  aller  Verhältnisse  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems  in  der  Voikswirthschaft,  namcutlich  mit 
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der  zunehmenden  qualitativen  und  quantitativen  Differenzirung  des 
Volkseinkommens  und  VolksYermögenä  im  Einkommen  and  Verr 
mögen  der  Einzelnen. 

Ans  dieser  Erkenntniss  entapringen  einige  Aofgaboiy  welclie 
der  Bildung  des  Steuersystems  selbst  vorangehen  müssen.  Sie 
sind  in  Mberen  Abschnitten  dieses  Werks  schon  berttbrt  nnd  zmn 
Theil  näher  behandelt  worden,  so  dass  jetzt  nnr  kurz  auf  sie  hin- 
zuweisen ist.  Das  geschieht  aber  gerade  hier  an  systematisch 
richtiger  Stelle,  weil  erst  die  gewonnene  Einsicht  in  die  Schwierig- 
keiten richtiger  Besteuerung  —  die  specielle  Steuerlelire  hat  das 
nnr  noch  mehr  im  Einzelnen  zu  zeigen  —  die  wahre  finanzwissen- 
schalUiche  Bedentang  dieser  Aufgaben  ToUanf  Terstehen  hilft. 
Werden  die  letzteren  nnr  einigermassen  gelöst,  was  freilich  bloss 
in  begrenztem  Umfang  möglich  erscheint,  so  wird  dadurch  der 
Lösung  der  schwierigen  Hauptaufgabe  der  Besteuerung  selbst 
vorgearbeitet. 

Solcher  vorangehender  Angaben  sind  wesentlich  drei:  die 
richtige  Kegelnng  des  gesammten  öffentlichen  Finanz- 
bedarfs; die  Decentralisation  desselben  dnrch  Verth^ang 
der  „öffentlichen"  Aufgaben  und  demgemäss  der  Ausgaben  auf 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper  und  damit  verbunden 
eine  gewisse  Decentralisation  der  Besteuerung  selbst; 
endlich  die  Heibehaltu ng  und  Vermehrung  anderer  Einnahme- 
quellen zur  Deckung  des  Finanzbedarfs:  des  Privaterwerbs  nnd 
des  Gebührenwesens. 

A.  —  §.  519.  DieBegelung  des  Finanzbedarfs.  Eine 
Verminderung  des  Finanzbedarfs  ist  in  fortschreitenden 
Önlturstaaten  kaum  möglich,  umgekehrt  eine  Vermehrung  des- 
selben die  regelmässige  Erscheinung  und  innerlich  begründet^  weil 
entwicklungsgesetzlicb  die  Wirkung  und  wieder  die  Voraussetzung 
der  mehr  gemeinwirthschaftliclien,  speciell  zwangsgemeinwirtbschaft- 
licheo  Organisation  der  Volkswirthschaft.  ^)  Diese  Entwicklung 
und  die  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  einer-,  die  Vermehrung  der 
Besteuerung  andrerseits  verhalten  sich  wie  Ursache  und  Wirkung 
zu  einander.  Erwägt  man  nun  die  unvermeidlichen  Mangel  aller 
Besteuerung ,  so  tritt  hier  eine  der  Kehrseiten  jener  Entwicklung 
der  Volkswirthschaft  und  des  Bedarfs  hervor.  So  nothwendig  und 
heilsam  diese  Entwicklung  im  Ganzen  ist,  sie  wkd  u.  A.  auch  nm 


*)  S.  Grandios.  §.  120«  154  if.,  mun.  171  IT.,  179  ff;  o.  Ein.  2.  Aul.  §.  31—37. 
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den  theneren  Preü  emaigen,  welchen  diese  Mängel  darstellen: 
mancherlei  Yolkswirihschaftliche  Nachtheile/  yngerechtigkdten, 
falscher  y^Oommanisnins'',  indem  Specialvortheile  Einzelner  ans 

öflfentlichen,  mit  Steuern  der  Gesaramtheit  hergestellten  Thätigkeiteii 
hervorgehen,  Ruin  mancher,  Schädigung  von  noch  mehr  Einzel- 
existenzen n.  s.  w.  auch  in  Folge  der  Mängel  der  Be- 
steuernng. 

Ans  diesen  Verhältnissen  hat  man  Einwände  gegen  jene  ganze 
Entwicklung  abgeleitet.  Mit  Unrecht,  da  es  sich  wenigstens  im 
Grossen  nnd  Ganzen  hier  nicht  nm  etwas  Willktihrliches  handelt, 

das  auch  unterbleiben  könnte.  Wohl  aber  wird  man  mit  Kecht 
auch  gerade  wegen  dieser  Verhältnisse  wieder  daran  gemahnt,  wie 
entscheidend  wichtig  die  Prüfung  des  reellen  Bedürf- 
nisses in  Bezug  anf  den  Finanzbedarf  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  ist,  wie  sorgfältige  Gautelen  in  dieser  Hinsicht 
getroffen  werden  müssen,  wie  nothwendig  sparsam  yorgegangen 
werden  mnss.  Hier  erlangen  die  verfassungsrechtlichen 
Einrichtungen  hinsichtlich  der  Prüfung  und  Bewilligung  des 
Ausgabeetats  und  der  Steuerbewilligungen  durch  Volksvertretungen 
wieder  ihre  eminente  Bedeutung.  Wenn  dann  auch  selten  eine 
positive  Verminderung  des  laufenden  Bedarfs  (Ordinariums)  erreicht 
werden  kann,  obwohl  dergleichen  durch  Massregeln  im  Staats- 
schttldenwesen  und  Militärwesen  immerhin  vorkommen  mOgen,  so 
lässtsich  doch  wenigstens  die  allzu  rasche  Vermehrung  dieses 
Bedarfs  hindern.  Das  kommt  aber  indirect  auch  den  Anfgaben  der 
Steuerpolitik  zu  Gute.  Je  weniger  dringend  eine  Ver- 
mehrung der  Steuereinnahmen  ist,  desto  geeigneter 
ist  die  Zeit  fttr  solche  Reformen,  durch  weiche  die 
Mängel  der  Besteuerung  verbessert  werden.  Im  harten 
Drang  um  die  Deckung  des  Bedarfs,  um  die  Herstellung  des 
Gleichgewichts  im  Haushalte  kennt  wie  gew((hnlieh  Noth  kein 
G^bot  und  mttssen  vor  den  finanziellen  Rücksichten  alle  anderen 
zurücktreten. 

Eine  Beseitigung  wenn  auch  nur  eines  Theils  bedenklicher 
indirecter  Verbrauchssteuern  würde  durch  eine  starke  Verminderung 
des  Finaozbedarfs  ausserordentlich  erleichtert,  wahrscheinlich  da- 
durch allein  erm))glicht.  Radicale  und  folgerichtig  denkende  Gegner 
dieser  Steuern,  Theoretiker  wie  ganze  politische  Parteien,  haben 
diesen  Zusammenbang  richtig  erkannt  nnd  deshalb  eine  Verminde- 
rung des  Bedarfs,  in  der  Regel  besonders  durch  Verminderung  des 

35» 
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Militäretats,  verlangt.*)  Ihr  Fehler  war  nur,  eine  solche  Ver- 
minderung für  so  leicht  zu  halten  und  sich  über  die  allgemeinere 
geschichtliche  Bedingtheit  von  Verhältniaaen,  wie  der 
moderne  uMilitarismos"  a.  a.  m.,  hinwegzusetzen.  In  einer  wirk- 
lichen „Friedens ära''  von  Dauer  würde  es  freilieh  yiel  leichter 
als  jetzt  sein,  em  weniger  mangelhaftes  Steuersystem  herznsteHeni 
weÜ  der  Bedarf  kleiner  wäre. 

B.  —  §.  520.  Die  Decentralisation  der  öffentlichen 
Verwaltung  und  folgeweise  des  Finanzbedarfs  kann  auch 
nach  der  finanziellen  Seite  i^rosse  und  vielfach  segensreiche  Be- 
deutung erlangen.  ^)  Allerdings  verfolgt  sie  selten  den  Zweck  und 
hat  sie  noch  seltener  den  £rfolg,  den  Gesammthedarf  zu  t  er- 
mindern. Sie  will  ihn  nur  besser  regehi,  zweckmässiger  und 
gerechter  yertheilen  and  ihn  prodnctiyer  machen  and  erreicht  das 
anch  wohl  häufig.  In  der  Regel  wurd  sie  ihn  aber  sogar  steigern. 
Denn  wenn  anch  vielleicht  die  einzelnen  öffentlichen  Aufgaben 
jetzt  sorgsamer  geprüft  und  sparsamer  ausgeführt  werden,  so 
wachsen  anderseits  gerade  nach  richtiger  Decentralisation  der  Ver- 
waltung dem  Staate  selbst  und  den  Selbstverwahungskörpern  neue 
Aufgaben  hinzu  und  die  alten  werden  besser  ausgeführt|  was 
Beides  den  Bedarf  steigert. 

Dennoch  k)$nnen  auch  die  Aufgaben  der  Besteuerung  selbst 
durch  eine  solche  Decentralisation  erleichtert  werden.  Innerhalb 
eines  kleineren  Wirthschaftsgebiets,  G^chäfts-  und  Personenkreises, 
wie  sie  jeder  Selbstverwaltungskörper,  Gemeinde,  Kreis,  Provinz 
verglichen  mit  dem  Staate  darstellt,  ist  z.  B.  die  Herstellung  einer 
leidlichen  Ertragsbesteuerung,  selbst  einer  Grund-,  Gewerbe-  und 
Leihzinssteuer  —  die  drei  schwierigsten  Steuern  des  Ertrags^teuei- 
Systems,  —  femer  einer  (nominellen)  directen  Einkommensteuer 
erheblich  leichter  als  in  einem  ganzen,  zumal  grossen  Staatsgebiet. 
Dort  pflegen  doch,  je  kleiner  der  EKrper  ist  natOrlich  in  der  Regel 
um  so  mehr,  die  technischen,  whrthschaftlichen,  socialen  Verhält- 
nisse noch  relativ  gleichartiger  zu  sein,  man  kennt  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Einzelnen  mehr,  das  Alles  ermöglicht  auch  andere 
Steuerarten  und  Erhebungsformen  als  bei  der  Staatsbesteueruug.  ^ j 

^  So  argumenürt  u.  A.  Maurus  in  s.  verschied.  Schriften  ganz  folgerichtig,  in 
der  „Ftoih.  in  d.  yol](sw.8oh.",  „Besteller.**  Aehnlich  polit.  Parteien,  vie  die  deatscbe 
KortaciiTlttspartei  und  natürlich  Yoliende  die  Sodaldemocratie. 

«)  S.  Fin.  I,  2.  Aufl.,  §.  44  ff. 

*)  Daraus  folgt,  dass  man  die  Communalbcsteuerung  nicht  grundsätzlich  auf 
das  System  reo  ZaschUgen  zn  den  (ohnehin  oft  so  uaroUkommenen)  Staats  steuern 
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Während  daher  z.  B.  bei  einem  überwiegend  im  Staate  cciitrali- 
sirten  Bedarf  auch  wegen  der  besonderen  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  die  Ertrags-  und  Einkommensteuern  zu  Gunsten 
der  hier  leichter  durchzuführenden  Verbrauchssteuern  wohl  be- 
gehränkt  bleiben,  kann  bei  decentralisirtem  Bedarf  eher  eine 
grossere  Qnote  des  geflammten  Offenülehen  Bedarfs  dnrch 
jene  directen  Stenern  anf  den  bemfsmSssigen  Erwerb  gedeckt 
werden:  man  decentralisirt  dann  die  Besteuerung  selbst. 
Auf  diesem  Wege  ist  manche  Reform  zu  ermöglichen,  die  der 
Staat  in  seiner  Besteuerung  allein  nicht  durchzuführen  vermag. 
Namentlich  möchte  so  im  Com m un alfiuauzwesen  im  w.  S. 
die  £rtragsbesteaening,  die  ohnehin  hier  ans  anderen  Gründen 
mehr  geboten  ist,  anoh  ans  stenerteehnischen  Gründen  noch  eine 
bedeutendere  Znknnit  habeni  welche  ihr  im  Staatsfinanzwesen 
wohl  labsQflpreehen  ist.  Aneh  die  bisherige  Entwicklung  im  Staats- 
und Communalhaushalt ,  welche  freilich  von  vielen  anderen  Um- 
ständen mit  bedingt  war,  stimmt  hiermit  überein:  Vorwalten  der 
Verbrauchssteuern  im  Staate,  der  Ertragssteuern  und  einzelner 
anderer  directen  in  der  Conminne.  Nicht  minder  möchte  in  der 
Gestaltung  des  deutschen  particnlftren  Stenerrechts,  welches 
die  directen  Stenern  besonders  und  ganz  gut  ausgebildet  hat, 
ein  Beweis  liegen,  dass  manche  stenertechnisehe  Aufgaben  sieh 
bei  diesen  Steuern  leichter  in  kleineren  Gebieten  bewältigen 
lassen.  Auch  einige  Specialaufgaben  modemer  Besteuerung,  z.  B.  die 
Einrichtung  einer  solchen  auf  gewisse  Conjuncturengewinne(§.476fF.), 
die  unmittelbare  Mitwirkung  der  Bevölkerung  bei  der  Durchführung 
der  Ertrags-  und  Emkommensteuern  (§.  544)  sind  wohl  bei  einer 
grösseren  Deoentralisation  der  Besteuerung  leichter  zu  Idsen. 

Sehr  Bedeutendes  für  die  Büdung  yoUkommenerer  Steuersysteme 
wird  fi^ilich  gleichwohl  auf  diesem  Wege  kaum  erreicht  werden. 
Vor  Illusionen  darüber  muss  man  sich  hüten.  Aber  gerade  in  der 
Besteuerung  darf  man  keinen  sich  bietenden  Weg  zu  einer  Ver- 
besserung unbeachtet  lassen  und  ein  solcher  ist  hier  immerhin 
angedeutet. 

C.  —  %,  521.  Die  Vermehrung  anderer  ordentlicher 
Einnahmen  statt  und  neben  der  Steuer.    Mit  der  Notii- 

Vif-schranken  soll.  Namentlich  die  beiden  für  die  Cominnnen  bes.  geeigueten  Ertrags- 
steuern,  Grund-  u.  Gebäadest  mUsscn  von  den  etvaigen  Staatssteaern  dieser  Art 
abweichen  duifen.  S.  Sin.  I,  2.  A.  §.47,  dann  mdne  „GommimalBifinge*'  n.  die 
Debatten  aaf  der  sodalpolit.  Yenamml  za  Berlin  1877;  auch  die  bddan  prenss. 
Entwürfe  eines  Gommnnabteiiergosetzes  ron  1877  imd  von  1879. 
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wendigkeit  regelmässiger  Vennehning  des  ordentUehen  Finaiiz- 
bedarfs  im  Staats-  und  in  den  Gommnnalhaiuihalten  mnss  nach 
dem  Gesagten  jede  tiieoretisehe  und  praetisehe  Betraehtang  reohnen. 

Die  nächste  Aufgabe  ist  alsdann,  für  die  richtige  und  vollständige 
Deckung  dieses  Bedarfs  zu  sorgen.  Die  allgemeine  Bedeutung 
dieser  Aufgabe,  auch  nach  der  theoretischen  Seite,  ist  früher  dar- 
gethan  und  die  Grundsätze  für  die  Deckung  des  Gesammtbedarfs 
(ordentlichen  und  ausserordentlichen)  sind  bereits  entwickelt  worden.^) 

Unter  den  ordentiüehen  Deckungsmitteln  steht  non  neben  den 
Stenern  nach  der  geschiohtlicben  Entwioklnng  dar  Gnltorvölker 
der  Privaterwerb  und  das  Gebtlhrenwesen.  Wenn  aneb  ans 
mancherlei  Grttnden  dieStenerwirthschaft  in  den  modernen 
öflFentlichen  Haushalten  immer  mehr  in  den  Vordergrund  getreten 
ist  und  diese  Entwicklung  im  Ganzen  gebilligt  werden  muss,  so 
ist  doch  die  Beibehaltung  und  selbst  eine  gewisse  Erwei- 
terung des  Privaterwerbs  (der  ,,Domanialwirthschaft") 
und  die  Ausbildung  emes  rationellen  Gebühr enwesens  eben- 
falls pnneipiell  richtig,  selbst  nothwendig  und  gewährt  mancherlei 
Vortheile.  Gegenüber  einer,  im  Geiste  der  Smitfa'schen  Wirthsehafta- 
theorie  erfolgten  theoretischen  Polemik  wider  den  Privaterwerb 
öffentlicher  Körper,  einer  Polemik,  welche  auch  auf  die  Praxis  nicht 
ohne  Einfluss  geblieben  ist,  wurde  dies  schon  früher  hervorgehoben 
und  begründet.^)  Ebenso  wurde  die  Berechtigung  und  zugleich 
die  hohe  finanzielle  Bedeutung  des  Gebtthrenwesens  anerkannt, 
das  neben  der  eigentlichen  Besteuerung  seinen  richtigen  Plats  hat,^) 
wenn  es  anch  weder  mOglich  noch  richtig  wäre,  die  Bestenernng 
ganz  dnrch  Gtobtthren  zu  ersetzen  oder  sie  rein  nach  Gebllhren- 
gmndsätzen  einzurichten. 

Erst  nachdem  man  volle  Einsicht  in  die  ausserordentlichen 
Schwierigkeiten  der  Besteuerung,  speciell  der  Bildung  eines  rich- 
tigen Steuersystems  gewonnen  hat,  ist  man  jedoch  im  Stande,  die 
Bedeutung  des  Privaterwerbs  und  des  Gebührenwesens  in  den 
öffentlichen  Haushalten  vollständig  zu  würdigen.  Denn  jetzt 
erst  ergiebt  sich,  wie  wflnschenswerth  es  ist,  für  die  öffentlichen 
Zwecke  auch  noch  anf  andere  Quellen  als  die  Bestenernng  zurück- 
greifen zu  können.  Die  Sachlage  wäre  wieder  eine  ganz  andere, 
wenn  die  Besteuerung  ein  einfacheres  Problem  wäre.   Gerade  aber 

■)  Flu.  I,  I.A.  §.  83     3.  A.  §.  50C 

•)  Fin.  I,  2.  A.  §.  150  ff. 

')  S.  d.  1.  £ap.  in  diosem  2.  Baude, 
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in  der  Schwierigkeit  dieses  Problems  liegt  ein  triftiges  Argument 
mehr  für  den  Privaterwerb  des  Staats,  was  die  doctrinären  und 
practischeu  Gegner  dieses  Erwerbs  wieder  nicht  genügend  beachtet 
haben.  Gemeinwefien,  welche  solche  Erwerbsquellen  besitzen, 
haben  ceteris  paribns  leichteres  Spiel  im  Stenerwesen.  Dafür 
liefert  der  Yergleieh  zwisehen  dentaehen  und  anderen  europäiBehen 
Staaten  den  Beleg.  Wir  verdanken  es  z.  B.  bei  uns  «aoh  wieder 
mit  dem  reiehen  alten  Domanium,  dass  wir  die  Verbranebsbesteae- 
rung  nicht  so  stark  ausbilden  mnssten,  als  unsere  meisten  Nach- 
barn.^) Wie  viel  schwerer  wäre  ferner  nicht  nur  der  Druck, 
sondern  auch  die  ganze  Aufgabe  der  Einrichtung  der  directen 
Erwerbssteuem  bei  uns,  wenn  diese  einen  erheblichen  Theil  der 
jetzigen  privatwirthschaftllohen  Einnahmen  unserer  Staaten  mit 
anfbringen  mttssten!*) 

Aneh  yom  Standpnnet  der  Steuerpolitik  ans,  nm 
sieh  die  unendHehen  Sehwierigkeiten  der  Besteuerong  zu  er- 
leiebtern,  ist  daber  die  Entwicklung  passenden  Privat- 
erwerbs und  Gebührenwesens  zu  fordern:  ein  Satz,  der 
auch  für  die  moderne  Zeit,  und  zum  Theil  gerade  für 
siCi  gilt 

IL  —  §.  522.  Voraussetzungen  für  die  Aufstellung 
eines  Steuersystems. 

1)  Die  Aufstellung  eines  bestimmten  Steuersystems  kann 
aucb  in  der  Theorie  immer  nur  fttr  gegebene  Völker  und 
Zeiten  erfolgen,  da  sieh,  wie  frttber  gezeigt  wurde,  das  Steuer- 
system im  Ganzen  und  in  seinen  Einzelheiten  notbwendig  mit  der 
Oekonomik,  Technik  und  dem  Rechte  der  Volkswirthschaft  selbst 
verändert.  Im  Folgenden  bescliränken  wir  die  Aufgabe  auf  die 
moderne  Zeit  und  auf  die  Verhältnisse  unserer  Cultur- 
V Olker,  die  in  der  Hauptsache  doch  so  gleichartig  sind,  dass  das 


■)  In  den  neuesten  deutschen  ßestrebnngdn  nm  Vermehning  der  Verbrauclissteuern, 
selbst  in  <\m  amtlichen  Acteastilcken,  tritt  dieser  wichtige  l'inirt  ganz  mit  Unrecht  iu 
den  Hiutergnmd,  so  in  den  beliebten,  aach  sonst  wenig  beweisenden  Vergleichen  mit 
der  „grossartigen*^  Ausbildung  der  Verbniiclissteiieni  im  Auslaiid  vnd  der  «JtOmmer- 
lichen'^  bei  uns.  Dagegen  wendet  steh  meiii  Aüfr.  Aber  sdiveb.  D.  Finuufingen  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  Is7!>,  S.  95  (T. 

^  Man  berechne  nur!  InPreussen  sind  die  lieiuertrUgo  der  Domänen  u.  Forsten 
(incl.  der  d&nnf  lastenden  Rente  dw  Knme)  im  Etet  für  49*9  MUl.  K.,  die 

Kink.-  u.  Class.bt.  geben  br.  72-3  MÜI.  M.,  die  Qmndst,  von  der  jene  (  )])jecte  jetzt 
frei,  l'»"2  Mill.  M,  Die  beiden  erstgenannten  Steuern  intlssten  bei  fehlendem  Domanial- 
.einkommcn,  wenn  dann,  was  mehr  als  zweifelhaft  ist,  nicht  die  Ausgaben  im  gleichen 
Bebage  geringer  wiien,  um  60*/»  n.  mehr  gesteigert  irerden.  AehnUche  Lage  in  den 
meisten  andren  deutschen  Staaten,  z.  B.  in  Baiern  mit  seinen  reichen  StaatsÜMsten. 
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Steuersystem  nicht  nur  in  seinen  Grandsflgen,  sondern  aneh  in 
seiner  Ausführnng  wesentlich  übereinstimmen  kann  und  in  Wirk- 
lichkeit auch  übereinstimmt. 

2)  Einen  Unterschied  bedingt  auch  hier  für  die  Gestaltung  des 
Steuersystems  der  Umstand,  ob  und  wie  weit  man  neben  dem 
rein  finanziellen  den  socialpolitisehen  Standpunct  in  der 
Besteoerong  anerkennt,  —  neben  der  „staatsbürgerlichen'^ 
die  „sociale^'  Epoche  der  Bestenerong.  Je  nachdem  wird  das 
Stenersystem  zwar  nicht  ganz  verschieden  anfznbaneni 
aber  doch  mehr  oder  weniger  verschieden  anszubanen  sein. 
Im  Folgenden  wird  der  rein  finanzielle  Standpunct  zum  Aus- 
gang, aber  zugleich  wird  auf  den  socialpolitischen  in  allen 
denjenigen  Fällen  Rücksicht  genommen,  in  welchen  sich  nach  den 
früheren  Erörterungen  über  die  Entwicklung  der  Steaeri  die  Steuer- 
principien  und  das  Steuersystem  in  der  Praxis  die  „sociale" 
Epoche  bereits  ankündigt  nnd  pnncipiell  nach  den  Verhältnisseii 
der  modernen  Cnltorwelt  der  socialpolitische  Gesichtspunct  wenig- 
stens schon  eine  gewisse  Berücksichtigung  verdient. 

3)  Weiter  mnss  mehrfach  die  Aufgabe  in  der  Staats-  nnd 
Communalbesteuerung  unterschieden  werden.  Die  Aufstellung 
des  Steuersystems  erfolgt  hier  für  die  erste,  jedoch  wird  auch  auf 
die  Communalbesteuerung  nebenbei  Rücksicht  genommen  werden. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  dann  um  ein  Resum6  der 
Hanptpnncte  der  vorausgehenden  Untersnohungen  über  das  Steuer- 
system ^  wesentlich  zum  Zweck  der  Ueb ersieht  und  um  den 
Uebergang  in  die  spätere  specielle  Steuerlehre  zu  gewinnen.  Zur 
vorläufigen  Orientimng  und  des  nahen  Zusammenhangs  wegen 
schliessen  sich  aber  hier  schon  einige  Bemerkungen  über  einige 
Einzelheiten  in  der  Ausführung  der  Steuern  an.  Für  die  genauere 
Motivirung  des  Folgenden  ist  theils  auf  die  vorausgehenden  Ab- 
schnitte, theils  auf  die  specielle  Steuerlehre  Bezug  zu  nehmen. 
U.  A.  ist  nam^tlich  an  die  Begründung  der  Nothwendigkeit,  ver- 
schiedenartige Steuern  zur  Losung  der  Aufgaben  des  Steuer- 
systems in  diesem  zu  verbinden ,  spedell  auch  an  die  mehrfach 
gebotene  Verbindung  von  Subject-  und  Objectsteuem,  Ein- 
kommen- und  Ertrags  steuern  in  der  Besteuerung  des  berufs- 
mässigen Erwerbs  zu  erinnern. 

III.  —  §.  523.    Die  Aufstellung  des  Systems  selbst. 

A.  Die  Grundlage  des  ganzen  Systems  müssen,  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  dem  Steuerrecht  der  meisten  Völker 
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entsprechend,  in  erster  Linie  die  Schätzungen,  namentlich  die 
(gewöhnlich  directen)  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Er- 
werb bilden.  Denn  dieser  Erwerb  ist  für  die  Frodnetion  des 
National-  und  Einzeleinkommens  und  fittr  die  Vertheilnng  des 
•  enteren  an  die  Einzelnen  doch  immer  am  Meisten  massgebend 
(§.  454).  Neben  diesen  Stenern,  aber  doch  erst  in  zweiter  Linie, 
sind  gewisse  Verkehrs  steuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne 
Rechtsgeschäfte  oder  Acte;  dann  im  socialpolitischen  Steuer- 
system auch  Steuern  auf  den  Spiel-,  den  Conjuncturen- 
gewinn  und  auf  Erwerb  aus  Erbschaft  u.  s.  w.;  endlich 
unter  Umständen  noch  Besitzstenern  zn  verlangen. 

Alle  diese,  meistens  direct  erhobenen  Stenern  haben  vor  den 
Verbranehsstenem,  neben  manchen  anderen,  zwei  entscheidende 
Vorzüge,  welche  durch  ihre  eigenen  Mängel  und  durch  die  Vor- 
ztige  der  Verbrauchssteuern  nicht  aufgewogen  werden:  sie  ver- 
langen nicht  so  weitgehende  Rücksicht  auf  die  Ueber- 
wälzung,  als  die  anderen  und  sie  treffen  die  wohlhabenderen 
Schichten  der  Bevölkerung  mit  höherem  nnd  mit  Besitzein- 
kommen sicherer.  Die  Schätzungen,  namentlich  die  directen 
Stenern  anf  den  berufsmässigen  Erwerb  allgemein  oder  auch  nur 
in  erheblichem  Maasse  durch  Verbrauchssteuern  zu  ersetzen, 
wäre  nicht  nur  wegen  der  schweren  Mängel  der  letzteren  sehr  be- 
denklich, sondern  auch  ein  ungerechtfertigter  Bruch  mit 
der  geschichtlichen  Entwicklung  und  dem  bestehenden  Steuerrecbt 
der  meisten  Culturvölker.  .  Dieser  Bruch  erschiene  um  so  unzu- 
lässiger, wenn  er  etwa  mit  einer  einfachen  Aufhebung  gewisser 
alter  Steuern  wie  der  Ertrags-,  namentlich  der  Bealsteuem  ver- 
bnnden  würde,  da  hier  in  Folge  des  Znsammenhangs  zwischen 
Steuer  und  Kapitalwerth  ein  Theil  der  besitzenden  Classen  ein 
unverdientes  Geschenk  aufKosten  des  anderen  Theils 
und  zwar  zum  grossen  Theil  sogar  aufKosten  der  nichtbesitzen- 
.  den,  von  Arbeitseinkommen  lebenden  Classen  empfinge. 

Aber  auch  jede  allgemeine  (im  Unterschied  von  einer  etwa 
den  unteren  Classen  allein  zu  gewährenden)  Beschränkung 
der  Erwerbsbestenerung  mit  Hilfe  einer  an  deren  Stelle  tretenden 
Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und  jedes  stärkere 
Zurtlckbleiben  in  der  Entwicklung  jener  ersten  hinter  derjenigen 
der  zweiten  Kategorie  muss  vermieden  werden:  schon  im 

&  oben  §.  4SS  n.  Note  11  duelbat;  nam.  die  BesGUflsse  des  8oe.poL  Ter.  in 
Eiaenach  1875,  Ber.  S.  69. 
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rein  finanziellen  Steuersystem,  weil  dann  die  bestehende  Un- 
gleichheit der  Belastung  zu  Gunsten  der  besitzenden  und  der 
Olassen  grösseren  Einkommens  noch  zu  steigen  droht,  vollends 
im  socialpolitischen  Steuersystem.  Für  die  Praxis  folgt  daraus, 
daSB  eine  Steaerreform  sieh  nicht  auf  eine,  wenn  auch  vidleieht  > 
an  sieh  berechtigte  nnd  zweckmässige,  Ausdehnung  der  Ver- 
brauchssteuern beschränken,  sondern  zugleich  eine  passende 
Ausdehnung  von  Erwerbssteuern  mit  in  Angriff  nehmen  muss.^^) 

§.  524.  —  1)  In  der  Besteuerung  des  berufsmässigen  Er- 
werbs ist,  wiederum  der  geschichtlichen  Entwicklung  entsprechend, 
principiell  eine  Snbjeot-  und  Objectbesteuerangi  die  erste 
vomendich  in  der  Form  der  (nominellen)  Einkommenstener^  die 
letztere  in  derjenigen  emes  Systems  von  Ertrag sstonem,  zu 
yerbinden.  Die  Snbject-  und  Einkommensteuer  muss  vorwiegend, 
aber  nicht  ausschliesslich,  die  hauptsächliche  directe  Steuer 
des  berufsmässigen  Erwerbs  im  Staats  Steuer-,  die  Object-  und 
Ertragssteuer  umgekehrt  die  ebenfalls  nicht  alleinige,  aber  die 
Hanptstener  dieses  Erwerbs  im  OommnnalstenerBystem  sein. 

Fflr  die  innere  Einrichtung  der  Einkommen-  wie  der 
Ertragsstonem  mnss  der  Znsammen  hang  zwischen  ihnen  und 
mit  den  übrigen  Stenern,  nan^entKch  den  Verkehrs-  nnd  den  Ver- 
brauchs- und  Nutzungssteuern  beachtet  werden.  Keine  dieser 
Steuern  ist  daher  allein  aus  sich  selbst,  sondern  nur  in  Verbindung 
mit  dem  ganzen  Steuersystem  zu  entwickeln.  Näheres  darüber 
gehört  erst  in  die  specielle  Steuerlehre.  Hier  müssen  einige  orien- 
tirende  Bemerkungen  genügen. 

a)  Die  Staats-Einkommenstener  beschränkt  sich  audi  im 
rein  finanziellen  System  aus  stenertechnisehen  Gründen 
passend  auf  die  Einkommen  über  einem  gewissen  Minimum, 
dessen  ziffermässige  Höhe  nach  Zeit-  und  Landesverhäitnissen  za 


In  dieser  Unterlassung  liegt  ein  wesentlicher  Fehler  der  Steuerreformpläne  im 
Deutschen  Reich  in  der  Gegenwart  (1879).  Dieser  Fehler  hängt  zwar  mit  der 
Scheidung  der  Keichs-  und  Einzelstaatsfinanzen  zusammen,  aber  wird  dadurch  nicht 
genügend  entscliiildigt  Es  vKre  Sache  des  Reichs  selbst,  ireiiigsteiis  die  Terkehrs« 
(Stempel-)  u.  Erbschafts besteuerung  entsprechend  als  Reich ssache  zu  entwickehi 
neben  der  und  gleichzeitig  mit  der  Vermelirung  der  Reichs -Verbrauchssteuern.  Dnd 
auch  der  Plan  einer  Reichseinkommen-  und  damit  verbunden  einer  Reichs ? er- 
mögensteaer  konnte  wohl  ins  Ange  gefasst  ▼erden.  Die  Einzelsteaten  werden  svar 
ihre  directen  Schätzungen,  ihre  Verkehrssteuern  u.  a.  m.  wohl  auch  reformiren,  wie 
Baiern  schon  mit  umfassenden  Plänen  dazu  aufg^etreten  ist  (No7.  1879),  aber  Aus- 
reichendes und,  was  auch  bei  einem  einheitlichen  Wirthschaftsgebiet  in  Betracht 
kommt,  Gleiclim&SBiges  wlid  «nf  diese  Weise  aidit  erreicht.  Vgl.  meinen  gen. 
Aofs.  in  d.  TUb.  Ztsobr.  1879,  S.  94«  103,  109—114. 
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bestimmen  ist,  wohl  etwa  so,  dass  der  gewöhnlicbe  Arbeitslohn 
und  gewerbliches  Einkommen  wirklichen  Kleinbetriebs  (z.  B. 
ohne  oder  nur  mit  einem  fremden  Gehilfen)  in  Industrie  und 
Landwirthschaft  frei  bleibt  Diese  kleinen  Eiokammen  werden 
statt  dessen  durch  Verbraachssteaeni  belastet,  die  sich  hier  als 
„Lohnstenern''  stenertechnisch  mehr  empfehlen.  Es  kann  aber 
wohl  aneh  mit  der  Befreiung  noch  etwas  höher  hinauf  ge- 
gangen werden. 

Der  Steuerfuss  oder  Steuersatz  der  Staats -Einkommen- 
steuer muss  sich  auch  im  rein  finanziellen  System  mit  danach 
richten,  ob  und  welche  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Verbrauchssten^ 
daneben  bestehen.  Er  muss  namentlich  auch  hier  ein  pro- 
gressiver sein,  um  die  regelmftssige  umgekehrt  progressive 
Belastung  der  Personen  mit  kleinem  Einkommen  durch  die  tlb- 
lichen  Verbrauchssteuern  auszugleichen  und  so  wenigstens  im 
Ganzen  eine  proportionale  (reelle)  Einkommenbesteuerung  her- 
zustellen. Im  socialpolitischen  Steuersystem,  welches  bei 
unseren  heutigen  Culturvölkem  auch  in  diesem  Puncte  angenommen 
werden  darf,  hat  insbesondere  der  Ersats  der  fehlenden  directen 
Einkommensteuer  der  „kleinen  Leute"  nur  in  beschränkterem 
Maasse  durch  Verbrauchssteuern  zu  erfolgen  und  der  Steuer- 
fuss der  Einkommensteuer  ist  für  das  höhere  Einkommen  stärker 
progressiv  zu  machen,  um  auch  im  Ganzen  eine  progressive 
(reelle)  Einkommenbesteuerung  zu  erhalten;  ferner  ist  er  für  das 
Besitseinkommen  zu  erhöhen,  um  dieses  stärker  als  das  Arbeits- 
einkommen zu  belasten,  wenn  nicht  etwa  aus  steuertechnischen 
Gründen  zu  diesem  Zweck  die  Verbindung  einer  Verm 9  gensteuer 
mit  der  Einkommensteuer  vorgezogen  wird. 

Die  Communal- Einkommensteuer  kann  die  kleinen  Ein- 
kommen nicht  unbedingt  bis  zu  derselben  Höhe  freilassen,  da  hier 


Unter  den  preussischen  u.  deutschen  Verhältnissen  mßchte  ich  eine  Befreiong 
Ton  directen  Personalsteuern,  wie  die  preuss.  Classoiisteuer  eine  ist,  unbedingt  bis  auf 
1000 — 1200  M.,  eventuell  bis  auf  c.  1500  M.  befiii  worten.  \  on  Einfluss  würde  m.  E. 
u.  A.  sein  mlMtn,  ob  Stoaeni  wie  die  Salssieaer  bletben  odw  verändert  oder  be- 
seitigt werden.  Im  Falle  einer  Befreiung  bis  1200  M.  würden  in  Preussen  c.  4'3  Mill. 
Steuerzahler  befreit,  mit  c.  21  3  Mill,  M.  Steuer;  bei  der  Befreiung  bis  1500  M. 
c  4*6  Mill.  Peis.  mit  c.  26*8  Mill.  M.  Steuer,  von  im  Ganzen  c.  72  Mill.  M.  Classen- 
nnd  Elnkst.  Mit  der  Befireinng  bis  auf  6000  M.  ISnlrommen,  wie  nach  Bismarck'- 
sdien  Ideen,  binanf  za  gehen,  womit  nach  d.  bisher.  Schätzungen  der  ganze  Rest  der 
Classenst.  u.  von  d.  Einkommcnst.  c.  12  — 13  Mill.  M.  entfielen,  also  im  Ganzen  nur 
c.  18 — 20  Mill.  M.  Steuer  blieben,  ist  unter  den  preuss.  Einkommenverhältnissen  nicht 
TÜUicii.  Sind  doch  seUitft  in  On-Biitannien  bis  m  Ennem  nnr  die  Einkommen 
bis  100  Pf.  St.  oder  2000  M.  einkommensteoerfiei 
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der  Ersatz  durch  Verbraucbssteiiern  meistens  fehlen  wird  und  niuss. 
Sie  ist  zulässig  als  selbständige  Steuer  der  Commune  und  in 
Form  von  Zuschlägen  zur  Staatsemkommensteuer:  Letztres  wohl 
als  Regel,  wenn  der  Staat  einmal  eine  solche  Steoer  besitzt.^) 

Die  gerade  in  der  modernen  Volkswirtbacliaft  wachsenden 
Schwierigkeiten  der  Einkommensteuer  nOthigen  dazu,  um  die  Steuer- 
sätze nicht  gar  zn  hoch  und  mit  diesen  yollends  die  Schwierig- 
keiten nicht  unüberwältigbar  werden  zu  lassen,  mit  durch  die  ver- 
schiedenen anderen  Steuergattungen  den  Bedarf  zu  decken.  Soweit 
aber  mit  Recht  die  Einkommensteuer  fungirt,  muss  man  im  öffent- 
lichen Interesse  die  sich  bietenden  practischen  Mittel  auch  er- 
greifen, um  die  steuerpflichtigen  Einkommen  möglichst  richtig  fest- 
zustellen. Es  sind  wesentlich  vier:  Declarationszwang  der 
Steuerpflichtigen,  gerade  bei  Freiheit  der  kleineren  Einkommen  zu- 
lässig  und  durchführbar;  strenge  Controle  von  Steuerorganen, 
mit  weiten  Befugnissen  der  Einsichtnahme  der  Bücher  u.  s.  w.  und 
strengen  Strafbestimmungen;  0 effentlichkeit  der  Steuer- 
listen; endlich  Controle  beim  Erb  gang  mit  eventueller  nach- 
träglicher schwerer  Defraudationsstrafe.^^) 

In  Staat  und  Commune  ist  die  directe  Einkommensteuer  passend 
das  besonders  mobile  Element  im  Haushalt,  indem  d^  Steuerfuss 
nach  dem  Bedarf  beweglich  gehalten  wird,  w^ie  in  Eng- 
land.^*^)  Namentlich  empfiehlt  es  sich,  vorübergehenden  Extra- 
bedarf (in  Nothlagen  u.  s.  w.)  mit  durch  diese  Steuer  zudecken, 
im  socialpolitischen  System  eventuell  mittelst  Erhöhung  der 
Steuerprogression,  um  gerade  in  solchen  Lagen  dieBesitaen- 
den  und  „grossen  Leute*'  stttriLcr  ftlr  das  Gemeinwesen  heran  lu 
ziehen.'*) 


")  So  nach  d,  preuss.  Comm.st.geset/entvpürfen  unhedingt.  S.  meine  Comm.stfrage 
S.  42  u.  S.  5  sub  e.  Wie  Abweichungen  im  Umfang,  so  sollten  aber  aucli  solche  im 
Stenerfuss  fttr.  die  Gommiine  eilaiiDt  sein.  Nfunentfich  bum  die  Commxine  öfteis« 
bes.  bei  ongenOgeiideT  Ertragsbestenernng,  aber  nicht  allein  in  solchem  Falle,  ohne 
progressi7eii  Steuerfoss  für  die  höheren  Einkommen  nicht  auslangen,  wie  denn  die 
Anwendung  desselben  auch  in  der  preuss.  Gommunalsteuerpraxis  häufig  ist.  S.  die 
Tabdlen  v.  Wegnei  in  d.  Ber.  d.  socpoL  Yersamml.  7.  1877  S.  53  ff.  n.  Nemnann, 
progr.  Einkst  S.  112  ff. 

^  Näheres  unten  in  §.  552  und  in  d.  spec.  Xehre.  Ganz  ungentlgend  sind  die 
preuss.  Vorschriften  bei  d.  Classen-  u.  Eink.steuer,  auch  noch  in  der  Novelle  v.  1S73, 
besser,  aber  auch  noch  nicht  ausreichend  die  k.  sächs.  Vorschriften  v.  1874  ff.,  die 
Hamburger  v.  1866  u.  a.  m. 

^)  &  ttber  England  ohen  S.  287  Note  18. 

^  Die  richtige  Conseqnens  auch  ans  Held's  nnd  ]ffenmann*8  Theorieen  Uber 
Emkemmenstener  und  SteaerrerChailiing. 
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§.  525.  —  b)  Die  Ertragsstenem  kann  der  Staat  ancb 
neben  einer  directen  Einkomriiensteuer  und  Verbrauebssteuer  nicbt 
wobl  ganz  entbebren  wegen  des  internationalen  Personen- 
und  KapitaUenverkehrs.  Bei  der  Einricbtung  mass  zwiscben  den 
Steuern  von  realen  und  persönlicben  Ertragsquellen  unter- 
sehieden  werden.  Zu  jenen  gehört  die  Grund-,  die  Gebäade-| 
die  Gewerb e-y  die  Leihzinsstener,  welche  rdnen  oder  mit 
Arbeitsertrag  gemiscliten  Besitzertrag  oder  ,,Rente''  in  diesem 
Sinne,  zu  diesen  die  directe  Arbeitslohn-  und  die  liberale 
Berufs-  und  Gebaltssteuer ,  welche  reinen  Arbeitsertrag 
treffen.^')  Hier  hat  die  Steuereinrichtung  nun  den  geschichtlichen 
Bestand  zu  berücksichtigen.  Die  vier  Steuern  der  ersten  Art 
beeinflossen  naeb  etwas  längerem  Bestände  den  KapitaLwerth  des 
ErtragBobjeots.  Daraus  folgt  die  lOsslichkeit  einer  Aendemng  ihres 
Fnsses  —  nicht  za  verwechseln  mit  der  statdiaften,  ja  noth- 
wendigen  Veränderung  des  Ertragsa Uschlags,  nach  dem  be- 
steuert wird  — ,  mithin  zugleich  die  Unzulässigkeit,  sie  etwa 
aufzugeben  oder  herabzusetzen  auch  neben  einer  directen  Ein- 
kommensteuer.^^) Anders  liegt  die  Sache  bei  den  Ertragssteuem 
auf  reinen  Arbeitsertrag.  Das  Hinstreben  auf  die  Ersetzung 
der  letzteren  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer^  dagegen  die 
Beibehaltung  der  einmal  bestehenden  und  selbst  die  systematische 
Ergänzung  der  erstgenannten  Art  realer  Ertragssteuem,  falls  sie 
eine  Lücke  zeigen,  z.  B.  durch  Einfügung  einer  vielfach  fehlenden 
besonderen  Leihzinssteuer,  wird  deshalb  auch  im  rein  finan- 
ziellen System  richtig  erscheinen.  Im  socialpolitischen  System 
lässt  sich  durch  die  fiealsteuem  die.  hier  yorliegende  Aufgabe  der 
höheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens  mit  lösen« 

In  denCommuneni  wo  die  Aufgaben  der  Ertragsbesteuemng 
überhaupt  leichter  zu  erfüllen  sind  und  das  Princip  der  „Besteue- 
rung nach  dem  Interesse"  eine  grössere  Berechtigung  hat 
(§.  423,  424),  kann  auch  deswegen  diese  Besteuerung  einen 
grösseren  Platz  einnehmen,  sie  muss  nur  eventuell  dann  den 
Leihzinsertrag  mit  treffen,  und,  wenn  eine  Einkommensteuer  ganz 
fehlt,  auch  den  reinen  Arbeltsertrag  der  vorgenannten  Classen. 


")  So,  wenn  man  mit  KniPS  [iloM.  Kap.  1),  aber  g'Cgen  Stein,  das  in  eine 
Persou  (in  Bildung  u.  s.  w.)  lüuemgeäteckte  Kapital  uiuht  muhr  als  etwas  Selbständiges 
betanchtei 

^  8.  d.  Vcrhandl.  v.  1875  des  socpol.  Ter.  in  Eisenadi  Uber  Einkst,  aueli 
Keumtnns  Thesen  daselbst  S.  69. 
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Bei  der  Complication  des  persönlichen  und  des  KapitalienverkelirB 
zwischen  den  Communen  und  dem  Auseinanderfallen  des  persön- 
lichen Wohnorts  und  des  Sitzes  der  Ertrags(iuelle  empfiehlt  sich 
aber  doch  auch  hier  meistens  die  Verbindung  von  Einkomme n- 
und  Ertrags b es teaerung.  Dabei  kann  namentlich  hier  das 
Prinoip  passend  Fiats  grdfen,  yerschiedene  Stenern  je  nach  den 
Verwendnngszveeken  des  Stenerertrags  zu  benntasen:  den 
Ertrag  von  Grand-,  Gebftnde-,  aneh  Gewerbestenem  und  etwa  auch 
Ton  Zinsstenem  auf  die  Zinsbeztlge  ans  den  Vrtiichen  Hypotheken 
fttr  solche  wesentlich  locale,  Verkehrs-  und  ähnliche 
Zwecke,  welche  dem  Realitäten  besitz  in  der  Commune  zu  Gute 
kommen  (§.  424).  Gerade  in  Bezug  auf  die  Ertrags besteuerung 
kann  die  Conunune  ferner  öfters  passend  selbständig  mit  eigenen 
Stenern  vorgeheni  wenn  auch  das  System  der  Zuschläge  zn  den 
betreffenden  Staatssteoem  nicht  anszuschliessen  ist^^) 

g.  526.  —  2)  Die  Verkehrsstenern  sind  als  selbständige 
Stenern  auf  die  Staatsbestenernng  sn  beschränken.  Zuschläge 
zu  einzelnen  (z.  B.  bei  Abgaben  vom  Besitzwechsel  von  Grond- 
eigenthum)  für  Communal zwecke  brauchen  aber  nicht  unbedingt 
ausgeschlossen  zu  sein.  Die  Verkehrssteuern  haben  namentlich 
mit  zur  Ergänzung  und  zum  Ersatz  i'tlr  die  sonstige  Erwerbs- 
bestenening  zu  dienen:  Ersteres  gegenüber  auch  berufsmässigem 
£rwerb|  welcher  durch  die  Einkommen-  und  Ertragssteuem  nicht 
genügend  getroffen  wurd;  Letzteres  gegenttber  dem  aparten 
Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  Rechtsgeschäfte.  In  beiderlei 
Hinsieht  haben  sie  eine  nicht  unwichtige  Function  besonders  gegen- 
über den  Handels-,  den  Creditgeschiilten  und  dem  Besitz- 
wechsel von  Eigenthum.  Der  Öteuerfuss  muss  sich  in  seiner 
Höhe  aber  nach  der  Höhe  der  anderen  Steuern  richten,  mit  denen 
zusammen  sie  denselben  Erwerb  oder  dieselben  Eigenthums- 
objeete  treffen.  Als  hauptsächliche  Form  der  Yerkehrssteuer  ist 
der  Stempel  und  die  anmittelbar  erhobene,  namentlich  an 
Öffentliche  Register  sich  anknüpfende  Abgabe  zu  gebrauchen 
(§.  467-471,  auch  §.  293,  320^324). 

3)  Die  öfters  besonders  passende  und  relativ  leichte  Benutzung 
der  Verkehrssteuer  zur  Besteuerung  von  C  o  n j  u  n  c  t  u  r  e  n  g  e  w  i  u  n  c  u 
ißt  auf  das  socialpolitische  Steuersystem  zu  beschränken  (§.  472 
bis  481).  Dies  System  erscheint  aber  gerade  in  den  Verhältnissen 


>*)  S.  ob«n  Note  4. 
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der  modernen  VolkswiriliBoliaft  berechtigt  nnd  wird  dies  hier 

immer  mehr.  Erkennt  man  dies  an,  so  muss  auch  sonst  durch 
geeignete  Einrichtungen  der  Einkommen-  und  Ertragshesteuerung, 
beim  Erbeslibergang  und  selbständig  bei  einer  wesentlichen  Ver- 
ändenmg  der  Bodenbeuatzung  der  Conjuncturengewinn  besteuert 
werden.  Und  zwar  durch  die  S  t  a  a  t  s  besteueruDg,  aber  unter 
Zalassong^  yon  selbständigen  besllglichen  Steuern  oder  Ton 
Zuschlägen  zu  Staatsstenem  auch  in  der  Commune  in  gewissen 
Fällen,  so  namentiich  gegentlber  den  Gewinnen  aus  der  steigenden 
Rente  und  dem  steigenden  Werthe  des  in  der  Commune  gelegenen 
Grund-  und  Gebäudeeigenthums,  der  Baustellen  u.  s.  w. 

4)  In  gleicher  Weise  ist  unter  der  hier  vollends  gebotenen 
Annahme  des  socialpolitischen  Steuer-Gesichtspunctes  der  Ver- 
mögenserwerb aus  Spiel  und  Erbschaft  durch  entsprechende 
Staatsstenem  zu  treffen, 

5)  Von  den  Besitz  steuern  (§.  485—489)  erscheint  die  Ein- 
richtung emer  allgemeinen  Vermögenssteuer  geboten  als 
Extrastener  zur  Deckung  ausserordentlichen  Bedarfs  oder  der 
Ausfälle  an  anderen  Steuern  in  „Nothzeiten".  Als  regel- 
mässige Steuer  empfiehlt  sich  eine  partielle  Vermögens- 
steuer des  gesammten  N u t z Vermögens  auch  im  rein  finan- 
ziellen Steuersystem  unter  Umständen  als  ein  steuertechnisch 
zweckmässiges  Mittel  neben  der  allgemeinen  durecten  Ein- 
kommensteuer, um  die  Au^abe  der  letzteren,  die  Nutzungen  des 
NatzyermVgens  mit  zu  besteuern,  einfacher  zu  lösen;  dann  um, 
ähnlich  wie  durch  den  höheren  (progressiyen)  Steuerfuss 
der  directen  Einkommensteuer,  die  umgekehrt  progressive  Besteue- 
rung der  „kleinen  Leute"  durch  die  üblichen  Verbrauchssteuern 
auszugleichen.  Fehlt  eine  ausgebildete  Ertragsbesteuerung  oder 
leidet  sie  an  zu  grossen  Mängeln,  so  kann  in  Staat  und  Commune 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  (vom  Nutz-  u n d  Productiy- 
y^rmögen)  als  Hilfsmittel  zur  Besteuerung  des  Besitzeinkommens 
ebenfalls  im  rem  finanziellen  Stenenrfstem  mit  zur  Erwägung 
kommen.  Im  socialpolitischen  Steuersystem  endlich  kann 
eine  solche  allgemeine  (nominelle)  Vermögenssteuer  auch  passend 
mit  zur  höheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens  dienen^ 
ähnlich  wie,  aber  steuertechnisch  wohl  öfters  zweckmässiger  als 
ein  höherer  Steuerfuss  der  Einkommensteuer  speciell  für  das  Besitz- 
einkommen.  Die  Besitzsteuem  brauchen  sich  nicht  auf  die  Staats - 
besteuemng  zu  beschränken.  Sie  k()nnen  auch  in  der  Communal- 
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besteaenmg  snr  Ergänzung  der  Aufgaben  der  communalen  Eib- 
kommensteuer  Verwendimg  finden. 

B.  —  §.  527.  Aus  dem  Gebiete  der  Gebranehsbestenernng 
(§.  490—517)  bilden  die  Verbranchsstenern  ein  nnentbebr- 
liebes  Glied  eines  modernen  Staats-Stenersystems,  das  sieb  an 

die  Erwerbsbesteuerung  überall  ergänzend  anzuschliessen  bat. 
Die  Verbrauchssteuern  sollen  daher  die  Aufgabe  lösen  helfen,  das 
Einzeleinkommen  reell  proportional  —  im  rein  finan- 
ziellen —  und  in  bestimmter  Weise  progressiv  —  im 
socialpolitischen  Steuersystem  —  zu  besteuern.  Wie  zu  diesem 
Zwecke  dnreb  angemessene  Einrichtung  der  Erwerbsbesteuernng 
allein  ansznkommen  wäre,  ist  wobl  tbeoretiseb  anzugeben.  Aber 
die  Sehwierigkeiten,  nach  soleber  Riebtsebnnr  in  der  Praxis  zn 
verfahren^  sind  notoriscb  zn  gross.  Sie  lassen  sieb  nnr  mit  Hilfe 
einer  rationellen  Verbrauchs besteuerung  leidlich  über- 
winden. In  diesen  Verhältnissen  liegt  die  Berechtigung  dieser 
Besteuerung;  nur  muss  das  für  die  Erwerbsbesteuerung  aufzu- 
stellende, aber  durch  sie  allein  nicht  erreichbare  Ziel  immer  auch 
als  Kichtscbnnr  für  die  Einrichtung  der  Verbrauchssteuern  dienen. 
Die  Scbatzungen,  speeiell  die  Erwerbsstenem  bilden  also  auch  fttr 
diese  Stenern  die  Grundlage,  auf  weleber  sieb  das  rationelle  Ver- 
braucbssteuersystem  aufbaut 

Die  besondere  Schwierigkeit  liegt  bei  vielen  Verbrauebssteuom 
darin,  dass  sie  das  kleine  Einkommen  umgekehrt  progresslT 
besteuern.  Dadurch  verletzen  sie  das  Prineip  selbst  der  propor- 
tionalen reellen  Einkonunenbesteuerung^  um  so  mebr  natttilioh  das- 
jenige der  direct  progressiven.  Die  Abhilfe  bietet  sieb  zunächst  in 
einer  angemessenen  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtionen, 
bez.  Artikel,  dann  in  verschiedener  Normirung  der  Höhe  der 
Steuersätze  dafür,  endlich  in  correspondirenden  Mass- 
regeln im  Gebiete  der  Erwerbs-  und  Besitz  besteuerung. 
Diese  drei  Mittel  sind  möglichst  gleichzeitig  neben  einander 
anzuwenden;  das  letzte  wird  um  so  dringender,  je  weniger  die 
anderen  bdd^  sich  aus  finanziellen  oder  steuerteohiüsehen  Gründen 
benutzen  lassen  oder  zum  2jiele  fuhren.  Dieselben  Mittel  sind  auch 
gleichzeitig  zu  dem  Zwecke  anzuwenden,  dass  die  Verbrauchssteuern 
in  Verbindung  mit  den  anderen  die  ins  Auge  gefasste  gleich- 
mässige,  entweder  proportionale  oder  so  und  so  pro- 
gressive, reelle  Einkommen  besteuerung  herbeil'Uhreu. 
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§.  528.  —  1)  Die  Auswahl  der  Coasamtlouen,  bez. 
Artikel. 

a)  Besonders  wttnscheiiswerlli  ist  der  Aossehinss  soleher 
Artikel,  welehe  wirklieh  von  der  Ifasse  des  Volks  zur  Befriediguug 
der  Existenzbedttrfnisse  ersten  Grads  gebraneht  werden:  der  ,,noth- 

weudigsten  Lebensbedürfnisse",  wie  vor  Allem  Salz, 
Landes b rot.  Denn  hier  droht  am  Meisten  jene  umgekehrt  pro 
gressive  Besteuerung  und  auch  sonst  eine  zu  schwere  Belastung. 
Im  rein  finanziellen  Steuersystem  wird  gleiehwohl  nicht 
immer  anf  solche  Artikel  verzichtet  werden  kennen,  sowohl  im 
FinanzmteresBe,  als  nm  die  hier  gebotene  Mitbestenerang  der 
yykleinen  Leute'',  bez.  des  Ertrags  der  niederen  Arbeit  zu  erreichen. 
Gerade  eine  solche  Steuer  dient  hier  statt  der  directeo  Einkommen- 
steuer, von  der  diese  Classen  aus  steuertechnischen  Gründen  frei 
gelassen  werden.  Alsdann  muss  aber  um  so  mehr  eine  Aus- 
gleichung mittelst  besonderer  Besteuerung  des  höheren 
and  des  Besitzeinkommens  verlangt  werden.  Mit  der  Annahme 
des  soeialpolitischen  Standpnnots  in  der  Besteaerang  durch- 
bricht man  hier  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuer 
zu  Gunsten  der  unteren  Classen.  Dann  ist  der  principielle 
Ausschluss  von  Verbrauchssteuern  auf  die  noth  wendigsten  Lebens- 
bedürfnisse die  richtige  Consequenz  (§.  404,  405). 

b)  Eelativ  am  Besten  ist  die  Verbrauchssteuer  auf  Artikel 
eines  y^Lnzus-Massenconsums",  namentlich  auf  gewisse  Luxus- 
Nahrangs-  und  BeizmitteL  Dieselben  gehören  zwar  heutzutage 
nach  der  Volkssitte  vielfach  schon  zu  den  Ifitteln  für  die  Befrie- 
digung von  Existenzbedürfnissen  zweiten  Grads.  Aber  das  Ein- 
kommen der  Volksclassen  und  Einzelner,  welches  für  solche  Con- 
sumtionen  verwandt  wird,  kann  aus  finanziellen  Gründen  nicht 
wohl  mehr  steuerfrei  bleiben,  auch  nicht  im  soeialpolitischen 
System.  Es  darf  nur  nicht  zu  hoch  (weder  absolut  noch  relativ 
za  hoch)  besteuert  werden.  Dafür  ist  durch  die  richtige  Aas- 
wahl der  einzelnen  Artikel  und  wieder  durch  die  HOhe  der 
Steuers&tze  und  durch  Ergänznngssteuern  zu  sorgen.  So 
empfiehlt  sich  die  Besteuerung  der  Getränke,  Branntwein, 
Wein,  Bier,  der  Colonial-  und  verwandter  Waaren,  des 
Tabaks,  Zuckers,  Kaffees,  Thees,  der  Gewürze,  Süd- 
fr  tichte.  Die  Steuern  auf  diese  Artikel  bilden  auch  regelmässig 
in  den  heutigen  Verbrauchssteuers jstemen,  bei  den  Einfuhrzöllen 
und  inneren  Verbraachssteuem,  d^e  haaptsächlichen,  im  Ertrage 

A.  Wagntr,  Ftnanzwlsseiiselutflv  IL  36 
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ergiebigsten.  Möglichst  die  Steuerlast  auf  einen  oder  ganz 
wenige  Artikel  zu  wälzen,  wie  z.  B.  auf  Branntwein  und 
Tabak,  erscheint  trotz  der  dafür  mit  angeführten  polizeilichen 
und  „volkspädagogischen Gründe  (§.  503  a)  bedenklich  und 
führt  zu  einer  sehr  ungleichen  Vertheilang  der  Besteuerung. 
Vielmehr  ist  die  Auswahl  einer  grösseren  Anzahl  8tene^ 
Pflichtiger  Artikel  mit  nicht  allxn  hohen  Steners ätzen  an- 
gemessener. Die  Ergänzung  zum  Zweck  der  entsprechenden 
Belastung  der  höheren  Classen  erfolgt  durch  Herbeiziehung  von 
Artikeln,  welche  diese  Classen  vorwiegend  allein  verzehren 
und  durch  Belegung  dieser  Artikel  (und  Sorten  der  allgemeinen 
Consumartikel)  mit  höheren  Steuersätzen.  Manches  Einzelne 
muss  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  Oonsums  in  den 
verschiedenen  Ländern  richten,  z.  B.  der  Steuersatz  von  Kaffee  und 
Thee,  Wein  und  Bier  danach,  ob  der  eine  oder  der  andre  Artikel 
Volks-Gennssmittel  ist 

c)  Die  Masse  der  sonstigen  gewöhnlichen  landwirth- 
schaftlichen  und  gewer  kl  ichen  Erzeugnisse  ist  auch  ans 
steuertechnischen  Gründen  möglichst  steuerfrei  zu 
lassen,  wodurch  die  Complicationen  zwischen  Zolltarif  und  Accise- 
tarif,  zwischen  städtischer  nnd  ländlicher  Besteuerung  fortfallen. 
Nicht  minder  ist  die  Bestenemng  von  Artikeln  fiUr  geistige  n.  dgL 
Bedarfnisse  zn  y ermeiden. 

d)  Steuern  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  Woh- 
nungs-,  sogen,  directe  Luxussteuern  u.  dgl.  sind  zwar  prin- 
cipiell  nicht  unrichtig,  wennschon  die  Wohnun gsstener 
bei  ihrer  tlblicheu,  aber  verm eidlichen,  Einrichtung,  nemlich  wenn 
sie  in  einem  gleichen  Steuerfoss  normirt  ist,  meist  in  scharfem 
Grade  eine  umgekehrt  progressive  ist*®)  Aber  das  Ziel 
einer  Mehrbelastnng  der  reicheren  Classen  wird  besser,  weil  gleich* 
mässiger  auf  andere  Weise,  durch  Progression  des  Steuer- 
fusses  bei  der  direeten  Einkommensteuer  oder  durch  eine  allge- 
meine Vermögenssteuer  oder  durch  eine  partielle  Vermögens- 
steuer vom  gesammten  Nutz  vermögen  erreicht  (§.  487,  494). 


S.  darüber  die  iekrreiciicn  Bereclmungeii  für  Berlin  von  IScliwabe  im 
B&L  St&dt  JabTb.  1868  S.  269  ff.«  ob.  1869  ?.  Bruch  S.  2  fF.  AUg«meliiere  Beband- 
long  der  statist.  Frage  v.  E,  Laspeyrcs,  in  d.  „Concordia"  1871,  S.  109.  Der  Grund 
der  umgekehrt  progress.  Wirkung  eines  gleichen  Steuerfusses  der  Wohnungs-  oder 
Miethsteuer  liegt  darin,  daäs  die  Ausgabe  fdr  Wohnung  regcluiiisäig  eine  steigende 
Quote  des  fallenden  Einkommens  aumacht. 
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%.  529.  —  2)  Die  Hahe  der  Steaersätze. 

a)  Sie  wird  natttrHeh  im  All  gemeinen  mit  von  der  Höhe 

des  Bedarfs,  vom  Wohlstand,  von  den  Consumtions Ver- 
hältnissen abhängen  müssen.  Zum  Zweck  der  Besteuerung 
der  „Luxas-Massenconsumptibilien^^  kann  sich  auch  im 
Finanzinteresse  zur  Begünstignng  des  Consums  eine 
mässige  Höhe  empfetüen,  eine  Begd,  mit  welcher  aber  in  der 
praetisehen  Anwendung  massgehalten  werd^i  mnss. 

b)  In  Bezug  anf  die  Festsetzung  der  Hohe  der  Steuersätze  der 
einzelneu  Artikel  ist  zu  beachten,  dass  auch  bei  einer  Beschrän- 
kung auf  die  Artikel  des  Luxus -Massenconsuras  doch  wieder  eine 
umgekehrt  progressive  Belastung  droht.  Daher  müssen  zur  Aus- 
gleichung die  Artikel  des  Consums  der  höheren  Classen  möglichst 
angemessen  höher  belegt  werden.  Da  es  sieh  aber  vielfach  bier 
um  den  Consnm  desselben  Artikels,  nur  in  verschiedenen 
Qualitäten  oder  Sorten  handelt,  so  ist  noch  wichtiger 

c)  die  Feststellung  von  Qualitäts-  oder  Sorten -Steuer- 
sätzen, z.  B.  bei  Wein,  Tabak,  Kaffee.  Dieselben  sind  leider  bei 
den  hauptsächlichen  Erhebungsformen,  dem  Zoll,  der  inneren,  vom 
privaten  Producenten  ausgelegten  Steuer,  steuertechnisch  zu  schwierig, 
practisch  meist  gar  nicht  anzuwenden.  Dagegen  gestattet  das  Mono- 
pol diese  Anwendung,  —  einer  der  Grttnde,  welche  fflr  diese 
Steuerform  sprechen,  deren  Wahl  natürlich  aber  noch  von  vielen 
anderen  Erwägungen  abhängt     (§.  547). 

§.  530.  —  3)  Ausgleichungs-Massregeln  im  Gebiete 
der  Erwerbs-  und  Besitzbesteuerung.  Je  weniger  es  gelingt, 
die  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  und  die  Ilöhe  der  Steuer- 
sätze mit  den  vorausgehenden  Forderungen  in  Einklang  zu  bringen, 
desto  noth  wendiger  sind  solche  Ausgleichungs-Massregeln:  in 
der  Praxis  daher  regelmässig  in  grossem  Umfange.  Denn 


Maacheilei  bemerk  u.  Yoischläge  Uber  diese  Paucte  ia  meinem  Art  Zolle 
in  Bliuitsdüi's  StaatsirQiterb.  6.  11.    Unter  Udiw.  dAntscIier  ZoUtsrif  Utt  «och  in 

Sellien  Finanzzollpositionen  an  einer  YernachlSssigDnf  der  im  Text  bebandelten 
üesichtspuncte,  zum  Theil  in  Folge  falscher  Auslegung  englischer  Erfahrungen  in 
Bezug  auf  den  fiaanziellen  Yortbeil  niedriger  Steuersätze.  Die  Zollreform  von  1Ö79 
hAt  hier  eioige  zwechnSssige  Verbesserungen  durchgeführt  Die  rationell  abgestuften 
SchntziOUe  yon  Fabrikaten  ,^ch  dem  in  ihnen  enthaltenen  Arbeits-,  daher  Werth- 
quantum" entsprechen  den  gestellten  Forderungen  mehr  als  die  Finanzzölle  auf  Wein, 
Tabak  u.  aitd.  Colonialwaareu,  wo  ein  Werth  zoll  u.  ein  Sorten-  u.  Qualitätszoll 
beide  fast  uuUberwiudliche  Schwierigkeiten  machen.  Im  französ.  Monopol  lasten 
z.  B.  «if  der  Gigarre  von  4  Pf.  2*57,  «uf  de^  Ton  20  P£  12*15  Pf.  Steuer,  in 
Procentcn  freilich  also  doch  dort  noch  etwas  mdff:  64'25  gegen  60*08^/«  (Schaf fle, 
nach  der  Enquete,  TUb.  Ztschr.  läbO  S.  87). 

3t)* 


Digitized  by  Google 


564        3.K.  I.A.  AUg. Steaeil.  9.H.-A.  9.A.  Steaei83r8t  Eigebnisse.  g. 530, 531. 

die  FiDaDzinteressen  und  die  stenertecbnischen  Schwierigkeiten 
zwingen  gewöhnlich,  selbst  heim  besten  Willen,  sich  ttber  jene 

Fordernngen  mehr  oder  weniger,  meistens  in  hohem  Maasse  hin- 
weg zu  setzen.  Dann  muss  aber  wenigstens  die  Folge  anerkannt 
werden:  dass  die  Verbrauchssteuern  sehr  ung leichmässig  sind, 
besonders  die  unteren  und  mittleren  Classen  und  die  Haus- 
halte mit  grösserer  Personenzahl  relativ  ttberlasten. 
Das  widerspricht  der  proportionalen  Einkommenbestenemngi  ToUends 
der  progressi?en.  Daher  ist,  wie  dies  vorhin  bei  der  £rwerbs- 
bestenerang  schon  znm  Theil  bertihrt  worde,  geboten: 

a)  Ein  progressiverStenerfnssbei  der  directen  Emkommen- 
Steuer  für  die  mittleren  und  höheren  Einkommen,  um  auch  im 
rein  finanziellen  System  wenigstens  jene  umgekehrte  Pro- 
gression der  Steuer  auszugleichen;  ein  noch  stärker  progres- 
siver Fuss  im  socialpolitiscben  Steuersystem,  um  auch  im 
Ganzen  eine  progressive  Besteuerung  herbeizoftthren. 

b)  Die  Festsetzung  ver  s  chiedener  Steaerfttsse  bei  der  directen 
Einkommenstener  für  das  gleiche  Einkommen  von  Stenerpflichtigra 
nach  der  yerschiedenen  Grösse  der  Personenzahl|  fttr  die 
sie  TU  sorgen  haben;  daher  yomemlich  StenerfKssC)  die  mit  der 
Zunahme  der  Familienangehörigen  abnehmen,  am 
Höchsten  bei  Einzelnleb  enden,  am  Niedrigsten  bei 
Familienvätern  mit  grosser  Kinderzahl  sind,  —  eventuell 
mit  weiteren  Moditicationen  nach  demselben  Crcsichtspunct. 

c)  Das  Ziel,  welches  der  progressive  Steuerfuss  fhr  das  höhere 
Einkommen  verfolgt,  lässt  sich,  soweit  dies  Einkommen  zngleich 
Besitzeinkommen  oder  „Rente''  ist,  auch  dnrch  die  Verbindung 
einer  allgemeinen  VermOgensstener  oder  einer  partiellen  Ver- 
mögenssteuer auf  das  gcsammte  Nutzvermögen  erreichen.  Zwischen 
beiden  Wegen  kann  nach  Umständen  gewählt  werden.  Aber  solche 
Vermögenssteuern  reichen  nicht  immer  aus,  weil  eben  auch  das 
höhere  Arbeitseinkommen  (liberale  Berufe,  Beamte  1)  zur  Aus- 
gleichung progressiv  zu  besteuern  ist 

d)  Die  sogen.  Lnxnsbestenemng  auf  einzelne  Objecte  des 
NntzvermOgens  und  auf  gewisse  persönliche  Genttsse  ist  zwar 
principiell  ebenfalls  als  ein  Mittel  zn  einer  solchen  Ansgleichnng 
zn  betraebten.  Aber  sie  genllgt  bei  der  ganz  nngleiehmllssigen 
Verbreitung  solcher  Genüsse  und  Luxusconsumtioncn  practiscb  dazu 
nicht.  Jedenfalls  verdienen  die  anderen  genannten  Wege 
den  Vorzug. 
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§.  531.  Wichtige  steuertechnische  und  volkswirth- 
schaftiicheGrttnde  sprechen  daflDr,  selbständige  Verbrauchs- 
stenern  wenigstens  in  der  Begel  nur  im  Staatsstenersystem  zu- 
zulassen, die  Commnnen  aber  mitunter  durch  Zuschläge  zu 

betheiligen.  Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  auch  vielfach  zur 
Beseitigung  besonderer  localer  (städtischer)  Verbrauchssteuern 
geführt.  Der  Wiedereinführung  städtischer  Octrois  oder  Thorsteuern 
stemmen  sich  wichtige  und  berechtigte  Interessen  des  Verkehrs 
gewöhnlich  entgegen,  obgleich  solche  Abgaben  einem  Haupteinwand 
gegen  die  Verbrauchsisteuem  nicht  so  sehr  wie  die  betreffenden 
Staatsstenern  unterliegen:  sie  werden  bei  voller  Freizügigkeit 
der  unteren  arbeitenden  Olassen  nicht  so  leicht  auf  dem  städtischen 
Arbeiter  sitzen  bleiben,  sondern  hier  wirklich  eher  durch  lieber- 
wälzung  und  Lohnerhöhung  auf  Andere  geschoben  werden. -2) 

Dies  sind  die  Ergebnisse,  zu  welchen  eine  eingehende  Unter- 
suchung der  Fragen  in  Bezug  auf  die  Bildung  eines  theoretisch  rich- 
tigen und  practisch  brauchbaren  Steuersystems  für  unsere  modernen 
CnltnrvÖlker  ^hrt  Hier  handelte  es  sich  nur  um  die  Feststellung 
derGrundzflge  eines  solchen  Systems.  Die  weitere  Ausführung 
gehört  in  die  zweite  Abtheilung  dieses  Kapitels,  in  die  spedelle 
Steuerlebre.  Dort  werden  die  Steuergattuugen  und  einzelnen  Steuern, 
im  Ganzen  in  der  Reihenfolge,  wie  wir  sie  hier  systematisch  vor- 
geführt haben,  mit  einer  oder  der  anderen,  durch  Zweckmässigkeits- 
rticksichten  gebotenen  Umänderung,  behandeh  werden.  Auch  die 
genauere  Bezugnahme  auf  die  positive  Steuergesetzgebung 
wird,  soweit  sie  überhaupt  in  diesem  Werke  wünschenswerth  und 
möglich  ist,  erst  dort  erfolgen.  Sie  hätte  hier  im  allgemeinen 
Theil  den  Gang  der  principiellen  Erörterung  zu  oft  unterbrochen 
und  mehr  verwirrt  als  geklärt 


üeber  d.  Frage  d.  Verbrauchst,  iu  d.  Commuaeu  s.  d.  10  (iutachteu  d.  Ver. 
t  Socpol.  IIb.  Gommjteiieni;  mein  Befer.  (leb  luibe  mich  darin  8.  5,  41  nicht 

unbedingt  gegen  alt  bestehende  städt.  Octrois,  aber  gegen  neu  einzuführende 
erklärt)  u.  d.  Debatte  in  d.  BerL  Yers.  v,  lb77,  wo  u.  A.  Masse  gegen  solche 
Steuern  sprach. 


Digitized  by 


Vierter  Hauptabschnitt 


Die  allgemelneii  GrimdBülze  der  SteuerTerwaltung« 

Die  Theorie  hftt  Melier  anöb  in  der  reichen  denlschen  finanzwissenschaftliGhen 

Literatur  die  Fragen  der  Steuerverwaltung  sehr  unzureichend  und  kümmedich  be- 
handelt. Die  neueste  Theorie  ist  darüber  vielfach  ganz  hinweg  gegangen.  Was  an 
einschlagenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  vorkommt,  ist  meist 
nicht  viel  mehr  als  die  AnfiiteUnng  einer  Beihe  einfacher  ZvectanUi^eitsregeln, 
etra  im  Anschluss  an  A.  Smith's  bekannte  Stcnerregeln.  üeber  die  wichtigeren 
Pancte  wird  meistens  ganz  geschwiegen  oder  dieselben  werden  mit  einigen  wenig  in 
die  Sache  eindringenden  Bemerkungen  erledigt  In  der  specieilen  Steaerlehie  wird 
dann  wtM  bei  jeder  einzelneii  £^ergattnng  nnd  bescuderen  Steaer  etwas  nSher  auf 
die  besAgfichcn  Ycrhältniaae  der  Steuerverwaltung  eingegangen.  Aber  das  genügt 
nicht,  namentlich  erlangt  man  auf  diese  Weise  keine  ordentliche  Uebersioht  über  die 
Angaben  der  Steaerverwaltung  und  übersieht  vor  der  Unmasse  des  Details  bald  ganz, 
dass  es  sich  eben  doch  immer  um  dieselben  PxoUeme  nnrin  einer  durch  die  Katar 
jeder  Steuer  modificirten  Gestalt  bandelt.  In  der  allgemeinen  Steuerlehre  mtlssen 
und  hier  allein  können  diese  Problome  unter  einem  einheitlichen  Gesichtspunct 
zusammengefasst  und  nach  der  Methode  der  Vorgleichung  erörtert  werden.  Da- 
durch gewinnt  man  erst  den  richtigen  Standpunct  der  steuertechnischen  Kritik 
za  den  einzelnen  Steuerarten  u.  Stenern.  Diese  Kritik  hat  sich  an  die  vorausgehende 
rincipielle  Kritik  anzuschlicssen  und  bringt  erst  die  Eenrtheihmg  der  verschiedenen 
tonem  zum  Abschluss.  Ein  Abschnitt  wie  der  folgende  Hauptabschnitt  gehört  daher 
nothwendig  noch  in  die  allgemeine  Steuerlehre  und  muss  der  Behandlung  der 
Steuerverwaltungsfragen  in  der  specieilen  Steuerlehre  vorangehen.  Li  dieser 
letzteren  sind  dann  nur  die  einzelnen  betreffenden  Puncto  bei  jeder  Steuer  genauer 
auszuführen.  ' 

Die  Dürftigkeit  der  finanzwissenschaftlichen  Behandlung  der  Steuerverwaltung 
eiddirt  sich  indessen  sehr  einfach.    Man  hat  es  hier  mit  dengenigen  Gebiete  der 

Besteuerung  zu  thun,  welches  als  das  eigentlich  pr actische  erscheint.  Das  Detail 
der  Bestimmungen  ist  hier  geradezu  überwältigend  in  jedem  etwas  complicirteren 
Steuersystem.  Schon  dem  Practiker  ist  es  kaum  moglicii,  es  ganz  zu  umfassen.  £r 
wird  meistens  auch  nur  Specialist  in  einem  oder  einigen  Zweigen  sein.  Pttr  den 
Theoretiker  ist  es  noch  schwieriger,  sich  eine  auch  nur  cinigermassen  vollständige 
Kenntniss  des  Materials  zu  verschaffen  und  gar  erst,  die  einzelnen  Einrichtangen  sach- 
gemäss  zu  kritisiren.  Mir  selbst  sind  diese  Schwierigkeiten  kaum  bei  einem  Gegen- 
stände der  Finanzwlssenschafk  so  deutlich  geworden,  als  bei  diesem.  IMbmobes  im 
folgenden  Hauptabschnitt  möchte  daher  nur  als  ein  Versuch  gelten,  für  den  mitunter 
die  ersten  Vorarbeiten  in  der  allgemeinen  Steuerliteratur  noch  fehlten.  Weder  der 
reine  Practiker  noch  der  reine  Theoretiker  wird  dieses  wichtige  und  schwierige  Thema 
in  ganz  genügender  Weise  beliandeltt.  Dem  ersten  fehlt  meistens  F&higkeit  nnd  Lust 
zur  Zurückfüll rung  der  einzelnen  Einrichtungen  und  Bestimmungen  auf  allgemeinere 
Schemata  und  zu  der  hier  wie  in  jeder  wissenschaftlichen  Arbeit  nothwendigen 
Generalisirung.  Der  reine  Theoretiker  wird  umgekehrt  vollends  gerade  hier  zu 
leicht  generalisiren  und  wegen  ungenügender  BehecrBclinng  des  Details  AÜer  begehen. 
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Der  gecignetsto  Bearbeiter  dieses  Gebiets  ist  der  theoretisch,  uauiemlich  iiatioiial- 
ökonomiaoh^  jaristlBcb,  mehrikch  «acb  natarwissensehafUieh'techiüsch  (innere  Ver- 
brauchsteuern!) durchgebildete,  aber  berafsmässig  von  unten  auf  mit  der  steuertech- 
nischen Praxis  vertraute,  schliesslich  zu  liohen  Verwaltungsämtem  im  Finanzdepartemeut 
gelangte  Practiker:  der  wissenschaftlich  darchgebiMete  pensionirte  Finanzminister". 
Die  besten  Einzelarbeiten  Uber  die  betreffenden  Yerlilltnisse  einzelner  Lftnder  rOhren 
auch  von  solchen  Männern  her,  nur  dass  denselben  vielfach  wieder  jene  wissenschaft- 
liche Vorbedingung  fehlt.  Aber  die  Schriften  der  SuUy,  Neckor,  d'Audiffret, 
der  V.  Malchus,  J.  G.  Hoff  mann,  Lehzen,  Regenauer,  v.  Hock  enthalten 
wenigstens  viele  einzelne  Fingerzeige.  Das  Beste,  namentlich  auch  bereits  in  einer 
Art  principieller  Behandlung  der  stenertechnischen  Yenr&Itungsf ragen,  hat  wohl 
V.  Hock  in  seinen  Werken  tiber  die  Finanzen  Nordamericas  und  bes.  Frankreichs  ge- 
leistet. Ihm  verdanken  wir  auch  eine  zosammeniassende  Behandlung  dieser  Fragen  in  der 
Veise,  wie  sie  in  der  allgemeinen  Steneilehre  zu  reiianfni  ist,  nemUch  in  s.  „öffend. 
Abgaben  und  Schulden*'.  Die  betreff.  Abschnitte  dieser  SiÄlift  Uber  die  verwaltungs- 
technischen Verhältnisse  der  einzelnen  Stenern  sind  ganz  vorzüglich  und  für  die 
folgenden  Abschnitte  mehrfach  benutzt  worden.  Auf  dem  Wege,  den  Hock  hier 
anbahnt,  mnss  m.  £.  fortgeschritten  werden.  Leider  hat  er  anf  diesem  Gebiete  noch 
kaum  einen  Nachfolger. 

Yen  der  Grosse  der  Schwierigkeiten  der  Steuerverwaltang  efhSlt  man  durch  die 
Controversen  tlber  die  zwcckmässigste  Methode  der  Besteuerung  einzelner  Verbrauch- 
steuerobjectc ,  z.  B.  des  Weins,  des  Zuckers,  des  Tabaks  am  Leichtsten  einen  Begriff. 
Ich  verweise  z.  B.  anf  r.  Kaufmann's  Schrift  Uber  die  Znclterbestenerung,  wMohe 
in  musterhafter  Klarheit  die  verschiedenen  Besteuerungsmcthoden  darstellt  und  bcur- 
theilt;  dann  namentlich  auf  die  Gbändig;»,»  deutsche  TabakenquCte  (s.  die,  gut  das 
Wesentlichste  zusammenfassende  Bearbeitung  von  Schäffle  in  ü  Artikeln  d.  Tiib. 
Ztschr.  1879  n.  1880),  durch  welche  man  einen  goten  EinblicL  in  die  Summe  nnd 
Grosse  der  Stenerrerwaltnngs -Aufgaben  auf  einem  einzigen  solchen  Gebiete  bekouunt. 
Für  eine  spätere  allgemeine  Steaenrerwaltnngslehre,  an  deren  Aus-  und  Durch- 
bildung viele  Kräfte  vereint  arbeiten  mUasen,  liefern  solche  Specialschnften  vortreff- 
liche Yoraibeiten. 

Der  Gegenstaad  'hängt  anderseits  mit  der  gesammten  OffentKchen  YerwsUnng 
zusammen,  viele  allgnneine  verwaltungstechnischen  u.  verwaltungsrechtlichen  Fragen 
kehren  in  der  Steuerverwaltung  wieder.  Hier  hat  von  den  Finanztheoretikern  bes. 
Stein,  seinem  ganzen  Standpuncte  u.  seinen  speciellen  Studien  gemäss,  die  verwal- 
tungsrechtliche Seite  stärker  henrortreten  lassen.  Die  Finanzwissenschaft  geht  dabei 
nur  hier,  wie  m«  lirfarli  im  Stein'schen  Werke,  etwas  zu  sehr  im  Finanzi'echt  auf. 
Und  doch  sind  auch  in  diesem  Gebiete  die  Aufgaben  verschieden.  Die  Finanzwissen- 
schaft hat  auch  die  Fragen  der  Steuerverwaltuug  mehr  vom  technischen  als  vom 
rechtlichen  Standpuncte  aus  zu  behandeln  u.  vor  Allem  nach  der  höchsten  Ökonomisch- 
technischen  Zweckmässigkeit,  die  unter  gegebenen  Verhältnissen  erreidibar  er- 
scheint, zu  forschen.  Stein 's  Behandlung  weicht  daher  wieder  von  der  meinigen 
nicht  nur  in  der  Ausführung,  sondern  schon  in  der  Stellung  der  Aufgabe  ab.  '  Hier 
wie  immer  ist  lerner  wieder  viel  ganz  Subjectives  bei  Stein  zu  finden.  Daraus  erklärt 
es  sich  wohl,  wenn  er  in  der  4.  Aufl.  I,  521  sagt :  „Wir  haben  unsere  eigene  frühere 
Behandlung  der  Steuerverwallungslehre  in  unseren  bisherigen  Auflagen  fast  gänzlich 
verworfen.  Sie  war  fast  in  jeder  Beziehung  ungenügend."  Für  die  verwaltungsrecht- 
liche  Seite  bieten  aber  immerhin  Stein 's  Ausfuhrungen  I,  500  Ii.  („das  veriassungs- 
mftssige  Becht  des  Steuerwesens**),  YorzQgliches  u.  für  die  verwaltungstechnische  Seite 
sind  die  Erörterungen  I,  433  ff.  (über  Steuersubject,  Steuerobject  u.  Besteuerung),  dann 
manches  Einzehie  im  2.  Bande  doch  im  Ganzen  das  Wichtigste,  was  in  der  systemat. 
Finanz-  u.  Steuerlehrc  Uber  Steuerverwaltuug  zu  linden  ist  Meine  Abweichungen 
m  Stein  auch  auf  diesem  Oebiele  ergeben  sich  aus  dem  Text 

Die  Früheren  erOrtem  noch  am  Meisten  einige  Puncto  aus  der  Lehre  von  der 

Steuererhebung,  mit  Unterscheidung  der  dirccten  und  indirccten  Steuern,  und,  der 
Tradition  am  Anfang  des  Jahrhunderts  gemäss,  eingehender  als  es  heute  für  uns 
nOthig  erscheint  die  Frage  der  Wahl  zwischen  eigener  Verwaltung  und  Steuerpacht. 
Die  etwaiee  Uebertragung  der  Steuererhebung  wenigstens  ffir  gevtase  directe  Staata- 
steuem  auf  die  SelbstverwaltungdOrper  tritt  erst  neneidings  mehr  in  den  Yordergrund 
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der  BetraohiQng.   SpedBÜ  zu  mniieii  aind  v.  Jftcob,  Fin.  II,  §.  1197  ff.  (S.  1113), 

?.  Malchns,  Fin.  I,  §.  76 — 79.   Für  Tieles  Einzelne  Hoffmann 's  L.  v.  d.  Steuern. 

Kau  behandelt  das  Gebiet  in  d.  allgem.  Lehre  sehr  kurz  im  Abschn.  v.  d.  Aus- 
fuhrung d.  Steuern,  I,  §.  281—290,  s.  u.  Note  'S  zu  538.  Alles  Weitere  bringt 
et  im  2.  B.  in  d.  spec  Läne.  Auch  in  d.  fremden  Litentor  fohlt  die  allgemeine 
Stenervenraltongueliie.  Viel  Treffliches  bei  den  Erörterungen  über  die  einzelnen 
Steuern  in  Leroy-Beauiieo.  Auch  in  den  einschlagenden  Artikeln  des  dicU  de 
radministr.  franc.  v.  Block. 

Das  Yenraltungsrecht  der  Besteoernng  ibdet  in  den  Werken  über  positifes 
Yerfimongs-  n.  Yerwaltungsrecht  der  einzelnen  Staaten  eine  mehr  oder  weniger  ein- 
gehende, 7.um  Theil  auch  für  die  finanzwissenschaftliche  Behandlung  der  Stcuer- 
verwaltungslehre  beachtcnswerthe  Darlegung.  Gneist  für  England,  r.  Könne  for 
Prenssen,  POzl  für  Bainn  seien  bes.  herrorgeboben. 

Die  speciellcn  Einliclitnngen  der  einzelnen  Linder  sind  regelmSasig  in  der 
Literatur  ulicr  das  Finanzwesen  derselben  geschildert. 

Auch  im  Folgenden  wird ,  wie  in  der  ganzen  allgemeinen  Steuerlehre  in  diesem 
Bande,  auf  das  Detail  der  Einrichtungen  und  Bestimmungen  einzelner  Linder  nicht 
eingegangen.  Soweit  das  überhaupt  in  einem  Werke  über  Finanzwissenaehafk  möglich 
ist,  wird  auch  darüber  erst  die  specielle  Steuerlehrc  Materialien  zusammenstellen. 
Hier  an  dieser  Stelle  kommt  es  gerade  darauf  an,  in  dem  Detail  und  in  den  Ver- 
schiedenheiten der  einzelnen  Länder  das  Allgemeine  aufzufinden,  dies  darzustellen 
und  der  kritischen  Benrtheilung  auf  seine  Zweckentsprechendheit  zu  unterziehen. 
Aber  zu  übersehen  ist  nicht,  dass  das  „Allgemeine"  sich  gerade  auch  in  der  Steuer- 
v'erwaltung  nach  Zeit  und  Ort  modificiren  muss.  Absolute  Sätze  für  einzelne  Puucte 
lasaen  sich  daher  nicht  immer  aufstellen,  sondern  dem  Princip  der  historischen  und 
örtlichen  BelativitSt  ist  gebührend  Rücksicht  zu  gewihren.  Namentlich  bedingt  auch 
der  Zusammenhang  der  Steuerverwaltung  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Selbst- 
verwaltung wieder  manche  Abweichungen  in  den  Einrichtungen  der  einzelnen  Länder. 
Das  Alles  kaim  aber  nicht  hindern,  allgemeine  (iruudzüge  und  Grundsätze  der  Steuer- 
Tervaltong  zu  eimittehi  zu  suchen,  so  wenig  ab  eine  „allgemeine**  wisBenaduifiUche 
Theorie  der  Besteuerung  durch  die  unvermeidlichen  Abweichungen  des  podtiren 
Steneirechts  der  rersdiiedenen  Staaten  unmöglich  gemacht  wird. 


1.  Abschnitt 

Die  obersten  Principien  der  Steuerverwaltmif^. 

L  ~  §.  532.  Abhängigkeitsverhältnisse  derStener- 
verwaltung. 

Die  Stenerverwaltnng  steht  mit  zweierlei  Verhältnissen  in 
Zasammenbang  und  in  Abhängigkeit:  mit  der  Bestenernng, 

ihrem  Recht  und  ihrer  Gestaltimg  einer-,  mit  dem  öffentlichen 
Recht  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  und 
dem  Organismus  der  ganzen  öffentlichen  Verwaltung 
andrerseits.  In  ersterer  Hinsicht  äussert  namentlich  die  Art  der 
Bestenemng  oder  die  ,yStenertechnik'',  in  zweiter  Hinsicht  die 
ganze  Einrichtung  des  Staats  und  seiner  Verwaltnng  (und  analog 
diejenige  der  Gommnnalyerwaltnng)  einen  wesentlichen  Einflnss 
auf  die  Steuerverwaltung.  Die  letztere  kann  sich  nicht  wohl  ganz 
anders  als  die  allgemeine  Verwaltung  entwickeln  und  gestalten, 
zu  welcher  sie  als  Glied  ja  selbst  gehört.   Die  «Steuertechnik  stellt 
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aber  dann  bestimmte  Anforderungen  an  die  Steiierverwaltung,  von 
deren  Erfüllung  mitunter  die  Ausfübrbajkeit,  regelmässig  die 
Leistangsfähigkeit  oder  Gtite  einer  Steaerart  und  einer  Einriebtang 
einer  Steuer  bedingt  ist  Ob  die  Stenenrerwaltnng  diesen  Anforde- 
rungen nachkommen  kann,  das  bftngt  dann  eben  vielfach  wieder 
von  der  ganzen  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Staatslebens  und 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  ab.  Bieten  sich  hier  zu  grosse 
Schwierigkeiten,  fehlt  z.  B.  überhaupt  noch,  wie  im  unentwickelten 
Staat  (Mittelalter  und  Uebergangszeit),  der  ganze  staatliche  Be- 
hörden- und  Beamtenapparaty  an  den  sich  ein  Steuerbehördeuwesen 
angliedern  mttsste,  oder  verlangt  eine  Steuer  einen  besonders  zu- 
verlässigen, unbestechlichen  Beamtenstand  fttr  ihre  Veranlagung 
und  Erhebnng,  welcher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nicht 
zn  beschaffen  ist,  so  kann  dadurch  eine  Steuerart  oder  eine  Ver- 
anlagungs-  und  Erhebungsart  einer  Steuer  unmöglich  werden  oder 
so  grosse  Mängel  zeigen,  dass  es  räthlicher  ist,  darauf  zu  ver- 
zichten. Insofern  besteht  auch  hier,  wie  gewöhnlich  in  solchen 
Dingen,  ein  Verhältniss  der  Wechselwirkung:  die  Bestenernng 
und  ihre  Entwicklung  beeinflnsst  die  Steuerverwaltung  und  vnrd 
umgekehrt  von  dieser  und  Ton  dem  Stand  der  allgemeinen  Ver- 
waltung beeinflnsst. 

So  handgreiflich  dies  ist  und  so  sehr  die  Steuergeschichte  und 
die  Vergleichung  des  Steuerwesens  in  Ländern  mit  verschiedener 
Staatsentwicklung  und  Verwaltungsorganisatiou  es  belegt,  so  wird 
dies  doch  oftmals  übersehen,  bei  der  Beurtheilung  des  Steuer- 
wesens verschiedener  Länder  und  Zeiten  und  bei  steuerpolitischen 
Erörterungen  und  Vorschlägen  in  Bezug  auf  Beformen,  auf  die 
Emfflhrung  anders  wo  bestehender  Steuern  und  Steuereinrichtungen 
u.  dgl.  m.  Auch  hier  bind  Theoretiker  und  Practiker  leicht  ge- 
neigt, absolute  statt  relativer  Urtheile  über  directe  und  indirecte 
Besteuerung,  diese  als  Erhebungsarten  betrachtet,  über  Monopoli- 
sirung  als  Steuerform  bei  Verbrauchsteuern,  ttber  Selbstschätzung 
und  amtiiche  Einschätzung  bei  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
Aber  eigene  Staatsverwaltung,  Verwaltung  durch  die  Selbstverwal- 
tungskörper (Gemeinden)  oder  Stenerpaoht  und  in  vielen  ähnlichen 
Specialfragen  der  Steuerverwaltung  zu  fallen  und  danach  positive 
Forderungen  an  das  Steuerwesen  zu  stellen.  Die  Wahl  solcher 
Verwaltungsarten  und  Einrichtungen  ist  aber  keine  so 
unbedingt  freiCi  wie  bei  solchen  Urtheilen  und  Vorschlägen  an- 
genommen werden  muss.  Vieles  ist  hier  nicht  beliebig  mechanisch 
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zu  machen,  nicht  einfach  von  anderen  Zeiten  und  Orten  zu  über- 
tragen, sondern  hängt  von  den  geschichtlich  gegebenen 
Verhältnissen  des  ganzen  Volks-  and  Staatslebens 
ab«  Wie  sich  die  Bestettening  in  ihren  Arten  nnr  mit  diesen 
VerhSltnissen,  namentlieh  mit  der  Bntwicklnng  der  Volkswirtbsehaft 
verftndert  nnd  vertlndem  kann,  so  anch  in  vielen  Pnneten  die 
Steuerverwaltimg.  Auch  letztere  zeigt  historische  Entwick- 
lungsphasen, die  sich  nicht  durch  ein  einfaches  Machtgebot 
der  Theorie  und  nicht  einmal  durch  den  Willen  der  Staatsgewalt 
überspringen  oder  vorweg  nehmen,  sondern  höchstens  allmählich 
durch  rationelles  Vorgehen  um-  nnd  weiterbilden  lassen. 

Aneb  die  dentsche  Finanzwissenscbaft  bat  in  Urtheilen  nnd 
Vorschlägen  Aber  Stenerverwaltangsverbftltnisse  gewöhnlich  viel 
zu  sehr  dem  „Absolutismus^'  der  Lösungen  gehuldigt.  Nament- 
lich sind  Einrichtungen  der  Verwaltung,  z.  B.  Steuerpacht  statt 
der  Eigenverwaltung  (R6gie),  oft  nur  abstract  rationalistisch  beur- 
theilt,  nicht  concret  historisch  in  den  Verhältnissen,  in  denen  sie 
sich  bildeten  nnd  bestanden,  aofgefasst  nnd  begriffen  nnd  in  diesem 
Znsammenhang  kritisirt  worden.  Auch  dabei  brauchen  die 
etwaigen  Mängel  der  Einrichtung  nicht  yerkannt  zu  werden,  aber 
sie  lassen  sich  nur  so  richtig  würdigen  und  erklären.  Nur  zu 
einem  unbedingten  Verdict  wird  man  auf  diese  Weise  nicht  so 
leicht  gelangen.  Was  nützt  es  z.  B.  Uber  die  antike  Steuerpacht 
den  Stab  zu  brechen,  wenn  man  sofort  zugestehen  muss,  dass  in 
gewissen  Perioden  des  Staatslebens,  welche  die  griechischen  Staaten 
kaum,  Born  wenigstens  grossentheils  erst  nach  der  republicanischen 
Zeit  in  ihrer  Entwicklung  «bersehritten  haben,  der  Mangel  in  der 
allgemeinen  Verwaltangsorganisation,  selbst  wieder  die  Folge  unent- 
wickelteren Staatslebens,  eben  kaum  einen  anderen  Ausweg  lies«, 
als  das  System  der  Steuerpacht?  Oder  wie  kann  man  auch  richtig 
Uber  die  Steuerpacht  in  den  Zeiten  der  Uebergangsperiode  aas 
dem  mittelalterlich- ständischen  zum  modernen  Staat  urtheilen,  indem 
man  rom  Gesichtspuncte  des  heutigen  Staats  mit  seiner  hoeh  und 
trefflieh  entwickelten  Verwaltungsorganisation,  seinem  ausgebildeten 
und  im  Ganzen  zuyerltssigen  Bearotenthum  aus  Steuerpacht  und 
Regie  vergleichend  kritisirt,  während  eben  in  jener  Zeit  diese 
Einrichtungen  theils  noch  fehlten,  theils  erst  in  der  Entwicklung 
begriffen  und  oft  noch  sehr  mangelhaft  waren?  Hier  bat  die 
historische  Schule  der  Nationalökonomie  ganz  recht,  yor  abstractem 
Uriheil  für  oder  wider  zu  warnen. 
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II.  —  §.  533.  Die  drei  obersten  Principien  der  Steuer- 
verwaltang.^) 

Eben  wegen  dieser  doreh  die  gesammte  Entwieklnng  der  öffent- 
liehen  Znstttnde  historisch  and  örtlich  bedingten  Gestaltong  der 
Stenenrerwaltong  haben  anch  die  früher  angefahrten  „obersten 
Principien'^  dieser  Yerwaltang,  der  Gmndsatx  der  Bestimmtheit, 
der  Bequemlichkeit  und  des  Strebens  nach  möglichst 
geringen  Erhebungskosten  (§.  365,516)  doch  nur  eine  geringe 
selbständige  wissenschaftliche  und  practische  Bedeutung  (§.  437). 
Diese  Principien  sind  ja  an  und  für  sich  ganz  richtig^  in  Wahrheit 
Axiome,  die  keiner  weiteren  Begründung  bedürfen.  Sie  konnten 
da,  wo  die  Entwicklung  der  Staats-  oder  GemeindeTerliäitnisse 
überhaupt  schon  einmal  zu  Steuern  geführt  hat,  niemals  ganz  ausser 
Acht  bleiben  und  sollen  natürlich  immer  möglichst  fitr  die  Ein- 
richtung und  Ausführung  der  Besteuerung  mit  die  Richtschnur  ab- 
geben. Aber  das  Maass,  in  welchem  sie  befolgt  werden  und 
werden  können,  hängt  weit  mehr  von  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen des  Volks-,  des  Wirthsc hafts- und  des  Staats- 
lebens und  von  der  hierdurch  wieder  so  massgebend  mit  be- 
stimmten Wahl  der  Stenerarten  und  Gestaltung  des  ganzen 
Steuersysteme  ab,  als  von  bestimmten,  frei  nach  dem  Zidpunote 
jener  Piindpien  zu  treffenden  Einrichtungen  der  Steueryerwaltung. 
Das  haben  die  Nationalükonomen  und  Finanzmänner,  welche  diese 
Principien  in  Ad.  Smith'  Formulirung  als  eine  grosse  wissenschaft- 
liche Errungenschaft  bis  heutigen  Tages  preisen,  viel  zu  wenig 
beachtet.  Sie  würden  sonst  aus  solchen  einfachen  Sätzen  nicht 
so  viel  Wesens  gemacht  haben.  Damit  wird  nicht  im  Geringsten 
bestritten,  dass  möglichste  Bestimmtheit,  Bequemlichkeit  und  Niedrig- 
keit der  Erhebungskosten  hochwichtig  seien,  dass  z.  B.  von  diesen 
Momenten  der  Steuerdruck  auf  den  Einzelnen  und  auf  die  gesammte 
Bevölkerung  wesentlich  mit  abhänge;  dass  erfreuliche  Fortsehritte 
gegenüber  Mberen  Missbräuehen  und  Mängeln  in  Betreff  der 
„Bestimmtheit"  der  Besteuerung  und  zum  Theil  auch  in  Betreff 
der  Erhebungskosten  erreicht  seien.  Aber  man  darf  nur  nicht 
übersehen,  dass  die  früheren  Mängel  ebenso  sehr  das  Product  der 
gesammten  damaligen  öffentlichen  Zustände,  wie  die  jetzigen  Ver- 
besserungen das  Product  der  heutigen  Zustände  sind,  woneben  die 
Steuerrerwaltungstechnik  doch  vielfach  nur  ein  Moment  ist,  das 


S.  ob«  A.  Smitli's  Begeiu,  S.  221  n.  §.  365.  Bau  I,  §.  281  ff.,  bes.  §.  285. 
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cincu  UDtergeordueten  Bclbständigen  Einflu8s  ausübt  und  das  selbst 
viel  mehr  wieder  von  diesen  Zuständen  abhängt.  — 

Im  Folgenden  wird  sich  Gelegenheit  geben,  bei  einzelnen 
Pnncten  der  Steuerverwaltnng  zu  zeigen  ^  wie  weit  dabei  auf  die 
Befolgong  jener  drei  Gmndsätse  specielle  Rttcksieht  zu  nehmen 
iBtf  wie  weit  aber  aacb  einzelne  Einriehtnngen  dagegen  mehr  oder 
weniger  nnvermeidlich,  öftere  ganz  nnvermeidlieb  Verstössen.  Das 
ist  dann  freilich  bei  der  Kritik  einer  Steuereinrichtung  ein  für  das 
JSchlussurtheil  ebenso  mit  zu  beachtender  Umstand,  wie  der  Ver- 
stoss einer  im  Steuersystem  enthaltenen  Steuerart  gegen  jene  Priii- 
cipien,  wovon  früher  schon  die  Rede  war  (§.  437,516).  Aus  den 
dargelegten  Gründen  kann  aber  deswegen  allein  doch  nur  selten 
eine  Verwaltungseinriehtung  verworfen  werden,  so  wenig  als  eine 
Stenerarty  z.  B.  die  Verbranebsstener  nur  wegen  soleber  Yersti^sse 
unbedingt  zu  verartbeilen  ist 

üeber  die  einzelnen  genannten  Stenerverwaltnngsprincipien 
selbst  genügen  hier  im  Uebrigen  einige  Bemerkungen. 

A.  —  §.  534.  Der  Grundsatz  der  Bestimmtheit  der 
Besteuerung. 

1)  Die  Bestimmtheit  gegenflber  den  Steuerpflichtigen  wird 
nm  so  besser  erreicht  werden,  je  geschäftlich  und  moralisch  tttoh- 
tiger  das  Verwaltnngspersonal  isl^  welches  Stenern  an&nlegen 
und  zu  erbeben  bat;  femer  bftngt  sie  wesentlieb  mit  von  der  Steuer- 
gattnng  und  deren  speeieller  Ausführung  ab.  In  ersterer  Hinsieht 
treten  bei  mangelhafter  öflfentlicher  Rechtsordnung,  ungenügender 
Controle  und  Bezahlung  des  Personals  begreiflich  leicht  grosse 
Uebelstände  liervor,  bei  directen  Steuern  besonders  für  die  unteren, 
des  Rechtsschutzes  haaren  Classen,  bei  indirecten  für  die  Geschäfts- 
leute, deren  Waaren  bezollt  oder  besteuert  werden.  Die  hauptsäch- 
liche Verbesserung  liegt  wieder  weniger  m  Reformen  der  Steuer- 
verwaltung, wenn  dieselben  auch  niebt  unwichtig  sind,  wie  namenÜicb 
scharfe  Controle  des  Personals  von  Oben  und  ausreichende  Besol- 
dung, —  als  abermals  in  allgemeiner  Hebung  der  öffent- 
lichen Zustände,  der  gesammten  Verwaltung  und  des 
Beamten t bums.  Dem  verdanken  wir  in  Mittel-  und  West- 
europa neben  anderen  Steuerverbesserungen  auch  die  genauere 
„Bestimmtheit"  der  Besteuerung  gegen  früher  und  in  Vergleich  mit 
anderen  Ländern. 

2)  Einfachheit  des  Steuersystems  und  der  Einrichtung  der 
einzelnen  Steuern  ermöglicht  auch  eine  strengere  Durchfitturung  des 


Digitized  by  Google 


Der  (inmdsatz  der  fiosummtheit. 


573 


Grundsatzes  der  Bestimmtheit.  Eine  einzige  allgemeine  Einkommen- 
steuer z.  B.  würde,  wenn  es  möglich  wäre,  den  Einkommenbegriff 
leieht  yerständlich  fUr  den  pracüschen  Zweck  der  Bestenerung  zu 
fonnnlireiiy  vielleicht  in  fast  idealem  Maasae  die  ,yBestinuntheit'* 
der  Steuer  Air  jeden  Einzelnen  erreichen  lassen.  Aber  jene  Ein- 
fachheit ist  eben  selbst  nur  in  primitivsten  wirthschafUichen  Ver- 
hältnissen möglich  und  weicht  immer  mehr  einem  complicirten 
Steuersystem,  in  welchem  jede  einzelne  Steuer  dann  oft  selbst 
wieder  complicirt  wird.  Insofern  steigen  die  Schwierigkeiten,  jenen 
Grandsatz  dorchzoftthren ,  nnvermeidlieh  mit  der  Entwicklang  des 
Steaerwesens. 

3)  Immerhin  verstOsst  man  mitunter  in  der  Praxis  mehr  als 
n9thig  ist  gegen  den  Grundsatz.  ES  ist  namentlich  zu  verlangen 

und  doch  auch  meistens  unschwer  zu  erreichen,  dass  die  Zeit 
der  Steuerzahlung,  der  Ort  derselben,  die  Hohe  der  fälligen 
Summe,  die  Währung  dem  Steuerpflichtigen  rechtzeitig  und 
genau  bekannt  werde.  Bei  directen  Steuern  mit  wechselndem 
Steuerfuss,  wie  etwa  Einkommensteuern,  ist  namentlich  rechtzeitige 
Ankündigung  vorher  geboten;  beisteuern,  welche  nach  einer  Ein- 
schätzung aufgelegt  werden,  muss  das  Ei^ebniss  dem  Interessen- 
ten rechtzeitig  mitgetheilt  werden,  um  eventuell  reclamiren  zu 
können.  Grosse  Interessen  der  geschäfts treibenden  Classen,  Kauf- 
leute, Fabrikanten  knüpfen  sich  an  Aenderungen  im  Zolltarif 
oder  im  Steuersatz  innerer  Verbrauchsteuern.  Die  Ungewissheit 
darttber,  namentlich  auch  ttber  die  Zeit,  des  Eintritt  solcher  Aen- 
derungen, hat  zwar  das  Gute,  Speculationen  gegen  das  fiscalische 
Interesse  zu  erschweren,  weshalb  sich  Öfters  eine  lange  Vorher- 
verkündigung  verbietet.  Aber  jene  Ungewissheit  verletzt  doch  auch 
wichtige  und  berechtigte  Privatinteressen,  so  dass  sie  jedenfalls 
nicht  bis  zum  letzten  Augenblick  dauern  darf,  wie  dergleichen 
trotzdem  bis  heute  vorkommt.^) 

4)  Eine  klare,  einfache,  gemeinverständliche 
Sprache  der  Gesetze  und  Ausflihrungsverordnungen  ist  eine 
Forderung  in  der  Gonsequenz  des  Grundsatzes  der  Bestimmtheit. 
Ohne  zu  Iftugnen,  dass  unsere  neueren  Gesetze  dagegen  oft  mehr 
Verstössen,  als  unvermeidlich  ist  (England!),  so  muss  man  sich 
doch  auch  hier  nicht  darüber  tauschen,  dass  diese  Forderung  wegen 

')  Z.  B.  nach  jungst  iu  Ueutschlaud  bei  der  mituoter  hia  zum  letzten  Augenblick 
fraglichen  Entscheidung  Uber  die  Prolongation  von  Handelsrertr&gen  mit  Gonven- 
Üonaltaiifen. 
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der  complicirten  neueren  Stetier?erhiltnÜHie  (Ertrag-,  indirecte  Ver- 
brauch-, in  Stempelform  und  als  Registerabgaben  erhobene  Ver- 
kehrsteuern!) nothgedruugen  nicht  genügend  erfüllt  werden  kann. 
£s  ist  dieselbe  Erscheinung,  wie  in  Bezug  auf  andere  Eechts- 
verhältnisse.  Namentlich  Steuern^  welche  sich  an  verwickelte  Pri- 
vatreehtggeschäite,  an  das  Obligationen- ^  Pfand-,  Erbrecht  an- 
schliessend also  vor  AUem  die  Verkehrstenemt  müssen  hier  schon 
nm  die  stenerpflichtigen  nnd  stenerfreien  Reehtsgesehafte  oder  den 
verschiedenen  Steuerfass  bei  ersteren  richtig  zu  bestimmen,  Um- 
gehungen des  Gesetzes  möglichst  zu  verhüten  und  straffällig  zu 
machen,  sehr  genau  ins  Einzelne  gehende  Vorschriften  enthalten, 
deren  Anwendung  mitunter  nur  der  Bechts-  und  Steuertechniker 
sieher  handhaben  kann;  ein  grosser  Uebelstand  des  Stempel-  und 
Begisterabgabenwesens  467  ff.),  der  aber  mit  diesen  ans  anderen 
Gründen  nnentbdirlichen  Stenern  oder  Stenerformen  in  den  Kauf 
genommen  werden  muss. 

5)  Juristische  Schärfe  nnd  Unzweidentigkeit  der 
Sprache  m  Gesetzen  nnd  Verordnungen,  so  dass  Gontroyersen  mög- 
lichst ansgesehlossen  werden,  ist  eben  deswegen  im  Interesse  der 

Bestimmtheit  der  Besteuerung  dringend  geboten,  aber  wiederum 
gerade  bei  dem  Character  moderner,  den  verwickelten  Verhältnissen 
des  Verkehrs  angepasster  Öteuerverhältnisse  schwierig.  Die  neuere 
parlamentarische  Gesetzgebung  hat  hier  noch  Manches  ver- 
schlimmert, weil  dabei  eine  einheitliche  Redaction  mehr  oder 
weniger  ausgeschlossen  ist  Dem  (öfters  ge&usserten  Wunsehe,  Ge- 
setze nach  den  verehibarten  Beschhissen  einer  correcten  Bedaction 
durch  Sachyerständige  unterzogen  zu  sehen,  kann  man  sich  auch 
in  Bezug  auf  Steuergesetze  anschliessen. 

6)  Neben  den  Gesetzen  selbst  sind  für  das  steuerpflichtige 
Publicnm  nicht  minder  als  fttr  das  Verwaltungspersonal  die  Voll- 
zu  gsv  er  Ordnungen  u.  dgl.  von  gr($sster  Bedeutung.  Hier  kann 

die  knappe  Sprache  des  Gesetzes  passend  durch  Erl äuterun ge u 
und  Beispiele  verdeutlicht  und  dem  Verständniss  des  Volks 
näher  gebracht  werden. 

7)  Um  das  grosse  Publicum  mit  den  Hauptgmndsätzen,  den 
Strafbestimmungen  u.  s.  w.  der  Besteuerung  bekannt  zu  machen, 

empüeblt  sich  bei  einzelnen  Steuern,  wie  den  directeu  Einkommen-, 
Luxussteuern,  auch  bei  einzelnen  inneren  Verbrauchsteuern,  z.  B. 
bei  der  Flächen-  und  Gewichtsteuer  des  Tabakpflanzers,  der  Ab- 
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druck  einiger  der  wesentlichsten  gesetzlicbcu  Puncte  auf  den 
Steuerzetteln  (Ausscbreibezetteln,  Quittungen  u.  dgl.). 

8j  Bei  neuen  Gesetzen  ist  für  populäre  Erläuterung 
durch  die  Fresse,  Zeitungen,  Kalender,  zu  sorgen. 

0.  —  §.  535.  Die  möglichste  Bequemlichkeit  der  £e- 
steuenmg  liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  besteuerten  Bevölkerung, 
sondern  auch  im  Finanzinteresse,  weil  dadurch  der  Eingang  der 
Steuern  gesicherter  wird.  Innerhalb  gewisser  Grenzen  kann  es 
sich  deshalb  sogar  empfehlen,  kleine  Steigerungen  der  unmittel- 
baren Erhebungskosten,  welche  leicht  aus  Massregeln  zur  bequemen 
£inrichtung  der  Steuerzahlung  im  Interesse  des  Publicums  hervor- 
gehen werden  (z.  B.  bei  zahlreicheren  Erhebungsterminen  directer 
Steuern),  auf  die  Staatseasse  zu  fibemdmien.  Weitergehende 
Forderungen  müssen  freilich  meistens  wieder  abgewiesen  werden, 
weil  ihre  Erföllung  die  Erhebungskosten  zu  stark  erhöhen  oder  den 
sicheren  Eingang  der  Steuern  wieder  nach  anderen  Seiten  ge- 
fährden würde. 

Im  Einzelnen  handelt  es  sich  zur  möglichsten  Berttcksichtigung 
des  genannten  Grundsatzes  wohl  Tomemlich  um  angemessene  Be- 
stimmungen Uber  dieSteuerwährnngi  den  Stenerort,  denSteuer- 
zeitpuncty  die  Steuerzahlung  im  Ganzen,  z.B.  fttr  die  Jahres- 

Schuldigkeit  eines  Besteuerten  auf  Einmal,  oder  in  Theileu,  das 
Steuer-  (und  Zoll-)  verfahren,  die  Steuerco ntrolen.  Auch 
die  Frage  über  die  Wahl  zwischen  directer  Besteuerung  und  in- 
direoter  Yerbrauchsbesteuerung  des  Consumenten  berührt  sich  mit 
derjenigen  nach  möglichst  bequemer  Einrichtung  des  Steuerwesens 
(§.  497,  500),  und  auch  bei  der  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung für  die  Producenten  (Kaufleute,  FabrüLanten, 
—  Zoll,  innere  Verbrauchsteuern)  kommen  Rttcksichten  auf  die 
grössere  oder  geringere  Bequemlichkeit  für  diese  Personen  mit  zur 
Erwägung  (Zollverfahren,  Controle  der  Fabrikation).  Endlich  ist 
die  Schonung  religiöser,  sittlicher  Anschauungen,  der  Sitte  und  des 
Herkommens,  der  Gesundheit  u.  s.  w.  auch  hier  mit  zu  erwähnen: 
jeder  yenneiilbare  Verstoss  verletzt  unnöthig  die  Steuerpflichtigen 
and  schadet  so  audi  meistens  dem  Finanzinteresse.  . 

Wie  wdt  in  allen  diesen  Pnncten  dem  Grundsatz  der  Bequem- 
lichkeit Rechnung  getragen  werden  kann,  wird  aus  den  Erörte- 
rungen über  die  Steuerverwaltung  mit  hervorgehen.  Da  andere 
Rücksichten  regelmässig  wichtiger  sind,  so  darf  freilich  nicht  allzu 
viel  erwartet  werden. 
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Znr  Uebersicht  der  einzelnen  Pnncte  genügt  das  Folgende. 

1)  Als  Steuer w ährung  empfiehlt  sich  in  der  entwickelten 
Volkswirthschaft  mit  ausgebildeter  Geldwirthschaft  meist  auch  ira 
Interesse  der  Steuerpflichtigen  die  gesetzliche  Zahlung  der  Steuer 
in  Geld  und  zwar  in  der  Landeswährung,  also  z.  £•  bei 
Papiergeldwirthschaft  in  Papiergeld.  Dabei  allein  kann  auch 
die  Stenerzablnng  eine  fest  beBtimmte  sein« 

2)  Als  Stenerort,  wo  die  Steuer  einer  Person  von  ibr  zn  zahlen 
oder  von  dem  Beantragten  der  Stenenrerwaltnng  zn  erbeben  ist, 
ist  bei  directCD  iSteucru  und  bei  den  vom  Producenteu  zu  zahlen- 
den indirecten  Steuern  der  Wohnort,  daher  meist  die  gemeinde- 
weise Erhebung  erwünscht.  Bei  den  Zollen  bedarf  es  einer  ge- 
nttgenden  Anzahl  Grenzzollämter,  dann  bei  ihnen  und  bei 
gewissen  inneren  Verbranchsteuem  (z.  B.  Salz)  einer  hinreichenden 
Zahl  zweckmässig  Uber  das  Staatsgebiet  yertiieilter  Binnenzoll- 
nnd  Steuerämter,  nach  denen  die  Zoll-  oder  Tcrbrauehstener- 
pflichtigen  Waaren  mit  dem  sogen.  Begleitscbeinverfahren 
unter  steneramtlicher  Controle  vorläufig  unversteuert  versandt  werden 
können  (§.  561). 

3)  Als  Steuer z ei tpun et,  an  welchem  die  Steuer  gesetzlich 
zu  entrichten  ist,  soll  möglichst  ein  solcher  gewählt  werden,  wo 
die  Pflichtigen  Toraussichtlieb  gerade  im  Besitz  der  Zahlmittel  sind 
und  diese  mnthmasslieh  am  Leichtsten  hergeben  können.  Thun- 
Hobst  gilt  es  eventnell  zu  diesem  Zweck  auch  die  Zahltermine  f&r 
Auszahlungen  des  Staats  oder  der  Gemeinde  zu  bestimmen ,  z.  B. 
fdr  die  Verzinsnng  der  Sebnld,  fttr  grössere  Lieferungen  der  Ifilitftr- 
verwaltuiig  u.  «.  w. ,  indem  man  diese  Termine  kurz  nach  den- 
jenigen iür  den  Eingang  der  Steuern  legt.  Dabei  wird  dann  auch 
der  Vortheil  erreicht,  dass  grössere  Geldsummen  nicht  unnöthig 
lange  dem  Verkehr  entzogen  werden.  ^)  Bei  den  directen  Steuern, 
Ertrags-,  Einkommensteuern,  sebUesst  sich  die  Erhebung  passend 
an  die  Termine  an^  zu  welchen  die  Besteuerten  emen  grösseren 
Theil  ihrer  wurthschafUichen  Leistungen  in.  Geld  umgesetzt  oder 
auch  sonst  grössere  Geldempfänge  haben.  So  wird  die  agrarisehe 
Grundsteuer  vom  Landwirth,  besonders  bei  den  älteren  Absatz- 
verhältnissen, nach  der  Ernte  und  im  Winter,  die  städtische 
Haussteuer  nach  den  Miethterminen,  die  Gewerbesteuer  des  Klein- 
kaufmanns, Handwerkers  nach  den  grösseren  Abrechnungsterminen 

")  Andern&Us  mm  nun  die  diaponibleii  Stenenammeii  in  den  Staatsoassen  in 
Banken  hinterlegen.  S.  Fln.  I,  2.  A.  §.  227. 
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mit  der  Kandschaft,  die  Leibzinssteaer  nach  den  Zinstermineiiy  die 
BesoldmigBsteiier  nach  den  Gehaltsterminen  leichter  gezahlt  werden. 
Beim  Baarkanf  des  Oonsomenten  yerbraachstenerpflichttger  ÄrtilLel 
regelt  sieh  die  Zahlung  so  wie  so  nach  dem  Besitz  yon  Zahlmitteln. 

Bei  der  wesentlich  einen  Steuervorschuss  darstellenden  Steuer- 
zahlung des  mercantilen  Beziehers  oder  Producenten  eines  zoll- 
oder  verbranchsteuerpflicbtigen  Artikels  ist  der  Steuertermin  beim 
Beginn  der  Production  oder  gleich  unmittelbar  beim  Bezug  der 
zollpflichtigen  Waare  nicht  nur  unbequem,  sondern  auch  wirth- 
schaftlich  nachtheiligi  weil  dann  sofort  das  Betriebskapital  am  den 
Betrag  yon  Steuer  oder  Zoll  yerkttrzt  und  dieser  Betrag  nm  den 
Zins  fBr  diesen  Yorschnss  bis  zur  Zeit  des  Wiederempfangs  der 
Summe  yoin  Eftafer  yerthenert  wird.  Deswegen  ist  hier  ein 
rationelles  System  von  Zoll-  und  Steuercrediteu  principiell 
begründet,  mit  dem  Ziel,  dass  auf  diese  Weise  vom  Kaufmaun 
und  Producenten  die  reelle  Steuerzahlung  erst  erfolgt  nach  de  tu 
Absatz  der  Producte  und  dem  Empfang  des  Erlöses. 

4)  £in  einziger  oder  ganz  wenige  Zahltermine  ilir  den 
Jahresbetrag  einer  directen  Steaer  sind  fttr  die  Finanzyerwaltang 
wohl  am  Bequemsten  und  Wohlfeilsten ,  ab^  aneh  für  sie  nicht 
erforderlich,  weil  auch  ihr  Bedarf  sich  so  wie  so  Uber  das  ganze 
Jahr  yertheilt  oder  mit  Hilfe  einfacher  Massregeln  sieh  so  yer- 
theilen  lässt.  Es  würde  dadurch  nur  wieder  eine  unwirthsc haft- 
liche Anhäufung  von  Geld  in  den  Gassen  eintreten.  Der  ökono- 
mischen Lage  der  Steuerpflichtigen  widerspricht  eine  solche 
Zalüungsweise  aber  meistens  und  Üir  viele  „kleinere  Leute^^  wUrde 
sie  sehr  drUokend.  Daher  ist  iHr  directe  Stenern  die  Einrichtung 
einer  zweckmttssigen,  übrigens  wieder  w^en  der  steigenden  £r- 
hebangskosten  nicht  zn  grossen  Anzahl  yon  Zahlterminen  zn  fordern, 
mit  dem  Recht  der  Voransbezahlnng  der  weiteren  Termine  im  Jahre^ 
eventuell,  wenn  die  Casse  das  begünstigen  will,  gegen  Discont.*) 
Für  Zölle  und  Verbrauchsteuern,  welche  Kaufmann  und 
Fabrikant  auslegen,  kann  durch  Gewährung  von  Theilzahlungen 
auf  creditirte  Beträge  allenfalls  Erleichterung  gewährt  werden.  Für 
den  baar zahlenden  Consumenten  —  also  freilich  vom  so  yerbreiteten 


^  In  Prenssen  kann  mui  z.  B.  die  spätemn  Thellzahlnngen  im  laufenden 

Finanzjahre  bei  der  Einkommensteuer  auf  einmal  voraus  bezalilon,  aber  olin e  Discont. 
In  England  ebenso  bei  d.  £ink.steuer,  aber  mit  4  "/o  Discont  f.  ü.  späteren  Termine. 
Ueber  das  Yerwaltungsjahr  hinauszugehen  ist  wegen  der  nothwcndigen  liechnuugs- 
trannimg  der  einzelnen  Jahre  meist  nicht  zuUMig. 

A.  Wagnar,  Fiaumriasaucliaft.  II.  37 
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RecbnuDgs-  oder  Borgkaiif  abgesehen!  —  lr»st  sich  die  Steuerzaliluug 
von  selbst  in  eine  grosse  Reihe  kleiner  Tbeilzahlungen  auf,  die 
zum  bequemen  Zeitpunct  erfolgen,  nnd  wird  dadurch  leichter  und 
fast  unmerklich:  der  oft  angeführte,  in  der  That  TorhandenCi  aber 
eben  nieht  allein  in  Betracht  kommende  Vortheil  der  indirecten 
Verbraachsbestenenmg  (§.  500). 

5)  Das  Steuer-,  besonders  auch  das  Zoll- Verfahren  ver- 
stösst  durch  übermässige,  vom  Finauzinteresse  uicbt  verlaugte,  Ja 
demselben  widerstreitende  Umständlichkeit  und  Schwerfällig- 
keit, woraus  für  den  Steuerpflichtigen  vermehrter  Zeit-  und  Geld- 
aufwand hervorgeht,  oft  besonders  gegen  den  Grundsatz  der  Be- 
quemlichkeit. Die  indirecten  Verbrauchsteuern  des  Producenten, 
die  Stempel-  und  Begisterabgaben  zeigen  hier  grosse  lObigel. 
Verbesserungen  sind  immer  wflnschenswerth,  aber  schwierig,  weil 
die  Uebelstände  theils  mit  dem  ganzen  Verwaltongsmeehanismos, 
theils  mit  dem  unvermeidlichen  Gontrolwesen  zusammenhängen. 

6)  Die  Steuercontrole  n  sind  für  die  Verwaltung  und  die 
Pflichtigen  gleich  lästig.  Die  letzteren  leiden  nicht  nur  unter  den 
für  sie  bestimmten  Controlen,  sondern  auch  unter  denjenigen,  durch 
welche  die  Beamten  controlirt  werden.  Aber  meistens  müssen  diese 
Einrichtungen  eben  als  durch  den  Zweck,  namentlich  durch  die 
Natur  bestimmter  Steuern  geboten  angesehen  werden,  in  welcher 
Hinsicht  wieder  die  Zölle  und  inneren  Verbrauchsteuern  am  Ungün- 
stigsten erscheinen.  Anderseits  hängt  auch  hier  Vieles  von  der 
Moralität  der  Bevölkerung,  speciell  der  Geschäftsclassen,  der  Tüch- 
tigkeit der  Beamten,  dem  Stande  der  öft'entlichen  Meinung  ab.  Erst 
mit  entsprechenden  Fortschritten  hier  können  daher  gewisse  lästige 
Controlen  aufgegeben  oder  vermindert  werden.  Die  Bequemlichkeits- 
rtlcksichten  dürfen  hier  am  Wenigsten  allein  entscheiden. 

7)  Was  endlich  die  Schonung  von  Anschauungen,  Sitten,  Ge- 
sundheit u.  8.  w.  anlangt,  so  hat  hier  einmal  die  alte  Steuer,  an 
die  das  Volk  eben  gewöhnt  ist,  selbst  vor  der  bessereft  neuen 
Vorzüge,  was  mitunter  bei  Steuerreformen  zu  berücksichtigen  ist 
Das  Austandsgefühl  und  die  Volksanschauungen  (körper- 
liche Untersuchung  an  der  Zollgrenze,  am  Thore,  Eindringen  in 
die  Privatwohnung)  verlangen  lerner  thunlich  Rücksichten.  Steuer- 
einrichtungen, welche  direct  oder  indirect  die  Gesundheit  ge^Üirden, 
z.  B.  Hausflteuem  in  Form  von  Thür-  und  Fenstersteuern,  wenn 
dieselben  nachtheilig  auf  die  Gestaltung  des  Baus  einwirken,  sind 
möglichst  zu  vermeiden.  Bei  der  Wahl  der  Objecte  nnd  bei  der 
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Höhe  der  Steuersätze  fttr  VerbraachBtenem  haben  sitten-  nnd  ge- 
gnndheitspolitische  Gesichtspuncte,  wenn  anch  nicht  zu  entscheiden, 
so  doch  mit  zu  sprechen  (§.  503  a).  Uod  so  Hesse  sich  noch 
manches  Einzelne  hervorheben,  was  in  näherer  oder  entfernterer 
Verbindung  mit  dem  besprochenen  Grundsatz  und  der  ihm  zu 
zollenden  Rücksicht  steht. 

0.  —  §.  536.   Das  Streben  nach  möglichst  geringen 
Erhebungskosten  der  Stenern,  (unter  diesen  Kosten  die 
„eigentlichen^^  verstanden,  im  Untersehied  von  den  Tolks- 
wirthschaftlich  und  för  den  Steuerpflichtigen  ebenfalls  in 
Betracht  kommenden  „un eigentlichen"  Erhebungskosten)  ist 
nichts  Andres  als  die  Anwendung  des  ökonomischen  Prin- 
cips  auf  die  Finanz wirthschaft  als  Einzel wirthschaft. 
Die  Erhebungskosten  sind  für  letztere  die  einselwirthschaftliehen 
Frodnctionskosten,  mit  denen  der  Stenerertrag  gewonnen  wird. 
Der  dritte  oberste  Grundsatz  der  Steuerverwaltung  ist  daher  wirth- 
schaft 1  i  c  h  der  bedeutungsvollste.  Die  Aufgabe  ist  aber  principiell 
dieselbe  wie  in  jeder  Einzclwirthschaft  und  speciell  wie  in  der 
Domanial-  und  GebUhrenwirthschaft  der  Finanzverwaltung.  Wegen 
dieses  Zusammenhangs  der  Frage  bei  der  Besteuerung  mit  der 
allgemeinen  Frage  vom  Finanzbedarf  für  die  Bestreitung  der  Er- 
hebungskosten der  Staatseinnahmen  ist  davon  schon  im  1.  Buche 
des  1.  Bands  gehandelt  worden.^)  Alles »  was  zusammenhängend 
und  im  Allgemeinen  über  die  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Er- 
hebungskosten der  Steuern  und  über  die  Massregeln  zur  Vermin- 
derung dieser  Kosten  zu  sagen  ist,  ist  dort  bereits  erledigt  worden. 
Hier  sei  nur  wiederholt,  dass  die  Höhe  dieser  Kosten  wesentlich 
von  allgemeinen  Verhältnissen  des  Staats-,  Volks-  und 
Wirthschaftslebens  und  von  der  dadurch  mit  bedingten  Wahl 
der  Steuergattungen  (Schätzungen,  Ertrags-,  Einkommensteuern 
einer-,  Verkehrs-,  indireete  Verbrauchsteuern  anderseits)  abhängt. 
Die  Thätigkeit  der  Steuerverwaltung  ist  dadurch  im  Ganzen  vor- 
gezeichnet, nur  innerhalb  nicht  zu  weiter  Schranken  lässt  sich  rein 
durch  verwaltungstechnische  Massregeln  in  Bezug  auf  die 
Kosten  etwas  verbessern.   Das  wird  in  der  Frage  der  Erhebungs- 
kosten oft  übersehen.  Aus  den  Erörterungen  fiber  die  Stenerver- 
waltnng  m  den  folgenden  Abschnitten  ergiebt  sich  auch  für  diese 
Frage  das  Weitere.  Sonst  gestalten  sich  gerade  in  diesem  Puncte 


S.  Fin.  I,  zweite  Aufl.,  §.  94,  95. 
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die  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Stenern  yersehieden,  wofKr  auf 
die  speeielle  Stenerlehre  zu  verweisen  ist 

2.  Absehnitt. 

Die  Aii4;aben  der  Stenerverwaltung:. 

L  FeittteUnngp  der  Grundlagen  der  Beitenemngr. 

L  —  §.  537.  Wesen  und  Aufgaben  der  Steuer- 
Verwaltung. 

Die  Stenerverwaltong  begreift  znnftchst  die  Gesammtheit 
der  Massreg^ln,  dnreh  welche  die  Besteuerung  nach  dem 
geltenden  Stenerrecht  zur  Ausführung,  daher  auch  den 

Steu  e rp  Ilic  ht  igen  gegenüber  zur  Anweu  diiug  gelangt. 
Sie  hat  es  also  mit  dem  bestehenden  Recht  (der  lex  lata) 
und  dessen  Vollziehung  zu  thun  und  ihre  unmittelbare 
Aufgabe  beschränkt  sich  darauf.  Die  obersten  Organe  der  Steuer- 
verwaltung  haben  aber  anderseits,  wie  diejenigen  der  übrigen 
Verwaltung,  an  der  Vorbereitung  der  Steuergesetze,  daher 
an  der  Ermittlung  der  richtigen  Grundlagen  der  fort- 
und  umzubildenden  Besteuerung  mitzuwü-ken,  und  zwar  m 
erster  Linie,  indem  von  ihnen  vorzugsweise  die  Initiative  dazu 
ausgehen  und  der  Weg  in  der  Praxis  gezeigt  werden  muss.  Zur 
weiteren  Aufgabe  der  Steuerverwaltung  gehürt  daher  auch  die- 
jenige, de  lege  ferenda  thätig  zu  sem.  ^) 

A.  Zur  Lösung  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  bedarf  die  Steae^ 
Verwaltung  eines  jene  Ifassregehi  zur  Vollziehung  des  Stenerreclits 
veranlassenden,  ausführenden  und  controlirenden  Behörden- 
Organismus  und  Beamtenapparates.  Ferner  muss  sie  inner- 
halb der  durch  das  Steuerrecht,  d.  h.  im  modernen  Staate 
wesentlich  durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen  und  in  Gemäss- 
heit  dieses  Rechts  die  Verordnungsgewalt  besitzen.  Hierbei 
wird  ihre  Competenz  nach  einer  Seite  mitunter  zweckmässig  etwas 
anders,  namentlich  weiter  gezogen  werden,  als  auf  anderen  Reehts- 

*)  Stein,  4.  A.  I,  499  fT.,  518  C  unterscheidet  in  seinem  «jerfassungsmässigeii 
Recht  des  Steiierwesens"  die  Steuergesetzgebung  u.  die  Steuery  er  waltung.  Unter 
letztrer  versteht  er:  „Die  üesaiiuntheit  der  Thätigkeiten ,  Ordnungen  und  ilassregeln, 
remOge  deren  die  gesetzlicli  festgesteUten  Stenern  in  Subject,  Object  n.  Steuermaass 
gegenttljt-r  dem  Einzelnen  zar  Vollziehung  gelangen"  (S.  618).  Damit  ist  rom  Stand- 
puncte  des  Verwaltungsrechts  die  Aiiff:;abe  der  Steuervervaltung  richtig  bezeichnet 
und  begrunzt.  Vum  iiuanzwisäeuschaftiichen  Standpunct  moss  sie  wohl  noch  auf  die 
im  Text  bezeichnete  Aufgabe  mit  ausgedehnt  werden. 
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und  Verwaltuiigsgebieten ,  um  die  sachgemässe  Auwendung  des 
Rechts  im  wahren  Geiste  des  letzteren  auf  die  einzelnen  Fälle 
zusichern,  nemUch  in  Bezug  auf  die  Ausftlbrungs-  oder  Voll- 
zngBYerordnimgeii  ftr  das  Pablicam  und  das  Verwaltnn£;8pei8onal. 
In  andrer  Hinsieht  ist  aber  gerade  in  der  Bestenemng  wesentlich^ 
dass  die  Verordnung  sieh  streng  anf  den  Vollzug  der  Gesetze 
beschränke,  dass  das  Gesetz  allein  (oder  früher  das  Gewohnheits- 
recht und  Herkommen)  das  „Recht"  auch  für  den  Steuerpflichtigen 
bilde,  auf  das  er  sich  berufen  kann.^)   Verordnungen  gegen  das 
Gesetz,  durch  Suspension  von  Bestimmungen  Uber  gesetzlich 
zu  erhebende  Steuern  oder  Verordnungen  ohne  gesetzliche 
Ermltohtigung  zur  Einftthrnng  neuer  Steuern  sind  daher  zwar 
auch  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  wohl  in  denselben  engen 
Grenzen  im  modernen  „constitutionellen"  Rechtsstaat  principiell 
für  zulässig  zu  erklären,  wie  auf  anderen  Verwaltungsgebieten, 
unter  der  Verpflichtung  zur  Einholung  späterer  Indemnität  durch 
die  verantwortliche  Hegierang  bei  der  Volksvertretung.  Aber  von 
solcher  Verordnungsgewalt  wird  noch  vorsichtiger  und  prac- 
tiseh  noch  seltener  wirklich  Gebrauch  zu  machen  sein,  da 
dadurch  in  die  Vermögensrechte  der  Steuerpfiiehtigen  oft  ohne  die 
Möglichkeit,  das  wieder  vOllig  gut  zu  machen,  eingegriffen  und 
nur  in  einzelnen  Fällen  Gefahr  im  Verzug  sein  wird.    Solche  Fälle 
können  eher  noch  in  l^ezug  auf  Suspension  bestehender  steuer- 
rechtticher  Bestimmungen  vorkommen,  so  in  Betreff  der  directen 
Ertrags-,  Einkommensteuern  besonders  bei  „Notbständen^S  in  Be- 
treff der  Zölle  n.  dgi,  wenn  der  zollfreie  Bezug  von  Artikehi  im 
öffentlichen  Interesse  Hegt,  z.  B.  zur  Versorgung  des  Lands  mit 
Nahrungsmitteln  bei  Missemten.   Die  selbstiindige  Auflegung 
von  Steuern  im  Verordnungswege  ohne  gesetzliche  Autorisation, 
wird  dagegen  noch  viel  seltener  statthaft  erscheinen,  obgleich  das 
practische  Leben  bei  den  vei-wickelten  Verhältnissen  des  Zollwesens 
und  der  indirecten  Verbrauchsteuern  immerhin  einmal  in  einem 
Fall  ein  solches  Vorgehen  nothwendig  machen  kann,  da  hier 
eben  doch  mitunter  Gefahr  im  Verzug  ist  Anders  liegt  die  Saehe 
bei  den  directen  Steuern. 

B.  Bei  der  Mitwirkung  der  Steuerverwaltung  an  der  Port- 
bildung der  Steuergesetzgebung  sind  namentlich  die  Erfahrungen 

lu  Betr.  dieser  verwaltungsrechtlicheu  V erhältiiisäe ,  aain.  des  UaterscMeds 
60  „Oesetz**  und  wTeroidnung''  beziehe  icli  mieli  «if  Stein's  bekmnte  Aof- 
fMeongen  in  8.  ^nnerai  Yerwaltlebre**,  die  Mer  irohl  AbscbUesBeiides  gebitcht  babeo. 
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der  Verwaltung  iu  Bezug  auf  das  bestehende  Steuerrecht  zu  ver- 
werthen  und  die  verwaltungstechnischen  Gesichtspuncte  in 
Betreff  der  Gestaltung  des  Steuersystems  und  der  einzelnen  Steuer- 
arten zur  Geltung  zu  bringen.  Hier  werden  die  im  vorigen  Haupt- 
absohnitt  erörterten  principiellen  Fragen  vom  Steuersystem 
and  den  Stenerarten  und  von  der  Uebereinstinmmng  dieses  Systems 
mit  den  finanzpolittsehen,  yolkswirthsehaftUehen  und  Gereehtigkeits- 
gmndsiUzen  zn  yerwaltnngstechnisehen  nnd  insofern  zu 
Zweckmässigkeits fragen.  Ob  und  wie  weit  gewissen  principi- 
ellen Forderungen  entsprochen  werden  kann,  ist  dann  vom  Stand- 
pnnct  der  Verwaltung  aus  mit  zu  entscheiden.  Die  Frage  von 
der  Erwerbs-  und  Verb rauc hsbesteuerung  verwandelt  sich 
hier  wesentlich  in  diejenige  von  der  directen  und  indirecten 
Besteuerung.  Die  Verkehrs bestenerang  erseheint  hier  yomem- 
lieh  als  Stempel-  nnd  Registerabgabewesen.  Bei  dem 
engen  Znsammenhang  der  prineipiellen  und  teehniseben  Seite  der 
Stenerfragen  war  es  nnvenneidlich,  in  den  früheren  Absehnitten 
auch  manchen  verwaltungstechniscben  Bunct  schon  vorweg  zu 
nehmen.  Einiges  ist  aber  jetzt  noch  nachzuti'agen.  Dabei  wird 
jedoch  die  Beschränkung  auf  die  allgemeineren  verwaltungs- 
technischen Fragen  hier  iu  der  allgemeinen  bteuerlehre  festgehalten. 
Was  sich  auf  die  einzelnen  Stenerarten  nnd  Stenern  bezieht, 
gehört  in  die  speeieile  Steaerlehre. 

II.  —  §.  538.  Die  einzelnen  Aufgaben  der  Steuer- 
verwaltnngi  theils  znr  Ermittlung  des  verwaltangsteehniseh  zweck- 
mftssigsten  Wegs  fUr  die  Bildung  des  Steuerrecbts  ^  theils  znr 
Ausführung  der  rechtlich  bestehenden  Besteuerung  lassen  sich 
folgendermassen  zusammenfassen:^) 


^)  Kau  I,  §,  '2^1  unterscheidet  drei  bei  jeder  Stcner  vorkommende  Vor2:än^.^: 
I.  Festsetzung  der  Stcucrschuldigkeit,  IL  £Dtrichtung  durch  die  Steuerpfiichügeu, 
UL  EAebaug  (Einzag)  f.  d.  Staatscaase.  Zu  I  gehört  die  BezeichnoDg  des  Gegen- 
stands oder  Steuerobjects,  die  Festsetzung  des  Steuersatzes,  ma  AuaiittiiiBg 
der  Quantität  des  Steuer^ecrenstands.  welche  von  jedem  Einzelnen  zu  versteuern  ist. 
Bei  U  erörtert  er  den  Vorzug  der  deld-  vor  d,  Katuralsteuern  u.  die  sogen.  Bequem- 
lichkdtsregehk  (s.  o.  §.  53ö).  Bei  Hl  veiden  billige  EihebimgsloBteB  (s.  o.  536), 
pilnctl.  u.  vollständ.  Eingang  gefoideit,  in  §.  287  vird  über  Ausstände  u.  Regeln,  sie 
zu  vt  rmeiden,  gehandelt,  die  Stenerpacht  in  §.  28S  besprochen  u.  die  Einrichtung  der 
Erhebung  auf  Hechnung  des  Staats  in  §.  289  dargelegt.  Einzelueü  im  Folgenden  von 
mir  Behandelte,  z.  B.  die  BepartÜ  n.  QQotftbesteneraiig,  ertitert  Bau  bei  der  Ein- 
theilung  d.  Steuern  (so  in  §.  295).  —  Stein  I,  520  ff.  nnterscheidet  f.  d.  Verwaltung 
d.  Steuern  zwei  grosse  (Ji-Inete:  die  Steuerumlegung,  d.h.  „denj.  Process,  durch 
welchen  der  nach  dem  Steuergesetz  für  jedes  Subject  und  Object  der  Steuer  vorge- 
schriebene Stenerbetng  für  den  Einzelnen  bestimmt  wird**;  nnd  die  Steuer- 
erhebung, d.  h.  „das  Yeifahren,  dnicih  welches  der  TeimOge  dieser  Umlegnng  der 
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A.  Feststellung  der  Grundlaj^cn  der  Besteuerung. 

B.  Ermittlung  der  Thatsachen  zur  Feststellung  und 
Bemessung  der  Steuerschuldigkeiten. 

0.  Erhebung  der  Stenern. 

p.  £inrichtnng  der  Stenereontrolen. 

E.  Verhängnng  der  Stenerstrafen. 

Die  yier  letzteren  Aufgaben  bezieben  sieb  wesentlieb  anf  die 
Ansfffbrnng  der  Besteuerung  auf  den  gesetzlich  festgestellten 
Grundlagen.  Jede  einzelne  Aufgabe,  die  erste  inbegritTcn,  löst  sich 
wieder  in  eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl  specieller  Aufgaben 
auf,  von  denen  nur  die  wichtigeren  hier  erörtert  werden  können. 
Im  Ganzen  liegt  hier  ein  ausserordentlich  grosses,  verwickeltes  und 
detaillirtes  Gebiet  der  Thätigkeit  vor,  dessen  theoretisebe  Beband- 
Inng  ancb  in  yielen  Pnncten  noeb  sebr  dflrftig  ist  Die  blosse 
Bontine  herrsebt  bier  nocb  im  weiten  Umfange.  Da  es  sieb  wesent- 
lieb  nm  praetisebe  Einzelheiten  bandelt,  bereitet  die  Darstellung 
aneb  in  formeller  Hinsicht  manche  Schwierigkeiten. 

Zum  Theil  sind  hier  auch  wieder  terminologische  Er- 
örterungen einzustreuen,  durch  welche  die  in  der  Einleitung  zu 
diesem  Kapitel  vorausgeschickten  (§.  330  ff«,  bes.  §.  331)  erläutert 
und  ergänzt  werden.  Wie  aber  schon  die  wissenschaftliche  und 
praetisebe  Terminologie  in  Hanptpnneten^  so  in  Betreff  der  teebni- 
sehen  Namen  der  Stenergattnngen  nnd  einzeben  Stenern,  vielfach 
noeb  bente  auseinander  geht  nnd  dn  allgemeiner  fester  Sprach- 
gebrauch  sich  nur  für  Weniges  gebildet  bat,  so  weicht  vollends 
die  Terminologie  in  den  Einzelheiten  der  Steuerverwaltung  ab. 
Ftir  die  meisten  Einzelheiten  hat  nur  die  Traxls  einigermassen  feste 
technische  Ausdrücke,  die  aber  wieder  von  Land  zu  Land,  auch 
in  demselben  Sprachgebiet,  wie  in  dem  deutschen  —  hier  natürlich 
unter  dem  Einfluss  der  politischen  Entwicklung  —  oftmals  ver- 
schieden sind.  Da  man  es  wesentlich  mit  modernen  Verbttlt- 
nissen  zn  thnn  bat,  so  haben  sich  bier  weniger  Ausdrucke  antiken 
Ursprungs  eingebtirgerty  weshalb  ein  wichtiges  Moment  der  Gleioh- 

Stoner  sich  «ri^beiide  Stenerbetng,  der  damit  zar  Piticbt  dor  Stenenaliliiiig  wird« 
nnnmelir  von  den  betreff.  Sübjecten  u.  Objecten  auch  wirklich  f.  d.  Gassen  des  Staats 
elDgebracht  wird".  2  Seiten  darauf  wird  dann  der  Ausdruck  Steuern m leg uug  schon 
wieder  durch  deu  der  Steuerrertheiluug  in  der  Ueberschrift  ersetzt,  S.  522.  Nach 
dieser  u.  der  Stenererhebnng  behandelt  Stein  die  Stenerrechtspflege.  —  Die  erste  n. 
zweite  Aufgabe,  welche  loh  hier  unterscheide,  hangen  sehr  nahe  zusammen,  müssen 
aber  docli  i^ctrennt  werden.  Die  erste  betrifft  die  Vorbereitungen,  die  auch  die  Ver- 
waltung iUr  die  Steuergesetzgebung  zu  leisten  hat,  die  zweite  dann  die  Vollziehung 
des  Stenefvechts  dem  Steaeisabject  imd  Steaerobject  gegenflber. 


Digitized  by 


584  3.B.  2.K.  I.A.  Alig.Steuerl.  4.H.-A.  Stcu.verwalL  2. A. Üruudlageu.  §.538—540. 

mässigkeit  der  technischen  Terminologie  unter  den  Culturvölkern 
hier  fehlt.  Die  wissenschaftliche  Terminologie  ist  mehrfach  bei 
jedem  einzelnen  Theoretiker  wieder  anders.  Da  viele  Pancte  in 
der  Theorie  bisher  gar  nicht  näher  behandelt  worden  sind^  bo 
fehlen  manche  technische  Bezeichnnngen  hier  noch  ganz,  ohne 
dass  man  dieselben  immer  ans  der  schwankenden  nnd  oft  nn- 
genauen  Terminologie  der  Tiaxis  passend  ergänzen  könnte.  Stein 
ist  hier  wie  sonst  zwar  originell  in  neuen  Ausdrücken,  aber  oft 
sehr  willkührlich  und  in  seinen  unnöthigen  Abweichungen  vom 
Sprachgebrauch  selbst  irreleitend«  Das  Beste  möchte  wie  in  ver- 
waltnngstechnischen  Fragen  so  auch  in  technischen  Bezeichnnngen 
T.  Hock  geleistet  haben.  Ihm  wird  hier  mehrfiicli  gefolgt,  sonst 
aber  diejenige  Terminologie  gebraucht ,  welche  in  den  beiden 
dentschen  Hauptstaaten,  Preussen  und  Oesterreich  (in  letzterem 
mitunter  etwas  abweichend  und  hie  und  da  in  ein  wenig  veralteten, 
aber  ganz  passenden  Ausdrücken)  üblich  ist  oder  doch  einiger- 
massen  als  allgemeiner  in  Deutschland  gebräuchlich  bezeichnet 
werden  kann. 

m.  —  §.  539.  Die  Feststellung  der  Grundlagen 
der  Besteuerung. 

Die  Grundlagen  jeder  Besteuerung  sind  das  Steuers ubject, 
d.  h.  die  Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zu  zahlen  ist, 
das  Steuerobject  oder  der  Umstand,  die  Sache  u.  s.  w.,  für 
welche  die  Steuer  zu  zahlen  ist,  und  der  Steuersatz,  d.  h.  der 
Betrag,  welcher  von  der  Steuereinheit  als  Steuer  erhoben  wiid 
(§.  331).*) 

Die  Feststellung  dieser  drei  Momente  gestaltet  sich  Terschieden 
nach  den  grossen  Steuergattungen  und  zumTheil  weit»  nach 

den  specielleu  Verhältnissen  jeder  e inzelnen  Steuer.  Der  Unter- 
schied der  Steuern  von  einander  besteht  für  die  Verwaltung  vor 
Allem  in  den  Unterschieden  in  Bezug  auf  die  Methode  der  Fest- 
stellung jener  drei  Momente.  Vom  steuerteohnischen  Standpunet 
der  Verwaltung  aus  sind  die  einzelnen  Steuern  und  Steuergattungmi 
daher  auch  wesentlich  mit  nach  den  grosseren  oder  geringeren 
Schwierigkeiten  zu  beurthdlen ,  welche  die  Feststellung  dieser  Be- 
steuerungsgrundlagen und  im  Anschluss  daran  die  Erfüllung  der 
weiteren  oben  genannten  Aufgaben  (§.  588)  mit  sich  bringen.  Von 
den  SteuergattuDgeu  sind  hier  nun  namentlich  zu  unterscheiden 


0  YfS^  Stein  I,  433  ff. 


Digitized  by  Google 


FestätelluDg  der  Uruudlagen  der  Besteuoruug.  58d 


die  Ertrags-,  die  E  i  n  k  o  m  in  e  n  - ,  die  allgemeinen  und  partiellen 
Vermögens-,  die  Erbscbafts-  und  ähnlichen,  die  Verkehrs-, 
endlich  die  Verbranchsstenern.  Diese  Eintheilang  und  die 
weiteren  firtther  erwähnten  sowie  die  Speeialisinuig  jeder  dieser 
Gattungen  beruht  zunächst  auf  dem  Unterschied  der  Steuer  objecte, 
womit  sich  dann  aber  auch  Verschiedenheiten  in  Betreff  der  Fest- 
stellung der  Steuersubjecte  und  der  Steuersätze  verbinden. 

Die  Aufgabe  für  die  Steuerverwaltuiig  besteht  nun  darin, 
zweckmässige  Einrichtungen  zu  treffen,  durch  welche 
die  Feststellung'  der  genannten  drei  Momente  für  sie, 
die  Verwaltung  selbst,  wie  fttr  das  steuerzahlende 
Publicum  möglichst  sicher  und  einfach,  daher  auch 
wieder  möglichst  bequem  und  mit  den  geringsten 
Kosten  erreicht  wird. 

Gerade  zu  diesem  Zweck  dient  statt  des  nächstliegenden 
Weges  der  directen  Besteuerung,  wo  der  vom  Steuerrecht  in 
Aussicht  genommene  Steuerträger  auch  der  Steuerzahler  und 
das  Steuersubject  ist,  unter  UmsOnden  die  indirecte  Besteue- 
rung» Dieselbe  ist  als  ein  steuertechnisches  Hilfsmittel  und 
der  directen  Besteuerung  gegenttber  als  ein  Ersatzmittel  aufzu- 
fassen, um  die  Schwierigkeiten  bei  der  durch  das  Wesen  einer 
Steuer  sonst  geforderten  Feststellung  der  Steuersubjecte,  Objecte 
und  Sätze  zu  vermindern.  Aus  diesem  Gesichtspunct  ist  zwischen 
ihr  und  der  directen  Besteuerung  von  Fall  zu  Fall  zu  wählen. 
Die  Erklänmg  dafttr,  dass  yorzugsweise  nur  die  Verbrauch- 
steuern, diese  aber  auch  in  der  modernen  VolkswirÜischaft  &st 
vollständig,  indirecte  Steuern  sind  und  dass  diese  Steuern  einen 
immer  grösseren  Raum  in  der  Gesammtbesteuerung  gewonnen 
haben,  liegt  eben  in  der  Thatsache,  dass  sich  jene  Schwierigkeiten 
auf  diese  Weise  vermindern  Hessen,  während  dieselben  bei  den 
meisten  tlbrigen  Steuern  mit  der  Entwicklung  der  Arbeits-  und  Be^ 
sitztheilung  und  der  Productionstechnik  erheblich  gestiegen  und 
hier  nur  ausnahmsweise  durch  indirecte  Besteuerung  zu  Über- 
winden sind. 

A.  —  §.  540.   Die  Steuersubjecte. 

Die  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  die  Vorschriften  über 
die  auf  dieselben  sich  beziehenden  Steuerrechtsverhältnisse  speciali- 
siren  sich  unvermeidlich  nach  den  Steuerarten,  so  dass  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  Uber  die  Steuersubjecte  nur  einige 
generelle  Hauptpuncte  regeln  können. 
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Das  Recht  muss  für  alle  Steuern  festsetzen,  wer  und  unter 
welchen  Bedingungen  Jemand  für  eine  Steuer  zur  Zahlung  ver- 
pflichtetes Steaersnbject  oder  unmittelbarer  Steuer- 
Pflichtiger  iat;  ob  und  wie  neben  oder  statt  s^ner  ein 
Anderer,  gesetzlieh  oder,  soweit  dies  zulässig,  nach  yertrags- 
mftssigem  UebereinkommeD ,  ftlr  die  Steuer  haftet:  der  „Steuer- 
haftende"; ob  und  wer  das  Steuersubject,  z.  B.  in  Abwesenheit, 
in  Verhinderung  des  letzteren,  vor  der  Steuerbehörde  zu  vertreten 
hat:  der  „Stellvertreter**.  Auch  in  Betreff  dieser  drei  Per- 
sonenkategorieen  ergeben  sich  manche  Verschiedenheiten  ans  dem 
Wesen  der  yersohiedenen  Steuergattnngen. 

1)  Die  indirecte  Besteuerung  leistet  hier  nun  in  Bezug  auf 
die  Aufgabe  der  Verwaltung  in  der  Feststellung  der  Steuersubjeete 
einen  wesentlichen  Dienst:  sie  ermöglicht  es,  eventuell  eine  viel 
geringere  Anzahl  und  meistens  zugleich  passendere  Per- 
sonen zu  Steuersubjecten  zu  machen.  Dieser  Vortheil  zeigt 
sich  am  Meisten  bei  einer  Verbrauchsbesteuerung  in  Volks- 
wirthschaften  mit  ausgebildeter  Arbeitstheilung,  wo  die  Sachgliter 
im  grSssten  Maasse  von  bestimmten  Emzelwirtiischaften  beruft- 
mässig  für  den  Absatz  erzeugt,  also  zunftchst  Waaren  werden 
und  erst  durch  den  Umlauf  an  die  Verbraucher  gelangen.  Die 
Producenten,  Kaufleute  und  ähnliche  Personen  bilden  hier  die  an 
Zahl  ungleich  geringeren  und  zugleich  die  geeigneteren  Steuer- 
subjeete. Die  IjBStstelluDg  dieser  Personen  und  die  Ermittlung  der 
durch  ihre  Hände  gehenden  Steuerobjecte  ist  viel  leichter  und  ein- 
facher, als  die  Feststellung  aller  wegen  eines  gewissen  Verbrauchs 
steuerpflichtigen  Consumenten  und  der  Steuerobjecte  bei  diesen. 
Bei  den  übrigen  Steuern  liegen  die  Verhältnisse  meistens  anders 
als  bei  den  Verbrauchsteuern,  weshalb  hier  die  indirecte  Besteue- 
rung nur  eine,  übrigens  mitunter  ganz  zweckmässige  Ausnahme 
bildet.  Mit  der  Ausdehnung  desMieth-  und  Pachtwesens  kann 
es  z.  B.  räthlich  und  ausführbar  werden,  je  nachdem  den  einen 
oder  den  anderen  Theil  förmlich  zum  rechtlichen  Steuersubject  tou 
Steuern,  mindestens  zum  unmittelbaren  Steuererhebungsorgane  von 
Steuern  zu  machen,  mit  denen  man  einen  Anderen  als  den  ersten 
Steuerzahler  belasten  will.  So  lassen  sich  bei  allgemeinem  länd- 
lichen Pachtsystem  die  Grundsteuern  des  Eigenthümers  wohl  durch 
den  Pachter,  hie  und  da  auch  umgekehrt  die  Gewerbe-  und  ähn- 
lichen Steuern  des  Pachters  durch  den  Gmndeigenthfimer,  die 
Wohnungssteuem  des  Miethers  in  Städten  durch  den  Hauseigen- 
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thtimer,  d.  h.  eben  „indirect"  erheben.  Die  EiDkommeusteuern 
des  Arbeiters  können  so  beim  Arbeitgeber,  die  Steuern  auf  die 
Zinsrente  des  Gläubigers  beim  Schuldner  eingezogen  werden,  wie 
es  z.  B.  in  grossem  Umfang  mitunter  für  die  Steuern  der  Obliga- 
tionäre bei  der  AetieDgeBellschail  geschieht  (|,Coapoii8teiier''y  §.  409, 
OjBSterreioh).  Aneh  diese  Formen  indireeter  Bestenerang  werden 
daher .  mit  der  Entwicklnng  gevnsser  ökonomischer  nnd  Rechts- 
verhältnisse der  ausgebildeten  Volkswirthschaft  leicht  häufiger,  weil 
passender  werden. 

2)  Haben  die  Verbrauchssteuern  demnach  hier,  weil  sie  die 
indirecte  Erhebung  besonders  gut  zulassen,  einen  Vorzug  vor 
den  Schätzungen,  daher  namentlich  vor  Ertrags-,  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erbschaftssteuern,  so  macht  doch  anderseits  die  Fest- 
stellang  der  Steaersnbjecte  bei  allen  Gebranchs-  nnd  bei  den  Ver- 
kehrsBtenem  wieder  grossere  Schwierigkeiten  (§.  886, 887). 

a)  Bd  den  Schätzungen  richtet  sich  die  Stenerpflicht  nach 
notorischen  oder  doch  verhältnissmässig  leicht  und 
sicher  zu  vermittelnden  Thatsachen  der  individuellen 
Lebens-,  Besitz  -  und  (insbesondere  der  „ b e r u f s m ä s s i g e n ") 
Erwerbsverhältnisse  eines  Personenkreises,  aus  welchem  als- 
dann unschwer  die  Steuersubjecte  nach  Feststellung  dieser 
Thatsachen  selbst  festgestellt  werden  kl^nnen.  Auch  die  Vorschriften 
über  etwaige  Stenerhaftende  nnd  Stell?ertreter  machen  hier  ge- 
wöhnlich keine  grosse  Schwierigkeit 

b)  Anders  in  der  Regel  bei  den  Gebrauchs-  nnd  Verkehrs- 
steuern.  Hier  hängt  die  Steuerpflicht  einer  Person  von  bestimm- 
ten einzelnen  Thatsachen  oder  Ereignissen  ab,  welche 
in  einer  bestimmten  Vermögens  Verwendung  (Besitz  ge- 
wisser Objecte,  wie  bei  den  sogen,  directen  Luxussteuern),  im 
Verbrauch  oder  der  Ersengnng  und  dem  Absatz  bestimm- 
ter Saehg&ter,  in  gewissen  Verkehrsgeschäften  bestehen. 
Hänfig  sind  es  daher,  wie  bei  den  Verkehrs-  nnd  den  meisten  Ver- 
branchsstenem,  gewisse  Handlungen  einer  Person,  —  der  Ab- 
schlnss  eines  Rechtsgeschäfts,  die  Ausstellung  oder  Unter- 
schreibung einer  Urkunde,  der  Verbrauch  oder  die  Erzeugung 
oder  die  örtliche  Bewegung  (z.  B.  Uber  die  Zollgrenze,  durch 
die  Stadtthore)  eines  bestininiten  Sachguts,  -  sind  es  solche  11  and- 
l.ungen,  von  deren  Vornahme  die  Steuerpflicht  jener  Person,  mithin 
deren  rechtlicher  Character  als  Steuersubject  abhängt.  Hier  kommt 
es  anf  die  oft  schwierige  nnd  so  leicht  der  Beobachtung  sich  ent- 
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ziehende  sichere  Constatirung  dieser  einzelnen  Thatsachen 
und  Handlangen  an,  um  überhaupt  erst  die  Steuersubjecte  fest- 
znstelleo.  Daraus  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit  eines  verwickel- 
ten Stenercontrol-  und  Steuers  traf  wesens  in  uimittelbarer  Ver- 
bindang  mit  den  Massregeln  zur  ErmitÜnng  der  Steaersnbjeete. 
Die  Frage  nach  Stenerhaftenden  und  nach  Stelkertretem  für  das 
Steuersubject  wird  damit  zugleich  wichtiger  und  schwieriger. 

Zur  Bekämpfung  dieser  Schwierigkeiten,  die  bei  directer  Be- 
steuerung der  Consumenten  selbst  fast  unüberwindlich  sein  und 
jedenfalls  unerträgliche  Belästigungen  für  die  Verwaltung  und  das 
Pnblieom  in  den  erforderlichen  Gontrolmassregehi  mit  sich  bringen 
wflrden,  dient  dann  wieder  die  indireeteBestenernngsform.  Der 
erwähnte  grosse  Yortheil  derselben  bei  einer  Vermindemng  dar 
Steuersubjecte  und  der  Heraushebung  geeigneterer  Steuersubjecte 
in  den  Producenten,  Kaufleuten,  Frachtführern  u.  s.  w.  wird  erst 
deutlich,  wenn  man  sich  die  sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Fest- 
stellung der  Steuersubjecte  unter  den  Consumenten  selbst  vergegen- 
wärtigt Bei  den  in  steuerteehniseher  Hinsicht  in  dem  genannten 
Poncte  den  Verbianchsstenem  verwandten  Verkehrsstenem  kann 
man  sich  solcher  Steaersnbjeete ,  welche  als  Snbstitate  und  Ver- 
mittler für  die  ins  Auge  gefassten  Steuerträger  fungiren  können, 
nicht  so  leicht  bedienen.  Doch  lässt  sich  bei  gewissen  Börsen- 
steuern (Einziehung  von  Abgaben  für  den  Umsatz  von  Fonds,  für 
Schhisszettel  u.  dgl.  durch  die  vermittelnden  und  selbst  haftenden 
Makler),  bei  einzelnen  Steuern  auf  Creditgescbäfte  (Einziehung 
dnreh  Vermittlang  des  GlänbigeiB^  z.  B.  bei  Lombardgesehäfiten), 
anf  Qoittangen  a.  a.  m«  wohl  eine  ähnliehe  Einrichtang  treflfon. 

Wesentliche  Schwierigkeiten  für  die  Bestunmnngen  ttber  die 
Steuersubjecte  bei  den  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  bleiben 
freilich  immer  übrig:  einer  der  steuertecbnischen  Nachtheile  dieser 
Öteuerarten  neben  manchen  anderen,  die  neben  den  Vortheilen  der 
indirecten  Erhebung  bei  den  Verbrauchssteuern  nicht  übersehen 
werden  dttrfen.  Das  Einzelne  richtet  sieh  nach  den  besonderen 
Verhältnissen  der  einzelnen  Steaergattang  and  Steuer,  bei  den  Ver- 
braaehsstenem  namentlich  naeh  den  in  §.  492  dargelegten  Ver* 
schiedenheiten  der  Erhebungsart :  der  Landesgrenzzoll,  Einliihrzoll, 
die  städtische  Thoraccise,  die  beim  heimischen  Producenten  er- 
hobene innere  Verbrauchssteuer,  die  einzelnen  Arten  der  Besteuerung 
hierbei  (Rohstoff-,  Fabrikatsteuer)  u,  s.  w.  bedingen  hier  mancherlei 
Verschiedenheiten  in  den  Vorschrüten  ttber  Steaenmbjecte,  Haftende 
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und  Stellvertreter.  Bei  den  Verkehrssteuern  auf  Rechtsgeschäfte 
hat  das  Gesetz  auch  die  nicht  unbedenkliche  Entscheidung  zu 
treffen,  wer  Ton  zwei  Oontrahentra  n.  s.  w.  das  gesetzliehe  Steaer- 
sabjeet  sein  soll,  Ton  dem  die  Zahlnog  zn  yerlangen  and  beizn- 
treiben  ist.  Aneh  wenn  dadnroh  eine  vertragsmässige  Regel  uu^^ 
der  Steuerpflicht  unter  den  Betheiligten  natürlich  nicht  ausge- 
schlossen wird,  so  wird  derselben  doch  unter  Umständen  zu  Un- 
gunsten des  in  seiner  ganzen  ökonomischen  und  socialen  Position 
schwächeren  Theils  leicht  bedenklich  priyadicirt^)  (§.  Ö62)* 

B.  —  §.  541.  Die  S teuere bjeete. 

Die  Feststellung  derselben  macht  regelmässig  bei  etwas  ent- 
wickelterer Erwerbs-y  Besitz-  und  Gebranchsbestenernng  grössere 
Schwierigkeiten  als  die  Feststellung  der  Stenersubjecte  und  diese 
Schwierigkeiten  wachsen  immer  mehr  mit  der  grösseren  Ktlnst- 
licbkeit  der  Besteuerung.  Die  bezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften 
speciaiisiren  sich  dabei  nothwendig  noch  stärker  als  bei  den  Steuer- 
flubjecten  nach  den  Steuerarten  und  den  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Steuern. 

In  den  immer  zahlreicher  werdenden  Fällen,  wo  das  Steuer- 
object,  bez.  auch  die  Steuereinheit  (§.  391  sub  3)  nicht  eine  phy- 
sische Person  selbst  oder  ein  einfaches  Sachgut  ohne  wesentliche 
Qualitätsunterschiede,  sondern  eiue  complicirte  Werthgrösse, 
ein  Ertrags-,  Einkommens-,  Besitzbetrag,  eine  Erwerbseinrichtung 
(z.  B.  ein  Gewerbebetrieb),  ein  technischer  Productionsprocess,  eine 
Waare  mit  zahlreichen  Sorten  und  Qualitätsunterschieden,  ein  Rechts- 
geschäft oder  eine  Urkunde  darttber  ist,  —  da  muss  das  Recht 
immer  genau  die  Merkmale  flSr  das  befreffende  Steuerobject,  für 
dessen  Einheit,  Begrifi",  Umfang,  Inhalt  angeben.  Üas  ist  oft  sehr 
schwer  und  bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  treten  leicht  neue 
Schwierigkeiten  hervor.  Hier  muss  dann  eine  authentische  Inter- 
pretation erfolgen  und  in  weitem  Maasse  sind  durch  Vollzugs- 
Verordnungen,  Instructionen  u.  s.  w.  die  mitunter  recht  schwierigen 
Zweifel  eben  doch  oft  nur  ziemlich  willkflhrlich  zu  lösen.  Nament- 
lich die  Gesetzgebung  und  das  Verordnungsrecht  auf  dem  Gebiete 
der  Ertrags-,  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
besteuerung  wird  auf  diese  Weise  in  hohem  Maasse  schwierig  und 


Ein  Beispiel  liefert  der  Stempel  bei  Miethcontracten.  Wenn  da  das  sogen. 
Hauptexemplar  vom  Miether  mit  d«;m  Stempel  zu  versehen  ist,  so  sehen  leicht  beide 
Theile  darin  ein  gesetzlich  gcurductcs  Kechtsverhiiltniss  und  die  Steuer  wird  einseitig 
dem  Miether  zogcsolioben. 
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weitläufig,  bis  zur  Unüberselibaikeit  (Zollrecht,  bei  complicirteni 
Tarife,  frauzüsische  Weinbefiteuerang,  französisches  Stempel-  und 
Enregistrementsystem !). 

la  rechtlicher  Hinsicht  sind  auch  bei  den  ßeal steuern,  wie 
besonders  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  und  bei  dea.  aaf 
ImmobilieB-Gesehälk^  Bentzwechsel  von  Gmndeigeiithiim  u.  s.  w« 
sieh  bezidienden  Verkehrs  Stenern,  dann  bei  einzelnen  indireoten 
Verbranohsstenem  auf  bestimmte  SacbgUter  (Tabak-Gewiebtetener) 
Vorschriilen  notbwendig,  ob  und  wie  weit  die  Sache  selbst , 
unabhängig  von  ihrem  jeweiligen  Besitzer  oder  Eigentliümer  oder 
von  den  Rechten  Dritter  an  ihr,  für  die  rtickständige  Steuer  haftet. 
Das  bedingt  dann  wieder  besondere  Controlen. 

Es  ist  daher  sehr  erklärlich,  dass  der  Wunsch  nach  Ein- 
fachheit der  Steuerobjecte  und  Einheiten  rege  wird.  Er  kann 
aber  in  der  entwickelten  Besteaemng  meist  nnr  mittelst  Freisgebnng 
wichtiger  Steaerprineipieni  nammitlieh  um  den  Preis^  einer  mehr 
oder  weniger  starken  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleich- 
massig  keit  erfttllt  werden. 

Denn  in  letzter  Linie  ist  es  wieder  der  früher  dargelegte 
Differenz irnngsprocess  des  Steuersystems  (s.  bes.  §.  439  ff.) 
und  sind  es  die  mächtigen  diesen  Process  bewirkenden  Ursachen, 
die  Entwicklung  der  Technik,  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und 
Besitztheilung  oder  m.  a.  W.  die  qualitative  und  quanti- 
tative Differenzirung  des  Nationaleinkommens  und 
Nationalvermögens  bei  deren  Vertheilung  an  die  Emzelnen, 
welebe  aueb  diese  wachsenden  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die 
Feststellung  der  Steuerobjecte  hervorrufen. 

In  den  einfacheren  Verhältnissen  früherer  Wirthschaftsperioden 
ist  diese  Aufgabe  bei  den  rohen  Erwerbs-  und  Besitzsteuern  und 
Zöllen  solcher  Zeitalter  nicht  besonders  mühsam.  Man  hält  sich 
an  die  leicht  und  einfach  zu  constatirende  Kopf-  oder  Familien- 
zabl,  allenfalls  an  die  ebenfalls  unschwer  zu  ermittehiden,  meist 
notorisch  feststehenden  Personal-  und  politischen  Standesverhält- 
nisse  der  Personen,  an  die  ttblichen  agrarischen  Besitz-  und  Wurth- 
schaftseinheiten bei  Grund-  und  ähnlichen  Steuern,  höchstens  an 
die  durch  einfache  und  rohe  Methoden  noch  ziemlich  leicht  und 
für  den  Zweck  hinlänglich  genau  zu  ermittelnde  Grösse,  Art  und 
ungefähre  Güte  der  Grundstücke.  Man  unterscheidet  nicht  weiter 
fein  die  Art  und  Qualität  der  zollpflichtigen  Artikel.  Einkommen- 
und  Vermögensteuem  verlangen  zwar  sehen  etwas  umfänglichere 
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und  schwierigere  Procediiren  zur  Feststellung  der  Steuerobjeete  und 
Einheiten.  Aber  unter  den  stabileren  Rechts-,  Wirthschafts-  und 
technischen  Verhältnissen,  bei  der  germgereu  örtlichen  Bewegung 
von  Personen  und  Kapitalien  und  dem  wenig  entwickelten  Credit- 
verkehr  sind  doch  auch  hier  die  Sehwierigkeiten  viel  geringer  als 
späterhin,  znmal  bei  niedrigen  Steuersätzen,  mit  welchen  Ungleich- 
mässigkeiten  in  der  Umlegung  der  Stenern  leichter  yerträglich  sind. 

In  der  höher  eutwickelten  Volkswirthschaft  differenziren  sich 
die  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchsartcii  so  ausserordentlich,  dass 
nun  auch  eine  viel  sorgfältigere  Berücksichtigung  der 
Verschiedenheiten  der  einzelnen  Steuerobjeete  unTermeidlich 
wird«  Namentlich  müssen  die  Werthgrttssen  der  einzelnen 
stenerpflichtigen  Erträge,  Einkommen,  VermOgensbestandthdle  nnd 
Gesammtvermögen,  die  Arten  nnd  Qualitäten  (Sorten)  der  yer- 
brauchssteuerpflic  Liti-en  Sachgliter,  die  Arten  der  einzelnen  ver- 
kehrssteuerpflichtigen Rechtsgeschäfte  nun  möglichst  genau 
festgestellt  und  in  der  Besteuerung,  zumal  bei  höheren  Steuersätzen, 
unterschieden  werden.  Die  umfassendsten  und  doch  trotz  allen 
Scharfsinns  und  aller  Mühe  nur  von  zweifelhaftem  Erfolg  belohnten 
Massregeln  zur  richtigen  Ermittlung  der  Erträge  und  Einkommen 
des  berufsmässigen  Erwerbs  (§.  454  flf.)  in  der  modernen  Besteue- 
rung erklären  sich  so  aus  den  Schwierigkeiten,  welche  die  richtige 
Feststellung  der  Steuerobjeete  für  die  genannten  Steuern  bieten. 

Neben  den  anderen,  früher  dargelegten  Umständen  war  es 
dann  aber  auch  die  Einsicht,  dass  sich  mit  allen  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  die  Objecto  der  Ertrags-  und  Einkommensteuern  doch 
nicht  genügend  feststellen  liessen,  welche  auf  die  stärkere  Ent- 
wicklung der  Verbrauchs-  und  Verkehrs  steuern  hindrängte. 
Freilich  war  nun  auch  hier  eine  immer  grössere  Speciali- 
sirung  der  Steuerobjeete  geboten,  welche  öfters,  so  nament- 
lich bei  gewissen  Zollen  und  bei  den  meisten  inneren,  an  die  Pro- 
duction  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuern,  (Getränke-,  Zucker-, 
Tabaksteuern)  ebenfalls  wieder  sehr  grosse  Schwierigkeiten  für 
die  richtige  Feststellung  des  Steuerobjects  und  des  ihm  aufzulegen- 
den Steuersatzes  machen  musste.  Wollte  man  z.  B.  mit  der  an 
und  für  sich  nothwendigen  und  vom  Grundsatz  der  Gleichmässig- 
keit  verlaugten  Forderung  der  genaueren  Berücksichtigung  der 
Sorten  und  Qualitäten  der  verbrauchssteuerpflichtigen  Artikel  vollen 
Ernst  machen,  so  war  die  Aufgabe  fUr  die  Steaerverwaltuug  nicht 
geringer  als  bei  den  Ertragssteuern.  Man  glaubte  sich  aber  hier 
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mehr  über  eiue  solche  Forderung  hinwegsetzen  zu  können.  Trotz- 
dem bereitet  auch  bei  den  üblichen  steuertechnisch  ziemlich  unvoll- 
kommenen, aber  meist  allein  möglichen  Formen  der  inneren  in- 
directeu  Besteaeroug  von  Getränken,  Zucker,  Tabak  u.  a.  m.  die 
einigennassen  zuverlässige  Feststellung  der  Steuerobjecte  noch 
Schwierigkdteii  genug.  Die  hier  wie  bei  den  speeifischen  Finanz- 
zOUen  flbUehe  blosse  Qnantitfttsbestenening  oder  das  Fehlen 
des  QnalitiltSBtenerfnsses  bleibt  aber  eben  ein  schwerer  Maogel 
dieser  Besteuerung.  Die  Anlegung  des  Qualitätsstenerfusses  hat 
sich  gewöhnlich  unmöglich  erwiesen,  weil  man  die  Feststellung  der 
Qualität  der  Steuerobjecte  nicht  nach  einfachen,  leicht  zu  con- 
statirenden  Merkmalen  genügend  sicher  stellen  konnte:  so  bei  den 
wichtigen  Finanzzollartikeln  der  Colonialwaarenbranche,  bei  impor- 
tirtem  Wein,  bei  Tabak  u.  s.  w.  (§.  547). 

Die  wesentlichsten  Fortschritte  in  der  Technik  der  Stener- 
verwaltong  betreffen  daher  Mittel  nnd  Wege,  nm  -zn  einer 
besseren  Feststellung  der  Steuerobjecte  nnd  Einheiten 
zu  gelangen.  Bei  den  Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögen- 
steuern kommen  in  Betracht  die  Methoden  der  amtlichen  und  son- 
stigen Schätzungen  und  Berechnungen  der  steuerpflichtigen  Werth- 
beträge, die  etwaigen  Declarationeu  der  Steuerpflichtigen,  die 
Controlmittel  daHlr,  die  Uerbeiziehung  der  Besteuerten  selbst  znr 
Theihiahme  an  den  Massregeln  tlttr  dieFeststellnng  der  StenerobjectCy 
die  Bildung  bezüglicher  Stenerconunissionen,  eventnell  die  Benntznng 
des  Bepartitionssystems  (§.  543)  dabei.  Bei  den  Verkehr- 
Stenern  handelt  es  sich  nm  Einrichtungen,  welche  der  Verwaltnng 
möglichst  sicher  von  der  Vornahme,  Art  und  Werthhöhe  der  steuer- 
pflichtigen Rechtsgeschäfte  Kenntniss  verschaffen.  Bei  den  Ver- 
brauchsteuern in  Form  von  Zöllen  sind  Verbesserungen  im 
Zollveriahien ,  durch  welche  eine  WerthbezoUung  oder  ein  uach 
den  Qualitäten  einer  Waare  abgestufter  Zoll  ermöglicht  wird,  wichtig. 
Bei  den  inneren  Verbranchstenem  bildet  der  Uebergang  von  der 
Bohstoff"  znr  Fabrikatbesteaemng  anch  zngldch  ein  freilieh  noch 
nicht  ansreichendes  Mittel  znr  besseren  Feststellang  des  Steuer- 
objects.  Die  Besteuerung  in  Mo nopolform  besitzt,  wie  man  auch 
sonst  über  sie  urtheile,  vor  den  übrigen  steuertechnisch  anwend- 
baren und  üblichen  Formen  den  Vorzug,  dass  sie  die  Feststellung  des 
Steuerobjects  vereinfacht,  unmittelbar  den  verbrauchsteuerpflichtigen 
ConsumentCD,  nicht  nothwendig  Zwischenpersonen  trifft  und  einen 
rationellen  QnaUtätssteuerfnss  am  Leichtesten  nnd  Besten  znlässt. 
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C.  —  §.  542.   Die  StenerBätze.  . 

Die  Feststellung  der  Steuersätze  erfolgt  in  der  Praxis  regel- 
massig auf  eine  ziemlich  willktihrliche  Weise.  Man  hält  sich  bei 
alten  Steuern  etwa  an  die  zufällig  geschichtlich  tiberkommenen 
Sätze  und  verändert  diese  in  der  Bichtung  gleichmäsöigerer  Ver- 
th ei  lung  der  Besteuerung  sowie  nach  der  Hohe  des  za  deckenden 
Bedarfs  nicht  viel  anders  als  nach  einem  gewissen/  meist  ganz 
sabjeetiyen  „Dafttrhalten'S  Bei  neaen  Stenern  yerffthrt  man  nach 
derselben  prineiplosen  Art  TheoretiBch  ist  jedenfalls  ein  richtigeres 
Vorgehen  zu  rerlangen  und  es  lässt  sieli  ein  salebes  atich  angeben. 
Die  Praxis  wird  die  sich  hier  bietenden  Schwierigkeiten  allerdings 
nicht  leicht  ganz  correct  lösen,  sondern  oft  nur  durchhauen  können. 
Soweit  als  nir>glich  aber  sollte  sie  doch  nach  Principien  verfahren 
und  sich  namentlich  bei  grösseren  Belbrmen  von  der  blossen 
Bontine  lossagen.^) 

Die  richtige  Höhe  der  Steuersätze  ergiebt  sich  nothwendig  ans 
dem  Verhältniss  der  Stenerobjecte  nnd  Stenerarten  zu  dem  durch 
Steuern  überhaupt  zu  deckenden  Theil  des  Finanzbedarfs.  Der 
Feststellnng  der  Steuersätze  mUsste  daher  die  Entscheidung 
darüber  vorangehen,  in  welchem  Verhältniss  der  Ge- 
sammtertrag  jeder  Steuergattung  und  einzelner  Steuern 
zur  Deckung  des  ganzen  Steuer bedarfs  ungefähr  bei- 
tragen soll  Vornenüich  handelt  es  sich  hier  darum,  die  Quote 
je  der  Ertrag-,  der  Einkommen-  und  Vermögen-,  der 
Erbschaft-,  der  Verkehr-  und  der  Verbrauchsteuern,  dann 
wieder  bei  den  Ertrag  steuern  die  Quote  jeder  einzelnen  der- 
selben, bei  den  Einkommensteuern  die  Quote  der  Steuer  des 

*)  Yonrttrfe  dieser  Art  sind  auch  der  neuesten  Steuerreform  im  Deatschen  Beiclie 

niclit  zu  ersparen.  Die  Verquickung  der  Reichs-  ii.  Particularstaatsfinanzcn  erschwert 
freilich  die  Aufgabe,  aber  macht  sie  cigenUich  nur  noch  nothwendigcr.  Bevor  mau 
zur  Ausführung  des  Programms:  „mehr  indirccto  Steuern"  schritt,  w&re  doch  eine 
Feststellnng  des  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dirccten  u.  iiulirectüii  Stenern,  das 
man  erstreben  will,  geboten.  Der  l)oliel)re  Hinweis  auf  das  Ausland,  wo  man  aurh 
uufs  (icrathewohl  die  einzelnen  Steuern  ausgebildet  hat  oder  wo  in  dieser  Hinsicht 
ein  Product  zuri'dliger  geschichtlicher  Entwicklung  vorliegt,  hat  znn&chst  gar  Icdnen 
Werth,  weil  die  Verhältnisse  ganz  verschieden  liegen.  S.  meinen  Aufsat/  über  die 
schweb,  deutschen  Finanzfra;::en,  Tüb.  Ztschr.  1S7!>  S.  05  ff.  Auch  das  Vorgehen  bei 
der  Kegclung  der  Fiuanzzoliäätze  uud  der  laudwiithschaftl.  Zölle  in  der  Tarüxeform 
des  J.  1879  war  noch  ein  sehr  loatinemftssiges,  wie  die  Begrondnng  einzelner  Posi- 
tionen, z.  ß.  Kaffee,  Thee,  Petndenm,  Wein,  in  d.  amtlichen  „Motiren"  bezeugt.  Von 
einer  Behan<lluni:-  solcher  Frag-en  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems, 
daher  namentlich  unter  noth wendiger  Berücksichtigung  der  Übrigen  Verbrauchs-  nnd 
directen  Stenern«  welche  das  Einkommen  ein  und  derselben  Fersen  mnthmassUch 
belasten,  keine  Spur.  Statt  das  Moment  der  WillkUhr  im  Steuersystem  zu  be- 
schränken, gicbt  man  ihm  so  nnr  einen  immer  grOssefen  Spielraam. 

A.  Wagner,  FinanzwfgMDScbaft.  II.  38 
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Arbeits-,  des  Rentei}-  ood  des  gemisehten  EiDkommenSi 
bei  den  Vermögensteaem  die  Quote  der  Steuer  des  mobilen 
und  immobilen  Yerm^ns  vom  Stenerertrag  festzostellen.  Aneh 
dies  darf  nicht  ganz  willkflhrlicb  geschehen,  sondern,  nnter  der 

gerade  hier  wohl  angemessenen  Berücksichtigung  des  geschichtlich 
überkommenen  Verhältnisses  der  Steuern  zu  einander,  in  der  Weise, 
dass  man  namentlich  die  Feststellung  der  Quoten  jeder  Ertrag-, 
Einkommen- und  Vermögensteuer aut' Grand  umfassender  landes- 
statistiscber  Aufnahmen  ttber  die  ungefähre  Höhe  der 
jeder  Steuer  unterliegenden  Ertriige,  Einkommen  und  VermSgen 
Yomimmt  Diese  Aufiiahmen  sind  von  Zeit  zu  Zeit  zu  revidiren. 
Aueh  ist  femer  zu  beachten,  wie  gewisse  Steuern  sobliesslieh  auf 
dasselbe  einzelne  Einkommen  oder  Vermögen  fallen,  und  darnach 
die  Regelung  der  Steuersätze  mit  vor  zunehmen.  Die  Quote  z.  B. 
der  Einkommen  steuern,  insbesondere  der  davon  auf  die  unteren 
Classen  treffenden,  wird  daher  niedriger  in  einem  Steuersystem 
ausfallen  mUssen,  in  welchem  hohe  indirecte  Yerbraachsteuern 
auf  nothwendige  Verzehrungsartikel  und  auf  Gtoussmittel  jener 
Classen  enthalten  sind.  Die  Quote  der  Vermögen-,  Erbschaft- 
Stenern  ist  unter  derselben  Voraussetzung  höher  anzusetzen«  Prac- 
tisoh  würde  es  namentUcb  wichtig  sein,  die  Quote  der  Verbrauehsr 
besteuerung,  eventuell  auch  dieser  und  der  Verkehr shestenernng 
einer-,  der  sänimtlichen  übrigen  Steuern  andererseits  festzu- 
stellen, so  besonders  bei  eingreifenden  Steuerreformen,  um  nicht 
ganz  aufs  Gerathewohl  die  eine  Gattung  übermässig  zu  entwickeln 
und  die  andere  einseitig  zurückzudrängen,  nur  nach  sul^ec- 
tivem  Belieben. 

§.  54S.  —  1)  Feststellung  der  Steuersätze  bei  de^n 
Ertrag-,  Einkommen-  und  ähnlichen  oder  bei  den  yot- 
zugsweise  direct  erhobenen  Steuern.  Repartitions- 

und  Quotitätsstetiersystem. 

Nachdem  man  auf  diese  Weise  zunächst  die  Steuersumme,  welche 
durch  eine  Steuergattung  oder  eine  einzelne  Steuer  erzielt  werden  soll, 
festgestellt  hat,  kann  man  nun  bei  gewissen  Steuern  zur  rationellen 
Feststellung  der  Steuersätze  selbst  einen  doppelten  Weg  einschla- 
gen, den  emesRepartitions-  und  den  eines  Qu otitäts Steuersystems. 
Diese  Unterscheidang  wurd  gewöhnUeh  nur  bei  den  sogenannten 
directen  Ertrag-  und  Einkommen-,  allenfalls  auch  den  all- 
gemeinen Vermögensteuem  gemacht.  Sie  ISsst  sich  aber  anch 
auf  andere  directe  Steuern,  z.  B.  die  Erbschaftssteuern  anwenden. 
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In  einem  Functe  kann  man  sogar  bei  den  Verkehr-  und  Ver- 
brauchsteuern den  Gedanken  des  Repartitionsstenersystems  ver- 
werthen,  indem  man  mit  dem  Ertrag  dieser  Stenern  gewisse 
direete  Stenerzahlnngen  in  Verbindnng  bringt  oder  wenigstens  ftlr 
die  Folgezeit  die  Steuersätze  anf  einer  oder  beiden  Seiten  ent- 
spreehend  regnlirt.  ^) 


')  S.  Rau  I,  §.  295.  Er  hebt  die  Unterscheidung  als  eine  „bes.  im  französ. 
Finanzwesen  gangbare''  herror,  bemerkt  aber,  dass  sie  hie  und  da  auch  in  anderen 
Ländern  vorkomme.  So  in  Wttrtember;,  wo  seit  1821  ein  festes  Yerliiiltniss  zwischen 
den  3  iilteren  Schätzungen  festgehalten  wurde,  die  Grundst.  sollte  ^"  die  Hausst. 
die  bewerbest,  des  zeitweilig  auf  3  MiU.  ti  fizirten  üesammtertrags  abwerfen. 
Für  die  Grondst  ergab  sich  so  2^/«  Mill.  fl.  und  ein  Steaerfass  von  1 1*729  des 
Beinertrags,  bei  der  Gcbäudest.  v.  2"538  Permille  (nach  Rau,  — ProcentV).  Mt  der 
verschiedenen  Entwicklung  der  betreffenden  Erträge  müssen  sich  solche  Quoten  noth- 
wendig  verändern,  um  die  einzelnen  £rtrags(^uellen  gleichmässig  zu  besteuern.  Das 
ist  sp&ter  auch  in  Wort,  geschehenl?  —  Bait  erUSrt  sich  gegen  die  Bepartifion:  ,4>ie 
Erwägung,  dass  es  gerecht  ist,  wenn  der  Stenerfuss  im  ganzen  Lande  gleichbleibt  (?), 
und  dass  es  für  den  Steuerpflichtigen  eine  Erleichterung  ist,  wenn  der  Steuerfuss 
nicht  oft  verändert  wird  [aber  wenn  der  Finanzbedarf  es  fordert VJ,  fuhrt  dahin,  dass 
man  den  Qvotitftfs-  („gleich  angelegten**)  Stenern  im  AUgemeinen  den  Yorzug  geben 
muss.  Bei  den  meisten  Aufwandsteuern  ist  die  Yertheilung  einer  im  Ganzen  fest- 
gesetzten Summe  gar  nicht  ausfiihrbar."  Diese  Beweisfuhrung  ist  niclit  tiberzeugend. 
Bau  Ubersieht  auch  den  Zusammenhang  beider  Bostcuerungsmethoden  mit  allgemeineren 
Yerhaltnissen  der  Stenerrenraltnng,  nam.  den  in  §.  544  enrfthnten.  —  In  Fr  an  le- 
re ich  sind  von  den  4  grossen  directen  Steuern  3,  die  Grundst.,  die  Personal-  und 
Wohiiungssteucr  (imput  pcrsonel  et  mobilier)  u.  die  Thür-  u.  Fensterst.  Kepartitions-, 
nur  eine,  die  Gewerbe-  oder  Pateutüt.  eine  Quotitätssteuer.  S.  darüber  Uock,  Fin. 
Frankr.  S.  140  If.  Er  erkennt  mit  Becht  die  Yorzttge  des  Bepaitsystems  an,  S.  152. 
„Es  entstellt  dadurch,  sagt  er,  eine  gegenseitige  Ueberwachung  und  ein  moralischer 
Hebel  für  Steuerpflichtige,  Schätzleute,  Gemeindevertreter,  welcher  wohlthätigcr  wirkt, 
als  die  gehäuftesten  tiscalischcu  Massregeln,  und  anderseits  ist  durch  die  genaue  Er- 
mittelung der  Elemente,  anf  denen  die  Stenerpflicht  des  Einzelnen  beruht,  jeder 
Willkühr  u.  jeder  Einmengung  eines  der  allgemeinen  Gesetzgebung  fremden  Princips 
in  die  Steuerbemessung  vorgebeugt."  —  Bei  der  „Gontiugentirung"  von  Steuern  in 
Preussen  ist  dem  Repartitionsprincip  nur  zugleich  in  schärferer  Weise  eine  staats- 
rechtliche Bedeutung  gegeben  worden.  Die  Grondst.  wurde  durcli  das  Gesetz  vom 
21.  Mai  1S61  auf  10  Mill.  Thlr.  Gcsnmintfrtrn;;  fiir  die  Monarchie  im  vor-GOcr 
Umfang  festgestellt.  Dann  wurde  der  Boden  katastrirt,  um  den  Reineitrag  in  „ver- 
hältnissmässiger  Gleichheit"  zu  ermitteln  und  danach  jene  Summen  von  Oben  nach 
Unten  auf  dte  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  u.  sclüicsslich  auf  die  einzelnen  Liegen- 
schaften zu  vertheilen.  Als  nomineller  Steuerfuss  der  Grundsteuer  ergab  sich  so 
9  5 74  ^Iq.  Die  Gebäudesteuer  ist  Quotitätsst  geblieben.  Durch  das  Ges.  v.  25.  Mai  1873 
ist  die  Glassenstener  IhnUcli  aitf  11  nnd  mit  Einbeziebimg  der  bisher  mahl-  nnd 
schlachtstpflicht.  Städte  auf  14  Mill.  Thlr.  contingentirt  worden.  Die  classificirte 
Einkominenst.  ist  nach  wie  vor  Qnotitütsst.  —  ^lit  der  ZoUrcform  von  1  *^79  ist  auch 
im  Deutschen  Reiche  eine  Einrichtung  eingeführt  worden,  die  auf  einem  verwandten 
Gedanken  beroht  Das  Beicbsges.  r.  15.  Jnli  1879  §.  8  sichert  dem  Belebe  ans  dem 
Ertrag  der  Zölle  nnd  der  Tabaksteuer  ein  „Voraus"  von  130  Mill.  M.  Was  darüber 
hinausgeht,  wird  den  Einzclstaaten  nach  Massgabe  der  Bevölkerung,  mit  der  sie  zu 
den  Matricular beitrugen  herangezogen  werden,  überwiesen.  In  Preussen  ist  nun 
ein  Gesetz  in  Yorbereitnng,  nadi  welchem  bei  solchen  üeberreisnngen  erentnell 
gewisse  i^lftase  an  der  Ciassen-  nnd  Einkommensteuer,  weiterhin  eventuell  Ueber- 
tragungen  von  Theilcn  der  Staats-Gnmd-  und  Gebäudest.  an  die  Gemeinden  stattfinden 
sollen:  die  im  Text  angedeutete  Beziehung  zwischen  directen  u.  iudirecten  Steuern 
nach  einem  Gedanken  des  BepaititionsByBtems. 

38* 
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a)  Das  Repartitions-  (Vertheilungs-,  Au Itlie iluugs)- 
systern  beruht  auf  dem  Princip,  wie  es  schon  im  obigen  Vorschlag 
geschehen  ist;  zunächst  die  ganze  Steuersumme^  welche  man 
durch  eine  Steuer  aufbringen  will,  festzustellen  und  dann  dieselbe 
Ton  Oben  nach  Unten  auf  die  Steuero bjeete  zu  vertheiien. 
Die  gesetzliche  Festsetzung  einer  solchen  Stenersomme  nennt  die 
technische  Sprache  einzelner  Länder  (Preussen)  die  „ Conti ngen- 
tirnng'^  einer  Stener.  Der  Steuersatz  für  ein  Steuerobject,  bez. 
für  das  danach  besteuerte  Steuersubject,  oder  der  Steuerfuss  für 
die  Steuereinheit  ergiebt  sich  hier  erst  am  JSchluss  der  ganzen 
Operation.  Er  wechselt  daher  bei  gleicher  Steuersumme  nach 
der  Zahl  (Werthgrösse  u.  s.w.)  der  Steuereinheiten.  In  dieser 
Weise  kann  man  die  Stenersnmme  fUr  einzelne  Ertragstenenii 
anch  für  £inkommensteQern  oder  für  die  ganzen  ,,directen^^  Stenern 
gesetzlich  feststellen,  wie  mehrfach  geschehen  ist,  oder  man 
kann  bestimmte  gesetzliche  Vorschriften  treffen ,  nm,  onabhftngig 
vom  Steuersatz  fllr  das  einzelne  Object,  nach  gewissen  statistischen 
Anhaltspuncten  u.  s.  w.  zunächst  die  Steuersumme  für  eine  Steuer 
festzusetzen,  wie  es  ebenfalls  vorkommt.^) 

b)  Den  umgekehrten  Weg  schlägt  man  im  Quotitäts- 
steuersystem  ein:  mau  setzt  zuerst  den  Steuersatz  für  die  Steuer- 
einheit fest,  bei  den  üblichen  directen  Steuern  in  Form  einer  Quote 
oder  eines  Procentsatzes  der  betreffenden  Geldwertheuheiten 
der  Steuerobjecte.  Die  Stenersnmme  bildet  sich  dann  Ton  Unten 
nach  Oben  zn  nnd  ergiebt  sich  erst  amSchlnss  der  Operation. 
Sie  wechselt  bei  gleichem  Steuersatz  nach  der  Zahl  n.  s.  w. 
der  Steuereinheiten.  In  der  Regel  hat  man  bei  den  Ertrag-,  Ein- 
kommen-, Vermögen-,  Erbschaftssteuern  diesen  Weg  eingeschlagen. 
Bei  den  Steuersätzen  der  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  liegt  im 
Grunde  dasselbe  Verfahren  vor. 

In  zwei  wesentlichen  Poncten  muss  man  bei  diesen  beiden 
sonst  so  Tcrschiedenen  Systemen  der  Bestenerong  allerdings  doch 
auf  gleiche  Weise  Seitens  der  Verwaltung  vorgehen.  Anch  bei 
der  Qnotitätsbesteuerung  muss  die  Stenersnmme^  die  man  erzielen 
will,  von  vorneherein  wenigstens  ungefähr  feststehen,  um  die 
Steuersätze  annähernd  richtig,  d.  h.  so  bestimmen  zu  können,  dass 
auf  die  Deckung  des  Bedarfs  gerechnet  werden  kann.  Und  bei 
der  Hepartitionsbesteuerung  sind  gewisse  Kormalsteuersätze  wenig- 

*)  S.  ror.  Note.  bes.  Hock  a.  i.  0.  Ober  die  ISeChode  bei  der  Grandst  in  Fcank- 
leich,  die  za  reparünnde  Snoime  Hür  dea  gvizea  Staat  festsusteUen. 


Digitized  by  Google 


BepartitioDs-  uDd  Quotitatssystem. 


597 


stens  als  provisorische  der  Veranlagung  und  Erhebung  zu  CTrnndc 
zn  legen,  dieselben  unterliegen  aber  dann  später  einer  Verminderung 
oder  Erhöhung,  Je  nachdem  das  Ergebnis«  die  feste  Steuersumme 
übersteigt  oder  nicht  erreicht.^)  Gerade  in  Betreff  der  endgiltigen 
Feststellung  der  Steuersätze  ergeben  sich  hier  indessen  sehen  einige 
Vortheile  des  Bepartitionssystems.  ' 

§.  544.  Bei  den  gewöhnlichen  directen  Stenern,  den  Ertrag , 
Einkommen-»  Vermögenstenem,  hängt  die  Wahl  zwischen  Repar- 
titions-  und  Qnotitätsbestenernng  noch  mit  anderen  Verhältnissen 
der  Steuerverwaltung  zusammen.  Die  Repartitionsbcsteuerung  lässt 
sich  hier  passend  einmal  mit  einer  gevt^issen,  öfters  erwünschten 
De  centralisation  der  Steu erverwaltung,  sodann  mit  einer 
Vertheilung  der  Steuerlast  durch  die  Steuerpflichtigen 
selbst  unter  sich  in  Verbindung  bringen. 

a)  Jene  Decentralisation  besteht  darin,  dass  man  die 
Selbstrerwaltangskörper  auch  fttr  die  directe  Staatsbe- 
stenamng  mit  in  Thätigkeit  setzt  Man  repartirt  die  ganze  Summe 
einer  Staatssteuer  zunächst  auf  die  Provinzen,  dann  die  Provincial- 
quote  auf  die  Kreise  und  kreisexemten  Gemeinden  (Städte),  die 
Kreisquote  auf  die  Gemeinden.  Die  weitere  Vertheilung  der  Pro- 
vincial-  und  Kreisquoten  auf  die  nächst  kleineren  Körper  kann 
gleich  durch  Gesetz  oder  durch  die  staatliche  Steuerverwaltnng  auf 
Grand  von  Katasteroperationen  n.s.w.  selbst  erfolgen,  aber  auch  nach 
gesetzliehen  Vorschriften  und  nnter  -Vorbehalt  etwaigen  Reenrses 
an  Staatsbehörden  oder  an  gewisse  Organe  des  höheren  Selbst- 
yerwaltungskörpers  durch  die  Verwaltung  der  letzteren.  Es  lässt  sich 
dabei  allenfalls  das  Princip  einer  Steuerhaftung  jedes  solchen 
Körpers  für  seine  Steuerquote  festsetzen  (§.  567).  Besonders  wird 
sich  hier  aber  die  übrigens  auch  bei  gewissen  directen  Quoti- 
tätssteuem  des  Staats  vielfach  empfehlenswerthe  und  übliche  — 
Erbebung  der  Staatssteuern  durch  die  Steuererhebungsorgane 
der  Oommnnalbesteuerang  (§.  568)  zweckmässig  anschliessen. 

Eine  solche  DecentraUsation  hat  den  grossen  Vortheil,  die 
Berücksichtigung  der  localen  Verhältnisse  zu  erleichtern,  ohne 
doch  den  Staat  in  seinem  Finanzinteresse  zn  gefährden.    Sie  ist 

*)  So  geflchieiht  es  nacli  dem  gen.  Gesetz  von  1873  regelmiadg  bei  der  preoss. 

Classensteuer.  Die  Bevölkerung,  d,  h.  die  Steuerpflichtigen  anter  1000  Thlr.  Ein- 
kommen, wird  nach  den  gesetzlichen  Stenersätzen  zur  Steuer  veranlagt.  Ergiebt  sich 
dabei,  wie  gegenwärtig  regelmässig,  em  Pius  der  Steuersumme  Uber  42  Miil.  M. 
hinaus,  so  enolgt  eine  entstehende  EnDftssSgnnx  der  SteneiBitse  pro  xata,  die  Zi  B. 
bei  den  letzten  Monatstenninai  gutgereohnet  wira. 
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anob  wohl  eine  richtige  Oonfleqiimiz  der  neueren  OrganlBation  der 

Selbstverwaltung  überhaupt.  Zur  richtigen  Vertheilung  der  Steuer- 
summen, z.  B.  für  die  Grundsteuer,  auf  die  Pro\4nzen,  Kreise  und 
Gemeinden  bedarf  es  freilich  umfassender  landesstatistischer  Auf- 
nahmen, Katasteroperationen  und  Veranlagungen  Seitens  des  Staats. 
Da  es  sich  dabei  aber  wesentlich  nur  darum  handelt,  einen  Ver- 
theilnngsschlflssel  diesen  ganzen  Qehietstheiien  gegenüber  za 
erlangen,  nicht  unmittelbar  den  Steoersatz  der  einzelnen  Steuer- 
Pflichtigen  zu  bestimmen,  so  schaden  die  ohnehin  nie  ganz  zn 
vermeidenden  kleinen  Fehler  bei  jenen  Aufnahmen  nicht  so  viel.^^) 
Man  kann  sich  daher  mit  einer  weniger  sorgfältigen,  mithin 
auch  weniger  zeitraubenden  und  kostspieligen  Operation 
begnügen.  So  gewinnt  man  den  weiteren,  sehr  wesentlichen  Vor- 
theil, diese  Operation  öfters  erneuern  oder  Einzelnes  revidiren 
zu  können,  un  die  Hauptvertheilnng  der  betreffenden  Steuer  in 
Ueberdnstimmang  mit  den  local  so  verschiedenen  Veränderangen 
der  Prodttctionsteehnik,  Ertrags-  und  Einkommenhohe  n.  s.  w. 
zn  erhalten. 

b)  Die  letzte  Vertheilnng  der  Stenersnmme  auf  die 

einzelnen  Steueipl  1  ic htigen  durch  diese  selbst  oder 
wenigstens  unter  deren  unmittelbarer  Mitwirkung  mittelst  ent- 
sprechend gebildeter  Steuerveraulagungs-Comniissioncn  führt  dann 
erst  zur  Feststellung  des  Steuersatzes  für  jedes  Steuersubject  oder 
Steuerobject.  Dabei  ergiebt  sich  öfters  die  Möglichkeit,  die  indi- 
viduellen Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  angemessen  mit  zu 
berfloksichtigen,  was  bei  Fersonalsteuem,  wie  den  Emkommen- 
und  Vermögensteuem  in  hohem  Maasse  erwflnscht  und  selbst  bei 
Ertragsstenem,  wie  namentlich  der  Grund-  und  ^fewerbesteuer, 
mitunter  das  einzige  Mittel  ist,  um  gewisse  denselben  anhaftende 
Mängel  zu  mildern  und  dadurch  diese  ganze  Steuergattung  steuer- 
technisch minder  unvollkommen  zu  machen:  allerdings  die  Ver- 
bindung eines  Subjectstenermoments  mit  der  Objectbesteuerung, 
z.  B.  bei  der  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  der  einzelnen 
Grundsteuersubjecte,  aber  eme  wohl  zu  rechtfertigende  MassregeL 


**)  Es  ist  denelbe  Gedanke,  der  den  grossen  Chnrndsteneikatasteiopentioneii« 

speciell  der  doch,  mdor  cnisonschen,  als  wirklich  genauen  prenssischen ,  zu  Grande 
liegt.  Man  sollte  nur  nicht,  {gerade  in  Frankreich,  nach  dem  doch  nur  im  Ganzen 
und  Grossen  oinigeiniaäseu  brauchbaren  Kataster  die  Grundsteuer  auf  die  einzelnen 
Liegenschaften  yeitheilen,  sondern,  nach  den  richtigen  YorscUlgea  70n  L.  Stein 
TL  A.,  diese  letzte  Yertheilung  auch  in  gewisser  Abweichung  Tom  Eataster  durch 
Gemeindecominissionen,  d.  h.  nach  dem  unter  h  empfohlenen  System  Tomehmen.  §.  564  it 
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Mitunter  lässt  sich  hier  auch  bei  gewissen  Steuern  eine  Gesammt- 
steuerschuldigkeit  eines  Kreises  von  Berufsgeuossen 
bilden,  die  dann  nach  gewissen  gesetzlichen  Vorschriften  von  einem 
Anssehnss  der  Betheiligten  anf  die  Einzelnen  vertheilt  wird:  ein 
besonders  zweckmüssiges  Mittel,  um  den  Stenersatz  des  Einzelnen 
seiner  jeweiligen  wirkliehen  wirthsohaftlicben  Leistungsfähigkeit 
nach  möglichst  richtig  festzustellen  (preussische  Gewerbesteuer, 
„Steuergesellschaften"  ^^). 

§.  545.  Der  Vorzug  des  Repartitionssystems  vor  der  Quoti- 
tätsbesteuerung  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgebenden  bereits  zur 
Genüge.  £r  tritt  auch  noch  ans  folgenden  •  weiteren  Erwä- 
gungen hervor. 

a)  Das  Bepartitionssystem  entspricht  Ton  vorneherein  mehr 
dem  Wesen  des  (öffentlichen,  besonders  des  Staatshanshalts:  der 
Bedarf  ttberhanpt,  bei  Finanzwirthschaften  mit  hedentenderem 

Privaterwerb  und  Gebührenwesen  auch  gerade  der  gesammte  Steuer- 
bedarf ist  schwankend.  Nach  diesem  Wechsel  des  Bedarfs  muss 
sich  nothvvendig  die  Ertragssumme  auch  der  einzelnen  Steuern  mit 
richten  und  demgemäss  hat  der  Steuer fuss  zu  wechseln.  Das 
wird  bei  den  Qaotitätssteuem  leicht  vergessen,  durch  das  Repar- 
titionssystem  immer  in  Erinnerang  erhalten:  ein  nicht  unwichtiger 
finanzpolitischer  Gewinn. 

b)  Die  FlnanzTcrwaltang  kann  mit  Becht  feste  Stenersnmmen 
der  einzelnen  Stenern  verlangen,  nm  die  möglichst  gesicherte  Ord- 
nung in  der  Finanzwirthschaft  zu  erhalten.  Das  Bepartitionssystem 
bietet  dafür  die  beste  Garantie.  Anderseits  verlangt  das  Interesse 
einer  wirksamen,  namentlich  parlamentarischen  Finanzcontrole  eben- 
falls feste,  nicht  ins  Beliebige  durch  den  Druck  der  Steuerschraube 
und  durch  die  wirtbsehaftliche  Entwicklung  des  Landes,  die  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  höher  anwachsende  Steuersummen.  Da- 
bei wird  die  Begiemng  Idcht  gegen  das  wahre  politisehe  und 
finanzielle  Interesse  zu  unabhängig  und  droht  die  Srttfung  der 
Ausgaben,  namentlich  neuer  und  vermehrter,  fmr  welche  die 
Deckungsmittel  nun  schon  im  Zuwachs  der  bestehenden  Steuern 
vorhanden  sind,  an  Ernst  und  Gründlichkeit  zu  verlieren.  Die 
„Contingentirung"  namentlich  gewisser  Einkommen-,  Vermögcn- 
und  Ertragsteuern,  dieselbe  oder  eine  ähnliche  Einrichtung  bei  den 
Verbranch-  und  Verkehrsteuern,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  bei  dem 


^)  S.  d.  praofls.  Oes.  Uber  Geirerbesteaer  v.  80.  ICai  1820  n.  19.  Juli  1601. 
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auf  Grund  bestimmter  fester  Steuersätze  wachsenden  Ertrag  im 
Falle  der  Ueberschreitung  einer  gewissen  Summe  entweder^  eine 
neue  gesetzliche  Kegelung  der  Steuersätze  oder  eine  im  Voraus 
bestimmte  Beduction  derselben  oder  eine  angemessene  Ermässigung 
gewisser  directer  Steuern  erfolgen  muss  — ,  eine  solche  Einrich- 
tang  ist  daher  dem  Wesen  des  constitationeU-monarcbigchen  Staats 
ganz  angemessen  and  finanzpolitisch  gewiss  empfehlenswertih.^') 
c)  Das  Repartitionssystem  ruft  in  viel  höherem ,  aber  ganz 
berechtigtem  Maasse  das  Interesse  der  Steuerpflichtigen  selbst  an 
einer  richtigen,  gleichmässigen  Vertheilung  der  Steuerlast  wach 
und  bietet  auch  dadurch  wieder  eine  Garantie  mehr  für  die  richtige 
Feststellung  der  Steuersätze.  Denn  da  es  sich  hier  um  Vertheilung 
einer  festen  Steuersunmie  auf  gesetzlich  bestimmte  Steuersubjecte 
bez.  Objeete  handelt ,  so  bat  jeder  einzelne  Steuerpflichtige  ein 
direetes  Interesse  fOr  sich  selbst  daran ,  dass  alle  Stenersnb-  nnd 
objeete  vollständig  und  richtig  ennittelt  und  nut  den  ricbtigen 
Sätzen  getroffen  werden.  Jede  Auslassung,  jede  zu  niedrige  Be- 
legung eines  Einzelnen  flihrt  nothwendig  zu  einer  höheren  Belastung 
der  üebrigen.  Eine  gegenseitige  Controle,  eine  Hilt'sleistung  der 
Steuerpflichtigen  bei  der  Steuerumleguug  u,  s.  w.  wird  so  für  Jeden 
räthlich,  wie  sich  namentlich  bei  der  Kepartition  von  Gesammt- 
steuerschiildigkeiten  kleiner  Kreise,  der  Gemeinden,  der  berufs- 
genössischen  Stenergesellschaiten  zeigt  Bei  der  QuotitiUsbesteue- 
rnng  bat  der  Einzebie  an  der  ricbtigen  Bestenerang  des  Anderen 
gar  kein  unmittelbares  Interesse.  Man  k((nnte  vielleicht  hie  nnd 
da  sittliche  Bedenken  gegen  diese  Folgen  der  Repartitionsbesteue- 
rung  hegen,  weil  Missgunst,  Neid,  Concurrenz,  Bosheit  u.  s.  w. 
hier  leicht  eine  Kelle  spielen.  Aber  gegentlber  einer  öffentlich- 
rechtlichen und  sittlichen  Pflicht,  wie  der  Steuerpflicht,  deren  ge- 
ordnete Erftlllung  Seitens  aller  Glieder  der  Staatsgemeinschaft  die 
Voraussetzung  des  Gedeihens  der  letzteren  ist,  kann  die  gegen- 
seitige Wachsamkeit  darttber,  dass  JLedermann  dieser  Pflicht  ricbtig 
nachkomme,  doch  an  sich  nur  als  durchaus  berechtigt  bezeichnet 
werden.*«) 

§.  546.  —  2)  Feststellung  der  Steuersätze  bei  den 
Verkehr-  und  Verbrauchsteuern. 

^  8.  Note  7  Uber  die  neuesten  deutschen  n.  preuss.  Eiuriclitungeu.    Bei  der 
Einkommenst.  in  Prcussen  erscheint  das  Verlangen  narli  einer  Contingentirung  ron 
diesem  Staudpancte  aas  gerechtfertigt.    Pr&ctisch  wichtiger  wäre  freilich  die  Coutiu- 
gentiiimg  der  TerbranchBteaererträge  auch  in  Dentsoliland. 
, »)  S.  Hock's  UiOiea  in  Note  7^ 
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Bei  diesen  Steuern,  von  welchen  die  letzteren  ja  auch  die 
vorzugsweise  indirect  erhobenen  sind,  hat  man  es  unmittel- 
bar nur  mit  QuotitUtssteuern  zu  thun.  Darin  liegt  verglichen 
mit  den  erwähnten  anderen  Steuern  wieder  ein  Mangel  dieser 
beiden  Stenergattungen.  Einer  ^Gontingentirung'^  der  Steuererträge, 
80  dass  bei  höherem  Ertrage  Ermässigangen  der  Steuersätee  dieser 
oder  anderer  Stenern  y  bei  geringerem  Ertrage  entsprechende  Er- 
höhungen dieser  Sätze  eintreten  müssen,  steht  aber  an  sich  nichts 
im  Wege.  Ja ,  dieselbe  hat  ihre-  VortheilC;  ebenso  wie  bei  den 
directen  Steuern. 

Der  Gesetzgeber  muss  hier  die  Steuersätze  nun  für  jedes  Ob- 
ject,  bez.  jede  Steuereinheit  selbst  nach  seinem  Ermessen  festsetzen, 
rationeller  Weise  in  Gemässheit  der  Grundsätze,  weiche  für  die 
Einrichtung  der  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  massgebend  sein 
sollen  (§.  471,  526  £)  nnd  mit  steter  Rücksicht  anf  die  Gestal- 
tnng  des  ganzen  Steuersystems.  Denn  yon  diesem,  besonders  von 
den  Arten  der  Ertrag-,  Einkommen-  und  Vermdgenstenem,  von  der 
Höhe  der  StenerfHsse  derselben  n.  s.  w.  hängt  es  mit  ab,  ob  und 
welche  und  wie  hohe  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  zulässig  sind. 
Da  man  hier  bei  ganz  neuen  Steuern  und  bei  Reformen  in  den 
alten,  namentlich  bei  Veränderungen  der  Steuersätze  mit  vielen 
unbekannten  oder  unsicheren  Factoren  rechnet,  in  Bezug  auf  den 
schliessiichen  Ertrag  der  Steuern  so  wie  auf  ihre  Einwirkung  auf 
die  steuerpflichtigen  Subjecte  und  Objecte,  so  werden  öfters  Tarif- 
.e](perimente  und  Provisorien  in  den  Tarifen  empfehlenswerth 
sein,  um  nach  dem  Erfolge  auch  in  ktlrzeren  Perioden  Aende- 
rangen  vorzunehmen  (§.  319). 

Die  weiteren  Fragen  der  Steuerverwaltungstechnik  beziehen 
sich  auf  die  Steuertarife  und  auf  die  Feststellung  der 
{Steuersätze  als  Werth-  oder  als  specifische  Sätze. 

a)  Förmliche  Tarife  oder  amtliche  Verzeichnisse  der  Steuer-' 
einholten  und  Steuersätze  immer  je  ftlr  eine  Reihe  einzelner  Steuer- 
objecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattnng  gehören,  sind 
bei  den  Yerbraucbsteuem,  namentlich  bei  den  Zöllen,  mitunter 
auch  bei  den  inneren  Aecisen,  dann  bei  den  Verkehrsteuern 
in  Stempelform  (S terapeltarife)  und  in  Form  von  Register- 
und Eintragungs abgaben  u.  dgl.  meistens  wegen  der  Zahl 
und  Verschiedenheit  der  Steuereinheiten  und  Steuersätze  zu  bilden. 


*«)  S.  bes.  Hock,  öC  Abg.,  &  131  ff. 
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Je  complicirter  namentlich  die  Bezollung  ist,  je  mehr  Stufen- 
züUe  für  verschiedene  Sorten  und  Qualitäten  einer  Waare  ein- 
gerichtet werden,  eine  desto  schwierigere,  aber  auch  nicht  an- 
wichtige Sache  ist  alsdann  schon  die  formelle  Anordnung  des 
Tarifs  fttr  den  practischen  Gebranch.  Grosse  „amtliche  Waaren- 
verzeichnisse''  mttssen  dann  hinzu  kommeni  nm  die  riebtige 
Rabricirung  jeder  Waare  unter  die  gesetzliche  Tarifpositicm  und 
den  betreffenden  Tarifsatz  sicher  zu  stellen.  Leichte  und  bequeme 
Uebersicht  bleibt  immer  für  das  Publicum  und  für  die  Steuer- 
verwaltung ein  wichtiges  Desiderat  in  Betreff  des  Tarifs.  Aber 
complicirte  Zolltarife  mit  zahlreichen  Schutzzöllen  und  Stempel- 
uud  ähnliche  Tarife  bieten  hier  viele  Schwierigkeiten. 

Man  unterscheidet  bei  diesen  Tarifen  den  alphabetischen 
und  den  systematischen.  Jener  empfiehlt  sich  wohl  namratlieh 
bei  einer  kleineren  Zahl  nicht  allzu  zahbeich  abgestufter  Tarif- 
sätze, so  bei  einem  reinen  Finanzzollsystem.  Der  systematische 
eignet  sich  mehr  Itir  ein  verwickelteres  Zoll-  und  Stempelsystem, 
z.  B.  bei  zahlreichen,  vielfach  abgestuften  Schutzzöllen,  bei  feinerer 
Unterscheidung  der  Rechtsgeschäfte,  welche  verkehrsteaerpflichtig 
sind,  bei  mannigfaltigen  Stempeln  (§.  324). 

§.  547.  —  b)  Werth-  und  specifische  Steuersätze.^^) 
Der  streng  rationelle  Steuersatz  fttr  Waaren,  welche  in  der 
Form  von  Zöllen  oder  inneren  Steuern  einer  Verbrauchsbesteuerung 
unterliegen,  ist  der  WerthsteuersatSi  also  beim  Zoll  der  Werth - 
zoll;  eme  Quote  (Procentsatz)  Ton  dem  uach  gesetzlicher  Vor- 
schrift ermittelten  Werth.  Der  Werthsteuersatz  allein  entspricht 
bei  den  Finanzzüllcu  und  den  inneren  Verbrauchsteuern 
dem  Princip  der  Gleic h  m  äs  sigkeit  und  bei  Schutzzöllen 
dem  Zweck,  welchen  man  bei  diesen  in  wirthschaftspolitischer 
Hinsicht  verfolgt.  Aber  die  practischen  Schwierigkeiten  einer 
-sicheren  Durchführung  dieser  Werthbesteuemng  smd  in  der  Regel 
sehr  gross,  so  dass  man  meistens  besser  daran  thnt,  öfters  ge- 
nmhigt  ist,  sich  mit  sogen,  specif Ischen  Steuer-  und  Zollsätzen 
zu  begnügen. 

a)  So  namentlich  bei  den  inneren  Verbrauchsteuern,  wo  sich 
nur  ganz  ausnahmsweise  bei  Steaerformen  im  Anschluss  an  die 

^)  Der  heutige  devtscbe  Zolltarif  vom  15.  Juli  1S79  ist  als  aiphabet.  Tarif  kaum 

mehr  zweckmässig.  Ucbcr  die  ungeheuerliche  Kubrik  Nr.  25  „Material-  u.  Specerei-, 
auch  Conditorwaarea  oad  aadeie  Cousomtibilieii  (sie!)"  aithedlt  Hock  S.  138  behr 
richtig. 

»)  8.  Hock,  0£  Ahg^  S.  194  £ 
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private  Production  eine  Werthbesteuerung  möglich  erwiesen  hat 
(französische  Weinbesteuerang,  sogen.  DetailgebUhr,  wieder  auf- 
gegebene Werthstufen  bei  der  Tabakfabrikatbesteuerung  in  Nord- 
amerika und  Bussland).  Die  Ermittlung  der  richtigen  Werthe,  die 
SicheniDg  vor  Hintergebmigeii  ist  zu  schwierig^  die  Controle  zu 
lästig  ftlr  alle  Betbeiligten.  Bei  Thoraocisen  u.  dgl.  mit  Wertb- 
steaersätzen  wflrden  die  Sehwierlgkeiteiiy  Unsicherlieiten  und  Ver- 
kehrsbelästigungen nach  der  Natur  der  meisten  hier  besteuerten 
Artikel  noch  grösser  sein  als  bei  den  Zöllen.  Nur  die  Mono- 
polisirnng  gestattet  bei  der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  die 
rationellere  Werthbesteuenmg,  wie  schon  trüber  mehrfach  bervor- 
Kübeben  war. 

ft)  Bei  den  Zöllen  ist  in  grosserem  Um£uig  von  dem  Wertb- 
zoll  Gebranch  gemaebt  worden,  namentiicb  bei  ScbntzzöUen  (Nord- 
amerika).   Aber  aneb  bier  ergeben  sieb  doob  bei  den  meisten 

Artikeln  tiberwiegende  Bedenken  und  in  manchen  Ländern  gestatten 
die  Verkehrsverhältnisse  den  Werthzoll  vollends  nicht  wohl.  Man 
muss  gewöhnlich  die  eigenen  Angaben  des  Steuerpflichtigen  mit 
gevnssen  Cautelen  gegen  zu  niedrige  Bewertbang  zu  Grande  legen. 
Das  Intmsse  des  Pflichtigen  ruft  bier  grosse  Versuchangen  wacb. 
Die  amtlidien  Beglaabigangen  des  Werths  dnrcb  Atteste  der 
HdmatbsbebOrden  des  Prodaetionsorts,  die  consolariseben  Certificate 
scbaflfen  grosse  Belästigungen  und  doch  keine  ausreichende  Sicher- 
heit für  richtige  Werthangaben.  Die  Zollbeamten  bedürfen  einer 
grossen  Waaren-  und  Marktkenntniss ,  um  nicht  getäuscht  zu 
werden.  Eine  Gleicbmässigkeit  der  Bezollung  in  verschiedenen 
Zollämtern  ist  schwer  za  yerbflrgen.  Bestecbongen  des  ZoUper- 
Bonals  droben  leicbt.  Eidesstattliebe  Versiebernngen  der  Stener- 
pflichtigen  sind  vollends  in  diesen  Dingen  sebr  misslieb.  Be- 
treffende Vorschriften  fahren  leiebt  zam  förmlichen  Ueberwaebem 
falscher  Eide.  Auch  die  ehrlichen  Geschäftsleute  unterliegen 
grossen  Nachtheilen  bei  der  Unsicherheit  der  Bewerthung,  den 
Scbwankangen  der  Preise,  bei  dem  etwaigen  Vorkaufsrecht  der 
Beamten  in  Bezug  auf  die  vermeintlich  zu  niedrig  taxirten  Waaren. 
Je  mebr  sieb  der  Verkehr  deeentralistisob  aof  eine  grosse  Reihe 
von  ZoU&mtem  zersplittert,  (Deatsehknd  im  Vergleich  mit  England^ 
Frankreich),  desto  misslicher  nnd  desto  nngleiobmässiger  wird  die 
Werthbezollung.  Kommt  ein  unzuverlässiges  Beamtenpersonal,  eine 
ohnehin  laxe  geschäftliche  Moral  in  den  Geschäftskreisen  hinza,  so 
drohen  die  schlimmsten  Uebelstände  einzureissen. 
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Man  mngg  deshalb  nothgedrnngen  in  der  Regel  die 

inneren  Verbrauchsteuersätze  und  die  Zollsätze  als  sogen,  specifi- 
sche  feststellen,  d.  h.  nach  gewissen  Einheiten  des  Maass-  und 
Gewichtssystems,  nach  dem  Volumen,  dem  Flächenmaass,  vor  Allem 
nach  dem  Gewicht,  als  GewiehtzöUe  u.  s.  w.,  ungefähr  so 
hoch  als  der  richtige  Werthzoll  sein  würde.  Leichtere  und  sichere 
Anwendung  dieser  Zölle  itir  den  Verkehr  and  Seitens  der  Beamten 
ist  hierbei  der  stenertechniseh  bedentangSTolle  Gewinn.  Die  grosse 
neue  Sehwierigkeit  liegt  hier  nnr  in  der  Bertteksichtigang  der 
Sorten  nnd  Qnalitftten  jedes  Artikels.  Eine  Abstnfong  der 
Sätze  danach  ist  principiell  wieder  geboten,  practisch  in  der  Regel 
aber  bei  eigentlichen  Finanzzöllen  und  inneren  Verbrauchsteuern 
höchstens  iu  einzelnen  Fällen  und  in  geringem  Maasse  (Zucker), 
meistens  gar  nicht  möglich.  Denn  die  Merkmale  der  Unterschei- 
dung sind  nicht  einfach,  die  Beamten  znr  Anlegung  der  Qualitäts- 
sätze nicht  sachkundig  genug,  Betrügereien  drohen  wieder  zu  leicht^ 
Überhaupt  stellen  sieh  yiele  ähnliche  Schwierigkeiten  wie  bei  der 
Werthbesteuerung  ein.  Etwas  besser  kann  man  bei  den  Schutz- 
zöllen auf  Fabrikate  und  Halbfabrikate  eine  rationelle  Abstufung 
der  specifischen  Zölle  vornehmen,  weil  sich  sicherere  Unterschei- 
dungsmerkmale der  Qualitäten  u.  s.  w.  angeben  und  in  der  Praxis 
leichter  veri'olgen  lassen.  Aber  auch  hier  muss  man  sich  mit  einem 
gewissen  Maasse  der  Abstufung  begnügen  und  selbst  dabei  kommen 
wieder  manche  Schwierigkeiten  und  Uebelstände  zum  Vorschein. 
Namentlich  wird  die  ganz  gleichmässige  Behandlung  der  Waaren 
an  Ycrschiedenen  Aemtem  nicht  so  leicht  sicher  gestellt  werden 
können  oder  man  muss  in  verkehrstOrender  Weise  die  Verzollung 
nur  in  gewissen  Aemtem  mit  einem  specifisch  ausgebildeten  und 
■  geübten  Personal  zulassen. 

§.  548.  —  c)  Von  weiteren  Schwierigkeiten  und  Mängeln 
bei  der  Besteuerung  nach  specifischen  Steuersätzen  sind  noch 
folgende  beiden  hervorzuheben  (vgl.  §.  514,  516): 

a)  Bei  ein  und  derselben  Waare  im  Zustand  des  Rohstoffs, 
des  Halb-  und  des  Ganzfabrikats  (Tabak,  Zucker,  —  indu- 
strielle, beschutzzoUte  Producte)  ergeben  sich  wieder  Schwierig- 
keiten,  die  betreffenden  specifischen  Steuer-  und  Zollsätze 
und  die  etwaigen  Rückvergütungen  bezahlter  Abgaben  für  ins 

")  Das  vnide  gleich  bei  den  netten  erhOheten  a.  genauer  abgestuften  Zolkitsen 
auf  Banmwoll-  u.  Leineagain  im  deotsdien  Zolltarif  >.  1879,  Ges.  r.  15.  JoU  1879 
.   ^.  3,  rorgesehen. 
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Ausland  ausgeführte  Erzeugnisse,  in  richtiges  Verhältniss 
zu  einander  zu  bringen.  Schon  weil  man  sich  dabei  an  technisch- 
ökonomische  Durchschnitts  Verhältnisse  halten  moss,  kann  mau 
keine  genaue  Richtigkeit  der  Sätze  erzielen.  Daraus  entstehen 
aber  naehtheilige  Folgen  fttr  die  Finanzen  und  fttr  die  betheiligten 
Prodnctionszweige.  Die  Einfuhr  einer  Waare  (Zneker)  wird  z.  B.  in 
derjenigen  YerarbeitangSBtnfe  begttnstigt,  wo  sie  den  geringsten 
Zollsatz  zahlt:  alles  Consciiucuzeu  des  ganzen  Systems  der  Ver- 
brauchsteuern, der  Besteuerung  beim  Producenten  und  im  Transport 
(Grenzpassage),  der  speci fischen  Zoll-  und  Steuersätze.  Man 
kann  hier  nach  den  Fortschritten  der  Technik  und  nach  den  ge- 
machten Erfahrungen  wohl  allmählich  Manches  verbessern.  Das 
Einzelne  wird  sich  ganz  nach  den  Productions-  and  Absatzverhält- 
nissen  jedes  einzehien  Artikels  riehten.  Aber  die  meisten  der  an- 
gedeuteten Mängel  mitehten  deh  besten  Falls  nur  etwas  vermindern, 
nicht  beseitigen  lassen. 

ß)  Ganz  besondere  Schwierigkeiten  macht  endlich  noch  eine 
richtige  Feststellung  der  Steuersätze  bei  solchen  inneren 
Verbrauchsteuern,  welche,  statt  nach  dem  fertigen  Fabrikat,  nach 
dem  Bohstoff  oder  nach  Betrieb syerhältnissen  der  Production 
bemessen  werden :  Stenerformen,  welche  namentlich  bei  einigen  der 
wichtigsten  dieser  Steuern,  auf  Bier,  Spiritus  und  Branntwein, 
Zneker,  Tabak  vielfach  üblich  sind  und  nicht  selten  gewisse  steuer- 
technische und  productionstechnische  Vorzüge  bieten.  Die  ver- 
schiedenen Qualitäten  des  Rohstoffs,  nach  Ort  und  Zeit,  die  ungleiche 
betriebstechnische  Entwicklung  der  einzelnen  Unternehmungen  und 
manches  Andre  bewirken,  dass  der  nemliche  Steuersatz  des  Roh- 
stoffs u.  s.  w.  das  fertige  Product  bei  den  verschiedenen  Fabri- 
kanten ganz  verschieden  trifft  und  überhaupt  nach  den  technischen 
Fortschritten  in  der  Gewinnung  der  geeignetsten  Rohstoffe  und  in 
der  Fabrikation  niemals  ein  ganz  feststehendes,  z,  B.  das  vom 
Gesetzgeber  in  Aussicht  genommene  Verhältniss  zu  demjenigen 
Steuersatz  hat,  mit  dem  man  eigentlich  das  Fabrikat  zu  treffen 
beabsichtigt.  Nicht  einmal  die  Besteuerung  des  Rohstoffs  nach 
einem  Qualitätssteuerfuss  (Tabak  1  Zuckerhaltigkeit  der  Bttben) 
pflegt  wegen  der  oben  angedeuteten  Schwierigkeiten  statt  zu  fin- 
den. Als  Ziel  muBS  daher  bei  diesen  Steuern  die  Fabrik atstener 
hingestellt  werden,  womöglich,  wenn  nicht  in  Verbindung  mit  einer, 
besonders  schwierigen  Werthbesteuerung,  so  doch  mit  einem  Qua- 
litätssteuertuss,  nameutlich  für  Zucker,  Tabakfabrikate. 
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3.  Abschnitt 

Die  Angaben  der  Steuenrerwaltaiii^. 

n.    Die  Aniffllmuig  der  Bettenemnir. 

A.  Die  Ermittlung  der  Thatsaclien  zur  Foststellung  uud 
Bemesaung  der  Steuerschuldigkeiteu. 

§.  549.  Einleitung.   Die  weitem  Anfgabm  der  Stenerver- 

waltnng  (§.  539)  sind  nun  allesammt  dazu  bestimmt,  die  Besteoernng 
auf  Grund  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Steuersubjecte, 
die  Steuerobjecte  und  die  Steuersätze  zur  richtigen  Durchführung 
zu  bringen  und  dafür  die  erforderlichen  Bürgschaften  zu  schaffen. 
Das  zweckmässige  Vorgehen  zur  Erreichung  dieses  Ziels  richtet 
sich  nnd  speeialisirt  sich  demgemäss  eventneU  einmal  wieder  nach 
dem  Wesen  der  grossen  Stenergattnngen  nnd  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  sodann  nach  der  directen  nnd  indirecten 
Bestenemngsform.  Hier  in  der  allgemeinen  Steaerlehre  gilt  es^ 
möglichst  das  den  Stenergattnngen  nnd  den  beiden  letztgenannten 
Besteuerungsformen  Eigenthümliche  und  das  allen  Steuern  im 
Wesentlichen  Gemeinsame  in  den  betreffenden  Einrichtungen 
hervorzuheben,  sich  aber  auch  auf  dessen  Erörterung  zu  beschränken. 
Die  specifisch  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Steuern 
sind  in  der  speciellen  Stenerlehre  zu  behandeln. 

Die  erste  Aufgabe,  die  Ermittlung  der  Thatsaehen 
zur  Feststellung  nnd  Bemessung  der  S.teuersohuldig- 
keiten  gliedert  sieh  nothwendig  wieder  in  eine  dreifache  in 
Bezug  auf  die  Steuersubjecte,  die  Steuerobjecte  und  die  Steuersätze. 
Gerade  dabei  sind  die  directe  und  iudirecte  Besteuerung  be- 
sonders zu  unterscheiden,  aber  auch  hier  nicht  so,  dass  die  indi- 
recte  völlig  mit  der  Verbrauchs-  (und  allenfalls  derVerkehrs-jbesteue- 
rung  confundirt  und  ihr  die  sämmtlichen  übrigen  Stenern  als  directe 
Besteuerung  g^nllber  gestellt  werden.  Vielmehr  ist  aus  der  Ver- 
brauohsbesteueruhg  eine  Hauptkategorie,  diejenige,  wo  dieselbe 
sieh  unmittelbar  an  die  inländische  Production  und 
deren  einzelne  Unternehmungen  anschliesst,  auszusehdden 
und  mit  der  gewöhnlich  so  genannten  directen,  namentlich  mit  der 
Ertragsbesteuerung,  mit  welcher  diese  Kategorie  der  Verbrauchs- 
besteuerung manche  Aehnlichkcit  hat,  zusammen  zu  stellen.  Auch 
die  Steuerform  des  Monopols  steht  vielfach  anders  als  die  sonstige 
Yerbrauchsbesteuerung,  nemlich  die  Grenzzölle  und  die  Thoraccisen, 
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da.  Wo  z.  B.  beim  TabakmoDopol  wie  üblich  der  Tabakbau  Pri- 
vaten überlassen  ist,  da  ergeben  sich  für  die  Verwaltung  diesen 
Tabakproducenten  gegenüber  wieder  in  einigen  wesentlichen  Punc- 
ten,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ermittlnng  der  Stenersnbjecte, 
ähnliche  Aufgaben  wie  bei  den  firtragstenern.  Dagegen  haben 
die  GrenszOUe,  die  stildtischen  Thoraeoisen  nnd  die  meisten  Ver- 
kehrotenern,  aneh  die  Stenern  anf  Spiel-  nnd  Conjunetnrengewinne 
nnd  anf  Erbschalten,  das  Gemeinsame,  dass  hier  mehr  oder  weniger 
zufällige  und  wechselnde,  daher  nicht  im  Voraus  allge- 
mein zu  ermittelnde  Thatsachen  in  Bezug  auf  nicht  im  Voraus 
zu  bestimmende  wechselnde  Personen  und  namentlich  auf  Hand- 
lungen von  solchen  eine  Steuerpflichtigkeit  bedingen.  £s  ergiebt 
sich  daraus,  dass  die  Methoden  zur  Ermittlung  der  Thatsachen 
behufs  Feststellung  der  Stenerschuldigkeiteui  —  wie  auch  zum  Theil 
die  Einrichtungen  ftlr  die  Erhebung  der  Steuern,  für  die  Gontrolen 
und  Strafen  —  bei  diesen  Stenern  mehrfach  andere  als  bei  den 
Übrigen  Steuern  sein  müssen. 

Geeignete  zusammenfassende  technische  Namen  für  die  nach 
dem  angegebenen  Moment  sich  unterscheidenden  Steuern  fehlen. 
Weder  der  Name  „directe"  und  „indirecte"  Steuern,  in  der 
vulgären,  und  in  der  wissenschaftlichen  Bedeutung  (§.  338,  388), 
noch  die  Bezeichnung  ,,Steuem  auf  den  Besitz^^  nnd  „Steuern 
auf  Handlungen''  giebt  den  fraglichen  Gegensatz  richtig  und 
unzweideutig  wieder.  Im  Folgenden  werden  die  freilich  etwas 
schwerfälligen  Ausdrücke:  „Steuern  auf  den  berufsmässigen 
Erwerb  und  auf  den  Besitz"  und  „Steuern  auf  einzelne 
wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen*'  nach  der  Regel, 
eine  technische  Bezeichnung  nach  einem  Hauptmoment  zu  wählen, 
angewandt,  ohne  dass  damit  der  Wahl  besserer  Ausdrucke  prt^u- 
dicirt  werden  soU.^) 

L  —  §.  550.  Die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  bei  den  Steuern 
auf  den  berufsmässigen  Erwerb  und  auf  den  Besitz. 

A.  Feststellung  der  Steuersubjecte. 

Hier  stehen  zwei  Methoden,  die  amtliche  Nachforschung 
nach  den  Steuersubjecten  der  einzelnen  Steuern  und  die  Ver- 

' ;  S.  oben  S.  268  Note  8,  bes.  über  J.  G.  Hoffuiann's  Definition  der  „directen" 
und  „indirecten"  Steuern  als  Steuern  auf  den  Besitz  und  auf  Handlungen. 
Gerade  für  die  Hauptkategorie  der  inneren  Yerbraachssteuern ,  welche  sich  an  einen 
Piodsotionsbetrieb  annohlwaien,  passt  dkae  UnfoMlifiidQng  naoli  dem  im  Text  Cte- 
saigton  nicht 
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pflichtung  dieser  Stenersnbjeete  selbst  zur  Anmeldung 

behufs  Veranhigimg  für  die  Steuer,  zur  Verfügung.  Beide  werden 
regelmässig  passend  neben  einander  angewandt.  Die  erste  lianu 
aber  bei  einigen  Steuern,  den  Personalsteuern,  auch  allein  be- 
natzt werdeUi  namentlich  wenn  ein  Melde w es en  für  die  Zwecke 
der  inneren  Verwaltnng  schon  besteht,  dessen  Ergebnisse  hinlänglich 
zaverlllSBig  erscheinen, anch  wohli  wo  durch  häufigere  Volks- 
zählungen in  kttrzeren  Perioden  eine  genitgende  Feststellung 
des  Personalbestands  der  Bevdlkemng  erfolgt.  Wo  eme  Anmelde- 
pflicht in  Steuersaehen  Torgeschrieben  ist,  muss  natürlich  znr  Con- 
trole  stets  eine  amtliche  Nachforschung  nebenher  gehen  oder  folgen. 

Zu  unterscheiden  sind  hier  wieder  die  Personal-  und  ge- 
wisse „Obje  et  ^'steuern. 

1)  Für  Personalsteuern  wie  die  allgemeinen  Einkommen- 
(einschliesslich  der  Ciassen-),  Vermögeusteuem  muss  man  nach 
diesen  Methoden  vor  jeder  Thätigkeit  in  Bezug  auf  die  Ermittlung 
der  Steuere bjecte,  die  Materialien  sammehii  um  allgemeine 
Steuerlisten  oder  Steuerrollen,  d.  h.  namensweise  amtliche 
Verzeichnisse  aller  Steuersnbjecte  herzustellen.^)  Ausdrttcklich  mit 
für  diesen  Zweck  kann  der  polizeiliche  Melde  zwang  bestehen, 
für  alle  Ab-  und  Zugänge  von  Individuen  in  der  Ortsbevölkerung. 
Da  sich  aber  hier  wie  auch  bei  dem  für  sonstige  Verwaltungs- 
zwecke bestehenden  Meldezwang,  gerade  um  sich  der  Steuer  zu 
entziehen  und  aus  mancherlei  anderen  Grttnden,  viele  Personen 
nicht  an-  und  abmelden  werden ,  so  mttssen  die  Lä(^en  und  Irr- 
thttmer  (bei  unterlassenen  Abmeldungen)  durch  amtliche  Oontrole 
ergänzt  und  Strafen  fttr  unterbliebene  An-  und  Abmeldung  an- 
gedroht werden.  Bei  voller  Freizügigkeit,  Wegfall  des  Passzwangs, 
bei  heutigen  Coiumunicatiousmitteln  ergeben  sich  hier  aber  sehr 
viele  Schwierigkeiten  i'ür  die  Verwaltung  in  BetrefV  der  Richtig- 
stellung der  leisten,  auch  nicht  anbedeutende  Kosten  und  für  das 
Pnblicum  manche  wirkliche  oder  nach  den  Ansichten  der  Lente 
einmal  unangenehme  Belästigungen.^)  Das  spricht^  neben  Anderem, 
dafür,  die  „kleinen  Leute",  bei  denen  es  sich  doch  wesentlich 
nur  um  niedrige  Personalsteuersätze  handelt,  von  solcher  dir ec- 
ten  Besteuerung  auch  ans  steuertechnisehen  Grttnden  zu  befreien. 

Vgl.  meine  Grundleg.,  Absclin.  v.  Zugrecht,  bes.  2.  A.  S.  448. 
Ein  gutes  Beispiel  Uefera  die  Eiunchtoogea  zar  Yeianlagung  der  preuss. 
Glassenstener. 

Vgl.  Gruiidlcg.  §.  237  u,  Uber  d.  pienn.  Schwienglniteii  b«id.  dassenstooer  ' 
eb.  2.  AoiL  8.  45S,  Note  10. 
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Die  Steuerhaftong  der  Gemeinde  für  eine  bestimmte  Steuer- 
samme (§.  544,  568j  kann  zwar  den  Staat  sicher  stellen,  aber  hat 
gerade  bei  einer  directen  Besteuerung  der  unteren  Classen  andre 
Bedenken  und  fuhrt  fast  nothwendig  zu  einem  höchst  lästigen 
System  des  Passzwangs  selbst  für  ^^Inlaiidspässe'' (roflsi- 
sehe  Banernpässe)/)  am  die  Abwesenden  mit  zur  Tragnng  der 
commnnalen  Steuerlast  lieran  zn  ziehen.  Beginnt  man  mit  Pei^ 
sonalstenem  erst  bei  einer  etwas  grösseren  Hohe  des  Einkommens 
nnd  des  Vermögensbesitzes,  was  bei  verbreiteten  hohen  Verbrauch- 
steuern auch  principiell  richtig  ist,  so  entfallen  viele  Schwierig- 
keiten. Denn  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  wird  dann  sofort  viel 
kleiner  und  man  hat  es  mit  Personen  zu  thon,  deren  Einkommen- 
und  Vermögensverhältnisse  schon  wegen  der  grösseren  Höhe  des 
Einkommens  nnd  vielfach  anch  wegen  der  Natur  des  Besitzes 
offenkundiger  sind  und  leichter^  wenigstens  in  Betreff  der  Existenz 
selbst  (im  Unterschied  von  der  Höhe)  ermittelt  werden  können, 

2)  Bei  den  directen  Steuern  auf  bestimmte  einzelne  Ob- 
jecte,  bez.  auf  den  Besitz  von  solchen  oder  auf  den  Ertrag 
bestimmter  einzelner  Ertragsquellen  oder  auf  den  Be- 
trieb gewisser  Gewerbe,  die  Ausübung  gewisser  Berufe 
und  den£ink.ommenbezug  daraus,  daher  bei  den  eigentlichen 
Ertragsteuern,  dcfu  directen  Luxus-  und  ähnlichen  Stenern, 
dann  auch  den  zum  Zweck  der  Verbrauchsbesteuernng  dienen- 
den Steuern,  welche  sieh  an  inländische  Gewerbebetriebe 
und  Productionen  anschliessen  —  man  kann  sie  in  einem  ähn- 
lichen, nur  etwas  weiteren  Sinne  als  in  dem  früher  (§.  455)  ge- 
brauchten als  „  0  b  j  e  c  t  steuern^'  (allenfalls  ähnlich  als  „Eeal-^'steuern) 

zusammenfassen  und  dann  den  PersonaJsteuem  gegenüber  stellen  

verbindet  sich  die  Ermittlung  der  Thatoachen  zur  Feststeilung  der 
Steuersubjecte  von  vorneherein  unmittelbar  mit  derjenigen  zar 
Feststellnng  der  Steuer  objecte.  Denn  der  betreffende  Besitz  n.  s.  w. 
bedingt  ja  hier  erst  die  subjective  Steuerpflichtigkeit.   Die  Ermitt- 


^)  Darüber  K.  Walcker,  Selbstverwalt.  d.  Steuerwesens,  S.  275. 
Ein  Beispiel  aus  Preussen:  im  J.  187ö  ZaM  der  zur  Classensteuer  veranlagten 
Censiten  (Einzeliistenenide  und  Hanshaltimgsroistände)  4,998,228;  davon  in  d.  1.  Stufe 
(muthmassl.  Einkommen  v.  420—660  M.,  zu  3  M.  Jahressteaersatz)  2,507,855  in  der 
2.  Stufe  (660—900  M.,  Steuersatz  6  M.)  1,136,109,  in  d.  3.  Stufe  (900  —  1050  M 
9  M.  Steuersatz)  344,840,  in  d.  4.  Stufe  (1050—1200  M.,  12  M.  Steuersatz)  320  98o' 
in  d,  6.  Stnfe  (1200—1350  M.,  18  M.  Steaomts)  182,573,  in  d.  6.  Stufe  (1350  bis 
1500  M.,  24  M.  Steuersatz)  131,420  Personen  u.  s.  w.  Also  in  diesen  6  Stufen  bis 
1500  M.  Einkommen  4,623,775  Censiten,  in  allen  abiigen  nor  374,453. 
WagD«r,  FiUMizwisBeuscbftft.  IL  39 
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t 

luDg  der  Steuerobj ecte  wird  hier  in  der  Regel  der  voraus- 
gehende administrative  Act.    Darüber  im  §.  553. 

B.  —  §.  551.   Feststellung  der  Steuerobj  ecte. 

1)  Bei  den  Person alsteuern  handelt  es  sich  hier  jetzt') 
meistens  um  die  Ermittlung  der  ungefähren  Steuerfähigkeit 
und  um  die  Auflegung  danaeh  abgestufter  Steuersätze 
auf  die  betreffenden  Steuersubjeete  (|,0  lassen  steuern '0  oder 
um  die  genauere  (wenn  aueh  nielit  nothwendig  yfSiUg  genaue) 
ziffermässige  Ermittlung  der  Höhe  und  eventuell  auch  der 
Art  des  Einkommens  (Arbeits-,  Renten-,  gemischtes  Einkommen) 
und  bei  Vermögensteuern  der  Höhe  und  eventuell  ebenfalls  der 
Art  des  Vermögens  (eigentliche  —  nominelle  —  Ein- 
kommen- und  Vermögen  Stenern).  In  beiden  Fällen  kann 
man  medet  die  Methode  der  amtliehen  Naohf orsohung  und 
der  y er pf liehtun g  der  Steuersubjeete  zu  den  bezflgliehen  An- 
meldungen und  Angäben  anwenden. 

a)  Bei  den  C  lassen  steuern,  —  und  zwar  um  so  mehr,  je  tiefer 
dieselben  bis  in  die  ärmere  Bevölkerung  herabgehen  und  je  fester 
nach  Hecht  und  Sitte  noch  berufs  -  und  gesellschaftständische  Ord- 
nungen im  Volk  bestehen,  desto  mehr  —  kann  man  sieh  vielfach 
an  offenkundige  oder  an  einfach  zu  eonstatirende  Tbat- 
saohen  halten,  welche  sieh  zugleich  mit  der  Aufiiahme  des  Personen- 
stands,  also  der  Steuersubjeete  ermitteln  lassen.^)  Geht  man  mit 
diesen  Steuern  überhaupt,  wie  es  unter  unseren  heutigen  Verhält- 
nissen zweckmässig  ist,  nicht  über  eine  gewisse  Bevölkerungsschicht 
mit  einem  mässigen  Einkommen  (c.  1500  —  2000  M.  in  Deutsch- 
land?) hinaus,  sondern  verwandelt  diese  Steuern  bei  den  Wohl- 
habenderen in  eine  eigentUehe  Einkommensteuer,  'so  bedarf  es 
kaum  eines  besonderen  Zwangs  der  Steuerpflichtigen  zu  Angaben 
(Iber  die  Einkommen-  und  VermOgensyerhältnisse  oder  sog.  „Deela- 
rationen'^  Es  genttgt  eventuell  an  dem  persönlichen  Meldezwang. 
Die  amtlichen  Steucrorganc  und  namentlich  passend  aus  ortskundigen 
Mitgliedern  der  Communalverwaltung  und  der  Communalvertretung, 
sowie  aus  Vertretern  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
„( Veranlagungs-)  Steuercommissionen"  können  die  rich- 
tige Feststellung  der  Steuerobjecte,  bez.  der  „Einschätzung'^ 

^)  Bei  den  reioea  Kopf-  und  B'amiliensteuerü  fällt  Steucrsubject  und  Steuerobject 
zusammen,  die  Anfiialime  des  Penoneiuteiids  dient  diAier  gleiclizeitig  zn  der  Fest- 
stellung der  Steuerobjecte. 

®)  Auch  hier  liefert  bes.  die  preuss.  Classenstouer.  nam.  In  den  EinrichtuDgeo 
bis  1S51,  bez.  mii  ein  Beispiel   Vgl.  darüber  Hoff  manu,  L.  7.  d.  Steuern,  S.  HU  If. 
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der  Stenersubjecte  in  die  „Classen''  auf  Gntnd  des  gesammelten 
Thatsachenmaterials  wohl  zu  Wege  bringen.  Ein  Hilfsmittel  der 
Controle  gegen  ungleichmässige  und  zu  niedrige  Ein- 
schätzungen liegt  in  der  Oeifentli  chk  eit  der  Steuerlisten  und 
in  dem  zu  gewährenden  Rechte  jedes  Steuerpilichtigen,  vermeintlich 
zu  niedrige  Einschätzungen  Dritter  zur  Sprache  zu  bringen.  Gegen 
zn  hohe  Einschätzung  sind  den  Betroffenen  Keclamationsreohte 
an  höhere  Instanzen  zu  gewähren. 

9.  552.  —  b)  Bei  den  Einkommen-  (und  ähntich  bei  den 
Vermögen-)  Stenern  —  je  hoher  Einkommen  und  Vermögen 
werden  und  je  mehr  sie  sich  (qualitativ  differenziren,  je  beweglicher 
das  ganze  Wirthschaftsleben,  je  veränderlicher  die  Productions 
technik  wird  und  je  mehr  das  Princip  des  Individualismus  in  der 
wirthschaitlichen  Kechtsordnung  durchdringt,  desto  mehr,  daher 
in  steigendem  Maasse  im  modernen  Leben  —  bietet  die  Ziffer- 
mässige  Ermittlung  der  Höhe  des  Einkommens  und  Vermögens 
und  die  Feststellung  der  Art  beider  (bewegUches  Eapibdl  Zins- 
einkommen!) grössere  Schwierigkeiten.  Diese  lassen  sieh  auch 
unter  der  Voraussetzung  eines  entwickelten  Ertragsteuersystems 
durch  die  Benutzung  der  Daten  desselben ,  ferner  durch  das  mit- 
unter mögliche  Zurückgreifen  auf  amtliche  (gerichtliche)  Register 
für  gewisse  Vermögensobjecte  und  Rechtsgeschäfte  (Grund-  und 
Hypothekenbttcher)  nicht  gentlgend  überwinden.  Aus  den  Ertrag- 
steuerkatastern gewinnt  man  wohl  einige  brauchbare  Anhaltspunete, 
aber  bei  der  ttblichen  und  in  gewisseqi  Umfang  unTermeidlichen 
Einrichtung  dieser  Kataster  keine  ausreichenden  Daten  fttr  die 
Bestimmung  der  Höhe  des  wirklichen  Ertrags ^  welcher  einem 
Rechts-  und  Wirthschaftssubject  in  einer  bestimmten  Zeit  (der 
Gegenwart)  als  Einkommen  zufliesst.  Gewisse  offenkundige  That- 
sachen,  aus  denen  auf  Höhe  und  Art  von  Einkommen  und  Ver- 
mögen zu  schliessen  ist  -  Lebensstellung,  Beruf,  Grund-  und 
Hausbesitz,  Gewerbebetrieb  und  in  manchen  Fällen  Umfang  des- 
selben —  liegen  zwar  auch  hier  vor  oder  lassen  sich,  leicht  er- 
mittehu  Aber  die  unbekannte  und  besten  Falls  nur  innerhalb  sehr 
weiter  Grenzen  richtig  zu  schätzende  und  doch  bei  dieser  Besteue- 
rung wesentlichste  Grösse  bleibt  die  Höhe  des  Einkommens. 

Diese  Erwägungen  führen  zu  dem  Scliluss,  dass  bei  der  Ein- 
kommen- und  Vermögensteuer  die  Methode  der  amtlichen  Nach- 
f  0  r  s  c  h  u  n  g  allein   zur  sicheren  Ermittlung  der  Thatsachen, 

weiche  sich  auf  die  Öteuerobjecte  beziehen ,  nicht  ausreicht, — 

39* 
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weder  die  Nachforaehnng  durch  Steaerorgane  allein  noeh  durch 

wie  immer  sonst  zweckmässig,  namentlich  wieder  aus  Vertretern 
der  Bevölkerung  und  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
Steuere ommissio neu.  Vielmehr  muss  hier  eine  solche,  an 
sich  allerdings  auch  uueutbehrliche  amtliche  Nachforschung  in  die 
zweite  Linie  treten  und  sich  wesentlich  auf  eine  Revision  und 
Gontrole  der  in  erster  Linie  obligatorisch  zu  fordernden 
eigenen  Angaben  der  Steuerpflichtigen  Uber  die  Höhe  und 
die  Art  ihres  Einkommens  und  Verm((gens  beschrilnken.  Daher 
ist  im  Princip  „Declarationsz wang"  zu  verlangen  und  zwar 
directer,  bei  welchem  die  Angaben  positiv  vorgeschrieben  werden 
und  auch  Jedermann  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  vorausgehende 
Aufförderung,  wenn  sein  Einkommen  und  V^ermÖgen  in  die  Steuer- 
Pflichtige  Grenze  ialit,  die  DecUration  einreichen  muss;  nicht  nur 
ein  in  directer  Declarationszwang,  wo  die  Unterlassung  bloss 
mit  gewissen  Bechtsnachtheilen,  z.  6.  dem  Verlust  des  Bechimations- 
rechts,  verbunden  ist.')  Es  ist  dabei  auch  die  Angabe  der  ein- 
zelnen Kategorieen  des  Einkommens  und  Vermögens  und  der 
Werthhöhe  jeder  Kategorie  zu  fordern.  ^**) 

Mit  dem  Declaratiouszwang  müssen  dann  verschiedene  andere 
Grundsätze  rerbunden  werden  (§.  524),  welche  mit  Ausnahme  der 
zwei  ersten  auch  bei  den  Olassensteuem  anmndbaren  hier  Aber- 
haupt  allein  in  Frage  kommen  können:  weitgehende  und  wirk- 
same Oeffentliehkeit  äer  Steuerlisten,  Recht  jedes  Steuer- 
pflichtigen, gegen  vermeintlich  zu  niedrige  Angabe  eines 
Andern  Einspruch  zu  erheben,  strenge  und  hohe  Strafen 
bei  zu  niedrigen  Angaben,  ernstliche  Controle  beim  Erbgang, 
selbst  unabhängig  von  den  etwaigen  Erbschaftssteuern,  und  nach- 
trägliche hohe  Defraudationsstrafe.  Ob  man  eides- 
stattliche Versicherungen  verlangen  soll,  möchte  ein  fraglicher 
Pnnct  bleiben,  der  mit  nach  Landesyerhältnissen  zu  entscheiden 
wäre.  Es  erscheint  für  die  Erreichung  des  Zwecks  nicht  unbe- 
dingt nothwendig  und  in  sittlicher  Hinsicht  nicht  unbedenklich. 


Nur  ein  soldier  besteht  in  d.  aenenkOnigl.  sächs.  EinkommensteaergesetzgebaDg. 

Der  grosse  Mangel  des  preuss.  Eirikonimenstenerrecbts  ist  der  fehlende 
Dedarationszwang.  lo  Folge  dessen  werdeu  die  Einkommen  der  wohlhabend erea 
Glassen  nicht  richtig  nach  den  gesetdiehen  Sätzen  (bis  3  ^i^)  getroffen.  Die  ?ou 
Sötbeer  u.  A.  m.  aii%e8tellten  StatistikLui  des  pieiiss.  Volkseiiikommens  und  seiner 
Vertheilung  sind  deswegen  auch  nicht  brauchbar,  um  einen  richtigen  Einblick  in  die 
Höhe,  Anzahl  und  Vertheilung  gerade  der  grösseren  Eiazeleiukommen  za 
gewUiren. 
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stets  sofort,  so  in  Bezug  aaf  die  ersten  Angaben,  zu  diesem  Mittel 
zu  greifen. 

Bedeutend  erleiohtert  wird  die  Aufgabe/  wenn  solebe  Stenern 
als  Repartitions-,  nieht  als  Quotit&tsstenem  aufgelegt  werden. 
Dann  besteht  fttr  jeden  Stenerpfliehtigen  das  unmittelbare  Interesse, 
dass  keine  zu  niedrige  Angaben  der  Anderen  vorkommen  und  in 

der  richtigen  Conseqiieiiz  dieser  Sachlage  liegt  wieder  der  Decla- 
rationszwang  mit  den  genannten  weiteren  Grundsätzen.  Die  wesent- 
liche Schwierigkeit  der  Repartitionsbestenerung  ist  hier  freilich 
nicht  zu  verkennen:  man  muss  richtige  Gesammtsteuerschuldig- 
keiten  bilden ,  wofttr  die  erforderliehen  Anhaltspuncte  zunächst 
fehlen  oder  die  vorhandenen  nieht  genfigen.  Naeh  allgemeinen 
Erwttgungen  lässt  sieh  wohl  feststellen,  welche  Summe  solcher 
Stenern  das  ganze  Land  aufbringen  soll.  Aber  ftir  die  erste 
Vertheilung  oder  fHr  die  Bildung  von  Provincial-,  Kreis-  and  Ge- 
meindequoten fehlt  der  richtige  VertheilungsschlUssel.  Jedenfalls 
kann  man  sich  dafür  nicht  allein  an  die  Ergebnisse  der  Quotitäts- 
besteuerung  halten,  die  eben  mit  vielen  Fehlern  behaftet  sind.  Bei 
vorläufigen  Einschätzungen,  durch  welche  man  Daten  flir  die  Re-* 
partition  erzielen  will,  kämpft  man  nicht  nur  mit  der  Tendenz 
der  Einzelnen,  das  Einkommen  zu  niedrig  anzuschlagen,  sondern 
mit  der  gleichen  Tendenz  ganzer  Dlstricte,  was  dann  den  Werth 
der  Mitwirkung  localer  Steuercommissionen  beeinträchtigt.  Vielleicht 
liesse  sich  durch  eine  Art  Vergleichsverfahren  je  zwischen  den 
Selbstverwaltungsorganen  und  Vertretungskörpern  der  Provinzen, 
der  Kreise  und  Gemeinden  (ähnlich  wie  es  bei  den  Katasteropera- 
tionen der  Ertragsteuern,  besonders  der  Grundsteuer,  §.  554,  be- 
steht) eine  Abhilfe  gewinnen,  indem  man  neben  den  Ergebnissen 
der  allgemeinen  Quotitätsbesteuerung  noch  andere  statistische  Anhalts- 
puncte zu  ermitteln  sucht,  um  den  relativen  looalen  Wohlstand 
festzustellen,  auf  diese  Weise  dann  Gesammtsteuerschuldigkeiten 
bildet  und  darauf  die  Repartition  bis  auf  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen herab  eintreten  lässt.  Von  Zeit  zu  Zeit,  namentlich 
auch  bei  einer  Veränderung,  bez.  Erhöhung  des  Steuerbedarfs, 
würden  dann  diese  Grundlagen  der  Repartition  zu  revidiren  sein. 
Bei  der  ernstlichen  Durchfahrung  des  Declarationszwangs  und  der 
genannten  ergänzenden  Grundsätze  erreicht  man  wohl  aUmälig 
immer  bessere  Daten  Aber  das  Einzeleinkommen  und  Vermögen 
und  so  auf  diese  Weise  wieder  die  MOglichkdt,  die  Gesammt 
steuersunmen  der  Landesdistricte  in  ein  richtiges  VerhSUtniss  zu 
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einander  zu  bringen,  daher  auf  diesem  Wege  den  Steuerliiss  rich- 
tig zu  normiren.  Nach  dem  Früheren  (§.  368)  würde  gerade  bei 
solchen  allgemeinen  Einkommenatenern  der  Steuerfass  dem  wechseln- 
den Finanzbedarf  gemäss  bewegiieh  zu  halten  seiut  Ein- 
riohtang,  welohe  sieh  anch  wieder  mit  dem  Repartitionssystem  am 
Besten  TBrbinden  Iftsst. 

§.  553.  —  2)  Bei  den  Objectsteuem  (im  Sinne  des  §.  551 
unter  b)  muss  man  die  auch  hier  in  Betracht  kommenden  beiden 
Methoden  der  amtlichen  Nachforschung  und  der  eigenen  Anmeldung 
der  Pflichtigen  zur  Ermittlung  der  Steuerobjectc  und  nunmehr  zu- 
gleich der  Stenersubjeete  mehrfach  speciell  nach  der  Natur  der 
betreffenden  Steuern  gestalten.  Aber  in  wichtigen  Puneten 
stimmen  die  Aufgaben  bei  den  einzelnen  Steuern  doch  auch  wieder 
fiberein,  was  fn  der  Finanzwissensehall  nieht  immer  genügend 
beachtet  worden  ist.  Namentlich  bedarf  man  in  der  Regel  ähn- 
licher oder  gleichartiger  umfassender  Einrichtungen  und  Massregeln 
schon  zur  Constatirung  der  Steuerobjecte  selbst  und  sodann 
besonders  zur  Ermittlung  derjenigen  Thatsachen,  aus 
denen  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  die  Höhe  des  Werths  oder 
des  Ertrags  eines  Stenerobjects  geschlossen  werden  kann,  um 
nach  dieser  Höhe  dann  die  individuelle  Stenerschuldigkeit  in  Gle- 
mässheit  des  Steuersatzes  zu  bestimmen. 

Die  bezüglichen  Einrichtungen  sind  die  sogen.  „Steuer- 
katastr irungen aus  denen  man  die  „Steuerkataster"/^) 
(y,S  te ue r a  n  s c  h  1  ä  g  e oder  die  amtlichen  iSammlungen  der  That- 
sachen  zur  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  -objecto  und  zur  * 
Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  der  einzelnen 
Steuerpflichtigen  bildet  (§.  331).  Diese  Operationen  und  Kataster 
kommen  vorzugsweise  bei  den  Real  steuern  des  Ertragsteuer- 
systems  vor,  ähnlich  aber  auch  bei  den  meisten  anderen  „Object-" 
steuern,  von  denen  an  dieser  Stelle  zu  reden  ist  (§.  551),  so  nament- 
lich bei  den  an  gewisse  Productionsbetriebe  sich  anschliessenden 
indirecten  Verbrauchsteuern. 

Unter  den  stenerpflichtigen  Objecten  sind  hier  die  Immobi- 
lien und  die  Mobilien  zu  unterscheiden.  Die  Methoden  zur  Er- 
mittlung des  Vorhandenseins  steuerpflichtiger  Objecto  und  des 


")  Der  ürsprung  des  Worts  Kataster  wird  von  Jac.  Gothofiedus  \,Cod. Theodos.) 
mix  richtig  endlit  tm  einer  ZmuiimeDziehiuig  von  capitattonis  registram  oder  cq>iftiim 
legistrum,  was  dorch  die  altfranzös,  Sehieibveise  capdastre  bestätigt  wird.  Du  Fresne 

Gange,  glossar.  s.  y.  capdastnim  v.  catastium  (Bau,  II,  §.  299  Note 
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Werths,  Ertrags  u.  s.  w.  derselben  werden  hiernach  mehrfach  ver- 
schieden ausfallen  müssen:  so  einerseits  bei  der  Grund-  und  Häuser- 
steuer, dann  bei  der  nach  MerkmaleD  fester  Betriebseinrichtaogen 
(Zubehören  des  stehenden  Kapitals,  z.  B.  Zahl  und  Grösse  gewisser 
Maaehmen,  Geräthe)^')  anfg^egten  Gewerbe-  und  indireeton  yer» 
braaehsteaem,  aneb  bei  der  Wobnmigssteoer  nnd  anderseits  bei 
Stenern  anf  beweglicbe  Kapitalien  (Leihzinsstener),  bei  Gewerbe- 
und  indirecten  Verbrauchsteuern,  welche  nach  Bestandtheilen  des 
umlaufenden  Kapitals  (Rohstoffmenge,  Arbeitslohnbetrag,  eventuell 
daher  Arbeiterzahl  u.  s.  w.)^"^)  aufgelegt  werden,  bei  directen 
Luxossteueru  und  in  ähnlichen  Fällen.  Die  Umstände,  nach 
welchen  sich  die  Steuerpflichtigkeit  richtet,  lassen  sich  bei  Mobi- 
lien  leichter  als  bei  Immobilien  yerbeigen  oder  falsch  darlegen, 
weshalb  anch  die  Voischrülen  Uber  Anmeldung  n.  s.  w.  nnd  die 
Gontrolen  Yerscbieden  sein  mflfssen. 

a)  Bei  Immobiliai-Objecten  reicht  die  amtliche  Nach- 
forschung zur  Constatirung  der  steuerpflichtigen  Objecte  selbst  aus, 
um  so  mehr,  als  ohnehin  für  andere  Verwaltungszwecke  üeber- 
sichten  dieser  Objecte  vorhanden  zu  sein  pflegen.  Die  Person  des 
fOr  das  Object  steueipflichtigen  Snbjects  ist  regelmässig  eine  offen- 
kundige Thatsache  nnd  eigiebt  sich  für  die  Stener?erwaltang  ans 
den  Gmnd-  nnd  Hansbflchem  n.  s.  w.  Die  Aufgabe  besteht  hier 
nur  etwa  in  der  genaueren  Beschreibung  des  Objeets  speciell 
für  die  Besteuerungszwecke,  so  namentlich  in  der  Feststellung  der 
Grösse  des  Grundstücks,  des  Hauses,  wofür  eventuell  besondere 
steuerliche  Vermessungs Operationen  nöthig  werden  können,  wenn 
keine  genügenden  Maassbestimmungen  vorhanden  sind.  Daran 
reihen  sich  dann  die  Massregeln  zur  Ermittlung  des  nngefithren 
oder  genauen  Werths  oder  Ertrags  oder  der  ErtragsfUiigk^t,  des 
Prodii<)tionsumfangs  eines  steuerpflichtigen  Objeets,  Massregeln, 
welche  sich  im  Einzelnen  nach  der  ökonomisch -technischen  Natur 
dieses  Objeets  und  auch  nach  der  Art  der  bezweckten  Steuer  (Ertrag-, 
indirecte  Verbrauchsteuer  beim  Productionsbetrieb)  specialisiren. 
Die  bezüglichen  hier  festzustellenden  Thatsachen  lassen  sich  meistens 
durch  amtliche  Nachforschung  ermitteln,  theils  Ton  Steuerverwal- 
tnngsorganen,  theils,  und  in  der  Regel  besonders  passend,  von 


SpecieUe  Beispiele:  Zahl  der  MaUgänge  der  Mühlen,  Spindelzahl  d^r  Spinne- 
reien, Zahl  n.  Art  der  Oefen  u.  s.  ir.  in  den  Metall  rerarbeitendeu  Gewerben. 

SpecieUe  Beispiele;  Qaantitftt  des  Terarbeiteten  Tabsks,  der  BubeD,  des  feitigen 
Fabrikats. 
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loealen  und  sonstigen  StenercoromisBioDen,  in  denen  die  Stener- 
Pflichtigen  ihre  Interessen  mit  vertreten  finden.  Der  einzelne 
Steuerpflichtige  muss  aber  gesetzlich  gezwungen  werden  können, 
eine  solche  amtliche  Nachforschung,  z.  B.  mittelst  Gewährung  des 
Zutritts  zu  seinen  Grnndatttcken,  Gebäuden,  Fabrikräumeu  u.  s.  w. 
zn  gestatten y  und  in  manehen  Fällen  doch  auch,  Aussagen  in  Be- 
zng  anf  die  Stenerobjeote  zu  machen,  Bede  und  Antwort  darflber 
zn  stehen.  Zur  Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  ist  ihm  femer 
das  Reeht  einzurttumen,  bei  der  amtlichen  Nachforschung  seihst 
zugegen  zu  sein  oder  sich  durch  Bevollmächtigte  vertreten  zu 
lassen,  sofortige  Erinnerungen  in  Bezug  auf  die  Feststellung  von 
Thatsachen,  die  für  seine  Besteuerung  in  Betracht  kommen,  zu 
machen  und  schliesslich  ist  ihm  ein  Keclamationsrecht  binnen  ge- 
wisser Fristen  gegen  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Nachforschung 
an  h()here  Instanzen  (Behörden,  auch  Beclamationscommissionen) 
zn  gewähren. 

h)  Bei  Mo  biliar  objecten  wird  gewöhnlich  die  Verpfliditung 
der  daftlr  steuerpflichtigen  Snbjecte,  bezügliche  Anmeldungen  und 

Aussagen  über  den  Besitz  und  die  Beschaff'enheit  solcher  Objecte 
zu  machen,  voran  zu  stellen  sein.  Die  amtliche  Nachforschung 
dient  dann  mehr  zur  Ergänzung  und  zur  Controle. 

Wo  es  sich  um  die  Anknüpfung  der  Besteuerung  an  den  tech- 
nischen Productionsprocess  gewisser  Artikel,  wie  im  Fidlc  der  in- 
directen  inneren  Verbrauchsteuern  handelt,  und  demgemäss  mittel- 
bar (bei  der  Bobstoffsteuer)  oder  unmittelbar  (bei  der  Fabrifcatsteuer) 
die  Menge  des  steuerpflichtigen  Products,  welche  hier  das  Steuw- 
object  ist,  ermittelt  werden  soll,  da  muss  regelmässig  der  ganze 
Productions betrieb  unter  fortlaufende  oder  zeitweilige,  d.  h. 
während  der  jedesmaligen  Dauer  der  Production  stattfindende 
steueramtliche  Controle  gestellt  werden.'^  diesem  Zwecke 
ist  das  steuerpflichtige  Subject  wiederum  zu  gewissen  Anmeldungen 
und  zn  gewissen  Einräumungen  von  Bechten  an  die  Organe  der 
Steuerverwaltnng  zu  verpflichten.  So  hat  es  z.  B.  den  Zeitpunct 
des  Beginns  eines  Produetionsbetriebs  rechtzeitig  der  Behörde  an- 
zumelden („Steueransage"),  darf  den  Betrieb  nur  in  Gegen- 
wart der  Beamten  vornehmen,  muss  über  den  Umfang  der  Produc- 
tion, über  die  Objecte  derselben  wahrheitsgetreue  Aussagen  machen, 
die  Geschäftsbücher  in  bestimmter  Weise  darüber  führen  u.  s.  w. 

^  So  nun.  bei  der  Besteaemog  der  Bnuintwreinbienneiei,  Blerbiueiei«  Roben- 
zuckei&biikation,  des  Tabakbaus,  der  Tttbakiabrikaüou,  der  Salzgewinniuis. 
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Gewisse  technische  Apparate,  welche  bei  der  Production  verwendet 
werden,  stehen  zum  Behufe  der  Steuercontrole  unter  Aufsicht  und 
Sperre  der  Steuerverwaltung.  Die  Steuerbeamten  erhalten  das 
Kecbty  jederzeit  die  Grundstticke  und  Bäume  des  Productions- 
betriebB  zn  betreten,  um  die  Controle  auszuüben.  Wo  die  Steuer 
an  den  zu  venurbeitenden  Bobstoff  (Fonn  der  Bttbenzaekentener,  . 
Malzfltener)  oder  an  den  gewonnenen  Bobstoff  (Tabakbau,  €rewieht^ 
Steuer,  Zwangsabliefemng  an  die  Monopolverwaltopg)  oder  an  das 
fertige  Fabrikat  (Form  der  Rtibenzuckersteuer,  der  Branntwein-, 
der  Salzsteuer,  Tabakfabrikatsteuer)  sich  anknüpft,  unterliegt  der 
Steuerpflichtige  entsprechenden  Verpflichtungen,  nicht  unversteuer- 
ten Bohstoff  zu  verarbeiten,  kein  unversteuertes  Product  aus  der 
Fabrik  n.  s.  w.  heraus  in  den  Verkehr  zu  bringen.  Zu  diesem 
Zweek  sind  wieder  die  erforderlichen  Anrnddang^  des  Steuer- 
snbjeets  an  cUe  Behörde  vorgesohrieben  und  dieser  weitgehende 
Controhreehte  gegeben,  um  die  steuerpflichtigen  Objecto  richtig  fest- 
stellen zu  können.  Die  Anordnung  des  Gebrauehs  von  Stempeln 
(Tabakfabrikate),  das  steuerbehördliche  Recht  der  Einsichtnahme 
der  Geschäftsbücher,  selbst  der  Zwang  zur  periodischen  Abliefe- 
rung der  letzteren  an  die  Verwaltung  (americaniscbe  Tabaksteuer) 
jLann  als  Oontrolhilfsmittel  hinzukommen. 

§.  5d4.  Bei  den  Ertragsteuern  gestalten  sieb  die  stener- 
technischen  Massregefan  zur  richtigen  Feststellung  der  Steuerobjeote 
und  das  beziigüche  „Katasterwerk''  nach  dem  Wesen  jeder 
einzelnen  Steuer  in  den  Einzelheiten  besonders  verschieden.  Aber 
gewisse  Grundztige  dieser  Massregeln  sind  wenigstens  je  bei 
gewissen  Ertragsteuern  doch  auch  noch  in  weiteren  Puneten  als 
den  bereits  erwähnten  übereinstimmend.'^) 

Einmal  trennen  sich  in  dieser  Hinsicht  die  Eealsteuern,  die 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  (einschliesslich  ihrer  Abarten, 
wie  der  Beq^werksteuer)  von  den  mehr  personalsteuerartigeii 
Ertragsteuem,  der  Lohn-  und  Besoldungs-,  audi  der  liberalen  Be- 
ruf- und  der  Leihzinssteuer,  welche  letztt^re  trotz  ihres  Steuer- 
objects  hier  mehr  zu  dieser  Gruppe  zu  stellen  ist  Bei  den  Steuern 


Auch  hier  vortreüliche  Erörterungen  bei  Hock,  öti.  Abg.  S.  179  ff.  S.  aus 
der  spec.  Steuerlehre  vorläufig  Ran  6.  2  Uber  die  Einrichtang  der  Orond-,  Gebäude-  a. 
Gewerbesteuer;  auch  Stein  B.  2.  Die  Uebereinstimmung  der  Eiurichtutig^  bei  der 
Grund-,  Gewerbe-  und  ländlichen  Gebäudestener  in  manchen  ^rnndsätzlicheu  Puneten 
(Classenschema,  Classirung  u.  a.  in.)  scheint  mir  zu  wenig  beachtet  worden  zu  sein, 
wozu  die  ausschliessliche  Behandlung  solcher  Foucto  in  der  den  üeberbUck  des  Gleich- 
artigen henelunenden  specieUen  Steaeriehxe  irohl  beigetcagen  hat. 
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auf  den  gewöhnlichen  Arbeitslohn  als  solchen  geht  man  zweck- 
mässig in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Classensteuern  (§.  551), 
bei  den  Besoldungs-,  liberalen  Berufs-  und  Leihzinssteuern  ähnlich 
wie  bei  den  Einkommensteaern  (§.  552)  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte  vor.  Daneben  bieten  sich  besondere  HU&mittel  zur  Er- 
fttUnng  dieser  Aufgabe  und  eyentaell  aueh  zur  Erhebung  der  Steuer, 
indem  man  bei  Lohn  nnd  Besoldung  auf  den  Arbeitgeber^  bei 
Leibdns  auf  ^en  Sehuldner  zurflekgreift  (Frage  der  Coupon- 
besteuerung  §.  409). 

Bei  den  Real  steuern  ist  die  Ermittelung  des  Steuerobjects, 
seines  Werths,  Ertrags  u.  s.  w.  zwar  in  einer  Hinsicht  leichter, 
weil  gewisse  wichtige  darauf  beztigliehe  Thatsachen  o£Eenknndig 
sind  oder  sich  unschwer  feststellen  lassen.  Aber  in  anderer  Hin- 
sicht ist  die  Aufgabe  schwerer:  die  individuelle  Verschieden- 
heit des  Werths  und  Ertrags  der  Steuerobjecte  ist  sehr  gross. 
Der  individuelle  Werth  oder  Ertrag  lässt  sich  absolut  genau 
wenigstens  bei  den  steuerpflichtigen  Grundstücken  und  Gewerben 
überhaupt  kaum,  und  selbst  annähernd  bloss  mit  einem  grossen 
Arbeitsautwand,  trotzdem  aber  nur  ungenügend  ermitteln.  Die 
zeitlichen  Veränderungen  des  Werths  und  Ertrags  können 
vollends  nur  selten  ausreichend  verfolgt  werden.  Aus  diesen  Ver- 
hältnissen erklärt  sich  eine  gewisse  Selbstbescheidung  der 
Steuerverwaltung  diesen  Realsteuem  gegenttber:  man  sieht  viel- 
fach ganz  von  der  Ermittlung  des  individuellen  Werths  und 
Ertrags  ab  und  begnügt  sich  mit  der  Feststellung  von  Werth-  oder 
Ertrags  c  1  a  s  s  e  n ,  in  welche  dann  die  einzelnen  Steuerobjecte  nach 
ihrem  ungefähren  Werth  oder  Ertrag  eingeschätzt  werden.  Dies 
Verfahren  läuft  darauf  hinaus,  fUr  das  einzebie  Steuerobject  unter 
gewissen  allgemeinen  Voraussetzungen  in  Bezug  auf 
Productionstechniky  Absatsverhältnisse,  Waarenpreise,  Lohnhdhe 
u.  s.  w.,  Voraussetzungen,  die  allerdings  fUr  Weitb  und  Ertrag 
mitbestimmend  sind,  diese  letzteren  festzustellen.  Aber  die  Be- 
dingungen, welche  in  der  Wirklichkeit  und  im  concreten 
Fall  massgebend  sind^  weichen  von  jenen  allgemeinen  Voraus- 
setzungen von  vorneherein  mehr  oder  weniger  und  in  der  Weiter- 
entwicklung gewöhnlich  immer  mehr  ab.  Mittelst  Revisionen 
iSsst  sich  das  wohl  etwas  berttcksichtigen,  aber  diese  sind  un- 
gemein schwierig  und  kostspielig,  mllssten  öfters  fast  eine  ganz 
neue  Operation  werden  und  unterbleiben  daher  leicht.  Daraus  er- 
klärt sich  wieder  mit  die  Unfähigkeit  dieser  Steuern,  mit  dem 
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Finanzbedarf  im  Ertrag  zu  wechseln,  insbesondere  zu  steigen:  die 
Steuern  werden  unvermeidlich  einigenuassen  stabile,  so  nament- 
lich die  G  ru nd Steuer. ^'^j 

Unter  den  Realsteuern  bieten  gerade  die  wichtigsten,  mit  einer 
einzigen  AusDahme,  solche  Schwierigkeiten  in  Betreff  der  Ermitte- 
lung des  Stenerobjeets:  die  Grundsteuer  in  dem  HanptfaJl  (Steuer 
Yon  landwirihschafUich  oder,  ittinlieh  benutzten,  yon  forstwirth- 
sehaftlichen  Grundstticken),  die  Gewerbesteuer,  die  G  e  bände - 
Steuer  von  gewöhnlichen,  vom  Eigenthtimer  selbst  bewohnten  Wohn- 
häusern auf  dem  platten  Lande,  in  den  kleineren  Städten.  Nur 
bei  den  im  Wege  der  Vermiethung  ausgenutzten  Häusern,  da- 
her namentlich  in  den  grösserenStädten,  wo  man  die  Stette^ 
objeete  der  nicht  vermietheten  Häuser  dann  nach  der  Vergleichung 
mit  yermietheten  bebandeln  kann,  ist  die  individuelle  Werth- 
oder  bier  besonders  die  individuelle  Ertragsermittelung  leichter, 
daher  auch  bier  üblich.  Bei  den  genannten  anderen  Steuern  da- 
gegen nimmt  man  eine  allgemeine  Classification  der  be- 
treffenden Steuerobjecte  vor:  man  bildet  nach  gewissen  äusseren 
Merkmalen  (Gewerbe,  Gebäude)  oder  nach  gewissen  Wertbab- 
stufungen  (Grundstücke)  Werth-  oder  Ertragsclassen  (sogen. 
„Classification^*  i.  e.  S.)  und  schätzt  die  einzebien  Steuer- 
objecte in  diese  ein  (sogen.  „Classirung'^);  eyentnell,  wie  be- 
sonders bei  der  Grundsteuer,  indem  man  zunächst  gewisse 
typische,  einer  Classe  entsprechende  Steuerobjecte  ermittelt  (auch 
wohl  nach  diesen  Typen  die  Classen  bildet)  und  dann  die  anderen 
Objeete  durch  Vergleich  mit  dieser  Type  classirt,  wobei  von 
kleineren  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Objeete  abgesehen  wird. 
So  ergeben  sich  die  „Classenkataster**  bei  den  Grund-,  Ge- 
werbe- und  ländlichen  Gebäudesteuem.") 

Man  hat  dieB^gerade  bei  dieser  Steser  DitOBteT  ?on  vornehereio  bei  neueren 

rationellen  Reformen  wo]il  in  Aussiclit  aasgenommen,  ausdrUcklic})  oder  implicite, 
z.  B,  in  der  österr.  ürundäteuergesetzgebang  von  1817  trotz  der  vor  behaltenen,  aber 
iiienials  ausgeführten  Beyision,  in  der  prenssischen  von  1861.  Dana  hatten  falsche 
Aniiicttten  über  die  Stabilitit  des  Finanzbedarü»  und  der  von  einer  einxelnen  Ertrags- 
(|TieIIe  zu  erzielenden  Sti^uersumme  schuld.  Ks  erfrifibt  sirh  darau«,  wie  nothwendig 
es  ist,  auf  das  entwicklungsgesetzmäjjsig  begründete  Wachsthum  des  Finanzbedarfe 
und  der  Besteuerung,  dem  Standpuncte  dieses  Werks  gemäss,  hinzuweisen,  um  auch 
za  practischen  Specialpuncten  richtige  Stellang  zu  nehmen.  Im  Text  ist  freilich 
T€il  der  Stabilität  solcher  Steuern  aus  steuertecli  n  ischen  Gründen  die  Kcde. 

*')  Die  neuere  continental  -  europäische  Grundsteuer  beruht  hat  durchweg  auf 
solchen  „Classen -Katastern''  mit  „Einschätzung''  (statt  indindueller  ««Abschätzung'*), 
eineriei  ob  im  Oelnrilgeii  Guts-  oder,  wie  ttblich,  Pucellarfcataster,  Werth-  oder,  wie 
meistens,  Ertragskataster  besteht.  Die  Gewerbesteuer  hat  sich  wenigstens  überwiegend 
iieaerdiag9  oach  dem  System  von  Gew^begattuags-,  Orts-«  Betriebsamfangs  •Classen 
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Das  Hauptziel  ist,  nicht  sowohl,  die  P'.rträge  in  ihrer  absoluten 
Höhe  wirklich  richtig  zu  ermitteln,  als  auf  diese  Weise  eine  ge- 
wisse Gleichmässigkeit  der  Behandlung  der  einzelnen  Steiier- 
objecte  jeder  Steuerart  zu  verbürgen.^®)  Das  wird  auch  einiger- 
massen  erreicht^  wenigstens  liegen  die  Fehler  in  ein  und  derselben 
Riektmig,  wenn  %,  B.  die  Type  nieht  richtig  gew3Üilt  oder  in  eine 
falsche  GUuise  gesetzt  Igt.  Die  Mitwirkang  der  Steuerpflichtigen  seihst 
bei  der  Classification,  der  l^enhestimmnng,  der  Glassirang  n.  s.  w., 
dient  dazu,  das  Operat  möglichst  richtig  zu  gestalten.  Steuer- 
commissionen  aus  sachverständigen  und  ortskundigen  Personen,  be- 
sonders aus  den  Behörden  und  Vertretuugskörpem  der  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden  und  aus  den  Kreisen  der  Interessenten  selbst 
>  werden  bei  der  Herstellung  des  Katasterwerks  als  mit  berathende 
und  auch,  vorbehaltlich  gewisser  Abänderungsrechte  höherer  Be- 
hörden (und  Commissionen)  als  mit  entscheidende  Instanzen  ein- 
gerichtet. Jeder  dnzelne  Interessent  erhält  das  Becht,  hei  den 
betreflbnden  Aufnahmen  gegenwärtig  zn  sein  und  seine  Ansicht 
vorzubringen,  und  Reclamatiünsrechte ,  falls  er  sich  für  benach- 
theiligt  hält.  Interessentengruppen,  z.  B.  die  Ortsgemeinde,  erhalten 
ähnliche  Rechte.  Das  Piincip  der  Oeffentlichkeit  der  Katastral- 
arbeiten  und  der  vorläufigen  Feststellungen  dient  weiter  zur  Con- 
trole.  Stenercommissionen  ftir  eine  Anzahl  Districte  (z.  B.  t)lr  die 
Provinzen  gegentther  den  Kreisen  und  fttr  mehrere  Provinzen  zu- 
sammen) *nnd  höhere  Bevisions-  und  RecnmbehOrden  sorgen  für 
die  Erhaltung  oder  Herstellnng  der  Gldchmässigkeit  der  Kataster- 
arbeiten im  ganzen  Staatsgebiete. 

Die  Praxis  hat  hier,  besonders  in  den  modernen  Grundsteuer- 
katastern und  zum  Theil  auch  in  den  Gevverbesteuerkatastern,  zur 
Lösung  ihrer  Aufgaben  eine  grosse  Summe  von  Arbeit  und  von 
ScharfiEiinn  aufgewandt.    Wenn  trotzdem  namentlich  bei  den  ge- 


entvidrelt  (finuizOs.  Patentsteaer,  süddeatsclie  Gewerbesteaern«  in  HMptpimoton  Mtch 

die  prcussische).  Als  Beispiele  der  landlichen  Gebäudeclassensteuer  kann  die  MflS^ 
reichische  von  1820  und  die  zweite  Form  der  preuss,  Gebäudesteuer  v.  1861  dienen. 

Wie  dies  die  Gesetze  wohl  ausdrücklich  aussprechen.  So  heisst  es  in  §.  1 
der  «J^weis.  t  d.  V«r&1ireii  beiErmitdiuig  des  Eeinertngs  der  lieg^nschaften  u.  s.  v.^, 
im  Anschluss  an  das  preuss.  Ges.  v.  21.  Mai  1SG1  betr.  anderweite  Regelung  der 
Grundsteuer-.  „Zweck  des  Verfahrens  ist  die  Enuittlung  des  Keiiiertrags  des  steuer- 
pflichtigen Gruudeigeathums :  .  .  .  iu  veThältnissmftflsiger  Gleichheit,  um  da- 
nach die  Gnindsteuerhauptsummen  für  die  Profinsen  .  .  .  u.  innerhalb  der  letzteren 
die  Ton  den  einzelnen  Kreisen  im  Ganzen  sowohl,  wie  die  von  den  einzelnen  Guts- 
bezirken und  Gemeinden  zu  übernehmenden  Grundsteuerbeträge  zu  bestimmen,  dem- 
nächst aber  deren  Untervertbeilung  anf  die  einzelnen  liegensclutflak  möglichst  leicht 
bewirken  zn  kOnoen'*:  die  folgerichtige  Anvendnng  des  RepvtitfoiisByitems. 
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DanDten  beiden  Steuern  auch  selbst  in  Betreff  des  speciell  ins  Auge 
gefassten  Ziels,  der  wenigstens  relativ  gleichmässigen  Be- 
lastung der  einzelnen  Steuerobjeete  jeder  Steuer,  kaum  auch  nur 
ittr  die  Zeit  .der  Kataaterarbeit  selbst,  geschweige  fttr  die  spätere 
Zeit  etwas  leidlich  Vollkommenes  erreicht  ist,  so  liegt  die  Schuld 
nicht  an  der  falschen  Methode  oder  der  nngeuügenden  Ansftthningy 
sondern  an  der  ausserordentlichen  Schwierigkeit  der  Aufgabe. 

Diese  Schwierigkeit  lässt  sich  indessen  gerade  bei  der  Grund- 
nnd  Gewerbesteuer,  wo  sie  sich  am  Meisten  fühlbar  macht,  durch 
die  Benutzung  des  Repartitionsprincips  den  steuerpflichti- 
gen Individuen  gegenüber  etwas  überwinden,  wie  im  folgenden  § 
gezeigt  wird. 

G.  —  §.  555.  Feststellung  der  Steoersätze. 

1)  FHlr  diese  Aufgabe  gentigt  es  im  Allgemeinen,  soweit  es 

sich  um  E  i  n  k  0  m  m  e  11  - ,  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  V  e  r  m  ö  g  c  n  -  und  Ertrag- 
steuern  handelt,  auf  die  Erörterungen  in  §.  543—545  zu  verweisen. 

a)  Besteht  Quotitätsbesteuerung,  so  werden  die  gesetzlichen 
Steuersätze  derselben,  bez.  diejenigen  gewisser  Steuerstufen  oder 
Stenerclassen,  einfach  nach  den  ermittelten  Thatsachen  anf  die 
Stenerobjecte  gelegt  und  den  Stenersnbjeeten  zur  Zahlung  vor- 
geschrieben. 

b)  Bei  Repartitionsbesteuerung  complicirt  sich  diese  Auf- 
gabe, weil  nun  erst  die  iti dividuellen  Steuersätze  für  jedes 
Steuerobject  und  Steuersubject  mittelst  der  Repartition  der  Stener- 
summe  auf  die  zu  belastenden  Stenerobjecte  festzustellen  sind.  Aber 
gerade  bei  dieser  Methode  ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  jene  im 
Torigen  §  nachgewiesenen  Mängel  der  Ertragstenem,  besonders  der 
Grund-  und  Gewerbe-,  dann  der  ländlichen  und  kleinstädtischen 
Gebäude -(Classen-)  Steuer,  auch  etwa  der  Steuer  auf  den  Ertrag 
der  selbständigen  liberalen  Berufsunternehmungen  (im  Unter- 
schied von  solchen  Berufs  diensten,  §.  461)  einigermassen  zu 
beseitigen.  Dies  kann  dadurch  geschehen,  dass  man  nach  dem 
Kataster  im  Allgemeinen  nur  die  Quoten  der  von  jedem  Ge- 
bietstheile,  bis  herab  zur  Ortsgemeinde,  aufzubringenden  Summe 
einer  jeden  Steuer  festisteUt,  bei  der  indiyidnellen  Vertheilung 
der  Ortsquote  auf  die  einzdnen  Stenerobjecte,  bez.  Steuersubjecte 
dagegen  Abweichungen  Ton  deijenigen  Vertheilung  und  von 
denjenigen  Steuersätzen  gestattet,  welche  sich  bei  der  genauen 
Zugrundelegung  des  Katasters  ergeben  würden.  So  wird  es  möglich, 
in  erwünschter  Weise  in  die  Objectbesteuerung  auch  ein  sub- 
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jectives  Moment  einzufügen  und  dadurch  manche  Härten  der 
ersteren  zu  mildern.  Es  lässt  sich  hierbei  namentüch  aut  indivi- 
duelle Ökononusche  Verhältnisse,  wie  die  oben  in  §.  428  bertthrteiiy 
Btteksicht  nehmen.  Bei  den  Grund-  und  Gewerbesteaem  kann  das 
fHr  den  Ertrag  so  massgebende,  oft  geradezu  entseheidende  Moment, 
die  Persönlichkeit  des  leitenden  WirtbschafItssnbjectSi  ferner 
können  concreto  Verhältnisse,  wie  in  der  Landwirthschaft  die 
Lage  der  Grundstücke  (Parcellen)  eines  Wirths  zu  einander  und 
zum  Hof,  von  dem  aus  sie  bewirthschaftet  werden  (Thünen'sche 
Kegeln!)  oder  wie  im  Gewerbe  die  concreteu  Bezug-,  Absatz-, 
technischen  Productionsbedingungen  n.  s.  w.  eines  einzelnen  Ge- 
werbebetriebs einige  Berttoksiehtignng  finden.  Auch  der  indivi- 
dnellen  Verschiedenheit  der  Veischnldnngsverhftltnisse  des  Real- 
besitzes Ittsst  sich  wohl  etwas  mit  Rechnung  tragen  nnd  dadurch 
einer  der  schwersten  lebelstände  der  Realbesteuerung  (§.  464) 
vermindern. 

Zur  Diirchführung  dieser  individuellen  Vertheilung  einer  Steuer- 
snmme  und  zur  Feststellung  der  sich  so  ergebenden  Steuersätze 
haben  wieder  locale  Steuercommissionen,  wie  die  Mher  (§.  544) 
erwähnten,  CTentnell  Ausschttsse  Yon  Berofsgenossen  zu  dienen.^) 

'§.  556.  —  2)  Bei  den  an  einen  Frodnctionsbetrieb  sioh  an- 
knttpfenden  indireeten  Verbranehstenem  handelt  es  sich  regel- 
mässig um  feste  (Quotitäts-)  Steuersätze,  zu  deren  richtiger  Auf- 
legung auf  die  Steuerobjecte ,  in  Gemässheit  der  gesetzlichen 
ßesteuerungsmethode  nach  dem  Rohstoff,  Fabrikat  u.  s.  w.,  eben 
die  Thatsachen  des  einzelnen  Betriebs  in  Bezng  anf 
diese  Objecto  genan  zu  ermitteln  sind.  Mit  der  Lbamg  dieser 
Aufgabe  ist  die  Aufgabe  der  'Feststellung  der  Steuersätze  und  der 
Ermittiiung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  dnes  Produeenten 
daher  im  Wesentlichen  zugleich  erledigt.  Das  Einzelne  richtet  sich 
hier  aber  in  solchem  Maasse  nach  der  Natur  des  Steuerobjects  oder 
des  Productionsbetriebs,  in  welchem  das  Object  hergestellt  wird,  dass 
sieh  darüber  hier  an  dieser  Stelle  nichts  Aligemeineres  sagen  lässt 
Die  speeiellen  technischen  Froductionsprocesse  der  einzelnen  Artikel^ 

In  einigen  Poncten  ihnliche  YoncbUge  von  Stein,  bes.  f.  d.  GnudBleiMr, 

z.  B.  II,  48.  Es  handelt  sich  aber  auch  hier  irteder  um  eine  allgemeiner  in  Ver- 
bindung; mit  der  Repartitiojisbesteuerung  anwendbare  Methode.  Die  Sache  ist  gerade 
umgekehrt  wie  in  Franii reich  bei  der  Gruadsteaer  zu  machen,  wo  man  die  H&apt- 
stenemunme  n.  diejenigen  der  Depnitements,  Arondiasements  v.  selbst  der  Gemeinden 
nicht  oder  nur  wonig  im  Anhalt  an  das  Kataster  bestimmt,  dagegen  die  indiTidaelleu 
äteuerschuldigkeiteu  der  einzelnen  läegenscJiaften  genan  nacli  dem  Kataster  umlegt' 
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die  mitspielenden  chemischen  Processe  z.  B.  bei  der  Wein-,  Bier-, 
Branntwein-,  Zuckerbercitung,  bedingen  auch  verschiedene  Methoden 
der  Ermittlung  der  Steuerobjecte. 

Bei  der  notorischen  Ungleichmässigkeit ,  mit  welcher  gewisse 
Steuern  dieser  Art,  namentlich  die  Rohstoff besteuerung,  nach  der 
Qualität  der  verarbeiteten  Stoffe  (ßflben  bei  Znoker!),  naeh  der 
teehnisclien  Einrichtoog  und  naeh  dem  Ümfang  des  Befaiebs  (Gross- 
und  Kleinbetrieb!)  aueh  hier  die  einzelnen  Prodncenten  treffen 
(§.  514,  516),  liegt  aber  bei  diesen  Steuern  dieSaehe  fthnlieh  wie 
bei  den  besprochenen  Ertragsteuern:  die  Vernachlässigung  des 
subjectiven  Moments  rächt  sich  wieder  durch  die  Ungleichmässig- 
keit der  Steuerbelastung.  Dies  führt  zu  der  Erwägung,  ob  sich 
nicht  auch  hier  das  Princip  der  Repartition  aushilfsweise 
benutzen  Hesse,  um  solche  Ungleichmässigkeit  zu  ver- 
mindern. Es  könnte  allenfalls  auf  die  Weise  gesehehen,  dass 
man  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ttber  die  Steuerobjecte 
und  die  Steuersätze  GesBmmt-Steuorsehuldigkeiten  fUr  efaie 
ganze  verbrauchsteuerpflichtige  Productiousbran  che 
bildete,  z.  B.  für  die  Rübenzuckerproduction,  Bierbrauerei,  Brannt- 
weinbrennerei, und  alsdann  unter  Controle  der  Steuerbehörde  durch' 
Commissionen  oder  Ausschüsse  der  Steuerpflichtigeu  diese  Summe 
auf  die  einzelnen  Betriebe  unter  Zulassung  genau  zu 
begründender,  aber  innerhalb  gewisser  Grenzen  sich 
haltender  Abweichungen  von  der  ersten  Veranlagung 
vertfaeilte. 

Die  grösseren  Schwierigkeiten  und  Bedenken  gegen  ein  solches 
Verfahren  bei  diesen  Steuern  im  Vergleich  mit  demselben  Verfahren 
bei  den  Realsteuern  des  Ertragsteuersystems  sind  nicht  zu  ver- 
kennen. Sie  liegen  namentlich  darin,  dass  bei  den  Gewerben  der 
genannten  inneren  Verbranchsteuem  nur  etwa  bei  der  Bierbrauerei, 
und  auch  hier  bloss  tbeilweise  und  neuerdings  immer  weniger,  bei 
den  anderen  in  der  Bogel  gar  nicht  von  ein^  local  beschränk- 
ten Productionsgebiet  und  Absatzmarkt  die  Bede  ist 
Man  kann  daher  nur  in  geringem  Maasse  neben  der  Qesammt- 
stenerschnldigkeit  des  ganzen  Staatsgebiets  provincielle  und  noch 
weniger  locale  Gesammtsteuerquoten  bilden,  sondern  mtisste  die 
Hauptsumme  gleich  auf  die  individuellen  Betriebe  direct  ver- 
theilen. Das  ist  misslicher  und  schwieriger,  besonders  da,  wo  es 
sich  nm  eine  sehr  grosse  Anzahl  sehr  weit  ttber  das  ganze  Gebiet 
Terstreuter  Betriebe  handelt,  wie  bei  der  Bierbrauerei  meist,  bei 


Digitized  by  Google 


624  3.  B.  2.  K.  1 .  A.  AUg.  Steuerl.  4.  H.-A.  SteiLTerw.  2.  A.  Thatsächl.  EmitÜ.  §.556, 557. 

der  ßranntweinbreoDerei  wenigstens  nach  den  deutschen  (im  Unter- 
schied z.  B.  von  den  englischen)  Productions Verhältnissen.  Dagegen 
würde  bei  der  Rübenz uckerproduction  and  Besteuerang  ein  solches 
Vorgehen  schon  eher  ausführbar  sein. 

Die  Vortheile  eines  derartigen  Kepartitionsverfahreiis.  wären 
aneh  hier  die  nemliehen  wie  ttberhaapt  bei  der  Stenenrepartition 
(§.  544,  545).  Namenüieh  würde  hier  wold|  wenn  dnmal  eine 
bestimmte  Snmme  anfgebraclit  werden  moBs,  die  Goncnrrenz 
der  Producentea  zu  einer  gleichmässigeren  Belastung  der  Ein- 
zelnen hinführen.  Gerade  in  diesen  Gewerben  verfolgt  man  die 
Lage  nnd  Leistungen  jeder  einzelnen  Unternehmung  scharf  um 
der  Concurrenz  willen  und  würde  im  Besitz  mancher  Tbatsachen 
sein  oder  leicht  iLommen,  auf  Grund  deren  man  eine  solche  Ans- 
gieichottg  Toroehmen  kann.  Wesentliche  Bedenken  dieser  Bestene- 
rang  (§.  514)  liessen  sich  so  yermindern.  Der  Einwand,  dass 
dadurch  dem  einzelnen  Producenten  die  besonderen  Vortheile  seiner 
besseren  technischen  Leistung  und  der  daraus  hervorgehenden 
theilweisen  „Abwälzung'*  der  Steuer,  auch  zum  Schaden  des  tech- 
nischen, auf  diese  Weise  prämiirten  Fortschritts,  entzogen  würden, 
ist  nicht  durchschlagend.  Denn  dieser  Vortheil  wird  nur  auf  Grand 
eines  an  sich  mangelhalieni  nngleichmässigen  Stenerver&hrens 
erzielt  nnd  ist  nicht  so  nnbeduigt  als  ein  wirklich  persdnliches 
dkonomisehes  Verdienst  des  Prodncenten  anzuerkennen  (§.  390). 

II.  —  §.  557.  Die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  bei  den  Steuern 
auf  einzelne  wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen 
(im  Sinne  des  §.  549),  daher  namentlich  bei  den  meisten  Verkehr- 
stenern, bei  den  Stenern,  auf  Conjnnctnr-,  Spielgewinn  änd 
Erbschaft  nnd  besonders,  bei  deiyenigen  Vcrbranchsteyiern, 
welche  sich  wie  Zolle  nnd  Thors  teuer  n,  an  den  Umlanf  der 
Waaren  anknflpfen  (§.  492,  bes.  S.  498  sub  c). 

Bei  diesen  Steuern  allen  gestaltet  sich  die  Aufgabe  der  Steuer- 
verwaltung schon  deshalb  wesentlich  anders  und  in  diesem  ersten 
Puncto  schwieriger,  als  bei  den  im  Vorausgehenden  besprochenen 
„Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb  und  den  Besitz'%  weil 
zuvörderst  schon  die  Ermittlung  der  Thatsachen,  von  denen  die 
Stenerpflicht  eines  Snbjects  ttberhanpt  erst  abhängt, 
andere  und  umfassendere  Vorkehrungen  erheischt.  Die  ConstSr 
tirung  der  Steuerpflicht  an  und  für  sich  macht  bei  den  besprocheneu 
Steuern  nicht  so  grosse  Mühe,  weil  diese  Pflicht  von  meist  offen- 
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kundigen  oder  verhältnissmässig  leicht  zu  ermittelnden,  fest  stehen- 
den oder  jedenfalls  längere  Zeit  gleichbleibenden  Thatsachen  des 
Erwerbs  und  Besitzes  abhängt  Diese  Thateacben  lassen  sich  auch 
nieht  leicht  der  Beobaehtimg  entziehen.  Die  schwierigere  Aufgabe 
ist  bei  diesen  Steuern,  nach  erfolgter  Gonstatimng  stenerpfliol^ger 
Snbjeete  nndObjeete  den  Umfang  der  Steaerpflicht  nnd  demnaeh 
die  G-rOsse  der  indiridnellen  Stenerscbnldigkeit  festzu- 
stellen. Die  darauf  bezüglichen  Thatsachen  sind  hier  zu  ermitteln 
und  das  eben  ist  das  schwierige  Problem,  so  z.  B.  auch  bei 
den  vorhin  besprochenen,  an  den  Prodactionsbetrieb  sich  anknüpfen- 
den Verbrauchsteuern. 

Bei  den  Steuern,  von  welchen  jetzt  zu  handeln  ist,  bietet 
umgekehrt  die  Ermittlung  des  Um  fang  s  der  Steueipfliehti  wenn 
einmal  die  letztere  selbst  constatirt  ist,  geringere  Mtthe,  beson- 
ders  bei  den  Verkehrsteuern,  Zöllen,  Thorsteuem.  Hier  handelt 
es  sich  meistens  nur  um  einfache  Hessungs-  und  ähnliche,  dann 
um  R ech Ii uiigs Operationen,  um  die  individuellen  »Steuerschuldig- 
keiten  nach  Massgabe  der  ermittelten  Thatsachen  in  Bezug  auf 
den  Umfang  der  Steuerobjecte  und  nach  den  gesetzlichen  Steuer- 
sätzen festzustellen.  Dag^en  dreht  sich  Alles  darum,  dic^jenigen 
steuerpflichtigen  Thatsachen  und  Handlungen  selbst  sicher  zu  er- 
mitteln, die  hier  das  Steuerobjeot  Mden  und  von  deren  Eintritt 
oder  Vornahme  Überhaupt  die  Steuerpflichtigkeit,  daher  auch  der 
Character  einer  bestimmten  Person  als  Steuersnbject  in  diesem 
bestimmten  Fall,  erst  abhängt.  In  Betreff  des  Umfangs  der 
Steuerpflicht  muss  nur  zugleich  bei  der  Constatirung  der  letz- 
teren selbst  die  nöthige  Vorkehrung  getroffen  werden,  um  einzelne 
Steuerobjecte  (z.  B.  bei  der  Verzollung  von  Waaren)  nicht  zu 
Übersehen  oder  sich  über  ihre  Menge  und  Art  nicht  zu  täuschen 
und  so  Hinterziehungen  von  Steuer  zu  verhüten.  Auch  hierbei 
kommt  aber  doch  zunächst  Alles  darauf  an,  den  Fall  der  Steuer- 
pflicht an  und  fflr  sich  zu  constatiren.  Das  ist  das  Primäre, 
alles  Weitere  steht  in  zweiter  Linie. 

So  erklärt  sich,  dass  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der 
betreftenden  Thatsachen,  deren  Eintritt  die  Steuerpflicht  erst  be- 
dingt, bei  dieser  zweiten  Kategorie  von  Steuern  ein  wesentlich 
verschiedenes,  verglichen  mit  dem  Verfahren  bei  der  ersten 
Kategorie,  sein  muss ;  femer,  dass  der  Sehwerpunct  der  administra- 
tiven Aufgabe  hier  in  der  Constatirung  der  Steuerobjecte 
liegt»  wovon  daher  auch  zuerst,  vor  den  Steuersubjeeten ,  zu 
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bandeln  ist.  Das  Einzelne  specialisirt  sich  wieder  manchfach  nach 
den  Arten  der  hierher  gehörigen  Steuern  und  den  einzelnen  Steuern. 
So  sind  auch  hier  in  der  aligemeinen  Steaerlehre  schon  die  am 
Eingang  dieses  §.  genannten  Kategorieen  zu  nntersoheiden.  Aber 
den  vielen  speciellen  Einricbtnogen  liegt  doch  bei  manchen  Pnncten 
auch  wieder  ein  gemeinsames  Princip,  ein  Schema  zu  Grunde, 
das  zum  richtigen  Verständniss  der  Aufgabe  der  Steuerverwaltung 
erkannt  und  hier  mit  aufgedeckt  werden  muss. 

A.  —  §.  558.  Die  Ermittlung  der  Steuerobjecte.^"^) 
1)  Bei  den  Verkehrstenern  bietet  meistens  das  Hil&mittel 
zu  diesem  Zwecke:  theils  das  Öffentliche  (gerichtliche)  £  in  tragnngs- 
Registerwesen^  theils  die  Mitwirkung  der  Gerichte  beider 
Regelung  von PriyatrechtsTerhältnissen,  theils  die  gesetz- 
liche \ Orschrift  der  Stempelp flichtigkeit  der  schriftlichen  Ur- 
kunden über  steuerpflichtige  Rechtsgeschäfte.  ^0 

Die  Gerichte  oder  Registerbehörden  u.  s.  w.  werden  hier  von 
Amts  wegen  verpflichtety  ftlr  die  zu  ihrer  Kenntniss  kommenden 
oder  unter  ihrer  Mitwirkung  geordneten  Rechtsgeschäfte  durch  ihre 
mit  den  Finanzgeschäften  betrauten  Organe  die  betreffende  Steuer 
erheben  oder  die  Benutzung  der  Torgeschriebenen  Werthstempel 
Yomehmen  zu  lassen  oder,  bei  yoUständiger  Trennung  jener  Be- 
hörden \  on  den  tiscalischen  Aufgaben,  die  Geschäfte  einer  Finanz- 
behörde zum  Zweck  der  Berechnung  und  Erhebung  der  Steuer 
anzumelden.  Gewöhnlich  findet  hier  ohnehin  schon  eine  Gebühren- 
pflichtigkeit für  die  Mitwirkung  von  Behörden  statt,  woran  sich  dann 
gleich  die  Verkehrsteuerpflichtigkeit  anschliesst.  Oder,  der  noch 
häufigere  Fall,  die  eine  gesetzliche  Abgabe  stellt  eben  nicht  bloss, 
wie  fälschlich  angenommen  zu  werden  pflegt,  eine  Gleblibr,  sondern 
zugleich  und  meist  hauptsächlich  eine  Verkehrsteuer  dar.  Hier 
erfolgt  dann  gleichzeitig  die  Ermittlung  des  Steuerobjects ,  die 
Feststelhmg  des  dafür  rechtlich  in  Anspruch  zu  nehmenden  Steuer- 
subjects  und  die  Berechnung,  Vorschreibung  und  Erhebung  des  Steuer- 
betrags. Die  Voraussetzung  dafür,  wann  und  wieweit  eine  derartige 
Abgabe  GebfUir  und  Steuer  sei,  ist  im  1.  Kapitel  dieses  Bands  in 
der  Gebtthrenlehre  schon  angegeben  worden  (§.  286  ff.,  293). 

^'*)  Auch  für  diese  Aufgabe  giebt  bes.  Hock  mandie  weräiToUe  Fingeneige. 

Oeff.  Abg.  §.  32,  33,  20,  25. 

Bei  dem  cugeii  Zusammenhang-  zwischen  (iebühien  u.  Verkehrsteuern  war  von 
der  hier  vorliegenden  Aufgabe  schon  im  1.  Kap.  dieaes  Bandü  in  der  Gebührenieiiie 
mehrfach  zu  handeln.  S.  bes.  §.  286  S„  291—293,  S20— 324.  In  der  Hauptsache 
ist  die  Frage  dort  m^eidi  fbr  die  Yerkehnfeaer  mit  erledigt  vonlen. 


Üigiiized  by  Google 


Ermittlung  der  Steuerobjecte  bei  den  Verkehrsteuern.  627 

Die  Cautelen  fUr  die  Durchführung  der  Steuerpflichtigkeit 
und  die  Formen  der  Erhebung  (directe  Einziehung, 
Stempel)  sind  dieselben  wie  bei  den  Gebühren  und  ebenfalls 
früher  schon  dargestellt  worden  (§.  293,  320  ff.).  Zur  möglichst 
sicheren  Ermittliuig  der  Steuerobjecte,  d.  h.  der  stenerpflichtigeii 
Acte  oder  Rechtsgeschttfte  dient  die  geselzliche  Vorschrifty  diese 
Geschäfte  registriren  zu  lassen,  oder  sie  behördlich  (gerichtlich) 
anzumelden,  oder  sie  scbriftlicb  abzufassen  und  die  Urkunden  mit 
dem  erforderlichen  Stempel  zu  versehen.  Die  Androhung  fisca- 
lischer  Strafen,  die  Bedrohung  mit  Rechtsnachtheilen ,  eventuell 
selbst  mit  Kechtsungiltigkeit  des  Geschäfts,  die  Verpflichtang  der 
öffentlichen  Behörden,  Notare  u.  s.  w.,  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Abgaben  oder  die  Anbringung  der  Stempel  selbst  yorzn- 
nehmen,  oder  ihnen  vor  Aagen  kommende  stempelpflichtige  Schrift- 
stttcke  anf  die  Verwendung  des  Stempels  ttberhauptund  des  richtigen 
Stempels  zu  prüfen,  nur  richtig  gestempelte  Urkunden  anzunehmen 
(im  Process  u.  s.  w.),  eventuell  die  Stempelung  nachzuholen  oder 
die  Strafverfolgung  der  schuldigen  Steuersubjecte  zu  veranlassen 
und  anderes  Aebniiche  mehr:  das  sind  die  zwar  nicht  immer 
völlig,  aber  doch  im  Ganzen  einigermassen  ausreichenden  Hilfs- 
mittel der  Stenerrerwaltnng  zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte 
det  Verkehrsteuern  und  zur  Sicherung  des  Finanzinteresses  in 
Betreff  der  Besteuerung  der  Steuersubjecte  nach  den  geseteliehen 
Steuersätzen.  Abweichendes  Einzelne  richtet  sich  nach  der  Art 
der  einzelnen  Verkehrsteuern. 

Die  enge  Verbindung  vieler  dieser  Steuern  mit  juristischen 
Formalien  (§.  293)  erleichtert  demnach  die  Aufgabe  der  Steuer- 
Verwaltung  hier  wesentlich.  Das  leitende  Princip  für  die  administra- 
tiTC  Ermittlnng  der  Steuerobjecte  wird  aber  dadurch  etwas  ver- 
deckt. Es  ist  doch  im  Grunde  das  gleiche  wie  bei  dieser  ganzen 
Gattung  von  Steuern,  von  der  wir  hier  handeln  (§.  557),  nemlich 
ein  directer  oder  indirecter  Zwang  zur  Anmeldung  der  Steuer- 
objecte für  das  Steuersubject  behufs  Veranlagung  zur  Steuer,  nur 
dass  dieser  Zwang  hier  eventuell  implicite  in  den  schon  aus  sach- 
lichen Gründen  gegebenen  Vorschriften  über  das  Registerwesen 
nnd  Uber  die  Mitwirkung  von  Behörden  erfolgt  Bei  der  Stempel- 
pflichtigkeit  macht  man  das  Steuersubject  zugleich  zum  Organ 
der  Ermittlung  des  Steuerobjeets  und  der  Steuererhebung,  worin 
ebenfalls  implicite  ein  Anmeldezwang  zur  Versteuerung  der  Steuer- 
objecte liegt:  hier  freilich  mit  schwächeren  Garantieen  der  Cou- 
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trole,  die,  mner  in  den  Bedrohungen  mit  Strafen  nnd  etwaigen 
Rechtsnachtheilen ,  nur  in  nngenttgendem  Maasse  in  der  Oeffent- 

lichkeit  und  in  der  mehr  nur  zufälligen  Kenntnissnahme  Seitens 
der  öffentlichen  Behörden  liegen.  Nur  das  unbedingte  Verlangen 
des  Registrirungsz Wangs  und  womöglich  zugleich  der  öchriftlichkeit 
steuerpflichtiger  Rechtsgeschäfte  unter  gleichzeitiger  Versagung  der 
ßeehtsgUtigkeit  der  nicht  registrirten  und  mfindlichen  betreffenden 
ReehtsgesehKite  mOchte  hier  fttr  die  siehere  Ermittlang  der  Stener- 
objecte  grossere,  wenn  anoh  niemals  ganz  ausreichende  Garantie 
gewähren.  **)  En  würde  dabei  auch  eine  rationelle  Besehrilnkang 
der  Steuerpflichtigkeit  auf  gewisse  leichter  controlirbare,  namentlich 
auch  auf  Rechtsgeschäfte  Uber  einen  gewissen  nicht  zu  niedrigen 
Wertbbetrag  wohl  von  vorneherein  geboten  sein  oder  man  mtisste 
wenigstens  den  Verkehrsteuersatz ,  wie  z.  B.  bei  einem  gleich- 
mässigen  kleinen  Quittnngsstempel,  sehr  niedrig  ansetzen/  nm 
dadurch  den  Anreiz  anr  Hinterziehung  von  Stenerobjecten  zu 
Termindem. 

§.  559.  —  2)  Bei  der  Besteuerung  Ton  Conjnnctnren- 
gewinnen  richtet  sich  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der  Stener- 

objecte  nach  der  Art  des  betreffenden  Gewinns  und  der  dem- 
gemäss  zu  wählenden  Steuer  (§.  478 — 481). 

a)  Dient  die  Ertrag-  und  Eiukommenbesteuerung  mit  dazu, 
diese  Gewinne  zu  treffen,  so  sind  amtliche  Nachforschungen 
neben  Declarationen  der  Steuerpflichtigen  vorzuschreiben. 

b)  Bei  der  Benutzung  der  Verkebrsbestenerung  liefern  in 
dem  pracüsch  wichtigsten  Falle,  wenn  es  sich  nemlich  um  den 
beim  entgeltlichen  Besitzwechsel  yon  Grunde igendium  (und  Gebäu- 
den u.  s.  w.)  erzielten  Gewinn  handelt,  wieder  die  entsprechend 
einzurichtenden  Register  oder  Grundbücher  die  genügenden  Anhalts- 
puncte.  Es  müssen  zu  dem  Zweck  namentlich  die  Erwerbs-  und 
Verkaufspreise  eingeti*agen  werden,  nach  deren  Differenz 
dann  die  Behörde  (Grundbuch amt)  wieder  von  Amtswegen  die 
Steuer  zu  berechnen  hat  Dabei  ist  dem  Steuerpflichtigen  nur 
der  Nachweis  einer  Werthsteigerung  in  Folge  neuer  Kapitalrer- 

-2)  Man  hat  öfters  als  eiii  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Differenzgeschäfts  an 
den  Fondsbörsen  die  Versagung  der  Klagbarkeit  der  betreffenden  Verträge,  (als  Spiel- 
yertrtge  u.  dgl.)  bcfurw^ortet  u.  mitunter  besteht  diese  Elagbarkeit  «ach  nicht.  Abor 
irgend  ausreichende  Hilfe  Inctet  iHos  Verfahren  erfahnings gemäss  nicht:  der  „Sitton- 
codex"  unter  den  Börsenspiclern  ist  in  diesem  Puncte  eine  nicht  werthlose  Borg- 
schaft  dafür,  dass  «och  nicht -klagbare  Yertrilge  doch  erfüllt  v^erden.  Das  beweist, 
daas  man  die  practisehe  Bedeotong  des  im  Text  enriUmten  Mittttls  nicht  aber- 
sohitzeii  darf. 
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weDdangen  zu  gestatten,  um  eventuell  ganz  oder  theilweise  steuer- 
frei zu  bleiben.  Im  Uebrigen  fungirt  die  Verkehrsbestenemng  (ein- 
schliesslieh  der  ,,B0r8ensteiiem'')y  wie  früher  gezeigt  wurde,  ohnehin 
vielfach  gleich  als  Besteuerung  von  Co^junctureogewinnen  mit. 

c)  Bei  der  BerttckBichtiguDg  dieser  Gewinne  in  Erbfftllen 
kommen  dieselben  Einrichtungen  in  Betracht,  wie  bei  der  Erbschafts- 
steuer, nur  dass  ausserdem  noch  die  Erben  zu  Aussagen  nach  bestem 
Wissen  über  die  etwaige  Conjuncturen -Werthsteigerung  von  Erb- 
Bchaftsobjecten  (besonders  Immobilien)  zu  verpflichten  und  geeig- 
nete amtliche  Nachforschungen  nach  solchen  Werthsteigerungen 
ansnstellen  sind.  Bei  Immobilien  liefern  hier  die  Grundbücher 
wieder  die  Daten  Aber  die  Erwerbspreise,  nene  Taxationen  haben 
den  Jetztwerth  zur  Zeit  des  Erbgangs  festzustellen. 

d)  Bei  der  Baustellenbesteuerung  und  in  ähnlichen  Fällen 
(§.  481)  mnss  ein  mit  scharfen  Strafandrohungen  beim  Unterlassen 
verbundener  Anmeldezwang  vorgeschrieben  werden:  für  den 
Besitzer  der  Baustelle  und  für  deigenigen,  welcher  eine  speci- 
•fische  Aendenmg  in  derBenntznng  seiner  Grondstfleke  vornimmt 
Amtliche  Nachforsehnngen  haben  znr  Eigänznng  daneben  zn  treten. 
Nach  dem  Hnster  der  Gnmdstener  und  etwa  der  an  den  Tabak- 
bau  anknüpfenden  Formen  der  Tabakbesteuerung  wird  Einzelnes 
hier  eingerichtet  werden  können. 

3)  Die  Steuerobjecte  bei  Spielgewinn en  ermittelt  und  trifft 
man  am  Einfachsten,  —  unter  der  statthaften  Voraussetzung,  dass 

.  jedes  Spiel  dner  öffentlichen  Controle  und  Concession  unterliegt, 
sonst  verboten  ist,  —  in  der  Art,  dass  der  Spielhalter  („Schuld- 
ner^ znr  Anmeldung  der  be^ffenden  Stenerobjecte  verpflichtet 
und  gleich  bei  ihm,  also  an  der  Ertragsquelle,  die  Steuer 
erhoben  wird. 

4)  Zur  Ermittlung  der  vSteuerobjecte  der  Erbschaftssteuern 
dient  zunächst  der  (übliche)  Anmeldezwang  für  alle  Erben  oder 
Legatare;  ferner  in  Ergänzung  dazu  die  Verpflichtung  der  Standes- 
ämter, der  Erbschaiisstenerbehörde  regehnässige  Nachricht  von 
den  Todesfällen  zu  geben.  Die  auch  sonst  in  mancher  Hinsicht 
empfehlenswerthe  Vorschrift,  dass  Aber  alle  Erbschaften  ein  amt- 
liches (gerichtliches)  Erbeslegitimationsverfahren  ex  officio 
stattfinden  muss,  hilft  weitere  Schwierigkeiten  in  der  Ermittlung 
der  Steuerobjecte  zu  beseitigen.  Wenn,  wie  es  principiell  und  steuer- 
technisch passend  erscheint,  die  kleinen  Erbschaften,  bez.  Erb- 
portionen und  Legate  unter  einer  gewissen  Höhe  steuerfrei  sind, 
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yermindert  sich  auch  die  Zahl  der  za  controlirenden  Erbschaften 
wesentlich.  In  Verbindung  mit  der  Constatirung  der  Steuerobjecte 
moBB  hier  Bodann  der  Umfang  oder  Werth  derselben  ermittelt 
werden,  in  welcher  Hinsicht  neben  den  zn  fordernden  Angaben 
der  Stenersabjecte  (bez.  der  Verwalter  der  Erbschaftsmaase)  amt- 
liche Taxationen  stattfinden  müssen. 

§.  560.  —  5)  Von  den  Verbrauchsteuern,  welche  sich  an  den 
Umlauf  von  Waaren  anknüpfen,  sind  die  Grenzzölle  die  wich- 
tigsten und  hier  vornemlich  ins  Auge  zu  fassen.  Die  Einrichtungen 
znr  Ermittlung  der  Steuerobjecte  bei  den  städtischen  Thor- 
Stenern  sind  mntatis  mntandis  dieselben  wie  bei  denZöUen,  mit 
Abweichungen  I  weiche  iheils  durch  die  Tcrschiedenen  YerhlUtnisBe 
der  zu  controlirenden  Oertlichkeiten,  thdls  durch  die  verschiedene 
Art  (meist  landwirthschaftliche  und  gewisse  gewerbliche  Erzeug- 
nisse des  gewöhnlichen  Marktverkehrs,  eventuell  Brenn-  und  Bau- 
materialien, dann  Getränke,  Wein,  Branntwein,  Bier  u.  s.  w.),  theils 
durch  die  verschiedene  Transport-  und  Verpacknngsweise  und  Anzahl 
der  Artikel  veranlasst  werden.  Die  sonstigen  Steuern  in  Verbindung  • 
mit  dem  Umlauf  der  Waaren  (§.  492)  sind  zu  selten,  um  hier 
besonders  berttcksichtigt  werden  zu  müssen.  Gewisse  Einrich- 
tungen bei  ihnen  sind  aber  fthnlich  wie  beim  Versand  zollpflich- 
tiger Waaren. 

Zur  Ermittlung  der  Hteuerobjecte  bei  Zöllen  u.  s.  w.  dient  zu- 
nächst und  hauptsächlich  ein  Anmeldezwang  für  die  Waaren- 
ftthrer,  in  Folge  dessen  die  letzteren  mit  dem  Eintritt  des  „steuer- 
baren Moments  d.  h.  der  Ueberscbreitnng  der  GrenzzolUinie'^) 
(der,,Verzehrungssteuerlinie''  bei  städtischen  Thoraodsen)  verpflichtet 
sind,  sich  selbst  und  die  von  ihnen  gcitihrten  Waaren  bei  der  be- 
treffenden Steuerbehörde  behufs  Vornahme  des  ,^ steuerbaren 
Acts'',  d.h.  der  Verzollung  (eventuell  behufs  Einleitung  der  Mass- 
regeln, welche  zur  Sicherung  der  Verzollung  dienen)  zu  melden. 
Diesem  Zwang  entspricht  das  Recht  der  Steuerorgane,  die  erforder- 
lichen Controlen  znr  Sicherstellung  dieser  Anmeldungen  zu  treffen 
und  Jedermann  zn  nöthigen,  sich  den  getroffenen  Anordnungen  zu 
unterwerfen.  Zu  diesem  Behufe  erfolgt  die  Bildung  und  stete 

^)  In  der  Praxis  modiücirt  sich  der  Eintritt  des  steuerbaren  Acts,  z.  B.  wenn 
ZolUmtor  anf  inUndischem  Freihafengeblet  od«r  in  Folge  ron  ZonoarteUen 

(Dentschland  und  Oesterreich)  auf  fremdem  Gebiete  liegen«  wo  dann  etwa  die  Ein- 
bringung in  die  zollamtlichen  Räume  behufs  Verladung  in  die  ins  Inland  abgefertigten 
Fahrzeuge  ^Eisenbahnwagen)  jenen  Act  bildet  iL  zu  diesem  Behuf  die  Anmaldangen 
erfolgen  mOBBen.  —  Im  Text  mda&ch  Anlehniing  an  Hock,  5ff.  Abg.  §.  20.  S.  Mch 
Ran  II,  §.  458-460. 
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Bewachung  einer  „Grenzzolllinie"  und  eines  Grenzgebiet- 
bezirks (ähnlich  bei  den  Thoraccisen:  einer  Verzehrungssteuer- 
linie),  woran  sich  die  Vorschrift  knüpft,  nur  die  öffentlichen 
Wege  oder  selbst  nur  gewisse  Wege  darunter  oder  letztere 
wenigstens  nnr  für  gewisse  Waaren  zam  Transport  zu  benutzen. 
Aneh  die  Zeit  (Tageszeit)  des  Transports  wird  wohl  besobränkt 

Die  Waarenfnbrer  haben  in  bestimmter  Weise  Steuer- 
ansagen''  oder  „  Waaren erklärungen"  über  die  Objecte  (Art, 
Menge,  eventuell  Herkunft,  Bestimmungsort  u.  s.  w.)  ihres  Trans- 
ports zu  machen.  Diese  Ansagen  umfassen  im  Princip  auch  die 
nicht- steuerpflichtigen  Objecte,  um  eine  Controle  zu  ermögliohen. 
'  Die  Stenerbeamten  haben  das  Becht,  bez.  die  Pflieht,  die  gemachten 
Angaben  ttber  Art  und  Menge  der  Waaren  auf  ihre  Biohtigkeit  zu 
erproben  mittelst  eigener  Untersuchung  des  Transports  („Revi- 
sion'*) und  Uber  die  weiteren,  für  die  Besteuerung  eventuell  in 
Betracht  kommenden  Thatsachen  (Herkunft,  directe,  indirecte  Ein- 
fuhr, Benutzung  heimischer,  fremder  Fahrzeuge,  Schiffe  u.  s.  w., 
bei  „Differentialtarifen wo  sich  der  Zollsatz  nach  solchen 
Momenten  verschieden  gestaltet,  —  auch  ttber  den  „steuerpflichtigen 
Werth*'  der  Waaren  bei  Werthzöllen)  die  urkundlichen  Belege 
mittelst  bestimmter  Atteste  u.  s.  w.  zu  Tcrlangen. 

§.  561.  Dies  sind  die  ziemHoh  allgemein  und  gleichmttssig 
bestehenden  Haupteinrichtungen  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte. Im  Anscbluss  daran  finden  sich  theils  zur  Erleichte- 
rung des  Verkehrs  und  zur  Vereinfachung  des  „Zollver- 
fahrens" zugleich  auch  im  Interesse  der  Steuerverwaltung,  theils 
zur  noch  grösseren  Sicherung  der  gesetzlichen  Be- 
steuerung dnige  weitere  hier  kurz  zu  erwähnende  Einrichtungen. 
In  denselben  bestehen  öfters  grössere  zeitliche  und  örUiche  Ver- 
schiedenheiten als  in  den  geschilderten  nach  der  ganzen  Gestal- 
tung des  Zollwesens,  namentlich  nach  der  grösseren  oder  kleineren 
Zahl  und  Höhe  der  Zollsätze,  nach  der  Beschaffenheit  der  Zoll- 
grenze und  der  davon  mit  abhängigen  Gefahr  des  Schmuggels,  nach 
dem  Zweck  des  Zolls  (Finanz-  oder  Schutzzoll)^  nach  der  Integrität 
der  Bevölkerung y  der  Geschäftskreise,  des  fieamtenthums,  endlich 
freilich  auch  nach  der  mehr  bureankratischen  Weitläufigkeit  und 
SchwerftUfigkeit  oder  der  den  Verkehrsbedflrfhissen  sich  mehr  an- 
passenden („kaufmännischen")  Gestaltung  der  ganzen  Steuer-  und 
Zollverwaltung.  Es  ist  klar,  dass  hier  zwischen  den  Bedürfnissen 
und  Wünschen  des  Verkehrs  und  der  Zollverwaltung  selbst  einer- 
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«elts  und  den  Anfordern  ngen ,   welche  im  Interesse  m5glichBt 

sicherer  Ermittlung  der  Steuerobjecte  zu  stellen  sind,  andrerseits 
Conflicte  bestehen,  welche  nur  durch  Compromisse  aasgeglichen 
werden  können. 

a)  Zar  £rleichterang  des  Verkehrs  und  zur  Vereinfachang  des 
Zollverfahrens  dient  ausser  der  früher  schon  besprochenen  Fest- 
stelliing  specifiseher,  namentlieh  Gewichtszollsätze  statt 
der  WerthzoUslltEe  nnd  gleiehmässiger  Sfttze  statt  der  Qnali- 
tfttszollsittze  (§.  547): 

a)  die  Anwendung  der  Gewichtssätze  in  der  Form  der 
sogen.  B  rutto  Verzollung  oder  der  Netto  Verzollung  auf  Grund 
gewisser  meist  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  Tarasiitze,  * 
welche  vom  Bruttogewicht  zur  Ermittlung  des  zollpflichtigen  Netto- 
gewichts abgehen.  Man  hält  sich  hier  an  die  üblichen  Ver- 
packungsarten der  Waaren  nnd  bestimmt  bei  der  Bmttover- 
zollong  danach  mit  die  Zollsätze,  bei  der  genannten  Nettoverzollnng 
die  Tara.  Dabei  ist  es  natOrUeh  nothwendig,  geeignete  Vorkeh- 
rnngen  gegen  die  Benntznng  einer  dem  Stenerpflichtigen  zn  günstigen 
Bemessung  des  Gewichts  der  Verpackung  zu  treffen  nnd  Aende- 
rungen  in  letzterer  durch  Aenderung  der  Bruttozollsätze  oder  der 
Tara  zu  begegnen.  Die  zeitraubende  und  kostspielige  Aus- 
packuug  und  Wiederverpackung  der  Waaren  wird  so  vermieden. 
Ein  Controhrecht  der  Verwaltung,  sich  vom  wirkliehen  Inhalt  der 
Golli's  u.  s.  w.  im  Falle  von  Misstranen  in  die  Waarenerklärang 
zu  ttberzeugen,  mnss  freUieh  gewahrt  bleiben. 

ft)  Die  unbedingte  Verpflichtung,  die  Waaren  gleich  an  der 
Grenze  zu  verzollen,  widerspricht  vielfach  dem  berechtigten  Ver- 
kehrsinteresse, vcrtheuert  direct  und  indirect  dem  Waarenführer, 
bez.  EigenthUmer  den  Bezug  und  ist  auch  durch  das  Finanz- 
interesse nicht  geboten.  Daher  ist  ein  Verfahren  erwünscht, 
mittelst  dessen  die  Waaren  vorläufig  unverzollt  bis  zur  Er- 
reichung ihres  Bestimmungsorts  bleiben,  an  welchem  alsdann  erst 
die  letzten  zollamtlichen  Ifanipulationen  zur  Ermittiung  der  Steuer- 
objecte und  der  Steuerschuldigkeit  erfolgen.  Dies  setzt  beson- 
dere Zollämter  auch  im  Binnen  lande,  namentlich  in  grösseren 
Städten,  woraus:  sogen,  innere  oder  Binnen  Zollämter  neben  den 
Grenz-  oder  A ussen Zollämtern.  Das  betrefifende  Verfahren  ist 
das  sogen.  „Begleitschein verfahren durch  welches  die 
Identität  der  unter  Zoll  verschluss  gestellten  Steuerobjecte  und  die 
Sicherung  der  Zollzahlung  verbärgt  wird.  £s  besteht  Yomemlioh 
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für  einfuhrzollpflichtige  Importartikel,  dann  för  ausländische,  bloss 
zur  Durchfuhr  kommende.  Auch  bei  inneren  Verbraachsteuem 
kommt  es  zur  Controle  transportirter  8teuerobjecte  vor,  z.  B.  bei 
Mehl  auf  dem  Wege  von  der  Mühle  in  die  Stadt  oder  bei  Malz, 
welehes  ans  der  Mühle  in  die  Branerei  geht  oder  bei  Wein,  der 
Tom  HSndler  an  den  Wirth  nnd  Privaten  veraandt  wird. 

y)  Zur  Erleichterung  des  Zwischenhandels,  eventuell  zur 
Verschiebung  der  Verzollung  dienen  amtliche  oder  mit  unter 
amtlichem  Verschluss  stehende  Niederlagen,  („Entrepots"), 
in  denen  einstweilen  bis  zur  Einfuhr  t1ir  den  inländisehen  Consum 
oder  bis  zur  Wiederausfuhr  zollpflichtige  Waaren  gelagert  und  den 
eri'orderliehen  teehniBoben  Manipulationen  onterzogen  werden  können. 
AmtUehe  Controlen  stellen  die  Ermittlnng  der  Stenerobjeete  dabei 
genügend  sieher. 

b)  Zur  Verschärfung  der  Massregeln  für  die  Ermittlung 
zollpflichtiger  Waaren  jiamentlich  bei  hohen  Zollen  (eventuell  bei 
Prohibitionen)  und  grosser  Schmuggelgefahr  dienen  besonders  fol- 
gende Einrichtungen  (wörtlich  nach  Hock)**);  „man  errichtet  eine 
zweite,  die  erste  eontrolirende  Zolllinie  dort,  wo  der  GrenzbezirlL 
vom  inneren  Lande  sieh  scheidet  (innere  Zolllinie);  man  versieht 
die  hoeh  belegten  fremden  Waaren  zum  Zeichen,  der  geschehenen 
Verzollung  und  die  entsprechenden  inländischen  zum  Zeichen  der 
inländischen  Erzeugung  mit  besonderen  Stempeln,  unterwirft  sie 
den  Transport-  und  Auf  bewahrungscontrolen  auch  im  Inneren,  lässt 
beim  Eintritt  in  die  grossen  Handelsstädte  die  Waaren  einer  Revi- 
sion unterziehen,  ob  sich  nicht  fremde,  unverzollte  darunter  be- 
finden; die  Grenze  wird  mit  Wall  nnd  Graben  umgeben,  die  nur 
an  den  Ponoten,  wo  sieh  ein  Amt  befindet,  sich  Offiioi;  man  ent- 
leert den  Grenzbezirk  Ton  Einwohnern.''  Begreiflieher  Weise  sind 
so  ansgedcbnte  und  lästige  Controlen  nur  ausnahmsweise  zu  recht- 
fertigen und  vollends  heute  bei  der  durch  die  Dampflocomotion 
bewirkten  Massenconcentration  eines  leichter  und  schneller  Be- 
wegung bedürftigen  WaarenverlLehrs  meist  gar  nicht  mehr  aus- 
führbar, bei  diesem  leichter  zn  eontrolirenden  Vericehr  aber  auch 
weniger  notiiwendig  als  früher. 

Von  besonderer  Bedentnog  itir  die  sichere  Ermittlnng  der 
Stenerobjeete  bei  den  Zöllen  und  Thoraccisen  sind  nur  noch,  wie 
bei  allen  indirecten  Verbrauchsteuern,  Controlen  Uber  die 
Steuerbeamteu,  um  Bestechlichkeit  und  Schmuggelbegünstigung 

^  Oeff.  Abg.  S.  128,  Weiteres  UbeT  GonMea  QiUeii  im  6u  Abecbnitt,  bes.  §.  587, 5S8. 
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durch  dieselben,  sowohl  in  Betreff  der  Menge  als  der  Art  der 
Waaren,  zu  verhüten.  Dazu  dient  (nach  Hock)**)  „die  Verpflich- 
tung der  Steuerorgane;  jeden  amtlichen  Act  schriftlich  festzustellen 
und  wichtigere  Amtshandlungen  nur  mehrere  veremt  oder  anter 
Leitong  dnes  hohmn  Beamten  vorzanebmen;  dann  die  gegen- 
seitige Ueberelnstimmnng  der  Scriptoren,  die  Öfteren  Naehsehanen, 
Ueberprttfnngen,  Vergleiehnng  der  ausgestellten  Urkunden  mit  den 
Waaren,  ftir  welche  sie  ausgestellt  sind'^ 

Die  ausserordentliche  Schwierigkeit  der  Aufgaben  der  Zoll- 
verwaltung zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  ist  somit  unverkenn- 
bar. Bei  den  Thoraccisen  steigert  sie  sich  ftir  die  analoge 
Aufgabe  vielfach  noch,  weil  der  Verkehr  im  Ganzen  massenhafter 
nnd  doch  weniger  centralisirt  ist  nnd  die  Sperr-  nnd  Bewachnngs- 
massregeln  wegen  ihrer  verkehrstörenden,  auek  die  Personen  be- 
lästigenden Wirkung^  nnvermeidliok  mehr  besobränkt  werden 
mttssen.  Hit  ans  stenertecbniscben  Rticksichten  sind  denn  anoh 
die  Thoraccisen  vielfach  gefallen,  wie  anderseits  die  Zollsysteme 
gemildert  worden  (§.  449). 

B.  —  §.  562.    Die  Ermittlung  der  Steue rsub jecte. 

Nach  dem  Wesen  der  ganzen  hier  besprochenen  Kategorie  von 
Steuern  ,,auf  einzelne  weebselnde  Tbatsaohen  nnd  Handlungen^' 
fiegt,  wie  oben  (§.  587)  hervorgehoben  wurde  und  wohl  dureb  das 
Vorausgehende  bestätigt  wird,  die  Hauptaufgabe  der  Steuer- 
verwaltung in  der  Ermittlung  der  Steuerobjecte.  Ist  diese  erfolgt, 
so  ergiebt  sich,  welche  Personen  überhaupt  eventuell  als 
Steuerpflichtige  in  Frage  kommen  können.  Da  solcher 
Personen  aber  in  einigen  der  hierher  gehörigen  Fälle  mehrere 
sind,  so  muss  das  Steuerrecht  genauer  bestimmen,  wer  gesetz- 
lich das  Steuersubject  oder  m.  a.  W,  wer  der  Steuerver- 
waltung fflr  die  Zahlung  der  Steuer  verantwortlich  und 
haftbar  sein  so  IL  Hitunter  kann  gerade  hier  wobl  zwischen 
den  eigentlichen  Steuersubject en  und  anderen,  neben  ihnen  vor- 
kommenden Steuerhaftenden  untemehieden  werden. 

Ftir  die  Bestimmung  dieser  Personen  sind  theils  principielle 
Erwägungen  hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung  der  Steuerlast, 
theils  Steuer  technische  Rücksichten  bezllglich  der  Sicherung 
der  Steuer  und  der  leichteren  Erhebung  in  Betracht  zu  ziehen. 

1)  In  ersterer  Hinsicht  handelt  es  sich  namentlich  bei  den 
Verkehrsteuern  darami  diejenigen  Personen,  daher  bei  stener- 
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Pflichtigen  Rechtsgeschäften  denjenigeD  Contrahenten  zum  gesetz- 
lichen Steuerpflichtigen  zu  erklären,  den  man  wegen  seines  sich 
anderen  (directen)  Stenern  rechtlich  oder  thateftohlich  entziehenden 
,,Gewinn8''  n.  b.  w.  znm  Steuerträger  machen  will  oder  folgerichtig 
dazn  machen  mOsste  (§.  470).  Doch  kann  man  dies  nicht  immer 
80  einfach  bestimmen  oder  das  steuertechnische  Interesse  nöthigt 
zu  Abweichungen  von  der  Regel.  Oefters  (z.  B.  bei  steuerpflichtigen 
Kauf-,  Mieth-,  Pachtverträgen)  liegt  auch  kein  Grund  vor,  einen 
der  Contrahenten  allein  zum  Steuerträger  zu  machen,  sondern 
das  Richtige  ist,  dass  beide  zasammen  die  Steuer  tragen.  Wenn 
man  hier  gleichwohl  ans  atenerteehnischen  Gründen  einen  der  Con« 
trahenten  als  gesetzliehen  Steuerpflichtigen  bestimmt,  so  sollte  es 
mögliefist  derjenige  sein,  der  im  Allgemeinen,  daher  präsumtiv 
auch  im  concretcn  Fall  meistens,  der  ökonomisch  und  social 
stärkere  Theil  ist.  Diese  Entscheidung  möchte  sich  auch  steuer- 
technisch in  der  Regel  empfehlen.  Bei  Mieth-  und  Pachtverträgen 
deshalb  wohl  der  Vermiether  und  Verpächter,  bei  Immobilien- 
häufen  der  Erwerber  des  Objects  u.  s.  w.  Die  vertragsmässige 
Begelung  der  Verkehrsteuer  (Stempel,  Eintragungsabgabe,  Besitz- 
wechselsteuer) bleibt  ohnehin  nicht  ausgeschlossen  und  richtet  sich 
nach  den  ftir  die  Steuerüberwälzung  massgebenden  Verhältnissen. 
Bei  manchen  in  der  Form  des  Stempels  erhobenen  Verkehr- 
steuern auf  die  schriftlichen  Urkunden  Uber  Rechtsgeschäfte  wird 
die  steuertechnische  Rücksicht  unvermeidlich  vorangestellt  werden 
mttssen,  indem  das  GfCsetz  denjenigen  zum  Steuerpflichtigen  erklärt, 
welcher  am  Sichersten  und  Leichtesten  zu  erfassen  ist,  z.  B.  den- 
jenigen, welcher  sich  einer  Urkunde  als  Beweismittels  fttr  einen 
Anspruch  gegen  einen  Dritten  oder  fSr  die  ErfHllung  einer  Ver- 
pflichtung bedient,  welcher  die  Urkunde  in  Besitz  hat  u.  s.  w.: 
daher  erscheint  bei  Schuldscheinen  der  Gläubiger,  bei 
Quittungen  der  Zahlungspflichtige  als  das  richtige  gesetzliche 
Steuersubject,  nicht,  wie  üblich,  der  Aussteller  des  Schuldscheins, 
dem  freilich  die  Steuer  durch  Ueberwälzung  leicht  zugeschoben 
werden  whrd.  Kur  bei  Inhaber-  und  ohne  Oessionsinstrument  ttber- 
trSigbaren  Schuldscheinen  wird  der  Aussteller  zum  Steuersubject  zu 
machen  sein.  In  manchen  Fällen  kann  man  auch  das  specielle 
sachliche  Object,  auf  welches  sich  ein  steuerpflichtiges  Rechts- 
geschäft oder  eine  dartiber  ausgestellte  stempelpflichtige  Urkunde 
bezieht,  für  die  Steuer,  olme  Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter  an 
demselben,  mit  haftbar  machen,  ähnlich  wie  dies  bei  Verbranch- 
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steuern  yorkommt,  so  namentlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien.  Hier  empfiehlt  sich,  als  gesetzliches  Steuersubject 
den  Eigeothttmer,  in  deasen  Eigenthwn  das  Object  noch  steht 
oder  übergeht,  zn  besthnmen. 

Man  ersieht  aus  dem  Gesagten,  dass  hier  ein  Gebiet  yoU  nn- 
TOrmeidlicher  Casnistii^  vorliegt,  welches  wiederum  die  Theorie  fast 
noch  gar  nicht  bearbeitet,  die  Praxis  in  den  Bestimmungen  Uber 
die  Steneranbjecte  ziemlich  willkfdirlich  geregelt  hat 

2)  Bei  Conjunctur-  und  Spielgewinn  und  bei  dem  Erwerb 
ans  Erbschaft  ist  der  richtige  Stenerträger  der  Qcwinnende 
nnd  der  Erwerber.  Die  Bestunmong  des  gesetzlichen  Stenersnb- 
jects,  eventnell  des  ftlr  letzteres  Stenerhaftonden,  wird  aber  wieder 

mit  nach  steuertechnischen  Rücksichten  erfolgen  müssen.  Bei  den 
Steuern  auf  den  Conjuncturengewinn  richtet  sie  sich  mit  nach  der 
Art  der  zu  diesem  Zweck  benutzten  Steuer  (§.  478  flf.).  Bei  der 
Bealisirung  eines  solchen  Gewinns  durch  ein  Verkaufsgeschäft  kann 
z.  B.  der  Erwerber  nnd  das  Object  (Grandstück  u.  s.  w.)  für  stener- 
pflichtig  erklärt  werden,  mit  dem  unbedingten  Becht  des  Ersteren, 
den  Betrag  der  Stener  am  Kao^reis  zn  kflrzen.  Bei  Baustellen- 
bestenemng  ist  nattfrlich  der  Eigenthttmer  das  Stenersnbjeet.  Der 
Spielgewinn  wird,  wie  schon  bemerkt,  gleich  bei  seiner  Auszahlung 
dem  betreffenden  Steuerabzug  unterzogen  und  der  Spielschuldner 
daher  zunächst  zum  Steuersubject  gemacht,  aber  mit  dem  Recht 
(und  der  Pflicht  eventuell),  den  Abzog  zu  machen.  Bei  der  Erb- 
schaftssteuer werden  die  Bestimmungen  fiber  die  Stenersabjeote 
in  Verbindung  mit  dem  Formalismus  des  Erbrechts  selbst  treten 
mflssen.  Man  konnte  wohl  die  Erbschaftsmasse  selbst  zunächst 
für  steuerpflichtig  und  der  Verwaltung  haftbar  erklären,  mit  der 
etwaigen  weiteren  Bestimmung,  die  Vertheilung  der  Erbantheile 
und  Legate  vor  erfolgter  Zahlung  oder  Sicherstellung  der  Steuer 
für  unzulässig,  selbst  für  ungiltig  zu  erklären  und  betreffende  Ver- 
pflichtungen den  antretenden  Erben,  den  Verwaltern  der  Erbschaft, 
den  ' Testamentsexecutoren  u.  s.  w.  aufsnlegeo*  Dies  vereiniacht 
auch  die  Einziehung  der  Steuer.  Die  die  Erbschaft  antretenden 
Erben  wflrden  dabei  solidarisch  für  die  Steuer,  auch  fttr  diejenige 
der  Legatare,  haften.  Werden  die  Erben  oder  Legatare,  die  eigent- 
lichen Steuerträger,  auch  unmittelbar  als  solche  zu  Steuer- 
subjectcn  gemacht  und  einem  betreffenden  Anmeldungszwang 
unterstellt,  so  kann  eine  Haftung  des  betreffenden  Vermögens,  bez. 
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der  einzelnen  darin  enthaltenen  Sacbgüter^  welche  an  jeden  Einzelnen 
übergegangen  sind,  daneben  ausgesprochen  werden. 

3)  Bei  den  Grenzzöllen  und  Thoraccisen  und  in  den 
sonstigeil  Fällen  von  Steuern  auf  im  Transport  beiindlicbe 
Waaren  sind  die  rechtlichen  Steuersubjecte  ans  stenertechnischen 
Zweckmttssigkeitsgrttnden  wobl  in  der  Regel  znnSehst  nicht  die 
Eigenthflmer,  sondern  die  Waaren-  oder  FrachtfUhrer.'*) 
Denn  mit  diesen  kommt  die  Steuerverwaltang  unmittelbar  allein  in 
Berührung,  sie  unterliegen  dem  Anmeldungszwang  für  die  Steuer- 
objecte  (§.  560),  die  Ermittlung  der  Eigenthtimer  entzieht  sich  der 
Steuerverwaltung  oder  macht  unverhältnissmässige  Schwierigkeiten. 
Zwischen  Frachtführer  und  Eigenthümer  der  Waaren  regelt  sich 
die  Tragnng  der  Steuer  dorch  die  Frachtvertri&ge  einüschi  mittelst 
Yorschttssen  an  die  Frachtflihrer  zur  Auslage  der  Stener  n.  s.  w> 
Gerade  bei  diesem  Sachverhalt  ist  aber  eine  Haftung  der 
Steuerobjecte  selbst,  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter 
daran,  zur  Sicherung  der  Besteuerung  nothwendig.") 

Ausnahmsweise  kann  indessen  mitunter  auch  der  Waaren- 
Eigenthümer  zum  Steuersubject  gemacht  werden,  so  namentlich 
beim  Begleitscheinverfahren  (§.  561),  mittelst  dessen  die 
Waaren  in  die  Hände  des  Eigenthttmers  unter  genügender  Sicher? 
Stellung  der  Besteuerung  geleitet  werden.  Manohe  weitere  Ver- 
schiedenheiten ergeben  sieh  hier  wie  bd  den  verwandten  Fällen 
der  Steuerverpflichtung  für  die  Objecto  innerer  Verbrauchsteuern 
(z.  B.  bei  der  Tabak- Gewichtsteuer j  aus  der  Natur  der  einzelnen 
Steuern  und  aus  den  Zweckmässigkeitsgesichtspuncten,  welche  danach 
bei  der  Einrichtung  der  Steuerverwaltung  ihr  sie  zu  treffen  sind.  — 

Ueber  die  Ermittlung  der  Steuersätze  ist  kaum  mehr  etwas 
zu  den  früheren  Erörterungen  Aber  die  Feststellung  der  Steue^ 
Sätze  (§.  546  —  548)  hmzuznfügen.  Nach  erfolgter  Ermittlung  der 
Steuerobjecte  und  Steuersubjecte  ergiebt  sich  die  Feststellung  der 
dem  tarifmässigeu  Steuersatz  entsprechenden  individuellen  Steuer- 
schuldigkeit als  eine  blosse  Rechnungsoperation.  Diese  kann 
freilich  bei  den  complicirten  Tarifen  der  Verkehrsteuern,  auch 
mancher  Zollsysteme  eine  ziemlich  verwickelte  Sache  werden,  so 
dass  etwa  ein  eigenes  geübtes  Beehnungspersonal  zur  Ausführung 
nothwendig  whrd. 

YgL  Hock,  öff.  Abg.  S.  127.  Deutscher  V  ereinszoUtar.  v.  I.Juli  1869  §.  13: 
TeipSiäktet  ist  dem  Stute  der,  irelelier  xnr  Zeit,  wo  der  ZoU  in  entficbten,  Inliabei 
(naMilicher  Besitzer)  des  zollpflichtigen  Gegemtuds  ist 
«)  VeieiiissoUges.  r.  1869  §.  14. 
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4.  Abschnitt 
Die  Aiifipibeu  der  Steaerverwaltung;, 
n.    Die  Anifttliniiig  te  Boitmiaraiig. 

B.  Die  Erhebung  der  Steuern. 
§.  563.  Einleitong. 

Hinsichtlich  der  Erhebung  der  Stenern  (speciell  der  Staats- 
stenem)  handelt  es  sich  yomemlich  nm  zwei  Reihen  yon  Fragen: 
einmal,  wer  soll  die  Erhebung  besorgen  oder  die  Frage  nach  den 
Erhebungs Organen,  und  sodann,  wie  soll  die  Erhebung  ein- 
gerichtet werden?  Wie  gewöhnlich  hängen  diese  Fragen  unter 
sich  mehr  oder  weniger  zusammen,  so  dass  öfters  die  Entscheidung 
der  einen  derjenigen  der  anderen  prl^ndicirt.  Sie  sind  ferner  nicht 
durchaus  aUgemein,  sondern  meistens  nnr  historisch  and  örtlich 
relatiT  zu  beantworten,  wobei  sich  aber  auch  im  letzteren  Falle  die 
massgebenden  Bedingungen  wohl  theoretisch  feststellen  lassen.  Vieles 
richtet  sich  aber  auch  wieder  in  Betreff  der  Erhebnngsorgane  und 
der  Einrichtung  der  Erhebung  nach  dem  steuertechnischen  Wesen 
der  verschiedenen  Steuergattungen  und  jeder  einzelnen  Steuer.  Auf 
den  Einfluss  dieses  Moments  ist  im  Folgenden  die  Aufmerksamkeit 
besonders  mit  zu  richten.  Doch  ist  in  dieser  Beziehung  im  vorigen 
Hauptabschnitt  vom  Steuersystem  und  in  den  drei  vorausgehenden 
Abschnitten  Ton  der  Steuerrerwaltung  schon  Manches  erledigt 
wordeo,  namentlich  in  Betreff  der  Erhebungsart,  worauf  jetzt  nicht 
mehr  zurückzukommen  ist  Die  Fragen  Ton  der  directen  und 
indirecten  Besteuerung,  vom  Monopol  als  Stenerform  sind  natürlich 
auch  zugleich  Fragen  von  der  Einrichtung  oder  der  Art  der  Er- 
hebung der  Steuern.  Aach  dafUr  ist  vornenüich  mit  auf  Früheres 
zu  verweisen. 

1.   Die  Erhebungsorgane  der  Stenern. 

Deren  können  im  Wesentiichen  dreierlei  unterschieden  werdeDi 
wonach  man  auch  wohl  von  drei  ,,Erhebnngssystemen'' 
spricht:  die  Erhebung  durch  Steuerpftchter  oder  durch  Ver* 
mittlnng  der  Selbstverwaltnngskörper,  besonders  der  Ge- 
meinden oder  durch  Staatsorgane  (Staatsbehörden,  Beamte) 
selbst:  die  sogen.  Eigen-  oder  Selbsterhebung  oder  Staats- 
regie. Die  Steuerpacht  hat  in  der  antiken  Welt  stark  vorge- 
herrscht, ist  von  Neuem  mit  der  Entwicklung  der  Besteuerung  in 
.  den  Zeiten  des  Uebergangs  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit^  besonders 
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bis  zum  französischen  Revolutionszeitalter,  in  manchen  Ländern 
ausgedehnt  angewandt,  dann  aber  mehr  und  mehr,  wenn  auch 
nicht  völlig  durch  die  Eigenverwaltaug  verdrängt,  namentlich  auf 
untergeordnete  Gebiete  der  Besteuerung  (und  des  Gebtthrenwesens) 
beschränkt  worden.  Die  Benutsung  der  SelbstverwaltungskOrper 
als  Organen  fttr  die  Erhebung  der  Staatssteuem  zeigt  keine  so 
deutliche  Entwicklungstendenz  und  mehr  Verschiedenheiten  von 
Land  zu  Land  und  nach  Steuerarten.  Bei  den  indirecten  Steuern 
ist  sie  nur  in  gewissen  Fällen,  wie  bei  Thorsteuern  und  allenfalls 
bei  Steuern  im  Anscbluss  an  locale  Productionsbetriebe,  nicht  bei 
Zöllen  anwendbar,  bei  den  direoten  Steuern  kommt  sie  niebt  selten  vor. 

A.  —  §.  564.  Die  Steuerpaeht^) 

Das  Urtheil  tlber  sie  fällt  nothwendig  naeh  folgenden  UmstiUiden 
verschieden  aus,  kann  daher  kein  absolutes,  sondern  nur  ein 
historisch  relatives  sein.  In  Betracht  kommt  nemiicb  einmal 
die  ganze  Entwicklungsstufe  des  Staats-,  Cultur-  und 
Wirthschaftslebens,  besonders  die  erreichte  Entwicklung  der 
Staatsthätigkeit  und  damit  zusammenhängend  der  Staats^ 
Verwaltung  und  des  Beamtenthums  überhaupt  Sodann 
ist  zu  unterscheiden,  ob  es  sieh  um  ein  umfassendes  System 
der  Steuerpacht,  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  Steuern 
oder  doch  ganzer  grosser  Kategorieen,  z.  B.  der  Zölle,  der 
Accisen,  der  direoten  Steuern  (sogen.  Generalpacht  in  diesem 
Sinne)  —  oder  aber  um  die  Verpachtung  gewisser  einzelner 
Stenern  von  mehr  untergeordneter  Bedeutung  (Specialpacht  in 
diesem  Smne)  handelt. 

Es  lassen  sieh  zwar  aueh  ganz  allgemeine  Gründe  fflr 
und  wider  aufstellen,  dieselben  haben  aber  naeh  den  eben  er* 
wlihnten  Umständen  dne  versehiedene  Bedeutung  und  wollen  da^ 
her  trotz  ihres  richtigen  Kernes  nicht  soviel  besagen,  wie  man 
öfters  gemeint  hat. 

So  hat  man  auch  in  dieser  Frage  mitunter  mit  dem  in  dieser 
Allgemeinheit  unbewiesenen  und  unbeweisbaren  Satze  für  die  Pacht 

')  Raa  I,  §.  288,  gegen  Facht,  ebenso  v.  Malchnsl,  §.  79,  Hvrltard,  Besten. 

S.  153  fr.  Jacob.  II,  §.  1258  mehr  unterscheidend,  ebenso  M'Culloch,  taxat.  p.  30, 
de  Parieu,  I,  102,  Hock,  öflP.  Abg.  S.  62.  Uebcr  Frühere  Manches  bei  Malchus. 
S.  Sonnenfels,  Grunds.  III,  125  Ii.  (ü.  A.),  sehr  ausführlich.  Er  meint  schon  (S.  140): 
„Die  Yortheile,  die  man  sieb  7on  den  Paditnngen  verheisst,  sind  entweder  keine  Yor- 
theile  oder  können  auch  bei  der  eijrenen  Behebung  des  Staats  erhalten  werden."  Die 
Pachtung  sei  die  Erhebungsart,  welche  dem  Staate  am  Thcuersten  komme  und  den 
Unterthaoeii  am  Beschwerlichsten  falle,  S.  126.  Gegner  sind  auch  Montesquieu  und 
A.  Smith  geiresen.  Ble  histoL-ielatire  Anffossung  fehlt  zwar  nicht  immer  ganz,  tritt 
aber  doch  zu  sehr  zarUck,  anch  bei  Bau  imd  Hock. 
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plädirt,  dass  dieselbe  „naturgemäss^'  die  Vortheiie  der  Privat- 
betriebsamkeit für  sich  habe.  Der  Pächter  könne  daher  neben 
seinem  Gewerbsgewinn,  der  ihm  freilich  werden  müsse,  leicht  dem 
Staate  mehr  zahlen,  als  dieser  ans  der  Eigenverwaltung  erlöse. 
Indessen  hier  wird  ttber  die  prineipiellen  Bedenken  hinsichtlieh 
sdohen  privaten  Gewinnbezngs  bei  der  Bestenenmg  und  ttber  die 
fast  nttTermeidlichen  Uebelst&nde  der  Stenerpaoht  nnr  nm  dieses 
finanziellen  Vorthe Iis  Willen  hinweg  gegangen.  Und  weiter 
wird  das  Problematische  dieses  Vortheils  und  der  Umstand  Über- 
seheu,  dass  der  Vorzug  der  Pacht  eben  selbst  wieder  von  histo- 
rischen Bedingungen  abhängt 

Der  Gewinn  des  Pachters  einschliesslich  der  von  letzterem  zu 
bestreitenden  Verwaltongs-  nnd  firhebangskosten  entspricht  aller- 
dings dem  Erhebnngskostenanfwand  bei  der  Eigenverwaltong  nnd 
kann  möglicher  Weise  kleiner  sein  als  dieser.  Aber  es  ist 
immer  etwas  Andres,  ob  die  Erhebungskosten  in  den  Kosten  eines 
rationelleu  Gehaltssystems  für  Steuerbearate  oder  wenigstens  partiell 
in  einem  solchen  Gewerbsgewinn  des  Pachters  bestehen.  Für  die 
politische,  socialpolitische  und  ethische  Aofifassung  ergiebt  sich 
hier  immerhin  ein  Unterschied,  und  kaum  in  einem  Zeitalter,  kanm 
in  einer  Staatsverfassung  zn  Gnnsten  der  Faeht  Gleiohwohl  kann 
letztere  unvermeidlich  sein  oder  den  Vorzog  verdieneui  dann  ist 
aber  ihre  Verbindnng  mit  solchen  privatwirthsehaftlichen  Gewinnen 
immerhin  noch  ein  Lebelstand.  Dazu  kommt  der  regelmässige  Ur- 
sprung wenigstens  eines  Theils  des  Pachtgewinnes:  dieser  Gewinn 
ergiebt  sich  eben  mit  aus  den  bedenklichen  Verhältnissen,  welche 
fast  nothwendig  mit  der  Pacht  verbanden  sind.  Die  Pächter, 
wenigstens  bei  umfassendem  Steuerpaehtsystem,  Üben  zu  leicht 
einen  besondem  Druck  aus  oder  lassen  ihn  durch  ihre  Beamten 
ausüben.  Sie  nehmen  weniger  Rttcksicht  auf  die  Lage  der  Steuer- 
pflichtigen und  sind  denn  auch  regelmässig  besonders  verhasst.  ^) 
Das  Odium  fallt  aber  dann  mit  auf  die  Besteuerung  und  den  Staat. 
Gentigende  Abhülfe  liegt  weder  in  den  Bestimmungen  der  Pacht- 
verträge, noch  in  Controlen  der  Staatsregierung  über  die  Pächter. 
Denn  solche  Controlen  sind  nicht  wirksam  genug,  weil  es  an  dem 
entsprechenden  Verwaitungsapparat  fehlt.  Wären  sie  es,  so  bewiese 

üie  Klagen  über  die  römischen  Steuer-,  Zollpächter  u.  s.  w.,  über  die 
Italien,  q.  franz&s.,  von  denen  sich  nam.  die  Generalpächter  (fenniers  genönox) 
des  ancien  rtgime  sehr  banicherten ,  sind  sprUchwOrtUdi.  Wie  Lirius  XLY,  18 
einmal  sagt:  ubi  i)nblicanus  est,  ibi  ant  jus  publicum  vanum  ant  Übeltätern  socüs 
nollam  esse.  Kau,  g.  23S  Note  d.   Schmähliche  Zastände  auch  in  der  TOrkei. 


üigiii^ca  by  Google 


Sieaeipadit.         •  ^41 

das  nur,  dass  der  Hauptrechtfertigungsgrund  der  Pacht,  die  unge- 
nügende Verwaitangsmaschiuerie  des  Staats^  nicht  mehr  vorläge. 

Die  Annahme  eines  allgemeinen  Vorzugs  der  Pacht  vor  der 
eigenen  Verwaltnng  beruht  aber  aneh  anf  einer  falsehen  Voraus- 
setenng  und  wird  dnreh  die  Erfahmng  nicht  besagt  Die  £in- 
richtnng  der  Verwaltung  kann  nicht  sehr  Terschieden  sein,  mag 
ein  Pächter  (Pachtgesellschafl)  oder  der  Staat  sie  besorgen.  Es 
verhält  sich  hier  ähnlich  wie  bei  so  manchen  grossen  Aufgaben, 
z.  B.  des  Verkehrswesens,  in  Betreff  der  Streitfrage,  ob  Staats-,  ob 
Actiengesellschaftsübernahme  und  Betrieb,  wo  doch  die  ökono- 
misch-technische Natur  der  Aufgabe  im  Wesentlichen 
gleiche  Einrichtungen  bedingt,  wer  immer  sie  besorge.  Bei  an- 
gemessener Gestaltung  der  B^ie  hat  sich  denn  auch  die  letztere 
erfahrungsgemäss  der  Facht  technisch  und  ökonomisch  ganz  ge- 
wachsen gezeigt.*^)  Das  ftthrt  auf  den  entscheidenden  Haupt- 
punet  in  der  Frage. 

§.  565.  —  1)  Ein  umfassendes  System  der  Steuer- 
pacht ist  mitunter,  so  namentlich  in  den  geschichtlich  wichtigsten 
Beispielen  der  alten  Welt,  freilich  nur  bedingter  in  der  neueren 
Uebeigangszeit  vom  Mittelalter  zum  modernen  Staat,  ^)  der  allein 


^  In  den  Niederlanden  soll  nach  de  Pari en  die  Einftthnnig  des  Verpaclitois 
um  1556  den  Ertrag  verdoppelt  haben,  üm  1748  wurde  das  höchst  unbeliebt  ge- 
wordene Verfaliren  ohne  Nachtheil  wieder  aufgehoben.  Zu  Necker's  Zeit  galt  auch 
in  Frankreich  in  Bezug  auf  die  ükon.-techn.  Seite  der  Erhebung,  die  Kosten  u.  s.  w. 
der  Unterschied  zvischen  Pacht  und  Bi^e  gleich  NnU.  Halchns  I,  :^S5  sacht  ans 
einer  Vcrgicichung  der  von  Necker  gegebenen  Daten  über  den  Aiirwand  für  das 
Erhcbungspei-sonai  und  die  Zahl  des  letzteren  bei  den  grossen  (icncralpachten  der 
indirecten  Steuern  in  Frankreich  in  der  letzten  Zeit  des  ancien  regime  mit  den  Daten 
ttber  die  Ycrwaltang  wesentl.  derselben  Stenern  während  der  Restauration  in  eigener 
Regie  nach/uweisen ,  dass  der  frühere  Personalaufwand  um  der  (ieldaufwarul, 

ohne  den  (iewinn  der  Pachter,  nm  grösser  gewesen  sei.  Natürlich  eine  nur  in 
gewissem  Umfang  zulässige  Yergleichnng.  Der  Gewinn  der  40  französ.  (icncralpächter 
wird  von  Necker  auf  3  MiU.  L.,  im  Dnrchschn.  anf  75,000 L.  veranschlagt.  Neeker, 
de  Tadministr.  (17S4)  I,  72. 

*)  In  den  griech.  Staaten  war  Pacht  ganz  allgemein.  In  Horn  bestand  sie 
nam.  für  die  Zölle  n.  dgl.  indirecte  Abgaben.  Bei  den  directen  Abgaben  in 
den  Provinzen  führte  Caesar  theils  die  nnmittelbare  Abfuhrung  der  Naturalleistungen 
an  den  Staat  (afric.  u.  sardin.  Korn-  u.  Oellieferung:en),  th.  die  Verwandlung  in  feste 
Geldabgaben  ein  (Kleinasien),  wo  die  Einbeziehung  der  Einzclbetrüge  den  Steuer- 
districten  selbst  überlassen  wnrde  (Mommsen,  röm.  Gesch.  6.  A.  III,  506).  —  In 
Frankreich  hat  sich  das  Pachtsystem,  im  16.  Jahrhundert  unter  Einflüssen  iloren- 
tinischer  Politiker  und  Finanzmänner  ausgedehnt.  Es  umfasstc  übrigens  bei  Weitem 
nicht  alle  Abgaben.  Die  fermes  gcncrales  bezogen  sich  im  18.  Jahrb.  auf  die  Zölle 
in  dem  alten  Hanptdieil  der  Monarchie,  den  „provinees  des  chiq  grosses  fermes^',  anf 
das  Tabak-  u.  Salzregal  u.  einige  kleinere  Einkünfte.  Nach  Neolter's  Zus.stell.  d« 
französ.  Einkünfte  (I,  35)  betrugen  dieselben  5S5  Mill.  L.,  wovon  auf  die  fermes 
genörales  166  Mill.  Unter  ihm  war  aus  der  Verpachtung  mehr  eine  Gewährsadmini- 
stration  gewoiden.  Auch  in  Spanien  bis  1747  Pachtung.  Von  enormen  Gewinnen 
A.  War  aar«  FiiumcwimmMhaft.    II.  41 
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sich  bietende  Nothbehelf  in  Ermangelung  einer  geordne' 
ten  und  entwickelten  Staatsverwaltungsmaschinerie. 
Hier  liegt  Perioden  hindareh  eigentlich  gar  keine  Wahl  vor, 
sondern  wenn  man  eben  gewisse  Stenerarten  nnd  Formen,  B. 
gewisse  indirecte  Stenern,  direete  Al>gaben  in  den  Provinzen,  auf 
dem  platten  Lande,  von  der  relatiT  terstrent  lebenden  aekertmnen- 
den  Bevölkerung  u.  s.  w.,  erheben  will,  so  muss  man  sich  dazu 
der  Steuerpacbt  bedienen.  Insofern  ist  dieselbe  hier  historisch 
berechtigt,  weil  sie  allein  die  Aufgabe  tiberhaupt  lösen  kann. 
Aber  sie  erscheint  damit  auch  besten  Falls  als  eine  geschieht- 
liehe  Dnrchgangsstafe  im  Entwicklungsproeess  der 
Gemeinwirthschaft,  wie  so  Manches,  was  der  Entwicklung 
der  unmittelbaren  Staatsthätigkeit  als  Hilfsmittel  fttr  die  Ldsnng 
wahrhaft  „gemeinwirthschaftlicher'',  öffentlicher''  und  immer  mehr 
als  solcher  erkannter  Aufgaben  vorangegangen  ist,  —  auch  hier 
bietet  nanieiitlich  das  grosse  Gebiet  des  Verkehrswesens  i.  w.  8. 
bemerkcDswerthe  Analogieen.  Sobald  der  Staat  sich  seiner  Aul- 
gaben wirklich  bewusst  wird  und  eioigermassen  dazu  ökonomisch- 
technisch sich  befähigt  ftthlt,  zieht  er  die  betreffenden  Thätigkeiten 
selbst  an  sich  heran:  die  Steneipacht,  auch  eine  Art  „delegirter 
VerwaltODg''  (Sax),  hat  ihre  Function  erfttUt  nnd  wird  beseitigt. 

Bei  der  heutigen  Entwicklang  des  Staatsgedankens  unter  den 
meisten  Cnlturvölkern  kann  dann  auch  von  Steuerpacht  als  einem 
umfassenden  System  der  Erhebung  nicht  wohl  mehr  die  Rede  sein. 
Selbst  wenn  die  Gesichtspuncte  privat wirthschaftiicher  Oekonomie 
wirklich  erheblicher  wären,  als  es  jetzt  noch  zuzugeben  is^  wUrden 
sie  eben  nicht  entscheiden  dürfen.  Denn  die  Erhebung  der  Stenern 
gilt  mit  Recht  jetzt  selbstrerständlich  als  eine  öffentlich-recht- 
liche Angelegenheit,  die  nnr  von  Öffentlichen  ROrpero,  wie  dem 
Staate  oder  eventuell  den  Selbstverwaltungskörpern,  ausgeführt 
werden  darf.  Der  Steuerpacht  kann  man  sich  dabei  nur  in 
einzelnen  besonderen  Fällen  als  eines  untergeordneten  Hilfsmittels 
bedienen. 


dabei,  aber  mit  augenscheiol.  Uebertreibungen,  spricht  nach  Don  Miguel  ron  ZabaU 
(1794)  Soanenfels  III,  129.  In  DentscIiUiid  iit  die  üfanvemlfnng  (erent  mit 
Unterstützung  der  Gemeinden)  seit  Alten  BegeL  MiasloBgener  Versuch  mit  der  Ver- 
pachtung des  neu  begründeten  Tabakmonopols  in  Prciiasen  nntcr  Friedrich  d,  Gr., 
1765  —  66«  Uebertraguug  der  Verwalt  der  Accb^e-  u.  Zoileiokilnfte  an  eine  firanzös. 
•pachtllinllche  GewSlumdmlnistration  ron  6  fennien  1766,  Riedel*  1ifa&denb.>]>ieBiB. 
Staatshaush.  S.  103.  —  Uebcr  die  neueren  ^'erhältnisse  der  Finanz-  n.  Steaefpftdhtai 
in  der  Türkei  a.  „d.  turk.  Finanzen",  fieri.  1873,  pess. 
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2)  Auch  von  diesem  Hilfsmittel  (der  ^^Specialpacbf'  im  er-> 
wähnten  Sinne)  ist  vorsichtig  und  nnr  beschränkt  Gebrauch  zn 
machen. 

a)  Bei  allen  Steuern,  wo  ein  genaueres  Einsichtnehmen  in 
Privat  Verhältnisse,  in  Einkommen  und  Vermögen  erforderlich  ist, 
um  die  Steuerschuldigkeiten  zu  ermitteln,  daher  namentlich  bei  den 
directen  Einkommen-  und  Vermögensteuern ,  ist  die  Steuerpacht 
unbedingt  anszusobliessen.  Die  Ermittlung  der  Steuerschuldig- 
keiten und  die  Erbebung  der  Steuern  lassen  sich  zwar  trennen, 
aber  sie  sind  doch  zwei  eng  zusammen  ^^ehürigc  Verwaltnngsacte. 
Den  ersten  kann  man  am  Wenigsten  Privatinteressenten,  wie  den 
Öteuerpächtern ,  Ubertragen.  Vermag  die  Staatsverwaltung  ihn, 
den  schwierigeren  Act,  zu  vollführen,  so  wird  sie  den  Act  der 
Erhebung  auch  bewältigen  können.  Weniger  Bedenken  bietet 
die  Erhebung  gewisser  fester  Ertragsteuem ,  so  der  Grundsteuer, 
durch  Pächter.*)  Indessen  bei  diesen  wie  bei  allen  directen 
Steuern  smd  mitunter  Steuererlasse  geboten,  die  man  dem  Pächter 
zu  tragen  nicht  zumuthen  kann  und  für  die  die  Bedingungen  im. 
Voraus  im  Paeht?ertrag  richtig  zu  bestimmen  sehr  schwierig  ist. 
Heute,  wo  die  Consequenzen  des  Grundsatzes  der  persönlichen 
Freiheit  und  politischen  Gleichheit  in  allen  Classen  der  Bevölke- 
rung 80  ziemlich  jedem  Einzelnen  zum  Bewusstsein  gekommen 
sind,  —  auch  dies  sind  in  dieser  Frage  mitspielende  Momente  — 
erscheint  es  überhaupt  nicht  räthlioh,  die  Erhebung  der  directen 
Steuern  Pächtern  zu  Ubertragen. 

b)  Bei  den  indirecten  Steuern  liegen  die  genannten  Bedenken 
nicht  oder  nur  in  schwächerem  Maasse  vor.  Doch  bedingen  hier 
andere  Verhältnisse,  dass  man  bei  ihnen  und  bei  gewissen 
Gebühren  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  sich  für  die  Pacht  er- 
klären kann. 

a)  Bei  den  grossen  indirecten  Verbrauchsteuern,  wie  besonders 
den  Zöllen  und  den  inneren  Steuern,  welche  sich  an  den  Productions- 
betrieb  anschliessen,  ist  die  Gleichartigkeit  des  Steuer-  und 
Erhebungsverfahrens  bei  allen  Aemtem,  in  allen  Tbeiien  des  Staats, 
wo  die  betreffenden  Abgaben  zu  erheben  sind,  in  hohem  Maasse 
sowohl  im  Interesse  des  Fiscus  als  des  Handels  und  der  Produc- 
tion  gelegen.  Letztren  Falles  leiden  sonst  einzelne  Gegenden, 
Verkehrswege,  Steuerpflichtige,  indem  die  Bedingungen  der  Con- 

So  wild  in  Nord-Italien  woU  die  Grundsteuererhebang  ron  den  Gemeinden, 
denen  sie  übertragen  ist,  reipaditet  Hock,  öif.  Abg.  S.  62. 

41* 
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currenz  ungleich  werden.  Daher  ist  wieder  Einheitlichkeit  der 
Verwaltnngsgrundsätze  und  des  Vollzugs  derselben  ein  gerade  auf 
diesem  Gebiete  immer  mehr  in  seiner  Bedeutung  erkanntes  Moment. 
Diese  Einheitlichkeit  kann  hier  allein  bei  der  Staat sverwaltODg 
ansreiehend  and  ohne  neue  anderweite  Bedenken  verbürgt  werden. 
Aneb  die  Verwaltung,  bez.  Erhebnng  dnreb  die  Selbstrerwaltongs- 
körper  ist  daher  hier  ansgesehloBsen.  Ein  einziges,  das  ganze 
Staatsgebiet  umfassendes  Stenerpacbtantemebmen,  das  wohl  regel- 
mässig in  einem  grösseren  Staat  eine  Steuerpachtgesellschaft 
sein  mUsste,  könnte  zwar  eine  solche  Einheitlichkeit  ebenfalls  ge- 
währen. Aber  gentlgende  Garantieen  gegen  Missbräuche  der  Ver- 
waltnng  wären  ohne  beständige  Conflicte  zwischen  dem  Staat  und 
der  Gesellschaft  kanm  zn  stellen  nnd  der  Einflass  des  Privat- 
kapitalismns  wüchse  in  soeialpolitiseh  bedenklichstem  Grade.  Die 
Einriebtnng  des  ganzen  Verwaltangs-  nnd  Erhebnngsapparats 
•  müsste  bei  einer  solchen  grossen  Pachtnnternehmung  auch  wesent- 
lich ebenso  wie  Seitens  des  Staats  erfolgen,  so  dass  Vorzüge  des 
„Privatbetriebs"  schwerlich  hen^ortreten  würden.  Mntatis  mutandis 
gilt  das  Gesagte  auch  von  der  bez.  gegen  die  Verpachtung  eines 
Monopols  (Tabak monopols)  an  eine  Gesellschaft.^) 

ß)  Bei  städtischen  Thoraccisen,  dann  bei  Wege-, 
Brücken-,  Hafengeldern  nnd  in  ähnlichen  Fällen  liegen  dagegen 
die  Dinge  allerdings  öfters  anders  und  nicht  so  ganz  zu  Ungunsten 
der  Pacht.")  Doch  werden  sich  auch  bei  der  Pacht  der  Erhebung 
von  Thoraccisen  leicht  missliche  Folgen  ergeben.  Das  Eindringen 
und  Nachforschen  von  Privatagenten  wird  mehr  Verdruss  als  das- 
jenige Üffentlicher  Beamten  erregen.  Am  Unbedenklichsten  er- 
seheint die  Verpachtnng  Ton  Weg-  nnd  Brückengeldern ,  die  auch 
noch  immer  am  Meisten  verbreitet  sein  müchte.  Bei  den  kleinen 
festen  Sätzen  ist  hier  ein  unangenehmes  Eindringen  nicht  geboten, 
die  Erhebung  einfach,  die  volle  Arbeitskraft  einer  Person  wird 
gewöhnlich  nicht  in  Ansprach  genommen,  weshalb  die  Erhebung 


")  Die  Jieaeste  bekannte  Massregel  der  Art,  die  Verpaclitang  des  Tabakmonopola 
in  Italien,  1868,  ist  eigentlich  nur  eine  rerliülltc  Anleiheoperation.  S.  Deutsche 
Tab.enqu.  Anl.  B.  IH,  151,  V,  95,  Schäfflo,  Tüb.  Ztschr.  1879.  S.  578.  —  Ancli 
die  französ.  (ieneralpachter  hatten  eine  Function  im  Gebiete  des  Creditwesens,  indem 
sie  Yorschttsse  leisten  mussten.  Zu  Neck  er 's  Zeit  schoss  jeder  Generalpachter 
1,560,000  L.  vor,  wovon  ihm  die  MIU.  mit  5,  der  Best  mit  7%  Tendiist  müde. 
Nficker,  de  Tadministr.  I,  71. 

')  Octrois  sind  «"'»ftiTs  in  Frankreich.  Italien,  bes.  Spanien  reipschtet,  Ghsomee- 
geld-,  Brttckengelderhebnng  u.  dgl.  auch  in  Deutschland. 


Digitizod  by  Google 


Steaerazliebiuig  dnrcb  Selbstf  enraltaogütorper. 


645 


als  Nebenarbeit  wohlfeil  und  doch  genügend  and  sorgsamer  als 
▼on  Beamten  besorgt  werden  kann. 

B.  —  §.  566.  DieErhcbung  der  StaaUsteuern  durch 
die  SelbstverwaltUDgskürper.^) 

Hier  ist  namentlich  an  die  Ortsgemeinde,  welche  hier  als 
Typus  allein  berücksichtigt  werden  mag,  mitunter  auch  an  Kreis, 
Bezirk,  Provinz  zu  denken.  Die  Ortsgemeinde  kann  eventuell 
aber  auch  die  Kreis-  nnd  Frovinzialsteaem  mit  erheben.  Aach  der 
nmgekehrte  Fall,  die  Erhebnng  von  Gemeinde-  n.  s.  w.  Stenern  ' 
durch  die  Staatsbehörden,  ist  möglich  und  kommt  in  der  Praxis  vor. 

Einer  Vermittlung  der  Selbstverwaltungskörper  kann  sich  der 
Staat  hier  auf  doppelte  Weise  bedienen;  einmal  so,  dass  die 
Gemeinde  nicht  nur  als  Steuererhebungsorgan,  sondern  zugleich 
als  selbst  verpflichtete  Steuerhaftende  für  bestimmte 
Stenersnmmen;  zweitens  so,  dass  sie  nnr  als  Stenererhebongs- 
organ  fnngirt 

In  beiden  Fällen  sind  wohl  die  Verkehrstenem  nnd  von  den 

grossen  indirecten  Verbrauchsteuern  die  Zölle,  meistens  auch  die 
an  einen  Productionsbetrieb  sich  anschliessenden  inneren  Ver- 
brauchsteuern hier  von  vornherein  auszuscbliessen  und  der  Staats- 
regie zuzuweisen.  Von  den  letzteren  Steuern  könnte  nur  etwa  die 
Steuer  der  für  den  Localbedarf  producirenden  Bierbrauerei  u.  dgl. 
auch  durch  die  Gemeinde  erhoben  werden.  Aber  unter  den  heutigen 
Froduetions-  und  Absatzverhältnissen  wird  es  auch  bei  ihr  und 
vollends  bei  den  Übrigen  genannten  inneren  Steuern  auf  volle 
Einheitlichkeit  und  Gleichmässigkeit  der  Ermittlun^^  der 
Steuerobjecte  und  der  Erhebung  der  Steuern  ankomuien,  wofür 
die  Staatsregie  allein  die  genügende  Bürgschaft  stellt.  Bei  den 
Verkehrsteuern  ist  meistens  durch  das  Wesen  derselben,  bei  den 
Zöllen  durch  die  Rflcksicht  auf  Gleich mftssigkeit  des  Ver- 
fahrens die  Erhebung  durch  die  Gommnnen  ausgeschlossen. 

Dagegen  können  diese  letzteren  als  Erhebungsorgane  für 
Thoraeeisen,  ferner  fttr  die  meisten  directen  Steuern, 
besonders  die  Ertrag-,  aber  auch  die  Einkommen-,  Ver- 
mögen-, Erbschaft-,  gewisse  Conjuncturengewinn-  (bei 
Immobiliarbesitzwechsel  und  Baustellen)  und  für  die  dirccteu 
Luxussteuern  in  Frage  kommen.  In  verschiedenen  Ländern, 


*)  Mehr  dagcgeu  Bau,  I,  290,  Malchas  I,  §.  77,  dieser  aber  za  sehr  r<UU 
individiuliBL  Staiu^ot  ans.  Hock  S.  61. 
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früher  und  jetzt  bat  der  Staat  bei  maucbeu  dieser  Steuern  die 
ErbebuDg  den  Gemeinden  übertragen.*) 

§.  567.  —  1)  Die  commnnale  Stenerhaftang.  Sie 
kommt  namentlich  bei  Hanptarten  der  genannten  direoten  Steaeroi 
der  Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögenstener  in  Betracht  Bei  den 
anderen  directen  Stenern  wttrde  es  sich  nur  um  die  Erhebimg 
durch  die  Gemeinde  handeln,  ebenso  in  der  Regel  bei  den  Thor- 
accisen.  Doch  Hesse  sich  bei  diesen  auch  wohl  eine  Steuerhaftung 
einrichten,  indem  die  Gemeinde  für  einen  gewissen  Ertrag  auf- 
kommen und  eventuell  denselben  aas  anderen  Steuern  oder  durch 
besondere  Zuschläge  dazu  decken  mttsste.  Darauf  läuft  eine  der 
Stenerhaftang  in  einer  Hinsicht  verwandte  Einrichtang«  die  Ab- 
findung mit  einer  Gemeinde  (oder  einem  Gebietstheil)  oder  die 
Leistung  eines  Ayersums  (Pauschsumme)  ftlr  das  Freibleiben 
von  gewissen  Steuern,  z.  B.  bei  Freihat engebieten  (§.  570j,  im 
Grunde  hinaus. 

Bei  Ertrag-,  Einkommen-  und  Vermögensteuern  ist  die  Stener- 
haftang der  Gebietstbeüe  oder  Selbstverwaltungskörper,  der  Ge- 
memden  direct  gegenttber  dem  Staat  oder  jedes  kleineren  Körpers 
gegenttber  dem  grösseren^  zu  dem  er  politisch  gehört,  schliesslich 
der  Provinzen  gegenttber  dem  Staat,  wohl  in  Verbindung  mit 
einem  rationellen,  auf  richtigen  Grundlagen  ruhenden  Beparti- 
tions System  (§.  544)  zu  bringen.  Ja,  man  könnte  die  Haftung 
als  die  eigentliche  Consequenz  des  Repartitionsprincips  betrachten. 
Hier  liegt  der  Gedanke  einer  solidarischen  Tragung  der  Steuerlast 
durch  locale  Gemeinschaften  mit  zu  Grunde.  Wenn  ein  Einzel- 
ner seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt,  hätte  diese  Gemeinschaft 
einzutreten.  Manche  der  t'rtther  erwähnten  Vortheile,  besonders, 
dass  ein  Jeder  ein  eigenes  Interesse  an  richtiger,  nicht  zu  niedriger 
Besteuemng  des  Anderen  hat,  zeigten  sich  dann  erst  vollständig. 


*)  In  Preussen  werden  die  3  llteren  directen  Steaern,  Grand-,  Geweibe-,  CSassen-, 

dann  die  Gehäudestoucr  in  den  6  östl.  alten  Provinzen  von  den  Gemeinden  erhoben, 
in  den  anderen  Provinzen,  auch  den  neuen  l!36tier  von  staatlichen  Steuerorgauen. 
Ebenso  die  clas^iiic.  Eiukommensteuer  in  der  ganzen  Monarchie.  In  Eaieru  erfolgt 
die  Erhebung  der  directen  Stenern  ansschlicsslich  durch  die  Rentämter  des  Staats. 
In  Würtemb.  fungircn  hier  die  Gemeindon  mit  commun.  Steuerhaftung.  In  Oester- 
reich wird  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  zwar  durch  die  Steueramter  des  Staats 
individuell  fUr  jeden  Steuerpflichtigen  berechnet,  aber  von  der  Gemeinde  er- 
hoben; ebenso  die  Einkommenst  Bei  der  Erwarbst  erfolgt  die  Erhebung  durch 
das  Steueramt,  doch  können  auf  dein  Land--  die  (iemeindevorstände  dabei  als  Mittels- 
personen verwendet  werden  (Chlupp,  dir.  Steu.  Oest.s  §.  72,  99,  183,  148).  Im 
ehemals  Osterr.  Italien  Erhebung  der  Grimdst.  durch  die  Gemeinden  mit  Steuurhaftang. 
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Eine  „Ungerechtigkeit"  und  „Härte"  läge  in  solcher  Haftung  an 
und  für  sich  nicht.  Es  handelt  sich  einfach  um  die  Frage,  ob 
Ausfälle  und  Rückstände  wie  jetzt  gewöhnlich  von  der  ganzen 
Staatsgemeinschai't  oder  von  einer  solchen  localen  Gemeinschafly 
•bis  herab  zur  Orftsgemeinde,  getragen  werden  soil^n.  Darauf  lässt 
sieh  wieder  kaum  eine  aUgemeine,  sondern  wohl  abermals  nnr  eine 
historisch  relative  Antwort  geben. 

a)  Den  beschränkenden  Bechtsordnnngen  für  Ackerbau  and 
Gewerbe»  dem  streng  corporatiTen  Charaeter  der  Ortsgemeinde  mit 
festem  Ortsbttrgerthom,  dem  älteren  Niedetjassangs-  nnd  beschick- 
ten Zugrecht  y  dem  unentwickelten  Gommunieationswesen,  der.  ge- 
ringeren politischen  und  volkswirthschaftspolitischen  Bedeutung  des 
allgemeinen  StaatsbUrgerrechts,  kurz  den  früheren  Wirthschafts- 
und  Rechtsverhältnissen  Uberhaupt  entspricht  eine  solche 
communale  Steuerhaftung  immerhin.  Hier  sind  auch  bei  der  rela- 
tiv grossen  Stabilität  aller  Verhältnisse  und  der  rechtlich  und  that- 
sächlich  geringen  Beweglichkeit  der  Ortsbevölkerung  die  Grund- 
lagen fttr  die  Steuerrepartition  und  fttr  die  an  letztere  sich 
anschliessende  Steuerhaftung  ziemlich  ausreichend  so  einzurichten, 
dass  die  Steuerhaftung  fdr  die  Gemeinde  keine  durchschlagenden 
Bedenken  hat 

b)  Dies  lüidert  sieh  aber  mit  dem  Eindringen  des  „Indivi- 
dualismus" in  das  Wirthschaftsreeht  und  in  das  ganze  Wirth- 
schaftsieben:  mit  der  Auflösung  der  alten  Rechtsordnungen  dieses 

Lebens,  mit  dem  Uebergang  der  Ortsbttrger-  in  die  Ortseinwohner- . 
gemeinde,  mit  der  Freizügigkeit  und  der  den  modernen  Communi- 
cationsmitteln  zu  verdankenden  leichten  inteilocalen  Bewegung 
der  Bevölkerung,  mit  der  ZurUckführung  des  freien  Erwerbsrechts 
jedes  Einzelnen  als  eines  staatsbürgerlichen  Rechts  auf  die  Staats- 
gesetzgebung u.  s.  w.  erscheint  auch  die  communale  Steuerhaftung 
in  der  Luft  schwebend  und  thatsftchlich  wie  rechtlich  nicht  wohl 
mehr  haltbar.  Die  Gontrolrechte,  welche  man  der  Gemeinde  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  geben  mtlsstc,  Erlaubnissertheilung  beim 
Abzug,  Tasszwang  u.  dgl.  sind  mit  den  neuen  staatsbürgerlichen 
persönlichen  und  wirthschaftlichen  Rechten  und  mit  der  neueren 
Gestaltung  des  Wirtbschaftslebens  nicht  mehr  vereinbar.  Ohne 
solche  Gontrolrechte  aber  muss  die  Steuerhaftung  leicht  zu  Härten 
fttr  viele  Gemeinden  fähren.  Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  ist 
daher  das  Gterechtere,  dass  die  Staats gemeinschaft  auch  in  einem 
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Repartitionssystem  die  Ausfälle  und  Bttckstände  von  Steuern  an- 
üiitLelbar  auf  sich  nimmt. 

§.  568.  —  2)  Die  communale  Steuererhebung.  Hier 
erhebt  die  Gemeinde  die  Staatssteuern  nach  den  allgemeinen  ge-  • 
Betzliohen  Bestimmungen  durch  ihre  Organe,  aber  auf  Rech- 
nung des  Staats,  ohne  daher  fttr  die  Rückstände  nnd  Ausfälle 
selbst  dem  Staate  anfsQkommen.  Dies  System  bat  unter  Vorans- 
setzmig  einer  richtigen  Bdiandlmig  der  Erbebnngskosten  bei  den 
oben  am  Scblnss  des  §.  566  genannten  Stenern,  besonders  bei 
den  directen,  Manches  für  sich.  Es  lässt  sich  namentlich  wohl 
durch  die  Benutzung  des  eiueu  comraunalen  Erhebungs-,  Rechnungs- 
und Cassenapparats  im  Ganzen  au  Kosten  der  Staats-  und  Com- 
munal-Steuerverwaltoog  sparen,  selbst  wenn  nicht  onbedixigt  die 
einzelnen  firbebongsaete  der  Staats-  nnd  Commnnalstenem  zu- 
sammengelegt werden,  was  wenigstens  bei  einigen  Steuern  und 
einigen  Volksciassen,  um  zu  höbe  Steuerzahlungen  des  Pflichtigen 
auf  emen  Termin  zu  verbfiten,  vermieden  werden  mnss.  Die 
mitunter  wohl  anzunehmende  grössere  Ortskenntniss  der  Gemeindc- 
organe  kann  erwünscht  sein,  um  Härten  u.  s.  w.  leichter  zu  ver- 
meiden.   Die  Erhebung  lässt  sich  überhaupt  den  örtlichen  Yer- 


")  Auch  liier  zeigt  sich  wohl  wieder,  wie  alle  solche  Verhältiiitist'  mit  der  ge- 
schichtlichen Eritw'ickluiiirsphasc  der  ganzen  Kechtsordnung  fUr  die  Personalbtauds- 
rerhaituisse  und  für  daä  Erwerbswesen  eugo  zusammcu  häugon  und  nur  in  diesem 
Zusammen hangr  richtig  zn  bevtlieileii  sind.  Ich  beziehe  mich  bes.  auf  die  Erör- 
terongcn  nber  Eheschliessungsrecht  u.  Zugrecht  u.  s.  w.  in  meiner  Grandleg.,  2.  A. 
2.  Abth.  Kap.  1.  —  In  Kussland  steht  die  communale  Steuerhaftung  fUr  die  Kopf- 
steuer des  Staats  in  Verbindung  mit  dem  Gemeincigcuthum  der  Ortsgemeiude  am 
Boden  nnd  mit  der  Schollenpflichtigkcit  der  Bauern.  Yergl.  Walclier,  Selbstfrerwalt, 
S.  275,  u.  bes.  Kenssler,  bäuerl.  (iemeindebesitz  in  Kussl.,  I,  106.  Annuaire  des 
fin.  rosse«,  vol.  VI  (,lb7U),  p.  31)3.  Durch  neuere  üesctze  v.  1869  u.  1875  sind  die 
Bauern  mit  Privatgrundeigcuthum,  dann  in  gewissem  Umfang  die  Dörfer  von  weniger 
als  40  Steuerpflichtigen  von  der  Solidarhaft  befreit  —  In  Wtlrtmnb.  Regelung  der 
Haftung  duroll  Verordn.  v.  21.  Juni  IMD.  Erhebung  auf  Kosten  der  (n:meindc  durch 
einen  von  derselben  augestellten  Einnehmer,  der  zugleich  Gemeinderecluier  sein  k&iiü. 
Die  säumige  Gemeinde  kann  Ezecution  bekommen,  wenn  sie  nicht  einen  Nachlass 
auswirkt.  Kau,  I,  §.  290  Note.  Malchus,  Fin.  I,  370.  Durch  die  Geseugebung 
der  neuesten  Zeit  sind  in  Wurtcmberg  in  dem  eigcnthümlichen  Repartitionssystem  der 
drei  hauptsächL  Ertragsteueru  (s.  oben  S.  595  Note  7)  Aendcrun^eu  eingetreten,  indem 
nach  d.  Ges.  r.  28.  Apr.  1873  die  Festsetzung  jeder  Steuer  in  ihrem  Yerhiltnias  zu 
einander  nicht  mehr  wie  früher  (nach  Ges.  r.  15.  Juli  1821)  definitiv  bestimmt  ist, 
Sendern  für  jede  Etatsperiode  durch  das  Finanzgesetz  erfolgen  soll.  Aber  in  der  ver- 
wandten Bestimmung  der  communaleu  Haftung  fiir  die  directen  Ötcueiu  ist  keine 
Verftndenuif  eingetreten.  Auch  nach  dem  neuen  Oes.  r.  28.  Apr.  1873  Azt  11 
haften  die  Gemeinden  u.  Amtskörpenchafteu  f.  d.  sicheren  u.  rechtzeitigen  Eingang 
der  Steuern  u.  haben  die  Gemeiiidecassen  sie  kostenfrei  u.  rechtzeitig  an  die  Oberamts- 
p^egen,  diese  sie  an  die  Staatscasse  abzuliefern.  Die  genannten  Körper  beschwerden 
sich  nicht.  8.  Biecke,  d.  directen  Steuern  n.  s.  w.  In  Wttrt,  Scattg.  1870  (ans  den 
"Wort  Jahrb.),  S.  142,  wo  Genaueres  Uber  die  Beform. 
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hftltnissen  besser  anpassen.  Nur  bei  einem  umfassenderen  System 
von  Thoraccisen  als  Staats  steuern,  als  eines  Theils  der  allge- 
meinen inneren  Verbrauchsbesteuerung  oder  einer  speciellen  Ver- 
braaehsteuer,  wie  etwa  des  Weins  (Frankreich),  könnte  wieder  die 
genaae  GleichmäsBigkeit  bei  der  Erhebung  durch  die  Gemein« 
den  geflthrdet  sein,  so  dass  die  Eigenerhebong  des  Staats  eventuell 
dann  doeh  den  Vorzog  verdient  Bei  den  direeten  Stenern,  beson* 
ders  bei  der  Orund-,  Hftnser-,  Gewerbe-,  Einkommenstener  unter« 
liegt  die  communale  Steuererhebung  kaum  einem  Bedenken. 

Schwierigkeit' macht  nur  die  Behandlung  der  Erhebun gs- 
kosten.  Trägt  diese  die  Gemeinde,  so  besteht  eigentlich  insoweit 
eine  communale  Steuerhaftung,  welche  hier  noch  das  besondre 
Bedenken  hat,  dass  diese  Kosten  nach  Steuerarten  und  Ortsver- 
hiUtnissen  in  den  einzelnen  Gemeinden  sehr  ungleich  sein  können, 
z.  B.  in  Gross-  nnd  Kleinstädten  bei  der  Einkommenstener,  be- 
sonders einer  anf  die  nnteren  Classen  ausgedehnten,  bei  der  Grund- 
steuer nach  der  Bodenzertheilung,  bei  der  Gewerbesteuer  nach  der 
Art  und  dem  Maass  der  industriellen  Entwicklung,  bei  Thoraccisen 
nach  speciell  localen  nnd  nach  Verkehrsverhiiltnissen.  Es  muss 
daher  im  Princip  verlangt  werden,  dass  der  Staat  die  Er- 
hebnngskosten  seiner  Steuern  selbst  trage,  bez.  der 
Gemeinde  vergüte.  Aber  das  ist  in  der  Praxis  nieht  so  leicht 
dnrcbsnftthren,  weil  diese  Kosten  sich  nicht  genan  berechnen  und 
.  von  den  Kosten  der  Erhebung  der  eigenen  Stenern  der  Gemeinde 
meistens  nieht  scharf  abscheiden  lassen.  Deshalb  ist  eine  s  p  e  c  i  e  1 1  e 
Verrechnung  mit  dem  Staat  über  die  Kosten  gewöholich  aus- 
zuschliessen  und  eine  Pa  us  c  h  s  u  m  m  e  oder  Provision, 
üblicher  Weise  in  bestimmten  Erhebungsprocenten  von  der 
Roheinnahme  zu  gewähren.  Bei  dem  Mangel  zuverlässiger  Anhalts- 
puncto  ist  eine  solche  Provision  freilich  wieder  unsicher  richtig  zu 
stellen.  Sie  muss  nnr  ans  den  angeführten  Grltnden  zur  Kosten- 
deckung ansreiohend  nnd  sollte  wohl  nicht  unbedingt  fttr  alle 
Gememden  gleich  sein,  sondern  nach  Ortsverhältnissen  wecli8eln.^0*-~ 


")  In  Preussen  (s.  Note  !))  ist  Uber  diesen  Punct  öfters  discQtirt  worden.  Die 
Gemeinden  in  den  östl.  Provinzen  liabrii  wohl  iiber  unzureichende  Vergütung  und 
gegenüber  den  we£>tL  Proviiizeu,  wu  die  Staatderhebuug  beäteht,  über  Oeberlai>taiig 
gduaf^  Sic  mtlssea  die  Grandstener  aaf  ihie  Kosten  ohiie  Yergtttong  erheben,  woftlir 
aber  in  den  anderen  Provinzen  3";„  Erheb ungsgcblüiren  von  den  betreffenden  Steuer- 
pflichtigen, also  tlber  den  Satz  der  ürundst.  hinaus,  zu  tragen  sind.  Für  die  comma- 
uaie  Erhebung  der  (icbäudcbt  besteht  eine  Ycrgütuug  von  ^^/q,  für  diejenige  der 
Classen-  u.  Geverbest.  eine  solche  m  4**/o  des  Einnahmebetrags. 
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Wo  umgekehrt  die  ntaatliche  Erhebung  besteht  und  Zu- 
schläge zu  den  Staatssteuern  für  die  Gemeinden  und  Communal- 
verbände  erhoben  werden,  empfiehlt  sich,  diese  mit  durch  die 
Staatsorgane  zur  Vereinfachung  and  Kostenersparaug  zu  er- 
heben. Aach  bei  selbständigen  CommiiDalsteuem  kann  eine  solche 
Einrichtnng  mitanteri  wenn  aooh  selten,  in  Frage  kommen,  alsdann 
gegen  eine  Pansebalreigtltiing  der  Oemeinden  an  den  Staat 

C— §.569.  Die Eigenerhebnng  (Regie)  derStaatsstenern. 

Diese  muss  nach  dem  Vorausgehenden  namentlich  bei  den 
grossen  indirecten  Verbrauchsteuern,  Jen  Zöllen,  den 
meisten  inneren,  an  einen  Productionsbetrieb  sich  an- 
schliessenden, den  in  Monopolform  erhobenen  Steuern  (hier 
abgesehen  von  der  Regelung  des  Detailverkaufs  der  Monopol- 
artikel), femer  bei  den  Verkehr  Stenern  (aneh  hier  eventndl  ab- 
gesehen vom  Detaildebit  der  Stempelbogen  oder  Btempehnarken) 
4m  Interesse  möglichster  Einbeitliehkeit  ond  Oleiehmftssig- 
keit  der  Handhabung  der  Verwaltnngsnormen  nnd  der  Steuer- 
erhebung] verlangt  werden.  Die  Richtigkeit  dieses  Postulats  wird 
durch  die  neuere  geschichtliche  Entwicklung  in  den  Culturstaaten 
bestätigt:  die  Erhebung  der  genannten  Steuern  durch  SteuerpUchter 
hat,  auch  wo  sie  längre  Zeit  bestanden,  fast  allgemein  aufgebM, 
die  Erhebnng  durch  die  Gemeinden  und  andere  Selbstverwaltnngs- 
kOrper  war  hier  weder  früher  ttblich  (mit  einzelnen  Ausnahmen 
bei  der  Bestenemng  des  Biers  in  der  Brauerei  nnd  in  wenigen  • 
lUinliohen  Fällen),  noeh  ist  sie  es  hente  zn  Tage.  Die  Erhebung 
der  indirecten  Steuern  der  genannten  Art  und  der  Verkehr- 
steuern wird  daher  wohl  mit  Recht  allgemein  dem  modernen  Staate 
als  solchem  vindicirt.  Hier  liegt  dann  eine  bedeutsame  Aufgabe 
für  grosse  Meister  der  practischen  Verwaltung,  wie  sie  vielleicht 
kein  Land  mehr  als  Frankreich  besessen  hat,  in  der  Verbessemng 
4er  Einrichtangen  fttr  die  Erhebung  dieser  Steuern  Tor. 

Auch  die  Erhebung  der  grossen  direoten  Steuern,  der 
Ertrag-,  Einkommensteuern  u.  s.  w.  kann  dureh  die  Staats- 
verwaltung selbst  erfolgen  und  geschieht  auch  vielfach  so.  Doch 
wird  sie  nach  dem  Gesagten  öfters  zweckmässig  den  Selbstver- 
waltungskörpern, namentlich  den  Gemeinden  übertragen.  Die 
Einrichtung  der  Erhebung  dieser  Stenern  unterscheidet  sich 
beim  Staate  und  bei  der  Gemeinde  in  einigen  Puncten,  so  in  Be- 
treff des  Organismus  der  amtlichen  Erhebungsorgane,  wo  die  locale 
Concentration  in  der  Gemeinde  und  die  Ausdehnung  der  Steuer- 
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erhebuDg  über  viele  verschiedene  Oertlichkeiten  Unterschiede  be- 
dingt Gewisse  Gnmdzttge  der  Einriohtimg,  besonders  was  die 
Verhältnisse  zwischen  der  HebebehOrde  und  den  Steuerpflichtigen 
anlangt,  sind  aber  nothwendig  im  Wesentlichen  dieselben.  Sie 

kommen  hier  an  dieser  Stelle  für  die  Fragen  der  Einrichtung  der 
Erhebung  zumeist  in  Betracht.  Die  Darstellung  bezieht  sich  daher 
hier  auf  die  Staats-  und  die  Communalbesteuerung  zusammen, 

II.  —  §.  570.   Die  Einrichtung  der  Steuererhebung. 

Sowohl  fttr  «die  Organisation  des  Stenererhebnngsdiensts  als 
für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuererhebung  und  fttr  die  Gestal- 
tung des  bezüglichen  Verwaltungsrechts  den  Steuerpflichtigen  gegen- 
über ergeben  sich  zunächst  Verschiedenheiten,  je  nachdem  der 
normale  Fall  einer  Erhebung  der  schuldigen  Steuerbeträge  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  von  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen d.  h.  die  eigentliche^^  Erhebung  (wie  man  sie  im 
Unterschied  von  der  folgenden  Einrichtung  nennen  kann)  statt- 
findet oder  der  Ausnahmefall  einer  sogen.  Abfindung  vor- 
liegt. Bei  dieser  vereinfacht  sich  gerade  die  Aufgabe  der 
Steuerverwaltnng  in  Bezug  auf  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten,  folgeweise  in  Bezug  auf 
die  Controlen  und  schliesslich  auf  die  Erhebung  der  Steuern  sehr. 
Man  kommt  daher  mit  einem  viel  kleineren  Behörden-  und  Beamten- 
apparat aus,  verwaltet  wohlfeiler  und  wird  einer  grossen  Reihe  von 
Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  ganzen  Einrichtung  der  Steuer- 
verwaltung und  speciell  der  Erhebung  flberhoben.  Dies  System 
ist  deshalb  hier  zunächst  zu  besprechen. 

A.  Die  Abfindung. 

Man  versteht  darunter  eine  meistens  vertragsmässige 
Regelung  der  Steuerschuldigkeit  zwischen  der  Steuerverwaltung 
einer-  und  einem  oder  mehreren,  eventuell  einer  solidarisch  ver- 
bundenen Gemeinschaft  von  Steuerpflichtigen  andrerseits.  In  Folge 
dessen  werden  die  Steuern  nicht  wie  sonst  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  aufgelegt,  nach  den 
Steuerobjecten  berechnet  u.  s.  w.  und  einzeln  erhoben,  sondern 
die  vereinbarte  Summe  wird  an  den  bestimmten  Terminen  an  die 
Gasse  abgeführt  oder  eingezogen. 

ATersum,  Pausclisumme,  französ.  abonnenMDt  R*ll  handelt  davon  bei 
der  Accise  II,  §.  430.  Im  Ganzen  erklärt  er  sich  sTCficen  sie.  Sie  kommt  aber 
allgemeinei  ror.  Üo  nelÜEich.  in  FianJfi.  mit  gewissen  Moditicationen  auch  in  Yerliand- 
luDKen  bei  der  FestitdlnDg  der  steiiMpflicht.  Werthe  im  Eoregistrement:  nicht  ohne 
Bedenken,  anch  in  moialisGher  Hinsicht! 
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Eine  solche  Abfindung  kommt  bei  verschiedenen  Steuern  (auch 
bei  Gebühren)  und  mit  venchiedenartigen  Steaersnbjecten  vor.  So 
erfolgt  sie  mit  einzelnen  Steoerpflichtigen  bei  Verkehrstenem 
nnd  Gebühren  in  Stempelf orm  s.  B.  mit  einer  Bank  bineiehtUeh 
der  sonBt  von  dieser  fUr  ihre  Urkunden  n.  s.  w.,  Sehnldseheine 
(Banknoten,  Checks)  zu  zahlenden  einzelnen  Stempelabgaben ^^), 
oder  mit  den  einzelnen  Producenten  (eventuell  auch  einer  solidarisch 
sich  verpflichtenden  Gemeinschaft  solcher)  von  verbrauchsteuer- 
p flichtigen  Artikehi,  z.  B.  ttber  die  Branntwein Bier-,  Wein-, 
Sehlachtstener,^')  woflir  diese  Personen  dann  von  den  spedellen 
OontFolen  dieser  Stenern  befreit  werden.  Das  Abfindnngssystem 
lässt  sieh  dabei  yersehieden  gestalten.  Femer  kann  anch  eine 
ganze  Gert  liebkeit,  Gemeinde,  Handelsplatz,  Gebietstiieil  sich 
«o  durch  eine  Abfindung  von  allen  oder  gewissen  Steuern,  nament- 
lich von  Zöllen,  inneren  Verbrauchsteuern,  Monopolien,  aber  auch 
von  directen  Steuern  „frei  kanien^^,  so  in  Fällen,  wo  der  Ort  selbst 
und  der  Staat  die  Anwendung  der  allgemeinen  Stenergesetze  anf 
die  OertUehkeit  fttr  naehtheüig  oder  nnansftthrbar  oder  besonders 
schwierig  (z.  B.  wegen  Schmnggelgefahr)  halten.  Hier,  z.  B.  m 
Freihafen  (deutsche  „Zollansschlttsse^S  besonders  Hamburg- Altona 
und  Bremen)  ^**)  wird  dann  wie  in  den  anderen,  im  Princip  we8en^ 
lieb  gleichen  Fällen  für  die  Steuerschuldigkeit  eine  Pauschsumme 
oder  ein  Avers  um  festgestellt.  Bei  Ortsgemeinden  kann  auf 
diese  Weise  auch  wohl  dem  Staate  für  Thoraccisen  ein  Aversum 
gezahlt  werden.  Wenn  die  Gemeinde  dann  diese  Accise  selbst 
Air  sich  erhebt,  so  liegt  eigentlich  eine  Art  Paohtverhältniss  vor. 
Die  Stenergeschichte  und  noch  die  heutige  Praxis  zeigt  auf  dem 
Gebiete  der  Abfindungen  mancherlei  Gestaltungen,  aber  das  Princip 
ist  überall  leicht  als  dasselbe  zu  erkennen. 

Gewisse  Vortheile  dieses  Systems  sind  nicht  zu  bestreiten: 
finanzielle,  privat-  und  volkswirthschaftliche ,  technische  Vortheile. 
Die  Finanzverwaltung  spart  an  Apparat  für  die  Ermittlung  von 
Thatsachen,  fttr  Controlen,  itlr  Erhebung^  ^  daher  an  Kosten.  Die 

")  Eiu  Beispiel  ist  das  Stern pelpauschale  der  Bank  von  England,  60,000  Pf.  St. 
Dies  ist  die  huutigäte  Art  der  Abfindiug,  worüber  ia  der  »pec  Steuerlohie. 
S.  d.  Note  bei  liau  430. 

Bei  den  Aversen  der  deutschen  Zollaasschlüsse  liegt  in  der  Tluit  andi  eine 
„Abfindung**  vor  f.  d.  Freiheit  v.  d.  Einfahrzöllcii  u.  den  inneren  Verbr.sleucm.  Betrat,' 
1879 — 80  4" 86  Mill.  M.  Hamburg  u.  Bremen  zahlen  bisher  den  durchschnittl.  Kopf- 
betrag  der  Einnahmen  im  Zollgebiet  plus  3  M.  p.  Kopf.  Letztre  Summe  boll  jetzt 
(1880)  auf  5  M.  erhöht  werden.  Die  unsichere  Berechnong  des  GondBint»  ist  aoch 
hier  tiAbestieitbar:  oiiier  der  Uaaptfebler  der  AbfiDdanf. 
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wirthschaftliche  Thätigkeit,  der  technische  Fortschritt  einzelner 
Producenten,  ganzer  Loealitäten  wird  erleichtert,  mitunter  erst 
ermüglicbt.  In  gewissen  Fällen  kann  das  Abfindungssystem  förm- 
lieh  wie  ein  Sporn  zu  Productions-  und  technischen  Verbesserungen, 
nameDtiioh  auch  auf  Vermindemng  der  eigentlieh  Tolkswirthsehaft- 
lichen  Kosten  hinwirken,  was  auch  ftlr  die  ganze  Volkswirthsehaft, 
nicht  nnr  fttr  den  N&chstbetheüigten  ein  Gewinn  ist 

Aber  diesen  Vortheilen  stehen  doch  wohl  meistens  noch  grössere 
Bedenken  gegenüber.  Zur  richtigen  Feststellung  der  Abfindungs- 
summen fehlen  gewöhnlich  die  erforderlichen  Daten.  Für  den  Staat 
liegt  die  Gefahr  zu  niedriger  Abfindung  nahe.  Auf  diese  kommt 
es  doch  den  Steuerpflichtigen  in  der  Regel  (allerdings  nicht  noib- 
wendig  immer) wesentlich  mit  an.  So  wird  die  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  verletzt  Die  einzelnen  sich  abfindenden  Steuer* 
Pflichtigen  (z.  B.  die  betreffenden  Industriellen,  bei  der  Branntwein 
brennerei  u.  s.  w.)  werden  meistens  zu  den  ohnehin  durch  Kapital- 
besitz, bessere  Technik  u.  s.  w.  begünstigten  Producenten  gehören, 
den  Grossbetrieb  ihres  Zweigs  vertreten,  während  bei  den  anderen, 
den  Kleinindustriellen  auch  die  Garantieen  fttr  die  Abfindung, 
welche  die  Verwaltung  fordern  muss,  nieht  zu  stellen  sind.  Dann 
wird  nur  abermals  Grossbetrieb  und  Grosskapital  einseitig  be- 
günstigt. 

Das  Abfindungssystem  enthält  aber  überhaupt  eine  Durch- 
brechung des  allgemeinen  Steuerrechts,  welche  principiell  nicht 
ohne  Bedenken  ist  und  gerade  auf  diesem  Gebiete,  wegen  des 
Einflusses  der  Besteuerung  auf  die  Bedingungen  der  wirtbscbaft- 
lichen  Goncurrenz,  möglichst  vermieden  werden  muss.  Ist  die 
bestehende  Besteuerung  steuertechnisch  mangelhaft,  so  suche  man 
sie  allgemein  zu  yerbessem.  Die  Abfindung  ist  oft  nur  ein  Privileg 
fftr  Wenige,  Naehtheilen  der  Besteuerung  zu  entgehen,  denen  sich 
die  Meisten  unterziehen  müssen. 

So  muss  das  Verdict  im  Ganzen  gegen  die  Abfindung  aus- 
fallen. Einzelne  berechtigte  Ausnahmen  bestätigen  auch  hier  nur 
die  Kegel,  aber  sie  weisen  dann  auch  gewöhnlich  auf  besondere 
Mängel  der  allgemeinen  Besteuerung,  auf  besondere  Schwierigkeiten 
der  Gontrole,  Schmuggelgefahr  n.  dgl.  hin. 

**)  Der  Gewinn  für  den  Steuerpflichtigen  kann  in  der  freiem  wirtliscliaftliclien 
Bew^ping,  in  der  Erleichterung  technischer  Yerändorungen  mit  liegen.  Jenes  ist  der 
Saehferbalt  in  den  2  Hansestädten.  In  Frankreich  soll  vielfach  ein  förmliches  Feilschen 
im  fllnxelnen  Fall,  z.  B.  bei  Eni^sistraiiieiitsabgabeii  Tom  Besitzwechsel  des  Onind- 
^gentbiniis,  bei  Erbscbaitssteneni  erfblgen.  ^ 
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B.  —  §.  571.  Die  eigentliche  Erhebung  der  Stenern 
und  die  Organe  dafür. ^*^) 

Der  Erhebung  der  Steuer  Seitens  der  Finanzorgane  entspricht 
die  Entrichtung  der  Stener  Seitens  der  zahlungspflichtigen  Steuer- 
sabjecte.  Hierbei  sind  nach  Möglichkeit  die  Regeln  zu  befolgen, 
welche  man  ans  den  beiden  Verwaltnngsgnindsaizen  der  Be- 
stimmtheit und  der  Bequemlichkeit  der  Bestenernng  ableiten 
kann  (§.  534 ^  535).  Daraus  ergeben  sich  dann  auch  einige  An- 
forderungen hinsichtlich  der  Organisation  des  staatlichen  und 
communalen  E rhebu ngsdiensts. 

Die  technische  Einrichtung  des  letzteren  hängt  zumTheil 
mit  allgemeinen  Einrichtungen  des  Finanzbehördenwesens,  des 
Becbnungs-  und  Cassenwesens  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle 
nicht  einzugehen  ist  Gewisse  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen 
Staaten  folgen  aus  allgemeineren  Verschiedenheiten  der  gesammten 
Verwaltungsorganisation.  Im  Ganzen  muss  sich  aber  die  Ein- 
richtung der  Steuererhebung  wie  diejenige  der  Steuerverwaltung 
überhaupt  nach  der  V' erschi edenheit  der  Steuerarten  und 
zum  Theil  auch  der  einzelnen  Steuern  ein  und  derselben 
Gattung  richten.  Gerade  diess  ist  hier  besonders  zu  beachten^ 
Es  genOgt  die  Herv<Hrhebung  einiger  solcher  Hanptpnncte, 
welche  nach  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  nach  dem  ganzen  tech- 
nischen Wesen  der  Steuer^  sich  flberall  mehr  oder  weniger  geltend 
macheu  und  zu  ähnlichen  Einrichtungen  des  Erhebungsdiensts 
führen  müssen. 

Zu  unterscheiden  sind  für  diesen  Dienst  nun  namentlich  die 
grossen  steuertechnischen  Kategorieen  der  directen, 
der  indireoten  und  der  in  Stempelform  und  als  Begister- 
u.  dgL  Abgabe  erhobenen  Steuern,  denen  auch  in  der  Praxis  wohl 
eme  dreifache  oberste  Elintheilung  der  ganzen  Steuerverwaltung 
am  Besten  entspricht. Aber  gerade  für  die  Erhebung  ist 

San  I,  §.  289 ,  wo  aber  fonendich  nur  die  dlrecte  Bestenernng  ins  Auge 
ge&sst  ist. 

In  der  Praxis  bestehen  freUich  manche  Unterschiede ,  die  sich  vielfach  nur 
historisch  eridäreu  lassen.  Auch  ist  die  Tcrüchiedeuaitige  Ausbildung  der  einzelnen 
Stenern  yon  Einflius  daniif,  ob  Stenern,  welche  naeh  ihrer  technischen  Natnr  eine 
selbständige  Abtheilung  bilden,  mit  anderen  zu  einem  obersten  Yenraltnngszweig 
vereinigt  sind.  Die  Stempel-  und  ähnlichen  Abgaben  werden  öfters  unter  die  Ver- 
waltung der  indirecteu  Steuern  gestellt.  Monopolien,  Züile  bilden  auch  wohl  üaupt- 
Terwaltungen  SXkr  sich.  In  UeiiiMben  Staaten  theilt  sich  die  Stenerverwaltnng  begreif- 
lich auch  In  den  oberen  Behörden  nicht  soweit  als  in  grösseren.  BessortTeränderungen 
kommen  öfters  vor.  Aus  diesen  ^Vb weichungen  der  Eintheilung  in  der  Praxis  erklärt 
sich  auch,  dass  die  Begriäe  „directe''  u.  „indirecte"  Steuern  nicht  überall  den  gleiche]^ 
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noch  weiter  zu  unterscheiden,  so  dass  sich  folgende  8  Gruppen 
von  allgemeiner  vorkommenden  Steuern  bilden:  1)  die  gewöhnlichen 
directen  Hauptstenern  (Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögensteuern); 
•  2)  die  Zölle;  3)  die  Thoraccisen;  4)  die  in  Monopolform 
erhobenen  Verbrauchsteuern;  5)  die  inneren,  an  denProductions- 
betrieb  selbst  sieh  ansohliessenden  Steuern,  die  eyentoell  auch 
fttr  die  Eihebimg  noeh  weiter  naeh  Produettonssweigen  zu  trennen 
sind;  6)  die  in  Stempelform  erhobenen  Verkehrstenem;  7)  die 
unmittelbar  eingezogenen  nnd  die  in  der  Form  von  Ein- 
tragungs-  oder  Reg  ist  er  abgaben  erhobenen  Verkehrsteuern; 
8)  die  E  rb  Schaft  steuern. 

Die  Scheidung  dieser  Steuern  auch  für  die  Erhebung  ist 
zweckmUssig,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nothwendig  und  auch 
in  der  Praxis  üblich,  denn  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
in  Bezug  auf  Stenersnbjeete  mid  Stenerobjeete  setzt  btt  jeder  dieser 
aoht  Kategorieen  ein  Teraebiedenes  Verfahren  Torans  nnd  bei 
allen,  mit  Ausnahme  der  ersten,  der  gewöhnlichen  directen  Stenern, 
schliesst  sich  die  Erhebung  am  Einfachsten  oder  selbst  noth- 
wendig unmittelbar  an  die  Ermittlung  jener  Thatsachen 
und  an  die  aufgrund  davon  erfolgte  Feststellung  derSteuei'r 
Schuldigkeiten  an. 

§.  572.  —  1)  Erhebung  der  directen  Steuern.  Bei 
diesen  ist  nach  deren  ganzer  Einrichtung  die  Ermittlung  der  That- 
saohen  fUr  die  Feststellnng  der  Stenersnlgeote  nnd  -objeote  n.  s.  w. 


Um&ng  haben,  z.  B.  die  Yerkehnteaern  v.  die  mit  ihnen  reibandonen  Gebühren  zu 
den  indirecton  Steuern  gerechnet  werden.  Auch  die  Beasoftbestiminuiig  zwischen  den 
Ministerien  (der  Finanz,  des  Handels  u.  s.  w.,  des  Acker-  u.  etwa  Bcrg'baiis,  der 
Justiz)  bewirkt,  dass  einzelne  gcbUhFen>  u.  steuerarüge  Einnahmen  unter  versdiiedcnen 
obersten  Verwaltungen  in  rerschiedenen  Staaten  stehen,  z.  B.  die  Bergwerbtenem,  die 
grOestentheils  ZU  den  directen  Ertragsteuern  <>:oliörcn,  davon  abgetrennt  im  Ministerium, 
dem  das  Bergwesen  untersteht  (in  Prcusscn  Min.  der  öUenÜ.  Arbeiten),  die  A'erkehr- 
steucrn,  welche  sieh  an  das  Gerichtswesen  anknüpfen,  im  Justizministerium  (Preussen). 
AHos  dies  Qmtlxwtsri  natflifieh  eine  staärt.  Vei^^leichung  von  Land  za  Land.  —  Bei- 
spiele der  obersten  Yerwaltuugszweige  fUr  das Stenerwesen  sind:  Preussen: 
dirftctc  Steuern  (Grund-,  Gebäude-,  classif.  Einkommen-,  Classen-,  Gewerbesteuer, 
£isenb.abgaben,  diiecto  Steuern  in  Hohcnzollern) ;  indirccto  Steuern  (Kuichsrorbrauch- 
Stenern,  BeiohsirecliBdslempelst.,  Stempelst.,  Erbschaftsst,  Braeken>,  Ganal- v. s. 
Gelder,  Diverses);  Lotterie  apart.  —  Oesterreich  (West-):  AbtlieiL  im  Fin.minist. 
fttr  directe  Steuern  (Grund-,  Gebäude-,  Erwerbs-,  Einkommcust.) ;  f.  indirecto  St. 
(Zölle,  Yerzebr.steu.,  Saizmon.,  Tabakmon.  mit  bes.  Geueraldirection,  Stempel  u.  Gebühren 
fon  Bechlsgescbiften,  Lotto  mit  bes.  GefftUsdiieotion,  ICanthen,  Fnnzirung).  —  Frank- 
reich:  directe  St.  (Grund-,  Pen.-  n.  Mobil.-,  ThOr-  u.  Fenster-,  Gewerbest.,  den 
dir.  Steuern  assimil.  Specialtaxen,  wobei  gebührenartige,  Bergwerk-,  Pferde- u.  Wagenst., 
geschloss.  Gcselhich.-  n.  Billardst.,  also  directe  Luxus-  u.  ähnl.  St);  Enregistre- 
ment,  Stempel «.  Dom ftnen;  ZOUe;  indir.Stci).  (innere  Yerbnnchst,  Eisenbalm- 
inbist.,  Tkb.-  «.  Polrermonopol). 
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vom  Erhebungsdienst  zu  trennen.  Letztrer  kann  aber  för 
die  verschiedenen  Arten  der  genannten  directen  Steuern  zusammen 
einheitlich  organisirt  werden  und  die  Erhebung  durch  dasselbe 
Erhebnngsorgan,  des  Staats  oder  der  Gemeinde,  erfolgen,  unter 
strenger  Tremmog  der  einxelnen  Stenern  in  der  Buchführung  n.  8.  w. 
Die  Erbebmig  aller  Eategorieen  indireeter  vnd  Verkebrsteoem, 
aneh  der  Erbsehaflstener  wird  In  der  Regel  von  deijoilgen  der 
direeten  Stenern  ganz  %u  trennen  8^. 

Als  unmittelbare  Erbebungsorgane,  welcbe  die  betreffende 
Cassenmanipulation  und  Buchführung  besorgen,  fungiren  hier  nun 
den  einzelnen  Steuerpflichtigen  gegenüber  die  amtlichen  Steuer- 
einnehmer des  Staats  oder  der  Commune,  speciell  die  sogen. 
Unter einnebmer  (Untererbeber ,  Einbringer ,  Steuerempfänger, 
pereeptenrs  oder  receveors  mnnicipanx).  Sie  sind  in  genügender 
Zabl  über  das  Land  und  die  Gemeinden  zn  yerÜieUen.  Die  Stener- 
zablang  an  sie  erfolgt  in  der  Form  der  „Abstattnng'S  wobei 
der  Stenerpfliebtige ,  auf  specielle  Anfforderung  im  emzelnen  Fall 
oder  nach  ganz  allgemeiner  Vorschrift  ein  für  allemal  oder  nacb 
seiner  freien  Wahl,  die  schuldige  oder  fällige  Steuersumme  in  be- 
stimmten Terminen  zum  Einnehmer  bringt  oder  schickt; 
oder  sie  gescbiebt  in  der  Form  der  „Einziehung'^  (»^ii^' 
bebung'^),  wobei  der  Stenereinnebmer  in  bestimmten  Zeitpnneten 
bei  den  Stenerpfliebtigen  selbst  die  fällige  Summe  abbolt,  gegen 
Präsentataon  der  Stenerqnittnng.  Beide  Erbebnngsmetboden  sind 
nnentbebrlieb ,  baben  yersebiedene  Vonsflge  und  Mängel  und  sind 
wohl  namentlich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  (Stadt,  Gross- 
stadt, plattes  Land),  nach  den  Classen  der  Steuerpflichtigen  und 
nach  den  Arten  der  Steuern  in  verschiedenem  Grade  zweckmässig 
und  üblich.  Wenn  man  die  Steuertermine  etwas  weiter  fasst  und 
für  versebiedene  Loealitäten  (auch  Theile  der  Grossstadt)  ver- 
scbieden^  so  braucbt  aueb  bei  der  Einziehung  das  Einnebmer- 
personal  nicbt  so  sebr  gross  zu  sein.  Am  Meisten  Mflbe  und 
Kosten  maebt  natHrlich  in  beiden  Formen,  in  deijenigen  der  Ein- 
ziehung freilich  noch  mehr,  die  Erhebung  kleiner  Steuerbetrftge 
von  zahlreichen  Personen,  daher  die  in  kleine  Raten  zerlegte  all- 
gemeine Einkommen-  oder  Classensteuer  der  kleinen  Leute,  die 
Grundsteuer  bei  starker  Bodentbeilung. 

Auch  Stein  I,  533  untersclicidet  die,  Abstattiing  u.  die  Einhebung,  genera- 
lisirt  aber  zu  sehr,  wenn  er  die  ersterc  mögliclist  befürdcrn  will,  weil  sie  niclits  koste 
und  die  andere  theaier  sef.  —  Bes.  lehneich  die  franzOs.  Einrichtmigeii,  worAbei 
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Die  erhobenen  Summen  sind  dann  vom  Untererheber  an  Ober- 
einnehmer (reeereurs  pardcnliers)  fttr  grössere  Distriete  (Kreise 
n.  dgL  in  Prenssen,  Arrondissements  in  Frankreich),  Yon  diesen  an 
die  Provineial-  nnd  direet  oder  dnreh  Provineialeassen- 

Verwalter  (receveurs  generaux  in  den  französ.  Departements) 
an  die  allgemeine  Staatscasse  abzuführen.  Diese  höheren  Ein- 
nehmerkategorieen  fungiren  eventuell  mit  für  den  Empfang  von 
indirecten  Steuern^  auch  wohl  von  Oomanial-  und  ähnlichen  Ein- 
nahmen ihres  Districts.^)  £8  hängt  von  der  Verbindnng  oder 
Trennung  des  Einnahme-  und  Ausgabediensts  ab,  ob  und  in 
welcher  Weise  durch  die  verschiedenen  Kategorleen  von  Ein- 
nehmern ^  bez.  Oassen,  gleich  Ausgaben  zu  bewerkstelligen  sind, 
80  dass  dann  nur  Ueberschüsse  au  die  höhere  Stelle  wirklich  ab- 
geführt werden. 

§.  573.  —  2)  Erhebung  der  indirecten  Steuern.  So 
steaerteehnisch  verschiedene  Steuern  wie  die  grossen  Kategorießn 
der  indirecten^  lassen  sich  auch  im  Erhebungsdienst,  besonders 
im  unteren,  nicht  wohl  ganz  zusammenfassen. 

a)  Namentlich  bei  den  Zöllen  und  Thoraccisen  ist  die 
Ermittlang  der  Stenerschuldigkeiten  yon  Fall  zu  Fall  in  be- 
stimmten Oertlichkeiten  vorzunehmen.  Dafür  bedarf  es 
eines  eigenen,  technisch  specifisch  geschulten  ,  an  diesen  Oertlich- 
keiten gewöhnlich  dauernd  zur  Verfügung  stehenden  unteren 
Verwaltnngspersonals ,  das  entweder  zugleich  auch  mit  als  Er- 
hebungspersonal der  betreffenden  Steuern  fungirt  oder  mit  einem 
eigens  fltr  diesen  Dienst  bei  jeder  Steuerart  bestimmten  Erhebungs- 
personal zu  einem  ,,Amte''  (Zollamte  u.  s.  w.)  verbunden  ist  Ver- 
schiedenheiten in  Stellung  und  Function  der  Steuererheber  bei 
diesen  von  den  Steuereinnehmern  der  directen  Steuern  ergeben 
sich  liier  von  selbst.    Ein  gemeinsames  Amt  für  die  Erhebung 


NSheies  bei  Hoclc  u.  in  d.  Werken  über  franz(5s.  Fin.wesen,  auch  in  Block 's  diction. 
de  Tadmin.  Kleine  Einzelheiten  hier  hervorzuheben,  reicht  nicht  aus.  Einige  Notizen 
bei  Hau  2b9  in  d.  Nuten.  —  In  den  pieuss.  westl.  u.  neuen  Provinzen,  wo 
die  diiectMi  Stenen  doreli  vom  Staat  angestellte  Steneiempftnger  erhoben  irerden, 
gab  es  1873  657  solche  Beamte. 

")  Hier  schliesst  sich  die  Eintheihing  der  höheren  Erhebungj-kreise  passend  und 
wohl  auch  in  der  Kegel  in  der  Praxis  der  administrativen  Eintheilung  deä  btaats- 
gebiels  an,  in  Frankreich  an  die  ÄnondisB.  q.  Departem.,  in  Preussen  an  die 
Kreise  u.  Provinzen.  Die  Zahl  der  betreff,  höheren  Erhebun^sbeainten ,  bez.  dtt 
Vorstände  der  Stollen  richtet  sich  dann  nach  der  Zahl  dieser  allgemeinen  Verwalt- 
abtheiloDgen.  Zahl  der  Kreissteuereinnehmer  in  Preussen  1Ö74  237  (inci.  ßendant 
in  FiankniTt  a.  M.),  der  Anondlas^einnehmer  in  Frankreich  vor  1870  868.  In 
PreoMen  11,  Jetzt  12  Piovinc^teaexdiieotionen. 

A.  Wftf  aer,  Fliwawriaaeaachaft  TL  42 
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von  Zöllen,  Thoraccisen,  gewissen  inneren  Verbrauchsteuern  ist 
damit  nicbt  immer  ansgesehlossen.  Die  Einrichtung  von  solehen 
wird  yoD  OrtsverhiUtiuMen  abhängen.  Die  Zollämter  pflegen  nach 
ihren  Geaehäflsbeingnifleen  u,  b.  w.  in  venehiedene  Claflien  dn- 
getiieik  zn  sein  (Haupt- ,  Nebeniollainft  n.  dgl.  m.).  Control-  und 
Inspectionsbeamte  u.  s.  w.,  Grenzaufseher  u.  dgl.  schliessen  sich  an 
das  eigentliche  Erhebungspersonal  an.***) 

h)  Bei  den  mehrfach  genannten  inneren  Verbranch- 
steuern  zersplittert  sich  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeiten 
nnd  die  Erhebung  der  Steuern  nicht  in  derselben  Weise  nach 
Stenennbjecten,  Sienerobjeeten  nnd  einsehien  StenerfäUen  oder 
steuerbaren  Acten  wie  bei  Zöllen  nnd  Tbore^dnem.  Dedbalb  ist 
die  Verwaltong  hier  auch  anders  einsnriehten.  Wie  bei  den 
direeten  Steuern  —  eine  weitere  nicht  immer  genügend  beachtete 
Aehnlichkeit  mit  denselben,  §.  549  —  trennt  sich  hier  in  der 
Regel  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeit  vom  Act  der  Steuer- 
erhebung. Es  werden  meist  einem  einzelnen  bestimmten  Öteuer- 
snbject  (dem  Fabrikanten)  aot'  Grund  der  durch  ein  besonderes 
Yoransgehendes  Verfahren  erfolgten  Ermittlung  der  Stene^ 
Schuldigkeit  fttr  einen  gansen  Prodnetionsprooess  n.  dgL 
grossere  Steuersnmmen  xur  Entrichtung  vorgeschrieben.  Dieselben 
können )  wie  die  Raten  directer  Steuern,  durch  Abstattung  oder 
Einziehung  insbesondere  Seitens  eines  höheren  Steueramts,  z.  B. 
eines  ilauptzollamts,  welches  zugleich  für  grössere  Gebietstheile 
(Provinz  u.  dgl.  eventuell)  mit  als  Erhebungsorgan,  ftir  Salz-, 
Zucker-,  Branntwein-,  Biersteuem  n.  dgl.  fungirt,  erhoben  werden. 
Ist  einmal  die  Ermittlung  der  Steuerschnldigkeit  erfolgt^  so  ist  die 
Erhebung  dieser  Stenern  übrigens  auch  durch  die  Steuereinnehmer 
oder  Stenerftmter  der  direeten  Stenern  mOglieh. 

c)  Die  Erhebung  der  Steuer  bei  den  Monopolien  erfolgt  in 
Form  eines  Autschlags  auf  die  Selbstkosten  des  Monopolartikels 

**')  Die  Verwaltung  der  Zölle  und  RcicksTerbraiichstcuern  erfolgt  im  Deutschen 
Kelch  noch  durch  die  Einzelstaaten.  In  Preusscn  gab  es  1874  in  der  Verwaltung  der 
Zölle  u.  iüdir.  Steuern  fUr  den  Erhebungs-  u.  (Jüntroldienst  (also  ausser  dem 
Personal  der  Piovincstooeidiiectfoneii  tod  11  Directoien  n.  80  Mit^ieden)  134  Obep> 
zoll-  U.  Obersteuerinspectoren ,  136  HanptzoII-  u.  Hauptsteueramtsrendanten  u.  ebenso 
?iel  Controleure  dabei,  14  Parkhofvorsteher  ii.  ülierrevisoren,  56»)  Obergrenz-  u.  Ober- 
steuercontroleure ,  793  Hauptzoll-  u.  Hauptstuueramtsasäistenten ,  36  aud.  Beamte  bei 
diesen  Aemtem  ^d.  deij.  auf  ZoUkieazem  n.  Wacbtohiffen).  Dann  840  Efnnehmer  - 
bei  Nebenzollämtern  I.  Cl.,  Salz-,  Steuer-  u.  üntcrsteuerämtern ;  124  Einnehmer  bei 
NebenzoUämtern  II.  ri,,  I51)  Assistenten.  KJG  Zoll-  u.  Steuerempfänger,  24t)  Thor- 
controleure  (f.  d.  damak  uoch  besteh.  Mahl-  u.  Scblachtst.).  Die  Zahl  der  tirenz-  u. 
Steoeianfeeher  war  6108,  3  Ansagebeamte,  77  Thomrirter  «.  s.  ir.  Geeammtanfipand 
für  dss  hier  an^s^^dirte  F^isonal  (ohne  die  PiOTinoAdireetiOBen)  4,839,590  Tiür. 
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bei  dem  Verkauf  des  letztereo.  Hier  handelt  es  sich  also  zum 
Zweck  der  äteaererhebung  um  die  Organisation  des  Verkaufs. 
Die  Stenervmrwaltnog  k((nnte  diesen  Verkauf  zwar  selbst  in  die 
Hände  nehmen,  aber  das  wird,  wenigstens  in  Betreff  des  Detail- 
Terkao&y  gewOhnlicli  nieht  sweckmftssig  aein  nnd  ist  aaeh  nieht 
ttbÜGb,  snmaly  wenn  es  sieh  um  Hasseneonsnmplibilien,  wie  Salz 
und  Tabak  handelt  Die  Uebertragung  des  Verkanfgeschäfts  an 
die  für  die  sonstige  Steuererhebung  bestehenden  Aemter  und  Be- 
amten ist  nicht  allgemein  durchführbar,  weil  diese  letzteren  beiden 
sich  vielfach  dafür  gar  nicht  eignen  und  auch  nach  ihrer  Zahl 
und  örtlichen  Verth eilnng  nicht  ausreiche  Das  Interesse 
der  Consumenten,  welches  überall  leichte  nnd  bequeme  Veisorgmig 
mit  dem  Monopolartikel  erhdscht,  und  das  Interesse  der  Finam- 
verwaltang,  welche  nieht  minder  an  der  leichten  Erlangbarkeit  des 
Artikels  betheiligt  ist,  veilangen  eine  loeal  sehr  deeentrali* 
sirte  Feilstellung  des  Artikels.  Diese  lässt  sich  durch  eine 
Benutzung  bestehender  privater  Kleinhandelsgeschäfte 
(so  bei  Salz)  oder  durch  die  neue  Einrichtung  von  Geschäften 
Seitens  einer  Classe  von  Personen  erreichen,  welche  in  der  Haupt- 
sache eine  private,  keine  eigentlich  amtliche  Stellung  haben,  wie 
die  i^einverschleisser^S  „Traficanten^'  des  Tabakmonopols ,  Per- 
sonen,  die  man  etwa  ans  der  Kategorie  ebmaligwr  Militl&rs  mit 
Ansprach  aof  „GiTilyersorgimg''  ndimen  kann.  Diese  Personen, 
welche  den  Verkauf  nnmittelbar  an  das  consnmirende  Pnblicnm 
besorgen,  fungiren  hier  als  die  eigentlichen  Steuererheber,  bedürfen 
nur  gewöhnlich  eines  entsprechenden  Steuercredits  (§.  578),  be- 
sonders am  Beginn  ihres  Geschäfts.  Zwischen  ihnen  und  der 
Monopolverwaltung  können  die  y^Griossverschleisser'^  wie  eine  Art 
Obereinnehmer  stehen. 

§.  674.  —  3)  Erhebung  der  Verkehrstenern,  Diese 
stehen,  wie  wir  sahen,  vielfach  mit  „Qebtthren^^  in  naher  Ver- 
bindung, lieber  die  Einrichtung  der  Erhebung  derselben  ist  bereits 
in  der  Gebttbrenlehre  gebandelt  worden,  §.  320—324.  Je  nachdem 
Stempel  benutzt  oder  statt  deren  die  Abgabe  unmittelbar  ein- 
gezogen wird,  ergeben  sich  wieder  manche  Verschiedenheiten  im 
Erhebungsdienst. 


**)  Materialien  darüber  in  dem  Werk  über  die  deutsche  Tabakenqnßtc.  In  W est- 
esterreicli  in  HT2:  35  amtl.  Verschleissinagazine,  in  ls7ü  982  ürossverschlcisser 
mit  Proyision  v.  1,Ü1Ü,717  Ii.)  u.  58,247  Kiein?erachleisser.  In  Frankreich  40,Ü00 
Debitanti»!.  Schftffle,  TQb.  Ztscbr.  1879  S.  674  ff.,  nach  der  Enqo^. 
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a)  DerDebit  der  Stempel  (Papier,  Marken)  muss  möglichst 
decentralisirt  sein,  ungefähr  wie  derjenige  der  Monopolartikel. 
Deshalb  ist  dieser  Debit  ähnlieh  zu  organisiren,  namentlich  die 
PoetiLmter,  die  Kleinverkänfer  Ton  Monopdartikeln  (Tabak)|  aneh 
andeie  private  Geechftftslente  lassen  sieh  damit  hetranen.  ^ 

b)  Die  an  mittelbare  lünziehnng  von  Verkehrstenem  xl  s. 
statt  mittelst  des  Stempels,  ferner  die  Erhebung  der  Register- 
abgaben erfolgt  durch  die  Cassenver waltung  der  betreffenden 
Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  eventuell  auf  Grund 
des  Auftrags  der  letzteren  und  der  gemachten  Berechnung  durch 
ein  anderes  Steneramt  oder  dessen  Personal.  Auch  der  Notare  nnd 
lUuilieher  Personen  kann  man  sieh  hier  bedienen.  Dieselben  haben 
die  Betrilge  einsouehen  und  direot  an  das  betreffende  Amt  abm- 
liefem.^)  Da  die  Ermittlang  der  Stenerobjecte  und  Steuersefaul- 
digkeiten  hier  öfters  wieder  eine  besonders  mühsame  Sache  ist, 
deren  Erledigung  ein  eigenes  geübtes  Personal  erfordert,  so  können 
wenigstens  bei  einem  sehr  umfassenden  und  verwickelten  System 
unmittelbar  einzuziehender  Verkehrsteuern  und  Eintragungsabgaben 
die  GassenverwaltuDgen  der  Gerichte,  Eintragungsbehörden  u.  s.  w. 
förmlich  die  Stellung  besonderer  „VerkehrsteuerSmter''  erlange.  **) 

e)  Die  Erbsehaftstenem  stehen  gewdbnlioh  in  geschicht- 
Uoher  Verbindung  mit  dea  Stempelabgaben  und  den  Verkehrsteuern. 
Ihre  Erhebung  können  die  oben  genannten  Cassenverwaltungen 
(so  in  der  Kegel,  in  Frankreich  die  Enregistrements-Aemter),  allen- 
falls auch  besondere  Erbschaftasteuerämter  (so  in  Preussen)  besorgen, 
da  auch  hier  wieder  die  Erhebung  sich  eng  an  die  Ermittlung  der 
Steuerobjeote  und  Schuldigkeiten  anschliesst 

§.  575.  —  4)  Allgemeine  Grnndsfttse  hinßiehtlieh  des 
Erhebungspersonals. 

a)  Die  steuereinnebmenden  Beamten  haben,  wie  andere  Cassen- 
beamten,  regelmässig  Caution  (in  baarem  Geld,  das  ihnen  dann 
verzinst  wird  oder  in  Staatspapieren,  deren  Zinsen  sie  beziehen) 

Die  Tabaktraficanten  übenielimeii  in  Oesterreich  den  Verkauf  der  Stempel- 
marken, wenigstens  der  kleineren  Sorten,  mit;  den  der  Reirlisvechselstempelmarken 
besorgen  in  Deutschland  die  Postämter,  den  der  Laudesstempelmarken  etwa  die 
Lotteriecullecteurc  mit  (Preussen).  Je  mehr  mau  die  Stempclptiichtigkeit  ausdehnt, 
auf  kleine  Quittungen,  Frachtscheine  Q.  8.  w.  (OeBterr.)*  desto  nothirendiger  nstfliücli 
die  Deccuitralisation  des  Debits. 

^)  üo  z.  B.  in  Baiern,  liotar.ge8.  r.  10.  Nov.  1Ö61  Art  105;  baier. 
Venr»lt.recht  S.  556. 

^)  Grosse  Ansdehnang  dieser  Geschäfte  daher  in  Frankreich,  Hock,  FIb. 
Frankr.s  S.  218  ff.,  aadi  dem  gmnzen  System  des  doEtigen  BegistorweBens,  riel  gainger 
in  Deutschland. 
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ZU  stellen.  Die  Höhe  der  Caution  stuft  sich  passend  einigermassen 
nach  der  Grösse  der  durchschnittlichen  Einnahme  nnd  des  Cassen- 
bestands  ab,  ist  daher  bei  den  Obereinnehmeru  auch  grösser  als 
bei  den  Untereinnebmem. 

b)  Die  Untereinnebmer  bei  den  directen  Stenern  nnd  die  ihnen 
oorrespondirenden  Einnehmer  bei  den  tlbrigen  Stenern  sind  nach 
Ban's  Worten  (I,  §.  289),  „für  die  sorgföltige  Einfordernng  und 
Eintreibung  der  Stenern  naeh  der  ihnen  ertheilten  Weisung  (Stener- 
liste,  Tarif  u.  s.  w.)  verantwortlich.  Sie  haben  regelmässig  nach 
kurzer  Zwischenzeit  ihre  Einnahmen  dem  vorgesetzten  Einnehmer 
(bez.  der  höheren  Stelle)  zu  übergeben  und  aus  ihrem  vorgelegten 
Cassenbuche  zu  rechtfertigen.  Sie  sind  streng  verpflichtet,  jede 
Zahlung  sowohl  zu  bescheinigen,  als  auch  unverzüglich  in  ihre 
Beohnnng  einzutragen.  Die  höheren  Steuerbeamten  haben  die 
ihnen*  unterstehenden  unteren  genau  zu  beauisiohtigen  und  sich 
Beohnungsauszilge  von  ihnen  yorlegen  zu  lassen.  Aneh  haften  sie 
fttr  dieselben ,  wenn  sie  ihnen  dne  Torschriflswidrige  Kachsicht 
gestattet  haben.'' 

c)  Die  Untereinnehraer  der  directen  Steuern,  theil weise 
auch  diejenigen  anderer  Steuern  können  wohl,  statt  ganz  oder 
partiell  auf  feste  Gehalte,  ganz  oder  nebenbei  auf  Quoten  der 
▼on  ihnen  erhobenen  Stenersummen  (Tantiömebezüge)  an> 
gewiesOT  werden.^  Doch  wird  dabei  zur  genttgenden  Sicherung 

Hohe  Cantionen  bei  den  höheren  Kategorieen  in  Frankreich:  nach  Hock 
fS.  88)  300.000  Fr.  f.  d.  Staatscentralcassier,  100,000  Fr.  bei  vielen  üeneraleinnchmern*, 
nach  Rau  f.  d.  Untereinnebmer  10"/„  der  Jahrcseinnahme  bis  100,000  Fr.,  6*yg7o 
vom  Mehrbetrag  bis  400,000  Fr.,  5*^/0  7.  d.  weiteren  Somme.  Fflr  Preaeseii, 
wo  nach  Ges.  v.  21.  Mai  ISBO  alle  Cautionen  in  inliind.  Staatspapicren  nach  dem 
Nennwerth  zu  erlegen  sind  (rordem  baar),  8.  £öüQe,  preoss.  Staatsr.  3.  A.  II,  1.  AbtL 
S.  413  ff. 

^  Lediglich  solche  Provisionen  bei  den  fianzös.  Perceptenrs«  die  Ton  Amts- 
wegen  zus^leich  Einnehmer  aller  (icmeinden  u.  öffentl.  Anstalten  des  Umkreises,  deren 
Jahreseiakommen  nicht  Uber  30,000  Fr.  —  In  Baden  nach  Bau  Hebegebilhr  des 
UnteiexliebexB  verschieden  nach  Stenergattungcn,  zw.  n.  3  Kr.  vom  fl.  der  erhob. 
Steuer,  oder  0*416  ti.  ö*'/«-  —  In  Preussen  besteht  das  Diensteinkommen  der  staatL 
Stenerempfänper  f.  d.  dir.  Steuern  in  d.  westl.  u.  neuen  Provinzen  in  Hebegebühren, 
welche  nach  einem  bestimmten  Procentsatz  der  zur  Staatscasse  geflossenen  u.  in  Ist- 
einnalune  verbliebenen  directen  Sten^  berechoet  werden.  Dazu  kommen  mitunter 
Entschidignngen  f.  andere  Hebungen,  auch  wohl  f.  Verwaltung  r.  Gommun.-  u. 
Institcassen.  Aus  dem  Dionsteinkomnien  haben  die  Steuerempfanger  aber  alle  mit 
dem  Gassengeschäft  verbundenen  Auslagen  zu  bestreiten,  so  dass  ihnen  im  Dorchschn. 
'/s  ate  reines  DiensteinkemmeB  bleibiea  sollen.  Dies  war  187S  im  Ihnehschn.  965 
Thaler,  Max.  Beg.bez.  Aachen  1402,  Min.  Prov.  Hannover  645  Thlr.  11  Stellen  gaben 
über  2000,  49  1500—2000,  80  12—1500,  121  1000—1200,  127  800—1000,  überh. 
über  800  Thlr.  388  Stellen,  unter  800  269  Stellen,  darunter  12  4—500,  4  3—400, 
]  2^00  Thlr*  Zar  Aasgleichung  erfolgen  Besoldungsznsdillsse  «vs  einem  der  Regie- 
laDg  im  Etat  eingerlomtea  CSiedit.  8.  d.  Benksdur.  betr.  Begeinng  d.  Diensleiidcommeiis 
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eines  ausreichenden  Eiokommens  und  nm  die  Stellen  nicht  zu 
ungleich  zu  dotiren  mitunter  die  Garantie  eines  Minimal  rresammt- 
einkommens  oder  die  Gewährung  von  Besoldungszuschüssen 
(FieoBsen)  nothwendig  sein.  Für  das  höhere  Erhebuogsbeamten- 
penooal  empfiehU  noh  wie  für  das  sonstige  Stenervorwaltoiigs- 
pmanal  im  Ganfen  das  reine  GehaUsyetem,  mH  der  mren- 
taeUea  Antnaliiney  dess  Controlbeamten  Aatiieile  en  der  Ehmahme  aiiB 
mldeekteii  UnterBeUnfen  n.  dgl.  erbalten  (§.  589).  —  Die  DeMkanieB 
Yon  Monopolartikeln  nnd  yen  Stempefaniurken  besieben  tote  Pro- 
visionssätze von  ihrem  Absatz ,  müssen  aber  die  schon  mit  nacb 
diesen  Sätzen  festgestellten  Detail- Verkaufspreise  innehalten. 

d)  Gerade  auch  für  das  ErhebuDgspersonal  sind  soweit  als 
möglich  die  beiden  Grundsätze  zu  befolgen,  welche  Hock^^)  als 
die  ersten  Grandsätee  der  Stenerverwaltang  überhaupt  bezeichnet: 
wenige,  aber  gnt  besablte,  nnd  wohl  nnterriehteteBoamte. 
0ie  Natar  der  einaelnai  ßtenem,  die  VerkebnverWtoisse  vl  a.  w. 
bedingen  freUich,  dass  die  Foidenmg,  mit  ,,wenig^^  Beamten  am- 
zureichen,  practiscb  nicht  immer  soweit  als  es  erwttnseht  w&re 
erfüllt  werden  kann. 

C.  -  §.  576.  Die  practi  sc  he  Durchführung  derSteuer- 
erhebung  und  .die  dazu  dienenden  Anordnungen  und 
Massregein.^) 

Zur  Durcbillbrung  der  Erhebung  ist  eine  Reibe  von  verwaltungs- 
reehtUoben  Vorsebriften  erforderliob,  wdebe  in  Einzelheiten  in  den 
verschiedenen  Staaten  zwar  abweichen,  aber  doch  in  der  Haupt- 
sache flbereinstimmen  y  weil  sie  nothwendig  ans  dem  Wesen  der 
BesteneruDg  und  der  dabei  für  die  Erhebung  vorliegenden  Aufgabe 


d.  Steaerempfänger,  Anlage  Bd.  I,  Nr.  4,  Beil.  B.  StaaU>bau:>h.etat  v.  1874.  —  Das 
I>iiiducliiLg«hah  der  EreiBBteuereiiuMduiier  ist  nach  d.  aeneren  EihOhimgen  in  Pieiusen, 
ebne  Wohnwigsgeld,  1 000  Thii.  bez.  zwiBcheu  800—1200  Thlr. 

*')  Oeff.  Abg.  S.  41  ff. 

Auch  darüber  viele  treffende  Bemerk,  bei  Hock,  öff.  Abg.  Kau  erwähnt  in 
d.  alig.  Steaerlehre  aar  Weniges  vou  Dem,  was  iüeher  gehört;  anch  in  d.  spec.  Lehre 
nur  Einzebes.  TgL  Bonzt  Stein,  I,  531  587  ff.  im  Ateolm.  w.  d.  Stevereriieb. 
TL.  ron  d.  Stenerrechtqpflege.  In  der  systemat  Behandlang  u.  Reihenfolge  der  ein- 
zelnen Punct«'  weiche  ich  hier  vielfach  von  ihm  ab,  weil  ich  auch  hier  die  Aufgaben 
?om  steuerverwaitiLuga technischen,  nicht,  wie  er  in  I.Linie,  vom  stenerreiwaltungs- 
reclitlielien  Standpnncte  behandle,  <duie  dizs  ich  dunit  Stein*z  Behandlang  tta 
xmnchÜK  halte.  Beide  Standpnncte  lassen  sich  recht  wohl  nnterzdieiden,  der  ente 
gehört  nar  m.  E.  mehr  in  die  Finanzwissenschaft.  Die  im  Text  innegehaltene  Keihen- 
felge  der  Gegenstaude  ergiebt  sich  aas  der  allgem.  steaenrerwaltungstechiüschen  Aaf« 
xabe  der  piactiachen  Daidifllhrang  der  Xrhebonf  natugemias.  IMe  Tenninolegie  in 
Be^.  der  einzelnen  Poncte  zchwankt  in  der  Theorie  und  in  der  Fnüds. 
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fol^n.  Die  betreffenden  Vorsebriften  und  Einrichtungen  specia- 
liöiren  sich  nur  zum  Theil  nach  den  einzelnen  Steuergattungen. 

Sie  lassen  sich  zunächst  in  einige  grössere  Gruppen  bringen, 
nemlich  1)  Anordnungen  und  Massregeln,  welche  der  wirklichen 
Erhebung  der  Steuer  vorangehen;  2)  solche,  welche  sich  aot' 
die  Erhebung  der  Steuer  selbst  besiehen^  3)  solche,  welche 
eintreten,  wenn  die  Steuersahlnng  ausbleibt;  4)  solebe, 
welche  wirkHeh  oder  Termeintlich  irrthttmliche  oder  ganz  un- 
richtige Erhebung  betreffen.  Die  einzelnen  Puncte  jeder  Gruppe 
smd  mannigfaltig  und  yon  verschiedener  Bedeutung.  Hier  brauchen 
nur  die  wichtigsten  hervorgehoben  und  auch  diese  nur  zum  Theil 
näher  erläutert  und  kritisch  erörtert  zu  werden.  Einige  davon 
sind  schon  im  Früheren  gelegentlich  zu  berühren  gewesen.  Für 
mehrere  kommen  wieder  die  Regeln  des  Grundsatzes  der  Bestimmtr 
heit  und  der  Bequemlichkeit  in  Betracht  (§.  534,  535).  Für  den 
Steuerpflichtigen  und  für  die  Steuenrerwaltnng  bestimmen  sieh  nach 
diesen  Puneten  die  beiderseitigen  Rechte  und  Pflichten,  worin  die 
yerwaltUDgsrechtliche  Bedeutung  dieser  Dinge  liegt. 

§.  577.  —  1)  Anordnungen  und  Massregeln  vor  der 
wirklichen  Erhebung  der  Steuer.  Hierhin  gehören  vor- 
nemlich  folgende  Puncte: 

a)  Die  amtliche  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen 
über  seine,  bez.  seiner  Steuerobjecte  erfolgte  Veranlagung  zur 
Steuer.  Sie  geschieht  bei  den  directen  Hauptstenem  (Ertrag-, 
Einkommen-,  Vermögensteuem),  dann  bei  den  directen  Nutzungs-, 
Luxus-  und  iUinlichen  Steuern  (Mietbsteuer)  regelmässig  fttr  die 
ganze  Jahressehuldigkeit,  möglichst  einige  Zeit  vor  dem 
neuen  Finanzjahre  oder  wenigstens  vor  dem  ersten  Steuertermin. 
Besonders  wichtig  ist  sie  bei  den  nach  amtlichen  Schätzungen 
(von  Steuerbehörden  oder  von  Schätzungscommissionen)  erfolgen- 
den Veranlagungen,  daher  bei  den  betreffenden  Personalsteaem, 
Classen-,  Einkommen-,  Vermögensteuem,  sodann  bei  Ertragstcuem, 
wo  die  Stenerschuldigkeit  des  Einzelnen  nach  den  Katasteraus- 
zflgen  ermittelt  wird.  Dem  Steueipflicbtigen  sind  hier  fttr  ange- 
messene Fristen,  die  von  dem  Zeitpuncte  der  Behändignng  der 
Benachrichtigung  an  laufen,  Ree lamationsr echte  einzurftmnen 
(§.  582).  Ebendeshalb  ist  die  Benachrichtigung  eine  genügende 
Zeit  vorher  geboten,  zumal  wenn,  wie  öfters,  die  Erhebung 
der  Reclamation  die  Verpflichtung  zur  terminlichen  Steuerzahlung 
nicht  aufschiebt.  —  Aach  bei  der  Erbschaltsteuer,  mitunter  bei 
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inneren  Verbranchstenern,  welche  sich  an  den  Prodactions- 
betrieb  anschliessen ,  dann  auch  bei  unmittelbar  erhobenen 
Verkehrsteuern,  Registerabgaben  erfolgt  wohl  ähnlich  die  amtliche 
Benachrichtignng  über  die  Veranlagung  zur  Steuer  in  dem  ein- 
zelnen bestimmten  Fall. 

b)  Die  amtliche  Steneransage**)  oder  Steneryorsehrei- 
bnng,  d.  h.  die  amfliehe  Anffoidernng  des  Zahlungspflichtigen 

zur  Zahlung  einer  bestimmten  Steuersumme  in  bestimmtem  Zei^ 
punete,  eventaell  mittelst  einfacher  Präsentation  der  Steuerquittung 
Seitens  des  Erhebungsorgans  zur  Einlösung.  Dieser  Punct  ist  bei 
allen  Steuern  wesentlich  der  gleiche.  Er  ist  wichtig,  weil  von  da 
an  die  Frist  für  fieclamationen  bei  Stenern,  ttber  welche  der 
Pflichtige  nicht  yorher  zn  benachrichtigen  war,  und  ftlr  die 
wurkliche  Entriebtnng  bei  allen  Stenern  Iftuft*®) 

c)  Der  Steueror.t,  d.  h.  hier  die  Bezeichnung  der  amtlichen 
Erhebungsstelle,  an  welche  die  Abstattang  der  Steuer  Seitens  des 
Pflichtigen  zu  erfolgen  hat. 

d)  Der  Stenertermin  (nicht  immer  von  ,,Stenerinst*^  unter- 
schieden), d.  h.  der  Zeitpnnet,  ron  dem  an  eine  Steuerzahlung 
zuerst  fällig  wird  und  daher  regelmässig  zu  zahlen  ist.   In  diesem 

Sinne  ist  der  Ausdruck  auf  alle  Steuern  anwendbar  und  wiederum, 
wie  die  Steucransage  wichtig  für  den  Fristenlauf  der  Reclamationen 
und  der  Zablungsleistung.  Speciell  nennt  man  auch  wohl  die  ein- 
zelnen Zeitpuncte  für  die  Fälligkeit  der  directen  Steuern  im  Jahre 
die  „Stenertermine"  der  letzteren. 

e)  Die  Stenerfrist,  d.  h.  der  Zeitpnnet,  bis  zn  welchem 

nach  erfolgter  Steucrvorschrcibuug  oder  nach  Eintritt  des  Steuer- 
termins die  Steuerzahlung  gesetzlich  und  ohne  weitere  Rechtsnacb- 
theile  (Verzugszinsen,  Strafzuschläge  u.  dgl.)  erfolgen  kann.  Die 
Gewährung  solcher,  angemessen  langer,  im  Interesse  beider  Theile 
aber  nicht  zu  langer  Steuerfristen  ist  bei  den  meisten  Stenern 
zweckmässig,  biilig  und  selbst  nothwendig,  besonders  auch  bei 
den  dürecten  Stenern,  um  die  Leistung  der  Zahlung  zn  erleichtern. 


*•)  In  einem  anderen  Sinn  nennt  man  auch  so  die  Anmeldung  eines  steuerbaren 
Acts,  z.  B.  bei  Zöllen,  Yerbraucbsteuern  des  Prodacentea,  Seitens  des  Steaerpflicbtigea 
bei  dem  SteQeramt   S.  o.  §.  553  S.  616. 

^)  Je  nachdem  die  Steuerrerw^altong  ron  Staatsbeamten  besorg  oder  den  Ge- 
meinden übertrag'en  ist,  sind  die  betr.  amtlichen  Benachrichtigungen  über  die  Ver- 
anlagung u.  die  Steueransagen  von  verschiedenen  Organen  zu  erlassen.  Vgl.  bes.  die 
Besümmangeu  in  der  österr.  directen  Besteaerung. 
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§.  578.  —  f)  Der  Steuercredit,  d.  h.  die  Gewähnmg  eines 
späteren  Zahltermins,  bez.  einer  längeren  Frist,  als  die  ge- 
setzlichen, an  oder  bis  zu  welchen  die  Steuern  zu  zahlen  sind, 
'  und  zwar  —  worin  der  Unterschied  von  der  Steuer  Stundung  §.  580 
liegt  —  im  Interesse  der  allgemeineren  Erleichternng  dec 
Stenerzahluigy  daher  bei  den  indireeten  Verbranehstenem 
fnr  den  die  Steuer  rorschiessenden  Händler  und  Pvodneenten,  be- 
sonders bei  zollen  und  inneren  Verbrancbstenem« 

Die  Stenercredite  sind  hier  von  grosser  Wichtigkeit  und  lassen 
sich  principiell  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  recht- 
fertigen, um  den  sonst  während  der  Dauer  des  Steuervorschusses 
nothwendigen  Zuschlag  von  Zinsen  u.  s.  w.  auf  den  Steuerbetrag, 
mithin  die  weitere  Vertheuerong  des  Steuerobjects  zu  verhüten.  Die 
Stenercredite  sind  eine  Gonseqnens  der  indireeten  Bestenemng. 
Die  sie  gewfthrmide  Stenerverwaltong  erkennt  in  ihnen  an,  dass 
die  Fortwälsnng  dieser  Stenern  yoransgesehen  nnd  beabsiehtigt 
wird  nnd  eine  vermeidliche  Belastung  der  Stenersnbjeete,  an  fpelehe 
man  sich  zunächst  hält,  unterbleiben  soll.  Im  System  der  Stener- 
credite erscheint  der  steuerpflichtige  Kaufmann  und  Producent 
deutlicher  als  sonst  in  seiner  eigentlichen  Function,  nemlich  als 
ein  blosses  Steuere r heb ungsorgan,  nicht  als  der  r e e  1 1  c  Steuer- 
träger, dem  man  daher  durch  den  Steuercredit  die  Auslegung 
der  Steuer  ä  Conto  des  eigentlich  zu  besteuernden  Consumenten 
eileichtem  will  Im  Wesentlichen  smd  diese  Oredite  demjenigen 
gldeh  zu  stellen«  welche  die  MonopoWerwaltung  den  Versohleissem 
des  Monopolartikels  Ton  demselben  OesiebtspnneCe  ans  gewährt. 

Bei  dieser  allgemeinen  und  principiellen  Bedeutung  der  Steuer- 
credite  sind  die  Grundsätze  für  die  Gewährung  derselben 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

a)  Solche  Gredite  sind  auf  Grund  allgemeiner,  öffentlich 
bekannt  gemachter  Rechtsnormen  und  Bedingungen  zu 
geben,  nicht  als  persönliche,  auch  in  der  Begel  nioht  als 
locale  Priyilegien,  wenn  auch  etwa  in  besonderer  Weise  für 
einzelne  Mess-  nnd  Marktplätze  und  fllr  gewisse  Zeiten.  Auch  ist 
möglichst  zu  verhttten,  dass  wegen  der  gestellten  Bedingungen 
die  Gredite  thatsächlich  nur  von  Einzelnen  benutzt  werden 


Ueber  dto  ZoOcrodite  in  Frankreich  z.  B.  vgl  Hock ,  FiD.verr.  Fr.s  S.  251  ff., 

über  die  deutschen  Zoll-  u.  Steuercredite  v.  Anfsess,  in  Hirth's  Annalen  1873 
S.  3Ö9.  Früher  ganz  Sache  4er  Sinzelstaaten,  daher  manche  kleine  Veiächiodeuheit 
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k(Hinen,  also  doch  faetisch  ein  Privileg  werden,  z.  fi.  nur  für 
das  ganz  grosse  Geschäft. 

ß)  Eine  Sicherstellung  für  den  benutzten  Credit  kann 
durch  Pfandbestellung,  Bürgschaft  erfolgen.  Reine  Personalcredite  ' 
brauchen  aber  nicht  ganz  ausgeschlossen  zu  sein.  Zweckmässig 
erseheliit  es,  die  ötenerschiildiier  Wechsel  aussteUeo  oder  yod  der 
Stenfif7erwa]tiuig  auf  sie  gesogeoe  toh  ümen  aooeptlreii  m  lassen, 
vm  auf  diese  Weise  naeh  Bedarf  ndttelal  Dlaeootlrttiig  dieser 
Weohsel  die  ausstehende  Geldsumnie  e?eiitiieU  flüssig  maehen  aa 
können. 

y)  Die  richtigeDauer  des  Credits  ist  im  Allgemeinen  nach 
der  Dauer  der  Production  oder  des  Absatzes  des  Steuerobjects 
und  der  Erzielung  des  Erlöses  dafür  zu  bestimmen,  daher  nach 
DnrchsohnittSYerhäitnissen,  wobei  freilich  dne  migleielie  fie- 
handlang  d«r  eins  einen  Stenerdebitoren  meht  ganz  ziiTen&eiden 
ist  Lftngre  Oredüe  als  naeh  diesisr  Bogel  sind  eine  reeUe  Ver- 
mmdemng  des  Btenersaftzes,  welehe  zwar  dnreh  die  OonennenB 
der  Steuerschuldner  den  Gonsumenten  zu  Gute  kommen  kann,  aber 
mindestens  unzweckmässig  erscheint.  Richtiger  wäre  dann  eine 
Herabsetzung  des  Steuersatzes  selbst.  Kiirzre  Credite  sind  eine 
reelle  Erhöhung  des  Steuersatzes,  im  Allgemeinen  um  den  Zins- 
betrag für  die  Steuer  vom  Ablauf  des  Credits  an  bis  zum  Zeitpunct 
des  Erlöses.  Sie  widersprechen  dem  Zweck  des  äteoereredits.  . 
Anch  hier  verdiente  *die  Ä)miliche  Jirhdhong  dee  Stenersatses  den 
Vorzug.**) 


Völlig  zu  vermeiden  ist  eine  solche  Begünstigung  nicht,  da  ganz  kleinen  Kaof- 
lenten  u.  Fabrikauteu  mit  Kücks.  auf  die  Weitl&ufigkeiteii  u.  s.  w.  £ii  die  Yerwaltang 
nicht  woU  ein  Credit  geirSliTt  ▼erden  kann.  Li  Deutsch!,  ist  die  Groditirang  von 
einer  bestimmten  minimalen  jährl.  Abgabenentrichtung  abhängig,  "bd  ZOllen  meist 
200U  Thlr.,  bei  d.  Sahst.  lüOO,  bei  d.  Branntw.st.  600  Thlr.  Max.  des  ganzen  Credits 
liciität  sich  bei  ZöUei^  nach  der  ZoilzaUimg  des  Vorjahrs.  —  Majumalcxedite  Einzelner 
bd  den  Ueineien  Äemtem  in  Frankreich. 

In  Frankr.  Zollcredit  auf  Wechsel,  zahlbar  am  Standort  des  Einnehmers 
oder  des  Ilauptzoll-  oder  Gcneralciunchmers ,  an  den  die  Abfuhren  geleistet  werden, 
oder  in  Paris  zahlbar,  bereits  accept.  u.  wenigstens  mit  1  Giranten  versehen,  oder 
wenigstens  dnrch  2  SoHdarbOrgen  sicher  gesteUt  Ueber  das  Yer&hien  bei  Wechsel- 
protesten s.  Hock,  S.  252.  —  In  Deutschi,  meist  Sicherstell.,  durch  Wechsel,  Staats- 
papicre,  die  deponirt  werden,  Hypotheken  u.  dgl.;  doch  kann  auch  SicherstelL  ganz 
oder  theilweise  erlassen  werdeo.   Aafsess  a.  a.  0.  S.  272. 

Iii  Frankr.  4  monatl.  ZoDcredite.  Daselbst  anch  IV3  "/o  Jafaresrabatt  für  sehr 
grosse  Zollzahler.  Hock,  251.  —  In  Deutschi,  bei  d.  Zöllen  früher  3 — 6,  in  ein- 
zelnen Staaten  selbst  bis  9  u.  12  Monate.  Maximalfrist  durch  Bundesrathsbeschluss 
V.  2.  Juni  1869  v.  1.  Oct.  187U  an  3  Monate.  Bei  ItUbenzackerst.  früher  9,  nach 
dems.  Beschlnss  1.  Sept  1869  an  6;  flUr  Salz  anf.  8—6,  seit  1868  8,  bei  Braiintir. 
seit  1869  6  Monate,  Anfsess  8.  218. 
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§.  579.  —  2)  Anordnungen  und  Massregeln ,  welche 
sich  auf  die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziehen. 
Hierhin  gehören: 

a)  Bestimmiingen  ttber  die  etwa  erforderliehe  Legitimation 
des  die  Zahlung  fordernden  Erhehongsorgans  gegenttber  dem 
Stenerpfliohtigen. 

b)  Bestimmungen  über  die  Form  der  Erhebung,  namentlich 
über  die  schon  erwähnte  (§.  572)  Form  der  Abstattung  und  der 
Einziehung  und  über  die  für  beide  geltenden  Normen. 

c)  Bestimmungen  ttber  die  rechts  giltige  Form  u.  s.  w. 
der  Steuer  Quittungen,  Aber  das  Amt  oder  die  Person,  welche 
und  die  Weise,  wie  dieselben  sie  anssostellen  haben  (Versehensem 
mit  dem  Cassensfeempel  n.  dgl.). 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  mögliohst  einfaeh  und  leiehtver- 
stäodlieh  zu  tretfeu  und  den  Steuerpflichtigen  möglichst  sicher  zur 
Kenntniss  zu  bringen. 

Im  Uebrigen  gentigt  es  hier,  auf  das  Bezug  zu  nehmen,  was 
in  den  §.  571—575  ttber  die  Erhebnng  und  die  Oigane  derselben 
gesagt  wurde. 

§.  580.  —  8)  Anordnungen  und  Massregeln  bei  aus- 
bleibender Sleneraahlung.  Hieher  gehören  einige  in  näherem 
Zusammenhang  und  in  einer  bestimmten  Reihenfolge  unter  einander 

stehende,  hauptsächlich,  übrigens  dicht  ganz  ausschliesslich,  die 
directen  Steuern  betreflfende  Puncte.  ^'*) 

a)  Die  Steuermahnung,  d.  h.  die  nach  Ablauf  der  Steuer- 
firist  erfolgende  amtliche  Aufforderung  ^ur  Steuerzahlung  unter 
Androhung  von  im  Fall  des  ferneren  Ausbleibens  eintretenden 
Zwangsmassregeln  und  eventuell  S^afen.  Sie  kann  bereits  selbst 
mit  kleinen  „Mahngebtthien*'  und.  dgL  verbunden  sein.**) 

^  Ran,  I,  §.  2S7,  aber  AuBSÜtaide.  Stftin,  I,  SS4  E  —  Haopthestiiiim.  ftber 

die  zwangsweise  Einheb.  d.  directen  Steo.  in  Frank r.  v.  17.  Brumairc  V  u.  Reglern. 
V,  21.  Dec.  1S39,  Hock  S.  164.  —  Far  England  z.  B.  über  d.  Execution  bei  d. 
Land -tax  a.  Gneist,  engl.  Yer\r.r.  2.  A.  II,  791.  —  In  Preubscu  im  Wesuutliclien 
glefchhntende  Besümm.  Uber  die  „ezecntiviscbe  Bdtrelb.  d.  dir.  (aoch  der  Gemände-) 
V.  indir.  Sten.  (unter  letzteren  die  Wege-,  Brücken-.  Fähr-,  Waage-,  Krahngelder, 
Canal-,  Schüil-,  Schleusen-,  Hafenabgaben  u.  a.  m.)  u.  and.  öUeutl.  Abcraben  u.  (lef^lle 
(EisenbAbg.,  Bergwerkst)"  für  KbcinL  v.  Ib43»  Westfalen  v.  1845,  östl.  TroFinaen  von 
1S68  n.  «e  nsaen  Fiorinseii  f.  22.  Sept  1867.  —  Ueber  d.  Beitimm,  in  Baiern 
•Pözl,  Verwalt.recht,  §.  277.  —  Bad.  Verordn.  v.  15.  Jan.  1857. 

^)  In  Frankr.  „sommation  gratoite",  mindestens  8  Tage  vor  jedem  Kosten  ver- 
tirsachenden  Schritt.  In  Freussen  Mahnung  zur  Zahlung  binnen  8  Tagen  und 
Ezeontionfluilrtlndigung  dnrch  den  Exeevtor,  bereits  mit  Oebahren  r.  1 — 7'/,  Sgr. 
Verordn.  r.  1867  §.  9,  10.  —  In  Baiern  8  Tage  nach  YerfaU  Aoffofderaag  zur 
Zabiong  binnen  14  Tagen  bei  Venneidang  der  Exeoatictn. 
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b)  Die  8 1  e  u  e  r s  t  u  n  d  u  n g ,  d.  h.  die  Gewährung  einer  weiteren 
Stenerfrist ,  nach  Ablauf  der  allgemeinen  gesetzlichen  (eventuell 
auch  des  Steuercredits)  wegen  augenblicklicher  Zahlnngs- 
anfähigkeit  oder  momentan  zn  schweren  Stenerdracks 
in  Folge  von  Verlusten  an  den  Stenerobjecten  n.  B.  w.  des  Steuer- 
pfliebtigen,  bes.  des  Stenenobnldnen.  Sie  kommt  namentUeb  bei 
direeten  Stenera  vor,  im  grosseren  Umfang  bei  allgemdnen  Notb- 
sfänden,  jl  B.  bei  Ifissemten,  Uebersebwemmnngen  binsiebtileb 
der  Personalstenem  kleiner  Lente,  der  agrarischen  Grnndstenem; 
in  einzelnen  Fällen  wegen  individueller  Umstände.  Die  Voraus- 
setzung der  Gewährung  einer  Stundung  ist  genaueste  amtliche 
Untersuchung  des  einzelnen  Falls,  um  den  wirklichen  Grund  der 
ausbleibenden  Zahlung  zu  ermitteln.  Hier  kommt  es  besonders 
darauf  an,  bösen  Willen  und  grobe  Fahrlässigkeit  Ton  Unvermögen 
oder  flbermtaigem  Dmek  zn  nntersobeiden  nnd  nur  letateren 
Falls  die  Stondnng  zn  gewähren.*^ 

o)  Stenerabsobreibnng  (aneh  woU  Stenernieder- 
schlagung  genannt)  ist  die  Streichung  einer  Steuerschuldigkeit 
ohne  erfolgte  Zahlung  aus  den  Büchern  u.  s.  w.  der  Steuerver- 
waltung. Sie  kann  wegen  Uneinbringlichkeit  einer  an  und 
für  sich  richtig  bestimmten  Steuerschnldigkeit  oder  wegen  irr- 
tbttmlicher  Ansetzung  der  letzteren  erfolgen.  Im  ersten  Fall 
kann  man  wobl  speeiell  den  Aiftdraek  ,,Steuernieder8eblagnng'' 
oder  „StenernaeblasB^  anwenden.  In  beiden  Fftllen  mttssen 
die  Bedingungen  fttr  die.  Absebreibnng  genan  YorgesebriebeH 
sdn  und  erst  nadi  deren  naehgewiesenem  Ebitritt  darf  sie  statt- 
finden. 

d)  Steuerverjährung  ist  die  gesetzliche  Frist,  nach  deren 
Ablauf  eine  fällige  Stenerschuldigkeit  auch  ohne  Zahlung  oder 
ausdrücklichen  Erlass  erlischt.  Ein  kurzer  Zeitraum  dafür  empüeblt 
sieh  ans  Tersehiedenen  Gründen.*') 


Für  Frankr.  s.  Hock,  S.  167  £ 
^)  Vgl  z.  B.  bsier.  G«8.  ttber  8te«i«iiiAeliliae  t.  1.  Xvli  18S4.  Bei  V«  Emte- 
Mubll,      Yiehrediui  iL  in  ähnlicheii  FlU«a  Ansprach  auf  Nadilaas  an  der  Omad- 
ttaner.   Pözl,  Verw.recht,  S.  583. 

In  F  ran  kr.  Veij&br.  der  directea  Steu.  iu  3  Jahren,  Unterbrech.  der  Vorjahr, 
nur  dnreh  Eblegang  ron  Straf  boten  und  atrengere  Haasregdn.  Hock,  S.  166.  Bei 
läuregistr.abgaben  Fristen  von  2,  5,  10  n.  30  Jahren.  Eb.  8.  192.  In  Prenssen 
Verjähr,  der  zur  Hebunf^  {j^estellten  direeten  n.  indirecten  Stenern,  die  in  Rückstand 
blieben,  nach  Ges.  v.  18.  Juni  lb40  §.  8  in  4  Jahren  vom  Ablauf  des  Jahrs  an,  in 
daa  der  Zahlnngstennin  llllt  Unterbredi.  der  Vegilir.  dnieh  edaasene  Anffordenuif 
zur  ZaUang,  iäecntioiiareifilgiing  und  Stondnng. 
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§.  581.  —  e)    Behandlung  der  Steuerreste. 

Steuerreste  oder  Rückstände  (Ausstände)  sind  die  nach 
Ablauf  der  Steuorfrist  oder  des  Stenercredits  unbezahlt  geblie- 
benen  Steaerbetriige.  Sie  eben  geben  die  VeranlasBiing  zur  Ge- 
w&broDg  etwaiger  Stnndimg  und  bilden  sich  dann  Tomemlioh  ans 
solchen  gestnndetmi  Beträgen.  '  Es  gebaren  dahin  aber  natttrlich 
auch  die  trotz  versagter  Stundung  oder  über  letztere  hinaus  aus- 
gebliebenen und  ebenso  die  trotz  angewendeter  Zwangsmassregeln 
nicht  einbringlich  gewesenen  und  noch  nicht  abgeschriebenen  Posten. 
Solche  Steuerreste  ergeben  sich  am  Leichtsten  bei  den  directeu 
Stenern,  besonders  bei  solchen,  welche  die  nnbemittelteren  Classen 
zn  entrichten  haben.  Bei  den  indirecten  Verbranchstenern  bieten 
sieh  sicherere  nnd  sofort  wirksame  Mittel,  wie  z.  B,  Vorenthaltong 
der  Waare  beim  Zoll,  Rückstände  zn  Termeiden  nnd  bei  den  Stener- 
crediten  kann  sich  die  Verwaltung  eventuell  von  vorneherein  ge- 
nügende Sicherstellung  und  Deckung  verschaffen. 

Steuerreste  sind  natürlich  für  die  Steuerverwaltung  in  hohem 
Maasse  lästig  nnd  störend,  die  Bedeckung  des  Bedarfs  wird  un- 
sicher, die  Verrechnung,  die  Stundungsregelong,  die  Eintreibung 
der  Beste  macht  Mtthe  und  Kosten  und  leicht  fällt  dabei  viel 
Odium  auf  die  Verwaltung.  Auch  für  den  Pflichtiger  sind  die 
Reste  nacbtheilig  genug.  Ihre  Anhäufung  yersehlechtert  seine 
wirthschaftliche  Lage,  seinen  Credit  noch  mehr  und  seine  Fähig- 
keit zur  Zahlung  der  immer  wachsenden  Steuerschuld  wird  nur 
zu  leicht  um  so  geringer.  Da  es  sich  aber  einmal  um  zu  Rechte 
bestehende  Verpflichtungen  handelt  und  um  wichtige  öffentliche 
Interessen,  da  femer  wenigstens  bei  einem  richtigen  Steuersystem 
auch  nicht  ohne  Weiteres  Billigkeitsgrttnde  für  die  milde  Beband- 
lang  des  Steuerschuldners  geltend  gemacht  werden  kennen,  so 
macht  die  Regelung  der  Rückstände  manche  Schwierigkeiten.  Ohne 
Compromisse  zwischen  dem  durch  den  Fiscus  vertretenen  Gemein- 
scbafts-  und  dem  Einzelinteresse  geht  es  nicht  immer  ab.  Die 
richtige  und  meist  übliche  Behandlung  der  Reste  ist  etwa  die  folgende: 

a)  £s  muss  zunächst  wieder  der  vorliegende  Fall  sofort  genau 
untersucht  und  nach  dem  Ergebniss  Stundung  oder  abermalige 
Stundung  oder  bei  nur  partieller  UnvermOgenheit  Theilzahlung  und 
Stundung  des  übrigen  Theils  oder  ein  sogen.  Nachlass  an  der 
Steuerschuld  gewährt  werden. 

ß)  Erscheint  der  Grad  des  Unvermögens  so  gross,  dass  die 
Zwangsbeitreibong  zu  hart  oder  doch  mutbmasslicb  ohne  Erfolg 
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bleiben  wird,  oder  bei  ihrer  Vornahme  ohne  Erfolg  geblieben  ist, 
so  wird  die  Niederschlagung  oder  Ab  sc  h  reib  ung  der  Steuer- 
sehold  nothwendig.  Sie  Bellte  im  Interesse  beider  Tbeile  nicht  za 
lange  (nur  fUr  eine  zn  bestimmende  mftssige  Maximalfrist)  unter- 
bleiben.  Dw  lange  Fortfttbimig  Yon  Besten  maebt  nnr  iweoklose 
Mttbe  nnd  Kosten  und  bUdet  doeb  meist  nnr  ein  iietira  AotiTum 
des  Eisens. 

•  y)  „Es  muss  zur  z  wangs weisen  Eintreibung  der  Steuern 
ein  geregeltes  Verfahren  mit  einer  fortschreitenden  Steigerung  der 
Zwangsmittel  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben''  (Rau)  und  durch 
die  Verwaltung  richtig  gehandhabt  werden,  wenn  die  ökonomische 
Lage  des  Steaersehnldneis  den  Anspmeh  auf  Standnng  oder  Naeh- 
lass  oder  Niederscblagnng  nieht  genflgend  reebtfertagt  Die  Zwangs- 
mittel sind:  Habnnng  mit  Strafgebttbren;  Einleguug  yon  ßteoerfooten 
In  die  Wohnung  des  Schuldners  mit  Zahlung  yon  Gebühren,  an 
sie;  Execution  mittelst  Pfändung  beweglicher  Sachen  des  Schuldners 
(unter  Schonung  gewisser  Artikel  des  nothwendigen  Lebens-  und 
Gewerbsbedarfs);  Beschlagnahme  von  ausstehenden  Forderungen 
des  Schuldners;  äussersten  Falles,  aber  selten  und  auch  wohl  gans 
ansgeseblossen,  Eraielnng  der  gerichtlichen  Subhastation  yon  bnmo- 
bilien.  Die  g^ftndeten  Objecto  werden  Öffentlich  yerstdgert  und 
ein  UebersehuBS  dem  Elgenihttmer  zurttckgegeben.  F(tr  die  Steuer- 
reste  sind  aber  im  Prineip  yom  Ablanf  der  Steuerfrist  an  Ver- 
zugszinsen zu  berechnen. 


^  In  Frankr.  nach  der  Mahnung  zunächst  „garnison  coüecttf**:  Einlegung 
eines  Strafboien  auf  Kosten  aller  Steuerschuldner  der  Gemeinde,  höchstens  10  IKige; 

sodann  event.  nach  3  Tagen  „ganiison  individuel",  bei  Rückständen  über  40  Fr. ,  auf 
ivostcu  des  einzelnen  Schuldners,  höchstens  2  Tage;  darauf  u.  bei  kleineren  Beträgen 
Drohung  der  Pftndnng  u.  Beschlagnahme,  wenn  nicht  binnen  3  Tagen  gezahlt  wild, 
dann  Pfibkdung  der  Mobilien,  Ettecten,  steh.  Früchte  u.  Veiiiuser.  des  Pfuids  nnck 
8  Tagen.  Frei  Ackcrwcrkzcugo,  Arbcitsthiere ,  Handwerkzeug,  Samengetreide,  nofh- 
wendige  Betten  u.  Kleider,  Unterr.-  u.  Hilfsbücher.  Vorgehen  wie  bei  gerichtlicher 
Pfftndang.  —  In  Preussen  sind  nach  der  Mahnung  die  gesetzl.  Zwangsmittel: 
Pfändung  (wovon  genau  bestimmte  einzelne  Objecte  ausgeschlossen),  die  in  deatSügA 
zunächst  vorzunehmen  ;  Beschlagnahme  der  Früchte  auf  dem  Halm  u.  der  gewonnenen 
Productc  u.  Fabrikate  auf  d.  Berg-  u.  Hüttenwerken :  Beschlagnahme  der  ausstehenden 
Forderungen;  Sequestration  u.  Vcrpacht  nach  Massgabe  der  Ordre  v.  25.  Dec.  1S25; 
Subhastation.  Letztere  beiden  Massrcgeln  aber  erst,  wenn  auf  andere  Weise  keine 
Zahlung  m  erlangen  ist  (V.-O.  v.  1*^67  §.  11).  Sequestr.  u.  Subhastation  ist  bei  dem 
compctenteu  Gericht  zu  beantragen  (§.  33).  —  Auch  in  Baiern  erst  zuletzt  das 
Imniob.TermOgen  in  Anspruch  zu  nehmen.  —  Stein  I,  535  empfiehlt  bei  längeren 
Kückständen  einen  gesetzt  progress.  RUcIstandszinafnss.  In  Oesterr.  u.  Ungarn 
sind  1^  "/y  Verzugszinsen  zu  zahlen.  Gegen  böswillige,  aber  nicht  unvermögende 
Schuldner  ist  in  Preussen  (gen.  Y.-O.  §.  2)  eine  Strafe  bis  lüü  Thlr.  oder  Peaonal- 
urest  Ms  4  Wochen  gestattet. 
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Genaue  Bestimmungen  über  die  Verrechnung  eingehender 
'  Beste  mit  Trennung  der  Jabresdienste  sind  für  das  Staatsrechnangs- 
wesen  geboten.*^) 

Die  Statistik  der  Stenerreste,  ihrer  örtUehen  und  zeiüichen 
Bewegung,  im  Gänsen  nnd  naeb  den  einzdnen  Steaerarten,  ist  in 
melirfaeher  Hinsicht  belehrend.  In  gewObnliohen  Zeiten,^  wo  die 
Steuererhebung  ordentlich  fungirt  (Kriegs-  und  Revolutionsfeiten 
eignen  sich  nicht  für  diesen  Vergleich,  sind  aber  sonst  beachtens- 
werth)  deutet  die  Bewegung  der  Steuerreste  auf  die  wirthschaft- 
liche  Lage  der  Steuerzahler  und  auf  den  grösseren  oder  geringeren 
Druck  einer  Steuer  and  der  ganzen  Besteuerung  hin,  woraus 
Fingerzeige  für  Steneirdörmen  zu  entnehmen  sind.^^) 

§.  582.  —  4)  Anordnungen  nnd  Massregeln  bei  irr- 
tbllmlicher  oder  nnriebtiger  Erhebung  von  Stenern. 
Reclamationswesen.^) 

*^)  YgL  bes.  d.  fransOs.  Bestimm*  So  bei  Hock,  S.  107  Aber  d.  directen  Steoera. 

**)  Einig«!  Daten  bei  Eau  I,  §.  287  Note  a.  Die  bad.  Ausstände:  an  allen  Steuern 
u.  Gebtlhreiii  waren  in  der  cbaractorist.  Periode  1845 —  56  O'Sf),  USV).  MS  (1847 
Tbeucrujig),  3  S  (1848  polit.  Beweg.),  5'57  (1849  Aufstand),  3  14,  2-05,  179,  1-68, 
1*32,  0*92,  0.98  ^/q.  —  In  Frftnkr.  Ansstinde  an  den  dir.  Sten.  der  ersten  8  Monate 
des  Jabrs  1S40  1'06,  1850  0-72,  1851  0*12  Mon.bcträge,  von  1S52  an  wieder  Voraus- 
bezahlungen auf  die  4  letzten  Monate  des  Jabrs.  —  Colossale  Kückstiind  •  neuerdings 
in  Uugarn:  Ende  1872  an  directen  Steuern  32,097,432  11.,  Zunahme  in  1872 
3,799.929  fl.  bei  Yoranschl.  von  44,818,424  fl.,  an  Taxen  u.  Gebahren  (Bcchtsgeb.) 
16,027,687  11.  Kückstände,  Zunahme  in  1872  1,436,225  fl.  bei  10,822,100  fl.  Ertng 
u.  11-115  Mill.  fl.  Voransclüag.    E.  Horn,  üug.  Fin.lagc,  1874,  S.  31. 

*•)  Fehlt  bei  Rau  in  der  allgcm.  Stcuorlehre  ganz.  Scharfe  Erörterung  von 
Stein  I,  537  £  rom  flnuzrechtiichen  Standponcte  aus  (s.  o.  Note  28).  Im  3.  Abschn. 
seiner  „Steuerverwaltung",  d.  h.  nacli  der  „Stcucrvertbeihing"  u.  der  ,,St<>uererh('bung'% 
behandelt  Stein  die  „Stcucrrechtspflege''  im  Zusammenhang  u.  hier  in  3  Unter- 
abschnitten das  „Stcuerklagerecht  und  seine  Onindlagc,  das  bürgerliche  Obligationen- 
recht",  dann  das  ..Steuerbeschwerderecht"  (Schät^ungribescbwcrde  u.  ihre  GruudsStze), 
endlieh  das  ..Sttnirrstrafrecht".    In  diesen  vortr(  fflichen  Partiecn  erfolgt  eine  An- 


€bbiet  aes  Steneriresens:  im  Princip  ganz  richtig,  "wenn  man  Stein 's  hier  ab 
bekannt  vorauszus<!t/:ende  Auffassung  dieser  Puncte  in  s.  grossen  Inneren  V  rwaltuDgs- 
lehre  als  im  Wesentlichen  zutrcfTiMid  anerkennt,  wie  ich  <  s  thue.  und  in  d<  r  Aus- 
ftlhrung  m.  £.  ebeufaliä  im  Ganzen  richtig.  2iamcntlich  ist  Stein  in  seiner  Beur- 
theilung  der  deutschen  nnd  Osterreichischen  Stenerrechtspflege  vohl  dnrchinis 
bcizostiiauDen  n.  die  zariick^ebliebene  Entwicklang  za  bedanern,  wonadi  es  m  dner 
klaren  u.  unbedingten  Anerkennung  der  Zulassung  des  Rechtswegs  oder  zur 
Ucwähiang  eines  eigentlichen  Steuerklagorechts  vor  den  ordentlichen  Gerichts- 
hofen bisher  nnr  in  beschrftnktem  Maasse  gekommen  ist  n.  wir  in  der  Hauptsache 
nur  ein  Steuerbeschwerderecht  an  Verwaltungsbehörden  besitzen.  8.  bes.  Stein, 
I,  540  —  545.  Diese  Dinge  hängen  aber  wieder  mit  ib  n  allgemeineren  Fragen  über 
das  Wesen  der  verfassungsmässigen  Verwaltung  u.  Uber  das  Verhältniss  der  richter- 
lichen Q.  administrativen  Th&tigkeit  ttberhanpt  zusammen,  ireranf  hier  nicht  ntiier 
eingegangen  werden  kann.  Vgl.  darüber  bes.  Schmitt,  die  Grundlagen  der  Vcrwal- 
tungsrechtspflege  im  constit.-monarch.  Staate,  Stuttg.  1878,  z.  B.  S.  82  fT. .  womit  ich 
übereinstimme.  —  Für  meine  Behandl.  der  Pancte  im  Text  ist  der  Gharacter  meines 
ganzen  Weil»  ab  eines  nicht  finanzrechtlichen,  smidom  finanzirissenschaft- 
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Bei  den  grossen  Schwierigkeiten  und  der  Verwickeltheit  der 
Besteuerung  sind  Irrthümer  und  Unrichtigkeiten  in  der  Veran- 
lagung, Vorschreibung  und  Erhebung  der  Steuern  niemals  ganz 
za  vermeiden.  Deshalb  mnss  dagegen  eine  Kerne dnr  eintreten, 
welche  in  derGewährong  eines  Beelamationfirechts  und  zwar 
in  Fem- eines  Besehwerderechta  und  eines  Klagefechte,  an 
den  wirklieh  oder  vermeinfUeh  Benachtheiligten,^)  in  der  Anord- 
nung eines  Verfahrens  snr  richtigen  Entscheidung  der 
Keclamationeu  und  im  Falle  der  überhaupt  irrthümlich  oder 
unrichtig  erfolgten  Erhebung  einer  Steuer  in  der  Rückerstattung 
(Kestitution)  des  unrichtig  oder  zu  viel  Bezahlten  besteht  Eine 


liehen,  welches  die  Fragen  als  ökonomisch  -  technische  Zweckmässigkeitsfhigen  auf- 
fasst,  massgebend ;  daher  die  Abweichnug  in  der  formeilen  u.  materiellen  Behandlung 
von  Stein  auch  hier,  auf  den  ich  mich  indessen  gerade  hier  für  die  verwaltungs- 
lechtliche  Seite  spedeU  bttdeke.  —  Ueber  EngUnd  e.  Ob  etat,  engl  Yeriraltnclit, 
2.  A.  IL  §.  62  u.  63«  Steoererhebongsredit  d.  Grund-,  Einkoinmenst.,  assessed  tazes, 
dann  für  Zölle,  Accise,  Stempel  n.  Postreg-al.  S.  7SÜ  ff.  Ueber  Frankreich  8.  die 
Werke  über  Verwalt.recht  u.  d.  bctrcü.  Artikel  in  Block 's  dict  de  Tadmin.  franc. 
In  Kttne  das  Bezflgliche  in  Pradier-Fodör6*8  pi^  de  droit  administrat  (z.  B. 
7.  ed.  1ST2),  so  f.  d.  directen  Steuern  S.  3S0.  Eingehender  (nach  Stein  S.  512  citirt): 
A.  Chaaveau,  code  d'instruct.  administr.  3.  dd.  II,  p.  128  ff.  Vgl  auch  Gneist, 
Rechtsstaat  2.  A.  187Ü  Ö.  Ibi,  345.  üeber  deutsche,  bes.  preuss.  Verhältnisse 
Oneiat,  ebendas.  S.  135  ff.,  220,  309,  ders.  Verwalt-Just  n.  s.  w.  S.  321  iL,  r.  Rönne, 
pieuss.  Staatsr.  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  28G  über  die  Zulässipkeit  des  Rechtswegs  in  Bezug 
auf  öffentl.  Steuern  u.  Abgaben.  Die  Kechtünormen  im  Ailg.  Landr.  §.  7S,  79  Tit.  14 
Thl.  II  u.  Verordn.  v.  26.  Dec.  1808  §.  36,  41:  Ausschluss  des  Processes,  nur  Be- 
Bchveidevreg  in  Betr.  der  Veranlagong  n.  Prägraration.  ErOffiDiiuig  des  Rechtswegs  in 
gewissen  Fällen  nach  Ges.  v.  24.  Mai  1861:  Klage  auf  Erstattung  des  Gezahlten 
binnen  6  Monaten  gcsiattet,  weil  einzelne  Forderung  früher  getilgt  oder  verjährt  sei; 
dsgl.  Klage,  wenn  d.  geforderte  Abgabe  rermeintlich  keine  „öffentliche",  sondern  auf 
einem  aufgehobenen  Pfi?atrechtsrerhältniss  berahoide  aei;  endlich  Klage  in  Fällen 
der  Steinpi;i steuern,  auch  binnen  6  Monaten.  Die  neueste  preuss.  Gesetzgeb.  über 
Selbstrerwalt.  hat  auch  Verhältnisse  der  Heclamationen  in  Steuersachen  bertüixt,  indem 
die  KreiaansschUsse  in  Betir.  der  Einschätzungen  der  Kreis-  n.  Gemeindestenern  hier 
ala  Beclamatiousinstanzen  fongin-n.  Vgl.  preuss.  Ges.  v.  26.  Juli  1876  §.  65.  Viele 
Stenerpesf'tze  in  Preuss<'n  und  in  den  anderen  deutschen  Staaten  treffen  gleichzeitig 
Bestimmungen  Uber  die  Reclamationen  in  Betr.  der  Veranlagung,  vofUr  bei  den 
directen  Stenern  Öfters  Gommisaionen  der  Localkörper  oder  der  Steneipflichtigen 
die  untere  Instanz  ^iiid,  mit  Recurs  an  die  höhere  Staatsbehörde  oder  Commission, 
event.  schliesslich  an  das  Finanzministerium.  Hinsichtlich  der  Erhebung  findet  sich 
meistens  nur  der  Beschwerdeweg  an  höhere  Verwaltuupbehörden  u.  gewöhnlich  die 
letzte  Entsdieidung  eben&Ib  bom  Finanzministeiiam«  Hier  irilre  venigatena  nach 
Dnrchlaufnng  der  Recnrsinst&nzen  eine  letzte  Appellation  an  den  oberaten  Verwaltnnga* 
gcrichtshof  zu  erstreben,  wie  sie  in  Oesterreich  zugelassen  ist. 

**)  Dies  ist  der  meist  allein  pract.  Fall,  der  öfters  in  den  Gesetzen  auch  allein 
erwähnt  wird.  Doch  muss  im  Princip  auch  eine  iieclamation  bei  zu  gunstiger 
Behandlung  Seitent  eines  Stenerpflicbtigen  möglich  adn,  was  nach  dem  Wortlaut 
mitunter  zweifelhaft  ist  —  Unter  „Reclamationsrecht"  versteht  man  gewöhnlich  das 
R  0  s  r  Ii  w  e  r  d  e  recht  in  Steuerv  eranlag-unprs  -  u.  Erhebung-s  sachen  allein,  den  prac- 
tischeu  Verhältnissen  (s.  7or.  Note)  eubprccheud.  Im  weiteren  Sinn  kann  aber  auch 
das  Klagerecht  mit  darunter  begiüfen  weiden.  So  ist  auch  der  franzOaiache 
Spmchbranck 
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solche  Rückerstattung  entfällt  natürlich,  wenn  schon  vor  der  Zah- 
lung eine  amtliche  Bedchtigimg  eingetreten  ist.  Aber  im  Interesse 
der  OrdnnDg  der  Finanzen  und  specieil  des  Erhebungsdiensts  be- 
steht mit  Beeilt  wold  anadrttekiioh  die  Bestimmang,  dass  aneh  im 
FaUe  inihfimlielier  oder  nnrichtiger  VorBehreibnng  und  bereits 
erhobener  Reolamation  die  Verpflichtnng  zur  Zahlung  nicht 
aufgeschoben  wird,  die  Vorschreibung  also  alle  rechtlichen 
Wirkungen  wie  sonst  hat. 

Das  Einzelne  gestaltet  sich  nun  wohl  wieder  etwas  verschieden 
nach  Stenerarten  nnd  einzelnen  Stenern  und  das  Steuerrecbt  der 
einsehien  Länder  zdgt  nieht  nur  in  den  Details,  sondern  aneh 
nach  dem  ganzen  Charaeter  semes  aOgemeinen  nnd  seines  Steuer- 
Terwaltnngsreohts  principielle  Verschiedenheiten.  So  namentlieh 
darin,  ob  und  wie  weit  ein  förmliches  Klagerecht  vor  Gerichts- 
höfen (den  ordentlichen  oder  wenigstens  besonderen  Verwaltungs- 
gerichtshöfen) oder  nur  ein  Beschwerderecht  vor  Verwaltungs 
behörden,  Reclamationscommissionen  u*  s.  w.  zugelassen  wird^  wie 
sich  Beschwerde-  nnd  Klagerecht  zn  einander  verhalten  n.  dgl.  m. 
Hier,  wo  es  sieh  nicht  nm  die  Darstelinng  positiren  Finanzreehts, 
sondern  nm  die  Erörterung  der  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
GnltnrvOlker  zweckmftssigsten  Einrichtung  oder  nm  das  „Wtlnschens- 
werthe"  in  Bezug  auf  die  angegebenen  Puncte  handelt,  ist  auf  diese 
schwierigen  und  in  der  Verwaltungsrechtslehre  selbst  controverseu 
Verhältnisse  nur  in  Kürze  zur  Bezeichnung  des  zu  erstrebenden 
Ziels  (de  lege  ferenda)  einzugehen. 

§•  583.  —  a)  Nothwendigkeit  nnd  principielle  Be- 
reehtignng  eines  Klagerechts  in  Stenersachen  neben 
dem  Beschwerderecht  im  Reelamationsrecht  i.  w.  S. 

Die  Besteuerung  bei  den  modernen  Völkern  beruht  fast  aus- 
schliesslich auf  gesetzlichem  Recht,  nicht  mehr,  wie  früher  viel- 
fach, auf  Gewohnheitsrecht  oder  Herkommen.  Dadurch  wird 
die  hier  vorliegende  Aufgabe,  weil  die  Entscheidung,  was  auch  im 
eoncreten  Falle  „Rechtens'^  sei,  erleichtert.  Das  Gesetz  ist  nun 
der  Boden,  auf  welchem  die  Streitfragen  Uber  Bechte  nnd  Pflichten 
des  Stenerpflichtigen  auszutragen  sind.  Das  Gesetz  allein 
bildet  gegen  den  Pflichtigen  „Recht^<  nnd  bestimmt  die  Vei^ 

^)  So  in  d.  preuBS.  Recht,  Oes.  ?.  1.  Mai  1851  §.  36  Uber  OMseii-  n.  Ein- 

konunensteuer. 

*«)  S.  Stein,  Verw.recht  I,  1.  Aull.  S.  50  ff.,  62  ff.,  105 ff.,  dem  ich  mich  in 
den  Piincipienponcten  völlig  anschUesse:  Putieen  ?<m  mosteriufter  Klacfaeit  md 
logiBcher  Schilfe.  Seine  Fin.  I,  537  ff. 

A.  Wagaer,  FbuuunriiMueliaft.  n.  43 
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pflichtungen,  welche  ihm  „rechtmässig"  auferlegt  werden  dürfen. 
Das  Gesetz  allein  bildet  aber  nicht  minder  für  ihn  „Recht", 
bezeichnet  die  Grenze  seiner  Verpflichtangen,  über  welche  hinaus 
ihm  ,y Unrecht"  geschieht,  dem  er  sich  eventuell  nur  durch  Zwang 
der  Verwaltiing  genöthigt  fügt  In  allen  Staaten,  wo  nun  zwischen 
„Gesetz''  und  „Verordnung''  ein  nicht  mehr  bloss  formaler, 
sondern  ein  principieller  Unterschied  statnirt  wird,  daher  frei- 
lich in  der  Monarchie  erst  mit  dem  Uebergang  znr  constitntionell- 
monarchischen  Form,  kann  es  nicht  wohl  einem  Zweifel  unterliegen, 
dass  auch  für  den  Einzelnen  durch  die  Verordnung  und 
durch  die  Verwaltung  als  solche  rechtliche  Verpflich- 
tungen zur  Steuerzahlung  an  und  für  sich,  wenigstens  in  der 
Kegel, selbständig  überhaupt  nicht,  sondern  nnrinAns- 
ftthrung  der  gesetzlich  bestimmten  Verpfliohtnngi  da- 
her anf  Grand  und  innerhalb  der  letzteren,  begrttndet  wttden 
können. 

Ans  diesen  Verhältnissen  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  dem 

Einzelnen,  welcher  wirklich  oder  vermeintlich  gesetzwidrig  be- 
steuert zu  werden  droht  oder  so  besteuert  worden  ist,  im  Prin- 
cip  der  Rechtsweg  in  Steuersachen  zugänglich  sein  oder 
das  (administrative)  Klagereoht  eingeräumt  werden  muss.  Für 
die  Geltendmachung  desselben  sind  im  Princip  in  Steoersachen 
dieselben  Voranssetznngen  zn  machen  wie  in  anderen  An- 
gelegenheiten. Mit  Rfieksicht  anf  die  grossen  technischen  Schwierig^- 
keiten,  welchen  die  Verwaltung  bei  der  Vollziehnng  der  Be- 
steuerung begegnet,  darf  aber  wohl  hier  vollends  das  Recht  zur 
Beschreitung  des  Rechtswegs  von  dem  Nachweis  abhängig 
gemacht  werden,  nicht  nur,  wie  überhaupt  im  administrativen 
Process  vorauszusetzen  ist,  dass  der  gesetzwidrigen  Verpflichtung, 
eventuell  unter  Protest,  nachgekommen  oder  E^Ollang  der  Ver- 
pflichtung Ton  der  Verwaltung  (im  £xecutioDSwege  u.  s.  w.)  er 
zwungen  sei,  sondern  dass  auch  alle  Beschwerden  an  die  Ver- 
waltungsbehörden im  Torgesehriebenen  Instanzenzuge  bereits 
erfolgt  und  ohne  den  gewttnschten  Ausgang  geblieben  seien. 

Die  Ordnung  des  Beschwerderechts  in  Steuersachen 
bleibt  also  auch  bei  der  zu  verlangenden  Gewährung  eines  admi- 
nistrativen Klagerechts  von  grösster  practischer  Bedeutung.  Sie 
muss  so  geschehen,  dass  auf  diesem  Wege  möglichst  sicher  und 


*^  YgL  die  AmlUiiiingen  oben  in  §.  585. 
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rasch  Irrthümer  und  Unrichtigkeiten  der  BesteueruDg  beseitigt 
werden,  damit  es  in  der  Regel  gar  nicht  zum  Beschreiten  des 
Wegs  der  Klage  komme.  Bei  dem  Beschwerderecht  handelt  es 
sich  hier,  wie  aach  sonst  im  Verwaltungsiechty  darumy  die  rolle 
UebereinBtimmtiiig  swischen  dem  Gesetz  nach  seinem  Sinne 
und  Geist  dner-  nnd  den  Verordnungen  der  Steuerrerwaltongy 
als  dem  Organ  der  vollziehenden  Gewalt  andersmts,  femer  zwischen 
den  Verordnungen  der  verschiedenen  Aber-  und  untergeordneten 
Behörden  untereinander,  endlich'  zwischen  diesen  Verordnungen 
und  den  Handlungen  der  unmittelbaren  Execativorgane  zu  ver- 
bürgen, bez.  wieder  herbeizuführen. 

£b  kann  im  Beschwerderecht  (mit  Stein)  auch  hier  noch 
weiter  die  „eigentliche  Beschwerde^'  nnd  das  ,yGesnch'' 
nnterschieden  werden:  jenC;  wenn  Verordnnngen  oder  Handlange 
der  Organe  der  Verwaltong  mnthmasslich  auf  nnrichtiger 
oder  irrthümlicher  Auffassung  je  nachdem  des  Gesetzes, 
der  Verordnung  der  höheren  Behörde,  des  wahren  Willens  der 
entscheidenden  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  beruhen;  das 
Gesuch,  wenn  zwar  Anordnung  und  Handlung  des  Verwaltungs- 
organs richtig y  aber  die  Folgen  mnthmasslich  andere,  als  die 
Yoransgeseheneni  sind,  was  z.  B.  bei  gewissen  indirecten  Stenern 
leieht  vorkommen  kann. 

§.  584.  —  b)  Veranlagungs-  nnd  Erbebnngs-Reclama- 
tionen.  So  lässt  sich  in  Bezog  auf  den  Besteuerungsact, 
welchen  die  Reclamation  zum  Gegenstand  hat,  unterscheiden. 
Beide  Keclamationen  können  nothwendig  und  müssen  zulässig  sein, 
die  zweite  um  so  mehr,  wenn  die  Anstellung  der  ersten  für  die 
Entrichtung  der  Steuer  keine  aui'schiebende  Wirkung  hat.  Bei 
beideni  nicht  bloss  bei  der  zweiten,  lässt  sich  ein  Klagerecht  neben 
oder  nach  dem  Beschwerderecht  verlangen.  Aber  bei  der  Voran- 
lagnngsreclamation  kann  nnd  mnss  der  Spielraum  fttr  das  Klage- 
recht  ohne  Bedenken  enger  gefasst  werden.  Weitere  Unter- 
scheidungen ergeben  sich  wieder  nach  den  Steuer  gattungen  und 
nach  dem  ganzen  Verfahren  bei  der  Veranlagung. 

a)  Die  Veranlagungsreclamation.  Bei  der  Veran- 
lagung, nadi  welcher  alsdann  die  Stenervor Schreibung  er 
folgt  und  die  Steuer  beim  Steuersubject  zur  Erhebung  komm^ 
handelt  es  sich  um  die  Ermittlung  der  Thatsachen,  welche 
gesetzlich  für  die  Besteuerung  eines  Objects  und  Snbjects  Über- 
haupt und  für  die  üöhe  der  Steuerschuldigkeit  massgebend  sind. 

43* 
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Bei  dieser  Ermittiung  von  Thatsachen  bieten  ricli  sn  Ungunsten 

des  Steuerpflichtigen  viele  Gelegenheiten  für  Irrthttmer  und  Un- 
richtigkeiten. Zu  der  Beseitigung  dieser  letzteren  musa  das  Recla- 
mationsverfahren  die  Möglichkeit  gewähren. 

Bei  deigenigen  Steuern,  wo  nnn  bloss  dnreh  ein  amtlieheS| 
eventaell  unter  der  Mitwirkung  von  Stenerconunissionen  ans  der 
BeyOlkenmg  stattfindendes  Yerfiüliren,  jene  Thatsaeben  ermittelt 
werden,  wie  meistens  bd  den  indireelen  Verbranebstenem,  den 

Ertragsteuem ,  mitunter  auch  den  Einkommensteuern  (Classen- 
steuer),  rauss  sich  die  Reclamation  auf  das  Verlangen  einer  Be- 
richtigung der  hierbei  vermeintlich  vorgefallenen  Irrthümer  und 
Unrichtigkeiten  erstrecken.  Dazu  dient  legelmÄssig  zunächst  die 
Be  seh  werde  an  die  Behörde  oder  Oommission,  welche  die  That- 
saeben feststellte  („Bemonstration'^);  sodann  die  Besobwerde 
an  eine  höhere  Instanz,  eine  yor gesetzte  Behörde  oder  eine 
höhere  Stenercommission  (^^förmliebe  Reelamation")/^) 
welche  hier  entweder  end giltig,  soweit  es  sich  nm  den  Be- 
schwerdeweg (im  Unterschied  vom  Klage-  oder  Rechtsweg) 
handelt,  oder  unter  Vorbehalt  eines  letzten  Recurses  an  eine 
oberste  Behörde  (Finanzministerium)  oder  Landes-Steuer- 
commission  u.  dgl.  entscheidet.  Der  Reclamant  hat  hier  den  Be- 
weis fttr  die  Richtigkeit  seiner  Beelamation  in  der  von  der  Nator 
der  einzelnen  Steuer  und  des  eonereten  Falls  gebotenen  Art  zu 
führen.  Wo  es  sieb,  wie  gewöbnlieh  bei  den  Ertragsteuem,  bie 
und  da  übrigens  auob  bei  Yerbrauebsteuem  (z.  B.  bei  der  Werth- 
besteuerung oder  bei  Sorten-  und  Qualitätssteuerftissen,  wenn  es 
an  sicheren  Maassmethoden  und  Maassinstrumenten  fehlt  [Brannt- 
wein, Zucker,  Tabak,  Wein])  um  Schätzungen  von  Objecten 
handelt,  —  von  Wertheni  Erträgen,  Ertragsfabigkeiten,  z.  B.  beim 
Boden,  Qualitäten  u.  s.  w.  derselben  — ^  da  wird  gewöhnlich  durch 
Saeh verständige  der  Beweis  fOr  und  gegen  die  Biebtigkdt 
der  thatsäehliehen  Ermittlungen  geführt  werden  mtlssen.  Bei  den 
nieht  auf  Deelarationen  des  Steuerpflichtigen,  sondern  auf  amt- 
lichen Schätzungen  beruhenden  Einkommen-  und  Ver- 
mögensteuern wird  der  Beweis  durch  Vorlegung  der  Geschäfts- 
bücher, durch  eidesstattliche  Versicherungen,  durch  Urtheil  von 


^)  Zwischen  „Kemonstiation"  oder  Antrag  auf  Bericlitigong  der  Steuerveranlagung 
liei  d«r  Ei&solifttzangscommissioii  vl  ftnoL  Bedamat  an  die  Bezirkscommission 
wild  2.  B.  in  dem  prenss.  Einkommensteneneoht  nntenchieden. 
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Schiedsrichtern  zu  führen  sein.^^)  Bei  Stenern  dieser  Art,  für 
welche  Declarationen  der  Pflichtigen  vorgeschriebe  sind  nnd 
nur  eine  Naehprttfang  durch  amtliche  Organe  oder  Gommissionen 
erfolgt,  sind  dies^bea  Beweismittel  im  Falle  ein«  Beanstandung 
der  Deelaration  zn  yerlangen. 

Notbwendig  ist  hier  tiberall  ein  kurzer  Fristen  lauf  für 
die  Erhebung  der  Reclamation.  Ferner  ist  wenigstens  bei  solchen 
Steuern,  deren  baldige  Erhebung  im  Interesse  der  Finanzwirth- 
Schaft  erforderlich  ist,  daher  bei  den  Verbrauch-,  den  £inkommen- 
nnd  deiyenigen  Ertragstenem,  deren  Grnndkigen  in  kürzen  Perio-' 
den,  etwa  jährlioh,  regelmllstig  emenert  werden  (wie  mitunter  die 
Gebäude-)  die  Gewerbe-,  die  Ldhzinsstenem)  der  oben  schon 
gebilligte  Grundsatz  in  das  Steuerrecht  aufzunehmen,  dass  die 
Reclamation  die  Zahlungsverpflichtung  nicht  aufschiebt. 
Anders  liegt  die  Sache  bei  solchen  Steuern,  ftlr  welche  auf 
längere  Zeit  hinaus  durch  umfassende  Katastef Operationen  die 
Grundlagen  geschaffen  werden,  wie  namentlich  meistens  hei  den 
Grandsteueru,  mitunter  auch  bei  anderen  Ertragsteuem  (Gebäude). 
Hier  kann  woU  der  Abscblnss  der  Veranlagung  und  das  Recht 
der  Erhebung  der  Steuer  von  der  Torausgehend^  Erledigung 
der  Reclamationen  abhängig  gemacht  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  pflegt  nun  nach  dem  continentalen, 
namentlich  nach  dem  deutschen  Steuerrecht  nur  die  Beschwerde, 
nicht  die  Klage  zulässig  zu  sein,  schon  bei  Formfehlem, 
vollends  hinsichtlich  des  Ergebnisses  der  Veranlagung  üttr  ein 
einzehies  Steuerobject  und  Subjecf^)  Es  ist  dies  in  unserer 
geschichtlichen  Entwicklung  begründet  nnd  hat  auch  seine  be- 
acbtenswerthen  sachlichen,  in  der  Technik  der  Besteuerung 
liegenden  Gründe.  Dennoch  hat  der  unbedingte  Ausschluss 
des  Rechtswegs  auch  hier  erhebliche  Bedenken.")  Die  ent- 
scheidende Verwaitungsinstanz  urtheilt  doch  eigentlich  in  eigener 
Sache.  Die  Steuercommission^i,  selbst  die  höchsten,  den  localen 


^  Aehnficli  Uber  die  B«veiBmittel  hei  der  „SohitZDiigBbeBdhveEde**  Stein, 
I,  544.  Er  will  Beschwerden,  velcbe  nicht  mit  Berauüttela  Tenehen  sind,  i^doh 
abge wiesen  haben. 

^  Die  neueien  Gesetze  über  die  £rtrag-,  bes.  die  (irundsteaer  enthalten 
legebnXssig  eingehende  Yeischiiften  Uber  die  Seclimationen  an  die  Teranlagendeii 
nüä  an  darüber  stehende  höhere  Behörden  und  Gommissieneir. 

Anders  Stein,  I,  541,  der  für  die  von  ihm  sogenannte  „indirocte  Steuer- 
reitheilung'' dorch  das  Sch&tzungsverfahren  in  Betr.  des  Ergebnisses  dieser  Yer- 
theihmg  Klsge  ansscUiesst  imd  nur- die  Besehwarde  solint  In  Betr.  der  Form 
des  Yeifidiiens  statiizt  anoh  er  die  Klage.  -  • 
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und  den  Sonderinteressen  ferner  stehenden  geben  noch  nicht  immer 
hinlängliche  Bürgschaft  für  objective  Entscheidung.  Wenn  man 
die  vorbin  genannten  Beweismittel,  wie  es  anTermeidlich  ist,  fordert 
nnd  die  Beschreitung  des  Rechtswegs  yon  der  yoiansgehenden 
Zmüeklegnng  des  Beschwerdewegs  abhJbigIg  macht,  aneh  dem 
verlierenden  Bedamanten,  wie  billig,  die  Prooesskosten  tragen 
iSsst,  so  ist  nicht  woU  einzosehen,  wanim  man  den  Bechteweg 
(aneh  in  Betreff  des  Ergebnisses)  ansschliesst,  —  roUends  bei 
Steuern,  welche  wie  die  Grundsteuern  u.  s.  w.  für  lange  Perioden 
veranlagt  werden,  also  mit  einer  dauernden  Ueberlastnng  eines 
Steuerobjects  droben. 

Besonders  wichtig  wird  aber  die  Eröffnung  des  Rechtswegs 
bei  der  Veranlagongsreolamation  in  Angelegenheiten  solcher  Stenern, 
welche  sich  an  mehr  oder  weniger  Terwickeite  Verbältnisse 
nnd  Geschäfte  des  Frivatrechts  anknüpfen,  daher  bd  den 
Verkehrsteoem  anf  Bechtsgeschäfte,  den  in  Form  von 
Stempel-  nnd  Registerabgaben  erhobenen  Gebühren  und 
^Steuern,  bei  den  B  ö  rsen  steuern.  Er  bschaft  steuern  u.  s.  w. 
Hier  bietet  nur  die  richterliche  Entscheidung,  möglichst  der 
ordentlichen  (Civil)gerichte ,  genügende  Bürgschaft  für  die  dem 
Gesetz  streng  entsprechende  Veranlagung  von  Objecten  und  Sub- 
jecten  zur  Steuer. 

ß)  Die  Stenererhebnngs-Beclamation.  Ihre  Ordnung 
bietet  weniger  Schwierigkeiten,  wenn  die  Veranlagnngsredamation 
zweckmässig  geregelt  isf^^)  Es  dreht  sieb  nemlich  alsdann  bei 
ihr  meist  nicbt  mehr  um  Streitfragen  in  Betreff  der  Höhe  der 
Steuerschuldigkeit,  sondern  um  die  einfacheren  in  Betreff  der 
Steuerschuldigkeit  eines  bestimmten  Subjects,  in  bestimm- 
ter Zeit,  am  bestimmten  Ort,  aus  bestimmtem  Rechts- 
grnnde.  Jemand  behauptet  z.  B.  zur  geforderten  Entrichtung 
einer  Steneronmme  nicht  verpflichtet  zn  sein,  weil  errJiicht  oder 
nicht  mehr  Eigenthttmer  des  stenerpflicbtigen  Objects  sei,  oder  nEeit 
er  ans  einem  persönlichen  Titel,  z.  B.  als  Ausländer,  nicht 
oder  noch  nicht  steuerpflichtig  sei,  oder  weil  er  ein  Rechtsgeschäft 
nicht  abgeschlossen,  oder  weil  er  die  Zahlung  schon  geleistet  habe 
u.  dgL  m.   In  allen  solchen  Fällen  handelt  es  sich  um  die  Fest- 


Stein  I,  540  vindicirt  fllr  Vertheüang  u.  Erhebang  der  Steuer  den  Character 
eines  burgerl.  Becbtsverhältnisses  n.  constniirt  aas  der  Yertbeilung  der  Steuer  die 
Obligation  des  Betteoerten  zur  Zahlung  des  Staaerbetrags,*  vo  daiin  im  btlrgeri. 
ObUgattonenxeclU  die  Orvndlag «  dea  SteiraddagiswditB  gefondea  wird. 
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stelliiiig  von  Beohtsyerhältnissen  der  Priyaten.  Auch  hier 
kann  es  zwar  steaertechnisch  und  stemeradministratiT  zweckmässig 
sein,  zunächst  die  Beschreitung  des  Beschwerdewegs  vorzuschreiben, 

aber  vollends  hier  ist  kein  Grund  für  den  Ausschluss  des  Rechts- 
wegs zu  ersehen,  der  schliesslich  doch  die  beste  Bürgschaft  ftir 
eine  Erledigung  aller  Fälle  streng  nach  dem  Gesetz  gewährt.  Ein 
knrzer  Fristenlaaf  für  die  Anstellung  der  Beschwerde  und 
Klage  ist  nur  wiederum  im  Interesse  der  Finanzrerwaltnng  geboten. 

Bezieht  sich  die  Bedamation  anf  bereits  entrichtete 
Stenern  nnd  deren  Bttckerstattnng,  so  wtirde  imPrincip  wohl 
die  Forderung  Ton  Zinsen  vom  Zeitpunete  der  Entrichtung  an 
dem  unrichtig  Besteuerten  zuzugestehen  sein:  das  Correlat  von 
Verzugszinsen  des  Fiscus  für  Steuerrückstände. 

5.  Abschnitt 
Me  Avfjpibeii  der  Stenerverwattong« 

n.    Die  Aiufiihrung  der  fiesteuerong. 

G.  Die  Steuercontrolen. 

Audi  dieser  wichtige  Gegenstand  Ist  in  der  FinanswiBsensdiaft  nodi  wenig  von 

einem  allgemeinen  zusammenfassenden  Standponcte  aus  behandelt  voiden.  In  der 
allgemeinen  Steuerlehre  wird  er  bisher  gar  nicht  erörtert,  kaum  erwähnt,  so  bei 
Baa,  sogar  bei  Stein  nicht.  Manches  hängt  allerdings  mit  anderen  Einrichtuntren 
und  Verhältnissen  der  Stener^rerwaltong  eng  zusammen,  bes.  mit  der  Ermittlung  der 
^liatsachen  für  die  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  (Abschn.  2  dieses  4.  H.-A,s) 
nnd  mit  der  Steuererhebung  (Abschn,  3),  so  dass  es  dabei  mit  erwähnt  wird,  so  in 
den  grosseren  Werken  über  Finanz-  u.  Steuerwesen,  so  auch  in  dem  rorliegenden  in 
den  beiden  vorausgehenden  Abschnitten.  Anf  diese  beziehe  ich  mich  daher  zur  Et- 
gtknznng  des  folgenden  Abschnitts  hier  ausdrtlcklich.  Aber  eine  besondere  zusammen- 
fassende Darstellung,  wie  sie  hier  stattfindet,  ist  doch  daneben  unentbehrlich.  Die 
Behandlung  blosser  Einzelheiten  in  der  speciellen  Steuerlehre  reicht  nicht  aus.  Das 
Gontrolwesen  gehört  zum  „formellen"  Steuerrecht,  Uber  dessen  ausserordentliche 
Bedeutung  man  sich  aas  jedem  neueren  Gesetz  Uber  eine  widitigere  Yerbnnch-  nnd 
Verkehrsteuer  (Tabak besteuerung!)  eines  Culturstaats  unterrichten  kann.  Mit  vollem 
Recht  sagt  Schaf fle  in  seinen  Aufsätzen  „Ergebnisse  der  deutschen  Tabaksteuer- 
enqu^te*':  „auch  dem  formellen  Tabaksteuerrecht,  d.  h.  den  Massregeln  der  CrefäUs- 
erhebung  n.  GefiUlssicherang,  wird  mit  gntem  Grande  höhere  Bedeutung  zugemessen, 
als  ihr  in  den  theoretischen  Darstellongen  der  FinanzirisBeiisciMft  beigelegt  zn  Verden 
pflegt."    Tub.  Ztschr.  IST'J  S.  54S. 

Bei  dieser  Sachlage  kann  far  den  folgenden  Abschnitt  nur  auf  die  specieile 
Sienerlehre  in  den  Lehri>ftobem  v.  Systemen  rerinesen  werden,  bes.  anf  Ban  II  nnd 
Stein  IL  Von  den  allgemeineren  Behandlangen  des  Controlwesens  sind  aber 
auch  hier  diejenigen  v.  Hock 's  in  s.  öffcntl.  Abg.  hervorzuheben:  wiederum  in  präg- 
nantester Kurze  ganz  vortreffliche  Erörterungen,  an  die  ich  mich  in  diesem 
Abschnitte  mehi&ch  gennn,  in  einigen  Pnncten  wortlich  oder  hat  irOrtlich,  gehalten 
habe.  S.  bes.  §.  10,  S.  49  ff.,  auch  §.  8  u.  9.  Zur  Ergänzung  ftr  das  Detail  dienen 
manche  Ausführungen  in  Hock 's  Fin.  Frankr.  u.  Americas. 

Sehr  lehrreich  auch  fur  eine  weiter  auszubildende  „allgemeine  Lehre  von  den 
Steneieontrolen**,  welche  in  diesem  Abschnitt  natOiiiGh  nnr  in  den  typischen 
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Grund  zagen  zn  geben  möglich  war,  sind  die  reichen  Materia&Mi  in  der  deutschea 
Tabaksteuerenqaöte.  Vgl.  darüber  auch  den  Abschn.  „Sicherungsmittel  des  Tabak- 
gefälies"  in  d.  gen.  Aufs.  Schaff le's,  Tttb.  Ztachr.  1679  S.  556  ff.,  wo  die  Eaupt- 
pnncte  got  UbeidchtKch  irerden,  bes.  die  Tcrschiedenen  Arten  der  Controlen 

(Controlen  f.  d.  Pflatizun^;  Materialcontrolen  dem  Pflanzer,  dem  Bohtabakbaudel,  dem 
Fabrikanten  gegenüber;  Fabrikationscontrolen;  Absatzcontrolen,  S.  560  fr.,  s.  u.  §.  5SS). 

Aus  der  neueren  Gesetz gebung  sind  zumeist  die  Gesetze  u.  Vollzugsrerord- 
nungen  über  innere  Yerbranch steuern  nnd  Zölle  wach  für  dUe  allgemeine 
Lehre  von  den  Steuercontrolen  zu  beachten.  S.  z.  B.  d.  deutsche  Ges.  v.  16.  Juli  1879 
über  d.  Besteuer.  des  Tabaks,  das  VeroinszoUges.  r.  23.  Jan.  1S38  (Preussen)  u.  r. 
1.  Juli  1869  u.  a.  m.  Manche  Erleichterungen  u.  Vereinfachungen  der  Controlea 
bes.  beim  ZoUvesen  forderte  und  ermöglichte  das  neuere  Gommunicationswesen. 

I.  —  §.  585.  Begriff  nnd  Wesen  der  Steuercontrolen. 
Die  Steuercontrolen  sind  ein  Comp  lex  von  Anordnungen  und 
Hassregeln  zur  Sicherung  der  thatsächlicben  Ermitt* 
lungen,  auf  Grund  deren  die  Steuerschuldigkeiten  fest- 
gestellt werden,  and  zur  Siebernng  der  gesetzlichen 
Steuererhebung  selbst.  Sie  vomemlich  sind  das  wahre  Kreuz 
der  Steuervcrwaltung  und  in  ihrer  ersten  Festsetzung,  welche  in 
gewissen  Hauptpuncten  wenigstens  nicht  der  Verordnungsgewalt 
der  Stenerverwaltung  überlassen  werden  darf,  auch  der  Gesetz- 
gebung selbst,  nicht  minder  aber  das  Kreuz  der  eigentlichen  Steuer- 
pflichtigen und  oft  genug  mehr  oder  weniger  der  ganzen  Bev^Slkernng. 
,,Mas8regeln  ähnlicher  Art  kommen  zwar  auch  bei  anderen  Zweigen 
der  Staatsverwaltung  vor,  aber  sporadisch  und  in  Nebendingen, 
während  sie  bei  der  Steuerverwaltung  den  das  ganze  System  durch- 
ziehenden rothen  Faden  bilden.  Ihnen  sind  vorzüglich  der  Ver- 
lust an  Zeit  und  Krailt|  die  Unannehmlichkeiten  und  wirthsehaft- 
lichen  Beschränkungen  zuzuschreibeui  welche  sich  ffir  den  Steuer- 
pflichtigen als  traurige  Beigabe  an  die  Steuerzahlung  knflpfen'' 
(t.  Hock).  Sie,  so  sei  hinzugeftigt,  sind  es  auch,  auf  denen  em 
erheblicher  Theü  der  Kosten  der  Steuerverwaltung  beruht  ,,ünd 
doch  sind  sie  unerlässlich.  Sie  können  vereinfacht  und  vermindert 
werden,  allein  solange  der  Eigennutz  ein  Motiv  für  die  Handlungen 
der  Menschen  bleibt,  solange  es  Steuern  giebt  und  die  Finanz- 
verwaltung den  Staatsschatz  gegen  Unterschleife  und  den  redlichen 
Verkehr  gegen  betrflgerische  Mitwerbung  zu  schützen  verpflichtet 
ist,  sind  sie  das  nothwendige  Ifittel  derVertheidigung  und,  gegen- 
flber  dem  ünterschleif,  das  kleinere  und  unTermeidHche  Uebd''. 
(v,  Hock).i) 

Umfang  und  Art  der  Controlen  müssen  sich,  wie  in  der  Be- 
steuerung und  zumal  in  der  Stenerverwaltung  so  Vieles,  nothwendig 

^)  Hock,  0£  Abg.  S.  49. 
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dem  Zustande  der  Sittlichkeit  und  des  Rechtssinns  der 
Bevölkerung  und  speciell  des  Geschäftspublicums  und  des 
Yerwaltungspersonals,  sodann  den  Arten  der  Steuern 
anpassen. 

In  erster  er  Hinsicht  iKönnen  Verbesseningen  gewöhnlich  nnr 
von  der  Zeit  nnd  von  der  Bebnng  des  ganzen  sittlidien  nnd  geistigen 
Volkslebens  erwartet  werden  nnd  alsdann  erst  manche  Verein- 
faebnogen  nnd  Verminderangen  der  Controlen  eintreten.  Gerade 

im  Controlwesen  sind  daher  auch  bei  denselben  Steuern  in  ver- 
schiedenen Ländern  und  Zeiten  manche  Verschiedenheiten  geboten.*) 

Von  den  Steuergattungen  verlangen  die  indirecten  Ver- 
brauchsteuern, besonders  die  Zölle,  die  Thoraccisen,  die  Innern 
an  den  Productionsbetrieb,  an  den  Waarenninlaaf  sich  anschliessen- 
den, anch  die  in  Monopolform  erhobenen  Stenern  die  meisten, 
Utotl^gsten,  schwierigsten,  kostspieligsten  nnd  doch  niemals  gsdiz 
ansreichenden  Controlen.  Bei  diesen  Stenern  kann  man  aber  doch 
wenigstens  die  erforderlichen  Controlen  Uberbaupt  noch  anbringen 
und  noch  leidlich  handhaben.  In  dieser  Hinsicht  zeigen  manche 
in  Stempelform  u.  s.  w.  erhobenen  Verkehrsteuern  noch  miss- 
lichere Verhältnisse:  sie  lassen  mehrfach  von  vorneherein  eine 
wirksame  Controle  gar  nicht  zu^  so  dass  man  dann  ganz  auf  die 
Bedlichkeit  nnd  den  guten  Willen  des  Steuerpflichtigen  angewiesen 
ist  Bei  den  directen  Steuern  kann  es  zwar  auch  nicht  an  Con- 
trolen fehlen,  die  sich  nicht  immer  leicht  anbringen  nnd  handhaben 
lassen.  Aber  bei  den  hier  Überhaupt  in  Betracht  kommenden  Con- 
trolen sind  die  Belästigungen  und  Kosten  doch  immerhin  erheblich 
geringer  als  bei  den  Controlen  der  indirecten  Steuern. 

Beachtenswerth  ist,  dass  sich  bei  manchen  Steuern,  wie  im 
Allgemeinen  wieder  bei  den  indirecten,  die  Einrichtung  der  Controlen 
auch  nach  den  gegebenen  nattirlichen  Ortsverhältnissen, 
der  Beschaffenheit  der  Grenzen,  des  Bodens,  überhaupt  nach  phy- 
sikalisch-geographischen Momenten  mit  richten  muss,  be- 
sonders bei  Zöllen. 

Mit  der  Specialisirung  der  Steuern,  welche  das  nothwen- 
dige  Product  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 
Arbeits-  und  Eigenthumstheilung  ist  (§.  439  flf.),  und  mit  der  zu- 
nehmenden Complication  der  Einrichtungen  der  Besteuerung 
muss  sich  nothwendig  zugleich  das  Controlwesen  immer  weiter 

^  ^)  Es  gilt  hier  etwas  Aehnliches  wie  jon  der  Yeimindening  der  Erhebangskosten, 
4er  eigonUklieii  und  miagaitlicheiu  Flu.  I,  2.  A.  S.  307  £ 
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speoialiBiren  und  complieiren,  wie  die  Erfahrung  es  auch 
beseligt  Das  Detail  ist  aneh  hier  ansserordentlicb  gross ,  manehe 
Einzelheit  war  des  Zusammenhangs  wegen  schon  im  Vorausgehen- 
den, namentlich  in  den  2  letzten  Abschnitten,  mit  zu  bertihren. 
Das  weitere  Detail  in  Betreff  der  Controlen  der  einzelnen  Steuer- 
arten und  Steuern  gehört,  soweit  es  Uberhaupt  in  der  Finanzwissen- 
schaft berücksichtigt  werden  kann,  in  die  specielle  Steuerlehre. 
An  dieser  Stelle  sind  jedoeh  die  allgemeinen  Sehemata  her- 
yoranheben,  auf  wdehe  sieh  die  Controlen  bei  den  einzebien  Stenern 
znrttekfllhren  lassen. 

II. —  §.  586.  Steneruntersehleif (Defraudation),  Schmug- 
gel.^) Mit  ersterem  Ausdruck  wird  jede  rechtswidrige  Hinterziehung 
von  Steuern  sowohl  Seitens  des  Steuerpflichtigen  als  des  Steuerver- 
waltungsorgans, namentlich  des  Erhebungsorgans,  bezeichnet,  durch 
welche  die  Steuercasse  an  ihrer  gesetzlichen  Einnahme  aus  Steuern 
eine  Verkürzung  erleidet.  Von  Schmuggel  (Gontrebande,  Schleich- 
handel) spricht  man  speeiell  bei  deiyenigen  Stenern,  welche  sieh 
an  den  Umlauf  der  Waaren  anknüpfen,  daher  namentlich  bei 
Zöllen  nnd  Thorstenem,  wobei  dann  aber  öfters  eine  Ausdehnung 
des  Ausdrucks  auf  verwandte  Fälle  stattfindet. 

Die  Steuercontrolen  sollen  den  Unterschleif  einschränken,  wo- 
möglich ihn  beseitigen.  Es  können  zu  diesem  Zweck  aber  auch 
einige  verwaltungspolitische  und  stenerpolitische  Massregeln  allge- 
meiner Art  in  Betracht  kommen,  Uber  welche  hier  zunächst  einige 
Bemerkungen  zu  machen  sind. 

A.  Eme  Hauptgefahr  des  UnteTSchlei&,  besonders  des  Sehmuggels, 
liegt  in  der  directen  Unterstützung  oder  in  der  Zulassung 
desselben  Seitens  der  Organe  der  Steuerverwaltnng,  nament- 
lich des  Personals  des  E rhebungsdiensts  selbst.  Die  Be- 
seitigung dieses  Uebelstands  hängt  wieder  von  allgemeiner  Hebung 
des  Rechtssinns  und  der  Moralität  des  ganzen  Volks  und  der  Ge- 
schäfts- und  Beamtendassen  speeiell  mit  ab.  Einiges  lässt  sich 
aber  auch  durch  zweckmässige  Organisation  des  Diensts 
und  durch  Gewährung  einer  richtigen  Stellung  fttr  die 
Beamten  erreichen.  Hock's  Princip:  wenigCi  gut  bezahltOi 
scharf  eontrolirte  Beamte,  darf  und  kann  auch  hier,  natür- 
lich cum  grano  salis,  als  Richtschnur  dienen.  Besonders  ist  eine 
ausreichende  Bezahlung  der  Beamten,  auch  der  unteren 


*)  Vgl  Hock,  «ff.  Abg.  &  as  ff.  Dann  den  fdg.  Atwoha.  6,  bes.  §.  Ö91,  593. 
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im  Erhebungsdienst  der  indirecten  Steuern  beschäftigten,  gewöhn- 
lich eine  unbedingte  Voraussetzung  für  die  Erzielung  einer  leid- 
lichen Integrität  des  BeamtenpersonaUi.  Daneben  dann  scharfe 
beständige  nnd  nicht  seltene  unvorhergesehene  ansserordent- 
liehe  Öontrole  von  Oben  her,  von  den  Oentralstellen  ans  nach 
•  den  Localstellen  hin  nnd  unerbittliche  Strenge  bei  Bechts- 
Widrigkeiten  der  Beamten.  Freilich  isiber  auch  diese  Strenge  gegen- 
tlber  dem  höheren  überwachenden  und  leitenden  Personal  selbst! 
Eine  Forderung,  welche  öfters  am  Schwersten  zu  verwirklichen  ist. 

B.  Unter  übrigens  gleichen  Umständen  steigt  begreiflich  die 
Gefahr  des  Unterschleifs  mit  der  Ilöhe  der  Steuersätze  und 
der  daraus  sich  ergebenden  Steuer  Schuldigkeiten.  Es  ist 
daher  dn  ganz  richtiger  Grundsata,  den  Unterschleif  durch  nied- 
rige Steuersätze,  den  Schmuggel  durch  niedrige  Zollsätze,  bei 
denen  er  ,,nicht  rentirt'S  su  bekämpfen:  der  Voräieil  niederer 
Steuern  nicht  nur  ftlr  die  Bevölkerung,  sondern  fttr  die  Stener- 
verwaltung  und  die  Finanzen  selbst.  Aber  die  allgemeinere 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  hat  natürlich  ihre  Grenzen  im 
Steuerbedarf  und  auch  in  den  Anforderungen  in  Bezug  auf 
gerechte  Steuervertheilung.  Man  könnte  bei  einigen  Steuern, 
z.  B.  den  Zöllen,  Thorsteuern,  Stempelabgaben,  wohl  nach  jenem 
Grundsatz  die  Zweckmässigkeit  der  BezoUung  u.  s.  w.  zahlreicher 
Artikel  mit  kleinen  Sätzen  Tcrtreten.  Aber  hier  wachsen  auch 
für  die  Verwaltung  wieder  mit  der  Zahl  die  Aufgaben  und  Kosten 
des  Diensts  und  der  Unterschleif,  bei  einzelnen  Positionen  wohl 
schwächer,  verbreitet  sich  leicht  noch  in  weiteren  Kreisen  und 
wird  ganz  allgemein.  Dagegen  lässt  sich  jenem  Grundsatz  gemäss 
wohl  die  Innehaltung  massiger  Maxima  der  Steuersätze 
in  manchen  spedellen  Fällen  vertreten,  so  namentlich  bei  den 
Zöllen,  Finanz-  wie  besonders  auch  Schutzzöllen:  bei  Waaren 
Ton  hohem  „specifischen''^)  Werth  d.  h.  grossem  Werth  in  kleinem 
Volumen  und  Gewicht,  ist  der  Schmuggel  am  Gefährlichsten,  sehr 
hohe  Zollsätze  am  VeifBhrerischsteD.  Hier  wird  Öfters  aus  diesem 
Grunde,  auch  wenn  sonst  ein  höherer  Satz  gerechtfertigt  wäre, 
ein  mässiger  räthlich  sein  (Seidenwaaren).  Die  Anwendung 
der  Hegel  wird  sich  auch  nach  der  Beschaffenheit  der  Grenze  u.  dglm. 
richten  müssen. 

C.  Die  Schmuggelgefahr  wächst  mit  der  Differenz  der  Steuer- 
und  Zollsätze  im  Inland  und  dem  benachbarten  Ausland.  Eine 

*)  Grandleg.  2.  Aofl.  §.  43. 
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gewisse  Rücksicht  bei  der  Normirung  dieser  Sätze  für  innere 
YerbraiichsteuerD,  Monopolpreise,  Zölle  u.  s.  w.  auf  das  Steuer- 
wesen des  Nachbarlands  ist  daher  sweokmässig. ^)  Aach 
Annäherungen  der  betderseitigen  Steuersysteme  können  im  In- 
teresse des  einen  oder  beider  Theile  liegen.  Oder  gewisse  Steueiv 
s&tse  werden  der  Schmuggelgefabr  halber  in  den  Grencdistrieten 
niedriger  als  im  Binnenlande  gehalten  (Grenzzonen  im  Tabak- 
monopol). Zolle  arteile  zwischen  Nachbarstaaten,  in  Folge 
deren  die  Steuerverwaltung  beider  den  gegenseitigen  Schmuggel 
bekämpft,  sind  natürlich  sehr  erwttnscbt  und  unterbleiben  wohl 
0fterS|  als  es  im  Interesse  der  Volksmoralität  und  selbst  im  eigenen 
Finanzinteresse  liegt,  nur  aus  politischen,  und  vermeintlich  volks- 
wirthschafllichen  GrUnden  (wegen  des  Absatns  inländischer  Pro- 
ducte  durch  den  Schmuggel  ins  Ausland). 

D.  Ein  schwerfälliger  Formalismus  in  der  Steuerver- 
waltung, z.  B.  im  Zollverfahren  ruft  manchen  Unterschleif  der 
Steuerpflichtigen  nicht  nur  wegen  der  Steuerzahlung,  sondern  schon 
wegen  der  Umständlichkeit  und  Lästigkeit  der  Controle,  der  Er- 
hebung XU  s.  w.  hervor,  denen  man  so  entgehen  will.  Beformen 
in  dieser  Beziehung  smd  also  erwttnschi  Ihre  ZuUtssigkeit  häogt 
freilich  wieder  von  den  Umständen  ab.  Jener  Formalismus  kann 
leicht  der  Beamtencontrole  halber  nöthig  sein  (Kussische  Zollver- 
bältnisse). 

E.  Unterschleife  bei  directen  Steuern,  z.  B.  mittelst  falscher 
D e ciarat ionen  bei  den  Einkommen-  und  Vermögen-,  Erbschaft-^ 
Leihzmssteuem,  bei  den  Zöllen  und  anderen  indirecten  Stenern 
mflssen  natürlich  strengen  und  empfindlichen  StrafeUi  daher 
nicht  nur  immer  Geldstrafen,  sondern  unter  ümstönden  auch 
Ehren  strafen,  Freiheitsstrafen  unterliegen.  Wichtig  ist  aber 
ausserdem  eine  Schärfung  der  „Steuerehre"  im  Volksbewusst- 
sein.  Das  hängt  jedoch  wieder  von  allgemeinen  Veränderungen  im 
Volke  ab,  es  läset  sich  aber  auch  durch  bestimmte  Mittel  mit  darauf 
hinwirken.  So  durch  die  Ausbildung  eines  gerechten  Steuer- 
STStems,  dessen  Bichtigkdt  und  Angemessenheit  im  Volksbewnsst- 
sein  anerkannt  wird;  dann  namentlich  durch  die  volle  Aner- 
kennung des  Princips  der  Oeffentlicbkeit  in  Fällen  von 
Sieuerunterschleif,  indem  Uberall  da,  wo  an  mala  fides  nicht  zu 
zweifeln  ist^  die  Fälle  mit  Namensnennung  und  eventuell  wei- 

'')  Langjährige  MJmreiblUnisse  fta  Preoasen  an  der  Graue  gegen  des  ehemaUgo 
Königieich  HumoTer  wegen  dessen  niedrigerer  Stlistener. 
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teren  Details  von  Amtswegen  veröffentlicht  werden.  Bei 
rechtskräftigen  Verurtheilungen  würde  dabei  wohl  weiter  eine  Ab- 
erkennung von  Ehrenrechten,  auf  Zeit  oder  bleibend,  Aus- 
schlaas  de»  pasaiven  Wahlrechts  für  Ehrenämter,  Unfähigkeit  als 
Zeuge  zu  dienen  n.  dgl.  in  Frage  kommen  können (§.  594). 

m.  —  §.  587.  Die  allgemeinen  Sohemata  der  Steuer- 
eontrolen. 

A.  Die  Stenercontrolen  zerfallen  zunächst  in  Anordnungen, 
Massregeln  und  Handlungen  der  Steuerverwaltung  und  ihrer 
Organe,  denen  die  Verpflichtung  der  Bevölkerung  überhaupt  oder 
der  Steuerpflichtigen  speciell,  diese  Gontrolen  zu  dulden  und  ihr 
Ergebniss  unangetastet- zu  lassen,  gegenüber  steht^  —  und  Hand- 
lungen und  Unterlassungen I  welche  der  BeYÖlkerung^  bez.  den 
ßteuerpfliehtigen  zur  Pflieht  gemaeht  werden,  ^)  um  Thatsachen 
zur  Feststellung  der  Steuersehuldigfceiten  ermitteln  und  die  Erbe- 
bung der  Steuern  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  sichern  zu 
können.  Beide  Arten  der  Controlen  greifen  bei  jeder  Gelegenheit 
in  einander  über  und  specialisiren  sich  nach  den  einzelneu  Steaer- 
arten  und  Steuern. 

B.  Die  Stenercontrolen  sind  theils  allgemeine,  für  die  ganze 
Bevölkerung,  das  ganze  Land,  allezeit  giltige,  theils  specielle 
oder  besondere,  welcbe  für  bestimmte  einzelne  Fersoneny 
Objecto,  Gegenden,  Zeiten  Torgeschrieben  werden.^) 

1)  Die  ersteren  sind  die  Steueransage,^)  d.  h.  die  Ver- 
pflichtung eines  Jeden,  steuerbare  Objecte  und  Acte  bei  der  Steuer- 
behörde wahrheitsgemäss  und  mit  den  zur  Bemessung  der  Steuer- 
schuldigkeit erforderlichen,  durch  (resetz  oder  Verordnung  bestimmten 
Einzelheiten  anzumelden;  die  Bteuerrevision,  d.  h.  dasBeeht 
und  die  Pflicht  der  Steuerorgane  sich  durch  eigenes  Nacbseben 
von  der  Richtigkeit  der  Ansage  zu  fiberzeugen,  womit  die  Pflicht 
der  Bevölkerung  oder  der  Steuerpflichtigen  verbunden  ist,  diese 


Nordamerica  hat  hier  in  Verbindimg  mit  seinem  freUich  bedenklichen  Princip, 
den  Eid  zur  Grundlage  der  Steueransag-en  m  machen  (s.  n.  §.  589),  scharfe  Straf- 
bestimmungen,  auch  Aberkennung  der  Fähigkeit  zur  gerichtl.  Zeugenschaft.  Auch 
ohne  dies  System  der  Steneieide  lässt  sich  ein  solches  Vorgehen  billigen.  Vgl.  Hock, 
Aner.  Fin.  S.  80. 

')  Z.  Th.  wörtlich  nach  Hock,  öfF.  Abg.  S.  49,  aber  mit  absichtl.  Veränderongeii. 

*)  Ebenfalls  im  Folgenden  mehrfach  genauer  Anschluss  an  Hock  a.  a.  0. 

^  Hier  wieder  Seitens  des  Steaerpflichtigen,  aber  in  allgemeinerer  Bedeutung 
als  S.  616,  wo  der  Ausdruck  sich  auf  die  Ansage  toh  steuerbaren  Acten  aäcb  gende 
bei  gewissen  Verbrauchsteuern  bezieht  Zu  unterscheiden  ist  die  in  §.  577  ervllmte 
Steaenuisage  im  Sinn  ron  Steuenorschieibang.   Vgl*  aach  §,  560  u.  561. 
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ReTision  zu  dulden;  endlich  die  Stenern acbweisnng,  d.  b. 

die  Verpflichtung  des  Steuerpflichtigen,  sich  über  die  erfolgte  Ent- 
richtung der  Steuer  auszuweisen,  wozu  meistens  die  in  bestimmter 
Form  und  mit  bestimmtem  Inhalt  Yorgeschriebene  Stenerqnit- 
tnng  dient. 

Auch  dieie  drei  aUgemeinea  CSontvolen  mllwen  aich  in  ihrer 
Einrichtnng  den  yenebiedenen  Stenergattongen  nnd  Stenern  aa- 
passen,  kommen  aber  bei  allen  Stenern  vor.  Bei  der  Steneransage 

besteht  nur  der  Unterschied,  dass  bei  gewissen  Steuern  ohne  Wei- 
teres auf  Grund  allgemeiner  Verpflichtung  die  Anmeldung  des  Ob- 
jects  oder  Acts  zu  erfolgen  hat,  so  gewöhnlich  bei  den  indirecten 
Verbrauch-y  manchen  Verkehr-,  Erbschaftsteuern;  bei  andern  Steuern 
dagegen,  so  bei  den  meisten  directen  Stenern  (mit  Ausnahmen,  z.  B. 
bei  der  Gewerbe-,  hie  und  da  der  Gebftndestener)^^)  vidfaeh  erst 
anf  Gmnd  einer  ansdrtlcklicben  Anffordernng  von  Fall 
za  Fall  die  Ansage  gesobeben  mnss.  Die  Anad^nng  jener  all- 
gemeinen Verpflichtung  kann  räthlich  sein. 

2)  Die  besonderen  Controlen  betreffen  je  einzelne  (wenn 
auch  etwa  gleichzeitig  und  an  demselben  Orte  mehrere)  Steuer- 
arten und  Stenern,  nnd  auch  diese  nicht  immer  allgemein  und 
beständig,  sondern  mehrfach  nnr  in  Beeng  anf  bestimmte  Ob- 
jecte,  Zeiten  nnd  Localitäten.  Sie  kommen  aneb  bei  den  directen 
Stenern  vor,  so  zn  den  tbats&oblicben  Eftnittlnngen  ftir  die  Zwecke 
nnd  in  den  Zeitpuncten  nnd  Orten  der  Katasterarbeiten  ftir  die 
Ertragsteuern,  desgleichen  der  Aufnahme  des  Personenstands  ftir 
die  Personalsteuern,  der  Schätzung  des  Einkommens  und  Vermögens 
bei  den  directen  Steuern  darauf  (§.  553  ff.).  Wichtiger  und  zeit- 
lich nnd  örtlich  ansgedehuter,  so  dass  sie  hier  mitunter  fast  all- 
gemein fttr  die  ganze  BeTöikemng  nnd  das  ganae  Land  in  Kiaft 
treten,  finden  sich  solche  besondere  Controlen  aber  bei  den  in- 
directen Verbrancb-  nnd  Verkehrstenern,  namentlich  bei 
den  Zöllen,  Thorsteuern,  anderen  inländischen  Umlauf- 
steuern (Wein),  Monopolien,  den  Steuern  im  Anschluss  an  den 
Productio nsbetrieb  (§.  556,  560  ff.).  Hier  werden  dann  wohl 
ganze  Qegenden,  wie  die  Grenzbezirke  bei  den  Zöllen, 
die  Umgebungen  thorsteuerpflichtiger  Städte,  der  Personen- 
nnd  Waarenverkehr  ttber  die  Orenze  und  in  die  Stadt  hinem, 

^'*)  Z.  B.  Zvang  zur  Anmeldang  des  Gewerbebeginns,  um  zur  Steuer  reräolagt  zu 
Verden,  zur  Anmeldang  des  Eintritts  der  Steuorpflichtigkeit  eines  H&iues  hei  der 
Uebändesteuer  nach  Abl&uf  der  steuerfreien  Zeit  (pieoss.  Gebäudest). 
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speciell  der  Verkehr  in  gewissen  Waaren,  auch  der  Versand 
mancher  verbrauchsteuerpfliehtigen  Artikel  im  Inland  (Mehl,  Malz, 
Wein,  Monopolartikel,  —  Begleitscheinverfahren  für  Objecte  innerer 
Verbraiichsteaern,  analog  denjenigen  ftlr  zollpflichtige  Importartikel, 
für  weiche  die  Zölle  an  der  Grenze  noch  unbericbtigt  geblieben 
Bind)  besonderen  Controlen  unterworfen.  Aehnlich  werden  für  die 
Prodnetionsbetriebe  TerbranchBtenerpfliehtiger  Artikel  (Tabak- 
felder, Tabak- Trockenboden,  Weinkeltern,  Bierbrauereien,  Brannt- 
weinbrennereien, Zuckerfabriken,  Tabakfabriken,  Salzwerke  u.  s.  w.), 
für  die  Fabriken  von  Monopolartikeln  und  für  den  Verkehr 
mit  jenen  solche  besondere  Controlen  eingerichtet. 

Im  Einzelnen  specialisiren  sich  die  letzteren  manchfach,  nach 
der  Beschaffenheit  der  Grenze,  des  Terrains,  den  Verkehrswegen 
nnd  Verkehrsmitteln,  der  Jahreszeit,  der  Volksdiehtigkeit,  nach 
Iftndliohen  nnd  sttdtiaohen  VerhSltnissen,  bei  den  Prodnetionsbe- 
trieben  besonders  naeh  den  technischen  Methoden,  Processen,  Werk- 
geräthen  u,  s.  w.  in  ihnen.  Veränderungen  in  der  Productions- 
technik  (Zuckerfabrikation!)  bedingen  öfters  andere  Controlen,  wie 
aach  wohl  andere  Besteuerungsmethoden.  Der  flscalische  Scharf- 
sinn hat  hier  einen  weiten  Spielraum  der  Bethätigung  (französische 
Verhältnisse,  amerieanisehe  Tabaksteuer)  nnd  oft  rechte  Mühe,  der 
technisohen  Entwicklung  auf  dem  Fusse  zu  folgen  (Osterreiehisobe 
Zuckersteuer). 

Wiclitigere  und  zum  Tbeil  allgemeiner  verbreitete  besondere 
Controlen  bestehen  in  dem  Zwang  zu  der  „Buchführung  über  den 
steuerpflichtigen  Verkehr,  in  der  Sperre  der  Gewerbsvorrichtungen 
ausser  der  Dauer  der  angemeldeten  steuerbaren  Acte,  in  der 
Bevision  der  Waarenvorräthe,  in  der  Forderung  der  Nachweisnng 
Uber  die  Versteuerung  in  Fällen,  wo  die  allgemeine  Ck^ntrole  sie 
nicht  Torscbreibt,  in  fiesehrihikungen  des  Verkehrs  auf  gewisse 
Wege  und  Tageszeiten  und  da,  wo  rechtliche  Anzeigungen  vor- 
liegen, selbst  in  Beschränkungen  der  persönlichen  freien  Bewegung 
(Passcontrole)"  (v.  Hock). Die  Vorschrift  zur  Benutzung  des 
Stempels  als  Zeichen  der  vollzogenen  Besteuerung  ist  auch  auf 
Verbrancbstenern  anwendbar  (Spielkartenstempel,  russisch  -  ameri- 
eanisches  Tabakfabrikatstenersjstem,  „BanderoUen^^.  Ein  Zwang, 
nur  iMi  bestimmte  Personen  und  Gesehäfte  das  steuerpflichtige 
Object  abzusetzen,  und  dies  nachzuweisen,  durch  die  Geschäft»* 


")  Oetf.  Abg.  S.  52,  50. 
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bQcber  ti.  g.  w.,  bestimmte  Verpaekuigsformen  anzuwenden;  kaon 
hmzukummen  und  manches  Andre  mehr. 

C.  —  §.  588.  Nach  dem  Object,  an  welches  sich  die  Con- 
trolen  knüpfen,  lassen  sich  Personal-  Real-  und  Umlanf- 
(Tran8port-)controleD,  auch  wohl  noch  Absatzcontrolen  unter- 
scheiden, welche  dann  wieder  in  mehrfaehe  üntenurten  zerfailm, 
zum  Tiieil  in  Anksttpfoog  an  die  Steneiarteo.^  Das  rddie 
Detail  der  Oontrolen,  welches  die.  neuere  Bestenernng»  abermals 
besonders  auf  dem  Gebiete  der  Verbrancbsbestenernng  zeigt, 
läBst  sich  im  Wesentlichen  auf  ein  solches  drei-  oder  vierfaches 
Schema  zurücktühien. 

1)  Personalcontrolen  finden  statt 

a)  in  Betreff  der  ganzen  Bevölkerung  bei  solchen  Stenern, 
welche  eine  ganz  oder  grossentheils  allgemeine  Steoerpflichtigkeit 
bedingen,  daher  bei  Kopf-^  Familien-,  allgemeinen  personalen 
Olassen-,  Einkommen-,  VermOgenstenem;  femer  bei  solchen  Stenetn, 
welche  sich  an  gewisse  im  Leben  der  ganzen  Beviylkemng  noth- 
wendig  oder  regelmässig  vorkommende  Ereignisse,  Handlungen  etc. 
anknüpfen,  so  bei  Erbschafts-  und  vielen  Verkehrsteuern;  endlich 
bei  Zöllen,  Thorsteuern  u.  dgl.,  wo  eine  allgemeine  Personalcon- 
trole  zur  Durchführung  der  Kealcontrole  wenigstens  erlaubt  sein 
musS;  wenn  sie  auch  factisch  mild  gehandhabt  werden  kann. 

b)  Genauere  Personalcontrolen  Uber  die  Steuerpflichtigen 
speciell  (oder  mit  diesen  in  Verbindung  stehende  Personen)  er- 
folgen ttber  die  Waarenffihrer  bei  allen  Umlaufstenern  (incL 
Zolle  und  Thorstenem),  ttber  die  Debitanten  von  Monopol- 
artikeln, i^bcr  das  Personal  der  verbrauchsteuerpflichtigen  Pro- 
ductionsbetriebe. 

Bei  beiden  genannten  Arten  der  Personalcontrolen  hat  man 
öfters  noch  die  Goutrolen,  welche  sich  direct  gegen  diese  be- 
troffenen Personen  richten,  um  die  thatsächlichen  Ermittlungen  fttr 
die  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  und  um  die  Entrichtung 
der  Steuern  durch  die  Pflichtigen  zu  sichern,  von  denjenigen  Gon- 
trolen  zu  unterscheiden^  welchen  die  Bevölkerung  und  der  Steuer- 
pflichtige allein  oder  zugleich  mit  Behufs  Controle  der  Beamten 
unterliegt.  Das  Verlangen  eines  Vorweises  der  Steuerquittung  an 
einen  höheren  Beamten,  oder  des  anderweiten  Nachweises,  dass 

Ein  gutes  Beispiel,  wie  sich  die  Controlcn  dieses  Scliemas  dann  bei  einer 
einzelDen  compUGiiteii  Steuer  specialisiren,  liefert  die  Tabakbesteaenmg.  S.  Sehällle, 
Tttb.  Ztschi.  1879  8.  660  ff. 
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eine  Waare  versteuert  worden  sei,  kann  z.  B.  zu  letzterem  Zweck 
erfolgen  (§.  560,  561). 

c)  Apart  stehen  dann  noch  die  Personalcontrolen  der  Beamten 
selbst:  ein  Internum  der  Steaerrerwaltnngy  welches  aber  für  die 
Function  des  ganzen  Controlwesens  höchst  wesentlich  ist  (§.  590). 

2)  Bealeontrolen  betreffen  die  sachliehen  Stenerobjecte. 
Sie  kommen  daher  wieder  fast  in  der  ganzen  Besteuerung  vor,  so 
ancb  bei  den  Ertrag-,  VermSgen-,  Einkommensteuern,  IHscliaft- 
steuern  während  der  Katasteroperationen  oder  thatsächlicben  Er- 
mittlungen (§.  551 — 561).  Besonders  ausgedehnt  und  wichtig  sind 
sie  jedoch  abermals  bei  den  indirecten  Verbrauch-,  auch  bei 
den  directen  Gebrauch-,  z.  B.  den  Wohnung-,  Luxussteuern. 
Hier  bilden  sie  sich  wohl  zu  einem  förmlichen  System  der  Con- 
trolen aus  und  specialisiren  sieh  fein  und  vielfach  bei  den  einzelnen 
Steuern^  namentiieh  naeb  teebnischen  Verhältnissen  des 
Prodnetionsbetriebs  u.  dgL  Am  Wiebtigsten  snoid  folgende 
swd  Arten  der  Bealeontrolen: 

a)  Controlen  Aber  bewegliche  Sachen.  Hier  gehen  die- 
selben theilweise  in  die  Kategorie  der  Um  lauf  controlen  Uber,  so 
bei  zoll-  und  tborsteuerpflichtigen ,  bei  Monopolartikeln,  bei  Ver- 
brauchsteuer objecten,  welche  in  Versendung  begriffen  sind  (steuer- 
pflichtige Robstoffe,  z.  B.  Tabak,  Getreide,  dsgl.  Fabrikate',  z.  B. 
Tabakfabrikate,  Zueker,  Getränke).  Theilweise  bestehen  hier  aber 
auch  eigene  besondere  („Material''-)  Controlen  Uber  Saeh- 
gllter,  welche  als  Bobstoff  oder  Fabrikat  erst  in  den  Handel 
ubergehen  sollen  (Bobtabak-Gewiebtsteuer,  Weinbestenenitig 
beim  Producenten ,  Tabakfabrikatsteuer)  oder  welche  alf  Robstott" 
unmittelbar  in  einem  Pr oductionsbetrieb  (Fabrik)  ver- 
arbeitet werden  sollen  (Besteuerung  der  Rüben  für  die  Zucker- 
gewinnung, des  Materials  für  die  Branntweinerzeugung  u.  dgL  m.). 

b)  Controlen. über  ganze  Productionsbetriebe,  umfassen- 
dere fttr  die  Zeit,  wo  der  Betrieb  in  Gang,  einfaoherey  welche  aber 
nicht  fehlen  können  (Sperren  u.  dgL),  in  der  flbrigen  Zdt  So 
besonders  bei  Steuern  auf  den  Tabakbau  (Flächensteuer,  Gewicht- 
Steuer,  Controle  der  Felder,  der  eingebrachten  Ernte)  und  beim 
Zwang  zur  Ablieferung  des  gewonneneu  Tabaks  (auch  Salzes, 
wenn  dessen  Gewinnung  frei)  an  Monopolverwaltungen,  femer  bei 
den  mehrfach  genannten  inneren  Verbrauchsteuern  („  F  a  b  r  i  k  a  t  i  o  n  s  - 
controlen^').  Gerade  diese  Controlen  müssen  sich  genau  der  Technik 
des  Betriebs  anpassen,  wie  im  vorigen  §.  schon  bemerkt  wurde. 

A.  Wftgft«T,  nsuiwüMMBelialt  TL  44 


Digitized  by 


690  3.B.  2.K.  I.A.  Allg.  SteqerL  4.  IL-A.  Stea.?erv.  5.A.  Controlen.  §.  588,  589. 

3)  Umlauf-(Tran8port-)controlen.  Dieselben  verfolgen  die 
steuerpflichtigen  Waaren  in  der  örtlichen  Bewegung  auf  dem 
Transport.  Dahin  gehören  also  gewisse  Controlen  bei  den  Zöllen, 
den  Thorsteuern^  den  inländischen  CircolatioDsabgabeD  (Form  der 
Weinsteuer)  a.  8.  w.  Auch  für  bereits  yerzoUte  oder  einer  inneres 
3tenw  unterzogene  Waaren  können  solehe  Controlen  vorkommeny 
z«'  B.  bei  importurtem  Tabak  (England),  bei  Mehl  (Hahlstener),  bei 
Tabakfabrikaten,  nm  den  Absatz  an  bestimmte  Personen  (Eßlnd- 
1er,  Fabrikanten),  welchen  das  Gesetz  voranssetzt,  zu  verbürgen: 
hier  verbinden  sich  die  Umlaufe ontrolen  mit  Absatz  controlen, 
oder  gehen  in  solche  über,  eine  Kategorie,  welche  man  mitunter 
noch  als  eine  besondere  unterBoheiden  kan%'z«B,  bei  gewissen 
Verhältnissen  der  Tabakbestenenmg. 

IV.  —  §.  589.  Andere  Fragen  des  Gontrolwesens. 

Unter  den  zahbeiohen  sonstigen  Pnncten  des  Controlwesens 
betreffen  die  meisten  gewisse  Einzelheiten  bei  den  verschiedenen 
Steuern.    Von  allgemeinerer  Bedeutung  sind  etwa  noch  folgende: 

A.  Die  Anwendung  des  Eides,  insbesondere  der  eid esstat t- 
lichen  Versicherung  der  Steuerpflichtigen  in  Angelegenheiten, 
welche  ihre  Steuerverhältnisse  betreffen.  Die  Vorschrift,  ent- 
sprechende Angaben  anter  £id  zn  macheni  ist  ein  sehr  einjEseher 
Weg  znr  Ermittlang  der  Thatsachen,  nach  welchen  sich  die  Steaer- 
sehaldigkeit  richtet,  and  zugleich  ein  höchst  einfaches  Oontrolmitfcel 
Sie  spielt  im  nordamerieanischen  Steuerwesen  eine  so  hervor- 
ragende Rolle,  dass  man  in  ihr  eine  Grundlage  der  ganzen 
dortigen  Besteuerung  erblicken  kann,^^)  während  in  Europa,  nament- 
lich auf  dem  Continent,  die  Forderung  der  Eidesabiegung  in  Steaer- 
sachen,  ausser  in  der  gewöhnlichen  Art  bei  Gerichtsverbandlangen, 
nor  ausnahmsweise,  z.  B.  in  gewissen  FäUmi  bei  Dedarationen 
Ar  Einkommensteuern  u.  dgl.  oder  in  StreitfWen  in  Bezug  auf 
Schätznngen  des  Einkommens  yorzukommen  pflegt.  ^^) 

Den  Eid  so  wie  in  America  zur  Grundlage  der  Besteuerung 
zu  machen,  erscheint  in  mehr  als  einer  Hinsicht  bedenklich  und 
auch  von  dem  hierin  natürlich  nicht  allein  entscheidenden  fiscali- 
scben  Standpnncte  betrachtet  kaum  richtig.  Man  muas  wohl  Hock 

»•)  Hock,  Fin.  Amer.  S.  80. 

'*)  So  kann  auch  in  d.  pmuss.  Ges.gob.  über  Einkommensteuer  dem  Reclam&nten 
uie  Erklärung  an  Eidesstatt  über  die  in  ]]rtr.  seines  Einkommens  von  ihm  gemachten 
Angaben  auferlegt  werden,  widrigenfalls  die  angebrachte  Keclamation  als  unbegründet 
ziiiac]fzaw«iseii  ist  Aber  zu  diesem  Mittd  duf  die  Beziilaceiiuninioii  nur  gieiflui, 
„wenn  es  an  anderen  Mitteln,  die  Wahrheit  zu  eigranden,  fehlt*^  Gesetz  rem 
1.  Mai  1851,  §.  26. 
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dann  beistimmen:  „die  Eide  in  dem  Maasse  zu  vermehren,  als  es 
die  Menge  der  Steneransagen  niSfÜag  maeht,  Eide  zu  fordeni|  die 
falsoli  SU  seliwOren  ein  nahe  liegendes  Interesse  vorhanden,  und 
wenn  man  sie  fordert,  ihnen  dnrehweg  keinen  Glaahen  zn  schenken, 

(da  die  Vollständigkeit  nnd  Richtigkeit  der  eidlichen  Ansagen  in 
allen  Fällen  von  den  Steuerorganen  geprüft  wird)  ist  unzweck- 
mässig und  widerspruchsvoll  und  verstösst  gegen  die  Moral."  ^'^) 

B.  Oefters,  namentlich  in  früherer  Zeit  —  jetzt  sind  in  unseren 
Staaten  diese  Bestimmungen  grossentheils  gefallen  —  allgemeiner 
besonders  bei  den  zur  Defraudation  stark  anreizenden  Stenern,  hei 
welehen  zngleieh  ^eine  Entdeekong  des  ünterschleüls  schwieriger 
ilit,  hat  man  die  Thfttigkeit  der  Controlbeamten  woU  dnreh  An- 
theile  an  dem  fiscalischen  Gewinn  bei  entdeckten  Defraudationen, 
sogen.  Ergreiferantheile,  anzuspornen  und  durch  ähnliche  An- 
theile,  sogen.  Denunciantenantheile,  die  Mithilfe  von  Per- 
sonen aas  dem  Pablicnm  zur  Entdeckung  von  Unterschleifen  zu 
gewinnen  gesucht.  Daraus  konnte  sich  dann  ein  System  von  Be- 
lohnungen fttr  die  Beamten  und  die  Drauneianten  mtwiekeln. 
Solehe  AntheOe  und  Belohnungen  fanden  und  finden  sieh  zum  TheU 
noch  besonders  in  der  Verwaltung  der  indireeten  Steuern,  der 
Zolle,  inneren  Verbrauchsteuern,  des  Stempelwesens,  auch  in  Ge- 
bUhrenzweigen ,  z.  B.  bei  der  Defraudation  von  Wegegeld.  Vom 
moralischen  Standpuncte  haben  namentlich  die  Denuncianten- 
antheile  wohl  überwiegende  Bedenken,  welche  ihre  möglichste  Be- 
seitigung räthlich  machen.  Freilich  wird  letztere  wieder  Ton  dem 
ganzen  Stande  der  Volksmoralität  bedingt  sein.  Auch  die  Beamten- 
antheile  schädigen  leicht  die  Stellung  nnd  das  Ansehen  des  Ver- 
waltungspersonals  und  müssen  wenigstens  thunlich  beschränkt 
werden.  In  der  indireeten  Besteuerung,  bei  Zöllen  und  inneren 
Verbrauchsteuern,  ist  ihre  völlige  Beseitigung  aber  auch  wieder 
vom  allgemeinen  moralischen  Niveau  der  Bevölkerung,  der  Ge- 
schäfts- und  Beamtenkreise,  dann  auch  wohl  von  der  Verein- 
fachung und  Ermässigung  des  Zolltarifs  mit  abhängig.  Etwas 
Schönes  sind  sie  unter  kernen  Umständen.'^ 

Fin.  Amcr.  S.  81,  80.  —  Schäffle  nach  d.  Tab.enqa.  Tüb.  Ztschr.  1879  S. 646: 
„Die  angeblich  geringfOgige  Hinterziehung  (der  amer.  Tabaksteuer)  erklärt  sich  weniger 
ans  der  nmfuMiideii  Anwcöidung  des  UntonoohiuigBeidB  —  „Eide  im  ZoIUiaiis^*  sdUeii* 
nicht  schver  genommen  weiden  — ,  als  vielmehr  aus  den  sehr  harten  Gefängniss-  u.  Geld- 
strafen, die  eine  sehr  scharfe,  obwohl  sparsam  gebrauchte  Waffe  der  Verwaltung  bilden." 

Hock,  ölf.  Abg.  S.  53,  der  den  völligen  Verzicht  auf  Ergreiferantheile  „wie 
die  Sachen  mm  einmal  liegen'*,  uclit  f&i  thnnlick  hAlt  Er  riih,  fttr  diese  Antheile 
eine  gemeinsame  Gasse  zu  bilden.   Aufhebung  der  geselzL  Stra&ntheile  der  Demm- 

44* 
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C.  Mit  ihren  Controlen  greift  die  Steuerverwaltung  unver- 
meidlich in  die  Sphäre  der  persönlichen  Freiheit  der 
Bevölkerung  und  io  die  Freiheit  des  wirthschaftlichen 
Verkehrs,  (öfters  ziemlich  tief,  ein.  Das  Recht  dazu  wird  ihr 
bei  den  modernen  CoUnrvdlkem  regehnüssig  dorch  das  Stener- 
gesets  gegeben.  Letzteres  kann  aber  nieht  jedes  Detail  der 
Controle  feststellen.  Das  mnss  yielmefar  wieder  dnreh  Verord- 
nungen der  Verwaltung  geschehen,  zu  deren  Erlass  dieselbe  die 
gesetzliche  Ermächtigung  erhält.  Um  so  nothwendiger  ist  hier 
nun  auch  wieder  die  zweckmässige  Organisation  des  Be- 
schwerderechts und  die  Einräumung  ei^es  administrativen 
Klage  rechts  an  die  von  den  Controlen  Betroffenen.  Gegenüber 
den  Härten  und  Mängeln  des  Gesetzes  selbst  aber,  welche  eben 
oft  erst  bei  der  Vollsiehnng  hervortreten,  erweist  sich  hier  das 
Petitionsrecht  an  die  Begiemng  und  an  die  Volksvertretung 
zur  Herbeiftthmng  einer  Aenderung  des  Gesetzes  von  grosser 
principieller  imd  practischer  Bedeutung  für  das  ganze  Gebiet  der 
Controlen. Namentlich  im  Bereich  der  indirecten  Besteue- 
rung sind  Beschwerde-,  Klag-  und  Petitionsrecht  die  Mittel,  um  zu 
einer  relativ  genügenden,  nicht  mehr  als  nöthig  die  freie  Bewegung 
der  Personen  und  Güter  hemmenden  Gestaltung  nnd  zu  emer 
richtigen  Handhabung  der  Steuercontrolen  zu  gelangen. 

V.  —  §.  590.  Der  Gontroldienst  Er  zerfHUt  in  den 
„äusseren'^  gegenflber  dem  Publieum  und  in  den  „inneren'' 
gegenüber  den  Beamten  selbst 

A.  Die  Ausübung  der  Steuercontrolen  über  die  Bevölkerung 
überhaupt  und  die  Steuerpflichtigen  speciell  erfolgt  theils  durch 
diejenigen  Organe  der  Verwaltung,  welche  die  thatsächlichen  Er- 
mittlungen zur  Feststellung  der  Steuerschoidigkeiten  unmittelbar 
vorzunehmen  und  die  Steuern  zu  erheben  haben,  mehr  oder 
weniger  im  directen  Anschluss  an  diese  Functionen,  theiki  durch 
besondere  Organe  dgens  fttr  den  Gontroldienst 


ziaoteu  durch  d.  preuss.  Ges.  v.  23.  Jan.  1838  §.  ül  wegen  Untersuch,  u.  Bestraf, 
der  ZoUreigelien.  Ans  dem  "BeUng  der  einbezog.  Oeldstnfeii  u.  dem  EriSs  der  Gon- 

fiscate  wird  ein  Gratific-  u,  ünterstütz.fonds  f.  Zollbeamte  u.  deren  Angehörige  gebildet. 
In  Baiern  nach  Zollstratges.  v.  1837  die  Hälfte  des  Werths  der  Geldstrafen  n.  <'on- 
üscate  bei  den  Zöllen  an  Anzeiger,  die  andere  iialfte  an  einen  UaterstUtz.foudä  der 
ZoUrenralt  NMh  d.  prease.  Stempelgesetz  ?.  1822  §.  33  erhalten  Demmziaaten  ein 
Drittel  der  festgesetzten  Stcmpelstrafen. 

")  Vgl.  auch  hier  hes.  Stein,  Inn,  Verw.l.  I,  <)() — 153  (1.  A.).  Auch  oben 
§.  582  11'.  Uber  die  analogen  \  erhältnisäe  bei  den  Keclamationen  in  Betr.  der  Yeran- 
lagong  ond  EriMbang  dw  StenconL 
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Die  ersteren  reichen  meistens  bei  den  directen  Einkommen-^ 
Ertrag-  u.  s.  w.  Steuern  aus.  Bei  den  Verbrauchsteuern,  besonders 
den  wichtigsten  Kategorieen  der  indirecten,  wo  Schleichhandel 
u.  dgl.  droht,  sind  dagegen  umfassendere  Personal-,  Real-  und  Um- 
laufcontrolen,  auch  förmliche  Oertlichkeitscontrolen  nothwendig,  für 
welche  besondere  Or^e  unentbehrlich  sind,  l^ese  bestehen  in 
dem  oft  sehr  zaldreichen  Personal  der  Grenzwäehter  n,  s.  w. 
fftr  die  Bewaehnng  der  Zollgrenze  und  für  die  DnrchstrelAing  des 
Orenzdistriets,  in  ähnlichen  Organen  ftlr  die  Bewachung  der  Ver> 
zehrungssteuerlinien  der  Städte.  Auch  zur  Verhütung  von  Defrau- 
dationen in  Bezug  auf  die  Staatsmonopolartikel  und  auf  die  Steuern, 
welche  sich  an  den  privaten  Productionsbetrieb  anscbliessen ,  wo 
in  beiden  Fällen  das  geheime  Heraosbringeu  von  Artikeln,  im 
letzteren  auch  der  geheime  Bezug  von  unversteuertem  Rohstoff  u.dgL, 
die  Vornahme  nieht  angemeldeter  Betiiebsaete  verhindert  werden 
musSy  ist  ein  besonderes  Oontrolpersonal  erforderlieh.  Die  Organi- 
sation und  Anzahl  dieses  wie  des  Grenzwachpersonals  hängt 
wesentlich  mit  von  der  Einrichtung  der  betreffenden  Steuern,  dem 
Umfang  der  Zolltarife,  der  Höhe  der  Steuersätze,  dann  von  geo- 
graphischen Verhältnissen,  auch  von  den  Productionsverhältnissen 
(z.  B.  bei  der  Branntweinbrennerei,  ob  sie  mehr,  wie  bei  uns,  eine 
decentralisirte  laudwirthschaftliche  oder,  wie  in  England,  eine  rela- 
tiv centralisirte ,  mehr  städtische  Indnstrie  ist),  endlich  wieder  von 
Moral  und  Bechtssinn  der  Bevölkerung ,  der  Geschäfts-  nnd  Be* 
amtenkreise  mit  ab.  Daher  nnvermeidlieh  viel  zeitliche  nnd  ört- 
liche Unterschiede.  Aus  der  Vergleiehnng  der  Zahl  der  unmittel- 
baren Controlorgane  ist  deshalb  auch  nicht  wohl  ein  Schluss  auf 
die  Güte  der  Steuerverwaltung  zu  ziehen.  Natürlich  richten  sich 
die  Erhebungskosten  der  Steuern  wesentlich  mit  nach  der  Zahl 
dieses  Personals. 

Zu  dem  letzteren  müssen  dann  wieder  höhere,  Aufsichts-  n.  s.  w. 
Organe  hinzutreten,  welche  die  richtige  sorgfältige  Ansttbung  des 
Controldiensts  des  unteren  Personals  ttberwaehen. 

B.  Der  innere  Gontroldienst  über  die  Beamten  selbst, 
daher  namentiich  tiber  die  Erhebungsbeamten,  Oassenbeamten, 
gehört  nicht  näher  zu  dem  hier  erörterten  Gegenstande  der  Steuer- 
controlen.  Er  ist  auch  keine  Aogelegenheit  ausschliesslich  der 
Steuer  Verwaltung  und  nicht  specifisch  eigenthttmlich  für  diese 


^  S.  9lier  Pievasen  die  Diiien  pbea  &  658  Hole  XO, 
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einsaiieliteii,  sondern  eine  aUgemeine  Angelegenheit  der  Finanz - 
verwaltang  ttberhanpi  Nor  der  grosse  Umfang  der  Stenerverwal- 

tung  und  die  Complicirtheit  und  Mannigfaltigkeit  der  Aufgaben  in 
Bezug  auf  thatsächliche  Ermittlungen  und  auf  die  Erhebung  giebt 
dem  inneren  Controldienst  im  Steuerwesen  thatsächlich  meistens 
eine  grössere  Bedeutung  als  in  anderen  Zweigen  des  Finanzwesens. 
Daher  ist  im  höheren  wie  znm  Theil  auch  im  mittleren  Dienst  ein 
mehr  oder  weniger  nmfangreiehes  eigenes  Personal  von  „libei- 
waehenden"  Beamten  gerade  fOr  die  Ansitbnng  der  Gontrole 
ttber  die  Beamten ,  welche  die  Thatsaehen  für  die  Bemessnng  der 
Stenmehnldigkeiten  ermitteln,  Stenern  erheben  nnd  Steueroassen 
verwalten,  erforderlich,  ein  Personal,  das  auch  von  den  eigentlich 
leitenden  Beamten  der  Steuerverwaltung  noch  zu  unterscheiden  ist. 

Diese  tiberwachenden  Beamten  können  eventuell  neben  ihren 
Functionen  gegenüber  den  genannten  Beamten  auch  noch  zum 
Zweck  dieser  Gontrole  ge?nsse  Thätigkeiten  bei  der  Ermittlung 
der  Thatsaehen,  die  man  zur  Bestenenmg  des  Pnblicnms  kennen, 
mnss,  mit  Uberaehmen.  Man  kann  alsdann  mit  Hock,  weieher 
den  Ueberwaehungsdienst  lAher,  als  es  geboten  nnd  aweekmSssig 
erscheint,  mit  demjenigen  zur  Ermittlung  der  genannten  Thatsaehen 
in  Verbindung  bringt,  die  Aufgaben  der  Ueberwachungsbeamten  in 
Kürze  also  zusammenfassen:  „sie  sehen  darauf,  dass  kein  steuer- 
barer Act  der  Entrichtung  der  Abgabe  und  dem  vollen  gebühren- 
den Maasse  derselben  sieh  entziehe;  sie  erheben  und  sammeln  die 
Elemente  der  Stenerbemessnng  oder  prüfen  die  diesflUligen  An- 
gaben der  Stenerpfliohtigen  (oderi  wohl  ricbtigor:  sie  flberwaehen 
die  Erhebung  nnd  Sammlung  dieser  Elemente  nnd  die  Prüfung 
dieser  Angaben  Seitens  der  damit  betrauten  Organe);  und  sie 
untersuchen  in  ihren  höheren  Graden,  ob  die  Beamten,  welche  die 
Steuern  bemessen  und  einheben,  dies  genau  und  nach  Vorschrift 
gethan  haben.  Sie  müssen  frei  beweglich  sein,  denn  es  darf  keinen 
Ort  und  keine  Stunde  geben,  wo  nicht  ihr  Erscheinen  gefürchtet 
werden  kann;  fttr  sie  giebt  es  keine  bestimmten  Amtsstunden, 
keinen  regelmSssigen  Kreiskuif  der  Gesehäfte.'«") 

Im  Emzebien  mnss  aneh  der  höhere  Gontroldienst  nach  den 
VerhSltnissen  der  einseinen  Stenern  mit  emgeiichtet  werden ,  so- 
wohl in  Betreff  der  inneren  als  der  äusseren  Gontrole.^®) 

")  Hock,  öff.  Abg.  S.  44. 

^)  Inteiess.  Einiicht  des  Gontroldiensts  gegenüber  dem  Fublicmii  u.  den  Beamten 
in  America  bd  der  dortigen  Tabakbesteneiang.  Sch&ffle,  Tftb.  Ztscbr.  1879  S.  566  C, 
naoh  d.  £nqn^  länzidit  eines  GekoimpolizcIdiAiists  t  besondere  FlUe.  Zn  den 
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6.  Abschnitt 

Me  AüQiabeii  der  Steofinrerwaltiiiiir. 
n.    Die  AtufBlmui;  der  Bestenemiig. 

D.    Die  Steuorstraf en.  ' 

Auch  dieser  practisch  und  principiell  wichtige  Gegenstand  ist  bisher  in  der 
FinaazwiüseDschaft  gewöhnlich  kaum  auch  nur  berührt  worden.  Höchstens,  dass  man 
in  der  speo.  Stenerlehie  dieses  oder  jenes  einzelne  Stenenreigelien  und  die  d«fttr  an- 
gedrohte Strafe  erwähnte.  Der  Gegenstand  gehört  aber,  ebenso  wie  das  GoDtroliresen« 
in  die  allgemeine  Steuerlehre  und  giebt  zu  manchen  Streitfragen  Anlass. 

Aus  der  allgemeinen  £nanzwiäs.  Literatur  ist  vornemlieh  wieder  nur  auf  Hock, 
A£  Abg.  8.  54 — 57  und  »nf  L.  Stein  II,  545,  546  za  yenreisen:  eisterar  vie  ge- 
wöhnlich so  auch  hier  mit  wenigen,  aber  treffenden  Bemerkungen  den  Gegenstand  in 
vorztlglicher  Weise  erledigend,  ohne  ihn  indessen  im  nothwendigen  Zusammenhang 
mit  der  Einrichtung  und  Grundlage  der  ganzen  Besteuerung  zu  behandeln.  Auch  in 
seinen  pnet  Weriten  Uber  die  Finansen  FmnkraiGihs  n.  Americas  schenkt  Hock  dem 
Gegenstand  llberall  die  gebfihrende  Aufmerkaamkeit  Stein  hat  sdluuf  n.  richtig  das 
Steuervergehen  von  anderen  mit  der  Besteuerung  irgendwie  in  Zusammenhang  stehen- 
den strafbaren  Handlungen  unterschieden  u.  es  richtig  charactensirt.  llicht  ganz  zu-. 
trelMI  ist  aber  die  Anürfellnng  ron  2  Kategorieen  des  Thatbestands  des  Vergehens: 
füsche  Angaben  u.  Verheimlichung  des  Steuerobjects;  unrichtig  femer  „Defraudation** 
u.  Steuerbetrug  (als  falsche  Ang:abe  verbunden  mit  Fälschungen  in  d.  Buchhaltung) 
zu  identihciren.  Auch  die  Beschränkung  der  Steuerstrafe  auf  ein  System  von  „Bussen 
mit  progresB.  StsMa^  geht  zu  wdt  n.  die  Mottrirong  dafor,  dass  „jedes  (?)  Sieneiv 
vergehen  zugleich  dnen  Mangel  an  Obsorge  von  Seiten  der  Verwaltung  enthält,  aller 
Schmuggel  aber  nur  durch  verkelirte  Tarife  möglich  wird  (!!)"',  ist  ganz  schief  und 
onhaUbar.  Ais  ob.  die  Steaertarife  eben  nicht  wieder  vom  Steuerbedarf  und  Ton  der 
Ifodiwendigkeit  gleichmissiger  Besfemerung  abhingen ! 

Auffälliger  aber  noch  als  das  übliche  Stillschweigen  der  finanzwissensch.  Werke 
über  das  Steuerstrafweseu  ist  die  ebenfalls  wcnig:stcns  in  der  deutschen  systema- 
tischen u.  dogmatischen  strafrechtlichen  Literatur  so  gut  wie  ganz  fehlende 
principielle  Behandlung  dieses  wichtigen  und  keineswegs  uninteressanten  Rechts- 
gebiets.  Da  dasselbe  allerdings  vielfach  vom  sonstigen  Strafrecht  in  der  Gnindlage 
und  der  Ausführung  abweicht,  so  er^nelit  sich  hier  manche  Controverse,  deren  tiefere 
Behandlung  auf  die  obersten  rechtsphilosophischen  Prindpien  des  Strafrechts  hinfuhrt. 
Ausser  in  den  Gommentaren  der  Steaergesetze  aber  findet  sich  kaum  eine  ErOrterang 
Uber  Wesen  und  Arten  der  Steuervergehen  u.  Strafen  in  unserer  strafrechtl.  Literatur. 
Sogar  so  umfassende  Werke  wie  das  v.  Holtzendorf f 'sehe  Sammelwerk  ,,Handb.  d. 
D.  Strafrechts  in  Einzelbciträgen''  (3  B.  Berl.  1871  —  74)  enthalten  so  gut  wie  nichts 
darüber,  was  durch  die  übliche  Gestaltung  des  positiven  Eechts  doch  kaum  genügend 
entschuldigt  wird.  In  der  Bogel  befinden  sich  nemlioh  die  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen des  Steuerrechts  nicht,  wie  die  gewöhnlichen  sonstigen,  in  den  Gesetzen 
über  Strafrecht,  in  den  neueren  Strafgesetzbüchern,  sondern  in  den  einzelnen 
Steuergesetzen.  Aber  sie  bilden  doch  einen  wichtigen  Bcätandtheil  des  Landes- 
strafrechts, der  gerade  mit  der  Ausdehnung  und  Verfeinerang  der  indirecten,  der 
Verkehrs-,  Stempelbesteuerung  und  mit  der  Einbürgerung  des  Ansageprincips  und 
Declarationszwangs  in  Hauptgebieten  der  directen  Bestenerung  immer  wichtiger  and 
juristisch  immer  schwieriger  wird. 

Die  Giiminalisten  rechtfertigen  diesen  Anschluss  des  Stenerstrafrechts  und  des 
?enrandten  „PoÜMibiusiedht^  allerdings  damit,  dass  sie  eine  principielle  Grenze 


Gontrolbeamten  gehören  auch  die  Stempelfiscale,  die  in  Frenssen  nach  dem 
StempelgeB.  r.  7.  Hin  1832  §.  34  die  Anfgftbe  haben,  namenü.  anch  die  Yerhaad- 
hingen,  Acten  u.  s.  w.  der  Behörden  in  Bez.  auf  die  richtige  Erfüllung  des  Stempel- 
gesetzes zu  controliren.  Ausdehn,  dieser  Controle  auf  die  Kevision  der  Actiengesellsch, 
durch  Ges.  v.  25.  Mai  1857.  Diese  Fiscale  bestehen  bei  d.  Provincsteuerdirectionen. 
Sie  kftnnen  anch  Private  nSthigen,  sich  ihrer  Controle  m  nnterverÜBn.  Vgl.  Hoff- 
mann,  L.  t.  d.  Stenern  8.  435  iL 
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fta  das  «^eigentliche**  Stnfirecht  mittelst  einer  bestimmten  Definition  des  Begriffs 
„Verbrechen"  zn  ziehen  suchen,  vgL  r.  Holtzendorff  a.  a.  0.  I,  4  ff.  Allein  hier 
wird  den  Dingen  doch  Gewalt  angcthan  und  gerade  der  Nonnulfall  dt^r  Steuerdefrau- 
daüon,  wo  böse  Absicht  zu  Grunde  liegt,  willktlhrlich  ausgeschlossen.  Hier  liegt  . 
dastelbe  „Unrecbtsmoment"  vor,  wie  bei  einer  grossen  Reihe  gemeiner  Verbrechen. 
Jene  Grenzziehung  entspriolit  freilich  nur  zu  sehr  dem  Zustand  des  Rechtsbewusstseins 
im  Volke,  der  laxen  Auffassung  der  Steuerrergehen.  Dadurch  wird  es  aber  nicht 
gerechtfertigt,  dass  unsere  Griminalisten  bisher  den  letzteren  keinen  Platz  im  System 
des  Stnfreehfs  einfftnmten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  in  «fnem  dkaiaoteiistiseheii 
Beispiel,  wie  schwer  der  Fortschritt  zu  einer  wahrhaft  „gern ein wirÜischaftlicheiL** 
und  demgemäss  wahrhaft  „öffentlich-rechtlichen"  Auffassung  der  Vermögens- 
verhältnisse ist.    Alle  Anschauungen  unserer  Juristen,  sogar  der  sonst  weitsichti- 

Seren  Griminalisten,  stehen  hier  noch  im  Banne  ptiratwirthsehafSieher  n.  piivatrecht- 
cher  Gcsichtspuncte.  Man  würde  simst  wenigstens  die  böswillige  Stenerdefrandation 
grundsätzlich  unter  die  „Bereichemngsyerbrechen"  reihen  und  sie  so  mit  dem  „Betrug", 
wenn  auch  noch  nicht  identificiren,  so  doch  als  ein  demselben  gleichartiges  Ver- 
brechen, bes.  Vergehen  zusammenstellen  (s.  ?.  Holtzendorff,  Stnnecht  m,  621  ff.). 

Weniger  aufföllig,  aber  darum  nicht  weniger  bedauernswerth  ist,  dass  noch  im 
deutschen  Verwaltungsrecht  das  Steuerstrafrecht  noch  nicht  angemessen  be- 
handelt ist  £s  harrt  hier,  wie  das  ganze  Verwaltungsstrafrecht,  dessen  Theil  es  ist, 
„noch  immer  in  der  dentsdien  Wissenschaft  seiner  Begrttndnng  n.  seines  so  wichtigen 
Strafprincips"  (Stein,  I,  545).  Selbst  ?.  BOnne  ist  für  Prenssen  hier  sehr  dtüfdg. 
Kurze  BemerkTiDgen  über  das  bestehende  preuss.  Recht  und  Andeutungen  de  lege 
ferenda  giebt  Gneist,  z.  B.  Verwalt,  Justiz  u.  s.  w.  S.  286,  292,  passim  im  „Rechts- 
stMif*  2.  A.,  s.  B.  S.  318. 

Das  positive  Steuerstrafrecht  ist  bisher  bei  uns  wie  in  anderen  Staaten 
panz  Gclf'|:^onheitsgesetzGrebnnG:  n.  besteht  aus  Eestiinmungen,  welche  in  den  einzelnen 
Steuergcäetzen  gleich  im  Zusammenhang  mit  der  Regelung  der  einzelnen  Steuer  ge- 
troffen werden.  Wegen  seiner  besonderen  practischen  Wichtigkeit  n.  seines  specielleren 
Details  ist  hier  namenflich  das  Zollstrafrecht  auch  ftlr  den  folgenden  das  Staneretraf- 
recht  nur  generell  behandelnden  Abschnitt  hervorzuheben.  S.  ftlr  Deutschland, 
V.  Rönne,  preuss.  Staatsr.  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  662,  ders.  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  2.  A. 
n,  1.  Abth.  S.  104.  Bei  den  Yerhand).  im  J.  18S6  hatten  sich  die  Begiemngen  im 
Zollverein  nur  über  „leitende  Grundsätze"  des  Zollstrafrechts  verständigt,  aber 
die  Zollstrafgesetze  eigens  redigirt.  So  Preussen  im  Ges.  v.  23.  Jan.  1S3S  wegen 
üntersucli.  u.  Bestraf,  d.  Zollvergehen.  Nach  d.  ZoUvereinsvertr.  v.  8.  Juli  1867  gehört 
die  Competenz  auch  auf  diesem  OeMele  den  gesetzgebenden  VtudKom.  des  Zollvereins, 
jetzt  des  D.  Reichs.  Daher  sind  jetzt  massgebend  d.  Vereinsgea.  V.  18.  Mai  186S  u. 
die  §§.  134 — 105  des  Vereinszollgeaetzes  v.  I.Juli  18B9.  Für  das  Strafverfahren 
blieben  aber  die  Landesgesotze  noch  in  Kraft.  Für  Prcussen  Ges.  v.  23.  Jan.  1838 
betr.  Untersuch,  u.  Bestraf,  d.  ZoUreigdien.  Sonst  sind  t  Deotsdhl.  wie  f.  andere 
Länder  bes.  die  Gesetze  über  indircctc  Verbrauch  steuern ,  nam.  Wein-,  Bier-, 
Branntwein-,  Tabak-,  Zucker-,  Mahl-  u.  Schlachtst.,  über  Monopolien  u.  s.  w. ,  femer 
tlber  Stempel-  u.  Regist  er  abgaben  u.  dgl.  als  reich  an  Straf  bestimmungen  aller 
Art  zn  nennoi.  Aus  der  directen  Besteuerung  gehören  vomemlich  die  Yorschrifiton 
über  Anmelde-  und  Dcclarationszwang  bezüglich  der  für  Unterlassungen  und 
falsche  Angaben  angedrohten  Strafen  hieher.  Daher  fehlen  solche  Bestimmungen 
vielfach  noch  fast  ganz,  etwa  von  kleinen  Ordnungsstrafen  ftlr  Yerletznng  von  Gontrol- 
nnd  Anmeldungsrorschriften  abgesehen,  in  Staaten,  welche  bloss  die  Uteren  Ertrag- 
steuem,  ohne  die  Leihzinsst.,  und  keine  Einkommen-  und  VermÖgenst.  oder  für  die 
Eink.st.  u.  s.  w.  keinen  Declar.zwang  haben  (Preussen).  Anders,  wo  dies  Princip 
angenommen  ist,  so  z.  B.  in  d.  k.  sächs.  Eink.st.ges.  v.  22.  Dec.  1874  §.  62—69, 
in  Erbsch.st.gesetzen,  so  auch  im  neuen  preuss.  T.  30.  Mai  1873,  §.  41 — 45.  Sehr 
umfassend  und  einschneidend  sind  nach  der  ganzen  Grundlage  und  Einrichtung  der 
Besteuerung  die  Straf  bestimmungen  für  Steuervergehen  in  Nordamerica,  s.  darüber 
ftLT  die  Zeit  der  60er  Jahre  Höchts  Fin.  Am.;  zur  Gharacteristik  der  Verhältnisse  in 
einem  einzelnen  Beispiel  bes.  die  drakonischen  Straf  bestimmungen  in  der  americ 
Tabakst.gesetzgeb.  (Tab.en<iu.  B.  III,  501;  Schäffle,  Tüb.  Ztschr.  1879,  S.  5.56  ff., 
641  ff.;  Felser  in  Hirth's  Annalen  1878,  S.  337  £).  Für  England  sind  die  Su-af- 
bestimmunfea  bei  Weigeraug  ron  Angaben  und  fidsehen  Mf^hen  in  SdMd.  D  der 
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£ink.st.  (gewerbl.  £ink.)  beachtenswerth,  d  n.  6.  Yict  cap.  35,  Art.  100 — 145,  s. 
Gneisi,  engl,  yerw.r.  2.  A.  II,  797.  —  Bei  der  80  «Ufleroraentlicli  oomplicirton  und 
fisoaliflchen  Gesetzgcbang  über  indirecte  Stenern,  Stempel  u.  s.  w.  in  Frankreicli 

sind  auch  die  Straf  bestiinmangen  hier  fein  ausgebildet,  s.  bes.  Hock 's  Fin.venr. 
Frankreichs  u.  das  grosse  Werk  yor  Olibo,  codes  des  coutribat.  indir.  et  dos  octrois, 
5.  ed.  3  ?ol.  Lyon  1878—79. 

L  —  §.  591.  Das  Stenery  er  gehen. 
A.  Begriff  and  Wesen  desselben. 
Ein  Steuervergehen  ist  diejenige  gesetzwidrige  nnd 

mit  Strafe  bedrohte  (versuchte  oder  vollfHbrte)  Handlung 
(bez.  auch  Unterlassung)  einer  Person,  durch  welche  die 
gesetzliche  Veranlagung  oder  Erhebung  einer  Steuer  zum' 
Nachtheil  der  Steuercasse  unmöglich  gemacht  oder  im 
Betrage  verkürzt  oder  durch  welche  gegen  die  gesetz- 
liehen Gontrolvorschriften  Verstössen  wird.  Die  hierbei 
erfolgende  Hinterziehung  von  Stenern  ist  die  sogen.  Defraudation.^) 

Das  Steuervergehen  deokt  sieh  also  nicht  mit  jeder  irgend  wie 
an  die  Besteuerung  sich  knüpfenden  oder  selbst  durch  sie  veran- 
lassten an  sich  nach  dem  geltenden  Strafrecht  strafbaren  Hand- 
lung. Wohl  aber  kann  es  in  letzterer  sofort  mit  enthalten  sein, 
z*  B.  wenn  falsche  Stempelmarken  iUr  den  eigenen  Gebrauch  her- 
gestellt und  verwendet  oder  von  Anderen  gefälschte  wissentlich 
gebraucht  werden«  Oder  das  Steuervergehen  fuhrt  m  seinem  Ver- 
lauf dne  andere,  allgemein  strafbare  Handlang  mit  sich,  z.  B.  die 
Körperverletzung  eines  verfolgenden  Stenerbeamton  beim  Sehmuggel. 
Immer  ist  zwischen  dem  Steuervergehen  und  einer  solchen  anderen 
strafbaren  Handlung  dann  scharf  zu  unterscheiden. 

Die  mancherlei  Steuervergehen  und  Defraudationen  bei  den 
verschiedenen  Steuern  lassen  sich  vornemlich  auf  die  beiden 
Schemata  der  Unterlassung  vorgeschriebener  Steuer  an  sagen 
Seitens  des  Steuerpflichtigen  und  der  falschen  Angaben  bei 
diesen  Steueransagen  zurttckfUhren.  Unter  das  erste  Schema  ge- 
hören auch  die  Verheimlichungen^  von  Steuerobjecten ,  wie 

')  Vgl  stein  I,  546,  Hock,  Off.  Abg.  S.  55.  —  Stenerrttckst&nde  (§.  581) 

bilden  nur  bedingt  den  Thatbestand  eines  Steuervergehens,  so  z.  6.  im  Falle  bös- 
willigen Unterlassens  der  Steuerentrichtung  über  die  gestattete  Frist  hinaus.  Die 
Steuerexecutiousmassregeln  sind  auch  nur  tbeilweise  als  Strafmassrogeln  zu  charac- 
terisiren.  —  Die  mit  dem  Steaeifesets  ttberainstimmenden  Verordnungen  der  Ver- 
waltung vertreten  legis  vicem,  so  dass  YeistSsse  dagegen  zu  den  Stenerratieliea 
gehören.  Behauptete  Widersprüche  zwischen  dem  Gesetz  und  den  Verordnungen  auch 
in  Betr.  der  Vergehen  und  Straf  beätimmungen  sind  wieder  durch  das  Institut  des 
administrativen  ElagrechtB  zum  Anstn^  zu  bringen. 

^)  Die  also  nur  als  Speeles  einer  Art  von  Vergielien  den  falschen  Angaben 
gegenUbeizoatellen  sind,  was  Stein,  I,  546  ttbeisieht. 
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beim  Grenz-  und  Thorschmuggel  zur  Hinterziehung  von  Zöllen  und 
Oetrois,  ferner  die  Vornahme  von  Produetionsprocessen  in  der  Ver- 
brauchsbesteaerung  der  Productionsbetriebe  ohne  Anmeldung  bei 
der  Steuerbehörde,  daher  ohne  die  Gegenwart  controlirender  Stener- 
organe;  dann  auch  die  Unterlassung  gebotener  Handlangen  bei 
den  Verkelustenerny  z.  B.  der  Anwendung  Ton  Steuerstempein/ 
der  Anmeldung  von  BeehtsgesehSflen  zur  Begistrirung.  Zu  den 
falsehen  Angaben  zählen  auoh  die  absichtlichen  Irreführungen 
der  Steuerbeamten,  welche  die  Controlen  auszuüben  und  die  that- 
ßächlichen  Ermittlungen  zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeit 
vorzunehmen  haben,  ferner  die  absichtlichen  Störungen  der  Mess- 
instramente  oder  Apparate,  durch  welche  bei  Verbrauchsteuern  die 
Bteuerpfliohtigen  Mengen  und  Qualitl&ten  der  Objeote  ermittelt  werden 
(Aleoholo-,  Saecharometor  bei  der  Branntwein-,  Zuekenteuer,  Mess- 
apparate der  Mahkteuer  —  In  Italien  — ). 

B.  —  §.  592.    Vorkommen  der  Steuervergehen. 

Die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  zu  Steuervergehen,  daher 
auch  deren  Häufigkeit,  femer  die  Arten  und  der  Umfang  dieser 
Vergehen  gestalten  sich  wieder  bei  den  grossen  Kategorieen 
des  Steuersystems  verschieden. 

1)  Auch  hier  sind  die  frflher  (§.  549,  557)  als  eine  be- 
sondere steuertechnisebe  Gruppe  zusammengefossten  „Steuern 
auf  einzelne  wechselnde  Thatsaohen  und  Handlungen 
daher  namentlich  die  Verkehr-  (Stempel-)  und  indirecten 
Verbrauchsteuern  als  diejenigen  hervorzuheben,  welche  zu  Steuer- 
vergehen, besonders  gegen  die  Steuerveranlagung  mittelst  Unter- 
lassung der  Steueransagen  und  gegen  die  Co ntrol Vorschriften  am 
Meisten  Anlass  geben,  aus  leicht  ersiehtliehen  Gründen.  Eben 
deswegen  sind  hier  die  Controlen  wieder  so  zu  yersehftrfen,  womit 
aber  zugleich  die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  wenigstens  zu 
leichteren  Steuervergehen  wächst 

2)  Bei  den  Hauptarten  der  directen  Steuern,  den  Ertrag-, 
Einkommen-,  Vermögensteuern,  liegt  die  Sache  anders.  Solange 
man  sich  hier  bei  der  Ermittlung  der  Steuersubjecte  und  Objecte 
wesentlich  mit  amtlichen  Nachforschungen  (§.  550)  und 
mit  Sehätzungen  der  Erträge,  Einkommen  u.  s.  w.  durch  Be- 
hörden und  Commissionen  (§.  551,  553  ff.)  begnügt,  ist  ittr  Steue^ 
vergehen  in  Bezug  auf  die  Veranlagung  kaum,  in  Bezug  auf 
die  Erhebung  wenig  Gelegenheit,  und  die  Controlvorschriften  sind 
geringfügig :  insoweit  ein  Vorzug  dieser  Besteuerungsart  Mit 
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dem  fiergOnlioben  Heldeswang  bei  Penonal^  mid  anderen 

dircctCD  Steuern^)  (§.  550)  verändert  sich  dies  schon  etwas  und 
Vergehen  gegen  diese  Vorschrift,  welche  wesentlich  die  Bedeutung 
einer  Controlvorschrift  hat,  treten  hervor.  Namentlich  aber  mit 
dem  Princip  des  Declarationszwangs  für  Einkommen-,  Ver- 
mögen- und  einzelne  Ertragstenem  wie  die  Leihzinssteiier  (§.  552), 
für  die  Erbsehaflstener  nnd  ftbnliebe  wiid  nnn  zu  Stenenrergeben 
eine  nnr  zu  reichliobe  Gelegenbeit  geboten,  besonders  in  Bezug 
anf  falsche  Angaben.  Diesen  Nachtheil  muss  man  aber  als 
einen  unvermeidlich  mit  diesem  Princip  verbundenen  in  den  Kauf 
nehmen,  weil  das  Princip  selbst  ganz  richtig  und  noth wendig  ist 
C.  —  §.593.  Strafrechtlicher  Character  derSteuer- 
yergeben. 

Das  Vergeben  der  Stenerdefirandation  setst  zwar  regelmässig 
Absiebt  (,»böse  Absiebt'%  dolos)  des  Defrandanten  vorans, 
aber  begrifflieb  nnd  naeb  dem  positiven  Reebt  bescbriUikt 

sich  das  Steuervergehen,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Verletzung 
von  Controlvorschriften ,  nicht  auf  den  Fall  der  bösen  Absicht^) 
Vielmehr  kann  auch  grobe  Fahrlässigkeit  (culpa  lata),  leichtes 
Versehen  (culpa levis)  and  selbst  nur  zufällige  (gutgläubige) 
Ausserachtlassnng,  z.B.  wegen  Unkenntniss  einer  Vorschrift, 
das  Vorbandensein  eines  Stenerrergebens,  w^in  anelf  nnr  eines 
geringeren,  bedingen.  Selbst  in  den  yerwieketten  nnd  kttnstüeben 
Verhältnissen  der  indiieeten  Bestenerang,  z.  B.  des  ZoUwesens, 
ist  ohne  den  Rechtssatz,  dass  „Unkenntniss  des  Rechts"  nicht  als 
Entschuldigung  dient,  nicht  wohl  auszukommen,**)  wenn  dieser 
Umstand  auch  ein  Milderungsgrund  sein  kann.  Bei  der  Compli- 
eation  in  der  Praxis,  z.  B.  bei  Steuern  im  Anschlnss  an  den  tech- 
niseben  Productionsprocess  nnd  hier  wie  sonst  öfters  in  Fällen, 
wo  die  Aetion  eines  zahlreichen  Personals  in  Betracht  kommt  (jm 
Fabrikwesen)  lässt  sieh  auch  die  böse  Absicht  hftnfig  nnr  schwer 
naehwdsen,  während  die  Fahrlässigkeit  offener  zu  Tage  tritt. 

In  dem  Fall  der  bösen  Absicht  liegen  aber  nun,  wenn  auch 
nicht  immer  absolut  genau  alle,  so  doch  stets  einige  der  wesentr 

")  Z-  B.  die  früher  schon  einmal  erwähnte  Pflicht  zur  Anmeldung  des  Eintritts 
der  Steuerpflicht  ftlr  bisher  steuerfreie  Häuser  bei  der  (lebäudesteuer  (Preusscn). 

*)  Deshalb  ist  Stein 's  Auffassung  des  Steuervergehens  I,  546  zu  eng«  sie  passt 
mdir  auf  die  Steaeidefraiidation,  eber  anoli  nioht  Töllig.  —  Die  in  der  Yoifoemeiiiuig 
enrlliDte  Ausschliessung  der  Steuervergehen  aus  dem  eigentlichen  Strafrecht  hängt 
mit  dieser  weiteren  Begriffsbestimmoiig  dieser  Yeigehen  zusammen,  wird  aber  dadurch 
nicht  genügend  begründet. 

")  So  MifldracUiidi,  tmtHt  in  Bezug  auf  gehArig  bekannt  gemadite  Yenraltiiogs- 
rusdiiifien,  bestimmt  in  §.  163  d.  D.  YereinsioUges.  ?.  1,  JaU  1S69. 
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Hohen  Merkmale  dee  Btrafreohtiielieii  VergehenB  (bes.  Verbreohow) 

des  Betrugs  vor:  der  Defrandant  sucht  sich  einen  rechtswidrigen 
Vermögens  vortheil  auf  Kosten  der  Steuercasse  (des  Fisens)  durch 
Irrthumserregung  mittelst  Unterdrückung  oder  Entstellung  wahrer 
oder  durch  Vorspiegelung  falscher  Thatsachen  zu  verschaffen.*^) 

Trotzdem  hat  weder  die  herrschende  strafrechtliche  Theorie 
noch  das  positive  Strafrecht  der  Calturvölker  die  Stenerdefrandation 
auch  in  diesem  Fall  r^gehnftssig  ohne  Weiteres  als  ißetrüg*'  qnali- 
fieurt  oder  aneh  nnr  als  dn  demselben  wesentlieh  gleiehstehendee 
nnd  strafreehHieh  gleieh  tn  behandefaides  selbstibidiges  Vergehen 
oder  Verbrechen  —  etwa  unter  der  Kategorie  der  „Bereicherungs- 
verbrechen" ^)  —  aufgefasst.  Nach  dem  Stande  der  öffentlichen 
Meinung  und  des  Rechtsbewusstseins  unserer  Völker  hat  dies  im 
Allgemeinen  auch  wohl  heute  noch  seine  ganz  oder  grossentheils 
ausreichenden  prineipiellen  Gründe.  Zu  diesen  treten  noch 
erhebliehe  steuerte ehnis ehe  Gründe  hinzu.  Dennoeh  möohte» 
and  sollte  wohl  auch  mit  Becht,  die  Weiterentwieklnng  im  Leben 
unserer  Cuttürvölker  dahin  ftthren,  in  der  böswilligen  Stener- 
defrandation ein  mit  dem  ^^Betrug"  identisches  oder 
strafrechtlich  gleichzastellendes  selbständiges  Ver- 
gehen anzuerkennen. 

1)  DiÄ  prineipiellen  Gründe  für  die  bisherige  Auffassung 
der  Steuerdefraudatiou  liegen  im  Character  und  in  der  geschieht* 
liehen  £ntwiekiung  des  Steueri-echts.  Letzteres  bildet  kein  so 
dnfiiehes,  quasi -natttrliehes  Beehtsgebiet,  wie  es  daiedenige  des 
VermOgensreehts  und  der  reishtswidrigen  Verletzungen  desselben 
ist  oder  wenigstens  im  Volksbewusstsein  zu  sein  gilt  Das  Steuer- 
recht,  einschliesslich  des  Controlrechts ,  ist  zwar,  wenn  einmal 
die  Grundlage  in  Betreff  des  Steuersubjects,  Steuerobjects  und 
Steuersatzes  (§.  539  ff.)  festgestellt  ist,  auch  in  seinen  haupt- 
sächlichen einzelnen  Bestimmungen  durchaus  nicht  so  willktthrlich^ 
als  es  oft  erseheint,  sondern  ein  logisch  streng  folgerieh- 
tiges  System  Ton  einzehen  Yorsohriften,  öfters  von  bewundems- 
werther  Gonsequenz  (firanzOsisehe  indkeete  Besteuerung,  Enregistre- 
ment).  Aber  in  der  Feststellung  jener  Grundlagen  und  in 
manehen  Details  ist  in  der  That  doeh  das  Moment  der  Willkflhr, 

«)  Vg:l.  D.  Strafges.buch  v.  1871  §.  263.  v.  Holtzendorffs  Strafr.  III,  750  ff.  — 
Nicht  ausreichende  Abweisoog  dei  Betragsqualifidrang  der  De£caadatioa  bei  Hock, 
öff.  Abg.  S.  56. 

**)  Zu  ihneu  zählen:  Diebstahl  u.  Unterschlagung,  Raub  n.  Erpressong,  BegtUH 
stigong  Q.  Hehleroi,  Betrag  ik  UnHeae;  Holtzend.  Stzafr.  III,  621  S. 
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daher  auch  des  Fremdartigen  nicht  zu  verkennen.  Erst  mit  der 
festen  Einbürgenuig  eines  Steuersystems  und  einer  einzelnen  Steuer- 
art  und  Steuer  als  gerechter  und  zweckmässiger  Steuern 
im  Volksbewnsstsein  kann  sieh  eine  Ansehammg  ansbüden, 
dass  eine  böswilfige  Stenerdefrandation  ein  wirklicher  ^ßetmg'' 
im  strafrecbflichen  Sinne  sei  und  wie  ein  solcher  behandelt  werden 
mfiBse.  Daraus  ergiebt  sieb  die  nicht  unwichtige  Gonsequenz,  dass 
gar  zu  häufiges  Rütteln  und  Verändern  an  der  Besteuerung  auch 
hier  wieder  Bedenken  hat  und  dass  die  Frage  der  „gerechten 
Steuervertheilung",  demnach  der  gerechten  Steuerveran- 
lagung auch  im  Einzelnen,  auch  für  die  Bildung  eines  die 
Steuerdefraudation  scharf  yemrtbeilenden  Bechtsbewusstseins  im 
Volke  nicht  gleichgiltig  ist 

Die  Entwicklung  eines  solehen  Bechtsbewnsstseins  nnd  die 
dann  erst  mögliche  strengere  strafrechtliche  Ahndung  der  Steuer- 
defraudation erscheint  aber  namentlich  in  einem  Steuersystem  so 
nothwendig,  wo  die  unteren  Volksclassen  durch  Verbrauchsteuern 
scharf  getroffen  werden.  Nach  der  Natur  dieser  Steuern  können 
sich  diese  Classen  schlechterdings  der  Besteuerung  durch  Wider- 
rechtlichkeiten nicht  entziehen y  was  ja  nnr  ein  Vortheil  ist  Um 
so  bedenklicher  ist  es  aber  dann  wieder,  wenn  die  besitzenden 
und  wohlhabenderen  Classen  durch  Steuerdefraudation  mit  Hilfe 
falscher  Angaben  bei  den  Einkommensteuern,  Leihzinssteuem  u.  dgL 
und  gewisse  Geschäftskreise  bei  der  Yerbrauchsbesiteuerung  der 
Productionsbetriebe ,  auch  bei  den  Zöllen  die  ihnen  rechtlich  ge- 
bührende Steuerschuldigkeit  nicht  tragen. Solche  Zustände  wirken 
corrumpirend  und  aufreizend.  Namentlich  bei  den  genannten  Steuern 
muss  daher  auf  allmählich  immer  strengere  strafrechtliche  Auffassung 
der  Defraudation  hingestrebt  werden. 

2)  Die  steuertechnischen  Grttnde  fttr  eine  müdere  Behand- 
lung der  Steuervergehen  oder  Defiiaudationen  liegen  bei  vielen 
Steuern,  .besonders  wieder  den  indirecten,  den  Zdllen  u«  dgl.,  in 
deren  Natur  und  in  der  daraus  hervorgehenden  Schwierigkeit, 
böse  Absicht  und  Versehen  zu  unterscheiden;  dann  auch  darin, 
dass  hier  öfters  „kleine  Leute"  in  einem  Dienstverhältniss  die  Ver- 
gehen begehen  und  persönlich  allein  sicher  gefasst  werden  können, 
während  der  Vortheil  der  Defraudation  den  Dienstherren  u.  s.  w. 
zu  Gute  kommt   Blosse  Verstösse  gegen  die  Controlvorschriften 

^)  Der  SchleichhaAdel  u.  s.  w.  der  t^einen  Leute''  erfolgt  doch  voruemlich  auch 
im  Ihtezcflse  der  Definidatfonen  der  ESiiclIeir,  FablikMiten. 
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werden  gewöhnlich  nur  als  leichtere  Vergehen  oder  „Uebertre- 
timgen^'  zu  behaDdeln  sein. 

Aus  dem  strafrechtlichen  Character  der  Steuervergehen  folgt 
dann  mit Noth wendigkeit  auch  mit  die  Straf  art  und  das  Strafmaass. 

IL  —  §.  594.   Die  Steuwstrafe. 

A.  Art  derselben.  Die  namentUeh  im  dentsehen  Steaer- 
strafreeht  bestehenden,  in  anderen  Staaten  ttbrigens  mdst  äbn- 
lioben  BestuBunongen  pflegen  etwa  die  folgenden  tu  sein.^ 

1)  Die  Stenerstrafen  für  Defraudationen  bestehen  regelmässig 
zunächst  in  Vermögen-,  bez.  Geldstrafen,  welche  nur  im  Un- 
vermögensfalle in  Freiheitstrafen  verwandelt  werden.  Bei 
Vergehen  unter  erschwerenden  Umständen  (z.  B.  Schmuggel 
durch  Bewaffnete),  im  Rückfall  oder  im  wiederholten  Rückfall 
(z.  B.  bei  Zolldefraudationen)  werden  diese  Strafen  erhöht  und 
auch  wohl  sofort  dnroh  Freiheitstrafen  ersetzt  oder  letztere  mit  jenen 
verbunden.  Concnrrirt  ein  Stenervergehen  mit  anderen  strafbaren 

S.  als  Beispiel  f.  d.  Stiafart,  Bemess.art  n.  Höhe  d.  Strafe  d.  Bestimm,  in 
dem  deotBchen  ZoUTer.ges.  t.  1.  Juli  1869  §.  134  £,  Untenchefd.  „GontrebaDde**, 

d.  h.  verbotswidr.  Ein-,  Aus-  oder  Durchfohr  yon  Gegenständen  unternehmen,  u.  von 
„Defraudation",  d.  h.  Hinterziehung  v.  Ein-  u.  Ausgangsabgaben  unternehmen.  Strafe  in 
beiden  Fällen  Gonfiscation  der  (iegeustaude,  daza  bei  d.  Contreb.  Geldbusae  Tom 
deppelten  Werth  der  Gegemtihide,  minAstens  10  TUr.,  bei  d.  Defraud.  4feelLer  Betrag 
der  Tinenthalt  Abgaben,  die  ausserdem  zu  entrichten.  Im  ersten  Buckfall  Verdopp- 
lung der  Geldbusse,  im  ferneren  Ktlckfall  neben  d.  Confiscation  in  d.  Regel  Freiheits- 
strafe, Max.  2  Jahre,  erent  ausnahmsweise  Yerdopplang  der  Geldbusse  des  1.  Kuckfalls, 
Schlifimg  der  Strafen  um  die  HlUte  und  gewisse  FreUieltsstiafen  bei  erschwerten 
Umständen.  Verletz,  d.  amtl.  Waerenverschlusses  ohne  Absicht  einer  GeftUentziehnng 
(u.  nicht  durch  Zufall)  Geldbosse  bis  300  Thlr.  Bei  üebertret.  d.  gesetzl.  u.  Verord- 
nungsvorschriften  Ordnungstrafen  bis  50  Thlr.  Bei  Cmwandl.  der  nicht  beitreibbaren 
GsmnfeB  in  Frdhettstrafen  Maziinaldaiier  der  letzteren  Vti  1ms.  .2  Jahie.  —  In  der 
dentsch-preuss.  Ges.geb.  über  indiiecte  Steuern  auch  sonst  die  erste  Defraudations- 
strafe  das  4  fache  des  vorenthalt.  Steuerbetr. .  so  bei  d.  norddeutschen  Brau  Steuer, 
Gea.  ?.  4.  Juli  lb68  §.  24,  im  Fall  der  Wiederhol,  nach  vorhergegang.  Bestraf,  das 
Sfache  (auch  Sperre  der  Branerei  auf  8  Men.  zugleich),  bei  3.  Defintodat  nach  2ma]. 
Bestraf,  das  16fache  u.  bleibende  Untersag,  der  Ausübung  des  Brauereigewerbes,  selbst 
od.  durch  Andere,  f.  d.  Verurtheilten.  Dann  zahlreiche  Ordn.strafen,  auch  Confisca- 
tionen  der  nicht  oder  nicht  richtig  aogemeldetcu  Braupfannen  u.  Bottiche  (angef.  Ges. 
§.  25 — 36).  Dieselben  StFsfbestimm.  t  Defrandat  bd  d.  Branntwelnst  s.  Ges.  r. 
8.  Juli  1868  §.  50  fT.  Aehnlich,  noch  weiter  nach  der  Technik  d.  Production  spedSp 
lisirend  das  neue  deutsche  Tabaksteuergcs.  v.  10.  Juli  1S79,  §.  32  IT.,  4  u.  Sfache 
Strafe  des  defraud.  Stoucrbetrags,  bei  fernerem  Rückfall  Gefängnissstr.  bis  2  Jahre.  — 
Auch  bei  Stempeldefkand.  in  Prenssen  4facher  Betrag  des  nacbznbiing.  Stempels, 
des.  V.  7.  März  1822  §.  21.  —  Hoho  Strafen  in  Frankreich  hd  Zollvergehen, 
Hock.  Fin.  Fr.  S.  248,  270,  auch  bei  Unrichtigk.  in  d.  W'aarenerklar. ;  Confiscation 
V.  Waarc  u.  Transportmittel,  hohe  Geldstrafen  v.  500 — 3000  Fr.,  selbständ.  Frei- 
heitstrafen  bei  gewissen  Arten  des  Schleichhandels.  Auch  hohe  Oidn.stnifeD,  100  bis 
1000  F'r.  u.  selbst  Confiscation  des  Transportmittels.  —  Ausserdem  auch  in  d.  deutschen 
Recht  besond.  Bestrafung  der  Bestechung,  Strafges.buch  v.  1871  Art.  '6HH.  Daneben 
Ordnungstrafen,  z.  B.  ZoUges.  v.  1869  §.  100.  —  In  America  bedingt  auch  die 
Grundlage  der  eidesstatü.  Versicher,  f.  so  viele  Steueransagen  (s.  §.  589  oben)  strengere 
u.  insbes.  sofort.  Freiheitstiafen.  Sehr  nd  Detail  darüber  bei  Hock,  Fin.  Am.,  s. 
Register  s.  r.  Strafen. 
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Handlungen,  so  kommt  die  Strafe  für  beide  zugleich  zur  Anwen- 
dung. Bei  der  VerUbung  einer  Defraudation  durch  Mehrere  ver- 
eint,  kann  die  solidarische  üaitong  für  die  Bezahlung  der  Straf- 
gelder ausgesproehen  sein. 

2)  In  gewissen  Fällen  kommt  neben  den  Geldbnssen  imd 
Freiheitstrafen  aaeb  die  Strafe  der  Confiseation  der  Gegenstände, 
in  Bezug  anf  die  das  Vergehen  verttbt  wurde,  z.  B.  bei  gesehmnggel- 
ten  zollpflichtigen  Waaren  vor;  mitunter,  so  im  americanischen 
Recht,  noch  im  weiteren  Umfang.  *)  An  die  Stelle  der  Confiseation 
kann  unter  Umständen,  z.  B.  wenn  sie  nicht  vollstreckbar  ist, 
eine  angemessene  weitere  Geldstrafe  treten. 

3)  Leichtere  Vergehen,  namentlieb  solche,  dnrch  welehe 
eine  Defraudation  nicht  beabsichtigt  war,  Uebertretnngen  der 
OontrolTorschriften  vu  dgl.  werden  mit  kleineren  Geldbnssen 
als  „Ordnungsstrafen^^  belegt. 

Alle  diese  Strafen  kommen  nach  der  bisherigen  tbatsächlichen 
Entwicklung  des  Steuer  rechts  ganz  überwiegend,  Ja  fast  ausschliess- 
lich bei  den  indirecten  und  Verkehrsteuern  (Stempel)  vor. 
Mit  der  Einftthning  eines  emstlich  gehandhabten  Anmelde-  und 
Declarationszwangs  bei  Einkommen-,  Vermögen-,  Leilizins-, 
Erbschaft-,  Conjnnetnrengewinn-  und  ähnliehen  Stenon,  wird  das 
Strafsystem  aber  aneh  hier,  also  anoh  bei  den  Hauptarten  der 
directen  Besteuerung,  sich  ähnlieh  gestalten  mtissen.  Nament- 
lich bei  den  Einkommen-  und  Leihzinssteuern  ist  auf  hohe  De- 
fraudationss trafen,  welche  eventuell  bei  der  zu  fordernden 
Controie  der  Erbschaften  noch  nachträglich  aufzulegen  sind, 
nach  dem  Früheren  (§.  Ö24,  552)  grosses  Gewieht  zn  legen. 

In  d.  amcric.  Tab. besten,  ia  gewiflsen  FäUen  ConfiscitiOD  des  FabiikeiganihiiinB 

mit  Grund  und  Boden  angedroht 

S.  deutsch«  Zotiges,  v.  1869  §.  147  thet  Gontreb.  u.  Defraud.  unter  dem 
Schütz  einer  Versicherung,  wo  Freiheilstiafeii  f.  d.  Versicherten  u.  Venicherer 

u.  Confiscat.  der  zum  Zweck  der  Versif  her.  angelegten  Fonds  der  Versicherer,  oder, 
im  FaU  diese  Gonfiscat.  unroUstreckbar,  solidar.  Geldstrafe  v.  500 — 5000  Thlr. 

K.  sächs.  Einlcstees.  y.  22.  Dec.  1874  §.  63  bestimmt  bei  ügJschen  Dedaiat 
nach  dem  Qiade  der  dabei  an  den  Tag  gelegten  Böswilligkeit"  das*  4 — 10  fache 
des  hinterzogenen  Betrags,  Nach  §,  06  bei  üobcrgehui)<ren  oder  zu  niedrigen  Be- 
steuerungen, auch  ohne  Absicht  der  Hinterziehung,  Kaciizahiungen  bis  auf  5  Jahre 
znrtlck,  wofür  die  Verbindlichkeit  auf  d.  Erben  Ubergeht.  S.  anch  Ges.  Uber  Eink.st 
Im  K.  Bern,  r.  18.  März  1865  §.  35  (Strafe  der  Defrand.  bei  Selbstschatzang  mit 
dem  2fachen  Betrag  der  in  den  letzten  10  Jahren  entzogenen  Steuer,  wofür  auch  die 
Erben  haften).  Preuss,  Erbsch.st.ges.  v.  1873  §.  41,  42:  Strafe  f.  unterlassene  u. 
falsche  Anmeld.  u.  Declarat.  gleich  dem  d  o  p  p  o  1 1  e  n  Betrag  der  zu  zahlenden  Steuer ; 
wenn  dieser  nicht  za  ermitteln,  Geldstrafe  bis  1000  Thlr.;  event.  nnr  Ordn.strafe  bis 
50  Thlr.  —  Bei  emstlicher  Controie  d.  Erbschaften  für  den  Zweck  der  Controie  der 
Eink.-  n.  ähnl.  Steuern  darf  die  Verjährung  der  Strafe  nicht  lünderlich  sein,  die 
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Auch  dies  entspricht  gegenüber  den  mit  Verbrauchsteuern  belasteten 
unteren  Classen  nur  einer  Forderung  der  Gerechtigkeit:  um  so 
mehr,  solange  falsche  Angaben  bei  den  Declarationen  noch  nicht 
akt  Betrug  behandelt  werden.  EiDBÜich  erwägenswertb  erscheint 
gerade  bei  den  genannten  directen  nnd  verwandten  Stenern,  dann 
bei  Steaern  anf  Prodnetionsbetriebe  aneh  die  Einfitthning  empfind- 
lieher  Ehrenstrafen,  die  yoUe  Oeffentliehkeit  der  Bestrafimg 
nnd  die  Verbindung  anderweiter  Beehtsfolgen  mit  der 
rechtskräftigen  Verurtheilung,  wie  zeitweilige  oder  bleibende  Ab- 
erkennung btlrgerlicher  Ehrenrechte  u.  dgl.  (§.  586). 

Nicht  unbedenklich  ist  auch  mit  Rtlcksicht  darauf  das  unten 
noch  zu  erwähnende  Straf-Abfin du  ngs System  (§.  598).  * 

B.  —  §.  595.  Bemessnngsart  der  Strafe.  Bei  manchen 
Stenern  hat  man  hier  für  Qeldstnifen  die  Wahl,  ob  man  dieselben 
nach  dem  Werthe  des  Stenerobjects,  in  Besng  anf  welches,  * 
oder  nach  der  Grösse  der  Abgabe,  welche  ganz  oder  theilweise 
defrandirt  worden  ist,  bestimmen  will.  Die  letztere  Bemessungsart 
ist  „die  in  grösserem  Umfange,  nemlich  auch  für  Personalsteuem, 
überhaupt  fUr  alle  Steuern,  deren  Object  kein  schätzbarer  Gegen- 
stand ist,  anwendbare.  Vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  spricht 
ilUr  sie,  dass  sie  sich  genau  nach  dem  Gegenstande  der  Ueber- 
tretung  richtet,  während  das  Stenerobject  sich  zu  letzterer  ganz 
gleichgiltig  yerbiüt  Gegen  die  Strafe  naeh  der  Grösse  der  Abgabe 
lilsst  sich  nnr  der  Grund  geltend  machen,  dass  sie  emer  der  Hanpt- 
Wirkungen  geringer  Abgaben,  der  Verminderung  des  Schmuggels, 
bindernd  in  den  Weg  tritt.  Denn  dem  durch  Ermässigung  der 
Abgabe  verminderten  Gewinn  des  Schmuggels  wirkt  der  durch  die 
ermässigte  Strafe  verminderte  Verlust  im  Fall  seiner  Entdeckung 
entgegen.  Doch  ist  hier  leicht  dadurch  zu  helfen,  dass  die  Strafe 
mit  einem  desto  höheren  Vielfachen  der  Abgabe  bemessen  wird, 
je  niedriger  die  letztere  ist"  ( Hock).  ^)  Diese  fiemessnngsmethode 
nach  dem  defrandirten  Stenerbetrag  hat  auch  wegen  ihrer  Ein^h- 
heit  den  Vorzug  und  ist  die  ttbliche.  Die  Confiscation  des  Stener- 
objects  entspricht  der  anderen  Methode,  die  natHrlich  in  dem  Falle 
der  „Contrebaude^^  i.  e.  S. ,  bei  einem  Bruch  von  Ein-,  Aus-  oder 
Durchfuhrverboten  neben  willkUhrlich  bestimmten  Geld-  und  son- 
stigen Strafen  allein  anwendbar  ist 

sonst  meist  kurz  ist  Zollvergehen  verjähren  in  Deutschland  (Zollges.  v.  1869  §.  164) 
in  3,  Ordn. Widrigkeiten  in  1,  Anspnn  Ii  auf  Nachzahl,  defraud.  Gefalle  in  5  Jahren. 

Oett'.  Abg.  S.  55.    Eine  solche  Abstufung  der  Strafen  mu;säte  sich,  genauer 
la  den  ZoUtuif  aascbÜMBen. 
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C.  Die  Höhe  der  Strafe.  Darüber  sind  im  Vorausgehenden 
schon  einige  Bemerknngen  gefallen.  Sie  mnss  sieb  selbstverständ- 
lich einigermasseii  der  Qualität  des  Steuervergehens,  der 
Hohe  der  Defrandation,  den  begleitenden  Umständen, 
dem  sicheren  oder  fehlenden  Nachweis  der  bOsen  Absicht  n,  s.w. 
anpassen.  Ueblich  sind  bei  den  Ordnungsstrafen  kleine 
fixe  oder  bis  zu  einem  müssigen  Maximum  gehende  Geld- 
bussen. Bei  den  Strafen  für  Defraudation  wird  die  Höhe  bei 
uns  regelmässig  in  einem  Vielfachen  des  defraudirten  Steuer- 
betrags (bez.  des  Werths  des  betreifenden  Steuerobjects  bei  der 
zweiten  Bemessungsmetbode),  bei  Defraudationen  unter  erschweren- 
den Umständen  oder  im  Wiederholungsfall  in  einer  zunehmenden 
Steigerung  dieses  Vielfachen  festgesetzt  und  eventuell,  wie  bemerkt, 
durch  hinzutretende  sonstige  Strafen  verschärft.  Das  sind  princi- 
piell  richtige  G^rundsätze.  Die  Zahlenbestimmungen  enthalten  freilich 
hier  wie  inmier  unvermeidlich  ein  Moment  des  Willktihrlichen.  Durch 
Gewährung  einer  Limite  für  das  richterliche  Ermessen  kann  Letz- 
teres im  concreten  Fall  wünschenswerth  vermindert  werden, 
III.  —  596.  Verhängnng  der  Steuerstrafen.^^) 
A.  Den  Anforderungen  des  Rechtsstaats  unserer  Gulturvölker 
und  dem  Wesen  des  Vergehens  und  der  Strafe  entspricht  am 
Besten  die  Verhängung  der  Strafen  fttr  Steuervergehen  durch  die 
ordentlichen  Gerichte.  Hierbei  hat  die  competente  Steuer- 
behörde das  Recht  zn  erhalten,  entweder  selbst  den  öffentlichen 
Ankläger  vor  Gericht  darzustellen  oder  den  Strafautrag  zur  ord- 

Hock,  öff.  Abg.  S.  57.  Specielles  über  Frankr.  u.  Amer.  in  s.  beiden  Werken. 
In  Amer.  YcrhängUDg  der  Strafen  durch  die  Unionsgerichte.  Compromisse  auf 
administr.  Wege  »iich  hier,  so  bei  d.  Tabakst  —  Fttr  Preassen  s.  d.  in  d.  Yorbem. 
gen.  Ges.  v.  23.  Jan.  1838  Uber  Untersuch,  v.  Zollvergehen;  d.  Stempeiges.  r. 
1822  §.  21  ff.,  31  ff.,  auch  K.-O.  t.  13.  Apr.  1833:  ües.  7.  8.  Febr.  1819  betr.  Brannt- 
weinbesteaerung  u.  s.  w.  §.  93  a.  a.  m.  Die  preuss.  gesetzl.  Bestimmungen  ent- 
sprechen den  im  Texte  anfgestdlten  Fordeningen  noch  nicht  überall  in  ganz  genügender 
Weise,  indem  den  Verwaltungsbehörden  eine  noch  zu  grosse  Gempetenz  gelassen  ist. 
Doch  ist  wohl  das  Wesentlichste  erreicht.  Z.  II.  nach  d.  Stempelfr<'s.  v.  1S22  §.  31 
Berufung  auf  richtcrl.  Gehör  nur  bei  Stcmpelstrafresoluten  der  Yerwait.behörden  im 
Fall  einer  gesetzl.  Sinfb  t.  10  Thir.  n.  mehr  znlSssig.  Nach  d.  Ges.  ?.  1838  §.  33 
erfolgt  die  Aburtheilong  r.  Zdlrergehen  bei  FälLn.  wo  unmittelbar  Freiheitstrafe  statt- 
findet oder  bei  Concurr.  mit  and.  V<rbrer}ieri  durch  d.  Gerichte,  bei  Ordnung-Strafen 
ausschliessL  durch  d.  Zoll-  n.  Steuerbehörde.  In  d.  Übrigen  Fällen  Untersuch,  bei 
d.  Zoll-  Q.  Stenerftmtefn  n.  bei  Strafen  n.  Gonfisc-Weithen  bb  50  Thaler  Entachddnng 
durch  diese,  bei  höheren  Summen  durch  d.  Pro?inc.zoIlbehörde.  Doch  kann  letztere 
die  Verweis,  an  d.  Gericht  verfügen  oder  während  d.  Untersuch,  in  lOtägiger  priiclus. 
Frist  nach  Erött'u.  des  abgel'assten  Strafbescheids  der  Angeschuldigte  die  Sache  ans 
Gericht  zn  bringen  beantragen.  —  In  Baiern  nnmittelbares  gerichtl.  Verfahren 
nach  d.  Zollstrafges.  v.  1837,  auch  bei  Stempeldefraud.  S.  Puzl,  Verw.r.  S.  571,  558. 
In  Frankreich  entscheidet  nach  der  Schwere  des  Vergehens  der  Friedensrichter 
das  Correctionstribunal,  der  Assiseiihot ;  Hock,  Fin.  Fr.  S.  bü. 

A.  Wagner,  FinuuAWiäsouächatt.   II.  45 
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DungsgemäBsen  WeiterfUfarnng  an  das  Gericht  in  bringen.  Die 

gerichtliche  Entscheidung  ist  zwar  nicht  immer  die  einfachste, 
auch  durchaus  nicht  immer,  im  Vergleich  mit  der  Verhängung 
der  Strafe  durch  die  Steuerverwaltungsbehörde,  im  persönlichen 
Interesse  des  Angeklagten  gelegen,  welcher  letztere  schon  die 
Siellang  Yor  Gericht  und  die  öfifentliche  Verhandlung  daselbst  n.  s.  w. 
sehr  oft  gern  yennieden  sehen  wird.  Aber  nnr  die  gerichtliehe 
Untersachnng  nnd  Entscheidung  wird  alle  Üblichen  Garantieeo 
ftlr  objeetive  Behandlung  geben.  Auch  nnr  dabei  erseheinen 
die  Steuervergehen  anderen  strafbaren  Handlungen 
im  Princip  gleichgestellt,  was  flir  ihre  moralische  und 
rechtliche  Beurtheilung  in  der  ötientlichen  Meinung  sehr  wichtig 
und  die  Voraussetzung  fUr  manche  Reformen  der  Besteaerung 
ist  Nur  bei  gerichtlicher  Entscheidung  der  Steuervergehen 
lassen  sich  namentlich  jene  mehrfach  erwähnten  weiteren  Rechts- 
folgen der  rechtskrilfti^^  gewordenen  Vemrtheilung  und  Bestrafung 
mit  letzterer  verbinden,  was  zur  Entwicklung  strengerer  Anschau- 
ungen Uber  die  Ehrlosigkeit  der  Steuervergehen  nothwendig  erscheint. 

B.  Die  neuere  Entwicklung  geht  auch  entschieden  darauf  hin, 
Steuer?ergehen  immer  mehr  den  ordentlichen  Gerichten  zu  Uber- 
weisen. Aber  theils  in  Folge  geschichtlich  überkommener  Ein- 
richtungen, theils  in  Folge  wichtiger  stenertechniscber  und  anderer 
Zweckmässigkeitsrttcksichten  hat  sieh  namentlich  hei  uns  in  Deutsch- 
land und  mehrfach  auch  in  anderen  L&ndem  auf  diesem  Gebiete 
die  Conipetenz  der  Steuerverwaltungsbehörden  immer 
noch  in  ziemlich  ausgedehntem  Maasse  erhalten ,  indem  solche 
Behörden  in  i;e wissen  Fällen  allein  unter  völligem  Ausschluss 
der  Gerichte  oder  wenigstens  neben  oder  vor  den  Gerichten  die 
Steuervergehen  untersuchen,  abni*theilen  nnd  die  Strafen  dafür 
verhängen.  Trotzdem  diese  Einrichtung  wohl  an  sich,  daher  b 
allen  Fällen  gewisse  missliche  Folgen  wie  die  angedeuteten  hat, 
lässt  sie  sich  schwerlich  ganz  beseitigen,  mindestens  nicht  rasch 
und  nicht  überall.  Sie  int  alsdann  nur  um  so  mehr  mit  Garan- 
tieen  zu  umgeben,  unter  welchen  die  unbedingte  stete  Zu- 
lassung des  Recurses  des  durch  eine  Verwaltungsbehörde  Ver- 
urthciltcn  und  Bestraften  gegen  das  Strai'resolut  an  das  Gericht  > 
am  Wichtigsten  erscheint* 

G.  —  §.  597.  Einzelne  Eategorieen  von  Fällen. 

1)  Besonders  häufig  und  auch  am  Unbedenklichsten  ist  die 
Verhängung  der  sog.  Ordnungsstrafen  durch  die  Verwaltungs- 
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behörde.  Auch  hier  aber  sollte  .der  oft  bei  uns  fehlende  Kecurs 
an  du  Gericht  und  yollends  an  eine  höhere  Verwaltangebehörde 
statthaft  sein,  wenn  dies  der  Venurtheilte  vorzieht 

2)  Naoh  der  Höhe  der  eventneU  zn  v^hängenden  Geldstrafe 
und  nach  der  in  Betracht  kommenden  Straf art  kann  sieh  wohl 
passend  die  Competenz  der  entscheidenden  Verwaltungsbehörde 
richten,  indem  bei  kleineren  Summen  und  leichteren  Straf- 
aiien  eine  niedrigere,  z.  B.  das  Hauptzoll-  oder  Steueramt,  bei 
anderen  eine  höhere  Behörde,  z.  B.  die  Stenerbehörde  der  Provinz 
die  Saehe  entscheidet  Ein  Recnrs  an  eine  zweite  höhere  Ver- 
waltongsinstanz  (z.  B.  von  der  Provinoialbehörde  an  das  Finanz- 
ministerium) sollte  anch  hier  immer  zulässig  sein.  Bedenklicher 
erscheint  es,  die  Znlässigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidung 
von  der  Höbe  der  eventuell  in  Aussicht  stehenden  Geldstrafe 
abhängig  zu  machen.  Das  kann  leicht  zu  einer  ausschliesslichen 
Eröffnung  dieses  Wegs  nur  für  y^grosse'^  Defraudanten  führen. 

3)  Gleich  anfänglich  mnss  wenigstens  die  Entscheidung  der 
Gerichte  ex  officio  in  solchen  Fällen  eintreten,  wo  es  sich  um 
Freiheits-  und  andere  Ehrenstrafen  oder  um  die  Ehre  be- 
treffende Rechtsfolgen  einer  Strafe  handelt. 

4)  Bei  allen  Vermögen-,  bez.  Geldstrafen  (einschliesslich 
der  Strafe  der  Confiscation)  für  versuchte  oder  verübte  Defrau- 
dation (und  Contrebande)  muss  sowohl  der  Steuerbehörde  als 
anch  dem  Angeklagten  die  Wahl  zustehen,  die  Sache  sofort 
vor  Gericht  anhängig  zumachen  oder  die  Steuerbehörde  darüber 
entscheiden  zu  lassen.  Für  diese  Wahl  sind  dem  Angeklagten 
kurze  Präclnsiyfristen  zu  gewähren.  Auch  wenn  er  sieh 
aber  bei  der  Entscheidung  durch  die  Verwaltung  beruhigt  hat, 
muss  ihm  nach  Empfang  des  Strafresoluts  und  eventuell  auch 
nach  der  Bestätigung  desselben  durch  die  Verwaltungs-Recurs- 
instanz  noch  das  Recht  verbleiben,  die  Sache  zur  gerichtlichen 
Entscheidung  zu  bringen.  Um  böswillige  oder  chicanöse  Weiterangen 
des  Verurtheilten  in  solchen  Fällen  zu  yerhUten,  kann  aber  eine 
Bestimmung  getroffen  werden,  wie  die,  dass  Personen,  welche  sich 
zuerst  bei  dem  Verwaltungswege  beruhigt  haben,  einer  erhöhten 
Strafe  unterliegen,  falls  die  Entscheidung  des  Gerichts,  au  das 
sie  nachträglich  gehen,  diejenige  der  Steuerbehörden  genau  oder 
im  Wesentlichen  bestätigt. 

D.  —  §.  598.  Strafabfindungen: 

Bei  Defraudationen  im  Gebiete  der  indirecten  Steuern,  be- 

46» 
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sonders  (kr  Zolle,  der  inneren  Verbrauclisteuern  auf  den  Pro- 
ductioüsbetrieb,  dann  der  in  Stempelt'orm  u.  s.  w.  erhobenen 
Verkehrsteuern  und  Gebühren  (französisches  Enregistrement), 
auch  wohl  bei  der  Erbschaftsteuer  geht  nuif  wenigstens  that- 
s&ehlich  die  Entscheidnng  der  Steuerbehörden  ttber  die  Ver- 
mögen- oder  Geld- Stenerstrafen  wohl  in  eine  Art  ,,AbfindnngB- 
vcrtahren"  zwischen  der  Behörde  und  dem  Defraudauten  über, 
so  besonders  in  den  Fällen,  wo  die  Substan z ii r u ug  des  defrau- 
dirten  Betrags,  wie  bei  manchen  indireeten  Steuern  (Bier-, 
Branntwein-,  Zuckersteuer  u.  a.  m.)  schwierig  ist. 

Ein  solches  Verfahren  hat  man  yom  Standpancte  des  fiscalischen 
Interesses  ans  gelobt,  ja  fflr  nothwendig  erklärt,  nm  Defraudationen 
wirksamer  bekämpfen  zn  können;  man  spare  Zeit  und  Kosten, 
der  Angeschuldigte  habe  meistens  selbst  das  Interesse,  nicht  yiel 
Schwierigkeiten  zu  machen  und  sich  zu  l'iigen,  weil  er  so  in  Betreff 
der  Art  und  der  Hübe  der  Strafe  besser  wegkomme  und  sieb 
etwaigen  sonstigen  Strat't'olgen  entziehe.  So  gelange  der  Staat  aber 
jedenfalls  am  Leichtesten  zu  seinem  Gelde,  werde  also  das  Ziel 
der  Besteaerung  erreicht  und  doch  die  Defraudation  immerhin 
empfindlich  gestraft  und  vor  ihr  abgeschreckt 

Practisch  richtige  (^esichtspunete  sind  dies  allerdings,  und 
wie  die  Dinge  liegen,  kann  man  vielleicht  nicht  immer  anders 
verfahren.  Aber  moralisch  und  rechtlich  bedenklich  ist  dies 
Vorgehen  gleichwohl.  Der  Strafe  wird  hier  Vieles  von  ihrem 
characteristischen  Wesen  genommen,  das  Verfahren  erscheint  mehr 
als  ein  „Abkauf  der  Strafe'^,  diese  mehr  als  eine  Busse  für  die 
Ungeschicktheit  des  Defraudauten,  sich  ertappen  zu  lassen,  denn 
als  eme  wirkliche  Strafe  fttr  ein  moralisches  und  strafrechtliches 
Vergeben.  Man  befindet  sieh  eben  mit  diesem  ganzen  Abfindnngs- 
verfahren,  (wie  zum  Theil  mit  der  Abnrtheilung  der  Steuerver- 
gehen durch  Vcrwaltungsbebürden  überhaupt),  auf  einem  falschen 
Wege,  auf  dem  man  schwerlich  dazu  kommen  wird,  jede  Defrau- 
dation im  VolksbewQSstsein  zu  einem  wirklichen  Vergehen 
zu  machen.  Das  ist  unvermeidlich  auf  die  Dauer  verhäng- 
nissvoll auch  fflr  das  blosse  fisoalisehe  Interesse  und  schädlich 
für  die  Volksmoralität 

")  Hock,  Äff.  Abg.  S.  57. 
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S.  13.    Ueber  altgriecb.  Finanzen  8.  such;  Tb.  Fellner,  z.  Gesoh.  d.  attischen 

Finanzverwalt.  •  Wien,  1879. 
S.  15.     Ueber  deutsches  mittclalterl.  Fin.wes.  s.  jetzt  auch  G.  Wait2,  Deutsche 

Verfass.gesch.  VUl  (Kiel,  1878),  Kap.  15. 
S.  34.     Ueber  französ.  Enregistrement,  Stempel  o.  s.  w.  s.  Code  des  lois  snr 

l'enregistr.,  timbre  etc.  Par.  1876,  Dupont.  —  Für  Elsass-Lotbringen: 

Jacob,  Gesetze  Uber  Eniegistr.,  Stempel  u.  s.  w.  in  £ls.-Lothr.,  Strassb., 

TrUbner,  1878. 

8,  SS— 36.  Nene  Beichsstempelgeaetzentvttrfe  betr.  Xmteien  1)6nenniAs8igei'  Werth- 
papiere, Lombaiddarlehen,  Sdilnssnolen,  Bechnnngen,  Qaittangen,  Gheoka, 
Giioanveisnngen,  Lotterieloose  sind  dem  Deutschen  Bnndesrath  im 
Febr.  1880  znr  Beschlnas&ssnnf  Toigdegt  vorden.  —  Einfthmny  einer 
Beiehs-Stempelabgabe  fXa  Spielkarten  durch  Ges.  r.  3.  JoU  1878.  — 
Dentscbes  Gericbtskostengesetz  t.  18.  Jnni  1878.  Ueber  die  staAe 
Yerthenerung  der  (Svilprocesskosten  durch  dies  Gesetz,  Teiglichen  mit  den 
biflflieiigw  Sätzen,  wird  seit  der  Einfühning  der  neuen  Gerichtsorganisation 
(1.  Oct.  1879)  vielfach  geklagt.  —  Deatsche  Gebührenordnung  für  Geiu^tB- 
Tollzieher  y.  24.  Joni  1879.  —  Neues  baier.  Ges.  aber  Taxen  u.  Gebtthien  u.  a. 
V.  19.  Aug.  1879. 

S.  55  Note  3.  Deutsches  Keichsges.  v.  20.  Juli  1879,  betr.  d.  Statist.  Gebühr 
f.  d.  Waarenverkehr  mit  dem  Ausland,  seit  1.  Jan.  1880  in  Kraft. 

S.  67.  Seitdem:  7te  Denkschr.  üb.  d.  Ausfuhr,  d.  Deutschen  Münzgesetzes  dem 
Beichsug  1879,  8te  dsgl.  1880  vorgelegt.  Eistere  in  Uiith,  Annalea 
1879  S.  923. 


S.  157  ff.  sind  durch  ein  Versehen  des  Verfassers  einige  unrichtige  Verweisungen  auf 
spätere  §§.  des  Bandes  erfolgt: 


S.  157  Z.  2  7.  u.  lies 

§.  476  statt  462. 

-    -    -  1  -  -  - 

§.  482  • 

•  468. 

-  158  -  5  -  0.  - 

§.  487  . 

-  478. 

-    -    - 13  -  -  - 

§.488  • 

•  474. 

.    .    .17  -  -  - 

§.  452  ' 

'  488. 

-    -   -  1  -  u.  - 

§.  453 

-  442. 

-  159  -14-0.  - 

§.  455  < 

-  442. 

-    -    - 11  -  u.  - 

§.  467 

-  453. 

-    -    -  4  -  -  - 

§.  473 

-  459. 

.160-5-0.  - 

§.  485 

-  471. 

-    -    -  17  -  -  - 

§.  490  • 

•  476. 

-    -    -  19  -   -  - 

§.  451  • 

•  440. 

-  165  -  1  -  u.  - 

§.  492 

-  478. 
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